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Viertes Buch. 
Jamilienrecht. 


Erſter Abſchnſtt. 
Bürgerliche Ehe. 


H 1 f ite Vorbemerkung zum 
1. Das amilienrecht umfaßt die Vorſchriften, welche die rechtliche Seite h Auch 
is un Famittennerhälimife (Che, I. Abſchnitt 55 1297—1588 und Ver⸗ 6 207 f. 
wandtſchaft, II. Abſchnitt SH 1589—1772) folgenden Lebensverhältniſſe regeln, 
ſomie das VBormundſchaftsrecht (III. Abſchnitt 99 1773192]. 5 

2. Die Vorſchriften des Familienrechts ſind in weitem Umfange zwin⸗ 
ſeſtz 5 llerchtsſaze. Die rechtliche Natur der Vorſchriften bleibt im Einzelnen 

zuſtellen. 
4, Die dem amilienrecht angehörenden Rechte ſind Zuſtandsrechte ab⸗ 
ſoluten ee Sie Wirten deshalb nicht nur im Verhältniſſe der in 
dem amilienrechtlichen Verbande ſtehenden Perſonen, ſondern auch jedem 
Dritten gegenüber. Dementſprechend ift auch die Wirkung des in familien 
sntlihen Rechtsſtreitigkeiten erfloſſenen rechtskräftigen Urtheils durch CP. 
6 928 (ditekeorb. vor $ 1323), 643 (itelvorb, vor $ 1591) geregelt. 

erliete, auf familienrechtlicher Grundlage beruhenden Schuldverhältniſſe 
Bal egen den allgemeinen Vorſchriften des Rechtes der Schuldverhältniſſe. 
el. Titelvorb. 3. 2. Buche Note 2. 


oe Familienrecht des BGB. findet ſeine Ergänzung in den Vor⸗ 
n 


PO. und der KO., 
0 Vorſchriften Rechnung tra 


die Kuchen, der bi wil i i dem insbeſondere 
die Abſchwatte ede die freiwillige Gerichtsbarkeit, von 0 


| in Betracht kommen, welche die Vormundſchaftsſachen (Fr®. 
10 35. 6A), die A Indesfi 65—68), den Per: 
ſonenſtand (Frch. as an Kindesſtatt (Fr. §§ 65—68) P 
162) betreffen. Die 


ſoweit dieſe den beſonderen familienrechtlichen 


71), das Güterrechtsregiſter (Fr. $$ 159 bis 
Vorſchri i den in Betracht kommenden 
Stellen berückſichtigt; ſchriſten find an den 


e. der Reichsgeſetze, welche das Verfahren bei der Eheſchließung regeln. 
* Heſes, betreffend 107 Eheſchlieſung und Beurkundung des Perſonen⸗ 
ſtandes von Bundesangehörigen im Auslande vom 4. Mai 1870 
„ BGBl. S. 599), abgedruckt 3 308. Val. auch EG. Art. 40. 
6. Geſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Ehe⸗ 
ſchließung vom 6. Februar 1875 (RGSBl. S. 23), abgedruckt 3 313. 
Bgl. auch Ech. Art. 46. 


Die Ehe als die Verbin wiſchen Mann und Frau zu ungetheilter, Vorbemerkung zum 
monogamiſcher Kebensgeneeinſchaſt den ihrer rechtlichen Natur auch eine I. Abſchnilt. 
gel gisſe und ſittliche Seite. Die Ueberſchrift „Bürgerliche Ehe“ bringt zum 

1 „ drucke, daß das BGB. die Ehe nur in Anſehung ihrer, für alle Glaubens⸗ 

deren mie gleichen, rechtlichen Seite regelt. Dieſer Ueberſchrift entſpricht 

25 $ 1588, welcher ausdrücklich beſagt, daß durch die Vorſchriften dieſes 

auh pied kirchlichen Verpflichkungen in Anſehung der Ehe unbe⸗ 

eiben. 


D. Ne "mann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 1 


1. Unklagbarkeit. 


2. Nichtigkeit des Straf⸗ 
gedinges. 


2 Viertes Buch. Familienrecht. 


Erſter Titel. 
Verlöbniß. 


8 1297. Aus einem Verlöbniſſe kann nicht auf Eingehung der 
Ebe geklagt werden. 

Das Verſprechen einer Strafe für den Fall, daß die Eingehung 
der Ehe unterbleibt, iſt nichtig. 


5 1297. I. Freiheit der Willensbeſtimmung bei der Eheſchließung. 

1. Die Unklagbarkeit des Verlöbniſſes iſt eine Konſeauenz der 
modernen Rechtsentwickelung, welche jede unmittelbare oder mittelbare Er⸗ 
zwingung der Cheſchließung als dem Weſen der Ehe widerſprechend verwirft. 
a. Bereits 8 39 des Perſonenſtandsgeſetzes vom 6. Februar 1875 hat dem 

Verlöbniſſe die Wirkung eines aufſchiebenden, zum Einſpruche gegen eine 

anderweit beabſichtigte Eheſchließung berechtigenden Ehehinderniſſes ge⸗ 

nommen (val. jetzt Vorb. zu SS 1303—1315). 

b. Die Vorſchriften der CPO. §§ 888 Abf. 2, 894 Abſ. 2 ſchließen die Zwangs⸗ 
vollſtreckung auf Eingehung der Ehe aus. Dieſe Vorſchriften ſind neben 
§ 1297 mit Rückſicht auf etwa dieſer Vorſchrift zuwider ergehende inlan⸗ 
diſche und auf ausländiſche Urtheile (vgl. zu V) aufrechterhalten. 

2. Auch die Vereinbarung einer Vertragsſtrafe ($$ 339 ff.), welche 
lediglich das negative Intereſſe im Sinne des § 1298 im Voraus feſtſetzen 
ſoll, iſt nichtig. Nichtigkeit vgl. zu $ 199. 

3. Die Klage auf das Erfüllungsintereſſe it nicht zugelaſſen. 
Vermögensrechtliche Wirkungen des Verlöbnißbruchs werden nur in dem durch 
§§ 1295 ff. beſtimmten Maße anerkannt. 

4. Die Klage auf die für die ſchriftliche Rückgabe des Eheverſprechens ver- 
einbarte Gegenleiſtung iſt zugelaſſen in RS. JW. 1901 S. 312”. 

II. Rechtsnatur des Verlöbniſſes. 

1. Die juriſtiſche Konſtruktion des Verlöbniſſes iſt von dem 
BGB. der Wiſſenſchaft überlaffen. Indem das BGB. Klage und Vertrags⸗ 
ſtrafe in § 1297 ausdrücklich ausſchließt, bringt es zum Ausdrucke, daß ohne 
dieſe Vorſchrift ſowohl Klage als Vertragsſtrafe zulaſſig wären. Demnach 
wird das Verlöbniß als ein Vertrag (vgl. 8 305) angeſehen werden muſſen, 
ſo daß die allgemeinen Vorſchriften über Rechtsgeſchafte (SS 104 ff.) und 
Millenserklärungen (§§ 116 ff.) anwendbar ſein müſſen. Nichtigkeit einer 
gegen das Geſetz oder die guten Sitten verſtoßenden Eheberedung, gleich⸗ 
gültig ob ſolcher Verſtoß an ſich oder nur deshalb anzunehmen iſt, weil die 
Eheſchließung von dem Eintritt einer unerlaubten oder unſtttlichen Bedin⸗ 
gung abhängig gemacht iſt, ergiebt ſich aus §§ 134, 138 Abi. 1, z. B. die 
Verlobung eines in gültiger Ehe lebenden Ehegatten vgl. RG. in Straf]. 
34 155, RG. 29 99, 39 188, DIS. 4 352, 354. 

2. Das Verlöbniß iſt ein gegenſeitiges Eheverſprechen, für das 
eine Form nicht vorgeſchrieben iſt. Ob ein ernſtlich gemeintes auf Eheſchlie⸗ 
kung gerichtetes gegenſeitiges Verſprechen vorliegt, iſt Thatfrage, für deren 
Beantwortung die Beobachtung der im bürgerlichen Leben üblichen Formen 
(Ringwechſel, Verlobungsanzeige einen Anhalt gewähren kann (vgl. RG. in 
Strafſ. 10 117, 45 49). Ein bloßes Liebes: oder Konkubinatsverhaltniß ohne 
eine Willenseinigung über die demnächſtige Begründung des ſamilienrecht⸗ 
lichen Verhältniſſes der Ehe iſt kein Verlöbniß. 

III. Rechtswirkungen des Verlöbniſſes. 

1. Civilrechtliche Wirkungen. 5 
a. Schadenserſatz bei Verlöbnißbruch §§ 1295 ff. 

b. Erbverträge unter Verlobten 88 2275, 2276, 2279, 2290. — Gemeinſchaft⸗ 
liche Teſtamente der Verlobten ſind nicht zugelaſſen vgl. § 2265. 

C. Erbverzichtsvertrag unter Verlobten § 2341. 


I. Abſchnitt. Bürgerliche Ehe. 1. Titel. Verlöbniß. 3 


§ 1298. Tritt ein Verlobter von dem Verlöbniſſe zurück, ſo hat 
er dem anderen Verlobten und deſſen Eltern ſowie dritten Perſonen, 
welche an Stelle der Eltern gehandelt haben, den Schaden zu er⸗ 
ſetzen, der daraus entſtanden iſt, daß ſie in Erwartung der Ehe Auf⸗ 
wendungen gemacht haben oder Verbindlichkeiten eingegangen ſind. 
Dem anderen Verlobten hat er auch den Schaden zu erſetzen, den 
dieſer dadurch erleidet, daß er in Erwartung der Ehe ſonſtige ſein 
Vermögen oder ſeine Erwerbsſtellung berührende Maßnahmen ge⸗ 
troffen hat. 

Der Schaden iſt nur inſoweit zu erſetzen, als die Aufwendungen, 
die Eingehung der Verbindlichkeiten und die ſonſtigen Maßnahmen 
den Umſtänden nach angemeſſen waren. 


2. Sonſtige Wirkungen. 

a. Zeugnißverweigerungsrecht CRD. 58 383, 385, vgl. auch § 393 Nr. 3. 
StPO. §§ 51, 57. 

b. Die Verlobten gehören zu den „Angehörigen“ im Sinne des Strafgeſetz⸗ 
buchs, StGB. § 52 Abſ. 2. Vgl. Note II 2. 

* 3. Brautkinder ſind mangels beſonderer Vorſchriften uneheliche Kinder. 

gl. zu § 1589. — Uebergangsbeſtimmung EG. Art. 208 Abſ. 2. 

IV. Uebergang. Pgl. ferner Note vor ES. Art. 198. 
1. Eine Uebergangsvorſchrift ift nicht gegeben. 

a. Ob ein rechtsverbindliches Verlöbniß zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. 
vorliegt, iſt nach altem Rechte zu beurtheilen. 

b. Die an ſich nach altem Rechte zuläſſige Klage auf Eingehung der Ehe 
oder auf das Erfüllungsintereſſe iſt mit Rückſicht auf die abſolute Vor⸗ 
ſchrift des $ 1297 vom 1. Januar 1900 ab, ſelbſt in rechtshängigen Sachen 
nicht mehr zuläſſig. RG. JW. 1900 S. 726, 1901 S. 138, 384, 1902 
D. 12. Der durch die Aenderung der Geſetzgebung gebotene Uebergang 
von dem Anſpruch auf Eheſchließung oder auf Schadenserſatz wegen 
Nichlerfüllung zu dem Intereſſeanſpruche nach den Vorſchriften des BGB. 

„it keine unzulaſſige Klageänderung, CRD. § 268 Ziff. 3. 

BR. Ein nach altem Rechte wegen Formmangels nicht rechtswirkſames Ver⸗ 

die nach dem! Januar 1900 fortgeſetzt wird, kann dadurch für 

Vorſchriften e ff. gültiges Verlöbniß mit den, ſich aus dieſen 

8 0 u 8 L 5 

3. Brautkinder Ech. Art, 208 NJ. 2. vgl. 8 2 
V. Juternationales Privatrecht. 


J. Die Geſchäftsfähigkeit einſchließlich der etwa erforderlichen Zuſtimmung 
der Eltern oder des Vormundes iſt nach EG. Art. 7 zu beurtheilen. Iſt da⸗ 
nach das Verlöbniß für die eine Partei nicht bindend, ſo iſt auch die andere 
nicht gebunden. Wal, Note II 2. 

2. Wegen der Form vgl. EG. Art. 11. 

3. Für die im Inland anzuerkennenden Rechtswirkungen des Verlöbniſſes 
iſt entſcheidend, daß der Zweck des § 1297 die Gewährleiſtung der Willens⸗ 
freiheit bei der Eheſchließung iſt. Gegen dieſen Zweck würde die Zulaſſung 
eines weitergehenden Schadenserſatzanſpruchs auf das Erfüllungsintereſſe 
veritoßen. Es findet deshalb Ech. Art. 30 Anwendung. . + 
4. Die Unzuläſſigkeit einer Klage auf Eheſchließung ergiebt ſich in allen 
Fällen aus § 1297; vgl. auch RG. IW. 1901 S. 384. 

>. Ausländiſche Urtheile auf Eingehung der Ehe find in Deutſchland nicht 
vollſtreckbar. CPO. § 888 Abſ. 2. Darüber hinaus würde aber auch ein aus⸗ 
ländiſches Urtheil, welches das Erfüllungsintereſſe zuſpricht, nicht anzuer⸗ 
kennen (CPO. § 328 Ziff. 4) und deshalb gemäß END. § 723 Abi. 2 nicht 
zu vollſtrecken ſein. Vgl. Note 13. 


1 * 


3. Schadenserſatzpflicht 
eines Verlobten. 
a. Rücktritt vom Ver⸗ 
Löbniſſe. 


$ 1298. 


4 Viertes Buch. Familienrecht. 


Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn ein wichtiger Grund für den 
Rücktritt vorliegt. 


$ 1298. I. Vorausſetzungen des Schadenserſatzanſpruchs aus § 1298. 
1. Ein rechtswirkſames Verlöbniß (vgl. § 1297 Note II). 

a. Nicht genügend für den Anſpruch aus § 1298 iſt ein bedingtes Verlöb⸗ 
niß oder ein Verſprechen, nach Möglichkeit oder Gelegenheit de. 
die Ehe einzugehen. 

b. Ein anfechtbares und angefochtenes Eheverſprechen (vgl. zu § 142) kann 
unter Umſtänden den Anſpruch auf das negative Intereſſe gemäß $ 122 
begründen. Jedoch würde dieſer Anſpruch nicht über den durch § 1298 
anerkannten Anſpruch hinausgehen können (§ 122 Abſ. 1). 

2. Rücktritt vom Verlöbniſſe. 

a. Rücktritt vom Verlöbniſſe iſt die Erklärung oder Bethätigung des 
Willens, das Eheverſprechen nicht zu erfüllen. Der Rücktritt kann ſich 
aus den Umſtänden (Abbruch des perſönlichen oder brieflichen Verkehrs 2c.) 
ergeben. Uebrigens kann ein derartiges Verhalten auch dem anderen 
Theile Anlaß zu einem begründeten Rücktritte (§ 1299) bieten. Der Rück⸗ 
tritt iſt inſofern eine empfangsbedürftige Willenserklärung, als 
ihr Vorliegen zum mindeſten dem anderen Theile, wenn auch nur in kon⸗ 
kludenter Weiſe bekannt geworden ſein muß. 

b. Ein in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkter Verlobter bedarf 
zum Rücktritte nicht der beſonderen Zuſtimmung des geſetzlichen Vertre⸗ 
ters (§ 111). Vielmehr muß bei der perſönlichen Natur des Verlöbniſſes 
in der Zuſtimmung zum Verlöbniß auch die Einwilligung in die etwaige 
Aufhebung des Verlöbniſſes gefunden werden. 

3. Ein Schaden (§§ 249 ff.). 

a. Daß die Aufwendungen und die Uebernahme der Verbindlichkeiten (vgl. 
88 256 f.) in Erwartung der Eheſchließung erfolgt ſind, gehört 
ebenſo, wie die Behauptung, daß dritte Perſonen (3. B. Pflegeeltern, 
Stiefeltern, Großeltern, ſonſtige Verwandte) an Stelle der Eltern 
gehandelt haben, zur Klagebegründung. Jeder kann nur den ihm ent⸗ 
ſtandenen Schaden erſetzt verlangen. Wegen der Abtretbarkeit der An⸗ 
ſprüche vgl. zu III. B 

b. Schaden aus anderen, nicht in Aufwendungen oder in der Uebernahme 
von Verbindlichkeiten beſtehenden, das Vermögen oder die Erwerbsſtellung 
En § 842) berührenden Maßnahmen, iſt nur zu erſetzen, wenn erwieſen 
wird, 

a. daß die Maßnahmen in Erwartung der Eheſchließung ge 
troffen ſind; 
B. daß der unſchuldige Verlobte ſelbſt den Schaden erlitten hat. 
Beiſpiele: Aufgeben oder Ausſchlagen einer Stellung, Wohnſitz⸗ 
veränderung, Veräußerung von Papieren mit Kursverluſt u. |. w., 
wenn der Grund hierfür die Erwartung der Eheſchließung iſt. Nicht 
hierunter fällt das Ausſchlagen einer anderweiten Partie mit einem 
wohlhabenden Freier (RG. JW. 1902 Beil. S. 259); Aufgabe einer 
Stellung von Seiten der Braut wegen Schwangerſchaft (OLG. 4 353). 
4. (Abſ. 2.) Für die Angemeſſenheit der den Schaden verurſachenden 
Maßnahmen ift der Kläger beweispflichtig. (Vgl. Zur Auslegung des BGB. 
13.) CO. Ss 286, 287. — Angemeſſenheit wird regelmäßig anzunehmen 
ſein, wenn die Maßnahmen im beiderſeitigen Einverſtändniſſe der Verlobten 
getroffen ſind. 
II. (Abſ. 3.) Wichtiger Rücktrittsgrund. x 
1. Die Einwendung, daß ein wichtiger Grund für den Rücktritt vorliegt, 
iſt von dem Zurücktretenden zu beweiſen. 
2. Als rechtfertigender Grund iſt ſtets das Vorliegen geſetzlicher Ehehinder⸗ 
niſſe (vgl. Vorb. zu §§ 13031315 Note 1 u. 2) ſowie ſolcher Umſtände an⸗ 
zuſehen, die eine Eheſcheidung rechtfertigen würden. 


J. Abſchnitt. Bürgerliche Ehe. 1. Titel. Verlöbniß. 5 


$ 1299. Veranlaßt ein Verlobter den Rücktritt des anderen durch 
ein Verſchulden, das einen wichtigen Grund für den Rücktritt bildet, 
ſo iſt er nach Maßgabe des § 1298 Abſ. 1, 2 zum Schadens⸗ 
erſatze verpflichtet. 

§ 1300. Hat eine unbeſcholtene Verlobte ihrem Verlobten die 
Beiwohnung geſtattet, ſo kann ſie, wenn die Vorausſetzungen des 
$ 1298 oder des § 1299 vorliegen, auch wegen des Schadens, der 
nicht Vermögensſchaden iſt, eine billige Entſchädigung in Geld verlangen. 

Der Anſpruch iſt nicht übertragbar und geht nicht auf die Erben 
über, es ſei denn, daß er durch Vertrag anerkannt oder daß er rechts⸗ 
hängig geworden iſt. 


3. Die Verlöbnißzeit ſoll den Verlobten die Möglichkeit genauerer gegen⸗ 
ſeitiger Prüfung geben. Die Erkenntniß, nicht zu einander zu paſſen, muß 
dementſprechend als wichtiger Rücktrittsgrund wenigſtens dann gelten, wenn 
verſtändige Gründe für dieſe Erkenntniß dem Zurücktretenden erſt nach der 
Verlobung bekannt geworden ſind. 

4. Verzögerung der Eheſchließung. Vgl. § 1299 Note 3. 

5. Irrthum über die Vermögensverhältniſſe des anderen Verlobten kann 
namentlich, wenn derſelbe auf Täuſchung beruht, ein wichtiger Rücktritts⸗ 
grund vom Verlöbniſſe fein. Seuff. 56 276 (vgl. indeß § 1334 für die An⸗ 
fechtung der Eheſchließung). 

Die Uebertragbarkeit des Anſpruchs iſt nicht beſchränkt, SS 398 ff,: 
vgl. dagegen $ 1300. 

IV. Verjährung 8 1302. 

V. Weitergehende Schadenserſatzanſprüche auf Grund einer etwa 
8 820 ff unerlaubten Handlung des Zurücktretenden richten ſich nach 
§§ 823 ff. 

8 1299. 1. Verſchulden iſt eine vorſätzliche oder fahrläſſige (vgl. Titel: 
vorb. vor $ 823 Note CI 1) Verletzung der durch das Verlöbniß begründeten 
littlichen Pflichten. Die Natur des Verlöbniſſes ſchließt eine unmittel⸗ 
bare Anwendung der §§ 276 ff. aus. Die Beweislaſt trifft denjenigen, 
der den Schadenserſatzanſpruch geltend macht. 

2. Die Abjiht, den anderen Theil zum Rücktritte zu veranlaſſen, iſt nicht 
ie ‚gl. übrigens die ähnliche Beſtimmung des $ 628 Abf. 2. 
daß 5 in en Nüdtrittsgeund ($ 1298 Abſ. 3) kann auch darin liegen, 

er a 5 oe die Eheſchließung über die den Verhältniſſen ange: 
meine ‚Seil hinaus weſentlich verzögert. Schuldhafte Verzögerung kann 
gegen den Zogernden die Anwendbarkeit des § 1299 begründen. 

4. Die zum Schadenserſatze verpflichtende Veranlaſſung zum Rücktritte 
kann auch in einem vor der Verlobung eingetretenen Umſtande liegen, 
wenn derſelbe ſchuld hafterweiſe dem anderen Theile verſchwiegen wurde. 


$ 1300. 1. Mit dem Schadenserſatzanſpruch aus § 1300 kann der An⸗ 
ſpruch aus 88 823, 825 konkurriren. Vgl. hierzu § 825 Note 1. 

2. Die Unbeſcholtenheit bezieht ſich nur auf die Geſchlechtsehre. Vgl. 
die Rechtſprechung zu StGB. § 182 in Olshauſen's Kommentar zu dieſem 
Paragraphen, RG. JW. 1902 Beil. S. 259. 

a. Jungfräulichkeit der Braut zur Zeit der Geſtattung der Beiwohnung iſt 
nicht Erforderniß für den Schadenserſatzanſpruch. Auch eine geſchiedene 
oder verwittwete Frau kann ihn gegebenen Falles geltend machen. Vgl. 
hierzu RG. 29 101. 

Eine Frauensperſon, welche bereits vorher unehelich geſchwängert worden 

war, wird regelmäßig, wenn nicht beſondere Umſtände (3. B. Zwang) vor⸗ 

lagen, als geſchlechtlich beſcholten zu gelten haben. RG. 17 250. 


b. Veranlaſſung des 
anderen Verlobten 
zum Rücktritte. 


c. Deflorations⸗ 
anſpruch. 


4. Rückforderung ber 
Brautgeſchenke. 
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$ 1301. Unterbleibt die Eheſchließung, jo kann jeder Verlobte 
von dem anderen die Herausgabe desjenigen, was er ihm geſchenkt 
oder zum Zeichen des Verlöbniſſes gegeben hat, nach den Vorſchriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern. Im 
Zweifel iſt anzunehmen, daß die Rückforderung ausgeſchloſſen fein ſoll, 
wenn das Verlöbniß durch den Tod eines der Verlobten aufgelöſt wird. 


e. Bei der Beurtheilung, ob Beſcholtenheit vorliegt, iſt auf die Auffaſſung 
der betreffenden Volkskreiſe Rückſicht zu nehmen. Hat die Braut ihrem 
früheren Verlobten den Beiſchlaf geſtattet und verlobt ſich nach Aufhebung 
der erſten Verlobung anderweit, ſo iſt ſie nicht wegen des geſchlechtlichen 
Verkehrs während des erſten Verlöbniſſes für beſcholten zu erachten, wenn 
die Volkskreiſe, denen ſie angehört, hierin nichts Anſtößiges finden. Noch 
weitergehend RG. SW. 1902 Beil. S. 259. 

3. Wenn kein Verlöbniß (vgl. § 1297 Note II), ſondern z. B. nur ein ein: 
ſeitiges Eheverſprechen des Mannes vorlag, iſt § 1300 nicht anwendbar. Die 
Anwendbarkeit des § 847 Abſ. 2 kann unter Umftänden in Frage kommen. 

4. „Billige“ Entſchadigung bedeutet nicht, daß die Entſchädigung eine 
wohlfeile, ſondern daß ſie eine nach Billigkeit unter Berückſichtigung aller 
Umſtände (Stand, Vermögenslage ꝛc.) zu bemeſſende fein ſoll. CPO. § 287. 
Vgl. auch BGB. $ 315. 

5. Abſ. 2. Vgl. § 847 Abſ. 2 ſowie über die Bedeutung der Nichtüber⸗ 
tragbarkeit die Bemerkungen zu $$ 399, 400 Note 1 und 2. 

6. Verjährung des Anſpruchs § 1302. 

7. Die Anſprüche des Kindes und der Geſchwängerten aus §§ 1705 ff., 
1715 f. werden durch die Geltendmachung des Schadenserſatzanſpruchs aus 
§ 1300 nicht berührt. 


ſfieznsg J. Rückforderung der Branutgeſchenke bei unterbliebener Ehe⸗ 
hließung. 
1. Das Rückforderungsrecht aus § 1301 ſetzt kein Verſchulden 
voraus, ſondern lediglich das Unterbleiben der Eheſchließung. 
2. Als unterblieben iſt die Eheſchließung anzuſehen, 
a. wenn fie unmöglich geworden ift, 3. B. beim Tode (vgl. zu II) oder bei 
anderweiter Verheirathung eines der Verlobten; 
b. wenn ſich das Vorliegen eines trennenden Ehehinderniſſes, vgl. §§ 1325, 
1330, ergiebt; 
e. wenn von Seiten eines Verlobten der Rücktritt erfolgt iſt (vgl. § 1298 
Note 12) oder die Verlobung im beiderſeitigen Einverſtändniß aufgelöft iſt. 
3. Der Rückforderungsanſpruch iſt ein Fall der Rückforderung wegen 
Nichteintritts des mit einer Leiſtung nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts 
bezweckten Erfolges, da Schenkung an den zukünftigen Ehegatten beabſichtigt 
war. Vgl. § 812 Note B III 3 d. 
a. Gegenſtand der Rückforderung find 
a. die Geſchenke, welche ein Verlober dem anderen während des Verlöb⸗ 
niſſes gemacht hat; | 
8. was zum Zeichen des Verlöbniſſes gegeben ift (vgl. § 336 Draufgabe), 
namentlich alſo der Verlobungsring. 
b. Umfang der Herausgabepflicht vgl. §§ 818, 819. 
c. Unveriährbarkeit des Bereicherungsanſpruchs als Einrede § 821. 
d. 8822 5 des Dritten, welcher die Bereicherung unentgeltlich erworben hat 


4. Einwendungen gegen den Bereicherungsanſpruch. 

3. Die Hingabe der Geſchenke ſei, obwohl während des Verlöbniſſes, den⸗ 
noch unabhängig davon, ob die ECheſchließung ſtattfinden werde oder 
nicht, erfolgt. Da die Vorſchrift des § 1301 (vgl. Satz 2) nicht zwingen⸗ 
des Recht iſt, muß dieſe Einwendung zugelaſſen werden. 


I. Abſchnitt. Bürgerliche Ehe. 2. Titel. Eingehung der Che. 7 


$ 1302. Die in den §s 1298 bis 1301 beſtimmten Anſprüche 
verjähren in zwei Jahren von der Auflöſung des Verlöbniſſes an. 


Zweiter Titel. 
Eingehung der Ehe. 


b. Die Eheſchließung ſei von Anfang an unmöglich geweſen (z. B. wegen eines 
trennenden Ehehinderniſſes) und der Leiſtende habe dies gewußt, § 815. 

e. Der Leiſtende habe die Eheſchließung gegen Treu und Glauben verhin⸗ 
dert, § 815, namentlich alſo, daß er grundlos zurückgetreten ſei (§ 1298) 
oder dem anderen Theile einen begründeten Anlaß zum Rücktritte ge⸗ 
eben habe ($ 1299). 

II Die Auslegungsregel des Satz 2. 0 1 

1. Satz 2 iſt nur anwendbar, wenn die Auflöſung des Verlöbniſſes die 
Folge des Todes iſt. Iſt die Auflöſung bereits vor dem Tode erfolgt, ſo 
geht der in der Perſon des verſtorbenen Verlobten etwa begründete Rück⸗ 
forderungsanſpruch unbeſchränkt auf die Erben über. L 

2. Im Falle der durch den Tod herbeigeführten Auflöſung des Berlöb- 
niſſes treten an die Stelle des Verſtorbenen deſſen Erben als Rückforderungs⸗ 
berechtigte. 

3. Gegenüber der Auslegungsregel des Satz 2 hat der Zurückfordernde 
darzuthun, daß der Schenkende die Rückforderung für den Todesfall nicht 
ausſchließen wollte. Die Abſicht, nur für den Fall ſchenken zu wollen, daß 
es zu einem gemeinſchaftlichen Haushalte komme, kann ſich z. B. aus der 
Natur des Geſchenkes (Familienſtücke, Andenken ꝛc.) ergeben. Uebrigens kann 
die Abſicht für die einzelnen Geſchenke verſchieden ſein, ſo daß der Zurück⸗ 

fordernde hinſichtlich jedes einzelnen von ihm zurückgeforderten Gegenſtandes 
die Nichtausſchließung der Rückforderung beweiſen muß. 

III. Sonſtige in Betracht kommende Vorſchriften. 

1. Wirkung der Auflöſung des Verlöbniſſes auf letztwillige Verfügungen 
§§ 2077 Abſ. 2, 3, auf Erbvertrag § 2279. 

2. Rückforderung der Brautgeſchenke bei der Eheſcheidung § 1584, bei Ehe⸗ 
nichtigkeit §§ 1343, 1345. 

§ 1302. 1. Verjährung §§ 19 ff. 

2. Beginn der Verjährung iſt von der Auflöſung des Verlöbniſſes ab 
zu rechnen. Vgl. § 1298 Note 12a; $ 1301 Note 12. 

3. Friſtberechnung $$ 187 Abſ. 1, 188. 

4. Rechtskräftig feſtgeſtellter Anspruch § 218. 


1. Das Cheſchliezungsrecht des BGB. iſt im Weſentlichen den 98 28-53 Verden 


des Gef. über die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Eheſchließung 
vom 6. Februar 1875 nachgebildet. Auf vorgenommene Aenderungen iſt bei 
den einzelnen Beſtimmungen aufmerkſam gemacht. 

2. Das Geſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Ehe⸗ 
ſchließung vom 6. Februar 1875 (RG Bl. S. 23) ſelbſt hat eine Reihe von 
Abänderungen durch EG. Art. 46 ſowie durch FrG. § 186 erlitten. Das 
Geſetz iſt in der nunmehr zu Recht beſtehenden Faſſung abgedruckt 3 313. 

3. Das Geſetz, betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung des 
Perſonenſtandes von Bundesangehörigen im Auslande vom 4. Mai 1870 
(B08 Bl. S. 599) iſt der erforderlichen Abänderung in EG. Art. 40 unterzogen 
und in der nunmehr geltenden Faſſung abgedruckt 3 308. ] 

4. International⸗privatrechtliche Vorſchriften über das Eheſchließungsrecht 
enthält EG. Art. 13. Eine Regelung dieſer Materie durch internationalen 
Staatsvertrag iſt durch eine im Juni 1902 im Haag getroffene Einigung 
einer größeren Anzahl von Staaten vorbereitet. 

5. Bayeriſches Reſervatrecht. Das bayeriiche Reſervatrecht (Ber: 
ſailler Bündnißvertrag vom 23. November 1870 Nr. III § 3 Abſ. ! und Nr. I 
des Schlußprotokolls von demſelben Tage; vgl. RGeſ. betr. die Verfaſſung 


5. Verjährung. 


erkung zum 
Titel. 


J. Ehehinderniſſe. 
1. Eheunmündigkeit. 


Vorbemerkung zu 
88 13031315. 
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$ 1303. Ein Mann darf nicht vor dem Eintritte der Volljährig⸗ 
keit, eine Frau darf nicht vor der Vollendung des ſechzehnten Lebens⸗ 
jahrs eine Ehe eingehen. 

Einer Frau kann Befreiung von dieſer Vorſchrift bewilligt werden. 


des Deutſchen Reichs vom 16. April 1871 RGBl. S. 63 § 2) iſt auch durch 

das BGB. nicht berührt worden. Bereits nach Art. 7 des bayeriſchen Ge⸗ 

ſetzes vom 17. März 1892, die Auslegung und Abänderung einiger Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom 2 Faber 1872 über Heimath, Verehelichung und 

Aufenthalt betreffend (G. u. BOBl. S. 51) iſt der Mangel der polizeilichen 

Erlaubniß auf die Rechtsgültigkeit der Ehe ohne Einfluß. Hierbei verbleibt 

es auch nach dem bayeriſchen Ausführungsgeſetze zum BGB., vol. daſelbſt 

Artt. 154, 159. 

1. Aufſchiebende Ehehinderniſſe, deren Verletzung die Gültigkeit der 
a nicht beinträchtigt, ſondern höchſtens mit Strafe belegt iſt 
(zu 3), ſind: 

5 Mangel der Ehemündigkeit $ 1303. 

b. Mangel der Einwilligung der Eltern als ſolcher, nicht als geſetzlicher 
Vertreter $$ 13051308. 

e. Anhängigkeit einer Nichtigkeits⸗ oder Reſtitutionsklage gegen ein Urtheil, 
durch welches die frühere Ehe eines der Eheſchließenden aufgelöſt oder für 
nichtig erklärt iſt $ 1309 Abſ. 2. 

d. affinitas illegitima $ 1310 Abſ. 2. 

e. Annahme an Kindesſtatt § 1311. 

f. Wartezeit der bereits verheirathet geweſenen Frau § 1313. 

g. Auseinanderſetzung mit den Kindern aus einer früheren Ehe § 1314. 

h. Mangel der Heirathserlaubniß der Militärperſonen, Landesbeamten und 
Ausländer § 1315. 

1. Rechtshängigkeit der Anfechtungsklage gegen das Urtheil, durch das der 
Ehegatte des einen Eheſchließenden für todt erklärt iſt (§ 1349). 

2. Trennende Ehehinderniſſe a r ä 
a. mit der Wirkung der Ehenichtigkeit (iwpedimenta dirimentia publica) 

vgl. § 1323; . 5 a 
b. mit der Wirkung der Anfechtbarkeit der Ehe (impedimenta dirimentia 

privata) vgl. § 1330. 

3. Strafvorſchriften. 

a. SGB. § 170; § 171 abgedruckt zu § 1309. 

StGB. 5 170. Wer bei Eingehung einer Ehe dem anderen Theile ein 
gesetzliches Ehehinderniss arglistig verschweigt, oder wer den anderen Theil 
zur Hheschliessung arglistig mittels einer solchen Täuschung verleitet, welche 
den Getäuschten berechtigt, die Gültigkeit der Ehe anzufechten, wird, wenn aus 
einem dieser Gründe die Ehe aufgelöst worden ist, mit Gefängniss nicht unter 
drei Monaten bestraft. 8 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des getäuschten I Heils ein. 

b. Perſonenſtandsgeſetz § 69 in der Faſſung des EG. Art. 46, vgl. daſelbſt. 


4. Ablehnung der Eheſchließung durch den Standesbeamten. 
Perſonenſtandsgeſetz $ 48 (3 319). Anweiſung des Standesbeamten durch 
100 Amtsgericht Perſonenſtandsgeſetz $ 11, ST. § 69. Beſchwerde Fr. 

§ 1303. I. Ehemündigkeit. 

1. Ehemündigkeit des Mannes. 

a. Volljährigkeit tritt mit Vollendung des 21. Lebensjahrs ein § 2. Alters⸗ 
berechnung § 187 Abſ. 2. Für Mitglieder der landesherrlichen und der 
Be a Zu: Familien EG. Art. 57. Perſonenſtandsgeſetz § 72 
(3 319). 


1. Abſchnitt. Bürgerliche Ehe. 2. Titel. Eingehung der Ehe. 9 


§ 1304. Wer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, bedarf zur 
Eingehung einer Ehe der Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters. 

Iſt der geſetzliche Vertreter ein Vormund, ſo kann die Einwilligung, 
wenn ſie von ihm verweigert wird, auf Antrag des Mündels durch 
das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. Das Vormundſchaftsgericht 
hat die Einwilligung zu erſetzen, wenn die Eingehung der Ehe im 
Intereſſe des Mündels liegt. 


b. Volljährigkeitserklärung (§§ 3—5) gewährt nach § 3 Abf. 2 dem für voll⸗ 
jährig Erklärten die rechtliche Stellung eines Volljährigen und damit auch 
die Ehemündigkeit. Erforderniß elterlicher Einwilligung zur Eheſchließung 
>$ 1305 ff. 

e. Ein Diepens von dem Erforderniſſe der Volljährigkeit iſt für Männer 
nicht zugelaſſen. Geeigneten Falles muß die Volljährigkeitserklärung her⸗ 
beigeführt werden. 

2. Ehemündigkeit der Frau. 

a. Altersberechnung § 187 Abſ. 2. Erforderniß der Einwilligung des geſetz⸗ 
lichen Vertreters § 1304, der Eltern §§ 1305 ff. 

b. Dispens. Zuſtändigkeit § 1322. In Preußen erfolgt die Befreiung nach 
Art. 10 der VO. v. 16. Nov. 1899 (3 257) durch den Zuftizminifter. Die 
Geſuche ſind an das Amtsgericht des Wohnſitzes event. des Aufenthalts zu 
richten und von dieſem mit gutachtlichem Berichte zu befördern (JMBl. 
1899 S. 784 § 1). Die ſonſtige Landesgeſetzgebung vgl. zu § 1322. 

II. Verbotswidrige Eheſchließung Eheunmündiger. 

1. Der Mangel der Ehemündigkeit iſt lediglich ein aufſchiebendes 
Ehehinderniß. Die verbotswidrige Ehe iſt aus dem Grunde der mangeln⸗ 
den Ehemündigkeit weder nichtig ($$ 1323 ff.), noch anfechtbar ($$ 1330 ff.). 
Anfechtbarkeit wegen Mangels der erforderlichen Zuſtimmung des geſetzlichen 
Vertreters ( 1304, 1331). 

2. Strafvorſchrift gegen den bei der verbotswidrigen Eheſchließung 
mitwirkenden Standesbeamten Perſonenſtandsgeſetz § 69 (zu EG. Art. 46). — 
StGB. § 170 iſt nicht anwendbar, weil das Erforderniß, daß die Ehe wegen 
des verſchwiegenen Ehehinderniſſes aufgelöſt wird, hier nicht eintreten kann, 
vgl. Note 1. 

$ 1304. I. Totale Unfähigkeit zur Abgabe gültiger Willenserklärungen. 

Geſchäftsunfähigkeit ($ 104), Bewußtloſtgkeit, vorübergehende Geiſtesgeſtört⸗ 
heit ($ 105) ſchließen gültige Eheſchließung aus ($ 1325 Abf. 1). 

II. Beſchränkte Geſchäftsfähigkeit. 

1. Beſchränkt geſchäftsfähig ſind 
a. Minderjährige (S 106). Als ſolche kommen für die Eheſchließung regel⸗ 

mäßig nur Frauen in Betracht ($ 1303), Männer nur, inſofern fie gegen 
das Verbot des § 1303 die Ehe eingehen (§ 1303 Note 111); 

b. wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht Entmündigte oder 
zu Entmündigende, letztere ſofern ſie gemäß § 1906 unter vorläufige Vor⸗ 
mundſchaft geſtellt find (§ 114). f 

2. Erforderniß der Einwilligung des geſetzlichen Vertreters 
(8 1304) iſt von dem Erforderniſſe der Einwilligung der Eltern als folder 
($$ 13051308) zu unterſcheiden. „ 5 
a. Geſetzlicher Vertreter. Erforderlich iſt die Einwilligung desjenigen 

geſetzlichen Vertreters, dem zur Zeit der Eheſchließung die Sorge für die 

Perſon des beſchränkt Geſchäftsfähigen obliegt (vgl. Titelvorb. vor § 164 

Note CH). Die von einem früheren, zur Zeit der Eheſchließung nicht 
mehr fungirenden geſetzlichen Vertreter ertheilt geweſene Einwilligung 
wirkt nicht fort. 

b. Die Einwilligung ($ 183). . 

a. Die Einwilligung iſt materiell an eine Form nicht gebunden (vgl. 


2. Beſchränkte Geſchäfts⸗ 
fähigkeit. 
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§ 1331). Sie ift aber dem Standesbeamten in beglaubigter Form 
ee oder ſonſt glaubhaft zu machen, Perſonenſtandsgeſetz § 45 

6. Die Einwilligung iſt in Gemäßheit des § 183 bis zur Vornahme der 
Eheſchließung widerruflich. 

3. (Abſ. 2.) Die vormundſchaftsgerichtliche Erſetzung der Ein⸗ 
willigung. 

a. Die Erſetzung der Einwilligung iſt nur zugelaſſen, wenn der geſetzliche 
Vertreter ein Vormund oder Pfleger (§ 1915) iſt, nicht aber, wenn die 
geſetzliche Vertretung auf der elterlichen Gewalt beruht. Erſetzung der 
1 Einwilligung zur Verheirathung volljähriger Kinder 

b. Sind die Eltern, nachdem fie die elterliche Gewalt verloren haben (vgl. 
2. B. § 1765), Vormünder der Kinder geworden, jo kommen fie lediglich 
on Saas in Betracht und fallen unter Abſ. 2. Vgl. auch § 1306 
Abſ. 2. 

Cr = Vormundſchaftsgericht. 

Sachliche und örtliche Zuftändigfeit vgl. Vorb. zu §§ 3—5 Note C; 

Ir. § 43 (zu § 1626); ferner Abſchnittvorb. vor § 1773 Note GIII I. 

d. Das Verfahren richtet ſich nach Fr.; vgl. Abſchnittvorb. vor § 1773 
Note CIV. 

a. Antrag des Mündels $ 1304, Fr. § 11. 

8. Anhörung der Verwandten § 1847. 

e. Materielles Erforderniß der vormundſchaftsgerichtlichen Erſetzung der 
Einwilligung iſt, daß die Eingehung der Ehe im Intereſſe des Mündels 
liegt § 1304 (vgl. $ 5, andererſeits § 1308 Abſ. 1 Satz 2 und Note 3 da⸗ 
ſelbſt). 

f. Wirkſamwerden der die Einwilligung erſetzenden vormundſchaftsgericht⸗ 
lichen Verfügung Fr. § 53 (zu § 1357). 

g. Beſchwerde Fr. §§ 20, 59 (Abſchnittvorb. vor § 1773 Note C IV). 

4. Mangel der erforderlichen Einwilligung des geſetzlichen 
Vertreters. i 
a. Der Mangel begründet ein privates trennendes Ehehinderniß und macht 
die verbotswidrig geſchloſſene Ehe zu einer anfechtbaren ($ 1331). 
a. Das Anfechtungsrecht ſteht zu 
az. während der Dauer der beſchrankten Geſchäftsfähigkeit ausſchließ⸗ 
lich dem geſetzlichen Vertreter (S 1336 Abſ. 2) binnen ſechs Mo⸗ 
naten vom Tage der erlangten Kenntniß (§ 1339); 

33. nach Fortfall der Beſchränkung ausſchließlich dem beſchränkt ge⸗ 
weſenen Ehegatten binnen ſechs Monaten ſeit dem Fortfalle 
($$ 1331, 1339). 

8. Das Anfechtungsrecht erliſcht durch Genehmigung ſettens des 
geſetzlichen Vertreters oder durch Erſetzung dieſer Genehmigung durch 
das Vormundſchaftsgericht oder durch Beſtätigung der Ehe ſeitens des 
geſchäftsfähig gewordenen Ehegatten § 1337. — 

b. Güterrechtliche Wirkung des Mangels der erforderlichen Einwilligung des 
geſetzlichen Vertreters § 1364. 

5. Eheſchließ ung zwiſchen dem Vormund oder einem ſeiner 

S. 15 f, 87 f. in gerader Linie und dem Mündel (vgl. Mot. IV 

12 ff., 82 f 

a. b von dem früheren § 37 des Perſonenſtandsgeſetzes welcher 
durch EB. Art. 46 aufgehoben iſt, iſt die Eheſchließung zwiſchen Vormund 
bzw. Pfleger ($ 1915) und Mündel nach BGB. zuläſſig. Nur iſt der 
Vormund bzw. Pfleger von der geſetzlichen Vertretung bei dieſer Ehe⸗ 
ſchließung kraft Geſetzes ausgeſchloſſen ($ 1795 Abſ. 1 Ziff. 1). Es muß 
ein beſonderer Pfleger gemäß § 1909 beſtellt werden. Die Einwilligung 
des kraft Geſetzes ausgeſchloſſenen geſetzlichen Vertreters wäre keine Ein⸗ 
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§ 1305. Ein eheliches Kind bedarf bis zur Vollendung des ein⸗ 
undzwanzigſten Lebensjahrs zur Eingehung einer Ehe der Einwilli⸗ 
gung des Vaters, ein uneheliches Kind bedarf bis zum gleichen 
Lebensalter der Einwilligung der Mutter. An die Stelle des Vaters 
tritt die Mutter, wenn der Vater geſtorben iſt oder wenn ihm die 
ſich aus der Vaterſchaft ergebenden Rechte nach § 1701 nicht zu⸗ 
ſtehen. Ein für ehelich erklärtes Kind bedarf der Einwilligung der 
Mutter auch dann nicht, wenn der Vater geſtorben iſt. 

Dem Tode des Vaters oder der Mutter ſteht es gleich, wenn ſie 
zur Abgabe einer Erklärung dauernd außer Stande ſind oder wenn 
ihr Aufenthalt dauernd unbekannt iſt. 


willigung im Sinne des § 1304, mithin die Ehe von Seiten des Mündels 
anfechtbar (vgl. Note 4 a). 

b. Die Vormundſchaft wird durch die Eheſchließung zwiſchen Mündel und 
Vormund an ſich nicht berührt. Das Vormundſchaftsgericht kann indeß 
den Vormund gemäß § 1886 entlaſſen. 

6. Landesgeſetzgebung: 

Württ. | AG. z. BGB. Art. 52 Z. 2. Zuſtändig das Amtsgericht an 

| Stelle des Vormundſchaftsgerichts. EG. Art. 147, 

§ 1305. 1. Das Erforderniß elterlicher Einwilligung aus $ 1305 
iſt von der Einwilligung des geſetzlichen Vertreters (§ 1304) zu unterſcheiden. 
Das elterliche Einwilligungsrecht iſt Ausfluß der den Eltern geſchuldeten 
Ehrerbietung und ihrer perſönlichen Intereſſen. Es wird ſelbſt durch Ver⸗ 
wirkung der elterlichen Gewalt (vgl. § 1680 Note 9) nicht beſeitigt. Das Er⸗ 
forderniß der elterlichen Einwilligung iſt an die Vollendung des 21. Lebens⸗ 
jahrs (Altersberechnung § 187 Abſ. 2), nicht an die Volljährigkeit geknüpft. 
(Vgl. zu § 3 Note D 2.) Auch das für volljährig erklärte Kind unter 
21 Jahren bedarf der elterlichen Einwilligung. Nur die einem volljährigen, 
d. i. in dieſem Zuſammenhang einem für volljährig erklärten Kinde ver⸗ 
ſagte Einwilligung kann gemäß § 1308 durch das Vormundſchaftsgericht er⸗ 
ſetzt werden. 

Zu Abſ. 2 vgl. § 1307 Note 3; ein vorübergehender, wenn auch längere 
Zeit andauernder Krankheitszuſtand macht die Einwilligung nicht entbehrlich; 
vgl. die andere Faſſung in §§ 1401, 1450. 

2. Eheliche Kinder (§ 1591; Uebergang EG. Art. 203; Int. PR. EC. 
Artt. 18 f.) bedürfen in erſter Linie der Einwilligung des Vaters. — § 1701 
betrifft den Fall, daß das Kind einer nichtigen Ehe entſtammt, deren Nich⸗ 
tigkeit nur dem Vater des Kindes, nicht auch der Mutter bekannt war. War 
die Nichtigkeit der Ehe beiden Eltern bekannt, ſo gilt das dieſer Ehe ent⸗ 
ſtammende Kind als unehelich § 1699. Uebergang EG. Art. 207. 

3. Den ehelichen Kindern ſtehen gleich 
a. die durch nachfolgende Ehe Legitimirten §§ 1719 ff. Uebergang EG. 

Art. 209; Int. PR. EG. Art. 22 

b. die durch Chelichkeitserklärung Legitimirten ($$ 1723 ff., 1736; Weber: 
gang EG. Art. 209; Int. PR. ES. Art 22), Die Vorſchrift des Abſ. 1 
Satz 3 iſt Ausnahme von § 1737 Abſ. 2. Nach dem Tode oder in den 
dem Tode des Vaters gleichſtehenden Fällen des § 1305 Abſ 2 lebt das 
Erforderniß der Einwilligung der unehelichen Mutter nicht wieder auf. 

e. die an Kindesſtatt Angenommenen vgl. zu § 1306. - 

4. Bei unehelichen Kindern ($$ 1705 ff.; Kinder aus nichtigen Ehen 
vgl. Note 2 und 88 1699 ff.) ſteht das Recht der Einwilligung der Mutter 
zu. Dieſe verliert das Recht — abgeſehen von den Fällen des Abſ. 2 — 
durch Ehelichkeitserklärung des Kindes (vgl. Note 35) und durch Annahme 
des Kindes an Kindesſtatt von Seiten Dritter; vgl. § 1306 Abſ. 2. 


3. Erforderniß elter⸗ 
licher Einwilligung. 
a. bei leiblichen 

Kindern. 


b. bei angenommenen 
Kindern. 


c. Perſönliche Natur des 
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§ 1306. Einem an Kindesſtatt angenommenen Kinde gegenüber 
ſteht die Einwilligung zur Eingehung einer Ehe an Stelle der leib⸗ 
lichen Eltern demjenigen zu, welcher das Kind angenommen hat. 
Hat ein Ehepaar das Kind gemeinſchaftlich oder hat ein Ehegatte 
das Kind des anderen Ehegatten angenommen, ſo finden die Vor⸗ 
ſchriften des $ 1305 Abſ. 1 Satz 1, 2, Abſ. 2 Anwendung. 

Die leiblichen Eltern erlangen das Recht zur Einwilligung auch 
dann nicht wieder, wenn das durch die Annahme an Kindesſtatt be⸗ 
gründete Rechtsverhältniß aufgehoben wird. 


S 1307. Die elterliche Einwilligung kann nicht durch einen Ver⸗ 


Einwiigungsrechts treter ertheilt werden. Iſt der Vater oder die Mutter in der Ge⸗ 


ſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo iſt die Zuſtimmung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters nicht erforderlich. 


5. Die verbotswidrige Eheſchließung. 

a. Der Mangel der erforderlichen elterlichen Einwilligung begründet weder 
Nichtigkeit noch Anfechtbarkeit der Ehe ($$ 1323 ff., 1330 ff.), hat auch 
keinen Einfluß auf das Pflichttheilsrecht oder den Unterhaltsanſpruch 
(88 2333, 1611 Abſ. 2). 

p. Die mit der Uebertretung des Verbots verbundenen Rechtsnachtheile find: 
a. = a kann die ihr ſonſt zukommende Ausſteuer verweigert werden, 

81621. 

8. Die ſonſt mit der Verheirathung erlöſchende elterliche Nutznießung 
am Kindesvermögen verbleibt dem Vater bzw. der Mutter bis zur 
Volljährigkeit, SS 1661, 1686. Auch dieſer Nachtheil trifft gemaß 
§ 1303, abgeſehen von dem ſeltenen Falle des § 1303 Note II, nur 
Töchter, da die elterliche Gewalt und damit die elterliche Nutznießung 
mit der Volljährigkeit und der dieſer gleichſtehenden Vollzahrigkeits⸗ 
erklärung erliſcht (§ 1626 in Verbindung mit § 3 Abſ. 2). 


S 1306. 1. Annahme an Kindesſtatt vgl. §§ 1741 ff., 1757; Uebergang 
EG. Art. 209; Int. PR. EG. Art. 22. 

2. Abſ. 2 iſt eine Ausnahme von $ 1764. Vgl. auch § 1765 Abſ. 2. Der 
Verlust des Einwilligungsrechts für die leiblichen Eltern ergiebt ſich daraus, 
daß die Einwilligung an Stelle der leiblichen Eltern den Adoptiveltern 
uſteht. 

; 5 erb Eheſchließung vgl. zu § 1305 Note 5. 


$ 1307. 1. Die Vorſchrift des § 1307 bezieht ſich in gleicher Weiſe auf 
den Fall des § 1305 wie auf den des § 1306. 

2. Die Unzuläſſigkeit der Vertretung bezieht ſich nur auf die Vertretung 
im Willen, nicht auf die bloße Erklärung des Willens; die Einwilligungs⸗ 
erklärung kann alſo auch durch einen Dritten als Boten des Einwilligungs⸗ 
berechtigten abgegeben werden. Vgl. Titelvorb. vor § 164 Note B II Ie. 

3. Die Geſchäfts unfähigkeit ($ 104 Ziff. 2 u. 3) iſt ein dauernder 
Zuſtand, auf welchen $ 1305 Abſ. 2 anwendbar iſt. Die nur vorubergehen⸗ 
den Zuſtände des § 105 Abſ. 2 beſeitigen nicht das Erforderniß elterlicher 
Einwilligung. Es muß die Wiederherſtellung des normalen Zuſtandes ab⸗ 
gewartet werden. 

4. In der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkte gelten für die Ertheilung 
der elterlichen Einwilligung als geſchäftsfähig. In Frage kommen hier nur 
die wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht Entmündigten oder 
u 15 letztere nach Stellung unter vorläufige Vormundſchaft. 

gl. 5 
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$ 1308. Wird die elterliche Einwilligung einem volljährigen a. Kisterlige Erſezung 


Kinde verweigert, ſo kann ſie auf deſſen Antrag durch das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht erſetzt werden. Das Vormundſchaftsgericht hat die Ein⸗ 
willigung zu erſetzen, wenn ſie ohne wichtigen Grund verweigert wird. 
Vor der Entſcheidung ſoll das Vormundſchaftsgericht Verwandte 
oder Verſchwägerte des Kindes hören, wenn es ohne erhebliche Ver⸗ 
zögerung und ohne unverhältnißmäßige Koſten geſchehen kann. Für 
den Erſatz der Auslagen gilt die Vorſchrift des S 1847 Abſ. 2. 


der elterlichen Ein⸗ 
willigung. 


§ 1309. Niemand darf eine Ehe eingehen, bevor feine frühere 4. Verbot der Doppelehe. 


Ehe aufgelöſt oder für nichtig erklärt worden iſt. Wollen Ehegatten 
die Eheſchließung wiederholen, ſo iſt die vorgängige Nichtigkeitser⸗ 
klärung nicht erforderlich. 

Wird gegen ein Urtheil, durch das die frühere Ehe aufgelöſt oder 
für nichtig erklärt worden iſt, die Nichtigkeitsklage oder die Reſti⸗ 
tutionsklage erhoben, ſo dürfen die Ehegatten nicht vor der Erledi⸗ 
gung des Rechtsſtreits eine neue Ehe eingehen, es ſei denn, daß die 
Klage erſt nach dem Ablaufe der vorgeſchriebenen fünfjährigen Friſt 
erhoben worden iſt. 


§ 1308. 1. Die Vorſchrift des § 1308 bezieht ſich auf Söhne und Töchter 
die für volljährig erklärt find (§ 3 Abſ. 2). Dieſelben bedürfen trotz der 
Ehemündigkeit bis zum vollendeten 21. Jahre der elterlichen Einwilligung 
gemäß §§ 1305 f. Vgl. hierzu § 1305 Note 1. 

2. Wegen Zuſtändigkeit und Verfahren vgl. zu § 1304 Note II 3 c—f. 

3. Entſcheidend iſt an ſich nicht das Intereſſe des Kindes (§ 1304), viel⸗ 
mehr iſt vom Standpunkte des Vaters bzw. der Mutter aus zu prüfen, ob 
die Einwilligung ohne wichtigen Grund verſagt wird. Vgl. § 1305 Note 1. 

4. Erſetzung der Einwilligung durch das Gericht nimmt der Eheſchließung 
die Verbotswidrigkeit im Sinne der §§ 1621, 1661; vgl. § 1305 Note 5 b. 

5. Landesgeſetzgebung: 

Württ. | AG. z. BGB. Art. 52 3.2. Zuſtändig das Amtsgericht an 
Stelle des Vormundſchaftsgericht. EG. Art. 147. 
$ 1309. 1. Verbot der Doppelehe. 
1. Die Vorſchrift des § 1309 Abſ. 1 S. 1 ſteht in Uebereinſtimmung mit 
dem § 171 StGB. in der demſelben durch EG. Art. 34 Nr. V gegebenen 
ES 
Faſſung. 
StGB. 5 171. Ein Ehegatte, welcher eine neue Ehe eingeht, bevor seine 
Ehe aufgelöst oder für nichtig erklärt worden ist, ingleichen eine unverheirathete 
erson, welche mit einem Ehegatten, wissend, dass er verheirathet ist, eine Ehe 
eingeht, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnissstrafe nicht unter sechs 
Monaten ein. j ‚ 
Die Verjährung der Strafverfolgung beginnt mit dem Tage, an welchem eine 
der beiden Ehen aufgelöst oder für nichtig erklärt worden ist. 
2. Die Auflöſung der Ehe tritt ein 8 1 
a. mit dem Tode eines der Ehegatten. Dies ergiebt ſich ohne Ausſpruch 
im Geſetz unmittelbar aus der perſönlichen Natur der Ehe und mittel⸗ 
bar z. B. aus $ 1482. Dem Standesbeamten iſt der Tod nachzuweiſen. 
N aa § 45 (3 313). Wegen des Falles der Todeserklärung 
vgl. §§ 1348 ff. N 

b. mit vr Rechtskraft des Eheſcheidungsurtheils § 1564. Aufhebung der 
ehelichen Gemeinſchaft im Sinne des § 1575 genügt nicht zur Eingehung 
einer neuen Ehe § 1586. 


8 1309. 
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N — 

3. Die Nichtigkeit der Ehe. 

a. Die Nichtigkeitserklärung der Ehe erfolgt 
a. auf Grund der Nichtigkeitsklage SS 1329 ff. oder 
8. auf Grund der Anfechtungsklage $$ 1341, 1343. 

b. Einer Nichtigkeitserklärung bedarf es nicht, wenn die Ehe unter Verſtoß 
gegen die in § 1317 gegebene Formvorſchrift abgeſchloſſen und auch in 
das Heirathsregiſter nicht eingetragen iſt, SS 1324, 1329. In ſolchem Falle 
liegt ein als Eheſchließung in Betracht zu ziehender Thatbeſtand über: 
haupt nicht vor. Vgl. $ 1324 Note II, § 1326 Note II I. 

4. Die Folgen der Uebertretung des Verbots. 

a. Das Verbot der Doppelehe begründet nach $ 1326 ein offentliches trennen⸗ 
des Ehebindernig nur, wenn die frühere Ehe eine gültige iſt. Im 
Uebrigen liegt lediglich ein aufſchiebendes Ehehinderniß vor, deſſen Nicht⸗ 
beobachtung nach StB. § 171 zwar ſtrafbar macht, die Gültigkeit der 
neuen Ehe aber nicht berührt. 

p. Als Verſtoß gegen § 171 StGB. gewährt die Doppelehe des einen Ehe⸗ 
gatten dem anderen Ehegatten der älteren Ehe einen Scheidungsgrund 
gemäß § 1565. 

II. Wiederholung der Eheſchließung. 

1. Als Mittel zur Beſeitigung von Zweifeln über die Forms 
aültigkeit der ſtattgehabten Eheſchließung iſt die Wiederholung der Ehe⸗ 
ſchließung beſonders zweckmäßig z. B. in den Fallen der §§ 1319, 1324 
Abſ. 2, 1325 Abſ. 2. 

2. Für die Form einer wiederholten Eheſchließung gelten die 
gleichen Vorſchriften wie für eine erſtmalige Eheſchließung ($$ 1316-132), 
inſonderheit ſind das Aufgebot und die Eintragung in das Heirathsregiſter 
wiederholt vorzunehmen. 

3. Die Wirkungen der wiederholten Eheſchließung. 

a. Abgeſehen von dem Falle, daß die Wiederholung der Eheſchließung die 
Beſtätigung der früheren nichtigen oder anfechtbaren Ehe (§§ 1325 
Abſ 2, 1337) bedeutet, treten die Wirkungen der wiederholten Eheſchließung 
nur für die Zukunft ein. Wegen der wegen Formmangels nichtigen, aber 
in das Heirathsregiſter eingetragenen Ehe vgl. § 1824 Note II I. 

b. War die bisherige Ehe nichtig, 3 B. wegen beſtehender Doppelehe und 
wird nach dem Tode des anderen Ehegatten der gültigen Ehe die nichtige 
Ebe nochmals abgeſchloſſen, ſo treten nunmehr erſt und zwar für die 
Zukunft die Wirkungen der Ehe ein. Die rechtliche Stellung der in der 
nichtigen Ehe geborenen Kinder richtet ſich nach §§ 1699 ff., von der 
Wiederholung der Eheſchließung ab nach SS 1719 ff. 

e. War die Ehe, deren Abſchließung wiederholt wird, ſchon vorher obſektiv 
rechtsbeſtändig, ſo iſt die Wiederholung der Eheſchließung ein rechtlich 
unerhebliches Superfluum. 

IH. (Abſ. 2.) Wiederaufnahme des Verfahrens nach rechtskräftiger 
Auflöſung oder Nichtigkeitserklärung der Ehe (CRD. 53 578 ff. 

1. Die Beſeitigung des durch Nichtigkeits⸗ oder Reſtitutionsklage ange⸗ 
fochtenen Urtheils hat rückwirkende Kraft, ſo daß die durch das angefochtene 
rechtskräftige Urtheil ausgeſprochene Scheidung oder Nichtigkeitserklärung in 
Wirklichkeit nicht erfolgt iſt. Eine zweite Ehe il, Ma die erſte, anſcheinend 
nicht beſtehende Ehe in Wirklichkeit beſteht, als Doppelehe gemäß § 1326 
nichtig. Vgl. Planck D. Qurdtig. 1899 S. 38; Wilmomsfi-Leny zu CPO. 
§ 580 a. F. Note 2. 

2. Abf. 2 verbietet mit Rückſicht auf die nach Note 1 ſich ergebenden Wir⸗ 
kungen des Wiederaufnahmeverfahrens die Eingehung einer neuen Ehe. 

a. Die Erledigung des Rechtsſtreits kann eintreten durch rechtskräftiges Ur⸗ 
theil, Klagezurücknahme, Vergleich, Tod einer Partei (CPO. § 628). 

b. 5 78 fünfjährige Friſt iſt die Friſt aus EPD. S 586 
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$ 1310. Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen Ver⸗ 
wandten in gerader Linie, zwiſchen vollbürtigen oder halbbürtigen 
Geſchwiſtern ſowie zwiſchen Verſchwägerten in gerader Linie. 

Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen Perſonen, von 
denen die eine mit Eltern, Voreltern oder Abkömmlingen der anderen 
Geſchlechtsgemeinſchaft gepflogen hat. 

Verwandtſchaft im Sinne dieſer Vorſchriften beſteht auch zwiſchen 
einem unehelichen Kinde und deſſen Abkömmlingen einerſeits und 
dem Vater und deſſen Verwandten andererſeits. 


3. Ob die etwa verbotswidrig geſchloſſene Ehe gültig oder nichtig iſt, 
richtet ſich nach dem Ergebniſſe des Wiederaufnahmeverfahrens. In dieſes 
kann der andere Ehegatte der zweiten Ehe als Nebenintervenient eintreten 
(EPD. § 66). 

$ 1310. I. Verwandtſchaft und Schwägerſchaft. Uneheliche Geſchlechts⸗ 
verbindung. 

1. Die Begriffe Verwandtſchaft und Schwägerſchaft find in 
§§ 1589, 1590 beſtimmt. In Abweichung von der Vorſchrift des § 1589 
Abſ. 2 („Ein uneheliches Kind und deſſen Vater gelten als nicht verwandt“) 
beſtimmt § 1310 Abſ. 3, daß Verwandtſchaft im Sinne dieſer Vorſchriften, 
d. i. im Sinne aller Vorſchriften des § 1310 auch beſteht 
a. zwiſchen dem unehelichen Kinde einerſeits und dem Vater und deſſen 

Verwandten andererſeits; 

b. zwiſchen den Abkömmlingen des unehelichen Kindes einerſeits und 
dem Vater des unehelichen Kindes und deſſen Verwandten andererſeits. 
Während „Abkömmlinge“ nach dem ſonſtigen Sprachgebrauche des BGB. 
(vgl. $ 1589 Note 4) ſich nur auf ſolche Abkömmlinge bezieht, welche nach 
$ 1589 mit dem Vater verwandt find, greift vorliegend auch für den 
Begriff „Abkömmlinge des unehelichen Kindes“ der Abſ. 3 ein, ſo daß 
auch die unehelichen Abkömmlinge des unehelichen Kindes als Ab⸗ 
kömmlinge deſſelben im Sinne $ 1310 gelten. 

2. Es iſt ſomit für die Anwendung des Abſ. 1 und des Abſ. 2 des § 1310 
vollig gleichgültig, ob die für die Prüfung des Verwandtſchaftsverhältniſſes 
zu berückſichtigenden Geburten eheliche oder uneheliche ſind. Inſonderheit iſt 
darauf zu achten, daß die Anziehung des § 1310 Abſ. 1 (vgl. §§ 1327, 1732) 
in Folge des ihm in § 1310 Abſ. 3 gegebenen Inhalts, die uneheliche Bluts⸗ 
verwandtſchaft mitumfaßt. 

3. Der Beweis der unehelichen Vaterſchaft wird im Falle des § 1310 
nicht durch die Vermuthung aus § 1717 erſetzt, vgl. daſelböſt Note 1. s 

II. (Abſ. 1.) Das Ehehinderniß aus Abf. 1 iſt ein Öffentliches trennen- 
des Ehehinderniß ($ 1327). MW 

l. Verwandte in gerader Linie vgl. die Note zul und $ 1589. 

2. Vollbürtige und halbbürtige Geſchwiſter. Zu den letzteren ge⸗ 
hören im Sinne des § 1310 Abſ. 1 insbeſondere alſo auch die unehelichen 
Kinder deſſelben Vaters von verſchiedenen Müttern (vgl. Note J). Die Ver⸗ 
heirathung fog. zuſammengebrachter Geſchwiſter mit einander iſt nicht verboten. 


3. Verſchwägerte in gerader Linie. d 

a. Stieffinder und Eltern ſowie Schwiegerfinder und Schwiegereltern. Die 
Schwägerſchaft dauert fort, auch wenn die ſie begründende (gültige) Ehe 
aufgelöft it (§ 1590 Abſ. 2). 8 

b. Die Schwägerſchaft erſtreckt ſich aber nicht auf Verwandte, welche nach 
Auflöſung der Ehe geboren find (vgl. zu § 1590). 

e. Der Eheſchließung zwiſchen einem Ehegatten und dem nachträglich ge⸗ 
borenen Kinde des anderen wird regelmäßig die Vorſchrift des § 1310 
Abſ. 2 entgegenſtehen. 


8. Blutſchande. 
a. Verwandtſchaft und 
Schwägerſchaft 


b. affinitasillegitima. 


c. Uneheliche Abſtam⸗ 
mung. 


d. Annahme an Kindes⸗ 
ſtatt. 


6. Ehebruch. 
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§ 1311. Wer einen Anderen an Kindesſtatt angenommen hat, 
darf mit ihm oder deſſen Abkömmlingen eine Ehe nicht eingehen, 
ſolange das durch die Annahme begründete Rechtsverhältniß beſteht. 
§ 1312. Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen einem 
wegen Ehebruchs geſchiedenen Ehegatten und demjenigen, mit welchem 
der geſchiedene Ehegatte den Ehebruch begangen hat, wenn dieſer Ehe⸗ 
bruch in dem Scheidungsurtheil als Grund der Scheidung feſtgeſtellt iſt. 
Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt werden. 


d. Eine nichtige Ehe begründet keine Schwägerfchaft. § 1310 Abſ. 2 kann 
eingreifen. 

e. Die Anwendung des Abf. 3 ergiebt, daß die Ehe auch zwiſchen Perſonen, 
die in auf⸗ oder abſteigender Linie verwandt oder verſchwägert ſind, ferner 
zwiſchen Geſchwiſtern verboten iſt, auch wenn das Verwandtſchafts⸗ oder 
Schwägerſchaftsverhältniß auf außerehelicher Geburt beruht. (Vgl. zu J.) 

4. Bei Annahme an Kindesſtatt vgl. § 1311. 

II. (Abs. 2.) Sog. affinitas illegitima. 

Das Ehehin derniß aus Abſ. 2 wirkt lediglich aufſchiebend, 
nicht trennend ($$ 1323, 1330). Eine gegen dieſes Verbot geſchloſſene 
Ehe wird in ihrer Rechtsgültigkeit durch Abſ. 2 nicht in Frage geſtellt. Der 
Standesbeamte hat nicht von Amtswegen nachzuforſchen, ob dieſes Ehehinder⸗ 
niß vorliegt, ſondern nur, wenn der Verkehr notoriſch iſt oder von dritten 
Perſonen, etwa auf Grund des Aufgebots, behauptet wird. Wird dem einen 
Ehegatten das Vorliegen dieſes Ehehinderniſſes in der Perſon des anderen 
erſt nach der Eheſchließung bekannt, ſo kann deswegen unter Umſtänden An⸗ 
fechtung der Ehe wegen Irrthums begründet ſein, vgl. § 1333. 


§ 1311. 1. Wegen der auf Annahme an Kindesſtatt beruhenden Verwandt⸗ 
ſchaft SS 1741 ff., 1757 ff., 1762 f. Das Eheverbot des § 1311 trifft nur die 
Ehe des Annehmenden einerſeits mit dem Angenommenen und deſſen Ab⸗ 
kömmlingen andererſeits. Hierunter fallen nur die Abkommlinge, welche 
nach $ 1589 mit dem Angenommenen verwandt find. Vgl. § 1310 Note 11 b. 

2. Das Ehehinderniß der Adoptivverwandtſchaft iſt lediglich aufſchiebend. 
Im Falle der Zuwiderhandlung tritt mit der Cheſchließung die Aufhebung 
des durch die Annahme an Kindesſtatt zwiſchen den Ehegatten begründeten 
Rechtsverhältniſſes ein. Näheres ſ. zu $ 1771. 


& 1312. 1. Das Eheverbot des $ 1312 begründet ein öffentliches trennen⸗ 
des Ehehinderniß (§ 1328). Bei nachträglicher Befreiung tritt Konvaleſcenz 
der Ehe gemäß § 1328 Abſ. 2 ein. 

2. Das Eheverbot erfordert nicht Mitſchuld derjenigen Perſon, mit 
welcher der Ehebruch begangen iſt. Auch wenn dieſe Perſon zur Zeit des 
Ehebruchs gar nicht wußte, daß der andere Theil verheirathet tft, greift § 1312 
ein. Für das frühere Recht (§ 339 Perſonenſt.Geſ. v. 1875 „Mitſchuldigen“) 
vgl. RS. 40 83. 5 

3. Nicht die bloße Thatſache des Ehebruchs begründet das Eheverbot des 
§ 1312. Erforderlich iſt vielmehr, daß der von den Eheſchließenden be⸗ 
gangene Ehebruch in dem Scheidungsurtheile, ſei es im Tenor, fet es in den 
Gründen (vgl. RG. 30 144) als Grund der Scheidung feſtgeſtellt iſt. 
Die Prüfung, ob dieſe Feſtſtellung materiell oder prozeſſuaͤl begründet iſt, 
ſteht dem Standesbeamten nicht zu KG. OLG. 2 147. Vgl. auch StGB. 
§ 172 (zu § 1565). — Ueber das Verfahren vor dem Standesbeamten und 
Beſchwerde vgl. Vorb. zu §8 13031315 Note 4. 

CPO. 5 624. Wird wegen Ehebruchs auf Scheidung erkannt und ergiebt 
sich aus den Verhandlungen, mit welcher Person der Ehebruch begangen worden 
ist, so ist diese Person in dem Urtheile festzustellen. 
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§ 1313. Eine Frau darf erſt zehn Monate nach der Auflöſung 
oder Nichtigkeitserklärung ihrer früheren Ehe eine neue Ehe eingehen, 
es ſei denn, daß ſie inzwiſchen geboren hat. 

Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt werden. 

$ 1314. Wer ein eheliches Kind hat, das minderjährig iſt oder 
unter ſeiner Vormundſchaft ſteht, darf eine Ehe erſt eingehen, nach⸗ 
dem ihm das Vormundſchaftsgericht ein Zeugniß darüber ertheilt hat, 
daß er die im § 1669 bezeichneten Verpflichtungen erfüllt hat oder 
daß ſie ihm nicht obliegen. 

Iſt im Falle der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ein antheilsberechtigter 
Abkömmling minderjährig oder bevormundet, ſo darf der überlebende 
Ehegatte eine Ehe erſt eingehen, nachdem ihm das Vormundſchafts⸗ 
gericht ein Zeugniß darüber ertheilt hat, daß er die im § 1493 Abſ. 2 
bezeichneten Verpflichtungen erfüllt hat oder daß ſie ihm nicht obliegen. 

$ 1315. Militärperſonen und ſolche Landesbeamte, für die nach 
den Landesgeſetzen zur Eingehung einer Ehe eine beſondere Erlaub⸗ 
niß erforderlich iſt, dürfen nicht ohne die vorgeſchriebene Erlaubniß 
eine Ehe eingehen. 


4. Befreiung. 

a. Zuständigkeit $ 1322. In Preußen iſt nach Art. 10 d. VO. v. 16. No⸗ 
vember 1899 (3 257) der Juſtizminiſter zuſtändig. Die Geſuche ſind an 
das Landgericht des Eheſcheidungsprozeſſes zu richten und von dieſem mit 
Bericht und den Eheſcheidungsakten zu befördern (JMBl. 1899 S. 784 $ 2). 
Sonſtige Landesgeſetzgebung vgl. zu § 1322. 

b. Nachträgliche Befreiung § 1328 Abſ. 2. 

5. Altrechtliche Scheidung wegen Verdachts der verletzten ehelichen Treue 
(§ 673 111 ALR.) als Ehehinderniß im Sinne des § 1312 KG. Jahrb. 24 
A 40, OLG. 4 402. 

& 1313. 1. Das Ehehinderniß der Wartezeit iſt ein aufſchiebendes Ehe⸗ 
hinderniß. Die Beſtimmung bezweckt bei ehelichen Kindern die Ungewißheit 
der Abſtammung zu verhüten, vgl. § 1592. 

2. Friſtberechnung nach §§ 187 Abſ. 1, 188. Die Friſt läuft von dem 
Todestage bzw. von dem Eintritte der Rechtskraft des auf Scheidung oder 
Nichtigkeitserklärung lautenden Urtheils ab. 

3. Eine frühere formwidrige Ehe, welche nicht in das Heirathsregiſter ein⸗ 
getragen iſt, bedarf keiner Nichtigkeitserklärung (88 1324, 1329) und begründet 
auch nicht das Ehehinderniß der Wartezeit. 

4. Zuſtändigkeit für die Befreiung § 1322. — Für Preußen iſt das Amts⸗ 
gericht zuftändig, Art. 11 d. KB. v. 16. November 1899 (3 257). Im Uebrigen 
vgl. wegen der Landesgeſetzgebung zu § 1322. 5 * . 

5. Die Verletzung der Vorſchrift des § 1312 beeinträchtigt nicht die Gül- 
tigkeit der verbotswidrig geſchloſſenen Ehe ($$ 1323, 1330). Fällt die Empfäng⸗ 
nißzeit eines während der zweiten Ehe geborenen Kindes noch zum Theile in 
die Zeit der früheren Ehe, ſo findet $ 1600 Anwendung. * 

§ 1314. 1. Abf. 1 will die Befolgung der zu Gunſten ehelicher (legiti⸗ 
mirter 88 1719, 1736, 1740, angenommener 88 1757, 1761) Kinder für den 

Fall der Wiederverheirathung (§§ 1740, 1761) ihrer Eltern gegebenen Schutz⸗ 

vorſchriften ſichern. Vgl. die die Inventariſirung des Vermögens und die Aus⸗ 

einanderſetzung anordnenden Vorſchriften der $$ 1669, 1636, 1845, 1897, 1915. 


2. Die Vorſchrift begründet lediglich ein aufſchiebendes Ehehinderniß. Die 


verbotswidrige Ehe wird in ihrer Gültigkeit nicht berührt (§§ 1323, 1330). 

Im Falle der Zuwiderhandlung kann nach § 1670 das Vormundſchaftsgericht 

dem Zuwiderhandelnden die Verwaltung des Kindesvermögens entziehen. 
H. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 2 


7. Wartezeit der Frau. 


8. Auseinanderſetzung 
mit den Kindern aus 
früherer Ehe. 


9. Behördliche Erlaubniß 
a. für Müitärperfonen 
und Landesbeamte. 


b. für Ausländer. 
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Ausländer, für die nach den Landesgeſetzen zur Eingehung einer Ehe 
eine Erlaubniß oder ein Zeugniß erforderlich iſt, dürfen nicht ohne dieſe 
Erlaubniß oder ohne dieſes Zeugniß eine Ehe eingehen. 


§ 1315. 1. Das Ehehinderniß des § 1315 hat lediglich aufſchiebende 
Wirkung (§§ 1323, 1330). 

2. (Abſ. 1.) Militärperſonen und Landesbeamte. 
a. Militärperſonen vgl. § 9 Note 1. 

Reichsmilitärgesetz vom 2. Mai 1874 (RGBl. S. 46). 

$ 40. Die Militärpersonen des Friedensstandes bedürfen zu ihrer Verhei- 
rathung der Genehmigung ihrer Vorgesetzten. 

$ 60. Ausserdem gelten die folgenden Bestimmungen: 


4. Die vorläufig in die Heimath beurlaubien Rekruten und Freiwilligen be- 
dürfen zur Verheirathung der Genehmigung der Militärbehörde. 

Militärstrafgesetzbuchfür das deutsche Reich vom 20. Juni 1872 
(RMH. S. 174). 

8150. Wer ohne die erforderliche dienstliche Genehmigung sich verheirathet, 
wird mit Festungshaft bis zu drei Monaten bestraft; zugleich kann auf Dienst- 
entlassung erkannt werden. 

Auf die Rechtsgültigkeit der geschlossenen Ehe ist der Mangel der dienst- 
lichen Genehmigung ohne Einfluss. 

b. Landesbeamte (Für Reichsbeamte beſtehen keine Beſchränkungen.) 
Preussen AG. z. BGB. Art. 42(Auf⸗ Braunsch. AGG. z. BGB. §§ 65, 66. 
hebung aller noch be⸗ S.-Altenb. V. z. A. § 17. 
ſtehenden Beſchränkun⸗ 

gen für Staatsbeamte 
und Geiſtliche). Il 

3. (Abi. 2.) Ausländer. 

Val. EG. Art. 13 Note 2a, ſowie die in Ausſicht ſtehende Regelung durch 
internationalen Staatsvertrag (Titelvorb. Note 4). 

Landesgeſetzgebung über Ausländerehen. 
Preussen AG. z. BGB. Art. 43. S. Kob.-G. V. z. A. § 14, AG. z. 

Miniſterialverfügung | BGB. Artt. 40, 41. 
vom 3. Aug. 1900 Bir. Anhalt AG. z. BGB. Art. 56. 
Cheſchließung v. Aus⸗ Schw.-Rd. AG. z. BGB. Artt. 128 
ländern in Preußen bis 133. 
(Miniſt.⸗Bl. f. innere Schw.-Sch. AG. z. BOB. Art. 47. 
Verwaltung S. 245). Waldeck AG. z. BGB. Art. 22. 


Württemb. AG. z. BGB. Art. 256. Bek. v. 4. März 1902, 
Baden AG. z. BGB. Art. 32. V. btr. Eheſchließung von 
z. A. § 27. Miniſter.⸗ Ausländern in den 
Bek. v. 28. Mai 1901, Fürſtenthümern Wal⸗ 


btr. Eheſchließung von deck u. Pyrmont (Reg. 


Ausländern im In⸗ Bl. S. 9). 
lande (Geſ.⸗ u. Verord.⸗ Reuss J. L. AS. z. BGB. § 93. 
Bl. S. 393). Lippe AGG. z. BGB. § 34 u. Ab⸗ 


Hessen AG. z. BGB. Art. 104. änd.⸗Geſ. Art. 2. 
M.-Schw. V. z. A. § 207. Lübeck AG. z. BGB. § 99. 
3_Weim. Ach. z. Bc B. 99 175-181. Hamburg A. 3. B. 5 67. 
M.- Strelitz V. z. A. § 205. 

Braunsch. AG. z. BGB. 88 67—71. 
S.-Mein. Ac. z. BGB. Art. 22, § 2. 
S.-Altenb. V. z. A. § 17. Miniſt.⸗ | 
Bek. v. 1. Sept. 1900, 
btr. Eheſchließung von 
Ausländern (Geſ. S. 
S. 252). 
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$ 1316. Der Eheſchließung ſoll ein Aufgebot vorhergehen. Das 
Aufgebot verliert ſeine Kraft, wenn die Ehe nicht binnen ſechs Mo⸗ 
naten nach der Vollziehung des Aufgebots geſchloſſen wird. 

Das Aufgebot darf unterbleiben, wenn die lebensgefährliche Er⸗ 
krankung eines der Verlobten den Aufſchub der Eheſchließung nicht 
eſtattet. 
. 110 dem Aufgebote kann Befreiung bewilligt werden. 

§ 1317. Die Ehe wird dadurch geſchloſſen, daß die Verlobten 
vor einem Standesbeamten perſönlich und bei gleichzeitiger Anweſen⸗ 
heit erklären, die Ehe mit einander eingehen zu wollen. Der 
Standesbeamte muß zur Entgegennahme der Erklärungen bereit ſein. 

Die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbeſtimmung abgegeben werden. 


§ 1316. 1. Verhältniß der Vorſchrift zu dem bisherigen 
Reichsrechte. 

a. Abſ. 1 Satz 1 giebt den bisherigen § 44 Abſ. 1 des Perſonenſtandsgeſetzes 
wieder. 

b. Abf. 1 Satz 2 entſpricht inhaltlich dem bisherigen § 51 des Perſonen⸗ 
ſtandsgeſetzes. Die ſechsmonatige Friſt beginnt mit der Vollziehung des 
Aufgebots. Das Aufgebot iſt mit dem Ablaufe der zweiwöchigen Aus⸗ 
hängefriſt aus § 46 Abſ. 3 des Perſonenſtandsgeſetzes vollzogen. Die 
erſten Friſten find nach §§ 187 Abſ. 1, 188, die zweite Friſt nach $$ 187 
Abſ. 2, 188 zu berechnen; vgl. § 187 Note 3. 

e. Abf. 2 entſpricht inhaltlich dem bisherigen § 50 Abſ. 2 des Perſonen⸗ 
ſtandsgeſetzes. 8 

d. Abſ. 3 entſpricht inhaltlich dem § 50 Abſ. 1 des Perſonenſtandsgeſetzes. 
Wegen der Zuſtändigkeit für die Befreiung vgl. § 1322 Abſ. 2. In 
Preußen iſt der Miniſter des Innern zuſtändig. Art. 12 d. VO. vom 
16. November 1899 (3 257). Wegen der ſonſtigen Landesgeſetzgebung 
vgl. zu § 1322. 

2. Die Uebernahme der Vorſchriften des § 1316 aus dem Perſonenſtands⸗ 
geſetz in das BGB. ſoll nur vermeiden, daß das Aufgebot im BGB. über⸗ 
haupt nicht erwähnt wird, nicht aber die Frage entſcheiden, ob das Aufgebot 
formales oder materielles Eheſchließungserforderniß iſt. Daß es weſentlich 
formales Erforderniß iſt, ergiebt ſich aus § 1322 Abſ. 2, wonach die 
Befreiung von dem Bundesſtaate zu ertheilen iſt, in welchem die Ehe ge⸗ 
ſchloſſen werden ſoll (verglichen mit § 1322 Abſ. 1). Vgl. EG. Art. 13 Note I 1a. 

3. Die näheren Vorſchriften über das Aufgebot enthalten die §88 44 —50 
des Perſonenſtandsgeſetzes (3 313). 

§ 1317. I. Obligatoriſche Civilehe. 

1. EG. Art. 13 Abſ. 3 beſtimmt: f 

Die Form einer Ehe, die im Inlande geſchloſſen wird, beſtimmt ſich aus⸗ 
ſchließlich nach den deutſchen Geſetzen. 5 5 

2. Der § 41 des Perſonenſtandsgeſetzes in der ihm durch EG. Art. 46 ge⸗ 
a Faſſung beſtimmt, daß für die Eheſchließung die Vorſchriften des 

ürgerlichen Geſetzbuchs maßgebend ſind. 5 n 
a. Das Bc. erkennt als die einzige Art der Eheſchließung die in $$ 1316 

bis 1321 geregelte obligatoriſche Civilehe an. Val. indeß zu 3. 

b. Durch den dem $ 67 des Perſonenſtandsgeſetzes (EG. Art 46 III) zuge: 
fügten Abſ. 2, wonach eine ſtrafbare Handlung nicht vorliegt, wenn ein 
Geistlicher im Falle einer lebensgefährlichen, einen Aufſchub nicht ge⸗ 
ſtattenden Erkrankung eines der Verlobten zu der religiöſen Feierlichkeit 
der Eheſchließung ohne voraufgegangene ſtandesamtliche Eheſchließung 
ſchreitet, wird an dem Prinzipe der obligatoriſchen Civilehe nichts ge⸗ 

2* 


II. Ebeſchließung. 
1. Aufgebot. 


2. Weſentliche Förmlich⸗ 
keiten d.Eheſchließung. 


3. Nichtweſentliche 
Förmlichkeiten der 
Eheſchließung. 
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§ 1318. Der Standesbeamte ſoll bei der Eheſchließung in 
Gegenwart von zwei Zeugen an die Verlobten einzeln und nach 
einander die Frage richten, ob ſie die Ehe mit einander eingehen 
wollen, und, nachdem die Verlobten die Frage bejaht haben, aus⸗ 


ändert. Eine religiöſe Feierlichkeit der Eheſchließung, welche ohne 
die in § 1317 vorgeſchriebene Eheſchließung vorgenommen wird, iſt für 
das bürgerliche Rechte ein nil actum. 

3. Eheſchließung vor ausländiſchen Konſuln vgl. EG. Art. 13 Note 12 a8. 


II. Weſentliche Förmlichkeiten der Eheſchließung. 

1. Die weſentlichen Förmlichkeiten der Eheſchließung ſind möglichſt ein⸗ 
geſchränkt. Nichtigkeit der Ehe wegen Formmangels liegt nach 
§ 1324 nur vor, wenn die in $ 1317 vorgeſchriebene Form nicht 
beobachtet iſt. Heilung der wegen Formmangels nichtigen Che, welche 
in das Heirathsregiſter eingetragen iſt, durch fortgeſetztes eheliches Leben 
§ 1324 Abſ. 2. 

2. Nach § 1317 zu beobachtende Form. 

a. Erklärung eines jeden der beiden Verlobten, die Ehe mit dem 
anderen eingehen zu wollen. Die Erklärung, für welche eine ſolenne 
Form nicht weſentlich iſt, ſoll in der in § 1318 vorgeſchriebenen Weiſe 
erfolgen. — Da nach Abſ. 2 die Erklärung nicht unter einer Bedingung 
oder Zeitbeſtimmung abgegeben werden kann, iſt die bedingte oder be⸗ 
friſtete Erklärung nichtig. — Für Blinde, Taube, Stumme, Taubſtumme 
und der deutſchen Sprache nicht Mächtige beſtehen keine beſonderen Form⸗ 
vorſchriften. Die Mittel der Verſtändigung ſind nicht beſchränkt, alſo 
neben Wort und Schrift auch die Geberdenſprache zuläſſig. Vgl. RO. 
vom 20. Januar 1899 D. Jur. Ztg. 1899 S. 178. 

b. Die Erklärung muß per ſönlich von den Verlobten abgegeben werden. 

Stellvertretung iſt mithin ausgeſchloſſen. 

Gleichzeitige Anweſenheit der Verlobten. 

. Die Erklärungen müſſen vor einem Standesbeamten abgegeben werden. 

a. Die Beſtellung des Standesbeamten erfolgt gemäß Perſonenſtands⸗ 
geſetz $ 3 für einen beſtimmten Bezirk. Außerhalb dieſes Bezirkes 
kann der Standesbeamte als folder nicht anerkannt werden. — 
Oeffentliche Ausübung des Amtes eines Standesbeamten durch einen 
Nichtſtandesbeamten § 1319. 

8. Da man eine Erklärung nicht vor ſich ſelbſt abgeben kann, kann 
ein Standesbeamter nicht bei ſeiner eigenen Eheſchließung als Standes⸗ 
beamter fungiren. Verwandtſchaft mit den Verlobten bildet keinen 
Ausſchließungsgrund für den Standesbeamten. 

e. Bereitſchaft des Standesbeamten zur Entgegennahme der 
Erklärungen. 

Nachdem die Erklärung des Standesbeamten, daß die Verlobten nun⸗ 
mehr rechtmäßig verbundene Eheleute ſeien (vgl. den früheren § 52 des 
Perſonenſtandsgeſetzes), als weſentliches Erforderniß der Eheſchließung 
in Wegfall gekommen ift (vgl. § 1318 Note 2), ſoll durch Abſ. 1 S. 2 
verhindert werden, daß die Eheſchließung vor dem Standesbeamten be⸗ 
wirkt wird, ohne daß dieſer bei der Eheſchließung mitzuwirken gewillt 
iſt. Lehnt der Standesbeamte eine Amtshandlung ab, ſo kann er dazu 
auf Antrag von dem Amtsgericht angewieſen werden. Perſonenſtands⸗ 
geſetz § 11 Abſ. 3, Fr. §§ 69, 186. 

III. Eheſchließung Deutſcher im Auslande. 

1. Locus regit actum EG. Art. 11. 

2. Geſetz, bir. die Eheſchließung und die Beurkundung des Perſonen⸗ 
ſtandes von Bundesangehörigen im Auslande, vom 4. Mai 1870 (BGBl. 
S. 1 l der Faſſung des EG. Art. 40, vgl. 3 308 und zu EG. Art. 13 
Note 5 


mo 
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ſprechen, daß ſie kraft dieſes Geſetzes nunmehr rechtmäßig verbundene 
Eheleute ſeien. 

Als Zeugen ſollen Perſonen, die der bürgerlichen Ehrenrechte für 
verluſtig erklärt ſind, während der Zeit, für welche die Aberkennung 
der Ehrenrechte erfolgt iſt, ſowie Minderjährige nicht zugezogen 
werden. Perſonen, die mit einem der Verlobten, mit dem Standes⸗ 
beamten oder mit einander verwandt oder verſchwägert ſind, dürfen 
als Zeugen zugezogen werden. 

Der Standesbeamte ſoll die Eheſchließung in das Heirathsregiſter 
eintragen. 

§ 1319. Als Standesbeamter im Sinne des § 1317 gilt auch 
derjenige, welcher, ohne Standesbeamter zu ſein, das Amt eines 
Standesbeamten öffentlich ausübt, es ſei denn, daß die Verlobten 
den Mangel der amtlichen Befugniß bei der Eheſchließung kennen. 

§ 1320. Die Ehe ſoll vor dem zuſtändigen Standesbeamten 
geſchloſſen werden. 

Zuſtändig iſt der Standesbeamte, in deſſen Bezirk einer der Ver⸗ 
lobten ſeinen Wohnſitz oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Hat keiner der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder ſeinen gewöhnlichen 


$ 1318. 1. Die Vorſchriften des § 1318 find Sollvorſchriften. Ihre 
Nichtbeobachtung beeinträchtigt nicht die Gültigkeit der Eheſchließung. 

2. Der Ausſpruch des Standesbeamten hat nach dem BGB., an⸗ 
ders als nach dem früheren § 52 des Perſonenſtandsgeſetzes, nur deklara⸗ 
toriſche Bedeutung. Vgl. § 1517 Note II 22. Der Standesbeamte erklärt 
die Verlobten nicht mehr für rechtmäßig verbundene Eheleute, 
ſondern er ſtellt durch ſeine Erklärung feſt, daß ſie ſolche kraft „dieſes Ge⸗ 
ſetzes“, d. i. alſo kraft des „Bürgerlichen Rechtes“ ſeien (vgl. die Ueberſchrift 
dieſes Abſchnitts „Bürgerliche Ehe“). 

3. Zeugen. Den Bolljährigen (§ 2) ſtehen für volljährig Erklärte gleich 
93 Abs. 2). — Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte StGB. §8 32—37. 
Das Geſchlecht, die Staatsangehörigkeit und ſonſtige in § 1318 nicht er⸗ 
wahnte Eigenſchaften ſind für die Zeugenfähigkeit unerheblich. 

4. Eintragung in das Heirathsregiſter. 

a. Den naheren Inhalt der Eintragung beſtimmt § 54 des Perſonenſtands⸗ 
geſetzes (3313). Bgl. auch 8$ 12 ff. des Perſonenſtandsgeſetzes. 

5. Die Eintragung iſt zwar nicht weſentliches Erforderniß der Cheſchließung; 
es kommen aber der Thatſache der Eintragung gewiſſe Wirkungen zu, 
wenn auch die Eheſchließung im Uebrigen wegen Formmangels nichtig 
iſt. Vgl. § 1324 (Note I 2], §§ 1329, 1344, 1345, 1699, 1771. Vgl. 
$ 1326 Note II I. 

5. Pflicht des Standesbeamten, die Eheſchließung einer Frau, die ein 
minderjähriges eheliches Kind hat, dem Vormundſchaftsgericht anzuzeigen. 
FrG. § 48, BGB. § 1697. 

§ 1319. 1. Oeffentliche Ausübung iſt eine von Jedermann wahrnehm⸗ 
bare Ausübung, welche ſich nach Art der von einem amtlich e Standes⸗ 
beamten erfolgenden Amtsausübung vollzieht. Beiſpiele: Verfrühte Amts⸗ 
führung einer als Standesbeamter in Ausſicht genommenen aber noch nicht 
dazu beſtellten Perſon; Vertretung des Standesbeamten durch einen ihm 
zwar für andere Geſchäfte, aber nicht für das Standesamt beſtellten Ver⸗ 
treter u. A. m. g 

2. Kenntniß der Verlobten, nicht nur eines von ihnen ſchließt die An⸗ 
wendung des § 1317 aus. 


4. Amtirender Nicht⸗ 
ſtan desbeamter. 


5. Zuſtändiger Standes 
beanıter, 


6. Eheſchließung vor 
einem unzuſtändigen 


Standesbeamten. 


III. Ertheilung der zulaf- 


ſigen Befreiungen. 
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Aufenthalt im Inland und iſt auch nur einer von ihnen ein Deutſcher, 
ſo wird der zuſtändige Standesbeamte von der oberſten Aufſichts⸗ 
behörde des Bundesſtaats, dem der Deutſche angehört, und, wenn 
dieſer keinem Bundesſtaat angehört, von dem Reichskanzler beſtimmt. 

Unter mehreren zuſtändigen Standesbeamten haben die Verlobten 
die Wahl. 

§ 1321. Auf Grund einer ſchriftlichen Ermächtigung des zu⸗ 
ſtändigen Standesbeamten darf die Ehe auch vor dem Standesbe⸗ 
amten eines anderen Bezirkes geſchloſſen werden. 

§ 1322. Die Bewilligung einer nach den S$ 1303, 1313 zu⸗ 
läſſigen Befreiung ſteht dem Bundesſtaate zu, dem die Frau, die 
Bewilligung einer nach § 1312 zuläſſigen Befreiung ſteht dem 
Bundesſtaate zu, dem der geſchiedene Ehegatte angehört. Für Deutſche, 
die keinem Bundesſtaat angehören, ſteht die Bewilligung dem Reichs⸗ 
kanzler zu. 

Die Bewilligung einer nach § 1316 zuläſſigen Befreiung ſteht 
dem Bundesſtaate zu, in deſſen Gebiete die Ehe geſchloſſen werden ſoll. 

Ueber die Ertheilung der einem Bundesſtaate zuſtehenden Bewilli⸗ 
gung hat die Landesregierung zu beſtimmen. 


§ 1320. 1. Ab}. I iſt eine Soll vorſchrift, deren Nichtbeobachtung die 
Gültigkeit der Eheſchließung nicht beeinträchtigt. 

2. Wohnſttz §§ 7—11. Ob der gewöhnliche Aufenthalt einer Perſon an 
einem beſtimmten Orte anzunehmen iſt, hat zunächſt der Standesbeamte, 
eventuell das Amtsgericht (Perſonenſtandsgeſetz $ 11 Abſ. 3, FrG. SS 69, 
186) zu entſcheiden. 

3. Abſ. 3 will denjenigen Deutſchen, welche weder Wohnſitz noch gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt im Inlande haben, die Möglichkeit, in Deutſchland die Ehe 
zu ſchließen, gewähren. Sind beide Verlobte Ausländer, welche weder einen 
Wohnſitz, noch einen gewöhnlichen Aufenthalt im Inlande haben, ſo können 
ſie die Eheſchließung im Inlande erſt vollziehen, nachdem einer von ihnen 
einen gewöhnlichen Aufenthaltsort im Inlande begründet hat. 

4. Abf. 4. Ob die Zuſtändigkeit auf Grund des Wohnſitzes oder des ge: 
wohnlichen Aufenthalts begründet iſt, macht keinen Unterſchied. 

§ 1321. 1. Die Vorſchrift entſpricht dem früheren § 43 des Perſonen⸗ 
ſtandsgeſetzes. 

. § 1321 bezieht ſich nur auf den Eheſchließungsakt vor dem Standes⸗ 
beamten ſelbſt, nicht auf die vorhergehenden Amtshandlungen, insbeſondere 
1 auf die Vornahme des Aufgebots; vgl. Perſonenſtandsgeſetz §§ 44, 49 
(3 313). 

§ 1322. I. Die in $ 1322 erwähnten Befreiungsfälle betreffen: 

1. § 1303 Befreiung von der Vorſchrift über die Ehemündigkeit der 

rauen. 

2. § 1312 Befreiung von dem Eheverbote wegen Ehebruchs. 

3. § 1313 Befreiung von dem Ehehinderniſſe der Wartezeit. 

4. § 1316 Befreiung von dem Aufgebote. 

II. Landesgeſetzgebung. 

ap: 1 der §§ 1303, 1312 Juſtiz⸗ 
miniſt. 
Preussen V. z. A. Artt. 10—12 f. Falle des § 1313 Amtsgericht. 
| i. Falle des § 1316 Miniſt. d. Inn. 
— 8000075 des Juſtizminiſters v. 14. Dezember 1899 (JM Bl. 
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Bayern 


Würtiemb. 


Baden 
Hessen 


M.-Schw. 
S.- Wein. 


M.-Strelitz 
Oldenburg 


Braunsch. 
S.- Mein. 


S.-Altenb, 


S.-Kob.-G. 
Anhalt 
Schw.-Rd. 


Waldeck 


Reussä.L. 


Reuss J. L. 
Lippe 


Lübeck 
Bremen 


Hamburg 


Els.- Lothr. 


für §§ 1303, 1312 Landesherr. 
für § 1313 Staatsminiſt. d. Juſtiz. 
ZuſtVO. §§ 12—14 für § 1316 Diſtriktsverwaltungsbehörde, 
Staatsanwalt (Pfalz), Magiſtrat 
(München). 
für §§ 1303, 1312 König. 
AG. z. BGB. Art. 2552 für SS 1313, 1316 zuſtänd. Amts⸗ 
| gericht, ev. Juſtizminiſter. 
V. 3. A. d. BGB. 89 23.26 Juſtizminiſterium. 
AG. z. BGB. Art. 105 i. Falle des § 1316 Minift. der Juſtiz, 
ſonſt Großherzog. . 
V. z. A. § 206 Juſtizminiſt. 
AG. z. BGB. § 182 i. Falle des § 1312 Landesherr, ſonſt das 
Staatsminiſterium. 
V. z. A. § 204 Landesregierung. 
für §§ 1303, 1312, 1313 Landesherr. 
V. z. A. 88 7—9 e § 1316 Staatsminiſt., Juſtizdepart., im 
Fürſt. Lüb. u. Birk.: Reg. 
V. z. A. § 1 Staatsminiſt., Abtheilung der Juſtiz. 
AH. z. BGB. Art. 22 § 1 i. Falle des § 1312 Landesherr, ſonſt 
das S e Bern 
| für 303, 2 Landesherr. 
B. z. A. § 17 für 88 1313, 1316 Miniſt. des Innern. 
i. den Fällen der §§ 1303, 1312, 1316 
V. z. A. §§ 9—11 | Landesjuſtizverwaltung. 
1. Falle des § 1313 Amtsgericht. 
is en Fällen der §§ 1303, 1312, 1313 
andesherr. 
AG. z. BGG. Art. 57 i. Falle des $ 1316 Regierung, Abtheil. 
des Innern. 
i. den Fällen der §§ 1303, 1313, 
AG. z. BGB. Artt. 12,107 | 1316 Miniſt. 
i. Falle des § 1312 Landesherr. 
i. den Fällen der §§ 1303, 1312 Preuß. 
Juſtizminiſter. 
V. z. A. Artt. 9—11 i. Falle des § 1313 Amtsgericht. 
i. Falle des § 1316 Preuß. Miniſter des 
Innern. 
AG. z. BGB. § 111 Landesherr. 
1 a5 en Fällen der $$ 1303, 1312 Landes: 
err. 
DT i. den Fällen der $$ 1313, 1316 Miniſt., 
Abtheil. f. Juſtiz. 
i. den Fällen der $$ 1303, 1312, 1313 
BD. v. 2. Dezbr. 1899 | , 


Staatsminiſt. 
AG. z. BGB. § 33 


i. Falle des § 1316 Regierung, bezw. 
Verwaltungsämter. 
i. den Fällen der $$ 1303, 1312, 1313 
AG. z. BGB. § 98 Senat. 
i. Falle des § 1316 Stadt⸗ u. Landamt. 
V. z. A. § 1 Senat. 


i. den Fällen der §§ 1303, 1312 Senat. 
V. z. A. 88 1 u. 2 i. den Fällen der $$ 1313, 1316 Aufſichts⸗ 
behörde für Standesämter. 
für $$ 1303, 1312, 1313 Miniſterium. 
VO. v. 1. Novbr. 1899 J für § 1316 Erſter Staatsanwalt das 
LG. d. Eheſchließungsorts. 


$ 1322. 


Borbemerk 
3. 


Un 


Titel 


a zum 
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Dritter Titel. 
Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe. 


A. Verhältniß der Vorſchriften des dritten Titels zu den allgemeinen 
Vorſchriften. 

Die Eheſchließung als Rechtsgeſchäft würde ohne die beſonderen 
Vorſchriften über die Nichtigkeit und Anfechtbarkeit, welche der dritte Titel 
enthält, den allgemeinen Vorſchriften über die Rechtsgeſchäfte (SS 104 —.144) 
unterſtehen. Der dritte Titel enthält die durch das Weſen der Ehe gebotenen 
Abweichungen von den allgemeinen Grundſätzen. 

Wirkung der Eheverbote. 

1. Nach § 134 gilt die Regel, daß das gegen ein geſetzliches Verbot ver⸗ 
ſtoßende Rechtsgeſchäft nichtig iſt, wenn ſich nicht aus dem Geſetze ein Anderes 
ergiebt. In dieſem Titel werden die Wirkungen beſtimmt, welche eine gegen 
die Eheverbote der §§ 1303 ff. verſtoßende Eheſchließung hat. 

a. Nichtigkeit tritt nur in den Fällen ein, in welchen die Aufrechterhaltung 
der Ehe mit ihrem Weſen und mit der öffentlichen Ordnung nicht ver⸗ 
einbar ſein würde ($$ 13231328). 

b. Anfechtbarkeit tritt ein, wenn es ſich um einen Mangel handelt, bei 
welchem weſentlich das Intereſſe des anfechtungsberechtigten Ehegatten 
darüber entſcheiden muß, ob die Ehe beſtehen bleiben ſoll oder nicht 
($$ 1330, 13311335, 1350). 

c. Wo weder Nichtigkeit noch Anfechtbarkeit feſtgeſetzt iſt, hat der 
Verſtoß gegen das Eheverbot keine trennende Kraft, jog. aufſchiebende 
Ehehinderniſſe. Ihre Nichtbeobachtung kann zwar den mitwirkenden 
Standesbeamten nach Perſonenſtandsgeſetz § 69 ſtrafbar machen, nicht 
aber die Gültigkeit der Ehe beeinträchtigen. Worb. zu §§ 1303 —1315. 

2. Bedeutung und Geltendmachung der Nichtigkeit und An⸗ 
fechtbarkeit. 

a. Nichtigkeit der Ehe bewirkt, daß die Ehe als nicht geſchloſſen an⸗ 
zuſehen iſt. Die Geltendmachung der Nichtigkeit geſtaltet ſich verſchieden, 
je nachdem wenigſtens der äußere Schein einer Ehe vorliegt oder es ſich 
um eine formwidrig geſchloſſene, auch in das Heirathsregiſter nicht einge⸗ 
tragene Ehe handelt. Vgl. zu § 1329 Note 11a. — Abweichend von den 
allgemeinen Vorſchriften (§ 141) iſt die Nichtigkeit der Eheſchließung mit 
Ausnahme der Fälle der Doppelehe (§ 1326) und der Verwandtenehe 
($ 1327) heilbar. 

b. Die Anfechtbarkeit bedeutet, daß die Ehe bis zur erfolgten Anfechtung 
als gültig behandelt wird, nach erfolgter Anfechtung aber von Anfang an 
als nichtig anzuſehen tft. Im Uebrigen vgl. hierzu SS 1341 ff. 

3. Die allgemeinen Vorſchriften der §§ 104 —144 bleiben inſoweit 
anwendbar, als ſich nicht aus den beſonderen Vorſchriften ihre Unanwend⸗ 
barkeit ergiebt. 


B. Das Verfahren in Eheſachen. 

I. Das Verfahren in Eheſachen iſt in CPO. SS 606 —639 beſonders ge⸗ 
regelt. Das Verhältniß der Nichtigkeitsklage zur Klage auf Feſtſtellung des 
Beſtehens oder Nichtbeſtehens der Ehe vgl. zu § 1329 Note III. 

II. Der Ehenichtigkeits⸗ und der Eheaufechtungsklage gemeinſchaftliche 
(für das materielle Recht bedeutſame) Vorſchriften: 

1. Prozeßfähigkeit in Eheſachen. 

CPO. $ 612. In Ehesachen ist ein in der Geschäftsfähigkeit beschränkter 
Ehegatte prozessfähig; dies gilt jedoch insoweit nicht, als nach $ 1336 Abs. 2 
Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs nur sein gesetzlicher Vertreter die Ehe 
anfechten kann. 
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§ 1323. Eine Ehe iſt nur in den Fällen der SS 1324 bis 1328 
nichtig. 

§ 1324. Eine Ehe iſt nichtig, wenn bei der Eheſchließung die 
im $ 1317 vorgeſchriebene Form nicht beobachtet worden iſt. 

Iſt die Ehe in das Heirathsregiſter eingetragen worden und haben 
die Ehegatten nach der Eheſchließung zehn Jahre oder, falls einer 


Fur einen geschäftsunfähigen Ehegatten wird der Rechtsstreit durch den ge- 
setzlichen Vertreter geführt. Der gesetzliche Vertreter ist jedoch zur Erhebung 
der Klage auf Herstellung des ehelichen Lebens nicht befugt; zur Erhebung der 
Scheidungsklage oder der Anfechtungsklage bedarf er der Genehmigung des Vor- 
mundschaftsgerichts. 

2. Einftweilige Verfügung zur Regelung der Rechtsverhältniſſe der 
Ehegatten und der Kinder während der Dauer des Prozeſſes CPO. § 627 
(Titel vorb. vor § 1564). Die Vorſchrift beruht auf dem Gedanken, daß bis 
zur Rechtskraft des Urtheils die Nichtigkeit der Ehe nicht feſtſteht und daß 
bis dahin die Wirkungen der Ehe einſtweilen anzuerkennen ſind. 

3. Tod eines Ehegatten vor Rechtskraft des Urtheils erledigt 
den Rechtsſtreit in Anſehung der Hauptſache. CPO. § 628 (Titelvorb. vor 
§ 1564). Die Frage, ob die Ehe nichtig war oder nicht, wird nach dem Tode 
eines Ehegatten nicht mehr mit Wirkung für und gegen alle (vgl. zu 4), 
ſondern als Inzidentpunkt für die einzelnen Rechts verhältniſſe von Fall zu 
Fall entſchieden. Vgl. § 1329 Note 11 b, § 1341 Note 115. 

4. Wirkung des rechtskräftigen Urtheils für und gegen Alle. 

PO. 8 629. Das auf eine Nichtigkeitsklage oder eine Anfechtungsklage 
en geltende Urtheil wirkt, sofern es bei Lebzeiten beider Ehegatten rechtskräftig 
wird, für und gegen Alle. Ist jedoch die Nichtigkeitsklage auf Grund des $ 1326 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs erhoben, so wirkt das Urtheil, durch welches sie 
abgewiesen wird, gegen den Dritten, mit dem die frühere Ehe geschlossen war, 
nur dann, wenn er an dem Kechtsstreite Theil genommen hat. 

Diese Vorschriften gelten auch für ein Urtheil, durch welches das Bestehen 
oder Nichtbestehen einer Ehe festgestellt wird. 

5. Schutz gemeinſchaftlicher minderjähriger Kinder der Ehegatten 
END. $ 630, ng zu 8 15355 vgl. auch §§ 1699 ff. 6 

6. Vermerk der Nichtigkeitserklärung im ſtandes amtlichen 
Heirathsregiſter. Perſonenſtandsgeſetz § 55 (3 313). 

C. Souſtige Vorſchriften. 

J. Rechtliche Stellung der Kinder aus nichtigen Ehen §8 1699 ff. 

II. Einfluß der Nichtigkeitserklärung auf letztwillige Verfügungen und Erb⸗ 
verträge §§ 2077, 2279. 

D. Uebergangsvorſchrift EG. Art. 198. 

E. Internationales Privatrecht EG. Art. 13. 

§ 1323. 1. Die Vorſchrift des § 1323 bringt zum Ausdruck, daß Nichtig⸗ 
keit der Ehe nur in den Fallen der §§ 1324 — 1328 vorliegt. Damit find 
andere aus anderen Vorſchriften etwa zu entnehmende Nichtigkeitsgründe, 
insbeſondere alſo die Willensmängel der Mentalreſervation, des Scherzes 
und der Simulation ($$ 116—118) ausgeſchloſſen. Vgl. wegen der hierdurch 
begründeten Anfechtbarkeit der Ehe § 1332. N 

2. Vorausſetzung für das Vorhandenſein einer Ehe iſt, daß die nach den 
natürlichen Begriffen erforderlichen Vorausſetzungen einer Ehe überhaupt 
vorliegen. Eheſchließung zwiſchen zwei Perſonen deſſelben Geſchlechts iſt ein 
nullum actum. Ob ein ſog. Zwitter Mann oder Frau iſt, iſt mediziniſche 
Thatfrage, vgl. § 1 Note II 1. a 

3. Die internationalrechtliche Vorſchrift EG. Art. 13, ſowie die Uebergangs⸗ 
vorſchrift ES. Art. 198 bleiben durch § 1323 unberührt. 


I. Nichtigkeit. 


1. Nichtigkeitsgründe. 
a. Formmangel. 


2 des Form⸗ 
mangels durch Zeit⸗ 
ablauf. 


Vorbemerkung zum 
8. Titel. 
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von ihnen vorher geſtorben iſt, bis zu deſſen Tode, jedoch mindeſtens 
drei Jahre, als Chegatten mit einander gelebt, ſo iſt die Ehe als 
von Anfang an gültig anzuſehen. Dieſe Vorſchrift findet keine An⸗ 
wendung, wenn bei dem Ablaufe der zehn Jahre oder zur Zeit des 
Todes des einen Ehegatten die Nichtigkeitsklage erhoben iſt. 


§ 1324. I. Nichtigkeit wegen Formmangels. 

1. Nichtigkeit wird nur durch Verletzung der in § 1317 gegebenen Form⸗ 
vorſchriften begründet. §§ 1318—1321 enthalten nur Soll vorſchriften. 

2. Die nach § 1324 wegen Formwidrigkeit eintretende Nichtigkeit hat eine 
verſchiedene Bedeutung, je nachdem der Eheſchließung wenigſtens der Schein 
der Gültigkeit dadurch gegeben iſt, daß die Ehe in das Heirathsregiſter 
($ 1318 Note 4) eingetragen iſt oder nicht. 

a. Die nicht in das Heirathsregiſter eingetragene wegen Form⸗ 
widrigkeit nichtige Ehe kommt als Ehe rechtlich überhaupt 
nicht in Betracht (vgl. $ 1326 Note II I). 

a. Heilung des Formmangels durch Zeitablauf ($ 1324 Abi. 2 und da⸗ 
ſelbſt Note II) iſt nicht zugelaſſen. Sie kann nicht mit Wirkung ex 
tune gültig werden. Ihre Beſtätigung ($ 141) kann nur in der Form 
einer urſprünglichen Eheſchließung mit Wirkung von der Vornahme 
der Beſtätigung ab erfolgen. Vgl. auch $ 1309 Note II. 

3. Die Nichtigkeit kann, ohne daß es einer Nichtigkeitsklage bedarf, von 
Jedermann, auch gutgläubigen Dritten gegenüber geltend gemacht 
werden ($$ 1329, 1344). 

J. Die Ehe bringt keine vermögensrechtlichen Wirkungen im Verhältniſſe 
der Ehegatten untereinander hervor. 

3. Die in einer ſolchen Ehe geborenen Kinder ſind ſchlechthin unehelich 
§ 1699 Abſ. 2. 

e. Eine derartige Eheſchließung zwiſchen Adoptivvater und Adoptivkind 
a eo die Verwirkung der elterlichen Gewalt eintreten, $ 1771 
Abſ. 2. 

b. Die wegen Formmangels nichtige, aber in das Heiraths⸗ 
regiſter eingetragene Ehe kann gültig werden. Vgl. zu II. 

II. Heilung der auf Formmangel beruhenden Nichtigkeit. 

Iſt die wegen Formmangels nichtige Ehe in das Heirathsregiſter 
($ 1318 Abf. 3), d. h. in das Heirathsregiſter eines deutſchen Standesbeamten 
eingetragen, ſo bieten ſich zwei Wege zur Beſeitigung des Mangels. 

1. Wiederholung der Eheſchließung § 1309 Abſ. 1 Satz 2. Die aus dem all⸗ 
gemeinen Satze des § 141 ſich ergebende Wirkung, daß die Ehe ex nunc, 
d. h. alſo nur für die Zukunft gültig wird, iſt unannehmbar. Zwar 
würden die Kinder nach § 1719 die Stellung ehelicher Kinder erlangen, 
aber das ſtärkere Mittel der Wiederholung der Eheſchließung kann nicht 
eine ſchwächere Wirkung als das ſchwächere Mittel des Zeitablaufs haben. 
Es muß deshalb — entgegen Prot. IV S. 62 — die formnichtige. in 
das Heirathsregiſter aber eingetragene Ehe durch Wiederholung der Ehe⸗ 
ſchließung von Anfang an gültig werden. 

2. Heilung des Mangels mit Wirkung, daß die Ehe ex tune, d. h. alſo von 
1 als gültig angeſehen wird, § 1324 Abf. 2. Uebergang: EG. 
Art. 198. 

a. Ob die Ehegatten als Ehegatten miteinander gelebt haben, iſt Thatfrage. 
Anders als in RG. 27 228 wird thatſächliche Trennung ohne Erhebung 
der Nichtigkeitsklage das Gültigwerden ausſchließen, wenn durch die 
Trennung zum Ausdrucke gebracht wird, daß ſich die Ehegatten nicht mehr 
als Ehegatten betrachten. Von der Erhebung der Nichtigkeitsklage ab 
kann das Miteinanderleben als Ehegatten nicht mehr angenommen wer⸗ 
den, vgl. RG. JW. 1900 S. 725. Vgl. hierzu Prot. VI S. 531 f. Friſt⸗ 
berechnung §§ 187 Abſ. 1, 188. 
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§ 1325. Eine Ehe iſt nichtig, wenn einer der Ehegatten zur 
Zeit der Eheſchließung geſchäftsunfähig war oder ſich im Zuſtande 
der Bewußtlosigkeit oder vorübergehender Störung der Geiſtesthätig⸗ 
keit befand. 

Die Ehe iſt als von Anfang an gültig anzuſehen, wenn der Ehe⸗ 
gatte ſie nach dem Wegfalle der Geſchäftsunfahigkeit, der Bewußt⸗ 
loſigkeit oder der Störung der Geiftesthätigfeit beſtätigt, bevor fie 
für nichtig erklärt oder aufgelöſt worden iſt. Die Beſtätigung bedarf 
nicht der für die Eheſchließung vorgeſchriebenen Form. 

§ 1326. Eine Ehe iſt nichtig, wenn einer der Ehegatten zur Zeit 
der Eheſchließung mit einem Dritten in einer gültigen Ehe lebte. 


b. Daß die Nichtigkeitsklage (§ 1329) erhoben iſt, iſt Einwendungsthatſache. 
Klageerhebung CPO. §§ 253, 281. Zurücknahme der Klage beſeitigt die 
Wirkungen der Klageerhebung CPO. § 271 Abſ. 3. Verſäumnißurtheil 
gegen den Nichtigkeitskläger gilt als Klagezurücknahme CRD. § 635. 

III. Eheſchließung Deutſcher im Auslande. 

Vgl. die dem § 1324 Abf. 2 entſprechende Vorſchrift für den Fall, daß die 
Ehe in das Heirathsregiſter eines nach dem Geſetz v. 4. Mai 1870 zur Ehe⸗ 
ſchließung ermächtigten Beamten eingetragen ift, in § da dieſes Geſetzes (zu 
EG. Art. 40). Vgl. auch Prot. VI S. 655 f. 


§ 1325. I. Nichtigkeit der Eheſchließungserklärung. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 entſpricht der Vorſchrift des § 105, nach der 
die von einem Geſchäftsunfähigen (§ 104) oder im Zuſtande der Bewußt⸗ 
loſigkeit oder vorübergehenden Störung der Geiſtesthätigkeit abgegebene 
Willenserklärung nichtig iſt. 

8 II. eh der wegen Nichtigkeit der Eheſchließnugserklärung nich⸗ 
tigen Ehe. 

J. Die allgemeine Vorſchrift des § 141, daß die Beſtätigung eines nich⸗ 
tigen Rechtsgeſchäfts als erneute Vornahme zu beurtheilen iſt, ergiebt, daß 
die Beſtätigung als Eheſchließung zu beurtheilen iſt. 

2. Die ſich aus § 141 ergebenden Folgerungen ſind für die Beſtätigung 
der nach § 1325 Abſ. 1 nichtigen Ehe nach zwei Richtungen modiftzirt. 

a. Die Betätigung bedarf nicht der für die Eheſchließung erforderlichen 
Form. Eine andere Formvorſchrift beſteht nicht, ſo daß nach dem Prin⸗ 
zipe des § 125 die Beſtätigung formfrei und ſomit auch ſtillſchweigend 
und durch konkludente Handlungen erfolgen kann. 

b. Die Beſtätigung hat rückwirkende Kraft; die beſtätigte Ehe iſt als 
von Anfang an gültig anzuſehen. 

3. In allen anderen Beziehungen iſt die Beſtätigung als er⸗ 
neute Eheſchließung anzuſehen. Daraus folgt: 

a. Willensmängel, welche die Beſtätigung betreffen, find nicht nach §§ 116 
bis 118, 119, 123, ſondern nach den für die Eheſchließung maßgebenden 
Vorſchriften, vgl. § 1323 Note 1, §§ 1332 —1335 zu beurtheilen. 

b. Die Beſtätigung iſt nichtig, wenn zur Zeit ihrer Vornahme einer der 
Ehegatten mit einem Dritten in gültiger Ehe lebt (§ 1326). Vgl. hierzu 
Planck D. Jur Ztg. 1899 S. 38. er 

4. Die Betätigung iſt anfechtbar, wenn der Beſtätigende zur Zeit 
der Beſtätigung in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt und die Zuſtimmung 
des geſetzlichen Vertreters fehlt, $$ 1304, 1331, 1337. 

5. Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft ſteht hier der Scheidung nicht 
gleich, § 1586. 

III. Die Geltendmachung der Nichtigkeit erfolgt durch Nichtigkeitsklage; 
ogl. zu § 1329. 


b. Nichtigkeit der Ehe⸗ 
ſchließungserklärung 


Beſtätigung der Ehe. 


c. Doppelehe. 


d. Blutſchande. 


e. Ehebruch. 


Nachträgliche Befreiung. 
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$ 1327. Eine Ehe iſt nichtig, wenn fie zwiſchen Verwandten 
oder Verſchwägerten dem Verbote des § 1310 Abſ. 1 zuwider ge⸗ 
ſchloſſen worden iſt. 

§ 1328. Eine Ehe iſt nichtig, wenn fie wegen Ehebruchs nach 
§ 1312 verboten war. 

Wird nachträglich Befreiung von der Vorſchrift des 8 1312 be⸗ 
willigt, ſo iſt die Ehe als von Anfang an gültig anzuſehen. 


$ 1326. I. Eutgegenſtehende gültige Ehe. 

1. Nichtigkeit der Che wegen Bigamie ($ 1309) tritt nur ein, wenn die 
zur Zeit der Eheſchließung bereits beſtehende Ehe gültig, d. h. weder nichtig, 
noch anfechtbar und angefochten iſt. Vgl. zu II und zu III. 

2. Iſt die erſte Ehe gültig, ſo iſt die zweite Ehe dauernd nichtig. 
Sie wird auch nach Auflöſung der früheren Ehe nicht gültig. 

Die neue Ehe bleibt auch nichtig, wenn die Eheſchließung im Vertrauen 
auf die Richtigkeit der über den Tod eines früheren Ehegatten ausgeſtellten 
Sterbeurkunde erfolgte, der angeblich verſtorbene Ehegatte zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung aber noch am Leben war. Die neue Ehe konvaleszirt ſolchenfalls 
auch nicht durch den nachträglichen Tod des fälſchlich als verſtorben Bezeich⸗ 
neten; Wiederholung der Eheſchließung kann gemäß § 1309 erfolgen. 

13 e bei Wiederverheirathung im Falle der Todeserklärung 

$ 1348 ff. 

II. Entgegenſtehende nichtige Ehe. 

1. Die wegen Formwidrigkeit nichtige, auch in das Heirathsregiſter nicht 
eingetragene Ehe kommt als Ehe rechtlich nicht einmal dem Scheine nach in 
Betracht und begründet kein Ehehinderniß im Sinne des § 1309. Vgl. da⸗ 
ſelbſt Note 1 3b; ferner $ 1318 Note 4b, § 1324 Note 12a, § 1329 Note 11a, 
zu §§ 1344—1347 Note 2. 

2. In allen anderen Fällen der Nichtigkeit der früheren Ehe liegt bis zur 
Nichtigkeitserklärung oder Auflöſung derſelben zwar das aufſchiebende, durch 
die Strafvorſchrift SISB. § 171 geſicherte Ehehinderniß des § 1309 vor, 
Nichtigkeit der ſpäteren Ehe tritt indeß nicht ein ($ 1326). Vgl. zu § 1309 
Note I, Wiederaufnahmeverfahren gegen das die Nichtigkeit oder die Auf⸗ 
löſung ausſprechende Urtheil vgl. § 1309 Note III. 

III. Entgegenstehende aufechtbare Ehe. 

1. Vor der Anfechtung und bis zur rechtskräftigen Entſcheidung über 
die Anfechtungsklage ($$ 1341 f.) iſt die Frage, ob die ſpätere Ehe eine Doppel⸗ 
ehe iſt oder nicht, eine offene. Die Frage wird im bejahenden Sinne be⸗ 
antwortet, wenn entweder das Anfechtungsrecht ausgeſchloſſen wird (§§ 1337 
bis 1340) oder die Anfechtungsklage rechtskräftig abgewieſen iſt. 

2. Nach begründeter Anfechtung (8$ 1341, 1342) der anfechtbaren 
Ehe findet gemäß § 1343 Abſ. 1 dieſelbe Beurtheilung wie zu II statt. 

IV. Betheiligung des anderen Ehegatten der früheren Ehe an dem 
Rechtsſtreit über die auf Grund des $ 1326 erhobene Nichtigkeitsklage. 

1. Wirkung des Urtheils CPO. § 629 (. Titelvorb.). 

2. Legitimation zur Klageerhebung CRD. § 632 zu § 1329 Note II I. 

S 1327. 1. Während § 1310 Abſ. I die Verwandtſchaftsverhältniſſe be⸗ 
zeichnet, welche der Eheſchließung entgegenſtehen, wird in § 1310 Abf. 3 er⸗ 
läuternd binzugefügt, daß im Sinne dieſer Vorſchrift auch zwiſchen dem un⸗ 
ehelichen Kinde und deſſen Abkömmlingen einerſeits und dem Vater und 
deſſen Verwandten andererſeits Verwandtſchaft beſteht. 

Indem Abſ. 3 dem Abſ. 1 einen beſtimmten erweiterten Inhalt giebt, 
unterwirft er auch die in Abſ. 3 getroffenen Perſonen dem Eheverbote des 
Abſ. 1, jo daß § 1327 auch auf die bezüglichen Fälle Anwendung findet. 

Im Uebrigen vgl. zu § 1310. 

2. Wegen der Adoptiverwandſchaft § 1311. 
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$ 1329. Die Nichtigkeit einer nach den §§ 1325 bis 1328 
nichtigen Ehe kann, ſolange nicht die Ehe für nichtig erklärt oder 
aufgelöſt iſt, nur im Wege der Nichtigkeitsklage geltend gemacht 
werden. Das Gleiche gilt von einer nach § 1324 nichtigen Ehe, 
wenn ſie in das Heirathsregiſter eingetragen worden iſt. 


§ 1328. Die Befreiung ($$ 1312 Abſ. 2, 1322 Abſ.] und Note 2) kann 
auch nach der Eheſchließung und bis zur rechtskräftigen Nichtigkeitserklärung 
mit heilender Wirkung (§ 1328 Abſ. 2) ertheilt werden. 
§ 1329. I. Geltendmachung der Nichtigkeit. 
1. Die Fälle unbeſchränkter Geltendmachung der Nichtigkeit 
durch Jedermann. 
Die Geltendmachung der Nichtigkeit ſteht unbeſchränkt zur Begründung 
von Anſprüchen und Einwendungen Jedermann nur zu. 
a. wenn die Nichtigkeit der Ehe auf einem Formmangel beruht, auch die 
Ehe in das Heirathsregiſter nicht eingetragen iſt. In dieſem Falle liegt 
auch nicht einmal ein berückſichtigenswerther Schein einer Ehe vor. Vgl. 
§ 1309 Note 1 3b, § 1324 Note 1 2a, $ 1326 Note II; 
b. wenn die Ehe bereits 
a. durch Tod oder Scheidung oder Wiederverheirathung im Falle der 
Todeserklärung (§ 1348 Abſ. 2) aufgelöſt iſt; die Aufhebung der ehe: 
lichen Gemeinſchaft ſteht hier der Scheidung nicht gleich, § 1586; 

8. mit Rückſicht auf einen konkurrirenden Nichtigkeits⸗ oder Anfechtungs⸗ 
grund für nichtig erklärt iſt. 

In dieſen Fällen kommt die Frage der Nichtigkeit der Ehe lediglich für 
einzelne Nachwirkungen in Betracht, ohne daß noch ein öffentliches Inter⸗ 
eſſe an einheitlicher Feſtſtellung der Nichtigkeit oder Gültigkeit der Ehe vor⸗ 
liegt. Vgl. Titelvorb. Note B II 3. 

2. In allen anderen Fällen gilt die dem äußeren Scheine 
nach vorhandene Ehe bis zu ihrer formalen Aufhebung durch 
Nichtigkeitserklärung als gültig. 

u. Erfolgt aber demnächſt die Nichtigkeitserklärung, jo iſt es vorbehaltlich 
der beſonderen Ausnahmen der §§ 1344, 1346, 1347, 1699 ff. jo anzu⸗ 
ſehen, als ob die Ehe nicht geſchloſſen wäre. Das die Nichtigkeit aus⸗ 
ſprechende Urtheil iſt nur deklaratoriſch. 

b. Die Inzidentgeltendmachung der Ehenichtigkeit iſt im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe zur Vermeidung widerſprechender Urtheile über die Gültigkeit oder 
Nichtigkeit beſtehender Ehen unzuläſſig. Die Feſtſtellung der Nichtigkeit 
kann vielmehr nur mittelſt Nichtigkeitsklage mit Wirkung für und gegen 
Alle erfolgen. Der frühere § 588 CO. iſt in § 1329 aufgegangen. 

€. Im Intereſſe des materiellen Rechtes ſind in der CPO. beſondere Vor⸗ 
ſchriften über die Ausſetzung des Verfahrens gegeben, wenn in einem 
Prozeſſe die Nichtigkeit oder Gültigkeit einer Ehe von Erheblichkeit iſt; 
vgl. zu Note II 4. 

919 6 Prozeſſuale Vorſchriften über die Nichtigkeitsklage vgl. CPO. SS 606 

18 639. 

1. Aktiv- und Paſſivlegitimation. 

0. $ 632. Die Klage kann von jedem der Ehegatten sowie von dem 
Staatsanwalt erhoben werden, im Falle des S 1326 des Bürgerlichen Gesetz- 
uchs auch von dem Dritten, mit dem die frühere Ehe geschlossen war. Im 

ebrigen kanı die Klage von einem Dritten nur erhoben werden, wenn für ihn 
von der Nichtigkeit der Ehe ein Recht oder von der Gültigkeit der Ehe eine 

erpflichtung abhängt. 

e eon dem Staatsanwalt oder einem Dritten erhobene Klage ist gegen beide 

Ohegatten, die von einem Ehegatten erhobene Klage ist gegen den anderen Ehe- 

alten zu richten. 


2. Geltendmachung der 
Nichtigkeit. 


$ 1329. 
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2. Einſtweilige Verfügungen zur Regelung des Interimiſtikums CPO. 
$ 627 (Titelvorb. vor § 1564). 

3. Wirkung für und gegen Alle. CPO. § 629 (Titelvorb. vor § 1564), 

4. Ausſetzung des Verfahrens, wenn die Nichtigkeit oder Gültigkeit der 
Ehe erheblich iſt. (Beiſpiele: Streit über den Wohnſitz der Ehefran § 10, 
über die Verjährung eines Anſpruchs § 204, über den Unterhaltsanſpruch 
der Ehegatten u. ſ. w.) 

CPO. 8151. Hängt die Entscheidung eines Rechtsstreüs davon ab, ob 
eine Ehe nichtig ist, so hat das Gericht, wenn die Nichtigkeit nur im Wege der 
Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden kann, auf Antrag das Verfahren aus- 
zusetzen und, falls die Nichtigkeitsklage noch nicht erhoben ist, eine Frist zur 
Erhebung der Klage zu bestimmen. Ist die Nichtigkeitsklage erledigt oder wird 
sie nicht vor dem Ablaufe der bestimmten Frist erhoben, so ist die Aufnahme 
des ausgesetzten Verfahrens zulässig. 

CPO. 8155. In den Fällen der $$ 151—153 kann das Gericht auf An- 
trag die Anordnung, durch welche das Verfahren ausgesetzt ist, aufheben, wenn 
die Betreibung des Rechisstreits verzögert wird, welcher die Nichtigkeit oder 
die Anfechtung der Ehe oder die Anfechtung der Ehelichkeit zum Gegen- 
stande hat. 


Iſt das Verfahren nach § 151 ausgeſetzt, jo kann die Partei, welche außer: 
halb des die Ehenichtigkeit betreffenden Rechtsſtreits ſteht, in dieſen Rechts⸗ 
ſtreit gemäß CPO. § 69 in Verbindung mit CPO. § 629 Abſ. 1 Satz 1 als 
Streitgenoſſe ihres Gegners eintreten und ſo den Fortgang der Sache ihrer⸗ 
ſeits ſichern. Die Partei iſt aber hierauf nicht angewieſen, vielmehr kann 
fie, wenn der Nichtigkeitsprozeß verzögert wird, gemäß END. § 155 be 
antragen, daß die das Verfahren ausſetzende Anordnung aufgehoben wird. 

III. Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens einer Ehe. 

1. In der CPO. $$ 606, 617, 622, 629, 633, 638, 154 iſt neben der 
Nichtigkeitsklage auch die im BSB. nicht erwähnte Klage auf Feſtſtellung 
des Beſtehens oder Nichtbeſtehens der Ehe geregelt. Die Nichtigkeitsklage, 
deren Antrag dahin lautet, die Ehe für nichtig zu erklären, iſt dazu beſtimmt, 
die Nichtigkeitserklärung einer formgültigen oder doch wenigſtens in das 
Heirathsregiſter eingetragenen Ehe herbeizuführen ($ 1329). Für diejenigen 
Fälle, in denen eine Nichtigkeitserklärung nicht Platz zu greifen hat (vgl. 
zu 2), iſt der Streit über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer Ehe nach 
allgemeinen prozeſſualen Grundſätzen, d. h. wenn ein rechtliches Intereſſe an 
der alsbaldigen Die Jef vorliegt (CPO. § 256) im Wege der Feſtſtellungs⸗ 
klage zuläſſig. Dieſe Feſtſtellungsklage iſt durch die oben angeführten Be⸗ 
ſtimmungen der CPO. in derſelben Weiſe, wie die anderen eherechtlichen 
Klagen geregelt. (Ausdehnung des Offizialprinzips, Wirkung des Urtheils 
für und gegen Alle; §§ 606 ff., 629 Abſ. 2.) 

2. Anwendungsfälle für die eherechtliche Feſtſtellungsklage 
bieten insbeſondere die Klagen auf Feſtſtellung, 

a. daß eine Ehe beſteht; 

b. daß eine Eheſchließung überhaupt nicht ſtattgefunden hat, bzw. daß die 
wegen Fe al nichtige Ehe in das SHeirathäregifter nicht einge 
tragen iſt; 

e. daß eine (geſchloſſene) Ehe nicht mehr beſteht, weil fie auf Nichtigkeits⸗ 
oder Anfechtungsklage für nichtig erklärt oder durch Scheidung oder 
a ng im Falle der Todeserklärung ($ 1348 Abſ. 2) auf 
gelöſt iſt. 

3. Unzuläſſig iſt die Klage auf Feſtſtellung, daß eine Ehe nicht 
beſteht, wenn die Vorausſetzungen der Nichtigkeitsklage vorliegen. Alsdann 
fehlt es an dem für die Feſtſtellungsklage erforderlichen Feſtſtellungsintereſſe 
(CPO. $ 256, Mot. IV S. 103). 
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$ 1330. Eine Ehe kann nur in den Fällen der §s 1331 bis 11. Anfechtbarkeit. 


1335 und des § 1350 angefochten werden. 

§ 1331. Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der zur Zeit der Eheſchließung oder im Falle des § 1325 zur Zeit 
der Beſtätigung in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt war, wenn die 
Eheſchließung oder die Beſtatigung ohne Einwilligung ſeines geſetz⸗ 
lichen Vertreters erfolgt iſt. 

$ 1332. Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der bei der Eheſchließung nicht gewußt hat, daß es ſich um eine 
Eheſchließung handle, oder dies zwar gewußt hat, aber eine Er⸗ 
klärung, die Ehe eingehen zu wollen, nicht hat abgeben wollen. 


§ 1330. 1. Entſprechend der Vorſchrift des § 1323 bringt § 1330 zum 
Ausdrucke, daß die Anfechtung der Ehe nur in den in § 1330 bezeichneten 
Fällen zugelaſſen iſt und daß andere Anfechtungsgründe ausgeſchloſſen ſind. 
a. Anfechtbarkeit tritt insbeſondere nicht ein, 

a. bei Eheſchließung unter Verſtoß gegen die Vorſchrift über die Ehemün⸗ 
digkeit § 1303; 

3. bei Eheſchließung ohne die erforderliche elterliche Zuſtimmung 
§§ 1305— 1308. Anders bei Mangel der erforderlichen Zuſtimmung 
des geſetzlichen Vertreters § 1331. 

Anfechtungsgründe find nur 

. Mangel der erforderlichen Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters § 1331. 

8 Mangel des Eheſchließ ungswillens § 1332. 

+. Irrthum über die Perſon oder über erhebliche perſönliche Eigen⸗ 
ſchaften des anderen Ehegatten § 1333. 

8. Argliſtige Täuſchung über andere erhebliche Umſtände als die Ver: 
mögensverhältniſſe § 1334. 

e. Wide rrechtliche Drohung § 1335. 

85 um 50 den Tod des für todt erklärten Ehegatten der früheren 
Ehe § 1350. 

2. Die nähere Ausgeſtaltung des Anfechtungsrechts und die 
Wirkung der Anfechtung iſt abweichend von den allgemeinen Vorſchriften der 
§§ 142144 in den §§ 1336 — 1343 erfolgt. 

3. Die internationalrechtliche Vorſchrift des EGG. Art. 13 ſowie 
die Uebergangsvorſchrift EG. Art. 198 bleiben durch die Vorſchrift des 
$ 1330 unberührt. 

8 1331. 1. Die in $ 1331 behandelten Fälle find 
a. Eheſchließung durch einen in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten ($$ 106, 

114) Ehegatten ohne die nach § 1304 erforderliche Einwilligung des ge⸗ 

ſetzlichen Vertreters. — Mangel der elterlichen Einwilligung als ſolcher 
begründet keine Anfechtbarkeit, vgl. $$ 1305, 1330 Note laß. 

b. Beſtätigung der wegen Nichtigkeit der Eheſchließungserklärung nichtigen 
Ehe durch den in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Ehegatten ohne die 
alt Einwilligung des geſetzlichen Vertreters. Vgl. hierzu § 1325 

ote II. 

2. Anfechtungsberechtigt iſt nur derjenige Ehegatte, in deſſen Perſon 
der 9 aus 8 1304, 1335 vorhanden iſt. Indeß iſt, ſolange der 15 
fechtungs erechtigte Ehegatte die unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit noch nicht 
erlangt hat, nur fein geſetzlicher Vertreter zur Anfechtung befugt, § 1336 
Abſ. 2 Satz 2. Dementſprechend iſt auch die Prozeßfähigkeit des Ehegatten 
geregelt, CPO. § 612 Abſ⸗ 1 (ſ Zitelvorb.). a 
P u Ausſchließung der Anfechtung durch Genehmigung und Beſtätigung 

4. Anfechtungsfriſt 88 1339, 1340. 

5. Die Anfechtung ſelbſt §§ 1341, 1342. 


1. Anfechtungsgrunde. 


a. Mangel d. er forder⸗ 
lichen Einwilligung 
des gef. Vertreters. 


b. Mangel des Ehe⸗ 
ſchließungswillens. 


c. Irrthum über bie 
en oder per⸗ 
ſönl. Eigenſchaften. 


d. Argliſtige Täuſchung. 
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8 1333. Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der ſich bei der Eheſchließung in der Perſon des anderen Ehegatten 
oder über ſolche perſönliche Eigenſchaften des anderen Ehegatten ge⸗ 
irrt hat, die ihn bei Kenntniß der Sachlage und bei verſtandiger 
Würdigung des Weſens der Ehe von der Eingehung der Ehe ab⸗ 
gehalten haben würden. 

$ 1334. Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der zur Eingehung der Ehe durch argliſtige Tauſchung über ſolche 
Umſtände beſtimmt worden iſt, die ihn bei Kenntniß der Sachlage 
und bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe von der Ein⸗ 
gehung der Ehe abgehalten haben würden. Iſt die Tauſchung nicht 
— ——— 

§ 1332. 1. Die Vorſchrift betrifft 
a. den unbewußten Mangel des erklärten Eheſchließungswillens (Irr⸗ 

thum über den Inhalt der Erklärung oder über die Erklärungshandlung, 

vgl. § 119); 

b. 112 ee Mangel des Eheſchließungswillens (vgl. §§ 116 Satz 2, 

117, 118). 

2. Der Unterſchied von der allgemeinen Vorſchrift des § 119 
über Anfechtung wegen Irrthums liegt darin, daß der Nachweis des in $ 1332 
bezeichneten Irrthums zur Anfechtung ohne Weiteres genügt, daß es alſo 
nicht darauf ankommt, ob der Irrende ohne den Irrthum und bei verſtän⸗ 
diger Würdigung des Falles die Ehe doch abgeſchloſſen haben würde ($ 119). 

3. Das negative Intereſſe kann im Falle der Anfechtung der Ehe 
auf Grund des § 1332 zwar nicht nach & 122, wohl aber geeigneten Falles 
auf Grund der §§ 1298 f., 1301 geltend gemacht werden. gl. übrigens 
§ 1346 Satz 2. 

4. Ausſchließung der Anfechtung durch e der Ehe nach 
Entdeckung des Irrthums § 1337 Abſ. 2. Vgl. ferner über die Anfechtung 
§§ 13381343. 

§ 1333. Die Anfechtungsgründe des § 1333 find: 

1. Irrthum über die Perſon, d. h. über die Identität der Perſon. 

2. Irrthum über ſolche perfönliden Eigenſchaften des anderen Ehe⸗ 
gatten, welche den Irrenden bei Kenntniß der Sachlage und bei verſtändiger 
Würdigung (vgl. § 119) des Weſens der Ehe von der Eingehung der Ehe 


a. Perſönliche Eigenſchaften iſt enger als perſönliche Verhältniſſe 
b. Als erhebliche perſönliche Eigenſchaften konnen in Betracht kommen: 


c. Irrthum über die Vermögens verhältniſſe kann nicht als Irrthum 


RG. 17 251. 
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von dem anderen Ehegatten verübt worden, ſo iſt die Ehe nur dann 
anfechtbar, wenn dieſer die Täuſchung bei der Eheſchließung gekannt hat. 

Auf Grund einer Täuſchung über Vermögensverhältniſſe findet die 
Anfechtung nicht ſtatt. 

$ 1335. Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der zur Eingehung der Ehe widerrechtlich durch Drohung beſtimmt 
worden iſt. 

§ 1336. Die Anfechtung der Ehe kann nicht durch einen Ver⸗ 
treter erfolgen. Iſt der anfechtungsberechtigte Ehegatte in der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines 
geſetzlichen Vertreters. 

Für einen geſchäftsunfähigen Ehegatten kann ſein geſetzlicher Ver⸗ 
treter mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts die Ehe anfech⸗ 
ten. In den Fällen des § 1331 kann, ſolange der anfechtungs⸗ 
berechtigte Ehegatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ift, nur fein 
geſetzlicher Vertreter die Ehe anfechten. 


F 1334. 1. Die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung (vgl. § 123) iſt 
nicht auf Täuſchung über perſönliche Eigenſchaften (§ 1333) beſchränkt. 
Auch die Täuſchung über ſolche Umſtände, die den Getäuſchten bei Kenntniß 
der Sachlage und bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe von der 
Eingehung der Ehe abgehalten haben würden, berechtigt zur Anfechtung. Dieſe 

mſtände brauchen alſo weder zu den perſönlichen Eigenſchaften zu gehören, noch 
auch überhaupt die Perſon des anderen Ehegatten zu betreffen, wenn ſie nur 
den getäuſchten Ehegatten bei verſtändiger Würdigung des Weſens der 

Ehe, als eines in erſter Linie ſittlichen Verhältniſſes, von der Eheſchließung 

abgehalten haben würden; wenn z. B. dem Eheſchließenden argliſtig vorge⸗ 

ſpiegelt wird, daß ſeine Eltern mit der Ehe einverſtanden ſeien. 

2. Iſt die Täuſchung von Seiten eines Dritten verübt worden, 
ſo muß dem anderen Ehegatten nachgewieſen werden, daß ihm die Täuſchung 
bei der Eheſchließung bekannt war. 

§ 1335. 1. Anfechtung wegen widerrechtlicher Drohung (vgl. $ 123 Abſ. 1). 
N 1 aitneeating Verhältniß bei Anfechtung der Ehe wegen Drohung 
3. Rechtsſtellung der Kinder aus einer wegen Drohung angefochtenen Ehe 
§§ 1699 ff., 1704. 

8 1336. 1. Die Vorſchriften des § 1336 gelten ſowohl für die durch Er⸗ 
hebung der Anfechtungsklage ($ 1341) als auch für die durch Erklärung gegen⸗ 
über dem Nachlaßgericht ($ 1342) erfolgende Anfechtung der Ehe. 

2. Die Ausſchließung eines Vertreters bezieht ſich nur auf die Vertretung 

im Willen, nicht auf die Vertretung in der Erklärungshandlung. Daß durch 

§ 1336 hinſichtlich der Anfechtungsklage die Vorſchriften über den Anwalts⸗ 

Ne berührt werden, ergiebt CPO. § 613. Vgl. Titelvorb. vor § 164 

ote BII Ie. 

3. Der Erweiterung der Geſchäftsfähigkeit des beſchränkt Geſchaftsfähigen 

fi a! S.2 entfpricht die Regelung der Prozeßfähigkeit in EBD. § 612 

Titelvorb.). 

„4. Anfe Er durch den geſetzlichen Vertreter. Anfechtungsberech⸗ 

Aal iſt derjenige geſetzliche Vertreter, welchem die Sorge für die Perſon zufteht. 

gl. Titelvorb vor 8 164 Note O11 1 d. . 

a. Im Falle der Geſchäftsunfähigkeit des Ehegatten iſt Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts (FrGG. $$ 35, 45) erforderlich, ohne welche dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter die Aktivlegimation fehlt. Wegen der entſprechenden 
Regelung der Prozeßfähigkeit vgl. CPO. § 612 Abſ. 2 (ſ. Titelvorb.). 

H. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 3 


e. Drohung. 


2. Die Anſechtungsbe⸗ 
fugniß. 
a. Anfechtung durch 
Vertreter. 
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b. Ausſcließung der § 1337. Die Anfechtung der Ehe ift in den Fallen des § 1331 
Fg ee ausgeſchloſſen, wenn der geſetzliche Vertreter die Ehe genehmigt oder 
Betätigung d. Ehe der anfechtungsberechtigte Ehegatte, nachdem er unbeſchränkt geſchafts⸗ 

fähig geworden iſt, die Ehe beſtatigt. Iſt der geſetzliche Vertreter 
ein Vormund, ſo kann die Genehmigung, wenn ſie von ihm ver⸗ 
weigert wird, auf Antrag des Ehegatten durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht erſetzt werden; das Vormundſchaftsgericht hat die Genehmi⸗ 
gung zu erſetzen, wenn die Aufrechterhaltung der Ehe im Intereſſe 
des Ehegatten liegt. 

In den Fällen der $$ 1332 bis 1335 iſt die Anfechtung aus⸗ 
geſchloſſen, wenn der anfechtungsberechtigte Ehegatte nach der Ent⸗ 
deckung des Irrthums oder der Täuſchung oder nach dem Aufhören 
der Zwangslage die Ehe beſtätigt. 

Die Vorſchriften des § 1336 Abſ. 1 gelten auch für die Beſtä⸗ 
tigung. 


2 

. In den Fällen des 8 1331, d. i. Eheſchließung oder Beſtätigung einer 
nichtigen Ehe (§ 1325) durch den in der Geſchäftsfäbigkeit beſchränkten 
Ehegatten, iſt nach $ 1336 Abſ. 2 in Abweichung von 8 1336 Abf. 1, ſo⸗ 
lange die beſchränkte Geſchäftsfähigkeit fortdauert, nur der geſetzliche 
Vertreter, nicht auch der Ehegatte zur Anfechtung berechtigt. Der ge⸗ 
ſetzliche Vertreter bedarf in dieſem Falle nicht der vormundſchaftsgericht⸗ 
lichen Genehmigung. 

5. Vgl. die entſprechende Regelung bei Anfechtung der Ehelichkeit eines 
Kindes § 1595. 

6. Landesgeſetzgebung. 
irt. AO. z. BOB. Ark. 52 3.3. Zuständig das Amtsgericht an Stelle 

des Vormundſchaftsgerichts CG. Art. 147. 

§ 1337. 1. Die Fälle des 8 1331 ſind Eheſchließung oder Beſtätigung 
einer nichtigen Ehe durch den in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Ehegatten 
ohne Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters. 

a. Wegen der Terminologie „Genehmigung“ und „Beſtätigung“ vgl. Titel⸗ 
vorb. vor § 182 Note 2. 

p. Das Vormundſchaftsgericht (Frog. §§ 35, 45) kann die Genehmigung nur 
erſetzen, wenn die geſetzliche Vertretung auf Vormundſchaft (Pflegſchaft 
§ 1915), nicht aber, wenn ſie auf der elterlichen Gewalt beruht, vgl. § 1304 
9847 Anhörung von Verwandten durch das Vormundſchaftsgericht 

e. Beſchwerderecht des beſchränkt Geſchäftsfähigen Fr. §§ 20, 59. 

2. Fälle der §§ 1332 1335 (Irrthum, Täuſchung, Drohung). Die Be 
ſtätigung kann gemäß Abſ. 3 ($ 1336 Abſ. 1) nicht durch einen Vertreter er⸗ 
folgen. Bei beſchränkter Geſchäftsfähigkeit bedarf der Ehegatte nicht der Zu⸗ 
ſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters. 

Bel Geſchäftsunfähigkeit iſt die Beftätigung ausgeſchloſſen, da nach Abſ. 3 
nur § 1336 Abſ. 1, nicht auch Abſ. 2 anwendbar iſt. 

3. Unzuläſſigkeit der Anfechtung auf Grund von Thatſachen, welche der 
Anfechtungsberechtigte in einem früheren Prozeſſe geltend gemacht hat oder 
geltend machen konnte EBD. $ 616, abgedruckt zu J 1575. 

4. Beſtätigung der Ehe nach Erhebung der Anfechtungsklage § 1341 Abſ. 2. 

5. Die Beſtatigung als nicht empfangsbedürftige Willenserklärung vgl. 
$ 144 Note 1. 

6. Zuläſſigkeit bedingter Beſtätigung, . B. „wenn die Frau den Mangel 
der Virginität eingeftehen würde“. RS. Seuff. 55 161. 

7. Landesgeſetzgebung. 

Württ, | AG. z. BOB. Art. 52 3. 2. Zuftändig das Amtsgericht an 
Stelle des Vormundſchaftsgerichts EG. Art. 147. 
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$ 1338. Die Anfechtung iſt nach der Auflöſung der Ehe aus- 
geſchloſſen, es ſei denn, daß die Auflöſung durch den Tod des zur 
Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten herbeigeführt worden iſt. 

; 10 1339. Die Anfechtung kann nur binnen ſechs Monaten er⸗ 
olgen. 

Die Friſt beginnt in den Fallen des § 1331 mit dem Zeitpunkt, 
in welchem die Eingehung oder die Beſtätigung der Ehe dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter bekannt wird oder der Ehegatte die unbeſchränkte 
Geſchäftsfähigkeit erlangt, in den Fallen der $$ 1332 bis 1334 mit 
dem Zeitpunkt, in welchem der Ehegatte den Irrthum oder die Täu⸗ 
ſchung entdeckt, in dem Falle des § 1335 mit dem Zeitpunkt, in 
welchem die Zwangslage aufhört. 
Auf die Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften 
der 88 203, 206 entſprechende Anwendung. g 

§ 1340. Hat der geſetzliche Vertreter eines geſchäftsunfähigen 
Ehegatten die Ehe nicht rechtzeitig angefochten, jo kann nach dem 
Wegfalle der Geſchäftsunfähigkeit der Ehegatte ſelbſt die Ehe in 
gleicher Weiſe anfechten, wie wenn er ohne geſetzlichen Vertreter ge⸗ 
weſen wäre. 

— — 

. $ 1338. 1. Die Anfechtung einer aufgelöſten Ehe iſt ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn die Auflöſung erfolgt iſt 

a. durch den Tod des anfechtungsberechtigten Ehegatten. Das Anfechtungs⸗ 
recht iſt höchſtperſönlich; 

5. durch Scheidung, welcher hier die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 

nicht gleichſteht, § 1586; 
©. durch Wiederverheirathung im Falle der Todeserklärung des anderen Ehe: 

gatten (§ 1348 Abſ. 2). 

2. Zuläſſig bleibt die Anfechtung im Falle des Todes des nicht an⸗ 
fechtungsberechtigten Ehegatten. Die Anfechtung richtet ſich nach § 1342. — 
Dieſe Ausnahme gilt nicht bei der Anfechtung im Falle des § 1350 Abſ. 2 
letzter Halbſatz. 

3. Iſt die Auflöſung der Ehe (vgl. zu 1 a—c) nach Erhebung der Anfech⸗ 
tungsklage erfolgt, ſo kann die Nichtigkeit von Jedermann unbeſchränkt gel⸗ 
tend gemacht werden. Vgl. § 1343 Abi. 2. 

§ 1339. 1. Die Wahrung der Friſt iſt von Amtswegen zu prüfen und 
von dem Anfechtenden darzuthun. 

2. (Abſ. 3.) Auf die Ausſchlußfriſt (Titelvorb. vor § 186 Note 4) des 
Abſ. 2 finden die die Verjährungsfrist betreffenden Vorſchriften 
a. über Hemmung des Friſtlaufs bei Stillſtand der Rechtspflege und ſonſtiger 
höherer Gewalt ($ 203) , 

b. über die Schutzfriſt beim Mangel geſetzlicher Vertretung für einen geſchäfts⸗ 
unfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkter Ehegatten (§ 206) 

entſprechende Anwendung. Vgl. auch § 1340 und die Note daſelbſt. 

3. Die Anfechtungsfriſt iſt ſowohl für die Anfechtung im Wege der Klage 

1341) als auch für die Anfechtung durch Erklärung gegenüber dem Nachlaß⸗ 

gerichte (§ 1342) zu beobachten. 

$ 1340. Das Anfechtungsrecht des eines geſetzlichen Vertreters erman⸗ 
e geſchäftsunfähigen Ehegatten iſt nach § 1339 Abſ. 2 in Verbindung 
be ͤ 206 zu Beurtheilen. Die nach $ 206 laufende ſechsmonatige Friſt 
wo mit dem Wegfalle der Geſchäftsunfähigkeit, alſo auch ſchon mit 
auc Lintritte beſchränkter Geſchäftsfähigkeit (vgl. § 1336 Abſ. I). Vgl. 
uch §8 1595, 2283. 

3* 


c. Anfechtung nach 
Auflöſung der Ehe. 


d. Anfechtungsfriſt. 


Friſtverſäumniß durch 
den geſetzlich. Vertreter 
eines geſchäftsunfähi⸗ 
gen Ehegatten. 


3. Die Anfechtungs⸗ 
erklarung. 
a. Anfechtungsklage. 


b. Erklärung gegen⸗ 
über dem Nachlaß 
gerichte. 


36 Viertes Buch. Familienrecht. 


$ 1341. Die Anfechtung erfolgt, ſolange nicht die Ehe aufgelöſt 
iſt, durch Erhebung der Anfechtungstlage. 

Wird die Klage zurückgenommen, fo it die Anfechtung als nicht 
erfolgt anzuſehen. Das Gleiche gilt, wenn die angefochtene Ehe, 
bevor ſie für nichtig erklärt oder aufgelöſt worden iſt, nach Maß⸗ 
gabe des § 1337 genehmigt oder beſtätigt wird. 

§ 1342. Sit die Ehe durch den Tod des zur Anfechtung nicht 
berechtigten Ehegatten aufgelöſt worden, ſo erfolgt die Anfechtung 
durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte; die Erklarung iſt in 
öffentlich beglaubigter Form abzugeben. 


§ 1341. J. Der einzige Fall der Anfechtung, welcher nach erfolgter Auf⸗ 
löſung der Ehe überhaupt zuläſſig tft, iſt der Fall des § 1342. Bgl. 8 1998. 
Vgl. die entſprechende Regelung bei der Anfethtung der Ehelichkeit 58 1596 f. 

II. Die Aufechtungsklage. 

Die Anfechtungsklage iſt nicht nur Prozeßhandlung, ſondern auch Rechts⸗ 
geſchäft, inſofern ſie zugleich auch die Willenserklärung des anfechtungs⸗ 
berechtigten Ehegatten, die Ehe anfechten zu wollen, zum Ausdrucke bringt 
(val. zu § 1343 Abſ. 2). 

1. Die Erhebung der Klage CO. § 253. Geſchäftsunfähigkeit und 
beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Klägers oder des Beklagten vgl. CO. 8612 
d. Titelvorb,). Klagenverbindung und Widerklage CRD. §8 615, 281. 

2. Dem bei Lebzeiten der beiden Ehegatten rechtskräftig gewordenen Ur⸗ 
theile kommt Wirkung für und gegen Alle zu, EPD. $ 629 (ſ. Titelvorb.). 
— Im Falle fachlicher Abweiſung der Klage hat die Anfechtung, weil 
unbegründet, Wirkung nicht gehabt. — Nach CPO. § 616, abgedruckt zu 
§ 1573, tritt fortab ein Ausſchluß derjenigen Anfechtungsgründe ein, welche in 
dem früheren Prozeſſe geltend gemacht ſind oder geltend gemacht werden konnten. 

3. (Abſ. 2 S. 1.) Bei Zurücknahme der Klage (Co. § 271) gilt bie 
Klage nicht nur prozeſſual als nicht erhoben, ſondern auch die in ihr liegende 
rechtsgeſchäftliche Anfechtung als nicht erfolgt, ſo daß ſich auch nach Auflöſung 
der Ehe Niemand auf dieſe Anfechtung berufen kann (vgl. $ 1343 Abi. 2). 
Der beſchränkt geſchäftsfähige Ehegatte bedarf, inſoweit er nach CPO. § 612 
(. Titelvorb.) prozeßfähig iſt, zur Zurücknahme der Klage nicht der Genehmi⸗ 
gung des geſetzlichen Vertreters. Uebrigens ſchließt die Zurücknahme der 
Klage nicht die Erhebung einer neuen Klage aus, ſofern ſich nicht die Zuruck⸗ 
nahme als Genehmigung oder Beſtätigung der anfechtbaren Ehe darſtellt. 

4. (Abſ. 2 S. 2.) Genehmigung oder Beftätigung der angefochtenen 
Ehe wird materiell wie die Zurücknahme der Klage behandelt. Dal. zu 3. 
Die Ehe wird indeß in Anſehung der durch die Genehmigung oder Beſtäti⸗ 
gung geheilten Anfechtungsgründe unanfechtbar ($ 1337). 

5. Tod eines Ehegatten während des Rechtsſtreits bewirkt, daß 
der Rechtsſtreit in Anſehung der Hauptſache als erledigt anzuſehen tft (CppO. 
8 628, abgedruckt zu § 1564). Die in der Klageerhebung liegende Anfechtung 
ſelbſt bleibt beſtehen; es unterbleibt indeß die Entſcheidung darüber, ob die 
Ehe anfechtbar war. Dieſe Frage kommt fortan lediglich für die einzelnen 
Nachwirkungen der Ehe in Betracht und wird mangels eines allgemeinen 
Intereſſes (Ogl. § 1329 Note 11 b) nicht mehr mit Wirkſamkeit für und gegen 
Alle im Anfechtungsprozeß entſchieden. Die Nichtigkeit der Ehe kann auf 
Grund der in der Klageerhebung liegenden Anfechtung nunmehr von Jeder⸗ 
mann, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, insbeſondere alſo auch von 
den Erben des verſtorbenen Anfechtungsklägers als Inzidentpunkt geltend 
gemacht werden § 1343 Abſ. 2. Neben der in der Klageerhebung liegenden 
Anfechtung bedarf es einer Anfechtungserklärung gegenüber dem Nachlaß⸗ 
gericht aus § 1342 nicht mehr. Vgl. Titelvorb. Note B II 3; für das geſetz⸗ 
liche Erbrecht der Ehegatten § 1931 Note 2. 
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Das Nachlaßgericht ſoll die Erklärung ſowohl demjenigen mit⸗ 
theilen, welcher im Falle der Gültigkeit der Ehe, als auch demjenigen, 
welcher im Falle der Nichtigkeit der Ehe Erbe des verſtorbenen Ehe⸗ 
gatten iſt. Es hat die Einſicht der Erklärung Jedem zu geſtatten, 
der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht. 

§ 1343. Wird eine anfechtbare Ehe angefochten, ſo iſt ſie als 
von Anfang an nichtig anzuſehen. Die Vorſchrift des § 142 Abſ. 2 
findet Anwendung. 

Die Nichtigkeit einer anfechtbaren Ehe, die im Wege der Klage 
angefochten worden iſt, kann, ſolange nicht die Ehe für nichtig er⸗ 
klärt oder aufgelöſt iſt, nicht anderweit geltend gemacht werden. 


. 1342. 1. Die Vorſchrift betrifft nur die Anfechtung in dem Falle, daß 
der nicht anfechtungsberechtigte Ehegatte vor Erhebung der Anfechtungsklage 
geſtorben iſt (vgl. F 1338 Note 2). In allen übrigen Fällen richtet ſich die 
Anfechtung nach § 1341. 

2. Auch auf den Anwendungsfall des § 1342 finden die Vorſchriften der 
$$ 1336—1340 Anwendung. 

. 3 Eine für und gegen Jedermann wirkſame Entſcheidung (CPO. $ 629 
. Titelvorb.) darüber, ob die Anfechtung begründet iſt, findet im Falle des 
9.1342 nicht ſtatt. Dieſe Feſtſtellung erfolgt vielmehr von Fall zu Fall bei 
Geltendmachung der ſich aus der Anfechtung ergebenden praktiſchen Folgen, 
mögen dieſelben familienrechtlicher oder vermögensrechtlicher Art fein. Vgl. 
Litelvorb. Note B II 3. 

4. Die Form der Anfechtung entſpricht der für die Annahme und Aus⸗ 
ſchlagung einer Erbſchaft vorgeſchriebenen Form (§§ 1945, 1955). Oeffent⸗ 
liche Beglaubigung § 129 und Noten daſelbſt. 

‚> Landesgeſetzgebung. 

Baden Zuſtändigkeitsvorſchrift (Amtsgericht) Bad. FG. § 45. 


$ 1343. I. Vorausſetzungen der Anwendbarkeit des § 1343. 

1. Eine objektiv anfechtbare Ehe. Die zuläffigen Anfechtungsgründe 
ergeben ſich aus § 1330. 

2. Eine dem Geſetz entſprechende Anfechtung $$ 13311336. 

II. Rechtslage vor der Anfechtung. 

1. Die anfechtbare Ehe gilt als rechtsbeſtändig. Es hängt aus⸗ 
ſchließlich von dem Anfechtungsberechtigten ab, ob er anfechten will oder 
nicht. Sein Anfechtungsrecht erliſcht durch Nichtausübung innerhalb der An⸗ 
fechtungsfriſt (85 1339, 1340), durch Beſtätigung bzw. Genehmigung ($ 1337) 
oder durch Auflöſung der Ehe, es ſei denn, daß die Auflöſung durch den 
Lod des nicht anfechtungsberechtigten Ehegatten herbeigeführt iſt (§ 1338). 

. 2. Ein Dritter kann ſich vor erfolgter Anfechtung auf die An: 
fechtbarkeit nicht berufen. Er muß aber, wenn er die Anfechtbarkeit, 
2. 5. das Vorliegen eines Anfechtungsgrundes kennt oder kennen muß ($ 122 
Abſ. 2), bei Vornahme eines Rechtsgeſchäfts oder im Falle eines Rechtsſtreits 
(vgl. $ 1344) damit rechnen, daß die Anfechtung erfolgen und dadurch die 
Nichtigkeit der Ehe mit Wirkung ex tunc herbeigeführt wird und daß er 
ich alsdann ſo behandeln laſſen muß, als ob er bei Vornahme des Rechts⸗ 
geſchäfts oder bei Eintritt der Rechtshängigkeit die Nichtigkeit kannte oder 
zennen mußte. Abf. 1 S. 2, § 142 Abſ. 2. — Handelt es fi um eine 
deiſtung, welche der Dritte dem einen Ehegatten ſchuldet und welche auf 
„und ehelichen Güterrechts (vgl. z. B. §§ 1380, 1443, 1450) von dem anderen 
-Degatten geltend gemacht wird, fo wird der Dritte mit Rückſicht auf feine 
Sntniß der Anfechtbarkeit regelmäßig hinterlegungsberechtigt ſein; § 372 


4. Die Wirkung der 
Anfechtung. 
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III. Rechtswirkungen dern S 1344. Einem Dritten gegenüber können aus der Nichtigkeit 


15 t dge der Ehe Einwendungen gegen ein zwiſchen ihm und einem der Ehe: 
Dritter. atten vorgenommenes Rechtsge chäft oder gegen ein zwiſchen ihnen 
9 5 geg zwiſch 


ergangenes rechtskräftiges Urtheil nur hergeleitet werden, wenn zur 
Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder zur Zeit des Eintritts 
der Rechtshängigkeit die Ehe für nichtig erklärt oder die Nichtigkeit 
dem Dritten bekannt war. 

Die Nichtigkeit kann ohne dieſe Beſchränkung geltend gemacht 
werden, wenn ſie auf einem Formmangel beruht und die Ehe nicht 


in das Heirathsregiſter eingetragen worden iſt. 


. — 

III. Rechtslage nach der Anfechtung. 

1. Die Wirkung der Anfechtung entſpricht den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften des § 142, deſſen Inhalt durch $ 1343 Abſ. 1 wiedergegeben iſt. 

2. Die Geltendmachung der e 
a. Anfechtung durch Erhebung der I nfechtungstlage ($ 1341.) 

a. Solange nicht die Ehe für nichtig erklärt oder aufgelöſt 
iſt (val. 8 1329 Note I 1b), kann die Nichtigkeit nicht anderweit 
geltend gemacht werden. Vgl. hierzu § 1329 Note 1 2. — Die Auf⸗ 
901880 der ehelichen Gemeinſchaft ſteht hier der Scheidung nicht gleich, 

586. 

OG. $ 152. Hängt die Entscheidung eines Rechtsstreits davon ab, ob 
eine im Wege der Anfechtungsklage angefochtene Ehe anfechtbar ist, so hat das 
Gericht auf Antrag das Verfahren auszusetzen. Ist der Rechtsstreit über die 
Anfechtungsklage erledigt, so findet die Aufnahme des ausgesetzten Verfahrens 
Stent . 

CPO. § 155 ngl. zu § 1329 Note II A. 

8. Sit die Ehe für nichtig erklart oder aufgelbſt (ogl. § 1329 
Note Ib), jo kann ſich Jedermann, ſowohl zur Begründung eines 
Anſpruchs als auch zur Begründung einer Einwendung unbeſchrünkt 
auf die Nichtigkeit berufen. 

b. Bei Anfechtung durch Erklärung gegenüber dem Nachlaß⸗ 
gericht ($ 1312) iſt von der erfolgten Anfechtung ab die Geltendmachung 
der Nichtigkeit Jedermann unbeſchränkt freigegeben. 


Vorbemerkung zu | 1. Die Nichtigkeit der Ehe, mag dieſelbe unmittelbar auf Geſetz ($$ 1323 ff.) 

85 1311-1317. | oder auf Anfechtung 68 1330 ff., 1350) beruhen, hat grundſätzlich die Wir⸗ 

kung, daß die Rechtsverhältniſſe ſo zu beurtheilen ſind, als ob die Ehe übers 
haupt nicht geſchloſſen iſt. 

2. Dieſer Grundſatz (zu 1) iſt uneingeſchränkt nur in dem Falle durch⸗ 
geführt, daß die wegen Formmangels G 1317, 1324) nichtige Ehe in ein 
Heirathsregiſter nicht eingetragen iſt, 5 1344 Abſ. 2, 1345 Abſ. 2, 1699 
Abs. 2. In dieſem Falle liegt nicht einmal ein für die rechtliche Beurtheilung 

zu berückſichtigender Schein einer She vor. Nat. § 1326 Note II I. 

3. In allen anderen Fällen der Nichtigkeit wird dem vorhandenen Scheine 
einer gültigen Ehe Rechnung getragen, wenn die Vorausſetzungen der be⸗ 
ſonderen Ausnahmen vorliegen. Solche Ausnahmen beſtehen 
a. für das Rechtsverhältniß zu Dritten in $ 1344; 

b. für das Rechtsverhältniß der Ehegatten zu einander SS 1345—1347 
e. für das Rechtsverhältniß zu den Kindern gemäß $$ 1699 ff. 
4. Wirkung einer nichtigen Ehe einer Frau adliger Geburt auf ihren 
Adelsſtand, Preußen $$ 88, 90 119 ALR. 


§ 1344. I. Unzuläſſige Einwendung der Ehenichtigkeit. 
1. Vgl. Bord. zu SS 1344— 1347. 
Der § 1344 enthält eine Schutzvorſchrift zu Gunſten des Dritten, welcher 


ſich im Vertrauen auf die Gültigkeit einer nichtigen, aber formgültig abge⸗ 
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ſchloſſenen oder doch wenigſtens in das Heirathsregiſter eingetragenen Ehe 

mit einem der (ſcheinbaren) Ehegatten auf Rechtsgeſchäfte oder in einen 

Rechtsſtreit einläßt. Der Schutz beſteht darin, daß Einwendungen aus der 

Nichtigkeit der Ehe gegen die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts oder des in 

einem Rechtsſtreit ergangenen Urtheils thunlichſt abgeſchnitten werden (vgl. 

$$ 407, 893, 1435, 2366, 2370). 

2. Einwendungen gegen ein zwiſchen dem Dritten und einem 
der Ehegatten vorgenommenes Rechtsgeſchäft. 

a. Zu den zwiſchen zwei Perſonen vorgenommenen Rechtsgeſchäften 
gehören auch die einſeitigen Rechtsgeſchäfte (ogl. Titelvorb. vor § 104 
Note 2b). So muß z. B. der Mann eine von oder gegenüber der Ehe⸗ 
frau innerhalb der Schlüſſelgewalt (§ 1357) erfolgte Kündigung eines 
Dienſtboten, die Frau eine von dem Manne auf Grund des § 1358 aus⸗ 
geſprochene Kündigung trotz Nichtigkeit der Ehe gegen ſich gelten laſſen. 

b. Namentlich ſind demnach die auf Grund des ehelichen Güterrechts unter 
der Vorausſetzung der Gültigkeit der Ehe wirkſamen Rechtsgeſchäfte auch 
bei Nichtigkeit der Ehe wirkſam. 

€. Der Schutz erſtreckt ſich nur auf die unmittelbar mit dem Ehegatten vor⸗ 
genommenen Rechtsgeſchäfte. Hat z. B. ein Dritter einen der Ehefrau 
gehörigen Gegenſtand, welchen ein Anderer von dem mit der Ehefrau in 
Gütergemeinſchaft lebenden Ehemann erworben hatte, von dieſem An: 

eren im Vertrauen darauf erworben, daß die Ehe gültig und der Ehe⸗ 

mann deshalb gemäß § 1443 zur Veräußerung befugt geweſen ſei, ſo 
gewährt ihm, falls der Andere wegen Kenntniß oder verſchuldeter Un⸗ 
kenntniß der Nichtigkeit unwirkſam erworben hatte, der § 1344 keinen 
Schutz. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß er durch die allgemeinen Vorſchriften 
über den Erwerb im guten Glauben geſchützt iſt. 

3. Einwendungen gegen ein rechtskräftiges Urtheil. 

In Betracht kommen nur die zu Gunſten des Dritten ergangenen Urtheile, 
ſei es, daß dem Dritten ein Anſpruch zugeſprochen, ſei es, daß dem Ehe⸗ 
gatten ein Anſpruch aberkannt iſt. Der Schutz reicht aber naturgemäß nur 
wer 1 55 Gh 1 5 Vorausſetzung der Gültigkeit der Ehe auch gegen 

hegatten ä 8 R 

$ 1443; 8 1450. 9 wirkſam geweſen wäre. Vgl. §§ 1380, 1376; § 1435; 

4. Die Vorſchrift des § 1344 bezieht ſich nur auf die Wirkſam⸗ 
bingen aich die ns bzw. des Urtheils. Sie gewährt dem Dritten 
Chet 110 5 1199 efugniß, behufs Befriedigung wegen ſeiner gegen einen 
1 9 5 n A: eten Forderung ſich an dasjenige Vermögen des anderen 
zu halten, welches, wenn die Ehe gültig geweſen wäre, der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung von Seiten des Dritten unterlegen haben würde. 

II. Zuläſſige Einwendung der Ehenichtigkeit. 


I. Die Nichtigkeit der Ehe kann Dritten gegenüber in Anſehung von 
Rechtsgeſchäften und Urtheilen (vgl. zu 1) geltend gemacht werden, wenn zur 
Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts (vgl. § 130) oder des Eintritts der 
Rechtshängigkeit (vgl. $$ 407, 1435) 

a. die Ehe für nichtig erklärt war, $$ 1329, 1343; oder 
b. der Dritte Kenntniß von der Nichtigkeit oder von der Anfechtbarkeit der 
ſpäterhin angefochtenen Ehe ($ 1343 Abſ. 1; § 142 Abſ. 2) hatte. Bloßes 

Kennenmüſſen genügt nicht. Vgl. hierzu § 892 Note III. 

2. Die Einwendung der Nichtigkeit iſt Geltendmachung der Nichtigkeit 
im Sinne der §§ 1329, 1343 Abſ. 2 und deshalb den aus dieſen Vorschriften 
ſich ergebenden Beſchränkungen unterworfen. Vgl. hierzu und wegen des An⸗ 
us auf Ausſetzung des Rechtsſtreits CPO. §§ 151 f. zu §§ 1329, 1343. 

3. Die Beweislaſt für die Zuläſſigkeit der Einwendun der Nichtigkeit 

trifft denjenigen, der ſich auf die Nichtigkeit beruft. 2 = 


$ 1344. 


40 Viertes Buch. Familienrecht. 


2. Lermbögensrechtliche § 1345. War dem einen Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe bei 


Ehegatten. r der Eheſchließung bekannt, jo kann der andere Ehegatte, ſofern nicht 


ge R auch ihm die Nichtigkeit bekannt war, nach der Nichtigkeitserklärung 
ſchlechtglüubigen oder der Auflöſung der Ehe verlangen, daß ihr Verhältniß in ver⸗ 
an mögensrechtlicher Beziehung, insbeſondere auch in Anſehung der 
Unterhaltspflicht, ſo behandelt wird, wie wenn die Ehe zur Zeit 
der Nichtigkeitserklärung oder der Auflöſung geſchieden und der Ehe⸗ 
gatte, dem die Nichtigkeit bekannt war, für allein ſchuldig erklärt 
worden wäre. 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn die Nichtigkeit auf 
einem Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heirathsregiſter 

eingetragen worden iſt. 


§ 1345. 1. Auch für § 1345 iſt zu beachten, daß die Kenntniß der An⸗ 
fechtbarkeit gemäß §§ 1343 Abi. 1, 142 Abſ. 2 der Kenntniß der Nichtigkeit 
gleichſteht. Vgl. § 1344 Note II I b. 

2. Die Ein ſchränkung, welche die aus der Nichtigkeit der Ehe folgende 
grundſätzliche Beurtheilung der Rechtsverhältniſſe (ogl. Vorb. zu §§ 1344 bis 
1347 Note 1 und 2) unter den Ehegatten erleidet, bezieht ſich nicht 
a. auf die wegen Formwidrigkeit nichtige, auch in das Heirathsregiſter nicht 

eingetragene Ehe § 1345 Abſ. 2; 

b. auf andere als vermögensrechtliche Verhältniſſe. Zu letzteren gehört ins⸗ 
beſondere die Unterhaltspflicht ($$ 15781582, 1584). 

3. Ohne die Vorſchrift des § 1345 würde in allen Fällen der Nich⸗ 
tigkeit das vermögensrechtliche Verhältniß der Ehegatten, ohne Rückſicht auf 
die beſonderen eherechtlichen Vorſchriften zu beurtheilen jein. Es würden, 
abgeſehen von beſonderen zwiſchen den vermeintlichen Eheleuten obwaltenden 
Vertragsverhältniſſen, die Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung 
(88 812 ff.) und über die Geſchäftsführung ohne Auftrag in weitem Umfang 
eingreifen. Dabei würde die während beſtehender Ehe für die gegenſeitigen 
Anſprüche der Ehegatten durch § 204 vorgeſchriebene Hemmung der Ver⸗ 
jährung nicht eintreten, da auch dieſe Vorſchrift eine rechtsbeſtändige Ehe 
norausſetzt. 

4. Kenntniß. Für die Vorſchrift des § 1345 kommt es auf die Kennt⸗ 
niß, nicht das Kennenmüſſen der Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung an. 
Vgl. indeß bei Anfechtung wegen Drohung und Irrthum zu § 1346. 

a. Kenntniß der die Nichtigkeit (bzw. der die Anfechtbarkeit SS 1345 Abſ. 1, 
142 Abſ. 2) begründenden Thatfachen iſt nicht gleichbedeutend mit Kennt⸗ 
niß der Rechtswirkungen, welche dieſe Thatſachen für den Beſtand der 
Ehe haben (vgl. $ 892 Note III). Dies iſt beſonders wichtig bei Anwend⸗ 
barkeit eines ausländiſchen Eherechts, EG. Art. 13. 

b. Mala fides superveniens bleibt auch für die Thatbeſtände, welche erſt 
nach Erlangung der Kenntniß eingetreten ſind, außer Betracht. Ent⸗ 
ſcheidend iſt immer der Zeitpunkt der Eheſchließung. 

e. Die Beweislast für die Kenntniß ift in der Weife vertheilt, daß jeder der 
Ehegatten dem anderen die Kenntniß nachweiſen muß, 

d. Kenntniß beider Ehegatten oder Unkenntniß beider Ehegatten von der 
Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit ($$ 1343 Abſ. 1, 142 Abſ. 2) ſchließt die 
Anwendung des § 1345 aus. 

5. Das durch § 1345 begründete Recht. 

a. In 8 1345 wird einem Ehegatten (vgl. § 1346) das Recht gegeben, von 
dem Zeitpunkte der Nichtigkeitserkärung (88 1329, 1341, 1343 Abſ. 2) 
oder der Auflöſung ab (vgl. § 1338 Note 1 u. 2) zu verlangen, daß das 
Verhältniß der Ehegatten in vermögensrechtlicher Beziehung in der zu 6 
bezeichneten Weiſe behandelt werde. — Dieſes Recht iſt als ſolches un⸗ 
verjährbar. Vgl. § 194 Note I. Vgl. indeß § 1347 Abſ. 1. 
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§ 1346. Wird eine wegen Drohung anfechtbare Ehe für nichtig 
erklärt, fo ſteht das im § 1345 Abſ. 1 beſtimmte Recht dem an⸗ 
fechtungsberechtigten Ehegatten zu. Wird eine wegen Irrthums an⸗ 
fechtbare Ehe für nichtig erklärt, fo ſteht dieſes Recht dem zur An⸗ 
ſechtung nicht berechtigten Ehegatten zu, es ſei denn, daß dieſer den 
Irrthum bei der Eingehung der Ehe kannte oder kennen mußte. 

§ 1347. Erklärt der Ehegatte, dem das im § 1345 Abſ. 1 be⸗ 
ſtimmte Recht zufteht, dem anderen Ehegatten, daß er von dem Rechte 
Gebrauch mache, ſo kann er die Folgen der Nichtigkeit der Ehe nicht 
mehr geltend machen; erklärt er dem anderen Ehegatten, daß es bei 
dieſen Folgen bewenden ſolle, fo erliſcht das im § 1345 Abſ. 1 be⸗ 
ſtimmte Recht. 

Der andere Ehegatte kann den berechtigten Ehegatten unter Be- 
ſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung darüber auffordern, 


b. Die aus dieſem Rechte folgenden einzelnen Anſprüche ſind vom Wollen 
des Berechtigten abhängige Anſprüche. Wegen der Verjährung vgl. des⸗ 
halb zu § 198 Note 2. Wegen der Friſtſetzung von Seiten des anderen 
Ehegatten § 1347. 

€. Der Berechtigte kann verlangen, daß das vermögensrechtliche Verhält⸗ 
niß nach den im Falle der Scheidung eingreifenden Vorſchriften (vgl. 
zu 6) beurtheilt wird. 

a. Wenn und folange der Berechtigte von dieſem Rechte keinen Gebrauch 
macht, findet die aus der Nichtigkeit ſich ergebende Beurtheilung An⸗ 
wendung. Vgl. zu 3. 
6. Wegen der in dem Beſtimmungsrechte liegenden facultas alternativa 
(8262 Note 1) und ihrer Ausübung oder Nichtausübung § 1347. 
6. Rechtslage bei Scheidung und alleiniger Schuldigerklä⸗ 
rung eines Ehegatten. 
a. Unterhaltsanſpruch §§ 15781582. 


b. Widerruf der während des Braut- und Eheſtandes gemachten Schen⸗ 
kungen $ 1584. 


8 Vermögensauseinanderſetzung. 


J. bei allgemeiner Güter emein FH NN 8 „ 88 1478: 
. Errungenſchaftsgemelaſchaff DE 1471 ff.; vgl. insbefondere $ 1478; 
8. Fahrnißgemeinſchaft 59 1549, 1471 ff., 1478. 
d. Die Verjährung der beiderſeitigen Anſprüche (vgl. zu 5 a und b) iſt nach 
8204 zu beurtheilen; vgl. § 1347 Abf. 1 Halbſ. 1. 
e. Praesumtio Muciana gilt in dem in § 1362 Abſ. 2 gegebenen Umfange. 
1, Ein Schadenserſatzanſpruch, der etwa nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften der §§ 823 ff. für einen Ehegatten gegen den anderen begründet iſt, 
wird durch § 1345 nicht berührt. 
§ 1346. 1. (Satz 1. Drohung.) Dem wegen Drohung anfechtungs⸗ 
berechtigten Ehegatten iſt der Anfechtungsgrund (§§ 1343 Abſ. 1, 142 Abſ. 2) 
bei der Eheſchließung bekannt. Nach der Faſſung des § 1345 würde ihm 
deshalb das Wahlrecht nicht zuſtehen. Dieſe Folgerung wird durch § 1346 
Satz 1 ausgeſchloſſen. Vgl. hierzu § 1704. a 5 
2. (Satz 2. Irrthum.) Durch Satz 2 wird die durch die allgemeine 
Vorſchrift über Frrihum (vgl. $ 122) gegebene Regelung auf die Ebeſchlie⸗ 
ung übertragen. Der Irrende irrt auf ſeine Gefahr. Zu Gunſten des an⸗ 
deren Theiles wird die Sache jo angeſehen, als ob dem Irrenden der An- 
ſechtungsgrund des Irrthums bekannt war. 


b. 
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Rechtslage bei 
Anfechtung wegen 
Drohung oder 
Irrthums. 


. Ausübung des 


Rechtes. 


1. Wiederverheirathung 
des Ehegatten eines 
falſchlich für todt Er⸗ 
klärten. 

a. Zuläſſigkeit. 


b. Wirkung auf die 
frühere Ehe. 
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ob er von dem Rechte Gebrauch mache. Das Recht kann in dieſem 
Falle nur bis zum Ablaufe der Friſt ausgeübt werden. 


Vierter Citel. 
Wiederverheirathung im Falle der Todeserklärung. 


§ 1348. Geht ein Ehegatte, nachdem der andere Ehegatte für 
tobt erklärt worden iſt, eine neue Ehe ein, fo tft die neue Ehe nicht 
deshalb nichtig, weil der für todt erklarte Ehegatte noch lebt, es ſei 
denn, daß beide Ehegatten bei der Eheſchließung wiſſen, daß er die 
Todeserklärung überlebt hat. 

Mit der Schließung der neuen Ehe wird die frühere Ehe aufge⸗ 
löſt. Sie bleibt auch dann aufgelöſt, wenn die Todeserklärung in 
Folge einer Anfechtungsklage aufgehoben wird. 


8 1347. 1. (Abſ. 1.) In § 1345 iſt dem Berechtigten eine facultas alter - 
nativa gewährt, über deren Ausübung § 1347 die näheren Vorſchriften giebt. 
Val. hierzu § 262 Note 1. 

a. Die Ausübung der Wahl geſchieht durch eine dem anderen Theile 
gegenüber abzugebende Erklärung (§§ 130 ff). Die Erklärung kann auch 
von oder gegenüber dem Erben des einen oder des anderen Ehegatten 
abzugeben ſein und abgegeben werden. 

p. Die einmal wirkſam gewordene Erklärung tft endgültig, wie durch Abſ. 1 
ausdrücklich feſtgeſtellt wird. 

2. (Abſ. 2.) Wegen der in Abſ. 2 zugelaſſenen Setzung einer Ausſchluß⸗ 
friſt val. Titelvorb. vor § 186 Note 4. 

3. Die Anwendung der Scheidungsvorſchriften erfordert eine darauf ge⸗ 
richtete Willenserklärung des Berechtigten. Wenn und ſolange eine ſolche 
Erklärung nicht abgegeben wird, bleibt es bei den aus der Nichtigkeit der 
9 9 U allgemeinen Grundſätzen ſich ergebenden Folgen. Vgl. § 1345 
Note 3. 

8 1348. I. Wirkung der Todeserklärung in Anſehung der Ehe. 

J. Die Todeserklärung begründet die Vermuthung, daß der Verſchol⸗ 
lene in dem in dem Urtheile feſtgeſtellten Zeitpunkte geſtorben ſei ($ 18). 
Indeß wird die Ehe nicht durch die Todeserklärung aufgelöjt, wie denn auch 
der die Todeserklärung überlebende Ehemann die Wiederherſtellung des durch 
die Todeserklärung beendigten geſetzlichen Güterſtandes nach §§ 1420, 1425 
verlangen kann. Vgl. auch §8 1544, 1547. 

2. Die Todeserklärung begründet die Vermuthung und damit bis zu ihrer 
Widerlegung den Beweis des Todes. Der Ehegatte des für todt Erklärten 
it ſomit zur Eingehung einer neuen Ehe legitimirt. 

3. Ohne die Vorſchrift des § 1348 würde, wenn der verſchollene Ehegatte 
die Todeserklärung und die neue Eheſchließung überlebt, die neue Ehe nach 
88 1309, 1326 dauernd nichtig fein. Hier greifen §§ 1348 ff. ein. 

4. Uebergangsbeſtimmungen Ech. Artt. 158, 159. 

5. Internationales Privatrecht Ech. Art. 9 Abs. 3, Art. 13 Abſ. 2. 

II. Der Inhalt des § 1348 Abſ. 1. 

1. Die Nichtigkeit der neuen Ehe aus dem Grunde des Beſtehens der 
früheren Ehe kann überhaupt nur in Frage kommen, wenn der Verſchollene 
zur Zeit der neuen Eheſchließung noch lebte. Iſt er zu dieſer Zeit todt, ſo 
kommt, weil die frühere Ehe zur Zeit der ſpäteren Eheſchließung durch den 
Tod aufgelöſt iſt, Bigamie ſelbſt dann nicht in Betracht, wenn der Ver⸗ 
ſchollene die Todeserklärung überlebt hat. 

2. Ab. 1 enthält eine Sondervorſchrift (vgl. Note 13): die neue Ehe ſoll 
nicht ſchon deshalb nichtig ſein, weil der für todt erklärte Ehegatte noch lebt 
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§ 1349. Iſt das Urtheil, durch das einer der Ehegatten für todt 
erklärt worden iſt, im Wege der Klage angefochten, ſo darf der an⸗ 
dere Ehegatte nicht vor der Erledigung des Rechtsſtreits eine neue 
Ehe eingehen, es ſei denn, daß die Anfechtung erſt zehn Jahre nach 
der Verkündung des Urtheils erfolgt iſt. 


(vgl. zu D, ſondern Nichtigkeit der neuen Ehe gemäß §§ 1309, 1326 ſoll nur 
eintreten, wenn der verſchollene Ehegatte zur Zeit der neuen Eheſchließung 
noch lebt und beiden Ehegatten der neuen Ehe für dieſe Zeit die Kenntniß 
davon nachgewieſen wird, daß der für todt Erklärte die Todeserklärung, 
d. i. den Erlaß des die Todeserklärung ausſprechenden Urtheils, überlebt hat. 
Auf die Kenntniß davon, daß er den in dieſem Urtheile feſtgeſtellten Todes⸗ 
zeitpunkt oder den Zeitpunkt der Eheſchließung überlebt hat, kommt es nicht an. 

3. Durch die nur einem der Ehegatten der neuen Ehe innewohnende 
Kenntniß, daß der für todt Erklärte zur Zeit der Todeserklärung bzw. zur 
Zeit der Eheſchließung noch lebt, wird die Gültigkeit der neuen Ehe an ſich 
nicht berührt. Dieſe Kenntniß kann unter Umſtänden den anderen Ehe⸗ 
gatten zur Anfechtung der Ehe wegen Täuſchung (§ 1334) berechtigen. Im 
Uebrigen hat die Kenntniß für den Wiſſenden den Verluſt des Anfechtungs⸗ 
rechts aus § 1350 ſowie des Unterhaltsanſpruchs aus § 1351 zur Folge. 

III. (Abf. 2). Auflöſung der Ehe des für todt Erklärten. 

1. Mit der Schließung der neuen Ehe wird, vorausgeſetzt daß der für todt 
Erklärte noch lebt, die frühere Ehe kraft Geſetzes aufgelöſt. Bis zur Wider⸗ 
legung der Vermuthung des § 18 gilt der im To deserklärungsurtheile feſt⸗ 
geitellte Todestag auch als Tag, an welchem die Ehe durch den Tod des 
Verſchollenen aufgelöſt iſt. Vorausſetzung für die Anwendung des Abſ. 2 
Satz 1 i daß die neue Ehe nicht nichtig iſt, insbeſondere alſo, daß nicht 
Nichtigkeit der neuen Ehe wegen beiderſeitiger Bösgläubigkeit der neuen Ehe⸗ 
Jatten gemaß Abs. 1 vorliegt. Aber auch jede andere kraft Geſetzes (§ 1323) 
oder kraft Anfechtung ($ 1330) eintretende Nichtigkeit ſchließt die Anwend⸗ 
barkeit des Abf. 2 aus (vgl. § 1343). Die abweichende Veſtimmung des 
E. II $ 1383 iſt im Bundesrathe geſtrichen. 

Die Nichtigkeitsklage gegen die neue Ehe kann gemäß EMO. § 632 (ab⸗ 
gedruckt au F 1320 auch von dem Verſchollenen erhoben werden. Dieſem 
wi an ein Urtheil, wenn die Nichtigkeitsklage auf § 1326 geſtützt war, 
fa Jar e dem Rechtsſtreite Theil genommen hat, CPO. § 629 

2. Ab. 2 Satz 2 verfagt der in Folge einer Anfechtungsklage erfolgenden 
Aufhebung der Tadeserklärung die Einwirkung auf 25 Veſtand 945 Bereits 
geſchloſſenen Ehe. Vgl. CEO. & 957, 973. Die Anfechtung des Todes⸗ 
erklärungsurtheils als aufſchiebendes Ehehinderniß $ 1349, 

3. Die nach Abſ. 2 Satz 1 eintretende Auflöſung der früheren Ehe hat 
alle Wirkungen der Eheaufloſung, fo daß fortab auch der Verſchollene eine 
anderweite Ehe eingehen kann. Indeß ift die Gültigkeit feiner neuen Ehe 
davon abhängig, daß die die Auflöſung ſeiner früheren Ehe bewirkende 
Wiederverheirathung des anderen Ehegatten zu einer gültigen Ehe führte 
(ogl. zu 1), daß dieſe Ehe inſonderheit auch nicht auf Grund des § 1350 an- 
gefochten wird. Vgl. zu § 1350 Note II I. 

0 Einfluß der Eheauflöſung aus $ 1348 Abſ. 2 auf die elterliche Gewalt 

37. 

5 1349. 1. Obwohl die bereits geſchloſſene Ehe durch die Anfechtung 
des Todeserklärungsurtheils nicht berührt wird ($ 1348 Abſ. 2 Satz 2), wird 
in § 1349 ein aufſchiebendes Ehehinderniß für den Fall feſtgeſetzt, daß zur 
Zeit der beabſichtigten Wiederverheirathung das Todeserklärungsurtheil im 
a. der N angefochten ift (vgl. ca ar 3). Die 1Oiährige 
Friſt des § 1349 entſpricht der Friſt in CPO. 8 958 Abf. 2. . hierz 

9071309 un 5 ſprich Frif 8 0 Vgl. hierzu 


c. Ehehinderniß bei An⸗ 
fechtung der Todes⸗ 
erklärung. 
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2. Anfechtung der neuen § 1350. Jeder Ehegatte der neuen Ehe kann, wenn der für todt 
She hund bie Lebeng erklärte Ehegatte noch lebt, die neue Ehe anfechten, es ſei denn, daß 
ne Zum e eee Eheſchließung von deſſen Leben Kenntniß hatte. Die An⸗ 

ö fechtung kann nur binnen ſechs Monaten von dem Zeitpunkt an er⸗ 
folgen, in welchem der anfechtende Ehegatte erfährt, daß der für todt 
erklärte Ehegatte noch lebt. 

Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn der anfechtungsberechtigte 
Ehegatte die Ehe beſtätigt, nachdem er von dem Leben des für todt 
erklärten Ehegatten Kenntniß erlangt hat, oder wenn die neue Ehe 


durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöſt worden iſt. 


2. Das Ehehinderniß des § 1349 iſt nur aufſchiebend. Die Verletzung 
deſſelben bewirkt weder Nichtigkeit ($ 1323) noch Anfechtbarkeit (§ 1330) der 
verbotswidrig geſchloſſenen Ehe. 

8 1350. I. Das Anfechtungsrecht der Ehegatten der nenen Ehe. 

Nur den beiden Ehegatten der neuen Ehe (wicht auch dem für todt Er⸗ 
klärten) wird, um ihren gerechtfertigten Gewiſſensbedenken Rechnung zu 
tragen, ein Anfechtungsrecht gegeben. Für das Anfechtungsrecht ſind, ſo⸗ 
weit nicht § 1350 Abweichendes vorſchreibt, die §§ 1336 ff. maßgebend. 

1. Die Anfechtung erfolgt ausſchließlich durch Erhebung der Anfech⸗ 
tungsklage § 1341. Die Anfechtungserklärung aus § 1342 kommt nicht in 
Betracht, da nach Auflöſung der Ehe die Anfechtung ſtets ausgeſchloſſen iſt. 
Vgl. Abſ. 2 und zu 36. 

2. Zur Begründung der Klage gehört, daß der für todt Erklärte zur 
Zeit der Klageerhebung noch lebt und daß die Friſt des Abſ. 1 S. 2 inne: 
gehalten iſt. 

3. Einwendungen, bzw. von Amtswegen (CO, $ 622) zu berück⸗ 
ſichtigende Gründe für die Ausſchließ ung der Anfechtungsklage: 

a. Kenntniß des Anfechtenden zur Zeit der Eheſchließung von dem Leben 
des für todt Erklärten. Es kommt alſo hier — anders wie in § 1348 
— nicht auf die Kenntniß davon, daß der Verſchollene die Todes er— 
klärung überlebt hat, ſondern auf die Kenntniß davon, daß er zur 
Zeit der Eheſchließung noch gelebt hat, an. 

p. Beſtätigung der Ehe durch den Anfechtenden nach erlangter Kenntniß 
von dem Leben des für todt Erklärten (Abſ. 2 Halbſatz 1) vgl. zu $ 1337. 

e. Auflöfung der neuen Ehe zur Zeit der Erhebung der Anfechtungsklage. 
Durch Abſ. 2 Halbſatz 2 wird die Vorſchrift des § 1338 (vgl. daſelbſt 
Note 2) inſofern modifizirt, als die Anfechtung auf Grund des § 1350 
auch dann ausgeſchloſſen wird, wenn die Auflöſung der Ehe durch den 
Tod des nicht anfechtungsberechtigten Ehegatten herbeigeführt iſt. 

II. Die Wirkung der Anfechtung. 

1. Die Anfechtung macht die anfechtbare Ehe von Anfang an 
nichtig ($ 1343 Abf. 1). Daraus ergiebt ſich, - 

a. daß die frühere Ehe nicht gemäß § 1348 Abſ. 2 aufgeloſt iſt, ſondern 
weiter beſteht; 

b. daß eine anderweit von dem für todt Erklärten nach der Wiederverhei⸗ 
rathung ſeines früheren Ehegatten eingegangene Ehe als Doppelehe ge⸗ 
mäß 88 1309, 1326 nichtig iſt. Pgl. auch 9 1348 Note III 3. 

2. Der Schutz Dritter hinſichtlich der zwiſchen ihnen und einem Che: 
gatten der angefochtenen Ehe vorgenommenen Rechtsgeſchäfte oder anhängig 
gewordenen Rechtsſtreitigkeiten richtet ſich nach § 1344. Kenntniß der An⸗ 
fechtbarkeit der ſpäteren Ehe (vgl. $$ 1343, 142 Abſ. 2) kann nur angenom⸗ 
men werden, wenn der Dritte weiß, daß der für todt Erklärte in dem für 
die Kenntniß nach § 1344 maßgebenden Zeitpunkte noch lebte. Zweifelhaft 
kann ſein, ob ihm auch bekannt ſein muß, daß die die Anfechtung ausſchlie⸗ 
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1351. Wird die Ehe nach § 1350 von dem Ehegatten der 8. unterhaltsanſpruch dos 
* Ehe angefochten, fo hat dieſer dem anderen Ehegatten nach der waer Che eseiten 
den für die Scheidung geltenden Vorſchriften der SS 1578 bis 1582 
Unterhalt zu gewähren, wenn nicht der andere Ehegatte bei der Ehe⸗ 
ſchließung wußte, daß der für todt erklärte Ehegatte die Todeserklärung 
überlebt hat. fruher Gh 0 8 1348 Abf. 2 aufgeföft 

1352. Wird die ühere e na 8 aufge öſt, 4. Unterhaltung der Kinder 
ſo 77 ſich die Verpflichtung der Frau, dem Manne zur Be⸗ aus der früheren Ehe. 
ſtreitung des Unterhalts eines gemeinſchaftlichen Kindes einen Beitrag 
zu leiſten, nach den für die Scheidung geltenden Vorſchriften des 


§ 1585. 


ßenden Umſtände ($ 1350 Note I 3) nicht vorliegen. Vgl. hierzu die ander⸗ 
weite Auslegung bei Planck. . 
3. Für die Ehegatten der angefochtenen Ehe find $$ 1345, 1347 mit 
15 aus § 1351 ergebenden Abweichungen maßgebend. Vgl. hierüber zu 
51. 


_$ 1351. Ohne die Vorſchrift des § 1351 würde ſich das Verhältniß der 
Ehegatten der nach § 1350 angefochtenen Ehe ausſchließlich nach §§ 1345, 
1347 richten. 

1. Nach § 1345 würden bei Gutgläubigkeit beider Ehegatten hinſichtlich 
des Anfechtungsgrundes lediglich die ſich aus der Nichtigkeit ergebenden 
Folgen eintreten ($ 1345 Note 3). Hieran wird durch § 1351 für den Fall 
nichts geändert, daß der mit dem für todt Erklärten nicht verheirathet ge 
weſene Ehegatte der neuen Ehe von ſeinem Anfechtungsrecht aus § 1350 
Gebrauch macht. In dieſem Falle finden Nachwirkungen der zweiten Ehe 
überhaupt nicht ftatt. 

2. Macht derjenige Ehegatte der neuen Ehe, welcher mit dem Verſchollenen 
berheirathet war, von feinem Anfechtungsrecht aus § 1350 Gebrauch, fo ſetzt 
er feine der She wieder fort (vgl. $ 1350 Note II Ia). Für ihn bildet die 
Ge Ehe eine weniger eingreifende Epiſode als für den anderen 
ff e iu 1 wieder vereinſamt iſt. Dieſem wird deshalb als Erſatz 
fechtung der Ge für En verbundenen und für die ſonſtigen mit der An⸗ 

u i 8 
51851 ae ndenen Nachtheile der Unterhaltsanſpruch aus 

3. Der Unterhaltsanſpruch wird ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß 
der nach $ 1351 Berechtigte zur Zeit der Cheſcließung 0 Ri der für 
todt Erklärte die To deserklärung überlebt hat. Kenntniß davon, daß 
der Verſchollene zur Zeit der Eheſchließung noch lebte (vgl. $ 1350) iſt zur 
Ausſchließung des Unterhaltsanſpruchs nicht erfordert. 

4. Verhältniß der Unterhaltspflicht des nach § 1351 unterhaltspflichtigen 
Ehegatten zur Unterhaltspflicht der Verwandten § 1608 Abſ. 2.— Verhältniß 
des Unterhaltsanſpruchs aus § 1351 bei Zuſammentreffen mehrerer Unter⸗ 
haltsberechtigter und unzureichendem Vermögen des Unterhaltspflichtigen 
§ 1609 Abſ. 2. 

5. Vgl. im Uebrigen zu 88 15781582. Der Unterhaltsanſpruch im Kon⸗ 
kurſe KO. § 3 Abf. 2 (zu § 1360 Note 4c). 

§ 1352. 1. Für die Anwendung des $ 1352 iſt es gleichgültig, welcher 
Ehegatte — Mann oder Frau — für todt erklärt worden iſt. Im uebrigen 
vgl. § 1585. 

g ig inſtuß der Eheauflöſung aus § 1348 Abſ. 2 auf die elterliche Gewalt 
30. F 


Vorbemerkung zum 
5. Titel. 
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Fünfter Titel. 
Wirkungen der Ehe im Allgemeinen. 


1. Die in $$ 1353 ff. behandelten Wirkungen der Ehe im Allgemeinen 
treten, auch ſoweit ſie vermögensrechtlicher Natur ſind, ohne Rückſicht auf 
das für die Ehegatten geltende Güterrecht ein. 

2. Die aus dem Weſen der Che ſich ergebenden perſonlichen Pflichten der 
Ehegatten gegen einander, obwohl in erſter Linie ſittlicher Natur, werden 
durch §8 1353 ff. als Rechtspflichten anerkannt. Ihre Verletzung bildet nicht 
nur die Grundlage des Anſpruchs auf Herſtellung des ehelichen Lebens 
(Note 4), ſondern kann auch das Recht auf Scheidung der Ehe begründen 
(88 1564— 1568). Die Vorſchriflen über die Eheſcheidung bilden inſofern 
eine Ergänzung oder Erläuterung der $$ 1355 ff., als jeder Scheidungsgrund 
mit Ausnahme der Geiſteskrankheit ($ 1569) zugleich eine Verletzung des 
durch die Che begründeten perſönlichen Verhältniſſes bedeutet. 

3. Die in §§ 1353 ff. geordneten gegenſeitigen Anſpruche der Ehegatten 
unterliegen nicht der Verjährung, ſoweit ſie auf die Herſtellung des dem 
8 entſprechenden Zuſtandes für die Zukunft gerichtet ſind, 

194 Abſ. 2. 

5 4. Die Geltendmachung der aus dem ehelichen Verhältniſſe ſich ergebenden 

Anſprüche geſchieht mittelſt der in CPO. §§ 606 ff. geregelten Klage auf 

Herſtellung des ehelichen Lebens. IPrR. zu EG. Art. 14 Note IV. 

a. Der Antrag bei der Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens iſt der 
im einzelnen Falle in Frage ſtehenden Zuwiderhandlung gegen die aus 
dem ehelichen Verhältniß ſich ergebenden Pflicht anzupaſſen. Mit der 
Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens kann z. B. die Herſtellung 
der häuslichen Gemeinschaft ($ 1567 Ziff. 1), die Führung des ehemänn: 
lichen Namens (§ 1355), die Entfernung einer Konkubine aus der ehe⸗ 
lichen Wohnung gefordert werden. 

b. Wegen der prozeſſualen Ausgeſtaltung vgl. EPD. SS 606 ff., 
Sühneverſuch CPO. § 608. Die Klage kann nur durch den Ehegatten 
perſönlich, nicht durch einen geſetzlichen Vertreter erhoben werden, CPO. 
§ 612 Abſ. 2 (Titelvorb. vor § 1323). Erforderniß einer Spezialvoll⸗ 
macht CPO. § 613. Verbindung mit der Scheidungs⸗ und Anfechtungs⸗ 
klage END. § 615. 

e. Zwangsvollſtreckung aus dem Urtheil auf Herſtellung des ehelichen 
Lebens findet nicht ftatt, CPO. § 888 Abſ. 2. Unzulaſſig iſt ſomit auch 
die Entſcheidung dahin, daß dem einen Ehegatten zur Vermeidung einer 
fiskaliſchen Strafe aufgegeben wird, dem anderen das Betreten der Ehe⸗ 
wohnung und das Verweilen darin zu geſtatten, RG. JW. 1901 S. 781. 

d. Klage und Verurtheilung zur Herſtellung der häuslichen Gemein⸗ 
ſchaft als Vorausſetzung der Scheidung wegen böslicher Verlaſſung § 1567. 

5. Anderweite eivilrechtliche Wirkungen der Ehe. 

Die $$ 1353 ff. zählen die mit der Ehe im allgemeinen verbundenen Wir⸗ 
kungen nicht erſchöpfend auf. Ergänzende Vorſchriften: 

a. Wohnſitz der Ehefrau § 10. 

b. Hemmung der Anſpruchsverjahrung wahrend der Ehe § 204. 

e. Der Ehemann bedarf der Einwilligung feiner Frau zur Ehelichkeitser⸗ 
klärung ſeines unehelichen Kindes § 1726. 1 

d. Wer verheirathet iſt, kann nur mit Einwilligung ſeines Ehegatten an 

fcb A annehmen oder angenommen werden § 1746; vgl. indeß da⸗ 

elbſt Abſ. 2. 

Vormundſchaftsrechtliche Vorſchriften $$ 1783, 1887, 1900. 

Geſetzliches Erbrecht der Ehegatten §§ 1931-1934. Pflichttheilsrecht 

§§ 2303 Abſ. 2 ff., 23352337. 

g. Gemeinſchaftliches Teſtament kann nur von Ehegatten errichtet werden 
88 2265 ff. 


— 
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§ 1357. Die Frau iſt berechtigt, innerhalb ihres häuslichen 
Wirkungskreiſes die Geſchäfte des Mannes für ihn zu beſorgen und 
ihn zu vertreten. Rechtsgeſchäfte, die fie innerhalb dieſes Wirkungs⸗ 
kreiſes vornimmt, gelten als im Namen des Mannes vorgenommen, 
wenn nicht aus den Umſtänden ſich ein Anderes ergiebt. 

Der Mann kann das Recht der Frau beſchränken oder ausſchließen. 
Stellt ſich die Beſchränkung oder die Ausſchließung als Mißbrauch 
des Rechtes des Mannes dar, ſo kann ſie auf Antrag der Frau durch 
das Vormundſchaftsgericht aufgehoben werden. Dritten gegenüber iſt 
die Beſchrankung oder die Ausſchließung nur nach Maßgabe des 
§ 1435 wirkſam. 


1357. J. Die Schlüſſelgewalt der Ehefrau. 5 n 
„Die Berechtigung aus § 1357 ſteht der Ehefrau ohne Rückſicht auf die 

Art des für die Ehegatten maßgebenden Güterſtandes zu. 

N 2. Der häusliche Wirkungskreis geht über den eigentlichen Haushalt 

inaus. 

a. Er beſtimmt ſich nach den ſozialen Verhältniſſen der Ehegatten. In 
Och. 3 13 wird mit Rückſicht auf die guten Vermögensverhältniſſe der 
Ehegatten die Frau zur Anſchaffung von Luxusteppichen für 650 M. für 
befugt erachtet. ‚ 

b. Von einem häuslichen Wirkungskreiſe der Ehefrau wird regelmäßig nicht 
die Nede fein lönnen, wenn die häusliche Gemeinſchaft wider den Willen 
des Mannes von Seiten der Frau unberechtigterweiſe aufgehoben iſt. In 
DLG. 2 308 wird angenommen, daß ohne gemeinſchaftliches Hausweſen 
keine Schlüſſelgewalt der Frau beſteht, auch wenn der Ehemann die 

häusliche Gemeinſchaft wider den Willen der Frau aufgehoben hat. 

8 3. 1 des häuslichen Wirkungskreiſes gewährt § 1357 

er Frau 


8. im Verhältniſſe der Eheleute zu einander das Recht, die Ge⸗ 
ſchüfte des Mannes zu beſorgen. 
. Die Gefchaftsbeſorgung (vgl. Titelvorb. vor § 662) umfaßt alle Maß⸗ 
lich wt . die Sorge für das Intereſſe des Ehemanns erforder⸗ 
* ma 
6. Das durch die Geſchaftsbeſorgung zwiſchen den Ehegatten entſtehende 
Verhältniß iſt hinſichtlich der zu vertretenden Sorgfalt nach § 1359, 


im Uebrigen unter entſprechend i über 
den Auftrag (89 662 ff 15 = er Anwendung der Vorſchriften übe 


a N Zu beurtheilen. 

1. Ob das Recht der Geſchäftsbeſorgung der Ehefrau auch die Verpflich⸗ 

tung hierzu auferlegt, tft nach SS 1356 Abſ. J, 1359 zu beurtheilen. 

b. ae nisse zu Dritten das Recht, den Ehemann zu ver⸗ 
reten. 

a. Auf die Vertretung finden die allgemeinen Vorſchriften der 88 164 
bis 166, 181 Anwendung. Vgl. indeß zu 8. 

9. Die Vorſchrift des § 164 Abſ. 2 ift inſofern durch § 1357 Abſ. 1 
Satz 2 abgeändert, als die innerhalb des häuslichen Wirkungskreiſes 
liegenden, ohne erkennbaren Vertretungswillen vorgenommenen Rechts⸗ 
geſchäfte der Frau als im Namen des Mannes vorgenommen gelten, 
wenn nicht die Umſtände ein Anderes ergeben. ſtan 
zann namentlich das thatſächliche Getrenntleben der Ehegatten ſein. 

J. Wegen der Möglichkeit des Kontrahirens mit ſich ſelbſt § 181, vgl. 
zu 0 

3, Für die Annahme von Geſinde für den Hausſtand greifen noch die 

beſonderen Beſtimmungen des Heſinderechts ein, vgl. EG. Art. 95, 

3. B Preußen SED. v. 8. Nov. 1810 §§ 2 ff., Sachſen GeſO. v. 2. Mai 
1892/31. Mai 1898 § 7. Uebt der Mann das ihm nach dem Ge 


4 * 


5. Vertretungsmacht der 


2 


rau innerhalb der 


chlüſſelgewalt. 
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§ 1357. ſinderechte zuſtehende Kündigungsrecht gegenüber dem von der Frau 
angenommenen Geſinde aus, jo liegt darin kein Eingriff in die 
Schlüſſelgewalt der Frau, OLG. 2 427. 

c. Geſchäftsbeſorgung innerhalb des häuslichen Wirkungs⸗ 
kreiſes durch die Ehefrau in ihrem eigenen Namen. Vgl. Titel⸗ 
vorb. vor § 662 Note IV. 

a. Geſchäftsfähigkeit §§ 106 ff. 

8. Die nach dem ehelichen Güterrechte zur wirkſamen Vornahme von 
Rechtsgeſchäften erforderliche Einwilligung des Mannes kann die Frau, 
wenn das Rechtsgeſchäft ſich innerhalb der Schlüſſelgewalt hält, ge⸗ 
mäß $$ 1357, 181 ſich ſelbſt ertheilen. 

+. Vornahme im eigenen Namen iſt nur anzunehmen, wenn die Um⸗ 
ſtände oder ausdrückliche Abrede dies ergeben (§ 1357 Abſ. 1 Satz 2). 


II. Beſchränkung und Ausſchließung der Schlüſſelgewalt. 

1. Die Beſchränkung oder Ausſchließung erfolgt mittelſt einer dar⸗ 
auf gerichteten, von Seiten des Mannes oder ſeines Vormundes gegenüber 
der Frau vorzunehmenden Erklärung. 

a. Im Verhältniſſe der Ehegatten unter einander wird dieſe Maßregel, ob 
berechtigt oder unberechtigt, ſofort wirkſam (vgl. zu 2). 

b. Im Verhältniſſe zu Dritten wirkt die Abweichung von dem geſetzlichen Zu⸗ 
ſtand ohne Eintragung in das Güterrechtsregiſter nur, wenn der Dritte 
Kenntniß von derſelben hat; bloßes Kennenmüſſen genügt nicht, § 1435. 
Die Eintragung in das Güterrechtsregiſter erfolgt auf einſeitigen Antrag 
des Mannes § 1561. 

2. Schutz der Frau gegen mißbräuchliche Beſchränkung oder 
Ausſchließung der Schlüſſelgewalt. 

a. Aufhebung des ehemännlichen Eingriffs durch das Vormundſchaftsgericht. 
a. Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts. Mehrere zuſtandige Gerichte 

Froh. § 4. 

5G. 5 45. Wird in einer Angelegenheit, welche die persönlichen Rechtsbe- 
ziehungen der Ehegatten zu einander oder das eheliche Güterrecht betrifft, eine 
Verrichtung des Vormundschaftsgerichts erforderlich, so ist das Gericht zustän- 
dig, in dessen Bezirke der Mann seinen Wohnsitz oder in Hrmangelung eines 
inländischen Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat. 

Ist der Mann ein Deutscher und hat er im Inlande weder Wohnsitz noch 
Aufenthalt, so ‚finden die Vorschriften des 8 36 Abs. 2 entsprechende Anwendung. 

Hat der Mann die Reichsangehörigkeit verloren, die Frau sie aber behalten, 
so ist, wenn der Mann im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt hat, das 
Gericht zuständig, in dessen Bezirke die Frau ihren Wohnsitz oder in Erman- 
gelung eines inländischen Wohnsitzes ihren Aufenthalt hat; hat sie im Inlande 
weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so finden die Vorschriften des $ 36 Abs. 2 
entsprechende Anwendung. 

Für die Zuständigkeit ist in Ansehung jeder einzelnen Angelegenheit der Zeit- 
punkt massgebend, in welchem das Gericht mit ihr befasst wird. 

FG. 5 36 Abs. 2. Ist der Mündel ein Deutscher und hat er im Inlande 
weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so ist das Gericht zuständig, in dessen 
Bezirke der Mündel seinen letzten inländischen Wohnsitz hatte, In Er- 
mangelung eines solchen Wohnsitzes wird das zuständige Gericht, falls der 
Mündel einem Bundesstaat angehört. von der Landesjustizverwaltung, 
anderenfalls von dem Reichskanzler bestimmt. 

8. Das Verfahren richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriften des Ge⸗ 
ſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
J. Wirkſamkeit der vormundſchaftsgerichtlichen Verfügung. 

F. 5 53. Eine Verfügung, durch die auf Antrag die Ermächtigung oder 
die Zustimmung eines Anderen zu einem Rechtsgeschäft ersetzt oder dem Manne 
die im $1358 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorgesehene Ermächtigung 
zur Kündigung ertheili oder durch welche die Beschränkung oder die Aus- 
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§ 1358. Hat ſich die Frau einem Dritten gegenüber zu einer 
von ihr in Perſon zu bewirkenden Leiſtung verpflichtet, ſo kann der 
Mann das Rechtsverhältniß ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt 
kündigen, wenn er auf ſeinen Antrag von dem Vormundſchaftsgerichte 
dazu ermächtigt worden iſt. Das Vormundſchaftsgericht hat die Er⸗ 
mächtigung zu ertheilen, wenn ſich ergiebt, daß die Thätigkeit der 
Frau die ehelichen Intereſſen beeinträchtigt. 

Das Kündigungsrecht iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mann der Ver⸗ 
pflichtung zugeſtimmt hat oder ſeine Zuſtimmung auf Antrag der 
Frau durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt worden iſt. Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht kann die Zuſtimmung erſetzen, wenn der Mann 
durch Krankheit oder durch Abweſenheit an der Abgabe einer Er⸗ 
klärung verhindert und mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt oder 
wenn ſich die Verweigerung der Zuſtimmung als Mißbrauch ſeines 
Rechtes darſtellt. Solange die häusliche Gemeinſchaft aufgehoben iſt, 
ſteht das Kündigungsrecht dem Manne nicht zu. 

Die Zuſtimmung ſowie die Kündigung kann nicht durch einen Vertreter 
des Mannes erfolgen; iſt der Mann in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, 
ſo bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters. 


schliessung der nach $ 1357 des Bürgerlichen Gesetzbuchs der Frau zustehen- 
den Rechte aufgehoben wird, tritt erst mit der Rechtskraft in Wirksamkeit. 
Das Gleiche gilt von einer Verfügung, durch die auf Antrag des Kindes die 
Zustimmung der Mutter zur Ehelichkeitserklärung ihres Kindes ersetzt wird. 
2 Bei Gerahr im Verzuge kann das Gericht die sofortige Wirksamkeit der Ver- 
gung anordnen. Die J. er fügung tritt mit der Bekanntmachung an den Antrag- 
steller in Wirksamkeit. 
6. Sofortige Beſchwerde (Fr. § 60 Nr. 6) des Mannes oder der Frau 
(Fr. § 20) auch bei beſchränkter Geſchaftsfähigkeit (FrG. § 59). 

*. Landesgeſetzgebung. 
Württ. AG. z. BGB. Art. 52 3.4. Zuſtändig das Amtsgericht an Stelle 
1 A Vormundſchaftsgerichts. EG. Art. 147. 

a e Re Leſung ſoll neben dem Angehen des Vormundſchafts⸗ 

fei brd 1 88 8 188 n des ehelichen Lebens zugelaſſen 

III. Uebergangsvorſchrift EG. Art. 199. 

IV. Internationales Privatrecht EG. Artt. 14, 16 Abi. 2. 

$ 1358. I. Zweck der Vorſchrift. N 

Die Ehefrau iſt weder als ſolche noch kraft ehelichen Güterrechts in der 
Geſchaftsfahigkeit beſchrankt. Sie bedarf zur Uebernahme von Verbindlich⸗ 
keiten nicht der Zuſtimmung des Mannes. Während die Vorſchriften des 
ehelichen Güterrechts die dem Ehemann an dem Frauen v ermögen zuſtehenden 
Rechte ſichern (vgl. § 1356 Note 30), bezweckt § 1357 den Schutz des Ehemanns 
gegen Uebernahme von Verpflichtungen durch die Ehefrau, welche auf eine 
perſönliche, die ehelichen Intereſſen beeinträchtigende Thätigkeit gerichtet ſind. 

II. Die nach § 1358 kündbaren Rechtsverhältniſſe. 
61. Vor der Eheſchließung eingegangene Verpflichtungen fallen 
Überhaupt nicht unter $ 1358. Hier hat ſich die Frau nicht als Frau des 
das Kündigungsreht in Anſpruch nehmenden Mannes verpflichtet. —5 Vor⸗ 
ſchriften über das Recht, ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt wegen eines 
wichtigen Grundes zu kündigen, greifen ein (58 626, 671 Abi. 3, 696, 723). 
10 Von den nach der Eheſchließung eingegangenen Verpflich⸗ 
ungen kommen diejenigen in Betracht, welche nach dem Inhalte des 


6. Kündigungsrecht des 
Mannes bei Beein⸗ 
trächtigung der ehe⸗ 
lichen Intereſſen durch 
Uebernahme perſön⸗ 
lich zu bewirkender 
Leiſtungen Seitens d. 
Frau. 
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Schuldverhältniſſes die Ehefrau zu einer in Perſon vorzunehmenden Leiſtung 
verpflichten (vgl. hierzu § 267 Note 1); hierzu kann auch unter Umſtänden 
die Vereinsmitgliedſchaft der Ehefrau gehören. Geſindedienſt vgl. zu IV. 
Hinſichtlich derjenigen Leiſtungen, deren perſönliche Bewirkung durch die Ehe⸗ 
frau zwar die ehelichen Intereſſen beeinträchtigen würde, welche aber auch 
durch Dritte bewirkt werden können, iſt die etwaige Verpflichtung zum 
Schadenserſatze wegen Nichterfüllung nach allgemeinen Grundſätzen ($$ 275 ff.) 
zu beurtheilen. Inwieweit das Frauengut indeß in Anſpruch genommmen 
werden kann, richtet ſich nach dem ehelichen Güterrechte (vgl. zu $ 1326 Note 30). 
3. Sonderregelung für die Ehefrau als Vormund §§ 1783, 1887. 


III. Die Kündigung ſeitens des Mannes. 
1. Höchſtperſonliche Natur der Kündigung § 1358 Abſ. 3. 
2. Vorausſetzungen, deren Mangel die Kündigung unwirkſam macht. 

a. Ein nach § 1358 kündbares Rechtsverhältniß vgl. zu II. 

b. Vormundſchaftsgerichtliche Ermächtigung. 

a. Zuſtändigkeit, Verfahren, Wirkſamwerden, Beſchwerde f. zu § 1357 11 2. 
8. Beeinträchtigung der ehelichen Intereſſen (vgl. §§ 1353, 1356) tft zwar 
materielles Erforderniß für die vormundſchaftsgerichtliche Ermächti⸗ 
gung, der Mangel dieſes Erforderniſſes läßt aber die Wirkſamkeit der 
Kündigung unberührt, wenn die vormundſchaftsgerichtliche Ermächti⸗ 
gung vorlag. 
3. Wirkung. 

a. Die (berechtigte) Kündigung bewirkt Aufhebung des Rechtsverhältniſſes für 
die Zukunft (vgl. Titelvorb. vor § 346 Note II), fo daß fernerhin 
Leiſtungen nicht mehr geſchuldet und wegen ihrer zukünftigen Nichtbewir⸗ 
kung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nicht gefordert werden kann. 
Gleichgültig iſt, ob der Dritte bei Begründung der Verpflichtung die 
Eigenſchaft der Frau als Ehefrau gekannt hat oder nicht. Ob im Falle 
argliſtiger Täuſchung ein Schadenserſatzanſpruch gegen die Ehefrau beſteht, 
iſt nach allgemeinen Grundſätzen, die Vollſtreckung in das Frauengut 
84 8 Güterrechte zu beurtheilen. Wirkſamwerden der Kündigung 

130 ff. 

b. Die 1 Zeit der Kündigung rückſtändigen Leiſtungen, deren Nach⸗ 
leiſtung nicht ſchon durch die Natur des Rechtsverhältniſſes und der Lei⸗ 
ſtung ausgeſchloſſen iſt, werden durch die Kündigung nicht betroffen. 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung vgl. zu II 2. 

e. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß die Ehefrau die Garantie für die Nichtaus⸗ 
übung des ehemännlichen Kündigungsrechts übernimmt. Vgl. zu §§ 306 ff. 
Note 2a. Wegen des Intereſſeanſpruchs vgl. zu II 2. 

d. Die Gegenansprüche der Frau für die bis zur Kündigung aufgewendete 
Thätigkeit richten ſich nach dem beſonderen Rechtverhältniſſe. Für den 
Dienſtvertrag kann § 628, im Uebrigen § 323 zur entſprechenden Anwen⸗ 
dung kommen. 

e. Die Kündigung ſeitens des Ehemanns hindert die Frau und den Dritten 
nicht, unbekümmert um die Kündigung die Leiſtung zu bewirken bzw. 
entgegenzunehmen. Solchenfalls kann der Ehemann gegen die Ehefrau 
auf Herſtellung des ehelichen Lebens (vgl. Titelvorb. Note 4) bzw. auf 
Scheidung (§§ 1564 ff.) klagen. 

4. (Abſ. 2.) Ausſchließung der Kündigung. 

a. Zuſtimmung des Ehemanns (Einwilligung oder Genehmigung §§ 182 ff.) 
15 tung der Ehefrau. Höchſtperſonliche Natur der Zuſtimmung 

b. Vormundſchaftsgerichtliche Erſetzung der ehemännlichen Zuſtimmung. 

a. Antragsberechtigt iſt nur die Frau, nicht der Dritte. 
8. ge Verfahren, Wirkſamwerden, Beſchwerde ſ. zu § 1357 
ote II 2. 


J. Mißbrauch des ehemännlichen Rechtes vgl. § 1354 Abſ. 2. 
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$ 1359. Die Ehegatten haben bei der Erfüllung der ſich aus 
dem ehelichen Verhältniß ergebenden Verpflichtungen einander nur 
für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche ſie in eigenen Angelegen⸗ 
heiten anzuwenden pflegen. 

$ 1360. Der Mann hat der Frau nach Maßgabe feiner Lebens⸗ 
ſtellung, ſeines Vermögens und ſeiner Erwerbsfähigkeit Unterhalt zu 
gewähren. 

Die Frau hat dem Manne, wenn er außer Stande iſt, ſich ſelbſt 
zu unterhalten, den ſeiner Lebensſtellung entſprechenden Unterhalt 
nach Maßgabe ihres Vermögens und ihrer Erwerbsfähigkeit zu ge⸗ 
währen. 

Der Unterhalt iſt in der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft ge⸗ 
botenen Weiſe zu gewähren. Die für die Unterhaltspflicht der 
Verwandten geltenden Vorſchriften der §s 1605, 1613 bis 1615 
finden entſprechende Anwendung. 


c. Während der Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft ruht das Kündi⸗ 
gungsrecht (§ 1358 Abſ. 2 Satz 3). Indeß kann nur eine ſolche Auf⸗ 
hebung der häuslichen Gemeinſchaft in Betracht kommen, welche nicht im 
urſächlichen Zuſammenhange mit der die ehelichen Intereſſen beeinträch⸗ 
genden Verpflichtung ſteht. Aus welchem Grunde im Uebrigen die 
häusliche Gemeinſchaft aufgehoben iſt, iſt für die Frage des Kündigungs⸗ 
rechts gleichgültig. 

IV. Geſindeverhältniß der Ehefrau. 


Die Anwendbarkeit des § 1358 auf das landesgeſetzlich geregelte Geſinde⸗ 
verhältniß iſt in EG. Art. 95 Abſ. 2 vorgeſehen. es 5 
% V. Verpflichtung des Ehemanns zu ehewidriger Thätigkeit gewährt der 
8 Fe fein Kündigungsrecht. Ihr ſteht die Klage auf Herſtellung des ehelichen 
Lebens, geeigneten Falles die Klage auf Scheidung (§§ 1567 f.) zur Verfügung. 


§ 1359. 1. Die Beſchränkung den Haftung auf die Sorgfalt quam suis 
mn bie Saftung für grobe Fahrläſſtgket nicht 155 8277 . 
ebeli chen Br ſich nur auf die gegenſeitigen, ſich aus dem 
(88 1356 fl 1 eee inabeſondere alfo auf die aus dieſem Titel 
1255 u 5 = aus dem ehelichen Güterrechte ſich ergebenden Verpflich⸗ 
ngen. Zu den letzteren gehört auch die Verwaltung des dem Ehemann 


überlaſſenen Frauenvermögens bei Gütertrennung (§ 1430). 
= $ 


. Auf andere vermögensrechtliche Verhältniſſe der Ehegatten, 
auch wenn ſie aus einem aus Anlaß der Ehe entſtandenen ſonſtigen rechts⸗ 
geſchäftlichen Verkehre herrühren, findet nicht § 1359, ſondern die allgemeine 
Regelung Anwendung. 

4. Sonderregelung der ehemännlichen Haftung bei Verwaltung eines Ge⸗ 
ſammtguts $$ 1456, 1519 Abi. 2, 1549. 


5 1360. 1. Vorausſetzungen der Unterhaltspflicht. 


a. Die Unterhaltspflicht des Mannes (Abſ. 1) und die Unter altspfli 
Frau (Abſ. 2) unterſcheiden ſich lediglich dadurch, daß der Menn (eh 
die Frau aber nur dann unterhaltspflichtig iſt, wenn der Mann außer 
Stande iſt, ſich ſelbſt zu ernähren. Der Mann iſt für dieſe Voraus⸗ 
ſetzung ſeines Unterhaltsanſpruchs beweispflichtig. Daß die Unfähigkeit 
der Selbſterhaltung auf Verſchulden beruht, iſt unerheblich (vgl. dagegen 
§ 1610). Bet Getrenntleben der Ehegatten $ 1361. g 


7. Sorgfalt. 


8 Die Unterhaltspflicht. 
a. Inhalt der Unter⸗ 
haltspflicht des 
Mannes. 


b. der Frau. 


e. Unterhaltsgewährung 

a. nach Maßgabe der 

ehelichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft. 


$ 1360. 
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b. Die Unterhaltspflicht der Ehegatten wird nicht, wie die Unterhaltspflicht 
der Verwandten ($ 1603) dadurch ausgeſchloſſen, daß der eigene ſtandes⸗ 
emäße Unterhalt des in Anſpruch Genommenen gefährdet wird; vgl. 

G. JW. 1900 S. 849. 

2. Das Maß des zu gewährenden Unterhalts richtet ſich in beiden 
Fällen, ſowohl für die Unterhaltspflicht des Mannes wie für diejenige der 
Frau, nach der Lebensſtellung des Mannes. Innerhalb des durch die 
Lebensſtellung des Mannes gebotenen Maßes findet die Unterhaltspflicht nur 
eine Grenze an der durch das Vermögen und die Erwerbsfähigkeit gegebenen 
Leiſtungsfähigkeit des in Anſpruch Genommenen. Hierbei ſind auch ſeine 
drängenden Schulden mindernd zu berückſichtigen, vgl. OLG. 4 404. 

3. Umfang der Unterhaltspflicht. 

a. Die Krankheits⸗ und Kurkoſten gehören zum Unterhalt, auch wenn die 
Krankheit eine verſchuldete iſt. 

b. Die Abbüßung einer Gefängnißſtrafe ſeitens der Ehefrau oder ihr Aufent⸗ 
halt in einer Krankenanſtalt ꝛc. ändert, obwohl dem Ehemanne die Dienſt⸗ 
leiſtung der Frau aus § 1356 Abſ. 2 entgeht, nichts an ſeiner der Frau 
gegenüber beſtehenden Verpflichtung, die Koſten ihres Unterhalts zu tragen. 

c. Die Koſten der Vertheidigung der Ehefrau in einem gegen ſie gerichteten 
ſtrafrechtlichen Verfahren und die ſonſtigen Koſten des letzteren, ſowie die 
Koſten eines von der Ehefrau geführten Rechtsſtreits gehören nicht zum 
Unterhalte der Frau. Die Verpflichtung des Ehemanns zur Tragung 
dieſer Koſten richtet ſich nach dem ehelichen Güterrechte. Vgl. §§ 1387, 
1388, 1402, 1415 Ziffer 3, 1416, 1460. 

4. (Abſ. 3.) Die Art und Weiſe der Unterhaltsgewährung. 

. Die Gewährung des Unterhalts hat — abgeſehen von dem Falle gerecht⸗ 
fertigten Getrenntlebens der Ehegatten $ 1361 — in der durch die Lebens⸗ 
gemeinſchaft gebotenen Weiſe, d. h. alſo regelmäßig nicht durch Geld⸗ 
rente ($$ 1361, 1610), ſondern durch Naturalleiſtung zu geſchehen. 
Geldrente wird dagegen einzutreten haben, wenn dieſe Art im einzelnen 
Falle durch die Umſtände geboten wird. Vgl. Note 2b; ferner § 1361 
Note 12. 

b. Die Verweiſungen in Abf. 3. 

§ 1605: In dem Falle, daß ein minderjähriger Ehegatte ſich ohne elter⸗ 
liche Erlaubniß verheirathet hat und deshalb die elterliche Nutznießung 
am Kindesvermögen noch fortbeſteht (§§ 1305, 1661), kommt für die Be⸗ 
5 der ehelichen Unterhaltspflicht die elterliche Nutznießung nicht in 

etracht. 

§ 1613: Unterhaltsanſpruch für die Vergangenheit. 

§ 1614: Unverzichtbarkeit des Unterhaltsanſpruchs für die Zukunft. 
Befreiung durch Vorausleiſtung. 

$ 1615: Tod des Berechtigten bzw. Verpflichteten. Beerdigungskoſten. 

e. e des Unterhaltsanſpruchs im Konkurſe des Ver⸗ 

ichteten. 

Ko. $3 Abs. 2. Unterhaltsansprüche, die nach den Ss 1351, 1360, 1361, 
1578—1583, 1586, 1601—1615, 1708—1714 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
gegen den Gemeinschuldner begründet sind, sowie die sich aus den SS 1715, 
1716 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ergebenden Ansprüche können für die Zu- 
kunft nur geltend gemacht werden, soweit der Gemeinschuldner als Erbe des 
Verpflichteten haftet. 

d. Einſtweilige Verfügungen in Eheſachen zur Regelung des Interimiſtikums 
EBD. $ 627 zu § 1564. Sonſtige prozeſſuale Vorſchriften vgl. Titelvorb. 
vor § 759 Note 2. 

5. Verhältniß des Unterhaltsanſpruchs des Ehegatten zu an⸗ 
deren Unterhaltsanſprüchen. 

a. Inwieweit die Haftung des Ehegatten vor den unterhaltspflichtigen Ver⸗ 
wandten begründet iſt, § 1608. 
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S 1361. Leben die Ehegatten getrennt, fo iſt, ſolange einer von 
ihnen die Herſtellung des ehelichen Lebens verweigern darf und ver⸗ 
weigert, der Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren: 
auf die Rente finden die Vorſchriften des § 760 Anwendung. Der 
Mann hat der Frau auch die zur Führung eines abgeſonderten Haus⸗ 
halts erforderlichen Sachen aus dem gemeinſchaftlichen Haushalte 
zum Gebrauche herauszugeben, es ſei denn, daß die Sachen für ihn 
unentbehrlich ſind oder daß ſich ſolche Sachen in dem der Verfügung 
der Frau unterliegenden Vermögen befinden. 

Die Unterhaltspflicht des Mannes füllt weg oder beſchränkt ſich 
auf die Zahlung eines Beitrags, wenn der Wegfall oder die Be⸗ 
ſchränkung mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe ſowie auf die Ver⸗ 
en und Erwerbsverhältniſſe der Ehegatten der Billigkeit ent⸗ 
pricht. 


„ 

b. Zuſammentreffen mehrerr Unterhaltsanſprüche gegenüber einem zu ihrer 
Befriedigung Unvermögenden § 1609 Abſ. 2. 

e. Juſammentreffen mit dem Anſpruch eines geſchiedenen Ehegatten § 1579 
Abſ. 1 Satz 2; ogl. auch § 1351 Anfechtung der nach Todeserklärung des 
früheren Ehegatten geſchloſſenen Ehe. 

4 Erfüllung der geſetzlichen Untechaltspflicht durch einen Dritten als Ge⸗ 
ſchäftsführer ohne Auftrag wider Willen des Verpflichteten § 679. 

7. Verletzung der Unterhaltspflicht durch den Mann in Verbindung mit 
der Beſorgniß zukünftiger erheblicher Gefährdung berechtigen die Frau zur 
Klage gegen den Mann auf Aufhebung 
1 des geſetzlichen Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung §1418 Ziff. 2; 
b. der Gütergemeinſchaft § 1468 Ziffer 3; 

c. der Errungenſchaftsgemeinſchaft $ 1542; 

d. der Fahrnißgemeinſchaft §§ 1549, 1468 Ziffer 3. 

% Unterhaltspflicht geſchiedener Ehegatten §§ 15781582. 

9. Unterhaltsanſpruch bei Anfechtung der nach der Todeserklärung des 

früheren Ehegatten geſchloſſenen Ehe § 1351. 

1361. 1. Unterhaltspflich 

Die Vorſchrift des § 1361, die auch 
manns § 1360 Abſ. 3 gilt (Seuff. 5 
trenntleben und die berechtigte (s 1353 


I. Rechtslage bei befugter Trennung (So 1353 f.). Vgl. wegen Friſt⸗ 
ſetzung zu 2a fl. 


a. 5 Unterhaltungsanſpruch richtet ſich nach $ 1360 mit folgenden Maß⸗ 
gaben: 

a. Die Gewährung des Unterhalts hat mittelſt einer auf drei Monate 
im voraus ($ 760) zu zahlenden Geldrente anſtatt in der durch die 
eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen Art und Weiſe (§ 1360 Abſ. 3) 
zu erfolgen. 

5. Die Unterhaltspflicht des Ehemanns kann gemäß § 1361 Abſ. 2 be⸗ 
ſchränkt oder ausgeſchloſſen werden. Die für dieſe Beſtimmung und 
ihre Anwendung maßgebenden Billigkeitsgründe beſtehen darin, daß 
der Ehemann während der Trennung die Unterſtützung der Ehefrau 
im Haushalte ($ 1356) entbehrt, daß die Unterhaltsgewährung außer⸗ 
ald der ehelichen Gemeinſchaft koſtſpieliger iſt, daß in manchen 
Fällen das der ehelichen Nutznießung und Verwaltung unterliegende 


F. während berechtigten 
Getrenntlebens der 
Ehegatten. 
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9. Eigenthums⸗ § 1362. Zu Gunſten der Gläubiger des Mannes wird ver⸗ 
Step. län- muthet, daß die im Beſitz eines der Ehegatten oder beider Ehegatten 
biger des Mannes befindlichen beweglichen Sachen dem Manne gehören. Dies gilt ins⸗ 
beſondere auch für Inhaberpapiere und für Orderpapiere, die mit 
Blankoindoſſament verſehen ſind. 


Frauengut nur unbedeutend, das Vorbehaltsgut bzw. der Erwerb 
der Frau aus ihrer Arbeit oder einem ſelbſtändig betriebenen Erwerbs⸗ 
geſchäfte (§ 1367) aber ſehr erheblich iſt. 

b. Der zur Führung eines abgeſonderten Haushalts erforderliche Hausrath. 
a. Die Herausgabepflicht tritt ohne Rückſicht darauf ein, ob die Sachen 

zum eingebrachten Vermögen oder zum Geſammtgut oder zum Ver⸗ 
mögen des Ehemanns gehören. Die Einwendung, daß die Sachen 
für den Ehemann unentbehrlich ſind, oder daß ſich entſprechende 
Sachen in dem der Verfügung der Frau unterliegenden Vermögen 
befinden, hat der Ehemann zu beweiſen. 

8. Je mangelhafter der abgeſonderte Haushalt der Ehefrau eingerichtet 
it, deſto größer wird ihr Bedarf und damit die ihr zu zahlende 
Unterhaltsrente zu bemeſſen fein. Der Ehemann hat demnach das 
Intereſſe, die Frau aus den für ihn entbehrlichen Sachen möglichſt 
vollſtändig einzurichten. 

+. Vorbehaltenes Vermögen der Ehefrau, inſonderheit die ihr gehörigen 
Kleider, Schmuckſachen, Arbeitsgeräthe (§ 1366), ſind herauszugeben, 
wie ſich daraus ergiebt, daß dem Manne hieran ein Recht überhaupt 
nicht u (ogl. $ 1362). 

8. Auf $ 1361 kann nicht der Anſpruch auf Herausgabe des eingebrachten 
Gutes der Frau wegen Gefährdung während des Scheidungsprozeſſes 
geſtützt werden. OLG. 3 241. 

2. Bei unbefugter Trennung. 

a. Die Trennung iſt unbefugt, 

a. wenn ein Ehegatte die häusliche Gemeinſchaft herzuſtellen ſich weigert, 
obwohl er zu dieſer Weigerung nach §§ 1353 f. nicht befugt iſt; 

ß. wenn die zur Erhebung der Eheſcheidungsklage gemaß § 1571 Abſ. 2 
geſetzte Friſt fruchtlos verſtrichen iſt; 

J. wenn die Einwilligung in die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
zurückgenommen wird. Auf das aus dem Weſen der Ehe folgende 
Recht, die eheliche Gemeinſchaft zu verlangen, kann für die Zukunft 
nicht verzichtet werden, vgl. RG. JW. 1901 S. 186. 

b. Im Falle unbefugter Trennung verbleibt es lediglich bei § 1360; die 
Gewährung des Unterhalts hat in der durch die eheliche Lebensgemein⸗ 
ſchaft gebotenen Art zu geſchehen und kann, ſoweit dies durch das Ge⸗ 
trenntleben unmöglich gemacht wird, unterbleiben. 

e. Der unterhaltspflichtige Ehegatte, welcher mit der Trennung einver⸗ 
ſtanden ift, insbeſondere alſo ſeinerſeits den Anderen verlaſſen hat, kann 
während der Fortdauer dieſer Umſtände ſich nicht darauf berufen, daß 
der andere Ehegatte nicht zur Trennung befugt iſt; vgl. § 1353 Note 1, 
RG. JW. 1902 Beil. S. 215; ferner DIS. 2 75, 331, 385. Nach DIS. 2 
330 kann der unterhaltsberechtigte Ehegatte von dem anderen ohne 
Grund die Herſtellung des ehelichen Lebens und den Unterhalt gemaß 
§ 1360 Abſ. 3 verweigernden Ehegatten dieſerhalb Schadenserſatz ver⸗ 
langen, vgl. 81613 und Eccius, D. Jur. Ztg. 1901 S. 110, ferner OS. 4 84. 

II. 1 des Scheidungs⸗, Ehenichtigkeits⸗ oder Anfechtungs⸗ 
prozeſſes. 

Regelung durch einſtweilige Verfügung CPO. $ 627, abgedruckt zu 9 1564. 

III. Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft durch rechtskräftiges Urtheil. 

Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft (9 1575) ſteht nach § 1586 der 
Scheidung gleich, die Unterhaltspflicht richtet ſich deshalb während dieſer Auf⸗ 


hebung nicht nach § 1361, ſondern, wie bei Scheidung, nach 89 15781582. 
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Für die ausſchließlich zum perſönlichen Gebrauche der Frau be⸗ 
ſtimmten Sachen, insbeſondere für Kleider, Schmuckſachen und Arbeits⸗ 
geräthe, gilt im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander und zu den 
Gläubigern die Vermuthung, daß die Sachen der Frau gehören. 
n 


$ 1362. J. Gemeinſchaftliches für Abj. 1 und Abſ. 2. 

1. Die in § 1362 aufgeſtellten Eigenthumsvermuthungen gelten ohne 
Rilckſicht auf das unter den Ehegatten beſtehende eheliche Güterrecht. Sie 
beziehen ſich nur auf bewegliche Sachen ($ 90), nicht auf Grundſtücke; 
auf Forderungen nur, ſoweit dies in Abſ. 1 S. 2 ausdrücklich vorgeſehen iſt. 

2. Für den Fall des Konkurſes gilt KO. § 45. 

KG. 5 25. Die Ehefrau des Gemeinschuldners kann Gegenstände, welche 
sie während der Ehe erworben hat, nur in Anspruch nehmen, wenn sie beweist, 
dass dieselben nicht mit Mitteln des Gemeinschuldners erworben sind. , g 

Hat die Ehefrau die Vermuthung des § 1362 Abſ. 1 widerlegt oder iſt die 
zu ihren Gunſten ſprechende Vermuthung des Abſ. 2 unwiderlegt geblieben, 
ſo kann ſie dennoch diejenigen Sachen, deren Erwerb während der Ehe ihr 
nachgewieſen iſt, nur in Anſpruch nehmen, wenn ſie nachweiſt, daß dieſelben 
nicht mit Mitteln des Gemeinſchuldners erworben find. Wegen des An⸗ 
fechtungsrechts im Konkurſe vgl. KO. §§ 29 ff. . 
3. Vgl. das Geſetz, btr. die Anfechtung von Rechtshandlungen eines 
Schuldners außerhalb des Konkurſes vom 21. Juli 1879, abgedruckt hinter $ 144. 
0 II. er .) Die Vermuthung gegen die Ehefran. (Sog. praesumtio 
Aluciana. 

. Die Vermuthung gilt nur zu Gunſten der Gläubiger des Mannes, 
nicht auch zu Gunſten des Mannes ſelbſt. Der Mann kann ſich die Vor⸗ 
theile dieſer Vermuthung auch nicht dadurch mittelbar verſchaffen, daß er 
etwa den auf ſein Eigenthum geſtützten Herausgabeanſpruch an einen Dritten, 
der zufällig auch ſein Gläubiger iſt, abtritt. Höchſtens kann die Vermuthung 
für ſolchen Rechtsnachfolger des Mannes in Frage kommen, dem der Heraus⸗ 
gabeanſpruch im Wege der Zwangsvollſtreckung gegen den Ehemann über⸗ 
wieſen (CRO. §§ 846 f) oder zwecks Schuldentilgung abgetreten iſt. 

2. Die Sermutdung erſtreckt ſich auf die im Beſitze eines oder beider 
Ehegatten befindlichen beweglichen Sachen (val. zu 1). Gleichgültig iſt, ob 


be be um mittelbaren oder unmittelbaren Beſitz (vgl. § 868 Note II) 
ndell. 


3 Dur Widerlegung der Vermuthung (& PO. $ 292) liegt der Frau der 
Nachweis Ihres Eigenthums (vgl, $$ 929 ff. u. Boch, daſelbſt) ob. Eine Be: 
rufung auf die allgemeinen Eigenthumsvermuthungen der §§ 1006 f. iſt, ſo⸗ 


5 - der S if $ 1362 ſt 
würden, natürlich ausgeſchloſſen. c 
in der von 
bewohnten Wohnung OLG. 2 220. 


2. Wegen der in Abſ. 2 aufgeführten Sachen vgl. zu 8 1366. 
IV. Uebergangsvorſchrift ES. Art. 199. 


b. zu Gunſten d Frau. 


Vorbemerkung zum 
6. Titel. 
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Sechſter Titel. 
Eheliches Güterrecht. 


A. Uebergangsbeſtimmungen. 

EG. Art. 200. Für den Güterſtand einer zur Zeit des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden Ehe bleiben die bisherigen Geſetze 
maßgebend. Dies gilt insbeſondere auch von den Vorſchriſten über die erb⸗ 
rechtlichen Wirkungen des Güterſtandes und von den Vorſchriften der fran⸗ 
zöſiſchen und der badiſchen Geſetze über das Verfahren bei Vermoͤgensabſon⸗ 
derungen unter Ehegatten. 

Eine nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläſſige Regelung 
des Güterſtandes kann durch Ehevertrag auch dann getroffen werden, wenn 
nach den bisherigen Geſetzen ein Ehevertrag unzuläſſig ſein würde. 

Soweit die Ehefrau nach den für den bisherigen Güterſtand maßgebenden 
Geſetzen in Folge des Güterſtandes oder der Ehe in der Geſchaftsfahigkeit 
beſchränkt iſt, bleibt dieſe Beſchränkung in Kraft, ſolange der bisherige Güter⸗ 
ſtand beſteht. 

B. Das eheliche Güterrecht des BGB. 

I. Geltungsbereich. 

1. Das eheliche Güterrecht gilt einheitlich für alle im EG. Art. 15 bezeich⸗ 
neten Ehen, welche nach dem Inkrafttreten des BGB. geſchloſſen werden. 

EG. Art. 15 Abf. 1. Das eheliche Güterrecht wird nach den deutſchen 
Geſetzen beurtheilt, wenn der Ehemann zur Zeit der Eheſchließung ein 
Deutſcher war. 

2. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für die landesherrlichen Familien und die 
Familien des hohen Adels Es. Artt. 57, 58. 

3. Internationales Privatrecht EG. Artt. 15, 16. 


II. Die Güterſtände des BGB. 
1. Das geſetzliche Güterrecht tritt an ſich ohne Weiteres, d. h. ohne 

Ehevertrag kraft Geſetzes mit der Eheſchließung ein. 

a. Der prinzipale geſetzliche Güterſtand, d. i. die ehemännliche Ver⸗ 
waltung und Nutznießung der 55 1363 ff. 

«. tritt, von vertragsmäßiger Regelung (zu 2) abgeſehen, nur dann 
nicht ein, wenn der Mann die Che mit einer in der Geſchäftsfahigkeit 
beſchränkten Frau ohne Einwilligung ihres geſetzlichen Vertreters ge⸗ 
ſchloſſen hat (§ 1364). 

8. fällt fort, wenn auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung 
gemäß § 1418 oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft (vgl. 
88 1586 f.) rechtskräftig erkannt iſt, ferner wenn über das Vermögen 
des Mannes Konkurs eröffnet (§ 1419) oder der Mann für todt er⸗ 
klärt iſt (§ 1420). 

h. Als ſubſidiärer geſetzlicher Güterſtand tritt die Gütertrennung 
der $$ 1426-1431 von vornherein (vgl. $ 1426 Note 12 und 3) ein, 

4. wenn die Ehe mit einer in der Geſchäftsfahigkeit beſchränkten Frau 
ohne Genehmigung des geſetzlichen Vertreters geſchloſſen wird (§§ 1304, 
1364); 

8. wenn der geſetzliche Güterſtand ohne poſttive Regelung durch Ehe⸗ 
vertrag ausgeſchloſſen iſt (§ 1436). 

2. Das vertragsmäßige Güterrecht ($$ 1432 ff.). 

a. Die vertragsmäßige Regelung erfolgt durch Ehevertrag, welcher vor 
oder nach der Eheschließung zulaſſig ($ 1432) und der Formvorſchrift des 
§ 1434 unterworfen iſt. Im Uebrigen vgl. zu § 1432 ff. 

b. Der Ehevertrag kann auch eine Abänderung des geſetzlichen Guterrechts 
in einzelnen Punkten feſtſetzen. Indeß erfordert nicht jede Abweichung 
von dem geſetzlichen Güterſtande die Abſchließung eines Ehevertrags. 
Dieſe iſt vielmehr nur erforderlich, wenn die Abweichung generell zwiſchen 
den Ehegatten feſtgelegt werden ſoll, nicht aber, wenn durch einzelne 
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Rechtsgeſchäfte zwiſchen den Ehegatten von Fall zu Fall oder bis zu be⸗ 
ledige Wider 38 abweichende Geſtaltung feſtgeſtellt wird. Solchen⸗ 
falls entſtehen aus dem Rechtsgeſchäfte dieſelben gegenſeitigen Anſprüche 
und Verbindlichkeiten wie unter Fremden. Die Ehegatten ſind nach dieſer 
Richtung beſonderen Beſchränkungen nicht unterworfen. Vgl. zu § 1377 
Note III; Vorb. zu $$ 1391— 1394 Note 6. 


III. Beweislaſt für das geltende Güterrecht und Verhältniß zu Dritten. 
1. Die Geltung des prinzipalen geſetzlichen Güterſtandes iſt 
die Regel. Demgegenüber hat derjenige, welcher den Nichteintritt oder 
die Beendigung des geſetzlichen Güterſtandes behauptet, die Vorausſetzungen 

dieſer Abweichungen von der Regel zu beweiſen. Insbeſondere: 5 

a. Verwaltung und Nießbrauch erſtreckt ſich auf das geſammte Vermögen 
der Frau (Eingebrachtes Gut § 1363), ſofern und ſoweit nicht dargethan 
wird, daß es ſich um Vorbehaltsgut handelt. 

b. Daß Verwaltung und Nutznießung des Mannes kraft Geſetzes (§ 1364) 
oder durch Vertrag oder anderweite poſitive Regelung (§ 1436) ausge⸗ 
ſchloſſen oder beendigt iſt (58 1418—1420), hat derjenige zu beweiſen, 
der es behauptet. Vgl. auch §§ 1426 ff. j ! 

2. Dritten gegenüber haben die Ehegatten, welche ſich auf Ausſchlie⸗ 
ßung oder Aenderung der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung be⸗ 
rufen, die Eintragung in das Güterrechtsregiſter oder die Kenntniß des 

Dritten gemäß $ 1435 (vgl. daſelbſt) darzuthun. Das gilt insbeſondere auch 

für das Vorbehaltsgut und für die Gütertrennung §§ 1371, 1431, 1435. 

3. Entſprechend regelt GO. § 34 (abgedruckt zu § 1563) den Nachweis des 

Güterſtandes gegenüber dem Grundbuchamte. 

Peſeeliches Güterrecht. 


„Der prinzipale geſetzliche Güterſtand (vgl. Titelvorb. B III) der 
ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung bezweckt nach dem ihm inne⸗ 
wohnenden Grundgedanken, in erſter Linie dem Ehemanne, welcher den ehe⸗ 
lichen Aufwand zu tragen hat ($ 1389), die Mittel zur Unterhaltung der 
Familie zu gewähren. Vgl. § 1389 Note 3. — Eine Veränderung des Ver⸗ 
mogensſtandes wird in Anſehung des vorhandenen Vermögens durch den 
gejeslihen Güterſtand nicht herbeigeführt. Jeder Ehegatte behält das ihm 
Pu en 
a bemännliche Recht iſt nicht übertragbar ($ 1408 „ nicht pfändbar 
(pd 3 861 zu 5 14081 und be 880 51 55 nicht 5 Kon⸗ 
kursmaſſe des Ehemanns gehörig. 
b. Auch die bereits von dem Ehemann erworbenen Früchte unterliegen nur 
. 1 dem Zugriffe der Gläubiger des Mannes CPO. § 861 zu 


e. Die Frau hat zur Durchſetzung ſachgemäßer Verwaltung des Vermögens 
und Verwendung der Früchte ſeitens des Ehemanns Klage und Siche⸗ 


rungsmittel, eventuell den Anſpruch auf Aufhebung der ehemännlichen 
Rechte, $$ 1389, 1391, 1394, 1418. 


2. Das Verwaltungs: und Nutznießungsrecht des Mannes iſt ein abſo⸗ 
lutes — Dritten gegenüber wirkſames — die Veräußerung hinderndes Recht 
im Sinne des § 771 CO. (Widerſpruchsklage), vgl. CPO. $ 774. 

5. Die Regelung des ehemännlichen Rechtes entſpricht im Weſentlichen 
der des Nießbrauchs. Indeß hat der Mann ein durch $$ 1376 und 1380 er⸗ 
zeblich erweitertes Verwaltungsrecht. Eine allgemeine Verweiſung auf die 
Vorſchriften über den Nießbrauch findet ſich indeß nur in § 1383 bezüglich 
des Erwerbes und des Umfanges der Nutzungen und in § 1384 bezüglich der 
Erhaltungskoſten. Im Uebrigen ſind die für die ehemännliche Verwaltung 

Nugniehung geltenden Nießbrauchsvorſchriften einzeln aufgenommen 
(ogl. §8 1372, 1373, 1391, 1392, 1394, 1423). 

4 Bemeislaft vgl. Titelvorb. Nr. III. 

5. Das geſetzliche Güterrecht läßt das Vermögen des Mannes unberührt. 


. 


Vorbemerkung zu 
58 1363 fl. 


I. Regelmäjliger Eintritt 
der ehemännlichen Der⸗ 
waltung u. Untznieſſung. 


II. Nichteintritt der Der- 
waltung u. Autznießung 
kraft Meſetzes. 


III. Nichterſtreckung des ehe⸗ 
männlichen Rechtes auf 
das Dorbehaltsgut. 
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I. Geſetzliches Güterrecht. 
1. Allgemeine Vorſchriften. 
S 1363. Das Vermögen der Frau wird durch die Eheſchließung 


o 


der Verwaltung und Nutznießung des Mannes unterworfen leinge⸗ 
brachtes Gut). 

Zum eingebrachten Gute gehört auch das Vermögen, das die Frau 
während der Ehe erwirbt. 

$ 1364. Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes tritt 
nicht ein, wenn er die Ehe mit einer in der Geſchaftsfahigkeit be⸗ 
ſchränkten Frau ohne Einwilligung ihres geſetzlichen Vertreters eingeht. 

§ 1365. Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes erſtreckt 
ſich nicht auf das Vorbehaltsgut der Frau. 


Val indeß $ 1385. — Von Vermögensſtücken, welche ſich im Miteigenthume 
der Ehegatten befinden (3. B. gemeinſam empfangene Hochzeitsgeſchenke), ge⸗ 
hört der Antheil der Frau, ſofern nicht die Ausſchließungsgründe der 
88 1365 ff. vorliegen, zum eingebrachten Gute. 

S 1363. 1. $ 1363 ergiebt als Regel, daß das Vermögen einer Ehefrau 
der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung des Ehemanns unterworfen 
iſt. Daß und inwieweit dieſe Regel im einzelnen Falle nicht zutrifft, iſt zu 
beweiſen, vgl. Titelvorb. III I. 

2. Eine obligatoriſche Verpflichtung der Frau zur Einbringung ihres Ver⸗ 
mogens beſteht nicht. Die Einbringung tritt vielmehr unmittelbar kraft Ge⸗ 
ſetzes ein und erfaßt das Vermögen (Aktiva und Paffiva vgl. § 1412 Note 12) 
der Ehefrau in demjenigen Zuftand, in dem es ſich in dieſem Zeitpunkte 
befindet. Die Ehefrau iſt deshalb auch nicht zur Gewährleiſtung verpflichtet. 
Inwieweit die Ehefrau ſich wegen Argliſt dem Ehemanne gegenüber ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig macht, iſt nach den allgemeinen Vorſchriften über unerlaubte 
Handlungen ($$ 823 ff.) zu beurtheilen. Anfechtung der Ehe dieſerhalb iſt 
ausgeſchloſſen, § 1384 Abſ. 2. 

3. Die Verwaltung des Mannes, obwohl im gewiſſen Umfang ($$ 1375 ff.) 
an die Zuſtimmung der Frau gebunden, iſt dennoch keine gemeinſchaftliche, 
ſondern wird von dem Manne im eigenen Namen und aus eigenem Rechte 
ausgeübt. 

8 Wegen der nicht übertragbaren Rechte der Frau vgl. Mot. IV S. 166 f. 

5. Nachträglicher Eintritt der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung 
bei Wechſel des Güterſtandes. Vgl. § 1412 Note 1 2. 

8 1364. 1. Eheſchließung ohne die erforderliche Einwilligun des geſetz⸗ 
lichen Vertreters §§ 1304, 1331. | a 30 geſet 

2. In dem Falle des § 1364 tritt Gütertrennung nach Maßgabe der 
88 1426 ff. ein. Gutgläubigen Dritten gegenüber iſt die Wirkſamkeit dieſes 
Güterſtandes nach §§ 1431, 1435 von der Eintragung in das Guterrechts⸗ 
regiſter abhängig. 

3. Die Gütertrennung währt ſo lange, bis eine vertragsmäßige Aenderung 
(1432 ff.) ſeitens der Eheleute bewirkt wird. Es tritt alſo nicht etwa die 
Permaltung und Nutznießung des Mannes von ſelbſt mit dem Zeitpunkt 
ein, in welchem die Frau ohne die Einwilligung ihres geſetzlichen Vertreters 
hätte heirathen können. 

4. Abgeſehen von dem in § 1364 geregelten Falle hat die Beſchränkung 
der Ehefrau in der Geſchäftsfähigkeit (s$ 106, 114) keinen Einfluß auf die 
Rechte des Ehemanns. Soweit die Mitwirkung der Frau bei der Vermögens⸗ 
verwaltung in Frage kommt, greifen in Anſehung der Vertretung die allge⸗ 
meinen Vorſchriften (§§ 1633, 1800, 1897, 1915) ein. 

5. Die beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Mannes hindert nicht den Ein⸗ 
tritt des geſetzlichen Güterſtandes. Vgl. § 1409. 


6. Titel. Eheliches Güterrecht. I. Geſetzliches Güterrecht. 63 


§ 1366. Vorbehaltsgut find die ausſchließlich zum perſönlichen ı. 
Gebrauche der Frau beſtimmten Sachen, insbeſondere Kleider, Schmuck⸗ 
ſachen und Arbeitsgeräthe. 

§ 1367. Vorbehaltsgut iſt, was die Frau durch ihre Arbeit oder 
durch den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts erwirbt. 

8 1368. Vorbehaltsgut iſt, was durch Ehevertrag für Vorbe⸗ 
haltsgut erklärt iſt. 


$ 1365. 1. Die Eigenſchaft als Vorbehaltsgut ift von demjenigen zu ber 
werfen, der ſich darauf beruft. Vgl. Titelvorb. III. N 
2. Auch in Anſehung des Vorbehaltsguts iſt die Ausſchließung der Ver- 
waltung und Nutznießung gutgläubigen Dritten gegenüber nur nach Maß⸗ 
gabe der für das vertragsmäßige Güterrecht geltenden Beſtimmung des 
3 1485 wirkſam. Vgl. § 1371, verbunden mit $ 1431. ** 
lee Hinſichtlich des Vorbehaltsguts iſt die Ehefrau vollkommen ſelbſtändig. 
5 Verfugungsfähigkeit wird, ſoweit das Vorbehaltsgut in Frage kommt, 
g Fe dne berührt. Dementſprechend ſteht auch das a 
dem Zug t nd a 
unbeſ Geänft 8 a Gläubiger nach Maßgabe der allgemeinen Vorſchriften 
n $ 1366. 1. Die in § 1366 genannten Sachen ($ 90) find, das Eigenthum 
ben Atau an denſelben vorausgeſetzt (vgl. Vorb. zu S$ 1363 ff. Note 5), Bor: 
RSguf der Frau auch dann, wenn fie aus dem Vermögen des Mannes 
angeſchafft ſind. 
2. Auch auf die in § 1366 bezeichneten Sachen findet das Surrogations⸗ 
prinzip des § 1370 Anwendung; vgl. indeß Mot. zu § 1519 E. I a. E. 
Re zn. 1. Die Vorschrift des § 1367 bezieht ſich nur auf den während 
985 She gemachten Erwerb. Das vor Eingehung der Ehe von der Frau in 
be Fe e a: erworbene Vermögen wird nach § 1363 ein- 
re achtes Gut, ſofern i ; 
1368) „port nicht ein beſonderer Ausſchließungsgrund (§§ 1364, 
2. Nicht unter $ 1367 fällt der Erwerb, den die Frau als Gehülfin des 
ae (5 1356) macht. Dieſer Erwerb gebührt ebenſo wie der durch andere 
Man 1 dem Manne. Leiſtet hingegen die Frau im Geſchäfte des 
Elben Ehre aus § 1356 ſich ergebende Verpflichtung hinaus Dienſte 


gegen Entgelt, ſo wird di 
9 59 . 2 5 nach § 1367 Vorbehaltsgut. 


ee erwirbt, ſoll Ihr ne 1 a 
. n 9 * 8 5 28 ; 
18 Verbindung mit der Erwerb durch ihre Arbeit allein oder durch Arbeit 


ihrem ei ; ; Be 8 5 
Erwerbsgeſchäfts gemacht würd. ee eee 


b. Selbſtändiger Betrieb der Frau liegt vor, wenn die Fr 
. A 5 au Unter⸗ 
nehmerin des Erwerbsgeſchäfts iſt, der Betrieb auf ihren Namen erfolgt. 
Der ſelbſtändige Betrieb der Frau wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
der Mann oder ein Dritter das Geſchäft Namens der Frau als deren 
Vertreter (Prokuriſt, Handlungsbevollmächtigter) leitet. Betheiligung der 
Frau an einer offenen Handelsgeſellſchaft iſt ſelbſtändiger Betrieb, auch 
wenn ſie von der Verkretung der Geſellſchaft ausgeſchloſſen iſt (Seuff. 
57 146, Ogg. 4 341). Hingegen ift Betheiligung in einem ſtillen Geſell⸗ 
ſchaftsverhältniß oder als Kommanditiſtin nur Vermögensanlage, nicht 
ſelbſtändiger Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts (pgl. $ 1405). Vgl. auch 

Staub, Handelsgeſetzbuch 6./7. Aufl. S. 31 Anm. 74. 

ee der Verpflichtung der Frau, aus dem Vorbehaltsgute dem 
ss 1 zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes zu gewähren 
3 1368. 1. Die Vorſchrift fett voraus, daß durch Ehevertrag (88 1432 ff., 


1434) einzeln 5 dri d ü 
gut erklärt u Frauenvermögen gehörige Gegenſtände für Vorbehalts⸗ 


Das Vorbehaltsgut. 
a. Geſetzl. Vorbehaltsgut. 
a. Perſönl.Gebrauchs⸗ 
gegenftände. 


F. Arbeitsverdienſt 2c. 


b. Vertragsmäßiges 
Vorbehaltsgut. 


0. 


Zuwendung an die 
Frau als Vorbehalts⸗ 
gut. 


Eurrogation. 
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§ 1369. Vorbehaltsgut iſt, was die Frau durch Erbfolge, durch 
Vermächtniß oder als Pflichttheil erwirbt (Erwerb von Todeswegen) 
oder was ihr unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich zuge⸗ 
wendet wird, wenn der Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, der 
Dritte bei der Zuwendung beſtimmt hat, daß der Erwerb Vorbehalts⸗ 
gut ſein ſoll. 

§ 1370. Vorbehaltsgut iſt, was die Frau auf Grund eines zu 
ihrem Vorbehaltsgute gehorenden Rechtes oder als Erſatz für die 
Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines zu dem Vorbehalts⸗ 
gute gehörenden Gegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erwirbt, 
das ſich auf das Vorbehaltsgut bezieht. 


2. Iſt das geſammte (gegenwärtige und zukünftige) Frauenvermögen für 
Vorbehaltsgut erklärt, ſo iſt der Vertrag ſo auszulegen, daß Gütertrennung 
($ 1436) eintreten ſoll. 

3. Der Ehevertrag des § 1368 kann auch nach Eingehung der Ehe abge⸗ 
ſchloſſen werden. Hervorzuheben ift, daß ſowohl in KO. § 32 Nr. 2 (früher 
§ 25) ſowie in Nr. 4 des $ 3 des Anfechtungsgeſetzes (hinter § 144) die Vor⸗ 
ſchriften geſtrichen ſind, nach denen die Sicherſtellung oder Rückgewähr eines 
Heirathsguts oder des in die Verwaltung des Schuldners gekommenen Ver⸗ 
mögens ſeiner Ehefrau von den Gläubigern angefochten werden kann. 

§ 1369. 1. Erwerb von Todeswegen. 

a. Erbfolge $$ 1922 ff. 1937. Vermächtniß § 1939. Pflichttheil §§ 2303 ff. 

b. Annahme oder Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes, 
Verzicht auf den Pflichttheil ſeitens der Frau § 1406 Sur! 

e. Letztwillige Verfügung ift einſeitige Verfügung von Todeswegen, Teſta⸗ 
ment § 1937. Nicht ausgeſchloſſen iſt die Aufnahme der Beſtimmung des 
$ 1369 als einer einſeitigen Verfügung in einen Erbvertrag 8 2299. An⸗ 
fechtung der letztwilligen Verfügung durch den Ehemann § 2080 Note 2. 

d. Wegen der Verbindlichkeiten der Frau, welche in Folge des Erwerbes 
von Todeswegen für das Vorbehaltsgut entſtehen § 1413. 

2. Unentgeltiche Zuwendung unter Lebenden. 

Schenkung $$ 516 ff., Ausſtattung § 1624. 

3. Nachträgliche Umwandlung des als Vorbehaltsgut Erwor⸗ 
benen in Eingebrachtes. 

3. Die Beſtimmung des Dritten bewirkt nur den Erwerb als Vorbehalts⸗ 
gut, hindert aber nicht die nachträgliche Umwandlung in Eingebrachtes. 
Dies geſchieht mittelſt Ehevertrags gemäß §§ 1432 ff. 

b. Iſt die Beſtimmung in die Form einer Auflage (58 525, 1940) oder einer 
Bedingung gekleidet, ſo richten ſich die Folgen der Nichteinhaltung der 
Beſtimmung nach den hierfür maßgebenden Vorſchriften. Iſt der Pflicht 
theil mit einer derartigen Bedingung belaſtet, ſo findet 2306 Anwendung. 

§ 1370. 1. Erwerb auf Grund eines zum Vorbehaltsgute ge- 
hörenden Rechtes kann eintreten 

a. unmittelbar kraft Geſetzes, z. B. Fruchterwerb (SS 953 ff.), Verbindung, 
Vermiſchung (§§ 946 ff.) oder h 

b. durch Vermittelung eines den Inhalt des Rechtes verwirklichenden Rechts⸗ 
geſchäfts, z. B. Einziehung einer zum Vorhehaltsgute gehörenden Forde⸗ 
rung, des auf ein zum Vorbehaltsgute gehörendes Lotterielos gefallenen 
Gewinns. zu; 

2. Erſatz für Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung. 

Hierunter fallen die Schadenserſatzleiſtungen, Verſicherungs⸗, Enteignungs⸗ 
ſummen, die Gegenleiſtung bei Veräußerung (Kaufpreis, Tauſchobjekte. — 
Der Gegenſtand der Leiſtung tritt an die Stelle des hierauf gerichteten An⸗ 
ſpruchs. Surrogationsprinzip vgl. § 90 Note III Ab und § 1524. 
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8 1371. Auf das Vorbehaltsgut finden die bei der Güter⸗ 
trennung für das Vermögen der Frau geltenden Vorſchriften ent⸗ 
Iprechende Anwendung; die Frau hat jedoch einen Beitrag zur Be⸗ 
hpeitung des ehelichen Aufwandes nur inſoweit zu leiſten, als der 
Mann nicht ſchon durch die Nutzungen des eingebrachten Gutes einen 
angemeſſenen Beitrag erhält. 


1372. Jeder Ehegatte kann verlangen, daß der Beſtand des w. get 


eingebrachten Gutes durch Aufnahme eines Verzeichniſſes unter Mit- 
wirkung des anderen Ehegatten feſtgeſtellt wird. Auf die Aufnahme 
des Verzeichniſſes finden die für den Nießbrauch geltenden Vor⸗ 
ſchriften des § 1035 Anwendung. 

„Jeder Ehegatte kann den Zuſtand der zum eingebrachten Gute ge- 
Deen Sachen auf feine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen. 


> Erwerb d i ich beziehendes 
Rehtsgejnan rc ein auf das Vorbehaltsgut ſich bezieh 
N erforderlich iſt, daß der Erwerb wie bei Umſatzgeſchäften durch das 
gt gemacht iſt (3. B. der beim Verkauf erzielte Verdienſt). Es 
ſchlosſe i das Geſchäft ſubjektiv in Beziehung auf das Vorbehaltsgut ge: 
Dies in be und objektiv damit in Zuſammenhang gebracht werden kann. 
Geschäfts en nicht möglich, wenn die Frau zur Zeit der Vornahme des 
Wü ein Vorbehaltsgut gar nicht beſaß. 

ſchaft Die Bemeislaft trifft in allen Fällen denjenigen, welcher die Eigen⸗ 

8 1371 Gegenſtandes als Vorbehaltsgut behauptet. BA 

Poebekanz l. Die dvollſtändige Selbſtändigkeit der Ehefrau hinſichtlich ihres 
ſolche 5 9 . ergiebt ſich daraus, daß einerſeits die Ehefrau weder als 
beſchräntt it ums und des ehelichen Güterrechts in der Geſchäftsfähigkeit 
Mannes n 5 und daß andererſeits die Verwaltung und Nutznießung des 
2. Die für 5,1305 ſich nicht auf das Vorbehaltsgut erſtreckt. 

ö Gütertrennung geltenden Vorſchriften der 88 1426—1431 
ſchaft auf Rei tscrbegeltsgut ohne Rückſicht darauf, ob die Vorbehaltseigen⸗ 
dung, daß ne SER ft oder Geſetz beruht mit der Einſchränkung Anwen⸗ 
nur inſoweit besten der Ehefrau, zu dem ehelichen Aufwande beizutragen, 
dem Eingebrachten 5 der Ehemann nicht ſchon aus der Nutznießung an 
üchen Mufıvand erbelte? snefenen (vgl. g 1427) Beitrag zu dem ehe 

3. Nach 8 1431 in Verbi g 
über aus 5 Vorbehalt segen hae $ 1435 konnen einem Dritten gegen⸗ 


mE ft Einwendungen en ein zwiſchen ihm 
1 dem Ehemanne vorgenommenes Nechtsgeſchüft 1 5 gegen en 
hnen ergangenes rechtskräftiges Urtheil nur hergeleitet werden, wenn zur 


Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder zur Zeit des Eintritts der 
Rechtshängigkeit die Vorbehaltseigenſchaft in tee des zu⸗ 
ftänbigen Amtsgerichts eingetragen oder dem Dritten bekannt war (nicht 
auch bekannt ſein mußte). Dies bezieht ſich gleichmäßig auf die kraft Ge⸗ 
ſetzes, wie auf die kraft Ehevertrags zum Vorbehaltsgute gehörenden Gegen⸗ 
unde. Ds einem Dritten, welchem das Vorliegen der khatſächlichen Vor⸗ 
gusſetzungen der geſetzlichen Vorbehaltseigenſchaft bekannt iſt, damit auch die 
Nee E a, tit, el Gegen nn Behaup⸗ 
9 Rechtsirrthum bietet die freie richterliche Beweiswürdi 1 
(vgl. § 892 Note 111 1a). f 2 En 
$ 7 —— 1. Abſ. 1.) nee vgl. § 1035. 
. (Ab. 2.) Feſtſtellun 8 andes durch Sa ändi 
1 daſelbſt Fr 9164 7 — ur 8 


. Die Koſten der in 8 1372 vorgeſehenen Maßregeln hat derieni z 
8 5 n $ 1872 0 erjenige Ehe⸗ 
901379 Abf.. der die bezügliche Feſtſtellung verlangt, § 1035 letzter Satz, 


. 
„ Neumann, Handausgabe des 80 B. II. 3. Aufl. 5 


2. Auf das Vorbehalts⸗ 
gut anwendbare Vor⸗ 
ſchriften der Güͤter⸗ 
trennung. 


ſtellung des einge⸗ 
rachten Gutes. 
1. Beſtand. 


2. Zuſtand. 
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A. Rechtsſtellg. 6. Mannes 2. Verwaltung und Nutznießung. 
in Anſeh. d. eingebr. Gutes. x 5 
1. Derwaltung. § 1373. Der Mann iſt berechtigt, die zum eingebrachten Gute 


den en 3 

1. Recht zum Beſitze gehörenden Sachen in Beſitz zu nehmen. 

2. Pflicht ordnungs⸗ N 1374. Der Mann hat das eingebrachte Gut ordnungsmäfig 
mäßiger tech. 8. zu verwalten. Ueber den Stand der Verwaltung hat er der Frau 


auf Verlangen Auskunft zu ertheilen. 


8 1373. 1. Das dem Ehemanne durch § 1373 eingeräumte Recht zum 
Beſttze der zum Eingebrachten gehörenden Sachen entſpricht dem Beſitzrechte 
des Nießbrauchers § 1036. Es beſteht ſowohl der Ehefrau wie dritten Per⸗ 
ſonen gegenüber. 

2. Der Ehemann, welcher auf Grund des § 1373 beſitzt, iſt unmittelbarer 
Beſitzer, während die Frau den mittelbaren Beſitz hat. Hiernach iſt der den 
Ehegatten gewährte Beſttzſchutz zu beurtheilen. Vgl. $$ 868 ff. 

3. Das Recht zur Inbeſitznahme begründet kein erweitertes Recht des Eher 
manns zur eigenmächtigen Beſitzergreifung weder gegenüber der Ehefrau 
noch gegenüber Dritten. Val. die Faſſung des § 561 „ohne Anrufen des 
Gerichts“. Die allgemeinen Vorſchriften §8 229 ff., 859 ff. bleiben maßgebend. 

4. Dem Beſitzrechte des Mannes unterliegen auch die Werthpapiere der 
Frau. Val. indeß die Schutzvorſchriften ($$ 13911393) bezüglich der In⸗ 
haberpapiere und der mit Blankoindoſſament verſehenen Orderpapiere, wenn 
die Rechte der Frau in einer das eingebrachte Gut gefährdenden Weiſe ver⸗ 
letzt werden. 


§ 1374. J. Der Mann hat das eingebrachte Gut ordnungsmäßig zu 
verwalten. 

1. Dem Verwaltungs rechte ($$ 1363, 1375) entſpricht die Pflicht zur 
ordnungsmäßigen Verwaltung. Die anzuwendende Sorgfalt beſtimmt ſich 
nach $$ 1359, 277. Die ordnungsmäßige Verwaltung erfordert die Aufrecht⸗ 
erhaltung der wirthſchaftlichen Beſtimmung der Sache und eine ordnungs⸗ 
mäßige Wirthſchaft. Vgl. $ 1036 Abi. 2. — Vgl. auch zu § 1421. 

2. Die Verwaltung umfaßt allgemein die Sorge, daß das im Intereſſe 
des eingebrachten Gutes Erforderliche geſchehe und das für das eingebrachte 
Gut Schädliche unterbleibe. Der geſetzliche Guͤterſtand begründet ſomit das 
Recht und die Pflicht des Ehemanns zur Geſchaftsbeſorgung in Anſehung 
des eingebrachten Gutes der Frau (vgl. hierzu Titelvorb. vor § 662). 

a. Die Ordnungsmäßigkeit iſt nicht Vorausſetzung für die Wirkſam⸗ 
keit eines von dem Ehemann innerhalb ſeiner Verwaltungsbefugniß vor⸗ 
genommenen Rechtsgeſchäfts; ihre Außerachtlaſſung begründet lediglich 
die Schadenserſatzpflicht des Ehemanns gegenüber der Ehefrau. 

bp. Zuläſſig ſind alle Verwaltungsmaßregeln, ſoweit nicht eine 
Einſchränkung ausdrücklich vorgeſehen iſt. Solche Einſchränkungen ſind 
in § 1375 vorgeſehen. Zuläſſig ſind inſonderheit: 

a. die Erwirkung von Sicherungsmaßregeln im Prozeß (Arreſt, einſt⸗ 
weilige Verfügung § 1380) und außerhalb des Prozeſſes (Annahme 
von Bürgen, Pfändern :c.). 

8. die thatſächlichen Maßnahmen, welche zur ordnungsmäßigen Wirth⸗ 
ſchaft und Fruchtziehung erforderlich ſind. 

7. die Errichtung des Nachlaßinventars für die Frau $ 2008. 

e. Der Mann führt die Verwaltung aus eigenem Rechte und im 
eigenen Namen. 

a. In den Fällen des § 1376 iſt ihm das Verfügungsrecht über fremde, 
der Frau gehörige Gegenſtände in gewiſſem Umfange beigelegt. Seine 
Verfügungen find deshalb wirkſam (vgl. § 935 Note 6). 

g. In den anderen Fällen ift, abgeſehen von den Vorſchriften über den 
Erwerb im guten Glauben, zu der Verfügung des Mannes die Zu⸗ 
ſtimmung der Frau erforderlich. Vgl. hierzu § 185. 
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BR 1375. Das Verwaltungsrecht des Mannes umfaßt nicht die 
„elugniß, die Frau durch Rechtsgeſchäfte zu verpflichten oder über 
Agebrachtes Gut ohne ihre Zuſtimmung zu verfügen. 

— 


J. Der Mann wird aus den im eigenen Namen vorgenommenen Rechts⸗ 
geſchaften Dritten gegenüber berechtigt und verpflichtet. Seine Ver⸗ 
pflichtung, das Erlangte auf die Frau, d. h. in deren eingebrachtes 
Gut zu übertragen, ergiebt ſich aus § 667. Vgl. indeß wegen des 

2 unmittelbaren Erwerbes der Frau auf Grund der Sondervorſchrift 
1 es § 1381. 
d. Die 1 der Frau durch den in ihrem Namen handelnden 

Ehemann richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriften über Vertretung 

3 5 und erfordert den 5 

Die Auskunftspflicht des Mannes. 
Die Auskunftspflicht des Mannes entſpricht derjenigen des Beauftragten 
8 il. „Die Offenbarungspflich ergiebt ſich aus $ 260. 


8 Zuwiderhandlung des Mannes gegen die aus § 1374 folgenden 
Pflichten. 


1. Während der Dauer des Güterſtandes iſt die Klage der Frau 
nach § 1394 nur zuläſſig, wenn wegen Gefährdung des eingebrachten Gutes 
gemäß 8 1391 Sicherheitsleiſtung verlangt werden kann. 

2. Anſpruch auf Schadenserſatz §§ 280, 1359, 277, 249 ff., § 1421. 
IV. Aufwendungen des Mannes vgl. $ 1390. 


Ss 1375. A. Verwaltung des Mannes Namens der Frau. 
als Bereich geht grundſätzlich davon aus, daß der Mann die Verwaltung 
nic dem Verwaltungsrecht in § 1375 gegebene Beſchränkung nicht erforderlich 
unh deihalh auch nicht gerechtfertigt. Dem Manne ſteht eine geſetzliche Ver⸗ 
19 (vgl. Titelvorb. vor § 164 Note C und insbeſondere daſelbſt 

njo 


N 970 geſetzliche oder gütervertragsmäßige (ogl. Titelvorb. B II 2b) Be⸗ 


3 gsgennahme ver Leiſtung mit der Wirkun des Erlöſchens 
= Frau enen (gl. Abſchnitword. vor § 104 Note 5). a B. 
5 i 05 e 5 75 kraft ſemes Bernt ‚gehörenden Anſpruch auf Auflaſſung, 
Auflaſſung für die Ehefrau legitimiert: der Breuß 3 
tereſſe haben, die Einwilligung der Frau zu verlangen, um das Erlöſchen 
des Schuldverhältniſſes herbeizuführen. Vgl. auch § 1074 Note 6. 

Durch § 1375 wird das ehemännliche Verwaltungsrecht nach zwei Ric): 
tungen beſchränkt. 

J. Der Mann iſt kraft feines Verwaltungsrechts nicht befugt, 


die Frau durch Rechtsgeſchäfte zu verpflichten, d. h. obligatoriſche 


Rechtsgeſchäfte im Namen der Frau vorzunehmen. 

1. Die hierzu erforderliche Vertretungsmacht kann nur nach den allgemeinen 
Grundſätzen begründet werden, §§ 164 ff., 177 (vgl. Litelvorb. vor $ 164.) 

2. Der bei Planck (zu § 1375 Note 1) und bei Staudinger (zu § 1375 
Note 2) vertretenen Meinung, daß troß der allgemeinen Faſſung des § 1375 
der Mann durch vormundſchaftsgerichtlich erſetzte Zuſtimmung gemäß $ 1379 
die Bekugniß erhalte, obligatoriſche Rechtsgeſchäfte Namens der Frau abzu⸗ 
ſchließen, kann nicht zugeſtimmt werden. Der Mann kann ſich nur die Zu⸗ 
ſtimmung zur Vornahme von Verfügungen über eingebrachtes Gut erſetzen 
ee Der Mann tft aber nicht berechtigt, die Perſon der Frau zu ver⸗ 
pflichten. Es liegt auch kein Bedürfniß zu dieſer gegen den Wortlaut ver⸗ 

5 * 


3. Grenzen des Verwal⸗ 
tungsrechts allgemein. 


4. Verfügungen d. Mannes. 

a. Die ohne Zuſtimmung 

der Frau wirkſamen 
Verfügungen. 
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1376. Ohne Zuſtimmung der Frau kann der Mann: 

über Geld und andere verbrauchbare Sachen der Frau verfügen; 

. Forderungen der Frau gegen ſolche Forderungen an die Frau, 
deren Berichtigung aus dem eingebrachten Gute verlangt werden 
kann, aufrechnen; 

3. Verbindlichkeiten der Frau zur Leiſtung eines zum eingebrachten 

Gute gehörenden Gegenſtandes durch Leiſtung des Gegen⸗ 

ſtandes erfüllen. 


5 


ſtoßenden Geſetzesauslegung vor. Will der Mann ein Darlehen aufnehmen, ſo 
kann er dies perſönlich thun und erforderlichenfalls die Zuſtimmung zur 
Sicherſtellung mit Gegenſtänden des eingebrachten Gutes gemäß § 1579 er⸗ 
ſetzen laſſen. Wegen der Mieth⸗ und Pachtverträge, welche der Mann über 
die zum Eingebrachten gehörigen Gegenſtände ſchließt, vgl. zu § 1423. 

II. Der Mann iſt kraft ſeines Verwaltungsrechts nicht befugt, 
über eingebrachtes Gut ohne Zuſtimmung der Frau zu verfügen. 

1. Ausnahme § 1376. Wegen des Inventars eines zum eingebrachten 
Gute gehörigen Grundſtücks § 1378. 

2. Erſetzung der Zuſtimmung durch das Vormundſchaftsgericht § 1379. 

3. Näheres über die Zuſtimmung (Einwilligung oder Genehmigung) vgl. 
88 182—184. Aufrechterhaltung einer unwirkſamen Verfügung der Frau 
als Zuſtimmung zu dem von dem Manne nachträglich vorgenommenen Rechts⸗ 
geſchäfte gleichen Inhalts § 1398 Note 2. 

4. Der Mangel der erforderlichen Zuſtimmung. 

a. Verfügung des Mannes im Namen der Frau. Es liegt Vertretung ohne 

Vertretungsmacht vor §§ 177180. 

p. Verfügung des Mannes im eigenen Namen. 

a. Die Verfügung, wozu namentlich auch die Einziehung einer Forde⸗ 
rung der Frau gehört, iſt unwirkſam (Abſchnittvorb. vor § 104 
Note Ge). Die Unwirkſamkeit kann ſowohl von dem Manne als auch 
ſelbſtändig von der Frau ($ 1497 Ziffer 3) geltend gemacht werden. 

8. Konvaleſzenz §§ 185, 362 Abſ. > 

5. Schutz des gutgläubigen Erwerbers kann nur bei beweglichen Sachen 
in Frage kommen. Vgl. § 816 Note I Bil 

5. Das obligatorische Verhältniß zwiſchen dem Dritten und dem Ehe⸗ 

manne richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriften, wie wenn der Gegen⸗ 
ſtand einem Fremden gehört hätte. Bereicherungsanſpruch 88 812 ff. Er⸗ 
füllungsintereſſe $$ 306 ff. 

5. Die Beweislaſt für das Vorhandenſein der Zuſtimmung der Frau liegt 
dem ob, der die Zuſtimmung behauptet. 

6. Iſt die Frau in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo iſt die erforder⸗ 
liche Zuſtimmung von ihrem geſetzlichen Vertreter zu geben. 

B. Verwaltung des Mannes im eigenen Namen. 

Der Mann iſt andererſeits nicht gehindert, die zur Verwaltung des ein⸗ 
gebrachten Gutes erforderlichen Rechtsgeſchäfte im eigenen Namen abzuſchließen 
und alsdann die ſo erworbenen Rechte und begründeten Verbindlichkeiten 
auf die Frau zu übertragen. Vgl. $ 1381. 

§ 1376. 1. Ziffer 1. 8 
a Verbrauchbare Sachen § 92. Geld und ſonſtige verbrauchbare Sachen, 

welche zum eingebrachten Gute gehören, ſind Eigenthum der Frau. Der 

Mann hat lediglich die Verfügungsbefugniß. Dal. § 1377 Note 11855 

b. Der Mann ſoll von der ihm gewährten Befugniß nur zum Zwecke einer 
ordnungsmäßigen Verwaltung Gebrauch machen ($ 1377 Abſ. 1). Ber? 
pflichtung des Mannes zur Anlegung der Gelder § 1377 Abſ. 2. — Bet 

Gefährdung des eingebrachten Gutes durch ordnungswidrige Wirthſchaft 

§§ 1591, 1394, 1418 Ziffer 1. 
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$ 1377. Der Mann ſoll Verfügungen, zu denen er nach $ 1376 
ohne Zustimmung der Frau berechtigt iſt, nur zum Zwecke ordnungs⸗ 
mäßiger Verwaltung des eingebrachten Gutes vornehmen. 
as zum eingebrachten Gute gehörende Geld hat der Mann nach 
den für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften für 
die Frau verzinslich anzulegen, ſoweit es nicht zur Beſtreitung von 
Ausgaben bereit zu halten iſt. 1 
Andere verbrauchbare Sachen darf der Mann auch für ſich ver⸗ 
äußern oder verbrauchen. Macht er von dieſer Befugniß Gebrauch, 
ſo hat er den Werth der Sachen nach der Beendigung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung zu erſetzen; der Erſatz iſt ſchon vorher zu 
leiſten, ſoweit die ordnungsmäßige Verwaltung des eingebrachten 

utes es erfordert. 


2. Ziffer 2. er 
a. Der Ehemann hat ohne Zustimmung der Frau weder das Einziehungs⸗ 
decht noch die Kündigungsbefugniß; Entgegennahme der Kündigung durch 

den Mann § 1403. 

„Die Aufrechnungsbefugniß des Mannes erfordert: 5 
%. Vorliegen der nach $$ 387 ff. erforderten Vorausſetzungen der Auf⸗ 

rechnung, inſonderheit alſo auch Fälligkeit beider Forderungen; 

6. Gegenüberſtehen einer der Frau zuſtehenden Forderung mit einer der 
Frau obliegenden Verbindlichkeit, deren Berichtigung aus dem ein⸗ 
gebrachten Gute verlangt werden kann (§§ 14111414). 

J. Vgl. ferner zu Note 4. 

3. Ziffer 3. 

a. Der Mann iſt nur zur Erfüllung der Verbindlichkeiten der Frau durch 
Leistung des geſchuldeten Gegenſtandes ſelbſt, nicht zur Hingabe 
an Erfüllungsſtatt befugt. . 

b. Erfordert die zur Erfüllung der Verbindlichkeit vorzunehmende Verfügung 
die Eintragung in das Grundbuch, jo greifen die Vorſchriften GO. § 19 
($ 872 Note A II) ein, wonach die Eintragung erfolgt, wenn derjenige 
fie Bewilfigt, deſſen Recht von ihr betroffen wird. Es ift alſo die Be⸗ 
willigung der Ehefrau hiernach erforderlich. Das Erforderniß der Zus 
fimmung des Mannes ergiebt ſich aus 8 1395. 

* 1 55 rar a oder Staatsſchuldbuch greifen die 5 

3 n dieſen Inſtitute if ein. 5 

Ech. Artt. 50, 97 ſtituten maßgebenden Vorſchriſten 9 

d. Vgl. zu 4. 

4. Für die Ziffer 2 und 3 i 


a 


5 } „ und 9 Hi vorausgeſetzt, daß die Forderung gegen 
die Frau bzw. die Verbindlichkeit zur Leiſtung auch wirklich beſteht. Der 
Ehemann iſt nicht befugt, mit Wirkung gegen die Ehefrau nicht beſtehende 
Verbindlichkeiten anzuerkennen oder auf Einreden zu verzichten. Gegebenen⸗ 
falls ſteht der Frau das ſelbſtändige Klagerecht aus 8 1407 Ziffer 3 gegen 
den Dritten zu. 

8 1377. J. Die Vorſchrift des § 1377 enthält Sonder anwen⸗ 
dungen des in $ 1374 ausgeſprochenen Prinzips. 

1. (Abſ. 1.) Die Rechtsbeſtändigkeit der nach $ 1576 von dem Manne 
wirkſam vorgenommenen Verfügungen iſt davon unabhängig, ob ſich die 
Verfügung in dem Rahmen ordnungsmäßiger Verwaltung hält. Wegen des 
Verhältniſſes unter den Ehegatten vgl. zu II. 

2. (Ab. 2) Anlegung der zum eingebrachten Vermögen ge— 
hörenden Gelder. 

a. Abſ. 2 bezieht ſich nur auf die Anlegung von Geld, das ſich als ſolches 
im eingebrachten Gute befindet. Die Vorſchrift begründet nicht das Recht 


b. Zu beobachtende Ver 
waltungsgrundfaie. 


5. Grundſtücksinventar. 
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§ 1378. Gehört zum eingebrachten Gute ein Grundſtück ſammt 
Inventar, ſo beſtimmen ſich die Rechte und die Pflichten des Mannes 
in Anſehung des Inventars nach den für den Nießbrauch geltenden 
Vorſchriften des § 1048 Abſ. 1. 


eines der Ehegatten, die anderweite Anlegung von Kapitalien zu ver⸗ 
langen, die bereits abweichend von Abſ. 2 angelegt ſind, ſei es, daß dieſe 

Anlegung im beiderſeitigen Einverſtändniß erfolgt iſt, ſei es, daß die 

Kapitalien in einer dem Abſ. 2 nicht entſprechenden Anlage von vorn⸗ 

herein in das eingebrachte Gut gelangt find. Auf ſolche Kapttalien findet 

Abſ. 2 erſt Anwendung, wenn nach ordnungsmäßigen Verwaltungsgrund⸗ 

ſätzen eine Neuanlegung nothwendig iſt. 

b. Die Vorſchriften über Anlegung von Mündelgeld vgl. § 1807. — $ 1809 
findet nicht Anwendung. Der Anſpruch der Frau auf Hinterlegung der 
Werthpapiere richtet ſich nach § 1392. 

c. Die Anlegung der Gelder durch den Mann bei ſich ſelbſt iſt Kontrahiren 
mit ſich ſelbſt und daher gemäß § 181 nur mit Geſtattung durch die Ehe⸗ 
frau zuläſſig (vgl. zu d). 

d. Eine Abweichung von der Vorſchrift des Abſ. 2 iſt nur mit Zuſtimmung 
beider Ehegatten zuläſſig. Eine Erſetzung der Zuſtimmung durch das 
Vormundſchaftsgericht (vgl. §§ 1811, 1379) findet hierbei nicht ſtatt. Vgl. 
hierzu Note III. 

3. (Abſ. 3.) Andere verbrauchbare Sachen. 

a. Die weſentliche Bedeutung des Abſ. 3 liegt darin, daß dem Ehemanne 
nicht, wie beim Quaſiuſusfruktus in § 1067 das Eigenthum an den ver⸗ 
brauchbaren Sachen des eingebrachten Gutes, ſondern lediglich das freie 
Verfügungsrecht zugeſprochen wird. Dieſe Sachen ſind ſomit weder dem 
Zugriffe der Gläubiger des Mannes ausgeſetzt noch auch Beſtandtheile 
feiner Konkursmaſſe. 

b. Geld und Geldſurrogate, Werthpapiere als verbrauchbare Sachen vgl. 
§ 92 Note 2. 

e. Die Erſatzpflicht des Mannes tritt regelmäßig erſt nach beendeter 
Nutznießung ein. Die Werthberechnung geſchieht nach dem Zeitpunkte 
des Verbrauchs oder der Veräußerung. Verſtieß die Veräußerung gerade 
zu dieſer Zeit gegen die Grundſätze ordnungsmäßiger Verwaltung (3. B. 
zur Zeit eines Preisſturzes), ſo kann dieſerhalb die Schadenserſatzpflicht 
des Mannes in Betracht kommen. 

d. Den Gläubigern der Frau gegenüber, welchen der Erſatzanſpruch der 
Frau im Wege der Zwangsvollſtreckung überwieſen oder zum Zwecke der 
Schuldentilgung abgetreten iſt (vgl. $ 1394 Note 4), iſt der Mann gemäß 
§ 1411 Abſ. 2 zu ſofortigem Erſatze verpflichtet. Vgl. § 1411 Note II. 

II. Schutz der Frau bei Gefährdung ihres Eingebrachten. 

1. Wenn der Mann durch Nichtbefolgung des Abs. 1 und des Abf. 2 das 
eingebrachte Gut erheblich gefährdet, ſteht der Frau der Anſpruch auf Sicher⸗ 
heitsleiſtung gemäß SS 1391 Abſ. 1, 1394 zu. . t 

2. Wenn die Anſprüche der Frau aus Abſ. 3 erheblich gefährdet ſind, kann 
Sicherheitsleiſtung gemäß §§ 1391 Abſ. 2, 1394 gefordert werden. 

3. In beiden Fällen Klage auf Aufhebung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung gemäß § 1418 Ziffer 1. £ 

III. Vertragsmäßige Abweichung von den geſetzlichen Vorſchriften. 

1. Eine vertragsmäßige Abweichung erfordert nicht immer einen der Form⸗ 
vorſchrift des § 1434 unterliegenden Ehevertrag. Vgl. Titelvorb. Note II 2 b. 
Die Abweichung kann z. B. dadurch herbeigeführt werden, daß die Frau dem 
Manne ein Darlehen gewährt oder ihm durch Rechtsgeſchäft einen Nießbrauch 
beſtellt. Alsdann finden die bezüglichen Vorſchriften Anwendung, wie wenn 
das Rechtsverhältniß unter Fremden beſtände. 

2. Wegen der ſich hieraus für den Rechtsſchutz der Frau ergebenden Fol⸗ 
gerungen vgl. Vorb. zu §§ 1391—1394 Note 6. 
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\ 8 1379. Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten 
Gutes ein Rechtsgeſchäft erforderlich, zu dem der Mann der Zu⸗ 
ſimmung der Frau bedarf, ſo kann die Zuſtimmung auf Antrag des 
Mannes durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden, wenn die 
Frau ſie ohne ausreichenden Grund verweigert. 

Das Gleiche gilt, wenn die Frau durch Krankheit oder durch Ab⸗ 
weſenheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem 
Aufſchube Gefahr verbunden iſt. 

7—— 


c 1378 1. Vgl. $ 1048 Abſ. 1. Danach hat der Mann einerſeits inner⸗ 
Eder Grenzen ordnungsmäßiger Wirthſchaft das freie Verfügungsrecht 
1 die einzelnen Inventarſtücke, andererſeits die Pflicht, das Inventar zu 
ledanzen, Die neu angeſchafften Ergänzungsſtücke werden mit der Einver⸗ 
Zn Eigenthum der Frau. 

Nem Anftatt des gemäß §§ 1378, 1048 Abſ. 1 kraft Geſetzes eintretenden 
64 töverhältniffes kann auch eine anderweite Abrede der Ehegatten (vgl. 
„% Rote III) treten, inſonderheit z. B. die Uebernahme zum Schätzungs⸗ 
werthe gemäß § 1048 Abſ. 2. 


5 1379. J. (Abf. 1.) Materielle Vorausſetzungen. N 
ae a Erſetzung der von der Frau verweigerten Zuſtimmung wird ſich 
m — ſolche Rechtsgeſchäfte erſtrecken können, die an ſich überhaupt unter 
0 erwaltungsrecht des Mannes fallen, mithin nur auf Rechtsgeſchäfte, 


2. Erforderlichkeit des Geſchä un: : 
häfts zur ordnungsmäßigen Ber: 

maltung liegt vor, wenn ohne die Vornahme des Geſchäfts sich eine ord⸗ 
gen igt age Derwaltung nicht durchführen läßt Bloße Zweckmäßigkeit 
Verhält e Erforderlichkeit iſt unter Berückſichtigung der geſammten 
ene 5 Eheleute, z. B. auch unter Berückſichtigung einer von dem 
5 . — usübung ſeines ehemännlichen Rechtes bewirkten oder in Aus⸗ 
ob die ordun 3 Wohnſitzverlegung ($ 1354) zu prüfen. Entſcheidend iſt, 
nasmäßine ar, Be Damen Gutes das Rechts⸗ 

thei 27 55 ht den Ehegatten z. B. ein Recht nach Bruch⸗ 
des Manne den 5 Umſtand, daß die Verwaltung des Vermögens 
macht und daß der Verkauf f dem Manne zuſtehenden Antheils erforderlich 
theil, ſondern das geſam 1 Ste günſtiger geſtaltet, wenn nicht nur der An⸗ 
vormundfchaftsgerichtliche Erſcgun 7 — Verkaufe geſtellt wird, noch nicht die 
mung. Os. 1 383 (Bay. Ob. L) von der Frau verweigerten Zuſtim⸗ 


liederlichen Ehemann. In ſolchen Fällen iſt die Frau darauf angewi 
das Verwaltungsrecht des Mannes überhaupt zu beſeitigen ) N 1418) . 
Jahrb. 23 A 177, OLG. 4 346. Ob ein Grund ausreichend iſt, iſt nicht nur 


II. Das Verfahren vor dem Vormundſchaftsgerichte. 


1. Die 8 6 1 1 5 2 2 2 
zu $ 1357 n des Gerichts beſtimmt ſich nach Fr®. 9 45, abgedruckt 


6. Richterliche Erſetzung 
der erforderlichen Zu⸗ 
ſtimmung der Frau. 
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7. Attivlegitimation des § 1380. Der Mann kann ein zum eingebrachten Gute gehören⸗ 
Ma des Recht im eigenen Namen gerichtlich geltend machen. Iſt er be 
fugt, über das Recht ohne Zuſtimmung der Frau zu verfügen, ſo 

wirkt das Urtheil auch für und gegen die Frau. 


2. Das Verfahren richtet ſich nach den allgemeinen Grundſätzen des Gef. 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

3. Wirkſamkeit der vormundſchaftsgerichtlichen Entſcheidung Fr. § 53, 
abgedruckt zu § 1357 Note II 2. 

4. Das Vormundſchaftsgericht kann die Zuſtimmung erſt erſetzen, wenn 
ein vollſtändiges und formell gültiges Rechtsgeſchäft vorliegt, nicht in dem 
Stadium der Vorverhandlungen vgl. OLG. 4 406. 

5. Sofortige Beſchwerde des Mannes oder der Frau (FrG. § 20) Fb. 
§ 60 Ziffer 6. 

III. Beſchränkte Geſchäftsfühigkeit der Fran ändert an dem materiellen 
Inhalte der Vorſchrift nichts. Die von dem gejeglichen Vertreter verweigerte 
Zuſtimmung kann ebenſo durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden, wie 
wenn die Frau ſelbſt die Verweigernde wäre. Die Zuſtändigkeit beſtimmt 
ſich demgemäß nach FrG. § 45, nicht nach Fr. §§ 36, 43. 


3 1380. A. Aktivprozeſſe in Anſehung des eingebrachten Gutes. 

Der Mann als Prozeßpartei. 

1. Dem Manne wird die Befugniß, die zum eingebrachten Gute gehörenden 
Rechte der Frau in eigenem Namen geltend zu machen, durch § 1380 zu⸗ 
geſprochen (Aktiv⸗Sachlegitimation des Mannes). Nicht unter § 1380 
fallen diejenigen Rechtsſtreitigkeiten, in welchen der Ehemann aus eigenem 
Rechte die von ihm als Nutznießungsberechtigten erworbenen Rechte (z. B. 
Rechte an den Früchten, Zinsforderungen ꝛc.) oder ſonſtige Rechtspoſitionen 
(3. B. Beſitzſtörungsklage) geltend macht. 

2. Gerichtliche Geltendmachung umfaßt alle Arten des Angriffs und 
der Vertheidigung mit prozeſſualen Mitteln (Klage, Widerklage, Arreſt und 
einſtweilige Verfügung, Mahnverfahren, Einwendung). Auch die Geltend⸗ 
machung vor den Verwaltungsgerichten fällt hierunter. 

3. Der Klagantrag und die Wirkung des Urtheils geſtalten ſich 
verſchieden, je nachdem es ſich um Geltendmachung eines der ſelbſtändigen 
Verfügung des Mannes unterliegenden Rechtes handelt oder nicht. 

a. Der Mann ſelbſtändig verfügungsberechtigt (§§ 1376 Ziffer 1, 1378): 

a. der Antrag geht, auch wenn ſeine Erfüllung eine Verfügung über den 
Anſpruch darſtellt, auf Leiſtung an den Mann; 

6. das Urtheil wirkt für und gegen die Frau (vgl. CPO. §§ 326 f.). 

b. Der Mann nur mit Zuſtimmung der Frau verfügungsberechtigt (§ 1375): 

a. der Antrag geht, wenn in ſeiner Erfüllung eine Verfügung liegt, zu 
welcher der Mann der Zuſtimmung der Frau bedarf, wie z. B. bei 
Einziehung einer Kapitalforderung, auf Leiſtung an den Mann und 
die Frau gemeinſchaftlich; 

6. eine Wirkung des Urtheils gegenüber der Frau tritt nicht ein; auch 
dann nicht, wenn die Entſcheidung zu Gunſten des Mannes ergangen 
iſt oder wenn die Frau der Prozeßführung des Mannes zugeſtimmt hat. 

4. Die Koſten des Rechtsſtreits hat ſowohl Dritten gegenüber wie im 
Verhältniſſe der Ehegatten zu einander der Mann zu tragen § 1387 Ziffer 1. 


II. Die Frau als Prozeßpartei. 
1. Vertretung der Frau durch den Mann. 

a. Iſt die Frau Prozeßpartei, fo finden auf ihre Vertretung durch den 
Mann die allgemeinen Vorſchriften CPO. SS 79 ff., 89 Anwendung. 
Die Vorſchriften über den geſetzlichen Güterſtand gewähren keinen Anhalt 
dafür, daß auch die Vertretung in anderer Weiſe geregelt werden ſollte. 
AM. Planck Note 3 zu § 1380. 
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1381. Erwirbt der Mann mit Mitteln des eingebrachten 
Gutes bewegliche Sachen, ſo geht mit dem Erwerbe das Eigenthum 
auf die Frau über, es ſei denn, daß der Mann nicht für Rechnung 
des eingebrachten Gutes erwerben will. Dies gilt insbeſondere auch 
von Inhaberpapieren und von Orderpapieren, die mit Blankoindoſſa⸗ 
ment verſehen ſind. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden entſprechende Anwendung, 
Denn der Mann mit Mitteln des eingebrachten Gutes ein Recht an 
Sachen der bezeichneten Art oder ein anderes Recht erwirbt, zu deſſen 
Uebertragung der Abtretungsvertrag genügt. 
ee 


b. In der Vertretung der Frau durch den Mann liegt zugleich ſeine Zu⸗ 
ſtimmung zur Prozeßführung. Hieraus ergiebt ſich 
. die Wirkſamkeit des Urtheils dem Manne gegenüber in Anſehung des 
„ eingebrachten Gutes (§ 1400 Abſ. 1 und Note II 2), 
55 die Verpflichtung des Mannes zur Koſtentragung gemäß §§ 1387 
„ Gier 1, 1416 Abſ. 2; 1388, vgl. § 1387 Note A III 2a. 
Selbſtändige Prozeßführung ſeitens der Frau. Vgl. § 1400. 
— Die Paſſivprozeſſe in Anſehung des eingebrachten Gutes. 
Nach Cpo. § 739 (abgedruckt zu § 1412 Note III) erfordert die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das eingebrachte Gut 
a die Verurtheilung der Frau zur Leiſtung und 
in das . Verurtheilung des Mannes zur Duldung der Zwangsvollſtreckung 
10 541412. ebrachte Vermögen. Vgl. ferner CPO. $$ 741, 742, abgedruckt 


denn 81. 1 Ohne die Vorſchrift des $ 1381 würde der Erwerb, welchen 
in das mit Mitteln des eingebrachten Gutes macht, nur dann unmittelbar 
Ve 1 Gigentyum der Frau gelangen, wenn der Mann Namens und in 
Rio: — er "ae au erwirbt. Anderenfalls würde zum Eigenthums⸗ 
8 2 rau 1 i | 2 
beute fein. Vgl. § 164 nn: beſondere Uebereignung an dieſe erfor 
2. Die (dem § 1646 entſprechende) Vorſchrif a 
5 hrift des § 1381 trägt dem Um⸗ 
9119 ae 1 9 5 Kebereignungen unter Ehegatten regelmäßig 
Stelle des Eigen n aß amt die Ehefrau der Gefahr ausgeſetzt ift, an 
Uebereignungsanſprü an den von ihr eingebrachten Sachen obligatoriſche 
namen 15 Konkurse des n den Mann zu erhalten. Hierdurch würde ſie 
Sehen ge Mannes des Ausſonderungsrechts verluſtig gehen. 
der Erwerb zum Theil mit Mitteln des Mannes, zum Theil mit 
en Mitteln des eingebrachten Gutes erfolgt, ſo würde Miteigenthum nach 
e der von beiden Seiten für den Erwerb verwendeten Mittel ein⸗ 
eten. 


* Das von den allgemeinen Grundſätzen ($$ 164, 1375) abweichende 
Surrogationsprinzip des § 1381 erſtreckt ſich nicht auf Grundſtücke und Rechte 
an denſelben ſowie auf Werthpapiere, welche auf Namen lauten. Hier er⸗ 
giebt die Umſchreibung auf den Namen des Mannes immer die Abſicht des 
Mannes, für ſich erwerben zu wollen. Soll die Frau erwerben, ſo muß der 
Mann entweder als Stellvertreter für die Frau erwerben oder aber eine be⸗ 
1 bewirken. 
atechte, zu deren Uebertragung der Abtretungsvertra ü 

e ale Ei ae 
51% Bewetslaſt. Wer unmittelbaren Erwerb der Frau behauntet 
Mer mit Mitteln des eingebrachten Gutes darzuthun. Daß 2 


9 0 für Rechnung des eingebrachten Gutes erwerben wollte, iſt Ein⸗ 


8. Surrogationsprinzip 
a. bei Erwerb mit 

Mitteln des einge⸗ 
brachten Gutes. 


b. bei Erſatz der von 
der Frau einge⸗ 
brachten Haushalts- 
gegenjtände. 


II. Nußniefung. 


III. Die mit der Nutznießung 
verbundenen Laſten. 

1. Fruchtgewinnungs⸗ u. 
Erhaltungskoſten. 
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§ 1382. Haushaltsgegenſtände, die der Mann an Stelle der 
von der Frau eingebrachten, nicht mehr vorhandenen oder werthlos 
gewordenen Stücke anſchafft, werden eingebrachtes Gut. 

$ 1383. Der Mann erwirbt die Nutzungen des eingebrachten 
Gutes in derſelben Weiſe und in demſelben Umfange wie ein Nieß⸗ 
braucher. 

§ 1384. Der Mann hat außer den Koſten, welche durch die 
Gewinnung der Nutzungen entſtehen, die Koſten der Erhaltung der 
zum eingebrachten Gute gehörenden Gegenſtände nach den für den 
Nießbrauch geltenden Vorſchriften zu tragen. k 


7. Konkurs des Mannes. 

Der gemäß § 1381 geführte Beweis widerlegt nicht nur die Praesumtio: 
Muciana ($ 1362 Abſ. 1), ſondern erfüllt auch zugleich den nach KO. § 45 
der Frau weiter obliegenden Nachweis, daß der Ewerb nicht mit Mitteln 
des Gemeinſchuldners gemacht iſt. Der durch § 1381 geforderte Beweis geht 
nicht dahin, daß nicht mit Mitteln des Mannes, ſondern ſpeziell dahin, daß 
mit den Mitteln des eingebrachten Gutes erworben iſt. Der Erwerb mit 
den Mitteln eines Dritten oder des Vorbehaltsguts würde nicht den unmittel⸗ 
baren Eigenthumserwerb der Frau zur Folge haben, ſondern nach den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften § 164 Abſ. 2 zu beurtheilen ſein. 

§ 1382. 1. Haushaltsgegenſtände vgl. SS 1640, 1932, 1969; § 1620. 

2. Es ſpricht keineswegs eine Vermuthung dafür, daß die Haushaltsgegen⸗ 
ſtände der Frau gehören, vielmehr findet zu Gunſten der Gläubiger des 
Mannes die Vermuthung des § 1362 Abſ. Anwendung. Der Nachweis des 
in § 1382 enthaltenen Thatbeſtandes widerlegt zwar die Vermuthung aus 
§ 1362 Abf. 1. Zur Begründung des Ausſonderungsrechts im Konkurſe des 
Mannes gehört aber der weitere Nachweis, daß die Sachen nicht mit den 
Mitteln des Mannes angeſchafft find, KO. § 45 Gu § 1362). 

3. Durch die Vorſchrift des § 1382 wird die Auseinanderſetzung der Ehe⸗ 
gatten nach Beendigung des Güterſtandes inſofern erheblich vereinfacht, als 
es unerheblich iſt, mit weſſen Mitteln und in welcher Abſicht die einzelnen 
Erſatzſtücke von dem Manne angeſchafft ſind. 

§ 1383. I. Für den Erwerb der Nutzungen ($ 100) des eingebrachten Gutes 
kommen nach §§ 1383, 1085 die Vorſchriften über den Nießbrauch an den 
einzelnen zum eingebrachten Gute gehörenden Gegenſtänden zur Anwendung. 

1. Nutznießung an Sachen vgl. §§ 1030 ff., 1038, 1039, 1048; Nutz⸗ 
nießung an einem Miteigenthumsantheile § 1066. Wegen der Nutznießung 
an verbrauchbaren Sachen vgl. § 1377 Note 3. Erwerb des Eigenthums an 
den Früchten durch den Mann $ 954. 

2. Nutznießung an Rechten vgl. §§ 1068 ff. 

3. Die Zeitdauer der ehemännlichen Nutznießung. 

a. Die ehemännliche Nutznießung beginnt mit dem Eintritte (SS 1363, 1425; 
$$ 1432 ff.) und endet mit der Aufhebung des geſetzlichen Güterſtandes 
($$ 1418 fl.; 1432 ff.). 

b. Die Fruchtvertheilung bei dem Wechſel des Nutzungsberechtigten geſchieht 
nach § 101. 

II. Beſchränkte Pfändbarkeit der Früchte. Auch die von dem 
Manne bereits erworbenen Früchte des eingebrachten Gutes ſind dem Zugriffe 
Kir Gläubiger im Intereſſe der Ehe in dem in CPO. § 861 (zu § 1408) 

eſtimmten Umfang entzogen. 

§ 1384. 1. Wegen der Fruchtgewinnungskoſten vgl. zu § 102. 

2. Die Erhaltungskoſten. 

a. Nutznießung an Sachen 8$ 10411043, 1048; vgl. zu § 1378 Note 2. 

b. Nutznießung an Rechten vgl. § 1068 Abf. 2. 
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$ 1385. Der Mann iſt der Frau gegenüber verpflichtet, für die 
Dauer der Verwaltung und Nutznießung zu tragen: 

1. die der Frau obliegenden öffentlichen Laſten mit Ausſchluß der 
auf dem Vorbehaltsgute ruhenden Laſten und der außerordent⸗ 
lichen Laſten, die als auf den Stammwerth des eingebrachten 
Gutes gelegt anzuſehen ſind; R 

2. Die privatrechtlichen Laſten, die auf den zum eingebrachten Gute 
gehörenden Gegenſtänden ruhen; 0 

3. die Zahlungen, die für die Verſicherung der zum eingebrachten 
Gute gehörenden Gegenſtände zu leiſten ſind. 


— 
3. Wegen der gewöhnlichen Abnutzung der zum Eingebrachten gehörenden 
Sachen vgl. zu $ 1421. 

Verwendungsanſpruch des Mannes $ 1390. 


1. Die in den 88 1385—1389 aufgeführten Verpflichtungen des Mannes 
ſind von dem Age der Nutzungen unabhängig. Es iſt alſo gleichgültig, 
5 der Mann durch die Nutzungen für die ihm obliegenden Verpflichtungen 
Begung findet Der leitende Gedanke ift dabei der, daß es, weil die Frau 
in Folge der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung regelmäßig keine 
laufenden Einnahmen hat, der Billigkeit entſpricht, dem Ehemanne dieſenigen 
Serdindlichfeiten der Frau aufzuerlegen, welche die Frau ſonſt bei ord⸗ 
zungsmäßiger Wirthſchaft aus den laufenden Einnahmen oder aus ihrem 
erwerbe beſtreiten würde. Will der Mann dieſe mit dem geſetzlichen Güter⸗ 
ſtande verbundenen Laſten nicht tragen, ſo bleibt ihm nur übrig, durch Ehe⸗ 
vertrag mit der Ehefrau die ehemännliche Verwaltung und Nutznießung 
dals uſchließen (§8 1432 ff, 1436). Ein einſeitiger Verzicht des Mannes auf 
ſich "ugniegung mit der Wirkung der Befreiung von den aus 88 1385 ff. 
Rote ig denden Verpflichtungen iſt nicht anerkannt. Vgl. Vorb. zu §§ 1418 ff. 


2. Die Haftung der Frau als Schuldnerin wird Dritten über d 
e Haft e gegenüber durch 
Da ebeliche Guterrecht nicht berührt. Die Geltendmachung der Anſprüche 
0 in Anſehung des Vorbehaltsguts unbeſchränkt, in Anſehung des einge⸗ 
ae nach SS 1411 ff. zu beurtheilen. 
1385. 1. Ziff. 1. Vgl. zu 88 5 Zi € 
en Perl 118 er = — 1047. Zu den unter Ziff. 1 fallen⸗ 


2 gef >“ 1 5 ee. inn 
2. Ziff. 2. Vgl. 047 Note 4 und 5 j R 
gehören, wie ſich aus § 1047 ergeht Be Zu den privatrechtlichen Laſten 


Fear 55 
thekenſorderungen und Grundſchulden 1 GE Es ang 
ſchuld zu entrichtenden Leiſtungen; ferner die Ueberbau⸗ und Nothwegrenten 


. „die Unterhaltungspflicht bei der Grunddienſtbarkeit (88 1021 f.. 


a. Vgl. § 1045 Abſ. 2. Die Zahlungen für die Verſicherung ſind von dem 
Maune zu tragen, gleichgültig ob die Verſicherung durch eine ordnungs⸗ 
mäßige Verwaltung ($ 1374) geboten iſt oder nicht. Als ſelbſtverſtänd⸗ 
lich iſt trotz der allgemeinen Faſſung der Ziff. 3 vorausgeſetzt, daß die 
Frau während der Dauer der Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
ohne ſeine Zuſtimmung eine ihm gegenüber wirkſame Verbindlichkeit zur 
Entrichtung von Verſicherungsbeiträgen nicht eingehen kann (Prot. IV 
S. 192), Es kommen demnach nur ſolche Verſicherungen in Betracht, die 
bereits bei Beginn des Güterſtandes liefen oder die von dem Manne 
oder mit feiner Zuſtimmung ($$ 1399, 1401) von der Frau abgeſchlaſſen 
ſind. Ziff. 3 umfaßt alle Arten der Verſicherung von Gegenſtänden, 
welche zum eingebrachten Gute gehören. Andere Verſicherungen, wie 
5. B die Unfallverſicherung fallen unter § 1402, g 


2. Verpflichtung des 
Mannes 
a. gegenüber der Frau 
zur Tragung von 
a. laufenden Aus⸗ 
gaben. 


Zu 88 13851389. 


F. Zinſen u. anderen 


wiederkehrenden 
Leiſtungen. 
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§ 1386. Der Mann iſt der Frau gegenüber verpflichtet, für die 
Dauer der Verwaltung und Nutznießung die Zinſen derjenigen Ver⸗ 
bindlichkeiten der Frau zu tragen, deren Berichtigung aus dem ein⸗ 
gebrachten Gute verlangt werden kann. Das Gleiche gilt von wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen anderer Art, einſchließlich der von der Frau 
auf Grund ihrer geſetzlichen Unterhaltspflicht geſchuldeten Leiſtungen, 
ſofern ſie bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften des 
Vermögens beſtritten werden. 

Die Verpflichtung des Mannes tritt nicht ein, wenn die Verbind⸗ 
lichkeiten oder die Leiſtungen im Verhältniſſe der Ehegatten zu ein⸗ 
ander dem Vorbehaltsgute der Frau zur Laſt fallen. 


b. Die Verſicherung der Früchte wird durch § 1385 nicht betroffen, ſondern 
fällt unter § 1384. 

4. Unmittelbare Haftung des Mannes gegenüber den Gläubigern § 1388. 

§ 1386. I. Zinſen. 

1. Die Berichtigung welcher Verbindlichkeiten aus dem eingebrachten 
Gute verlangt werden kann, beſtimmen die SS 14111414. 

2. (Abſ. 2.) Die Behauptung, daß eine Verbindlichkeit im Verhältniſſe der 
Ehegatten zu einander dem Vorbehaltsgute zur Laſt fällt, iſt Einwendung 
des Mannes. Die entſcheidenden Vorſchriften enthalten die SS 1415 f. 

3. Für Hypothekenzinſen ꝛc. iſt, ſoweit der dingliche Anſpruch in 
Frage ſteht, § 1385 Ziff. 2 maßgebend (vgl. § 1047). Der perſönliche Anz 
ſpruch fällt unter § 1386. 

8 18. nn Haftung des Mannes gegenüber den Gläubigern 

1388. 

II. Wiederkehrende Leiſtungen anderer Art. 

1. In Betracht kommen nur ſolche wiederkehrende Leiſtungen, welche weder 
unter § 1385 noch unter § 1386 Abſ. 1 Satz 1 fallen. 

2. Wer die Leiſtungspflicht des Mannes in Anſpruch nimmt, hat darzu⸗ 
thun, daß die Leiſtungen bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Ein⸗ 
künften des Vermögens beſtritten werden. 

3. Unter haltspflichten der Frau. 

a. Verbindlichkeiten der Frau aus ihrer geſetzlichen Unterhaltspflicht gegenüber 
G. den Verwandten, insbeſondere alſo ihren, nicht von dem Manne er⸗ 

zeugten Kindern $$ 1601 ff., 1604; 
8. dem früheren Ehegatten §§ 1578, 1583, 1345, 1346, 1351. 

b. Verbindlichkeiten, welche auf die Frau als Erbin 
a. eines unehelichen Vaters SS 1708, 1712, 1967; 

8. eines geſchiedenen unterhaltspflichtigen Ehegatten §§ 1582, 1967 
übergegangen ſind, ſind als Nachlaßverbindlichkeiten zu beurtheilen. Sie 
fallen unter § 1386 nur, ſofern das eingebrachte Gut für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten haftet. Vgl. § 1406 Ziff. 1, § 1413, ſowie § 1534 und 
gegenüber Mot. IV S. 201 f. RRommB. Nr. 440 b S. 128. 

c. Der Mann haftet, ſelbſt wenn das eingebrachte Vermögen keine oder nicht 
ausreichende Einkünfte gewährt. Vgl. Vorb. zu SS 1385—1389 Note 1. 
Inſofern es für die Feſtſtellung der Unterhaltspflicht oder ihres Um⸗ 
fanges auf das vorhandene Vermögen ankommt ($ 1603), bleibt die dem 
Manne zuſtehende Nutznießung nach § 1604 außer Betracht. Für die ſich 
hiernach ergebende Unterhaltspflicht hat der Mann aufzukommen. Beſitzt 
die Frau kein Vermögen und iſt deshalb ihre dem Grunde nach beſte⸗ 
hende Unterhaltspflicht der Höhe nach gleich Null, ſo hat der Mann auch 
nichts zu gewähren. 

d. Wird durch das Vorhandenſein eines Vorbehaltsguts die Unterhalts⸗ 
pflicht der Frau begründet oder erweitert, ſo ſind die Leiſtungen nach 
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§ 1387. Der Mann ift der Frau gegenüber verpflichtet, zu tragen: 

1. die Koſten eines Rechtsſtreits, in welchem er ein zum einge⸗ 
brachten Gute gehörendes Recht geltend macht, ſowie die 
Koſten eines Rechtsſtreits, den die Frau führt, ſofern nicht die 
Koſten dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen; N 

„die Koften der Vertheidigung der Frau in einem gegen fie ge⸗ 
richteten Strafverfahren, ſofern die Aufwendung der Koſten 
den Umſtänden nach geboten iſt oder mit Zuſtimmung des 
Mannes erfolgt, vorbehaltlich der Erſatzpflicht der Frau im 
Falle ihrer Verurtheilung. 


Verhältniß der beiden Vermögensmaſſen auf dieſelben zu vertheilen. In: 
ſewelt die Unterhaltspflicht dem Vorbehaltsgute zur Laſt fällt (Abſ. 2 
und § 1415 Ziff. 2), haftet zwar der Mann nicht perſönlich, wohl aber 
das eingebrachte Gut gemäß SS 1411 ff. Vgl. § 1412 zu II 2 f. Aus⸗ 
IS zwiſchen dem Vorbehaltsgut und dem eingebrachten Gute $$ 1415 
iff. 2, 1417. £ 
4. Unmittelbare geſammtſchuldneriſche Haftung des Ehemanns gegenüber 
den Gläubigern § 1388. 


5 1387. A. Koſten eines Rechtsſtreits. 

J. Begriff des Rechtsſtreits. l 
„Unter Ziff. 1 fallen alle nicht zu den Strafverfahren gegen die Frau ge⸗ 
rigen Rechtsſtreitigkeiten. Insbeſondere alſo die Prozeſſe vor ordentlichen 
Gerichten, Schiedsgerichten, beſonderen Gerichten, Verwaltungsgerichten oder 
Verwaltungsbehörden; ferner die Aktiv⸗Privatklagen der Frau. Die Privat⸗ 
lagen gegen die Frau fallen unter § 1387 Ziff. 2. — Wegen des Koſten⸗ 
"ars vgl. zu III I. 

I. Der Manu als Prozeßpartei hat die Koſten des Rechtsſtreits ſelbſt 
ann zu tragen, wenn in dem Rechtsſtreit ein zum eingebrachten Gute ge⸗ 
hörendes Recht geltend gemacht wird. Vgl. § 1380. Die Haftung der Frau 
tommt in dieſem Falle überhaupt nicht in Betracht. Durch § 1387 Ziff. 1 
wird der Koſtenerſtattungsanſpruch des Mannes auch als Verwendungsan⸗ 
ſpruch gegen die Frau ($ 1390) ausgeſchloſſen. 

III. Die Frau als Prozeß partei 


1. Haftung des ein ebracht fü i 
Das eingebe Guts h chten Gutes für die Koſten. 


b 5 l aftet dem Gläubiger der Frau für die Koſten 
jedes Rechtsſtreits der Frau und zwar ohne Silence auf die Verwaltung 
und Nutznießung des Mannes $$ 1411, 1412. Die Mot. IV S. 248, 266 
rechnen auch die Koſten des wor der Frau beauftragten Rechtsanwalts bzw. 
Gerichtsvollziehers zu den Koſten des Rechtsſtreits im Sinne des § 1412 
Abſ 2. Wollte man dieſe Koſten zu den Verbindlichkeiten, welche durch 
Rachtsgeſchäft entſtehen, im Sinne des 


eg : a § 1412 Abſ. I rechnen, fo wäre der 
Zugriff des Gläubigers auf das eingebrachte Gut (8 1412 Abſ. 1) von der 


Juſtimmung des Mannes oder ihrer Erſetzung durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht (F 1402) abhängig. Vgl. hierzu OLG. 1 56. 

2. Die Verpflichtung des Mannes zur Koſtentragung. 

Eine Verpflichtung des Mannes, die Koſten der von der Frau geführten 
Rechtsſtreitigkeiten zu tragen, wird durch die Ehe als ſolche nicht begründet. 
Die Koſtentragungspflicht des Mannes beſtimmt ſich vielmehr (vgl. § 1360 
Rote 3 e) ausſchließlich nach dem ehelichen Güterrecht, und zwar für den ge⸗ 
ſetzlichen Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung folgendermaßen: 

a. Rechtsſtreitigkeiten der Frau mit einem Dritten. 
Der Mann haftet perſönlich für die Koſten (§§ 1387 Ziff. 1, 1388, 
1415, 1416 Abf. 2) nur, 
weng das Urtheil dem Manne gegenüber wirkſam iſt. Die Fälle dieſer 
Wirkſamkeit ſind: 


7. Koſten eines Rechts⸗ 
ſtreits. 


d. Vertheidigungs⸗ 
koſten. 
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b. gegenüber den Gläu⸗ § 1388. Soweit der Mann nach den SS 1385 bis 1387 der 
ME Frau gegenüber deren Verbindlichkeiten zu tragen hat, haftet er den 
Gläubigern neben der Frau als Geſammtſchuldner. 


ax. Zuſtimmung des Mannes zur Prozeßführung § 1400. Die Zu: 
ſtimmung macht auch in den Fällen des $ 1415 Ziff. 1 u. 2 das 

Urtheil dem Manne gegenüber wirkſam und damit den Mann 

koſtenpflichtig (§ 1416 Abſ. 2 Satz 1); 

BR. Rechtshängigkeit zur Zeit des Eintritts der ehemännlichen Ver⸗ 

waltung und Nutznießung § 1407 Ziff. 1; 

yy. Geltendmachung eines zum eingebrachten Gute gehörenden Rechtes, 
über das der Mann ohne die erforderliche Zuſtimmung der Frau 

verfügt hat § 1407 Ziff. 3; 

85. Geltendmachung eines Widerſpruchsrechts gegenüber einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung § 1407 Ziff. 4; 

g. ohne Rückſicht auf die dem Manne gegenüber eintretende Wirkſamkeit 
des Urtheils, aber nur ſofern die Aufwendung der Koſten den Um⸗ 
ſtänden nach geboten war ($ 1416 Abſ. 2 Satz 2), wenn der Rechts⸗ 
ſtreit betrifft: 
da. eine perſönliche Angelegenheit der Frau, z. B. Privatklage, Legi⸗ 

timitätsklage, Namenrechtsklage (§ 12). Bei Zuſtimmung des 
Mannes ($ 1400) gilt a a; 

88. Verbindlichkeiten, für welche das eingebrachte Gut haftet (§§ 1411 
bis 1414) mit Ausnahme der Verbindlichkeiten aus unerlaubten, 
während der Dauer des Güterſtandes begangenen Handlungen 
der Frau oder aus Rechtsverhältniſſen, welche das Vorbehaltsgut 
betreffen (§ 1415 Ziff. Lu. 2). Hat der Mann der Prozeßführung 
zugeſtimmt, jo gilt auch für dieſe Fälle aa. 

b. Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen den Ehegatten. 

a. Der Mann haftet, wenn endgültig feſtſteht, welche der Parteien die 
Koſten nach den Vorſchriften der Prozeßordnung oder der Koſten⸗ 
geſetze zu tragen hat, gemäß $ 1416 Abf. 1 nur inſoweit, als er 
hiernach die Koſten zu tragen hat (§ 1416 Abſ. 1). 

8. Bis zum Eintritte der endgültigen Koſtenentſcheidung, alſo insbe⸗ 
ſondere während des Schwebens des Rechtsſtreits wird in RG. 47 
72 (JW. 1900 S. 837), Gruch. 45 1120 die Vorſchußpflicht des 
Mannes aus ſeinem eigenen Vermögen anerkannt, weil noch nicht 
feſtſteht, daß die Ausnahme von der Regel des § 1387 Ziff. 1 (ſo⸗ 
fern nicht die Koſten dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen“ vgl. § 1416) 
vorliegt. Nach ſtändiger Gerichtspraxis wird auch die Koſtenvorſchuß⸗ 
pflicht des Ehemanns mittelſt einſtweiliger Verfügung im Eheprozeſſe 
verwirklicht trotz §§ 937, 615 CPO. vgl. RG. 47 75. — Die Erthei⸗ 
lung des Armenrechts an den Mann berührt ſeine Verpflichtung zur 
Vorſchußzahlung für die Frau nicht, DLG. 2 84. Vgl. auch zu 3. 

3. Die Ertheilung des Armenrechts an die Frau. 

In den Fällen, in denen gemäß $$ 1387, 1388 der Mann auch den 
Koſtengläubigern unmittelbar haftet, müſſen die Vorausſetzungen für die 
Ertheilung des Armenrechts auch in der Perſon des Mannes vorliegen. 
OLG. 1 56 (Breslau). 


B. Koſten der Vertheidigung in einem Strafverfahren. 

1. Der Mann hat der Frau und Dritten gegenüber (§ 1388) die Koſten 
der Vertheidigung der Frau nur dann zu tragen, wenn ihm gegenüber nach⸗ 
gewieſen wird, daß 
a. die Aufwendung der Koſten den Umſtänden nach geboten iſt oder 
b. daß die Aufwendung der Koſten mit der vom Manne ertheilten oder 

vormundſchaftsgerichtlich erſetzten (§ 1402) Zuſtimmung erfolgt iſt. 

2. Erſatzpflicht der Frau im Falle ihrer Verurtheilung vgl. § 1415 Ziff. 1. 
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§ 1389. Der Mann hat den ehelichen Aufwand zu tragen. 
Die Frau kann verlangen, daß der Mann den Reinertrag des 
eingebrachten Gutes, ſoweit dieſer zur Beſtreitung des eigenen und 
es der Frau und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen zu gewäh⸗ 
renden Unterhalts erforderlich iſt, ohne Rückſicht auf ſeine ſonſtigen 
Verpflichtungen zu dieſem Zwecke verwendet. 

§ 1390. Macht der Mann zum Zwecke der Verwaltung des ein- 
gebrachten Gutes Aufwendungen, die er den Umſtänden nach für 
erforderlich halten darf, ſo kann er von der Frau Erſatz verlangen, 
ſofern nicht die Aufwendungen ihm ſelbſt zur Laſt fallen. 


F 1388. 1. Geſammtſchuldner $$ 421 ff. 4 
2. Der Mann kann die der Frau zuftehenden Einwendungen den Gläu⸗ 
gern gemäß §§ 422— 425 entgegenſetzen. 
Aa: Hat die Frau geleiftet, fo hat fie eine Ausgleichsforderung gegen den 
ann gemäß § 426. Dem Manne hingegen ſteht ein ſolcher Ausgleichs⸗ 
anſpruch nicht zu, da er der Frau gegenüber zur Leiſtung verpflichtet iſt. 
Die Haftung des Mannes iſt unabhängig davon, ob und in welchem 


Getrag Einkünfte aus dem eingebrachten Vermögen vorhanden find. Vgl. 
Vorb. zu 59 13851389 Note 1. i 5 


$ 1389. 1. Zum ehelichen Aufwande (vgl. auch $ 1529) gehört nicht nur 
Dar Unterhalt für Frau und 11 ($$ 1360, en 1603), f r auch die 
naufwendungen für die Eltern eines der Ehegatten im gemeinſamen Haus⸗ 
wu für wohlthätige Zwecke, geſellige Veranſtaltungen 2c. 
2 Die Vorſchrift des Abſ. 1 ift inſofern von ſelbſtändiger rechtlicher Be⸗ 
801 der als durch dieſelbe eine Verpflichtung des Mannes zum Unterhalte der 

A 1 Frau gegenüber anerkannt iſt. 
1 91 Jof. 2 läßt erkennen, daß das eheliche Verwaltungs⸗ und Nutznießungs⸗ 
— in erster Linie bezweckt, dem Manne den Beitrag der Frau zu den 
5 des ehelichen Aufwandes zu gewähren. Dementſprechend erklärt § 1408 
ss e Recht für unübertragbar und damit für unpfändbar CPO. 
e 8 § 1410, daß die Gläubiger des Mannes nicht Be⸗ 
F 861 re a angebrachten Gute verlangen konnen; räumt CRD. 
Pfändun * A 1408, der Frau ein Widerſpruchsrecht gegen die 
Gutes ein, ſoweit di eſelbe Ehemann erworbenen Früchte des eingebrachten 
lich find. en zur Tragung des ehelichen Aufwandes erforder⸗ 

4. Der Anſpruch aus Abf. 2 h . 
des wirlich ergielten, nicht des deb ee ee 
Neinertrags des eingebrachten G ungsmäßiger Verwaltung erzielbaren 
. 2 en Gutes für den ehelichen Aufwand. Dieſer 
deer euch Tann ſchon wahrend des Beſtehens des Güterſtandes ($ 1394) von 
er Frau klageweiſe geltend gemacht werden. Außerdem berechtigt die Nicht⸗ 
befolgung dieſer Vorſchrift die Frau zur Klage auf Aufhebung der ehemänn⸗ 
lichen Verwaltung und Nutznießung ($ 1418 Ziffer 2). Wegen des weiter⸗ 
gehenden Anſpruchs der Frau auf Gewährung des Unterhalts, der ihr und 
den Abkommlingen bei ordnungsmäßiger Verwaltung und Nutznießung 
zukommen würde, vgl. §§ 1418 Ziffer 2, 1374 Note III, 1391. 

$ 1390. 1. Während der Verwendungsanſpruch des Nießbrauchers (8 1049) 
den Regeln der Geſchäftsführung ohne Auftrag unterſtellt iſt, ſchließt ſich der 
Verwendungsanſpruch des Ehemanns bei geſetzlichem Güterſtande nach § 1390 
dem Verwendungsanſpruche des Beauftragten (§ 670) an. Vgl. hierüber und 
en mae e des Verwendungsanſpruchs 88 256, 257 und 

erfunge i 58) i 

nicht Age n daſelbſt. Ein Wegnahmerecht (§ 258) iſt dem Ehemanne 


. Inwieweit die eigene Thätigkeit des Mannes 
tracht kommen kann 9256 Eu 2 2 tn ..... 


Di 


3. Ehelicher Aufwand. 


IV. Erſatzanſpruch des 


annes für Auf⸗ 
wendungen. 


Wr 


Sicherungsmittel der 


Frau. 
1. Sicherheitsleiſtung. 


Zu 88 1391—1391. 
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§ 1391. Wird durch das Verhalten des Mannes die Beſorgniß 
begründet, daß die Rechte der Frau in einer das eingebrachte Gut 
erheblich gefährdenden Weiſe verletzt werden, ſo kann die Frau von 
dem Manne Sicherheitsleiſtung verlangen. 

Das Gleiche gilt, wenn die der Frau aus der Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes zustehenden Anſprüche auf Erſatz des Werthes 
verbrauchbarer Sachen erheblich gefährdet ſind. 


3. Eine Verzinſung des Verwendungsanſpruchs während der Dauer des 
Güterſtandes findet nicht ſtatt, § 256 Satz 2. 

4. Die Geltendmachung des Verwendungsanſpruchs iſt dem Manne ſchon 
während des Güterſtandes freigeſtellt. Regelmäßig wird er ſich durch Ver⸗ 
äußerung verbrauchbarer Gegenſtände oder aus Geldern des Eingebrachten 
befriedigen können ($ 1376) oder die zur Geldbeſchaffung erforderliche Ver⸗ 
fügung mit der von der Ehefrau ertheilten (§ 1375) oder von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht erſetzten (§ 1379) Zuſtimmung vornehmen. Eine Klage 
wird deshalb regelmäßig nur in Betracht kommen, wenn dieſe Maßnahmen 
durch die Rückſicht auf eine ordnungsmaßige Verwaltung unthunlich find 
und es ſich darum handelt, aus dem Vorbehaltsgute Befriedigung zu erlangen. 

5. Die Gläubiger des Mannes können ſeine Verwendungsanſprüche als 
Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung in Anſpruch nehmen und dieſelbe pfänden 
und ſich überweiſen laſſen. 


1. Sicherung der Frau. Für gewöhnliche Verhältniſſe iſt die Frau 
durch die Art und Weiſe, wie das Verwaltungsrecht des Mannes, insbeſon⸗ 
dere ſein Verfügungsrecht (§§ 1375 ff.) geregelt iſt, genügend geſichert. Das 
BGB. legt dem Manne deshalb keine allgemeine Sicherheits- 
leiſtungspflicht auf. 

2. Ein weitergehender Schutz iſt der Frau nur gewährt 
a. bei begründeter Beſorgniß erheblicher Gefährdung ihrer Rechte (§ 1391 

Abſ. 1), 
b. bei erheblicher Gefährdung der der Frau zuſtehenden Anſprüche auf Werth: 
erſatz für verbrauchbare Sachen (8$ 1391 Abſ. 2, 1377 Abſ. 3). 

3. Als Schutzmittel der Frau dienen ihre Anſprüche auf 
a. Sicherheitsleiſtung $ 1391; 

b. 81392 der Inhaber⸗ und in blanco indoſſirten Orderpapiere 
€. en der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung § 1418 
iffer 1. 

4. Die Geltendmachung dieſer Anſprüche iſt zuläffig, ſobald die 
Vorausſetzungen des Anſpruchs auf Sicherheitsleiſtung vorliegen (§ 1394). 
Die Geltendmachung erfolgt im Wege der Klage nach den allgemeinen 
Grundſätzen. Nach dieſen richtet ſich auch die Zuläſſigkeit einſtweiliger Ver⸗ 
fügungen. Die Ausübung des ehemännlichen Verwaltungsrechts durch einen 
gerichtlich zu beſtellenden Verwalter (vgl. § 1052) iſt nicht zugelaſſen. Wegen 
des Anſpruchs der Frau auf Aufhebung der ehemännlichen Verwaltung und 
Nutznießung vgl. § 1418 Ziffer 1. 

5. Anfechtung der Sicherungsmaßregeln durch die Gläubiger 
des Mannes. 0 

Die Sicherſtellung oder Rückgewähr des Eingebrachten ſind als ſolche 
nach dem neuen Rechte keine dem Anfechtungsrechte der Gläubiger unter⸗ 
liegende Rechtshandlungen, vgl. KO. § 32. Anfechtungsgeſetz § 3 Ziffer 4 
(hinter § 144 und daſelbſt Note 2). Nicht ausgeſchloſſen iſt indeß die Anz 
fechtung auf Grund KO. §§ 31, 32, bzw. Anfechtungsgeſetz § 3, vgl. RG. 
IW. 1901 S. 385. 
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$ 1392. Liegen die Vorausſetzungen vor, unter denen der Mann 
zur Sicherheitsleiſtung verpflichtet iſt, fo kann die Frau auch ver⸗ 
zangen, daß der Mann die zum eingebrachten Gute gehörenden In⸗ 
Jaberpapiere nebſt den Erneuerungsſcheinen bei einer Hinterlegungs⸗ 
ſtelle oder bei der Reichsbank mit der Beſtimmung hinterlegt, daß 
die Herausgabe von dem Manne nur mit Zuſtimmung der Frau 
verlangt werden kann. Die Hinterlegung von Inhaberpapieren, die 


6. Abweichende Vereinbarungen der Ehegatten. 

Die Schutzvorſchriften der §§ 1391— 1394 find nur inſoweit anwendbar, 
als das kraft Geſetzes ſich aus dem geſetzlichen Güterſtand ergebende Rechts⸗ 
nerhäleniß der Ehegatten von dieſen nicht durch beſondere Abmachungen ab⸗ 
meichend geregelt iſt. Vgl. Titelvorb. Nr. II 2b. — Sind durch Ehevertrag 
oder durch einzelne Rechtsgeſchäfte (Darlehen, Nießbrauchsbeſtellung ꝛc.) be⸗ 
ſondere Rechtsverhältniſſe unter den Ehegatten begründet, ſo iſt auch die 
Frage der Sicherung lediglich nach den allgemeinen für das Rechtsverhältniß 
maßgebenden Vorſchriften zu beantworten (vgl. z. B. bei Nießbrauch § 1067). 


5 1391. Vgl. die Vorbemerkung zu 88 13911395. 

Der Sicherheitsleiſtungsanſpruch der Frau aus Abſ. 1. 

Vorausſetzung des Anſpruchs iſt die Beſorgniß, daß die Rechte 
der Frau in einer das eingebrachte Gut erheblich gefährdenden 

Weiſe verletzt werden. er 

u. Beſorgniß der Rechtsverletzung erfordert nicht eine ſchon thatſächlich 

b eingetretene Verletzung. 

Verletzung der Rechte der Frau. 

3 Die Rechte der Frau ergeben ſich aus den 89 1373 ff. 

8. Die Verletzung braucht keine ſchuldhafte zu fein. Eine objektive Ver: 
letzung des Rechtes enügt. Zur Terminologie vgl. § 53. 

6. Das Vebhalten des Mannes muß die Beſorgniß der Rechtsverletzung 
begründen. Das Verhalten kann z. B. in rechtswidrigem Verfügen (§ 1375), 
in ordnungswidriger Verwaltung ($ 1374), in ordnungswidrigen Ver⸗ 

"gungen ($ 13771. in Nichterfüllung der dem Manne der Frau gegenüber 
chliegenden Verpflichtungen aus 88 1385-1387 beſtehen. 

d. Eine erhebliche Gefährdung des eingebrachten Gutes muß in 


Frage I : 

2. Eine Gefährdung des eingebrachten Gutes braucht z. B. nicht 
vorzuliegen, wenn der Mann feine Verpflichtung zur Tragung des 

Der der Frau hiergegen 


ehelichen Aufwandes 8 1389) nicht erfüllt. 
ſpruch auf Sicherheitsleiſtung, ſondern 


gegebene Schutz iſt nicht der An 
die Klage auf Erfüllung (dgl. § 1394 Satz 2) oder auf Aufhebung der 
Ziffer 2. 


Verwaltung und Nutznießung § 1418 

6. Erhebliche Gefährdung erfordert eine hinreichend nahe liegende 
Gefährdung und Erheblichkeit des Schadens im Verhältniſſe zu dem 
Umfange des eingebrachten Gutes. 


II. Der Sicherheitsleiſtungsanſpruch der Frau aus Abſ s 2 erfordert 

1. einen Anſpruch der Frau aus der Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes auf Erfatz des Werthes ver brauchbarer Sachen (vgl. § 1377 Abſ. 3). 

Der Hauptfall ift ein Erſatzanſpruch wegen verbrauchten Geldes und ver⸗ 
brauchter Wertpapiere. Letztere kommen hier nur in Betracht, wenn ſie ver⸗ 
brauchbare Sachen im Sinne des $ 92 find. Sind fie nicht verbrauchbar, 
ſo richtet ſich der Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung nach § 1391 Abf. 1. 

erhebliche Gefährdung dieſes Anſpruchs. 
d Gleichgültig iſt, auf welchem Grunde die Gefährdung beruht (Hauptfall 
rohender Bermögensverfall des Mannes). 


' Gehen Die Sicherheitsleiſtung hat nach Vorſchrift der $$ 232240 zu ge⸗ 


9. Neumann, Handausgabe des 50 B. II. 3. Aufl. 6 


2. Bezüglich der Werth⸗ 
papiere. 
a. Hinterlegung u. Be⸗ 
ſchränkung der Ver⸗ 
filgungsbefugniß. 
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nach § 92 zu den verbrauchbaren Sachen gehören, ſowie von Zins⸗, 
Renten⸗ oder Gewinnantheilſcheinen kann nicht verlangt werden. 
Den Inhaberpapieren ſtehen Orderpapiere gleich, die mit Blanko⸗ 
indoſſament verſehen ſind. 

Ueber die hinterlegten Papiere kann der Mann auch eine Ver⸗ 
fügung, zu der er nach § 1376 berechtigt iſt, nur mit Zuſtimmung 
der Frau treffen. 


b. Umſchreibung auf den § 1393. Der Mann kann die Inhaberpapiere, ſtatt ſie nach 


VI. 


Namen der Frau. § 1392 zu hinterlegen, auf den Namen der Frau umſchreiben oder, 
wenn ſie von dem Reiche oder einem Bundesſtaat ausgeſtellt ſind, 
in Buchforderungen gegen das Reich oder den Bundesſtaat umwan⸗ 
deln laſſen. 

Zeitpunft für die ge-. § 1394. Die Frau kann Anſprüche, die ihr auf Grund der 

e Verwaltung und Nutznießung gegen den Mann zuſtehen, erſt nach 

= der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung gerichtlich geltend 

prüce, 5 2 8 7 
machen, es ſei denn, daß die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen die 
Frau nach $ 1391 Sicherheitsleiſtung verlangen kann. Der im § 1389 
Abſ. 2 beſtimmte Anſpruch unterliegt dieſer Beſchränkung nicht. 


§ 1392. 1. Auch bezüglich der zum eingebrachten Gute gehörenden In⸗ 
baber⸗ und in blanco indoſſirten Orderpapiere kann Hinterlegung nicht 
ſchlechthin, ſondern nur, wenn die Vorausſetzungen des $ 1391 Abſ. 1 oder 2 
vorliegen, verlangt werden. Ueber die Wirkſamkeit der Beſtimmung, daß die 
5 nur mit Zustimmung der Frau erfolgen kann, vgl. $ 1819 
Note 1. 

2. Bezüglich der zu den verbrauchbaren Sachen gehörigen Werthpapiere 
($ 92) kann nicht Hinterlegung, ſondern nur Sicherheitsleiſtung gemäß $ 1391 
verlangt werden. Vgl. auch $ 1418 Ziffer 1. 

3. (Abſ. 2.) Eine Verfügung, welche der Mann allein, entgegen der Vor⸗ 
ſchrift des Abi. 2, treffen würde, wäre unwirkſam. 

4. Hinterlegungsſtellen und Verfahren ogl. EG. Artt. 144, 145. 

5. Wegen der für die Frau durch $ 1392 begründeten facultas alternativa 
vgl. $ 262 Note 1. 


& 1393. 1. Umſchreibung von Inhaberpapieren auf den Namen § 806. 
2. Umwandelung in Buchforderungen und Verpflichtung der Frau zur Be⸗ 
willigung der Eintragung eines das Recht des Mannes ſichernden Vermerts 


in das Reichs⸗ bzw. Staatsſchuldbuch EG. Artt. 50, 9 


§ 1394. 1. Die Beſchränkung der Frau in der gerichtlichen Geltend⸗ 

machung von Anſprüchen beſteht nur 

a für Anſprüche, welche der Frau auf Grund der ehemännlichen 
Verwaltung und Nutznießung gegen den Mann zuſtehen ($$ 1373 
bis 1393), nicht für andere, etwa auf Vorbehaltsgut oder auf anderweite 
zwiſchen den Ehegatten beſtehende Rechtsverhältniſſe bezügliche Anſprüche 
(3. B. Eigenthumsanſpruch, Darlehensanſpruch ꝛc.); 

b. für Anſprüche der Frau gegen den Mann, nicht gegen Dritte (vgl. im? 
deß § 1400, aber auch § 1407 Ziffer 3). 
2. Der Beſchränkung nicht unterliegende Anſprüche aus dem 

geſetzlichen Güterſtande 

a. Der Anſpruch aus § 1389 Abſ. 2, daß der Mann den Reinertrag des 
eingebrachten Gutes, ſoweit dieſer für den Unterhalt der Familie erfor⸗ 
derlich iſt, ohne Rückſicht auf ſonſtige Verpflichtungen zu dieſem Zwecke 
verwende. 

b. Die Beſchränkung fällt fort, wenn die Frau nach § 1394 Abſ. 1 oder 
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* 
§ 1395. Die Frau bedarf zur Verfügung über eingebrachtes ;. Rechlsſtellg. der Frau in 


. "nmilli Anfehung d. eingebt. Gutes. 
Gut der Einwilligung des Mannes. en. me 
„„ 


Abſ. 2 Sicherheitsleiſtung verlangen kann. Dieſe Befugniß gehört zur 
8 1 125 85 152 Frau Eden den Mann während des geſetzlichen 
Hüterſtandes anzuſtrengenden Klage. . 8 
©. Inſoweit die Frau der Beſchränkung aus § 1394 nicht unterworfen iſt, 
h ſie zur gerichtlichen Geltendmachung nicht der Zuſtimmung des 
annes, § 1407 Ziffer 2. 
d. Wegen ei Propeßtaſten gl. $ 1387 Note III 2b. — $ 1416 Abſ. 1. 
3. Gerichtliche Geltendmachung vgl. § 1380 Note 12. Nicht hier⸗ 
unter fällt die außergerichtliche Geltendmachung mittelſt Aufrechnung. 
4. Rechtsnachfolger der Frau als ſolche unterliegen, obwohl das ge⸗ 


ſekgeberiſche Motiv der Vorſchrift (Erhaltung des ehelichen Friedens) nicht 
unmittelſar in Frage Ay dennoch der Beſchränkung aus § 1394. Dies 


ergießt ſich 


; N daraus, daß für die Gläubiger der Frau die Beſchränkung 

len Abſ. 1 Saß 2 ausdrücklich außer Kraft geſetzt iſt. Vgl. hierzu 
= ote II I. N j 

N 20 ‚ale Hemmung der Verjährung zwiſchen den Ehegatten ergiebt ſich aus 


1. Die Vorſchriften der §8 13951407 regeln die rechtliche Stellung der Zu 88 13931407. 
Frau in Anſehung des eingebrachten Gutes. 
2. Das leitende Prinzip. 5 
„Die Frau wird weder in ihrer Eigenſchaft als Ehefrau, d. h. ohne Rück⸗ 
ſicht auf das unter den Ehegatten geltende Güterrecht unmittelbar in Folge 
er Che, noch mittelbar in Folge des Güterrechts in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt. Es tritt zur Sicherung der dem Manne auf Grund ſeiner Ver⸗ 
waltung und Nutznießung zustehenden Rechte lediglich die ſich aus 88 1395 
bis 1407 ergebende Beſchränkung des Verfügungsrechts der Frau in 
Anſehung des eingebrachten Gutes ein. 
„= Die Beſchränkung der Frau erſtreckt ſich nur auf Verfügungen 
über die zu dem eingebrachten Gute gehörigen Gegenſtände. Sie bezieht 
ga nicht auf ſolche Rechtsgeſchäfte, welche nicht Verfügungen find (vgl. 


ſchuittvorb. vor $ 104 Note 5. Di B änk der Ehefrau be⸗ 
zieht ſich deshalb nicht auf Die Beſchränkung A 


A. dingliche und obli atori 5 4 A ali te 
erwirbt oder von Be agefcjäfte, e eee eee 


5 2 breiten befreit wird. Inwieweit derartiger 
Be das eingebrachte Gut falt ergiebt 1 $$ 1363 Abſ 2, 
b. die Uebernahme von Veryflichtungen dur obligatoriſche Rechtsge⸗ 
ſchäfte G 1399). Die Beſchrankung Macht ſich erſt hinsicht 885 zur 
Erfüllung der Verbindlichkeit erforderlichen Verfügungen geltend. Vgl. 
auch §8 1411 ff. Nach Beendigung des Güterſtandes iſt die Frau zur 
Erfüllung rechtlich befugt und der Zwangsvollſtreckung in ihr Vermögen 
in Gemäßheit der allgemeinen Vorſchriften ausgeſetzt. 
©. Verfügungen von Todeswegen. Dieſe Verfügungen erlangen ihre Wirk⸗ 
ſamkeit erst nach der in Folge des Todes der Ehefrau eingetretenen Auf⸗ 
hebung des Güterſtandes. { 
„4. Die Prozeßfähigkeit einer Frau wird dadurch, daß ſie Ehefrau 
iſt, ebenſowenig wie ihre Geſchäftsfähigkeit beſchränkt (CPO. $ 52, abge⸗ 
druckt zu § 1400). Dem Schutze des Mannes dienen die Vorſchriften über die 
Zwangsdollſtreckung CRD. $$ 739, 741, 742, abgedruckt zu § 1412. 
Sonberregelung für Verfügungen der Frau bei dem Reichs- oder Staats⸗ 
ſchuldbuch EG. Artt. 50, 97. 
5 1395. 1. Bol. Vorb. zu 98 1395-1407. 
5.2. Die Einwilligung, d. h. die vor der Vornahme des Rechtsgeſchäfts gegen⸗ 
über der Ehefrau oder dem Dritten zu ertheilende Zuſtimmung ($$ 182 f.) 
6 * 


2 
Verfügung der Frau ohne 
dear iche Ein⸗ 
willigung des Mannes 


die er 


1. durch Vertrag. 


a. Genehmigung des 


Mannes. 


b. Widerrufsrecht des 


anderen Theiles. 


2. durch einſeitiges 
Rechtsgeſchaft. 
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§ 1396. Verfügt die Frau durch Vertrag ohne Einwilligung 
des Mannes über eingebrachtes Gut, ſo hängt die Wirkſamkeit des 
Vertrags von der Genehmigung des Mannes ab. 

Fordert der andere Theil den Mann zur Erklärung über die Ge⸗ 
nehmigung auf, ſo kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen; 
eine vor der Aufforderung der Frau gegenüber erklärte Genehmigung 
oder Verweigerung der Genehmigung wird unwirkſam. Die Ge⸗ 
nehmigung kann nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem 
Empfange der Aufforderung erklärt werden; wird fie nicht erklärt, 
ſo gilt ſie als verweigert. 

Verweigert der Mann die Genehmigung, ſo wird der Vertrag 
nicht dadurch wirkſam, daß die Verwaltung und Nutznießung aufhört. 

§ 1397. Bis zur Genehmigung des Vertrags iſt der andere 
Theil zum Widerrufe berechtigt. Der Widerruf kann auch der Frau 
gegenüber erklärt werden. 

Hat der andere Theil gewußt, daß die Frau Ehefrau iſt, ſo kann 
er nur widerrufen, wenn die Frau der Wahrheit zuwider die Ein⸗ 
willigung des Mannes behauptet hat; er kann auch in dieſem Falle 
nicht widerrufen, wenn ihm das Fehlen der Einwilligung bei dem 
Abſchluſſe des Vertrags bekannt war. 

§ 1398. Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, durch das die Frau ohne 
Einwilligung des Mannes über eingebrachtes Gut verfügt, iſt un⸗ 
wirkſam. 


iſt nur für Verfügungen (Abſchnittsvorb. vor § 104 Note 5) über einge⸗ 
brachtes Gut, nicht auch für obligatoriſche Verpflichtungsgeſchäfte der Frau 
( § 1399) erfordert. a 4 

3. Verfügungen der Frau ohne die erforderliche Genehmigung des Che: 
manns. 

a. Verfügung durch Vertrag §§ 1396 f. 
b. Einſeitige Rechtsgeſchäfte § 1398. 

4. Das Grundbuchamt hat durch Prüfung der Identität der Perſon 
feſtzuſtellen, daß die Erſchienene eine Ehefrau iſt und alsdann bei der Prü⸗ 
fung ihres Verfügungsrechts von dem geſetzlichen Güterſtand auszugehen, 
ogl. GO. § 34 (zu § 1563). Die Frau hat ihr Verfügungsrecht in Gemäßheit 
der Vorſchrift GO. § 29 ($ 873 Note A II) nachzuweiſen. 

5. Durch die Einwilligung wird der Ehemann nicht verpflichtet, vgl. § 182 
Note 112. 

6. Wegen der Ausnahmen von der Regel des § 1395 vgl. SS 1401, 1405, 
1406, 1407. 

§ 1396. 1. Die Vorſchriften des Abſ. I u. Abſ. 2 entſprechen der für die 
Verträge Minderjähriger in § 108 Abſ. 1 u. 2 gegebenen Regelung. Vgl. die 
Bemerkungen daſelbſt. b 

2. (Abſ. 3.) Die ausdrückliche oder ſtillſchweigende ($ 1396 Abſ. 2 letzter 
Halbſatz) Verweigerung der Genehmigung ſeitens des Mannes macht den 
Vertrag von Anfang an und dauernd unwirkſam. Iſt die Verweigerung 
der Genehmigung nicht erfolgt, ſo tritt mit dem Aufhören des Güterſtandes 
Konvaleſzenz gemäß § 185 ein. Vgl. $ 185 Note 4. 

§ 1397. Vgl. die entſprechende Regelung für die Verträge Minderjähriger 
§ 109 und Bemerkungen daſelbſt. 1 

§ 1398. 1. Einſeitige Rechtsgeſchäfte (vgl. Titelvorb. vor § 116 
Note 2b), durch welche über eingebrachtes Gut verfügt wird, vgl. Abſchnitt⸗ 
vorb. vor § 104 Note 5. 
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$ 1399. Zu Rechtsge äften, durch die ſich die Frau zu einer u. Obligatorifce nete 
1 verpflichtet, iſt die e des Mannes nicht erforderlich. e ee. 
Stimmt der Mann einem ſolchen Rechtsgeſchäfte zu, ſo iſt es in 
Anſehung des eingebrachten Gutes ihm gegenüber wirkſam. Stimmt 
er nicht zu, ſo muß er das Rechtsgeſchäft, ſoweit das eingebrachte 
Gut bereichert wird, nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung gegen ſich gelten laſſen. 


arundbuchliche Eintragung erforderlich, dürfte deshalb jede Zuſtimmung des 

Ehemanns, welche vor der Eintragung liegt, als Einwilligung im Sinne des 

§ 1398 anzuſehen fein. Vgl. auch § 873 Note A1 5. 

3. Nachweis der Zuſtimmung dem Dritten gegenüber. 

u. Die Einwilligung des Mannes iſt nach §§ 182 ff. an keine Form ge⸗ 
bunden und kann ſowohl der Frau als dem Dritten gegenüber erfolgen. 
Nimmt die Frau das Rechtsgeſchäft mit Einwilligung des Mannes vor, 
ſo kann der Dritte es mangels Vorlegung der ſchriftlichen Einwilligungs⸗ 
erklärung des Mannes unverzüglich zurückweiſen IS 182 Abſ. 3, 111 
Satz 2, 3. Gleichgültig iſt, ob die Ehefrau bei der Vornahme des Rechts⸗ 


geſchafts das Vorliegen der ehemännlichen Einwilligung behauptet oder 
darüber geſchwiegen hat. NE. 50 212 


Önforderung, welche fie gemäß 
$ 607 Abſ. 2 dem Schuldner kreditirt hatte 


§ 1399. 1. Die Rechtsgeſchäfte, auf welche ſich 8 1399 bezieht, find im 
Gegenſatze zu den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen der Frau ſolche Rechts⸗ 
geſchäfte, durch welche die Frau nicht verfügt, ſondern ſich zu einer 
ſeelſtung verpflichtet. Tal. Vorb. zu 98 1395—1407 Note 2 und 3. In An⸗ 
ſehung des vorbehaltenen Gutes (8$ 1365 ff.) ift die Verpflichtung der Frau 
ſo zu beurtheilen, wie wenn die Ehefrau unverheirathet wäre; in Anſehung 
des eingebrachten Gutes vgl. §§ 1411 ff. und Note 4. 
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I. Prozeßfuhrung der § 1400. Führt die Frau einen Rechtsſtreit ohne Zuſtimmung 

* des Mannes, ſo iſt das Urtheil dem Manne gegenüber in Anſehung 
des eingebrachten Gutes unwirkſam. 

Beschränkung der Aktiv⸗ Ein zum eingebrachten Gute gehörendes Recht kann die Frau im 

n Wege der Klage nur mit Zuſtimmung des Mannes geltend machen. 


2. (Abſ. 1.) Die obligatoriſchen Rechtsgeſchäfte der Ehefrau. 

a. Auslegungsfrage für den einzelnen Fall iſt, ob nach dem Inhalte des 
obligatoriſchen Geſchäfts die Uebernahme der Verpflichtung ſeitens der 
Frau ſtillſchweigend unter der aufſchiebenden bzw. auflöſenden Bedingung 
geſchehen iſt, daß die Zuſtimmung des Mannes erfolgen oder nicht er⸗ 
folgen werde (§§ 158 ff.). 

b. Für Verträge, durch welche die Frau ohne Zuſtimmung des Mannes ſich 
zu perſönlichen Leiſtungen verpflichtet, gilt die Vorſchrift des § 1399 Abſ. 1 
nur unbeſchadet des dem Manne gemäß § 1358 zuſtehenden Kündigungs⸗ 
rechts. 

e. Obligatoriſche Veräußerungsverträge über Gegenſtände des eingebrachten 
Gutes fallen an ſich ebenfalls unter Abſ. 1. Die Frage, ob nicht die Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes Bedingung der Verpflichtungsübernahme iſt (vgl. 
zu a), iſt hier von beſonderer Bedeutung. 


3. (Abſ. 2 Satz 1.) Zuſtimmung des Mannes. 

a. Wegen der als Einwilligung oder als Genehmigung möglichen Zuſtimmung 
des Mannes vgl. zu §§ 182 — 184. Die Zuſtimmung des Mannes ver⸗ 
pflichtet dieſen nicht perſönlich zur Leiſtung, ſondern nur zur Duldung 
der Leiſtung aus dem eingebrachten Gute. Vgl. § 1412 und § 182 Note II 2. 

b. Stimmt der Mann einem Rechtsgeſchäfte der Frau zu, ſo iſt es in An⸗ 
ſehung des eingebrachten Gutes ihm gegenüber auch dann wirkſam, wenn 
ſich das Rechtsgeſchäft auf das Vorbehaltsgut der Frau bezieht. Bei Er⸗ 
141 aus dem Eingebrachten gelten für den Ausgleich §§ 1415 Ziffer 2, 
1417. 

4. (Abſ. 2 Satz 2.) Mangels Zuſtimmung des Mannes iſt das 
Rechtsgeſchäft ihm gegenüber inſoweit wirkſam (vgl. § 1412 Abſ. 1) als das 
eingebrachte Gut bereichert iſt. 

a. Der Mann braucht das Rechtsgeſchäft in der Beſchränkung des Abſ. 2 
nur in Anſehung des eingebrachten Gutes gelten zu laſſen. Eine per⸗ 
1 Haftung des Mannes mit ſeinem eigenen Vermögen wird nicht 

egründet. 


b. Klagegrund iſt nicht etwa die ungerechtfertigte Bereicherung des einge: 
brachten Gutes, ſondern das Rechtsgeſchäft der Ehefrau. Die Bereiche⸗ 
rung iſt durch den (wirkſamen) Vertrag der Ehefrau gerechtfertigt. Die 
Bereicherung beſtimmt lediglich die Höhe des Anſpruchs (§§ 818 ff.). Vgl. 
zum beſſeren Verſtändniſſe die anders geſtaltete, aber entſprechende Vor⸗ 
ſchrift des $ 1455 und die Bemerkung daſelbſt. 

8 1400. I. Die Prozeßfähigkeit der Ehefrau. 

PO. 8 52. Eine Person ist insoweit prozessfähig, als sie sich durch Fer- 
träge verpflichten kann. 

Die Prozessfähigkeit einer Frau wird dadurch, dass sie Ehefrau ist, nicht 
beschränkt. 


Die Beſtimmung EPRD. § 52 Abſ. 2 folgt an fih ſchon aus den Bor: 
ſchriften des BGB. in Verbindung mit CPO. § 52 Abſ. 1. Die Aufnahme 
des 8 52 Abſ. 2 iſt mit Rückſicht auf Ech. Art. 200 Abſ. 3 erfolgt (val. da⸗ 
ſelbſt Note 3). Jedenfalls werden die Befugniſſe, welche dem Ehemanne nach 
den Vorſchriften des BSB. in Anſehung der das Ehegut betreffenden Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten zukommen, durch CPO. § 52 Abſ. 2 nicht berührt. 
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II. Die Bedeutung des § 1400 Abſ. 1. 
1. Die Prozeßführung. 


a. Die eigentliche Prozeßführung. Nach dem BGB. iſt die Prozeß⸗ 


führung nicht eine rechtsgeſchäftliche Verfügung über den Gegenſtand des 
Prozeſſes, ſondern ein a sa Die Prozeßführung fällt deshalb 
nicht unter die Rechtsakte, zu welchen die Ehefrau auf Grund des $ 1395 
der Zuſtimmung des Mannes bedarf. Die Ehefrau würde demnach zu 
Rechtsftreitigkeiten über ihr Vermögen ohne Zuſtimmung des Mannes 
unbeſchränkt legitimirt ſein. Andererſeits würde der Mann die ergehende 
rechtskräftige Feſtſtellung gegen ſich gelten laſſen müſſen, da ſein Recht 
an dem Vermögen der Ehefrau nicht weiter gehen würde, als die Rechte 
der Frau ſelbſt. Dieſes aus allgemeinen Grundſätzen ſich ergebende Re⸗ 
ſultat würde jedoch die Stellung des Mannes gefährden, weil die Wirkung 
des rechtskräftigen Urtheils dingliche Wirkung wie eine Verfügung her⸗ 
vorbringen kann (vgl. CPO. 88 894 ff.). Durch § 1400 Abſ. 1 wird des⸗ 
halb — unbeſchadet unbeſchränkter Paſſivplegitimation der Frau vgl. 
226.2 219 — die Wirkung des Urtheils in Anſehung des eingebrachten 
Gutes dem Manne gegenüber regelmäßig (vgl. SS 1401, 1405, 1407) 
ausgeſchloſſen, wenn die Frau den Rechtsſtreit aktiv oder paffin ohne die 
Zustimmung des Mannes führt. Wegen der weitergehenden Beſchränkung 
der Aktiplegitimation der Ehefrau Abſ. 2 vgl. zu III. 


»Rechtsgeſchäfte aus Anlaß der Prozeßführung ſind des⸗ 


wegen, weil ſie aus Anlaß der Prozeßführung oder in prozeſſualen 
Aermen vorgenommen find (3. B. durch Klagezuſtellung, Aufrechnung, 
Rücktritt, Wandelung) nicht anders zu beurtheilen, als wenn ſie außer⸗ 
halb des Prozeſſes geſchehen wären. Sofern dieſelben eine rechtsgeſchäft⸗ 
eiche Verfügung enthalten, fallen fie deshalb unter §§ 1395, 1398. 

. Wirkſamkeit des Urtheils in dem von der Frau geführten 


Rechtsſtreite. 


a W̃ 


b. 


un ber Mann feine Zuſtimmung nicht gegeben hat: 

. Das Urtheil ist in Anſehung des eingebrachten Gutes dem Manne 

„ gegenüber nicht wirkſam. § 1400 Abſ. 1. b 

6. Das Urtheil ift aber der Ehefrau gegenüber wirkſam. Ihr gegenüber 
kann dieſe Wirkſamkeit geltend gemacht werden, ſoweit ſie Vorbehalts⸗ 
gut hat oder ſobald die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
beendet iſt. 

J. Der Iwangsvollſtreckung aus dem Urtheile gegen die Ehefrau in das 
eingebrachte Gut kann der Mann mit der Widerſpruchsklage aus 

3. At begegnen, & d $ 774, abgedruckt zu $ 1412 Note III 2. 

= i es 1887 Ziff. 1 und Note III daſelbſt, 89 1388, 1412 

Abi. 2, 5, . 


Wenn der Mann ſeine Zuſtimm ung (vgl. zu IV) gegeben hat: 

4. Das Urtheil iſt, gleichgültig ob es — Vortheil 5 7 — Nachtheile 
der Ehefrau erlaſſen iſt, auch dem Manne gegenüber in Anſehung 
des eingebrachten Gutes wirkſam. Demgemäß wird die in dem Ur⸗ 
theile feſtgeſtellte Verbindlichkeit der Frau auch dem Manne gegenüber 
feſtgeſtellt. 

8. Für bie Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Vermögen ge⸗ 
nügt es nicht, daß das Urtheil dem Manne gegenüber in Anſehung 
des eingebrachten Gutes wirkſam ift, „Durch dieſes Urtheil iſt zwar 
die Verbindlichkeit der Frau in einer für den Mann wirkſamen Weiſe, 
nicht aber das Recht des Gläubigers, aus dem Eingebrachten Befrie⸗ 
digung ohne Rückſicht auf die ehemännliche Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung verlangen zu können ($$ 1411 ff.), feſtgeſtellt. Dieſes Recht 
des Gläubigers kann nur in einem gegen den Mann gerichteten Pro⸗ 
zeſſe auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut 
feſtgeſtellt werden. Vgl. CßO. § 739, abgedruckt zu § 1412. Beide 
Prozeſſe konnen natürlich verbunden werden. In KGG. Jahrb. 22 A 


$ 1400. 


$ 1400. 
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139 wird der „unklare und nicht zu empfehlende“ Tenor, daß die 
Frau im Beiſtande ihres Mannes verurtheilt werde, als Verurthei⸗ 
lung des Mannes zur Duldung der Zwangsvollſtreckung aufgefaßt. 
Wegen der Fälle, daß die Ehefrau ein ſelbſtändiges Erwerbsgeſchäft 
betreibt oder daß die Rechtshängigkeit gegen die Frau bereits vor 
Eintritt des geſetzlichen Güterſtandes eingetreten iſt, vgl. CPO. SS 741, 

1742 (zu $ 1412 Note III). Vgl. hierzu auch Pr. IM Bl. 1900 S. 22 ff. 

J. Prozeßkoſten § 1387 Ziff. 1 und Note III daſelbſt. SS 1388, 1412 
Abſ. 2, 1415, 1416. 

III. (Abſ. 2.) Beſchränkung der Aktivlegitimation der Ehefrau. 

1. Die Entſcheidung eines Rechtsſtreits, welcher ohne die Zuſtimmung des 
Mannes von der Frau über ein zum eingebrachten Gute gehörendes Recht 
geführt iſt, würde den Streit nicht einheitlich gegenüber den Ehegatten er⸗ 
ledigen (vol. II 2a). Wer als Kläger gegen eine Ehefrau ein Recht geltend 
machen will, kann dadurch, daß er beide Ehegatten gemeinſchaftlich verklagt, 
dieſes mißliche Ergebniß vermeiden. 

2. Die Vorſchrift Abſ. 2 ſchützt, indem ſie die Aktiv legitimation der Ehe⸗ 
frau von der Zuſtimmung des Mannes abhängig macht, den Dritten da⸗ 
gegen, daß nicht wider ſeinen Willen von Seiten der Ehefrau eine Entſchei⸗ 
dung herbeigeführt wird, welche der einheitlichen Wirkung gegen die Ehegatten 
entbehrt. Die ohne die Zuſtimmung des Mannes von der Frau erhobene 
Klage, durch welche ein zum eingebrachten Gute gehörendes Recht geltend 
gemacht wird, iſt wegen mangelnder Aktiolegitimation der Frau abzuweiſen 
(vgl. indeß die Ausnahme in $$ 1401, 1405, 1407). 

a. Die Vorſchrift des Abſ. 2 ſpricht zwar nur von der Geltendmachung des 
Rechtes im Wege der Klage. Indeß ergeben die Materialien keinen 
Anhalt dafür, daß mit dieſer Faſſung (ſtatt „Erhebung eines Rechts⸗ 
ſtreits“ E. I § 1302) irgend eine Art prozeſſualer Rechtsverfolgung, ins⸗ 
beſondere Widerklage und Mahnverfahren einer abweichenden Behandlung 
unterworfen werden ſollen. Vgl. auch KG. Jahrb. 22 A 139. 

b. Die Berückſichtigung des Mangels der ehemännlichen Zuſtimmung 
durch das Gericht geſchieht von Amtswegen, ohne daß es der Geltend⸗ 
machung durch den Gegner bedarf, wenn der feſtgeſtellte Thatbe⸗ 
ſtand das Erforderniß der Zuſtimmung ergiebt. Die Zuſtim⸗ 
mung gehört zur Sachlegitimation, nicht zu den nach CPO. § 56 von 
Amtswegen zu berückſichtigenden Prozeßvorausſetzungen. Iſt z. B. un⸗ 
beſtritten, daß die ehemännliche Zuſtimmung erfolgt iſt, oder daß die 
Klägerin unverheirathet iſt, oder daß die Ausnahmethatbeſtände der 
§§ 1401, 1405 vorliegen, oder daß das geltend gemachte Recht zum Vor⸗ 
behaltsgute gehört, ſo hat das Gericht hierüber keine Offizialprüfung an⸗ 
zuſtellen, ſondern feiner Beurtheilung den unbeſtrittenen Thatdeftand zu 
Grunde zu legen. 

e. Die Beweislaſt für das Vorliegen der Zuſtimmung oder für ihre Ent⸗ 
behrlichkeit hat in allen Fällen die klagende Ehefrau. 

d. Zuſtimmung (vgl. zu IV). Daß inſonderheit die Zuſtimmung auch 
nachträglich erfolgen kann, ergiebt die Faſſung des § 1400 Abf. 2, da Zu: 
ſtimmung auch die (nachträgliche) Genehmigung umfaßt (§ 184). Es 
kann ſomit durch die Genehmigung die Sachlegitimation hergeſtellt wer⸗ 
den, ohne daß hierin eine unzuläſſige Klageänderung zu ſehen iſt. — 
Daraus, daß der Nachweis der vorhandenen Zuſtimmung erſt im Laufe 
des Prozeſſes geführt wird, folgt nicht die Koſtentragungspflicht der 
klagenden Ehefrau vgl. RG. 50 212. 0 

e. Ein trotz Mangels der erforderlichen Zuſtimmung des Ehe⸗ 
manns ergangenes Urtheil iſt gemäß § 1400 Abf. 1 dem Manne 
Kosten in Anſehung des eingebrachten Gutes unwirkſam. (Wegen der 

often vgl. indeß § 1412 Abſ. 2). 
a. Solche Fälle können, abgeſehen von rechtsirrthümlicher Beurtheilung 
der Sache, vorkommen, wenn z. B. in dem Prozeſſe der Ehefrau 
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§ 1401. Die Zuſtimmung des Mannes iſt in den Fällen der W. perhinderung des 


§§ 1395 bis 1398, des $ 1399 Abſ. 2 und des § 1400 nicht 
erforderlich, wenn der Mann durch Krankheit oder durch Abweſenheit 
an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem Aufſchube 
Gefahr verbunden iſt. 


a. Die Einwilligung iſt nur bis zur EN widerruflich. 


a. Verhinderung des Mannes durch Krankheit oder Abweſenheit § 1401. 
eines Erwerbsgeſchäfts durch die Ehefrau § 1405. 


ale 5 ü ft der Eintritt der Rechtshängigkeit. Die in 
5 5 N geweſene Entbehrlichteit der Zuſtim⸗ 
ig des Mannes ($ 1400 Abſ. 1) oder vorhanden geweſene Aktivlegiti⸗ 
mation der Frau ($ 1400 Abf. 2) wird durch nachträglich eintretende Um- 
ſtände nicht beeinträchtigt. Dies ergiebt ſich aus dem dem § 1407 Ziff. 1 

zu Grunde liegenden Prinzipe. Vgl. § 1407 Note II I. 

5 1401. 1. Die Vorausſetzungen der Entbehrlichkeit ehemänn⸗ 

licher Zuſtimmung. 

a. Neben der Krankheit oder der Abweſenheit des Mannes ift für die Ent⸗ 
behrlichkeit der ehemännlichen Zuſtimmung erforderlich, daß mit dem Auf⸗ 
ſchube Gefahr verbunden iſt (vgl. § 1379 Abſ. 2). Dieſes Erforderniß 
ergiebt, daß der Ehemann, wenn er nicht verhindert wäre, die Einwilli⸗ 
gung mit Rückſicht auf feine Verpflichtung zur ordnungsmäßigen Ver⸗ 
waltung (§ 1374) ertheilen müßte, ſo daß alle Verfügungen, welche nicht 
durch die ordnungsmäßige Verwaltung geboten werden, nicht unter $ 1401 

n der d Vgl. OLG. 4 404. i 

Der Dritte, welcher ſich auf Grund des § 1401 ohne die i 
des Mannes mit der Frau einläßt, hat auf eigene Gaar 15 eden 
die Vorausſetzungen der Entbehrlichkeit der Zuſtimmung vorliegen. ; 


Mannes bei Gefahr 
im Derzuge. 
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V. REN celan $ 1402. Iſt zur ordnungsmäßigen Beſorgung der perſönlichen 
e r Angelegenheiten der Frau ein Rechtsgeſchäft erforderlich, zu dem die 
Frau der Zuſtimmung des Mannes bedarf, ſo kann die Zuſtimmung 
auf Antrag der Frau durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden, 

wenn der Mann ſie ohne ausreichenden Grund verweigert. 
VI. Ba, A § 1403. Ein einfeitiges Rechtsgeſchäft, das ſich auf das ein⸗ 

Mara gebrachte Gut bezieht, iſt dem Manne gegenüber vorzunehmen. 
Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das ſich auf eine Verbindlichkeit der 
Frau bezieht, iſt der Frau gegenüber vorzunehmen; das Rechtsge⸗ 
ſchäft muß jedoch auch dem Manne gegenüber vorgenommen werden, 
wenn es in Anſehung des eingebrachten Gutes ihm gegenüber wirk⸗ 
ſam ſein ſoll. 


e. Die Nichterforderlichkeit der ehemännlichen Zuſtimmung iſt für den Zeit⸗ 
punkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts bzw. der Rechtshängigkeit von 
demjenigen nachzuweiſen, der ſie behauptet. Nachträglicher Fortfall der 
Vorausſetzungen des § 1401 kommt nicht in Betracht. 

2. Unter den Vorausſetzungen des § 1401 iſt die ehemännliche 
Einwilligung nur (val. zu 3) entbehrlich 
a. für rechtsgeſchäftliche Verfügungen der Frau über eingebrachtes Gut durch 

Vertrag (§§ 1395—1397) oder durch einſeitiges Rechtsgeſchäft § 1398; 

b. für obligatoriſche Rechtsgeſchäfte der Frau, die dem Manne gegenüber in 
Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam ſein ſollen ($ 1399 Abſ. 2); 

e. für Rechtsſtreitigkeiten (§ 1400). 

3. Die Einwilligung zum ſelbſtändigen Betrieb eines Er⸗ 
werbsgeſchäfts aus § 1405 gehört nicht zu den in § 1401 angeführten 
Fallen. Die Einwilligung kann deshalb bei Verhinderung des Mannes nur 
ei einen Vormund oder Pfleger deſſelben ertheilt werden. Vgl. auch 

1409, 

4. Iſt ein Vormund oder Pfleger für den Mann beſtellt, ſo kann 
nicht die Krankheit oder Abweſenheit des Mannes (wohl aber vielleicht die 
ſeines Vertreters) die Zuſtimmung entbehrlich machen. 

8 1402. 1. Zur ordnungsmäßigen Beſorgung der perſönlichen Angelegen⸗ 
heiten der Frau können Verfügungen über Gegenſtände des eingebrachten 
Gutes oder die Eingehung von Verbindlichkeiten, welche dem Manne gegen⸗ 
über wirkſam ſein ſollen, erforderlich werden (vgl. zu 2). § 1402 gewährt 
im Anſchluß an § 1379 die Möglichkeit, die nach $S 1395 ff, 1399 Abſ. 1 
erforderliche Zuſtimmung des Mannes zu erſetzen. Wegen des Verfahrens 
vgl. zu § 1379 Note II. 

2. Beiſpiele bieten die Beſtellung eines Anwalts in Straf, Ehe⸗, Status⸗, 
Entmündigungsſachen, ferner in Rechtsſtreitigkeiten des Vorbehaltsguts, wenn 
die Frau die erforderlichen Mittel aus dem Vorbehaltsgute nicht entnehmen 
kann (vgl. z. B. § 1366). Auch kann z. B. die Aufrechnung einer zum ein⸗ 
gebrachten Gute gehörenden Forderung der Frau gegen eine auf das Vor⸗ 
behaltsgut bezügliche Forderung an die Frau zur ordnungsgemäßen Ver⸗ 
waltung des Vorbehaltsguts gehören. 

3. Der Ausgleich zwiſchen dem Vorbehaltsgut und dem eingebrachten Gute 
geſchieht nach §§ 1415 — 1417. 

$ 1403. 1. Die Vornahme einſeitiger Rechtsgeſchäfte richtet ſich nach 
§§ 130 ff. Im Falle der Abweſenheit oder Verhinderung des Mannes oder 
der Frau gelten die allgemeinen Beſtimmungen daſelbſt. Eine gegenſeitige 
Vertretung der Ehegatten kraft Geſetzes findet nicht ſtatt. 

2. Zu Abf. 2 vgl. § 1399. 

3. Sonderregelung für einſeitige Rechtsgeſchäfte, welche ſich auf das ſelb⸗ 
ſtändig betriebene Erwerbsgeſchäft der Frau beziehen § 1405 Abſ. 1 Satz 2. 
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8 1404. Die Beſchrankungen, denen die Frau nach den $$ 1395 VIL Wirkung, den Derfü- 
bis 1403 unterliegt, muß ein Dritter auch dann gegen ſich gelten Nan geg d. Biiſten. 


laſſen, wenn er nicht gewußt hat, daß die Frau eine Ehefrau iſt. 

$ 1405. Ertheilt der Mann der Frau die Einwilligung zum vim. wegfall der Beſchran. 
ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, jo iſt feine Zuſtimmung . Salbſtundiger Beirieh 
8 ſolchen Rechtsgeſchäften und Rechtsſtreitigkeiten nicht erforderlich, 111 Bee 
ie der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt. Einſeitige Rechtsgeſchäfte willigung des Mannes. 
die ſich auf das Erwerbsgeſchäft beziehen, ſind der Frau gegenüber 
vorzunehmen. 

Der Einwilligung des Mannes in den Geſchäftsbetrieb ſteht es 
gleich, wenn die Frau mit Wiſſen und ohne Einſpruch des Mannes 
das Erwerbsgeſchäft betreibt. 

Dritten gegenüber iſt ein Einſpruch und der Widerruf der Ein⸗ 
willigung nur nach Maßgabe des § 1435 wirkſam. 


5 1404. 1. Die Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberechtigten ableiten, konnen nach § 1404 hinſichtlich der Ber: 
fügungsbeſchränkung der Ehefrau bei geſetzlichem Güterſtande nicht ent⸗ 
ſprechend angewendet werden. (Vgl. § 816 Note 1 1, 2, 3.) 

2. Wer ſich mit einer Frauensperſon in rechtsgeſchäftlichen Verkehr ein⸗ 
läßt, muß auf ſeine Gefahr feſtſtellen, ob dieſelbe verheirathet iſt oder nicht. 
Dies gilt ſelbſt im Falle argliſtiger Täuſchung ſeitens der Ehefrau. Wegen 
des gegen ſie begründeten Schadenserſatzanſpruchs vgl. Note 6. 

3. Die grundbuchliche Eintragung der Verfügungsbeſchränkung der Frau 
Pfeihrer Eigenſchaft als Ehefrau findet nicht ſtatt. Vgl. zu $ 894 Note 


8 4. Iſt ein Gegenſtand von der Ehefrau ohne die erforderliche Zuſtimmung 
Des Ehemanns veräußert, ſo kann der Ehemann von dem Erwerber die 
Rückgewähr ohne Rückſicht auf die (unwirkſame) Verfügung verlangen ($ 1380). 
Hat der Dritte den erworbenen Gegenſtand an einen gutgläubigen Erwerber 
Pe ſo iſt dieſer Erwerb in Gemäßheit der Vorſchriften zu 
ben nig welche Rechte von einem Nichtberechtigten ableiten, zu 
5985 Note I. Auch des Anſpruchs gegen den Dritten vgl. Titelvorb. vor 
3 2 Beſtand di können die Anſprüche aus § 816 in Frage kommen. 

beten Seiftun 5 1.981 2 der Ehefrau in der Annahme einer ihr geſchul⸗ 
— Denen Sn Note 1 1b), fo beſteht die Forderung der Ehefrau 
geen nacht weiter und kann ebenſo wie vor Leiſtung an die Frau 
0 gemacht werden Wegen des möglicher Weiſe geltend zu machenden 
zw. aufrechenbaren Schadenserſatz⸗ oder Bereicherungsanſpruchs vgl. zu 6. 

6. Wegen des Schad enserſatz⸗ oder Bereicher ungsanſpruchs, 
welcher dem Dritten gegen die ohne Zuſtimmung des Mannes verfügende 
Ehefrau nach allgemeinen Grundſätzen etwa entſteht, kann der Gläubiger 
Befriedigung aus dem eingebrachten Gute gemäß §§ 1411 ff. ohne Rückſicht 
925 A i Verwaltung und Nutznießung verlangen. Vgl. § 1412 

ote II 2. 

E 915 A. Selbſtändiger Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts Namens der 
efrau. 

J. Allgemeine Voraus ſetzungen. 

1. Die Frau als Handels⸗ und Gewerbefrau. Vgl. zu § 1356 Note 3. 
2. Erwerbsgeſchäft im Sinne des § 1405 (vgl. auch § 1367) iſt nicht nur 
ein Handels⸗ oder Gewerbebetrieb, ſondern jede als Erwerbszweig, d. h. als 
dauernde Einnahmequelle betriebene z. B. künſtleriſche oder wiſſenſchaftliche 
5 g 2 
„ . Selbſtändiger Betrieb vgl. § 1367 Note 3b. Daſelbſt auch ü 
Betrieb des Geſchäfts durch den Mann Namens der 5 0 je ED 


$ 1405. 
(Selbſtändiger Betrieb 
eines Erwerbsgeſchafts 

durch die Frau.) 
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II. Bedeutung der Vorſchrift des S 1405. 

Durch § 1405 wird der Ehefrau ſowohl im Intereſſe ihres Kredits als 
auch im Intereſſe der Verkehrsſicherheit eine freiere Stellung im Verhältniſſe 
zu ihrem der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung unterliegenden 
Vermögen eingeräumt. Ihre Verfügungsbefugniß und die Wirkſamkeit ihrer 
obligatoriſchen Rechtsgeſchäfte in Anſehung des Vorbehaltsguts bleibt durch 
$.1405 unberührt, vgl. Note III 2 b. 

1. Die Einwilligung oder das bewußte Schweigen (Note 3) des 
Mannes zu dem ſelbſtändigen Geſchäftsbetriebe der Frau hat, ſelbſt wenn das 
Geſchäft ausſchließlich mit Vorbehaltsgut betrieben wird, in dem in § 1405 
beſtimmten a e de (vgl. Note 2) folgende Wirkungen: 

a. Die Zuſtimmung des Mannes zu den einzelnen Rechtsgeſchäften und 
Rechtsſtreitigkeiten iſt zur Hervorbringung der nach §§ 1395 — 1400 von 
dieſer Zuſtimmung (Einwilligung oder Genehmigung) abhängig gemachten 
Wirkungen nicht erforderlich. Dies bedeutet: 

a. Zur Verfügung über eingebrachtes Gut (§§ 1395, 1398) bedarf die 
Frau nicht der Einwilligung des Mannes. 

8. Verpflichtungsgeſchäfte der Frau ($ 1399) find auch in Anſehung des 
eingebrachten Gutes dem Manne gegenüber wirkſam, ſelbſt wenn er 
dem einzelnen Geſchäfte nicht zuſtimmt. 

. Urtheile ($ 1400 Abſ. 1) find dem Manne gegenüber in Anſehung des 
eingebrachten Gutes wirkſam, auch wenn die Frau den Rechtsſtreit 
ohne Zuſtimmung des Mannes geführt hat. 

3. Die Frau kann ein zum eingebrachten Gute gehörendes Recht im 
Wege der Klage ($ 1400 Ab. 2) auch ohne Zuſtimmung des Mannes 
geltend machen. 

b. (Abf. 1 S. 2.) Für die Wirkſamkeit einſeitiger Rechtsgeſchäfte (§ 1403), 
welche ſich auf das Erwerbsgeſchäft beziehen, iſt die Vornahme der Frau 
gegenüber erforderlich und genügend. 

e. Die Folge der Wirkſamkeit der Rechtsgeſchäfte und Urtheile in Anſehung 
des eingebrachten Gutes gegenüber dem Manne iſt die Haftung des ein⸗ 
gebrachten Gutes ohne Rückſicht auf die ehemännliche Verwaltung und 
Nutznießung (§§ 1411 f.). Dieſe Haftung des eingebrachten Gutes tritt 
ſelbſt hinſichtlich derjenigen Verbindlichkeiten der Frau ein, die ſich auf 
das Vorbehaltsgut beziehen oder in Folge eines zum Vorbehaltsgute ge⸗ 
hörenden Rechtes oder des Beſitzes einer dazu gehörenden Sache entſtehen 
($ 1414). Die perſönliche Haftung des Mannes mit ſeinem eigenen Ver⸗ 
mögen wird durch die Einwilligung nicht begründet. 

d. Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut CPO. SS 741, 774, abge: 
druckt zu § 1412 Note III. Vgl. Pr. IM Bl. 1900 S. 22 ff. 

e. Ausgleichung zwiſchen den Ehegatten § 1417. 

2. Der Kreis der die Zuſtimmung des Mannes nicht erfor⸗ 
dernden Geſchäfte. 

a. Rechtsgeſchäfte und RNechtsſtreitigkeiten, die der, d. i. der geſtattete 
Geſchäftsbetrieb nach Auffaſſung des Verkehrs mit ih bringt (vgl. § 112 
Note 3 verglichen mit HGB. § 49). In Seuff. 57 146, OL G. A 341 wird 
— ſehr weitgehend — die Ehefrau, die Theilhaberin einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft (vgl. § 1367 Note 3b), für befugt erachtet, ihr nicht zum Ge: 
ſellſchaftsvermögen gehörendes Grundſtück ohne ehemännliche Zuſtimmung 
im Intereſſe der Geſellſchaft zu belaſten. 

b. Geſchäfte einer Handelsfrau, welche nach Oc B. §§ 343 Abſ. 2, 344 
Handelsgeſchäfte ſind oder zum Betriebe ihres Handelsgewerbes gehören, 
fallen unter $ 1405. EN 

3. Einwilligung und Widerruf der Einwilligung. Unter: 
laſſung des Einſpruchs von Seiten des Mannes. 

a. Die Einwilligung zum ſelbſtändigen Geſchäftsbetrieb iſt keine 
Einwilligung, von der die Wirkſamkeit eines Rechtsgeſchäfts abhängt im 
Sinne der §§ 182 f. 


= 
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b. 


a. 


a. 


Hat die Frau Kau 


. Die Eintra 


Die Einwilligung ift keine empfangsbedürftige Willenserklärung ($ 130 
Note A II); ſie 5 ausdrücklich oder ſtillſchweigend (Note c) erfolgen. 


. Eine beſondere Art der ſtillſchweigenden Einwilligung ift das wiſſentliche 


und einſpruchsloſe Geſchehenlaſſen ſeitens des Mannes (Abſ. 3). Wiſſen 
des es nicht Wiſſenmüſſen (§ 122 Abs. 2) iſt erforderlich. 


„Auch wenn der Mann durch Krankheit oder Abweſenheit verhindert iſt 


($ 1401), treten ohne feine oder ſeines geſetzlichen Vertreters ($ 1409) 
Einwilligung zum ſelbſtändigen Geſchäftsbetriebe die Wirkungen des 
$ 1405 nicht ein. § 1405 ift in § 1401 nicht mitzitirt. Vgl. § 1401 Note 3. 


Keine Erſetzung der ehemännlichen Einwilligung durch das Vormund⸗ 


ſchaftsgericht (§ 1402). § 1402 betrifft nur die Zuſtimmung zur Vor⸗ 
nahme (einzelner) Rechtsgeſchäfte. k 

Der Widerruf der Einwilligung und der Einſpruch ſtehen dem Manne 
jederzeit zu. Die durch Ehevertrag (vgl. Titelvorb. Note B II 2b) ge 
ſicherte Einwilligung des Mannes zum ſelbſtändigen Geſchaftsbetriebe 
kann zwar aus dem Geſichtspunkte der $$ 1353 ff., nicht aber aus 
Gründen des ehelichen Güterrechts zurückgenommen werden. 


„Widerruf und Einſpruch wirken für die Zukunft und nur für die Zu⸗ 


kunft. Wird auf Grund des bisherigen Geſchäftsbetriebs der Frau zur 
ordnungsmäßigen Beſorgung ihrer perſönlichen Angelegenheiten ein Rechts⸗ 
geſchäft erforderlich, ſo kann bei Verweigerung der erforderlichen Ein⸗ 
willigung ſeitens des Mannes Erſetzung der Einwilligung durch das 
Vormundſchaftsgericht nach $ 1402 in Frage kommen. Wegen des Schutzes 
Dritter pgl. zu 4. 
4. Schutz gutgläubiger Dritter. Fr 
Die Bezugnahme auf § 1435 bedeutet, daß einem Dritten gegenüber aus 
dem Einſpruche des Mannes gegen den ſelbſtändigen Geſchäftsbetrieb der 
Frau ſowie aus dem Widerrufe der Einwilligung Einwendungen gegen 
ein zwiſchen ihm und der Ehefrau vorgenommenes Rechtsgeſchäft oder 
gegen ein zwiſchen ihnen ergangenes rechtskraftiges Urtheil nur herge⸗ 
leitet werden können, wenn zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
oder zur Zeit des Eintritts der Rechtshängigkeit der Einſpruch oder der 
Widerruf in dem Güterrechtsregiſter des zuständigen Amtsgerichts 
(88 1558 ff. und zu b) eingetragen oder dem Dritten bekannt war; bes 
kannt ſein mußte, genügt nicht. 

Frau Kaufmannseigenſchaft (HGB. 88 1 ff.; vgl. § 1356 Note 3), 
ſo auß die Eintagung nach 80.5 908. Art. 4 head zu $ 1558, 
auch in dem Güterrechtsregiſter des Ortes der Sanbelaniederlafiung 
Fe — Guür ausländische Gewerbefrauen vgl. GewO. § 11 a zu 


f gung des Widerſpruchs oder Einſpruchs in das Güterrechts⸗ 
regiſter erfolgt auf einſeitigen Antrag des Mannes § 1561. Vgl. ferner 
Fr. § 161 zu §§ 1558 ff. 


i 1 8 der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut vgl. CPO. § 742 
zu 3 


1412. Pr. IMBl. 1900 S. 22 ff 
5. Beweislaſt. 
Ein Dritter, der die Wirkſamkeit eines Rechtsgeſchäfts bzw. eines Urtheils 
dem Manne gegenüber in Anſpruch nimmt, hat zu behaupten und zu be⸗ 
weiſen, daß zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts bzw. des Eintritts 
der Rechtshängigkeit entweder der Mann die Einwilligung zum ſelb⸗ 
ſtändigen Geſchäftsbetrieb ertheilt hatte oder daß zu dieſer Zeit die Frau 
FBF ſelbſtändig betrieb und der Mann hiervon Kenntniß 
atte. 


Sache der Einwendung iſt demgegenüber die Behauptung, daß der 


Widerruf der Einwilligung bzw. der Einſpruch zu derſelben Zeit entweder 


in das zuſtändige Güterrechtsregiſter (zu 4) eingetragen oder dem Dritten 
bekannt war. 


$ 1405. 
(Selbftändiger Betrieb 
eines Erwerbsgeſchäfts 

durch die Frau.) 


2. Ohne Zuſtimmung des 
Mannes ihm gegen⸗ 
über wirkſame Rechts⸗ 
geſchäfte der Frau. 


(5 1405 
Selbſtändiger Betrieb 
eines Erwerbsgeſchäfts 

durch die Frau.) 
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§ 1406. Die Frau bedarf nicht der Zuſtimmung des Mannes: 

1. zur Annahme oder Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines 
Vermächtniſſes, zum Verzicht auf den Pflichttheil ſowie zur 
Errichtung des Inventars über eine angefallene Erbſchaft; 

2. zur Ablehnung eines Vertragsantrags oder einer Schenkung; 

3. zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts gegenüber dem Manne. 


III. Die Rechtsverhältniſſe bezüglich der in dem Erwerbsgeſchäfte der 
Frau ſteckenden Vermögensgegenſtände. 
1. Die der Frau gehörenden Gegenſtände. 
Die Ehegatten haben es in ihrer Hand, durch Ehevertrag vor oder nach 
der Eheſchließung das Vermögen der Ehefrau ganz oder zum Theile zum Vor⸗ 
behaltsgute (vgl. zu 2 b) zu erklären. 
2. Haben die Ehegatten einen Ehevertrag nicht geſchloſſen, jo ergiebt fi) 
folgender Rechtszuſtand: 
a. Das eingebrachte Vermögen iſt nach Maßgabe der $$ 1411 ff., 1405 
CPO. § 741 (zu § 1412 Note III) dem Zugriffe der Gläubiger der Frau 
ausgeſetzt. Zum eingebrachten Vermögen gehören 
a. das im Zeitpunkte der Eheſchließung der Frau zuſtehende Vermögen, 
mag daſſelbe zu einem bereits beſtehenden Erwerbsgeſchäfte gehören 
oder nicht, mag daſſelbe von der Frau durch ſelbſtändigen Erwerb 
oder ſonſtwie erworben ſein. Gleichgültig iſt auch, ob das Vermögen 
in einer etwaigen früheren Ehe Vorbehaltsgut war oder nicht. Aus⸗ 
genommen ſind nur die in § 1367 bezeichneten zum perſönlichen Ge⸗ 
brauche der Frau beſtimmten Sachen. 

ß. das während der Che erworbene Vermögen, ſoweit es nicht nach 
§§ 1366 bis 1370 Vorbehaltsgut iſt (zu b). 
b. Das Vorbehaltsgut der Frau iſt ſchlechthin dem Zugriffe der Gläu⸗ 
biger der Frau ausgeſetzt. Zum Vorbehaltsgute gehören insbeſondere 
a. die zum perſönlichen Gebrauche beſtimmten Arbeitsgeräthe ($ 1366). 
Hierzu können wohl gewiſſe Utenſtlien des Geſchäfts, nicht aber das 
geſammte Geſchäftsvermögen der Frau gerechnet werden (vgl. hierzu 
auch Staub, Handelsgeſetzbuch S. 30 Anm. 72 gegen Düringer und 
Hachenburg); 

6. was die Frau durch den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts 
erwirbt (§ 1367). 

B. Betrieb des der Frau gehörenden Erwerbsgeſchäfts durch den Mann 
in ſeinem eigenen Namen. 

J. Die Befugniſſe und Pflichten des Mannes ergeben ſich aus 
§§ 1373 ff. 

1. Namentlich iſt er zur Verfügung über die eingebrachten verbrauch⸗ 
baren Sachen gemäß § 1376 Ziffer 1 befugt. Zu den verbrauchbaren Sachen 
gehören aber nach $ 92 Abſ. 2 die zu einem Waarenlager oder zu einem 
ſonſtigen Sachinbegriffe gehörenden Sachen, deſſen beſtimmungsgemäßer Ge⸗ 
brauch in der Veräußerung der einzelnen Sachen beſteht. 

2. Die Verpflichtung des Mannes zur Anlegung von Geld findet nach 
§ 1377 Abſ. 2 ihre Grenze an ſeinem Rechte, den zur Beſtreitung von 
Ausgaben, d. h. alſo den als Betriebskapital erforderlichen Betrag bereit zu 
halten. . 

3. Der Erwerb von beweglichen Sachen mit Mitteln des eingebrachten Gutes 
wird den Umſtänden nach regelmäßig nicht für Rechnung des eingebrachten 
Gutes, ſondern für eigene Rechnung des Mannes erfolgen, vgl. § 1381. 

II. Für die Firmenführung kommt HGB. § 22 Abſ. 2 in Betracht. 

III. Für die Auseinanderſetzung zwiſchen den Ehegatten nach 
Beendigung der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung bietet § 1655 
eine geeignete Analogie. 
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$ 1406. I. Die Bedeutung der Vorſchrift im Allgemeinen. 

Die rechtliche Bedeutung der Entbehrlichkeit der ehemännlichen Zuſtimmung 
liegt darin, daß die in § 1406 aufgeführten Rechtsgeſchäfte in Anſehung des 
eingebrachten Gutes dem Manne gegenüber wirkſam ſind, ſelbſt wenn ſie von 
der Ehefrau ohne Zuſtimmung des Mannes vorgenommen find. Vgl. §§ 1395, 
1399, 1401, 1405. Hieraus ergiebt ſich die Schuldenhaftung des eingebrachten 
Gutes gemäß 88 1411, 1412. 

II. Die einzelnen Fälle des § 1406. 

1. Erbrechtliche Thatbeftände. 

a. Annahme einer Erbſchaft §§ 1942 ff. 

a. Die dem Ehemanne gegenüber wirkſame Annahme der Erbſchaft be⸗ 
gründet die Haftung des eingebrachten Gutes für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten (§§ 1411, 1412). Bei Erwerb der Erbſchaft als 
Vorbehaltsgut indeß § 1413. 

6. Der Schutz des Mannes in Anſehung des eingebrachten Gutes gegen 
die aus der Annahme einer überſchuldeten Erbſchaft ſich ergebenden 
Gefahren ergiebt ſich einerſeits aus den Vorſchriften über die Be⸗ 
ſchränkung der Erbenhaftung ($$ 1975 ff.) und andererſeits aus der 
Befugniß des Mannes, auf Grund ſeines Verwaltungsrechts die zur 
Vermeidung des Eintritts unbeſchränkter Erbenhaftung erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen. Vgl. insbeſondere § 2008, wonach die In⸗ 
ventarfriſt auch dem Ehemanne gegenüber geſetzt werden muß; 
CO. § 999 (zu § 1970), wo die ſelbſtändige Befugniß jedes Che: 
gatten zur Beantragung des Aufgebots der Nachlaßgläubiger, 
KO. § 218 Abſ. 1 (zu SS 1975 ff.), wo die ſelbſtändige Befugniß 
ins der Ehegatten zur Beantragung des Nachlaßkonkurſes feſtgeſtellt 
wird. 

Ausſchlagung der Erbſchaft ($ 1953). 

a. Obwohl die Erbſchaft mit dem Anfalle nach formellem Rechte er⸗ 
worben iſt ($$ 1922, 1942) und deshalb die Ausſchlagung eine unter 
$ 1395 fallende Verfügung der Ehefrau bedeutet, wird (in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit § 517) die Ausſchlagung ihrer materiellen Bedeutung 

Jentſprechend als Nichtannahme der Erbſchaft behandelt. 

5. Daß die Frau zu einem Erbverzichte (§ 2346) nicht der Zuſtim⸗ 
PN des Mannes bedarf, iſt als ſelbſtverſtändlich betrachtet. Die 
AR auf welche verzichtet wird, gehört noch nicht zum Vermögen 
der Chefrau und ſomit auch nicht zum eingebrachten Gute. § 1395 

c. F Ai 3 a nicht anwendbar. 

b. de Annahme und Aus ä i 
6 2180) gilt das Entſprechende n Vermächtniſſen 

d. kr den Pfllichttheil, d. h. den bereits angefallenen Pflicht⸗ 
theil (SS 2303 ff.), nicht Verzicht auf das Pflichttheilsrecht; auf dieſen 
findet b3 Anwendung. Vgl. § 2346 Note 4. Die Vorſchrift beruht auf 
der perſönlichen Natur des Pflichttheilsanſpruchs. 

e. Errichtung eines Inventars über eine angefallene Erbſchaft 

§§ 1993 ff. Vgl. zu aß. 
2. Ablehnung eines Vertragsantrags 145 ff.) oder einer 
Schenkung ($ 516). 8 iu 

Daß die Ehefrau zur Annahme eines Vertragsantrags, ſofern der Ver⸗ 
trag nicht eine Verfügung über eingebrachtes Gut ($ 1395) enthält, befugt 
iſt, ergiebt ſich aus ihrer Geſchäftsfähigkeit. Die Wirkſamkeit gegenüber dem 
Manne richtet ſich nach § 1399. 

3. Rechtsgeſchäfte der Frau gegenüber dem Ehem anne 

a. Nach Mot. IV S. 245 iſt ſelbſtverſtändlich zu den von der Ehefrau mit 

dem Ehemanne ſelbſt oder deſſen geſetzlichen Vertreter (§ 1409) geſchloſ⸗ 


ſenen Verträ i i s 
forderlich. gen eine beſondere Zuſtimmung des Mannes nicht er⸗ 


zu 


$ 1406. 


3. Ohne Zuſtimmung des 
Mannes ihm gegen⸗ 
über wirkſamepProzeß⸗ 
führung der Frau. 
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8 1407. Die Frau bedarf nicht der Zuſtimmung des Mannes: 

1. zur Fortſetzung eines zur Zeit der Eheſchließung anhängigen 
Rechtsſtreits; 

2. zur gerichtlichen Geltendmachung eines zum eingebrachten Gute 
gehörenden Rechtes gegen den Mann; 

3. zur gerichtlichen Geltendmachung eines zum eingebrachten Gute 
gehörenden Rechtes gegen einen Dritten, wenn der Mann ohne 
die erforderliche Zuſtimmung der Frau über das Recht ver⸗ 
fügt hat; 

4. zur gerichtlichen Geltendmachung eines Widerſpruchrechts gegen⸗ 
über einer Zwangsvollſtreckung. 


b. Ob bei Abſchließung eines Vertrags zwiſchen der Frau und einem Be⸗ 
vollmächtigten des Mannes, in der Ertheilung der Vollmacht auch zu⸗ 
gleich die Einwilligung zur Abſchließung des Vertrags mit der Ehefrau 
liegt, iſt Thatfrage. 

1407. J. Die rechtliche Bedeutung der Vorſchrift. 

1. Die Entbehrlichkeit der ehemännlichen Zuſtimmung bedeutet: 
a. Die Urtheile in den in § 1407 aufgeführten Rechtsſtreitigkeiten und die 

aus dieſen Urtheilen ſich ergebenden Verbindlichkeiten der Frau ſind in 

Anſehung des eingebrachten Gutes dem Manne gegenüber wirkſam, auch 

wenn der Mann dem Rechtsſtreite nicht zugeſtimmt hat. Vgl. $$ 1400, 

1401, 1405. Hieraus ergiebt ſich die Schuldenhaftung des eingebrachten 

Gutes gemäß § 1411. 

b. In den Fällen des § 1407 kann die Aktivlegitimation der Frau nicht auf 
Grund des § 1400 Abſ. 2 in Frage geſtellt werden. 

2. Zu rechtsgeſchäftlichen Verfügungen über Gegenſtände des ein⸗ 
gebrachten Gutes, ſelbſt wenn dieſelben aus Anlaß des Prozeſſes und in 
prozeſſualen Formen ſich vollziehen (vgl. § 1400 Note II I b), wird die Frau 
durch § 1407 nicht ermächtigt. Hierfür verbleibt es vielmehr bei der Vor⸗ 
ſchrift der §§ 1395, 1398. 4 

3. Dem Manne fteht zur Wahrnehmung feiner Rechte der Beitritt als 
Nebenintervenient der Frau und zwar gemäß CPO. § 69 als Streitgenoſſe 
der Frau offen. 

4. Haftung für die Prozeßkoſten 107 § 1387 Note A III 1 u. 2 a. 

II. Die einzelnen Fälle des § 1407. 

1. Fortſetzung eines Rechtsſtreits. 

a. Ziffer | des § 1407 bringt an dem Hauptanwendungsfalle (nämlich des 
zur Zeit der Eheſchließung bereits anhängigen Rechtsſtreits der 
Frau) das Prinzip zum Ausdrucke, daß die Zuſtimmung des Mannes 
nicht erforderlich iſt (vgl. zu I), wenn die Vorausſetzungen der Erforder⸗ 
lichkeit erſt nach der Rechtshängigkeit eintreten. Vgl. § 1400 Note IV 3 b. 

b. Wegen der entſprechenden Anwendung dieſes Prinzips auf die Fälle der 
$S 1401, 1405 vgl. zu § 1400 Note IV 3. 

c. Wegen der Rechtslage bei Wechſel des Güterſtandes vgl. zu § 1412 
Note 1 2. 

d. Wegen der Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel in Anſehung des einge⸗ 
brachten Gutes CPO. $ 742, abgedruckt zu § 1412. 

2. Gerichtliche Geltendmachung eines zum eingebrachten Gute 
gehörenden Rechtes gegen den Mann. 

Wegen der zeitlichen Beſchränkung der Frau in der gerichtlichen Geltend⸗ 
machung der aus dem ehelichen Güterrechte fließenden Anſprüche gegen den 
Mann während der Dauer des Güterſtandes vgl. § 1394. Koſten vgl. § 1416 
Abſ.! ſowie zu § 1387 Note A III 2 b. 

3. Gerichtliche Geltendmachung eines zum eingebrachten Gute 
gehörenden Rechtes gegen einen Dritten. 
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§ 1408. Das Recht, das dem Manne an dem eingebrachten O. Unübertragbarteit ber 
Gute kraft ſeiner Verwaltung und Nutznießung zufteht, iſt nicht 
übertragbar. 

$ 1409. Steht der Mann unter Vormundſchaft, jo hat ihn der P. Dertretung des bevor- 
Vormund in den Rechten und Pflichten zu vertreten, die ie) ang EEE 
der Verwaltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes ergeben. 
Dies gilt auch dann, wenn die Frau Vormund des Mannes iſt. 
— —„—-— 


Verfügung des Mannes ohne die erforderliche Zuſtimmung der Frau 
3 1375. Vgl. daſelbſt Note II. 8 . 

4. Gerichtliche Geltendmachung eines Widerſpruchsrechts 
gegenüber einer Zwangsvollſtreckung. a 
„Die Faſſung iſt möglichſt umfaſſend gewählt. Es fallen unter Ziffer 4 
die Widerſpruchsrechte bei einer 
a. Zwangsvollſtreckung gegen die Frau ſelbſt. Es macht keinen 

Unterſchied, ob es ſich um eine Zwangsvollſtreckung in das Vermögen 

oder zur Erwirkung der Herausgabe von Sachen bzw. der Abgabe von 

Willenserklärungen handelt. 

3. Einwendungen gegen die Zuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel CPO. 

f. Einwendungen gegen die Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung oder 
das Verfahren des Gerichtsvollziehers CPO. § 766. 

J. Einwendungen, welche den durch das Urtheil feſtgeſtellten Anſpruch 
ſelbſt betreffen, CPO. § 767. 

b. Zwangsvollſtreckung gegen einen Dritten, inſonderheit auch 

gegen den Mann. 

3. Widerſpruch der Frau auf Grund ihres die Veräußerung hindernden 

„Rechtes CRD. § 771. (Titelvorb. vor § 985.) 

6. Widerſpruch (CPO. § 766) gegen die Zwangsvollſtreckung, welche über 
das in CRD. $ 861 zugelaſſene Maß hinaus in die von dem Manne 
erworbenen Früchte des eingebrachten Gutes vorgenommen wird. 


$ 1408. 1. Die Unübertragbarkeit des ehemännlichen Rechtes ſteht nicht 
der Nutzung des Gutes durch Vermiethung und Verpachtung einzelner Gegen⸗ 
ſtände ſeitens des Ehemannes entgegen. Vgl. 8 1423. 
ai A eee a zugleich die Unzuläſſigkeit der Belaſtung 

5 9 es mit ei i i 
ss 1069 Abf. 2 1974 Ab. 2 nem Nießbrauch oder einem Pfandrechte, 

3. Aus der Nichtpfändbarkeit (EMO. 861) ergiebt ſich zugleich, daß das 
ehemännliche Recht und die der Pfändung en a gl. zu 91410 
Note J 2) nicht zur Konkursmaſſe des Mannes gehören (KO. § 1). Der 
Widerſpruch iſt von dem Manne oder der Frau (vgl. § 1407 Note II 4) aus: 
ſchließlich im Wege der Erinnerung gemäß ERD. § 766 geltend zu machen, 
RG. 34 380, 40 365, OLG. 1 242, vgl. indeß auch OLG. 2 126. 

0. 8861. Das Recht, welches bei dem Güterstande der Verwaltung und 
Nuleniessung dem Ehemann an dem eingebrachten Gute zusteht, ist der Pfändung 
nicht unterworfen. Die von dem Ehemann erworbenen Früchte des eingebrachten 
Gutes sind der Pfändung nicht unterworfen, soweit sie zur Erfüllung der in den 
ss 1384— 1387 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bestimmmten Verpflichtungen des 

"hemamns, zur Erfüllung der ihm seiner Ehefrau, seiner früheren Ehefrau oder 
en Verwandten gegenüber gesetzlich obliegenden Unterhaltspflicht und zur 

Estreitung seines standesmässigen Unterhalts erforderlich sind. 

Der Widerspruch kann auch von der Ehefrau nach $ 766 geltend gemacht 


werden. 


$ 1409. 1. Vormundſchaft über den Ehemann 1896 ff.; die % 
Vormünderin des We 1900. i N W 


© Reumann, Handausgabe des BB. II. 3. Aufl, 7 


I. Verhältniß zu den Glau⸗ 
bigern. 
1. Gläubiger d. Mannes. 


Vorbemerkung zu 
88 1110 fl. 
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3. Schuldenhaftung. 


§ 1410. Die Gläubiger des Mannes können nicht Befriedigung 
aus dem eingebrachten Gute verlangen. 


2. Die Anwendbarkeit des § 1409 auf den Fall der Pflegſchaft ergiebt 
ſich aus § 1915. 

3. Vormundſchaftsgerichtliche Erſetzung der erforderlichen ehemännlichen 
Einwilligung, wenn der Mann bevormundet iſt, vgl. § 1402 Note 1. 

4. Klage der Frau auf Aufhebung der ehemännlichen Verwaltung und 
Nutznießung wegen Entmündigung des Mannes oder wegen Einleitung einer 
Pflegſchaft über denſelben § 1418 Ziffer 3, 4, 5. 

5. (Satz 2.) Die Frau als Vormünderin § 1900. Durch die Vorſchrift 
des Satz 2 (ogl. §§ 181, 1795 Abſ. 1 Ziffer 1, 1897, 1915) wird die Beſtel⸗ 
lung eines Pflegers neben der Frau zum Zwecke der Ertheilung der Ein⸗ 
willigung aus § 1395 für jeden einzelnen Fall entbehrlich gemacht. Die 
Verantwortlichkeit der Ehefrau gegenüber dem Manne ergiebt ſich aus § 1833. 

Bei dem geſetzlichen Güterſtande der Verwaltung und Nutznießung kommen 
überhaupt und insbeſondere auch für die Schuldenhaftung der Ehegatten 
gegenüber ihren Gläubigern drei ſelbſtändige Gütermaſſen in Frage: 

a. Das Vermögen des Mannes haftet für die Schulden des Mannes, 
für die Schulden der Frau ſelbſt dann nicht, wenn ſie auf einem mit 
Zuſtimmung des Mannes in der Perſon der Frau eingetretenen Ver⸗ 
pflichtungsgrunde beruhen. 

Eine Ausnahme bildet lediglich die geſammtſchuldneriſche Haftung 
des Mannes (§ 1388) für die Verbindlichkeiten der Frau, welche nach 
wirthſchaftlichen Grundſätzen aus den laufenden Einnahmen gedeckt zu 
werden pflegen. Es find dies die in §§ 1385— 1387 aufgeführten Ber: 
bindlichkeiten. 

b. Das Vorbehaltsgut der Frau ($$ 1365 ff.) haftet unbeſchränkt für 
die Verbindlichkeiten der Frau. Für die rechtliche Beurtheilung der das 
Vorbehaltsgut betreffenden Rechtsverhältniſſe iſt — abgeſehen von der 
Vermuthung aus § 1362 und KO. § 45 — den Gläubigern gegenüber die 
Eigenſchaft der Frau als Ehefrau belanglos. 

Die Frau kann einen Gläubiger, der ſich wegen einer Verbindlichkeit, 
für welche auch das eingebrachte Gut haftet, Befriedigung aus dem 
Vorbehaltsgut erholt, nicht auf das eingebrachte Gut verweiſen. Die 
Ausgleichung zwiſchen den beiden Gütermaſſen unter den Ehegatten findet 
gemäß § 1417 Abſ. 2 ſtatt. 

e. Die Haftung des eingebrachten Gutes iſt in den §§ 1410 ff. geregelt. 

8 1410. 1. Die Rechtsverhältuiſſe des eingebrachten Gutes. 

1. Die Subſtanz des eingebrachten Gutes iſt Vermögen der Frau. 
Hieran wird auch dadurch nichts geändert, daß es ſich auf Grund der ehe⸗ 
männlichen Verwaltung in der Hand des Mannes befindet. Es haftet für 
die Verbindlichkeiten des Mannes überhaupt nicht (§ 1410). Auch die ver⸗ 
brauchbaren ($ 92), zum eingebrachten Gute gehörenden Sachen, einſchließlich 
des baaren Geldes, bleiben Eigenthum der Frau, vgl. § 1377 Note 13. 

2. Die Früchte des eingebrachten Gutes werden zwar auf Grund 
der ehelichen Nutznießung von dem Manne gemäß § 1383 erworben. Die 
Nutznießung bezweckt indeß in erſter Linie, dem Manne einen Beitrag zur 
Beſtreitung der ehelichen Laſten zu gewähren (S$ 13841387, 1389). Dem⸗ 
gemäß entzieht die Beſtimmung CO. § 861 (abgedruckt zu $ 1408) in weitem 
Umfang auch die von dem Manne bereits erworbenen Früchte für die 
Zwangsvollſtreckung und damit auch für den Konkurs (vgl. $ 1419 Note 2) 
dem Zugriffe feiner Gläubiger. Gegen eine über das nach § 861 zuläſſige 
Maß hinausgehende Pfändung ſteht dem Manne, wie auch ſelbſtändig der 
Frau (CRD. § 861 Abſ. 2, § 1407 Ziffer 4) der Rechtsbehelf aus CRD. 
§ 766 zu. Vgl. auch $ 1408 Note 3. Die Vorſchrift CPO. § 861 iſt, obwohl 
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§ 1411. Die Gläubiger der Frau können ohne Rückſicht auf 2. Gläubiger der Frau. 


die Verwaltung und Nutznießung des Mannes Befriedigung aus“ 
dem eingebrachten Gute verlangen, ſoweit ſich nicht aus den §§ 1412 
bis 1414 ein Anderes ergiebt. Sie unterliegen bei der Geltend⸗ 
machung der Anſprüche der Frau nicht der im § 1394 beſtimmten 
Beſchränkung. 

Hat der Mann verbrauchbare Sachen nach $ 1377 Abſ. 3 ver⸗ 
außert oder verbraucht, ſo iſt er den Gläubigern gegenüber zum 
ſofortigen Erſatze verpflichtet. 


der Wortlaut Zweifel zuläßt, nicht anwendbar, wenn die Zwangsvollſtreckung 
gegen beide Ehegatten als Geſammtſchuldner (vgl. zu II 2 und 3) betrieben 
wird. In dieſem Falle bleibt es lediglich bei den allgemeinen Pfändungs⸗ 
beſchränkungen (insbeſondere CPO. §§ 811, 812, 850, vgl. ferner zu § 400). 

II. Die Gläubiger des Mannes. 

1. Ob Jemand Gläubiger des Mannes oder der Frau iſt, iſt 
nach den allgemeinen Grundſätzen, insbeſondere auch unter Berückſichtigung 
er Vorſchriften über die Vertretung mit und ohne Vertretungsmacht 
($$ 164 ff.) zu beurtheilen. Von beſonderer Bedeutung wird für dieſe Frage 
die Vorſchrift über die der Ehefrau innerhalb ihrer Schlüſſelgewalt (§ 1362) 
zustehende Vertretungsmacht. 
ER Der dem Manne zu gewährende Kredit ift nicht nach dem 
äußerlich in ſeiner Hand vereinigten Vermögen zu bemeſſen, ſondern unter 
Prüfung, wem daſſelbe gehört. In Fällen zweifelhafter Kreditwürdigkeit 
empfiehlt es ſich, Verträge mit beiden Ehegatten gemeinſchaftlich ($ 427) oder 
17% eusgigafizübernahme ($$ 765 ff.) der Ehefrau abzuſchließen. Vgl. zu 


3. Das Vermietherpfandrecht bezieht ſich nur auf die eingebrachten 
Sachen des Miethers, nicht auch ſeiner Ehefrau § 559. Der Vermiether 
wird demgemäß gut thun, bei unſicheren Kreditverhältniſſen feines Miethers 
ene am beiden Eheleuten abzuschließen (vgl. zu 2). 
Rechtsverhältniſſe zw äubi 

Danies, ) 1) ſſe zwiſchen der Fran und den Gläubigern des 
1. Aktivlegitimation der Frau zur gerichtlichen Geltendmachun 
eines Widerſpruchsrechts gegenüber einer l $ 1407 Sie 8 

2. Eigenthumsvermuthungen für das Verhältniß zwiſchen der Frau und 
den Gläubigern des Mannes § 1362 und daſelbſt KO. § 45. 
1 5 Anfechtungsrecht der Gläubiger hinſichtlich der Verträge, durch welche 
a des Mannes auf die Frau übertragen ift, vgl. Anfechtungsgeſetz 
vom — 1879 § 3 Ziffer 2 und 4 (hinter § 144), KO. § 31 Ziffer 2, 
8 2 8 . 

§ 1411. J. Duldung der Zwangsvollſtreckung durch den Maun. 
> 1. Die Regel iſt, daß die Gläubiger der Frau ohne Rückſicht auf die 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes Befriedigung aus dem einge⸗ 
brachten Gute verlangen konnen, daß alſo der Mann die Zwangsvollſtreckung 
ſeitens der Gläubiger der Frau in deren eingebrachtes Gut zu dulden hat. 
Inwieweit für die Zwangsvollſtreckung dieſe Duldungspflicht des Mannes 
durch Urtheil feſtgeſtellt oder die Duldung der Zwangsvollſtreckung von dem 
Manne durch exekutoriſche Urkunde bewilligt ſein muß, beſtimmen CO. 
96.39. 741, 743, 794 Abſ. 2, abgedruckt zu § 1412 Note III. Wird der 
Anſpruch gegen die Frau im Wechſelprozeſſe verfolgt, ſo kann auch in der⸗ 
ſelben Prozeßart der acceſſoriſche Anſpruch gegen den Mann auf Duldung 
21 Iwangsvollſtreckung geltend gemacht werden, RG. JW. 1902 S. 13236. 
uch die Duldungspflicht des Mannes begründet nicht ſeine perſönliche 


Leiſtungspflicht. — ! 
Ro) l. 900 8 22 fl Vorb. zu §§ 1410-1417 Note a. Vgl. ferner r. 


7 * 
‘ 


Grundfag unbeſchrank⸗ 
ter Haftung des einge⸗ 
brachten Gutes. 
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b. ace de Berkinb- § 1412. Das eingebrachte Gut haftet für eine Verbindlichkeit 
4. Rechtegeſchafflice der Frau, die aus einem nach der Eingehung der Ehe vorgenom⸗ 


Verbindlichteiten. menen Rechtsgeſchäft entſteht, nur dann, wenn der Mann feine 
Zuſtimmung zu dem Rechtsgeſchäft ertheilt oder wenn das Rechts⸗ 
geſchäft ohne ſeine Zuſtimmung ihm gegenüber wirkſam iſt. 

4. Kosten eines Rechts-. Für die Koſten eines Rechtsſtreits der Frau haftet das eingebrachte 
ſtretts der Frau. Gut auch dann, wenn das Urtheil dem Manne gegenüber in An⸗ 
ſehung des eingebrachten Gutes nicht wirkſam iſt. 


2. Gegenüber der Regel des den Gläubigern der Frau in An⸗ 
ſehung des eingebrachten Gutes offenſtehenden Zugriffsrechts 
(zu 1) enthalten die §§ 1412—1414 Ausnahmen, deren Vorausſetzungen von 
dem Manne (vgl. zu 3) zu beweiſen find. Vgl. wegen der Beweislaſt ferner 
zu § 1412 Note II 1. — Zu dem dem Zugriffe der Gläubiger der Frau aus⸗ 
geſetzten eingebrachten Gute gehören nicht mehr die von dem Manne gemäß 
§ 1383 erworbenen Nutzungen des eingebrachten Gutes; inſonderheit alſo 
nicht fällig gewordene Zinſen und Miethen des Frauenvermögens; vgl. 
OLG. 2 478. 

3. Die Beſchränkungen des Gläubigerzugriffs beſtehen ledig⸗ 
lich im Intereſſe des Mannes. Daraus ergiebt ſich: 

a. Nur der Mann, nicht auch die Frau hat das Recht, der Befriedigung 
aus dem eingebrachten Gute wegen einer dem Manne gegenüber nicht 
wirkſamen Verbindlichkeit der Frau zu widerſprechen. 

b. Das eingebrachte Gut haftet für jede dem Manne gegenüber begründete 
Verbindlichkeit der Frau. Hierbei iſt es gleichgültig, ob die Forderung 
des Mannes von dieſem ſelbſt oder von einem Rechtsnachfolger, inſonder⸗ 
heit alſo von einem Gläubiger geltend gemacht wird, dem die Forderung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung überwieſen iſt. 

II. Geltendmachung güterrechtlicher Anſprüche der Frau gegen den Mann 
durch einen Glänbiger der Frau. (Abi. 1 Satz 2, Abſ. 2). Die Befugniß 
der Gläubiger, Befriedigung aus dem eingebrachten Gute ohne Rückſicht 
auf die Verwaltung und Nutznießung des Mannes zu verlangen, 
ergiebt die beiden in Abj. 1 Satz 2 und Abb. 2 ausgeſprochenen Folgerungen. 

1. (Abs. 1 Satz 2.) Die Gläubiger der Frau konnen die ihnen fei es im 
Wege der Zwangsvollſtreckung, ſei es zum Zwecke der Schuldentilgung 
abgetretenen (vgl. § 1394 Note 4) Anſprüche der Frau, die dieſer auf Grund 
der Verwaltung und Nutznießung gegen den Mann zuſtehen, während der 
Dauer des Güterſtandes geltend machen, auch wenn die Vorausſetzungen 
des Sicherheitsleiſtungsanſpruchs gegen den Mann nicht vorliegen vgl. § 1394. 

2. Der Mann iſt den Gläubigern der Frau gegenüber, auch während 
der Dauer des Güterſtandes zum ſofortigen Wertherſatze für die von ihm 
veräußerten oder verbrauchten verbrauchbaren Sachen unbedingt, d. h. nicht 
nur ſoweit es durch die ordnungsmäßige Verwaltung gefordert wird (vgl. 
§ 1377 Abſ. 3 und daſelbſt Note 13e und d) verpflichtet. Der Anſpruch iſt 
nach Ueberweiſung im Wege der Zwangsvollſtreckung oder nach Abtretung 
zum Zwecke der Schuldentilgung von den Gläubigern gegen den Mann im 
Wege der Klage geltend zu machen. 

$ 1412. J. Vor Eintritt des geſetzlichen Güterſtandes entſtandene Ver⸗ 
bindlichkeiten der Fran. 5 

1. Vor Eingehung der Ehe begründete Verbindlichkeiten der 
Frau. Von der Regel des den Gläubigern der Frau offenſtehenden Zu⸗ 
griffs auf das eingebrachte Gut (F 1411 Abſ. 1 Satz 1) laſſen die 8 1412 
bis 1414 Ausnahmen überhaupt nur für Verbindlichkeiten zu, welche nach 
Eingehung der Ehe entſtanden ſind. Hieraus ergiebt ſich das un⸗ 
beſchränkte Zugriffsrecht der Gläubiger hinſichtlich aller vor— 
ehelichen Verbindlichkeiten der Frau. 
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2. Nach Eingehung der Ehe, aber vor Eintritt der ehemänn⸗ 
lichen Verwaltung und Nutznießung begründete Verbindlich⸗ 
keiten der Frau. 

2. Die Regelung, daß das eingebrachte Gut dem Zugriffe der Gläubiger 
für alle vor Eingehung der Ehe begründeten Verbindlichkeiten der Frau 
offenſteht (zu 1), beruht auf dem Prinzipe (vgl. § 1363 Note 2), daß das 
Vermögen der Frau der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung nur 
in ſeinem Beſtande zur Zeit des Eintritts des geſetzlichen Güterſtandes 
und nur unter Wahrung der Rechte der Gläubiger unterworfen wird. 
Dieſes für den Hauptfall (Eintritt des geſetzlichen Güterſtandes mit der 
Eheſchließung § 1363) ausgeſprochene Prinzip iſt aber unbedenklich auf 
diejenigen Fälle anzuwenden, in denen die ehemännliche Verwaltung und 
Nutznießung erſt nachträglich in Folge Wechſels des Güterſtandes 
(§§ 1432 ff., 1436) eintritt. 

b. Nach voraufgegangener Gütertrennung (8$ 1426 ff.) iſt für die 
Anwendung der §§ 1412 ff. an Stelle des Zeitpunkts der Eingehung der 
Ehe der Zeitpunkt des Eintritts der ehemännlichen Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung einzuſetzen, da bei Gütertrennung die Rechtsverhältniſſe hinſicht⸗ 
lich des Vermögens der Ehegatten durch die Eheſchließung nicht berührt 
werden. 

e. Nach voraufgegangener Gütergemeinſchaft wird dem zu a dar⸗ 
gelegten Prinzipe genügt, wenn das Vermögen der Frau dem Zugriffe 
der Gläubiger in demſelben Umfange wie während der Gütergemeinſchaft 
ausgeſetzt bleibt. Es haftet alſo für Verbindlichkeiten, für welche bei der 
Gütergemeinſchaft nur das Vorbehaltsgut der Frau haftete ($$ 1460 
bis 1462), das nunmehrige eingebrachte Gut gemäß § 1411 inſoweit, als 
das frühere Vorbehaltsgut eingebrachtes Gut geworden iſt; andererſeits 
bleibt, inſofern das frühere Vorbehaltsgut auch nach Eintritt des geſetz⸗ 
lichen Güterſtandes Vorbehaltsgut geblieben iſt, der Zugriff der Gläu⸗ 

biger auf dieſes beſchränkt. (A. M. Planck zu § 1411 Note 1.) 

II. Nach Eintritt des geſetzlichen Güterſtandes entſtandene Verbindlich⸗ 
keiten der Frau. 

1. Rechtsgeſchäftlich begründete Verbindlichkeiten. Die Vor⸗ 
ſchrift des § 1412 ift die Konſequenz der in §§ 1399—1407 gegebenen Rege⸗ 
lung. Gegenüber der Regel des unbeſchränkten Zugriffsrechts der Gläubiger 
in Anſehung des eingebrachten Gutes wegen aller Verbindlichkeiten der Frau 
($ 1411 Abs. 1 Satz 1) iſt ges Einwendung des Mannes, daß die Verbind⸗ 
lichkeit aus einem nach Eingehung der Ehe (bzw. nach Eintritt des ge⸗ 
setzlichen Güterſtandes vgl. zu 1 2) vorgenommenen Rechtsgeſchäfte herrührt. 
— Demgegenüber hat der Glaubiger wiederum zu beweiſen, 

a. daß der Mann feine Zuſtimmung (Einwilligung oder Genehmigung 

§§ 182 ff.) zu dem Rechtsgeſchäft ertheilt hat oder 

b. daß das Rechtsgeſchäft dem Manne gegenüber auch ohne ſeine Zuſtim⸗ 
mung wirkſam iſt ($$ 1399 Abſ. 2, 1401, 1402, 1405, 1407). 

2. Kraft Geſetzes entſtehende Verbindlichkeiten. 

Für die nicht auf Rechtsgeſchäft beruhenden, ſondern kraft Geſetzes ent⸗ 
ſtehenden Verbindlichkeiten, verbleibt es — vorbehaltlich der Ausnahmen in 
88 1413, 1414 — bei dem den Gläubigern in Anſehung des eingebrachten 
Gutes offenſtehenden Zugriffe (§ 1411), gleichgültig, ob die Verbindlichkeit 
vor oder nach dem Eintritte des geſetzlichen Güterſtandes entſtanden iſt. 
Hierunter fallen insbeſondere 
a. Verbindlichkeiten aus unerlaubten Handlungen ($$ 823 ff.). Wegen der 

Anſprüche aus 88 833. 838 vgl. zu 8 1414 Note 3. Koſten eines Straf⸗ 
verfahrens und Geldſtrafe vgl. § 1415 Ziffer 1. — Rechtsnatur des An⸗ 

fechtungsanſpruchs wegen Benachtheiligung der Gläubiger vgl. RG. 21 420 
1 (Plen). OLG. 3 53. 

Verbindlichkeiten, die in Folge des Erwerbes einer Erbſchaft oder eines 

Vermächtniſſes entſtehen. Vgl. indeß zu § 1413 und zu § 1406 Note II I. 


$ 1412. 


$ 1412. 
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e. Verbindlichkeiten der Frau aus Geſchaftsführung ohne Auftrag (vgl. hier⸗ 
zu Mot. IV S. 250). 

d. Verbindlichkeiten der Frau aus ungerechtfertigter Bereicherung §§ 812 ff. 
Vgl. indeß § 1414; ferner den beſonderen Fall des § 1399 Abſ. 2 Satz 2. 

e. Af aus öffentlichen und privatrechtlichen Laſten. Vgl. § 1385 
Ziffer 1—3. 

1. Unterhaltsverbindlichkeiten der Frau. Vgl. hierzu § 1386 Note III 3. 

3. (Abſ. 2.) Rechtsſtreitigkeiten. 

a. Das eingebrachte Gut haftet nach Abſ. 2 für die Koſten jedes von der 
Ehefrau geführten Rechtsſtreits, ohne Rückſicht auf die Parteirolle der 
Frau und den Gegenſtand des Prozeſſes, ſelbſt wenn derſelbe ſich auf 
das Vorbehaltsgut bezieht. Vgl. § 1387 Note A III. 

b. Wegen des Ausgleichs zwiſchen Vorbehaltsgut und eingebrachtem Gute 
§§ 1415-1417. 

c. Er 2 geſammtſchuldneriſchen Haftung des Mannes SS 1388, 1387 

iffer 1. 

III. Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut. Vgl. zu § 1400 
Note II 2 bg. 

1. Vorausſetzungen der Zwangsvollſtreckung. 

PO. 5 739. Bei dem Güterstande der Verwaltung und Nutzniessung, der 
Errungenschaftsgemeinschaft oder der Fahrnissgemeinschaft ist die Zwangsvoll- 
streckung in das eingebrachte Gut der Ehefrau nur zulässig, wenn die Ehefrau 
zu der Leistung und der Ehemann zur Duldung der Zwangsvollstreckung in 
das eingebrachte Gut verurtheilt ist. 


CPO. $ 741. Betreibt die Ehefrau selbständig ein Erwerbsgeschäft, so ist 
zur Zwangsvollstreckung in das eingebrachte Gut und in das Gesammigus ein 
gegen die Ehefrau ergangenes Urtheil genügend, es sei denn, dass zur Zeit des 
Eintritts der Rechtshängigkeit der Einspruch des Ehemunns gegen den Betrieb 
des Erwerbsgeschäfts oder der Widerruf seiner Einwilligung zu dem Betrieb im 
Güterrechtsregister eingetragen war. 

$ 742. Ist der Güterstand der Verwaltung und Nutzniessung, der Errungen- 
schaflsgemeinschaft oder der Fahrnissgemeinschaft erst eingetreten, nachdem ein 
von der Ehefrau oder gegen sie geführter Rechtsstreit rechtshängig geworden ist, 
so finden auf die Ertheilung einer in Ansehung des eingebrachten Gutes der 
Ehefrau vollstreckbaren Ausferligung des Urtheils für oder gegen den Ehemann 
die Vorschriften der SS 727, 730—732 entsprechende Anwendung. 

Das Gleiche gilt für die Ertheilung einer in Ansehung des Gesammtguts voll- 
streckbaren Ausfertigung, wenn die allgemeine Gütergemeinschaft oder die Fahr- 
nissgemeinschaft erst eingetreten ist, nachdem ein von der Ehefrau oder gegen 
sie 'geführter Rechtsstreit rechtshängig geworden ist. 

CPO. $ 794 Abs. 2. Soweit nach den Vorschriften der $$ 737, 739, 743, 
des $ 745 Abs. 2 und des $ 748 Abs. 2 die Verurtheilung eines Betheiligten zur 
Duldung der Zwangsvollstreckung erforderlich ist, wird sie dadurch ersetzt, dass 
der Betheiligte in einer nach Abs. 1 Nr. 5 aufgenommenen Urkunde die sofortige 
Zwangsvollstreckung in die seinem Rechte unterworfenen Gegenstände bewilligt. 

2. Widerſpruchsklage des Mannes. 

CPO. 8774. Findet nach $ 741 die Zwangsvollstreckung in das einge- 
brachte Gut der Ehefrau oder in das Gesammigut statt, so kann der Ehemann 
nach Massgabe des $771 Widerspruch erheben, wenn das gegen die Ehefrau 
ergangene Urtheil in Ansehung des eingebrachten Gutes oder des Gesammiguts 
ihm gegenüber unwirksam ist. 

IV. Konkurs über das Vermögen der Frau. 

Vgl. über die Rechtsverhältniſſe in Anſehung der beiden Vermögensmaſſen 
des Vorbehaltsguts und des eingebrachten Gutes Planck zu § 1411 Note 8, 
Seuffert, D. Jur. Ztg. 1898 S. 119, Jaeger, Konkursordnung § 2 Anm. 33—39. 
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5 1413. Das eingebrachte Gut haftet nicht für eine Verbind⸗ 
lichkeit der Frau, die in Folge des Erwerbes einer Erbſchaft oder 
eines Vermächtniſſes entſteht, wenn die Frau die Erbſchaft oder das 
Vermächtniß nach der Eingehung der Ehe als Vorbehaltsgut erwirbt. 
8 1414. Das eingebrachte Gut haftet nicht für eine Verbind⸗ 
lichkeit der Frau, die nach der Eingehung der Ehe in Folge eines 
zu dem Vorbehaltsgute gehörenden Rechtes oder des Beſitzes einer 
dazu gehörenden Sache entſteht, es ſei denn, daß das Recht oder 
die Sache zu einem Erwerbsgeſchäfte gehört, das die Frau mit Ein⸗ 
willigung des Mannes ſelbſtändig betreibt. 


§ 1413. 1. Vgl. $ 1369. — Ein Erwerb als Vorbehaltsgut liegt nicht 
vor, wenn der Erwerb zunächſt für das eingebrachte Gut gemacht iſt und 
ſpäter durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut erklärt iſt. 

2. Wegen Erwerbes einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes, welcher 
nach der Eheſchließung, aber nicht als Vorbehaltsgut erfolgt iſt, vgl. § 1412 
Note II 2. Wenn der Erwerb vor der Eingehung der Ehe bzw. vor dem 
Eintritte des geſetzlichen Güterſtandes erfolgt ift, vgl. §8 1411, 1412 Note J. 
wei Die Vorausſetzungen der Nichthaftung ſind von dem Manne zu be⸗ 

en. 
PR 1414. 1. Von dem Manne, der entgegen der Regel des § 1411 die 
Nichthaftung des eingebrachten Gutes auf Grund des § 1414 behauptet, ſind 
als Vorausſetzungen dieſer Vorſchrift darzuthun 
a. die Entſtehung der Verbindlichkeit nach Eingehung der Ehe bzw. nach 
n Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung. Vgl. 
2 Note I; 
b. die Zugehörigkeit des die Verbindlichkeit verurſachenden Vermögensgegen⸗ 

„ſtandes zu dem Vorbehaltsgute. 

Von dem Gläubiger iſt die Zugehörigkeit zum Erwerbsgeſchäft und der 
ſelbſtändige Betrieb deſſelben mit Einwilligung des Mannes ($ 1405) einzu: 
wenden und zu beweiſen. 

8 3. Beiſpiele für $ 1414 find die Verbindlichkeiten zur Bezahlung von Real⸗ 
aſten und Steuern, die auf dem Vorbehaltsgute ruhen; Verbindlichkeiten 
wegen Bereicherung des Vorbehaltsguts; die Verbindlichkeiten aus Schadens⸗ 


zufügung durch Sachen ($$ 833—836), wenn die Sachen zum Vorbehalts⸗ 
gute gehören. 


1. Die $$ 1415—1417 beſtimmen, für welche Verbindlichkeiten der Frau 
das eingebrachte Vermögen im Verhältniſſe der Ehegatten zu ein⸗ 
ander haftet. Die Beſtimmungen gehen davon aus, daß die ſich aus 
Ss 1411—1414 ergebende Haftung des eingebrachten Gutes ſowohl als Haf⸗ 
tung gegenüber den Glaubigern, als auch als Haftung im Verhältniſſe der 
Ehegatten zu einander zu verſtehen iſt. Danach ergiebt ſich der Satz: Das 
eingebrachte Gut hat die Verbindlichkeiten, für welche es den Gläubigern 
haftet, auch im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander zu tragen, ſofern ſie 
nicht nach den beſonderen Vorſchriften der $$ 1415, 1416 dem Vorbehalts⸗ 
gute GS 1365 ff.) zur Laſt fallen. 

2. Die Vorſchriften der $$ 1415, 1416 bieten unmittelbar die Grund: 
lage für die in § 1417 geregelte Ausgleichung zwiſchen den beiden Ber: 
moögensmaſſen des eingebrachten und des vorbehaltenen Gutes. In dieſer 
Heziehung find die Vorſchriften gegenſtandslos, wenn die Frau überhaupt 
kein Vermögen oder kein Vorbehaltsgut oder kein eingebrachtes Gut hat 
(vgl. zu $ 1417). — Die Beſtimmung, daß gewiſſe Aufwendungen im Ver⸗ 
oe der Ehegatten zu einander dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen, be- 
an die Ausgleichspflicht aus § 1417, beſchränkt aber nicht den Mann 

Glaubiger (3. B. § 1416 Abſ. 1) auf den Zugriff auf Gegenſtände, die 


J. Verbindlichkeiten aus 
Erwerb v. Todeswegen 
uls Vorbehaltsgut. 


d. Verbindlichkeiten aus 
Vorbehaltsgut. 


Su 88 1415—1417. 


II. Verhältniß der Ehe 
galten zu einander. 

1. Dem Vorbehaltsgute 
zur Laſt fallende Ver⸗ 
bindlichkeiten d. Frau. 
a. Unerlaubte Hand⸗ 

lungen der Frau. 


b. Rechtsverhältniſſe 
des Vorbehaltsguts. 


8 


„ Diesbezügl. Nechts⸗ 
ſtreitigkeiten. 


[= 


⸗Rechtsſtreit zwiſchen 
den Ehegarten. 


® 


. Rechtsſtreit d. Frau 
mit Dritten. 
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$ 1415. Im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen dem 
Vorbehaltsgute zur Laſt: 
1. die Verbindlichkeiten der Frau aus einer unerlaubten Hand⸗ 
lung, die ſie während der Ehe begeht, oder aus einem Straf⸗ 
verfahren, das wegen einer ſolchen Handlung gegen ſie ge⸗ 
richtet wird; 
2. die Verbindlichkeiten der Frau aus einem ſich auf das Vor⸗ 
behaltsgut beziehenden Rechtsverhältniß, auch wenn ſie vor 
der Eingehung der Ehe oder vor der Zeit entſtanden ſind, zu 
der das Gut Vorbehaltsgut geworden iſt; 
3. die Koſten eines Rechtsſtreits, den die Frau über eine der in 
Nr. 1, 2 bezeichneten Verbindlichkeiten führt. 
§ 1416. Im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen die 
Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen ihnen dem Vorbehaltsgute zur 
Laſt, ſoweit nicht der Mann ſie zu tragen hat. 

Das Gleiche gilt von den Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen der 
Frau und einem Dritten, es ſei denn, daß das Urtheil dem Manne 
gegenüber in Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam iſt. Be⸗ 


zum Vorbehaltsgute gehören. Auch der Mann kann in die zum eingebrachten 

Gute gehörenden Gegenſtände vollſtrecken, vgl. OLG. 3 243. 

3. Die §§ 1415, 1416 ergänzen ferner die Vorſchriften über die Haftung 
des Mannes gegenüber der Frau und den Gläubigern (§ 1388) in Anſehung 
der in $$ 1386, 1387 Ziffer 1 behandelten Verbindlichkeiten der Frau. In 
dieſer Beziehung find die Vorſchriften der §§ 1415, 1416, auch wenn die Frau 
bei dem Güterſtande der Verwaltung und Nutznießung weder Vorbehaltsgut 
noch eingebrachtes Gut hat, inſofern von Bedeutung, als die geſammtſchuld⸗ 
neriſche Haftung aus §§ 1388, 1386, 1387, unabhängig von dem Vorhanden⸗ 
ſein oder Nichtvorhandenſein von Frauenvermögen, ſich lediglich danach be⸗ 
ſtimmt, ob eine Verbindlichkeit der Frau unter die in §§ 1415, 1416 ff. ge⸗ 
gebenen Kategorien fällt oder nicht. 

§ 1415. 1. Ziff. 1. 

a. Vorausſetzung für dieſe Ausnahme (vgl. zu §§ 1415 —1417 Note 1) iſt 
eine 
a. während der Ehe (bzw. während der Dauer des geſetzlichen Güter⸗ 

ſtandes § 1412 Note 1), 
6. von der Frau begangene unerlaubte Handlung. 
Weder eine vorher von der Frau begangene unerlaubte Handlung 
noch eine unerlaubte Handlung, deren die Frau fälſchlich bezichtigt, 
aber nicht überführt iſt, fallt unter Ziff. 1. 

b. Die Haftung des eingebrachten Gutes für die in Ziff. 1 erwähnten 

11 1114 gegenüber dem Gläubiger beſtimmt ſich nach §§ 1411 
is 1414. 

0. Auch die Verbindlichkeit der Frau zur Tragung der Vertheidigungskoſten 
entſteht aus dem Strafverfahren. Der Mann haftet indeß der Frau und 
dem Glaubiger zunächſt gemäß 88 1387 Ziff. 2, 1388, vorbehaltlich der 
Erſatzpflicht der Frau gegenüber dem Manne im Falle ihrer Verurthei⸗ 


ung. 3 
2. Ziff. 2. Unter Ziff. 2 fallen diejenigen Verbindlichkeiten, für welche 

dem Gläubiger gegenüber das eingebrachte Gut haftet, obwohl ſie aus einem 

Rechtsverhältniſſe herrühren, welches ſich auf das Vorbehaltsgut bezieht. 

‚ Beifpiele: eine Verbindlichkeit aus einem auf das Vorbehaltsgut bezüg⸗ 

lichen, aber dem Manne gegenüber wirkſamen Rechtsgeſchäfte ($$ 1399, 1405); 

die geſetzliche Unterhaltsverbindlichkeit im Falle des § 1386 Note II 3 d. 
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trifft jedoch der Rechtsſtreit eine perſönliche Angelegenheit der Frau 
oder eine nicht unter die Vorſchriften des § 1415 Nr. 1, 2 fallende 
Verbindlichkeit, für die das eingebrachte Gut haftet, ſo findet dieſe 
Vorſchrift keine Anwendung, wenn die Aufwendung der Koſten den 
Umſtanden nach geboten iſt. 

§ 1417. Wird eine Verbindlichkeit, die nach den S$ 1415, 1416 
dem Vorbehaltsgute zur Laſt fällt, aus dem eingebrachten Gute be⸗ 
richtigt, ſo hat die Frau aus dem Vorbehaltsgute, ſoweit dieſes reicht, 
zu dem eingebrachten Gute Erſatz zu leiſten. 

Wird eine Verbindlichkeit der Frau, die im Verhältniſſe der Ehe⸗ 
gatten zu einander nicht dem Vorbehaltsgute zur Laſt fällt, aus dem 
Vorbehaltsgute berichtigt, ſo hat der Mann aus dem eingebrachten 
Gute, ſoweit dieſes reicht, zu dem Vorbehaltsgut Erſatz zu leiſten. 


4. Beendigung der Verwaltung und Nutznießung. 


2. Ausgleich zwiſchen dem 
eingebrachten Gute u. 
dem Vorbehaltsgute. 


§ 1418. Die Frau kann auf Aufhebung der Verwaltung und 1 Beendigungsgründe. 


utznießung klagen: 
1. wenn die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen die Frau 
nach § 1391 Sicherheitsleiſtung verlangen kann; 
2. wenn der Mann ſeine Verpflichtung, der Frau und den ge⸗ 
meinſchaftlichen Abkömmlingen Unterhalt zu gewähren, verletzt 
nn —-—— 


$ 1416. Vgl. zu $ 1387 Note A III. 

§ 1417. 1. Vgl. zu 88 14151417 Note 1, 2 und 3. 

Die Vorſchrift des § 1417 begründet keine gewöhnliche Erſatzverbind⸗ 

lichkeit, ſondern nur eine Verbindlichkeit zur Ausgleichung der beiden zum 

Vermögen der Ehefrau gehörigen Maſſen, ſoweit dieſe reichen. 

. Nicht beſonders erwähnte Beendigungsgründe. 

1. Die Auflöſung der Ehe 

durch den Tod eines Ehegatten; 

durch Scheidung § 1564. 
durch Wiederverheirathung im Falle der Todeserklärung § 1348 Abſ. 2. 
Vgl. § 1420 Note 2. 

d. Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft i. S. des § 1575 hat gemäß 
$ 1586 die gleiche Wirkung wie die Scheidung. Wird die eheliche Ge⸗ 
meinſchaft wiederhergeſtellt, ſo tritt nach § 1587 Gütertrennung ein. 

e. Nichtigkeitserklärung der Ehe hat nicht die Wirkung der Scheidung. Vgl. 
hierzu Vorb. zu §§ 1344 — 1347, 1345. 

2. Ehevertrag $$ 1432 ff., 1436. Die Aufhebung der ehemännlichen 
Verwaltung und Nutznießung unterliegt nicht der Anfechtung durch die 
Glaubiger des Mannes, vgl. KD. § 32 Ziff. 2; Anfechtungsgeſetz § 3 Ziff. 4 
(hinter § 144). 

II. Einſeitiger Verzicht des Mannes auf die ehemännliche Verwaltung 
und Nutznieß ung iſt als Beendigungsgrund nicht zugelaſſen. Die Zuläffig- 
teit ergiebt fih auch nicht aus allgemeinen Gründen, da die Verwaltun 
zugleich eine Pflicht des Mannes iſt ($ 1374). Vorb. zu $$ 1385 —1389 
a Wegen der abweichenden Regelung der elterlichen Nusniekung vgl. 

UI. Gütertrennung. 

Beim Wegfalle der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung tritt 

Wutertrennung ein, $$ 1426 ff. Die Wirkſamkeit der Gütertrennung Dritten 

gegenüber iſt nach §§ 1431, 1435 zu beurtheilen. Wegen der Eintragung 

ein das Güterrechtsregiſter vgl. §8 1558 ff., 1561. 8 


S S 


1. Aufhebungsklage der 
Frau. Klagegründe. 


Zu 88 1418 fl. 


Eintritt der Aufhebung. 
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hat und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Unter⸗ 
halts zu beſorgen iſt. Eine Verletzung der Unterhaltspflicht 
liegt ſchon dann vor, wenn der Frau und den gemeinſchaft⸗ 
lichen Abkömmlingen nicht mindeſtens der Unterhalt gewährt 
wird, welcher ihnen bei ordnungsmäßiger Verwaltung und 
Nutznießung des eingebrachten Gutes zukommen würde; 

3. wenn der Mann entmündigt iſt; 

4. wenn der Mann nach § 1910 zur Beſorgung feiner Vermögens⸗ 
angelegenheiten einen Pfleger erhalten hat; 

5. wenn für den Mann ein Abweſenheitspfleger beſtellt und die 
baldige Aufhebung der Pflegſchaft nicht zu erwarten iſt. 

Die Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung tritt mit der 

Rechtskraft des Urtheils ein. 


1418. J. Allgemein. 

Die Geltendmachung des Rechtes auf Aufhebung der Verwaltung und 
Nutznießung ſeitens der Frau erfolgt durch Klage gegen den Mann bzw. 
gegen ſeinen geſetzlichen Vertreter. 

a. Die Ehegatten konnen den Prozeß vermeiden, wenn ſie die Aufhebung 
durch Ehevertrag, zu deſſen Abſchluß auch der Man Vertreter befugt 
iſt (§§ 1432 ff.), vereinbaren. Wenn ſich der Mann zur Vertragsſchlie⸗ 
ßung rechtzeitig erbietet, ſo kann dies für die Prozeßkoſten von Er heb⸗ 
lichkeit ſein, CPO. § 93. 

b. Wechſel in der Geltendmachung des Auflöſungsgrundes iſt 
Klageänderung (vgl. Bolze 21 767). Die Geltendmachung aller im ein⸗ 
zelnen Falle gegebenen Klagegründe empfiehlt ſich mit Rückſicht auf 
§ 1425 Note 4. 

e. Fällt der zur Zeit der Klageerhebung vorhandene Aufhebungsgrund nach⸗ 
träglich fort, ſo wird jedenfalls in den in § 1425 genannten Fällen der 
Mann die Klagabweiſung verlangen konnen. 

2. Der Inhalt des Urtheils iſt der Ausſpruch, daß die Verwaltung 
und Nutznießung des Mannes aufgehoben wird. 

a. Das Urtheil iſt konſtitutiv. 

b. Die Aufhebung tritt mit der Rechtskraft des Urtheils ein. Vor⸗ 
läufige Vollſtreckbarkeit kommt nicht in Betracht (vgl. § 1561 Abi. 3 
Ziff. 1, verglichen mit HGB. § 16). g 

3. Einſtweilige Anordnungen (Arreſt und einſtweilige Verfügungen) 
ſind nach den allgemeinen prozeſſualen Grundſätzen zu beurtheilen. Die 
einſtweilige Verfügung kann insbeſondere bis zur einſtweiligen volligen Auf⸗ 
hebung des ehemännlichen Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrechts gehen. 

Wegen der Eintragung im Güterrechtsregiſter vgl. zu § 1561. 

II. Die einzelnen Aufhebungsgründe. 

1. Ob die Sicherheitsleiſtung nach Eee Abſ. 1 oder nach § 1391 
Abſ. 2 verlangt werden kann, iſt für das Klagerecht der Frau gleichgültig. 
Im Uebrigen vgl. zu § 1391. 

2. Verletzung der Unterhaltspflicht erfordert nach der Ausdrucks⸗ 
weiſe des BGB. kein Verſchulden (vgl. für die Terminologie die Faſſung des 
$ 53). 

a. Die Unterhaltspflicht beſtimmt ſich nach den $$ 1360, 1361, 1603. 

b. Satz 2 der Ziff. 2 entſpricht dem § 1389 Abſ. 2. 

3. Entmündigung des Mannes. 5 , 

a. Entmündigungsgründe (Geiſteskrankheit, Geiſtesſchwäche, Verſchwendung 
und Trunkſucht) vgl. § 6. j 

b. Die Klage kann erhoben werden, ſobald die Entmündigung wirkſam ge⸗ 
worden iſt, vgl. § 6 Note B II 4 und CRD. §§ 661, 683 Abſ. 2. 
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§ 1419. Die Verwaltung und Nutznießung endigt mit der Rechts⸗ 
kraft des Beſchluſſes, durch den der Konkurs über das Vermögen des 

annes eröffnet wird. 

§ 1420. Die Verwaltung und Nutznießung endigt, wenn der 
Mann für todt erklärt wird, mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt 
des Todes gilt. 


c. Wenn die Frau Vormünderin des Mannes iſt (§ 1900), iſt zum Zwecke 
der Klage ein beſonderer Pfleger für den Mann zu beſtellen. Vgl. § 181 
Note III. 

d. Bei Aufhebung oder erfolgreicher Anfechtung des Entmündigungsbe⸗ 
ſchluſſes hat der Mann den Anſpruch auf Wiederherſtellung ſeiner Rechte 
$ 1425. Ä 

e. Die Stellung des Mannes unter vorläufige Vormundſchaft ($ 1906) 
begründet nicht die Klage auf Aufhebung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung. 8 

4. Die Gebrechlichkeitspflegſchaft ($ 1910) muß für die Beſorgung 
ſeiner Vermögens angelegenheiten beſtehen. Erſtreckt ſich die Pfleg⸗ 
ſchaft nur auf einen Theil der Vermögensangelegenheiten und insbeſondere 
nicht auf die Wahrnehmung der Verwaltung und Nutznießung des einge: 
brachten Gutes, ſo iſt auch der Klagegrund der Ziff. 4 nicht gegeben. Wenn 
die Frau Pflegerin iſt (§§ 1900, 1915), vgl. Note 3. Wiederaufhebung 
der Pflegſchaft § 1425. 

5. Abweſenheitspflegſchaft rechtfertigt (nach Mot. IV S. 301) die 
Klage nur, wenn eine allgemeine, das ganze Vermögen des Abweſenden be- 
treffende Abweſenheitspflegſchaft eingeleitet iſt, nicht alſo, wenn der Abwe⸗ 
ende zur Wahrnehmung ſeiner Rechte während der Abweſenheit einen Be⸗ 
vollmächtigten beſtellt hat (vgl. § 1911). Außerdem darf keine Ausſicht auf 
baldige Aufhebung der Pflegſchaft beſtehen. Die Frau als Pfleger (§§ 1900, 
1915) vgl. Note 3e. Wiederaufhebung der Pflegſchaft § 1425. 
ss 1419. 1. Rechtskraft des Eröffnungsbeſchluſſes KD. §§ 109, 73 Abſ. 2, 
72; CPO. 88 705, 577. 

2. Obwohl die Beendigung des ehemännlichen Rechtes nicht mit der Er⸗ 

öffnung des Konkurſes, ſondern erſt mit der Rechtskraft des Eröffnungs⸗ 

beſchluſſes (Note 1) eintritt, gehören dennoch nach § 1408 in Verbindung 
mit CPO. § 861, KO. § 1 Abſ. 1 die durch die ehemännliche Verwaltung 
und Nutznießung begründeten Rechte nebſt den von dem Ehemanne vor Er⸗ 
öffnung des Konkurſes erworbenen, aber nach CPO. § 861 (zu § 1408) der 

Pfändung nicht unterworfenen Früchten nicht zur Konkursmaſſe. In der 

Zeit zwiſchen der Eröffnung des Konkurſes und der Beendigung der Ver⸗ 

waltung und Nutznießung werden die Früchte zwar von dem Manne er⸗ 

worben, ſie fallen aber als erſt nach der Konkurseröffnung gemachter Er⸗ 

werb nicht in die Konkursmaſſe (KO. § 1 Abſ. 1). 

3. Wird der Eröffnungsantrag wegen mangelnder Maſſe (KO. § 107) ab: 
gewieſen, ſo iſt § 1419 nicht anwendbar. Möglicherweiſe liegen die Voraus⸗ 
ſetzungen der §§ 1418 Ziff. 1, 1391 vor. 

4. Die mit Rechtskraft des Eröffnungsbeſchluſſes kraft Geſetzes eintretende 

eendigung des ehemännlichen Rechtes iſt endgültig. Die Beendigung des 

onkurſes, in welcher Form auch immer, ändert daran nichts. Die Wieder⸗ 
herſtellung des ehemännlichen Rechtes erfordert einen Ehevertrag, $$ 1432 ff. 

5. Wirkſamkeit der mit Beendigung der ehemännlichen Verwaltung und 
Rutznießung eintretenden Gütertrennung Dritten gegenüber §§ 1431, 1435. 

$ 1420. 1. Todeserklärung $$ 13 ff., 18 Abi. 2, CRD. $ 970 Abſ. 2. 

=. Im Falle der Rückkehr des Mannes findet $ 1425 Anwendung, vor: 
ausgeſetzt, daß nicht inzwiſchen durch Wiederverheirathung der Frau die Ehe 
gemäß § 1348 Abſ. 2 aufgelöſt ift. Vgl. Vorb. zu $$ 1418 ff. Note 1 1c. 


2. Beendigung kraft Ge⸗ 
etzes. 


bed. 
a. Konkurs d. Mannes. 


b. Todeserklärung des 
Mannes. 


II. Rechtsvethaltniſſe nach 
der Beendigung. 
1. Herausgabe⸗ und 
Rechenſchaftspflicht d. 
Mannes. 


2. Prozeßhaftung des 
Mannes. 
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$ 1421. Nach der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung 
hat der Mann das eingebrachte Gut der Frau herauszugeben und 
ihr über die Verwaltung Rechenſchaft abzulegen. Auf die Heraus⸗ 
gabe eines landwirthſchaftlichen Grundſtücks findet die Vorſchrift des 
§ 592, auf die Herausgabe eines Landguts finden die Vorſchriften 
der SS 592, 593 entſprechende Anwendung. 

$ 1422. Wird die Verwaltung und Nutznießung auf Grund des 
$ 1418 durch Urtheil aufgehoben, fo iſt der Mann zur Herausgabe 
des eingebrachten Gutes ſo verpflichtet, wie wenn der Anſpruch auf 
Herausgabe mit der Erhebung der Klage auf Aufhebung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung rechtshängig geworden wäre. 


§ 1421. 1. Herausgabe⸗ und Rechenſchaftspflicht § 260, END. 8 889, 
FG. § 163 (zu § 261). Prozeßhaftung $$ 292, 1422. 

2. Beweislaſt. 
a. Beſitzerlangung des Mannes. 

Der Mann erlangt den Beſitz der zum eingebrachten Gute gehörigen 
Sachen nicht kraft Geſetzes (§ 1373), ſondern in Gemäßheit der allge⸗ 
meinen Vorſchriften ($$ 854 ff.). Es beſteht keine Vermuthung dafür, daß 
der Mann alles von der Frau bei Eingehung der Ehe beſeſſene oder 
während derſelben mit ſeinem Wiſſen erworbene Vermögen in Verwaltung 
und Beſitz überkommen habe. Die Verantwortlichkeit des Mannes beginnt 
aber erſt, wenn er den Beſitz jener Sachen erlangt hat oder erlangen 
mußte ($ 1359). Die Frau hat deshalb die Beſitzerlangung des Mannes 
(ogl. § 1372 Abſ. 1, CRD. § 286) oder aber die Umſtände nachzuweiſen, 
welche, wie vor Allem Kennen oder Kennenmüſſen ($ 1359) des Mannes, 
die Nichterlangung des Beſitzes der in Händen dritter Perſonen be⸗ 
findlich geweſenen Sachen als Nichterfüllung ſeiner Verwaltungspflicht 
erſcheinen laſſen. Dem Manne liegt demgegenüber der Entſchuldigungs⸗ 
beweis (§ 1359) für die Nichterlangung des Beſitzes ob (§ 282). 

b. Untergang von Sachen. . i 

Gegenüber dem Nachweiſe, daß die Sachen in den Beſitz des Mannes 
gelangt ſind, hat der Mann, welcher ſeiner Herausgabepflicht ($ 1421) 
wegen Unterganges der Sachen ꝛc. nicht nachkommen kann, nachzuweiſen, 
daß er die Unmöglichkeit der Leiſtung nicht zu vertreten hat ($$ 1359, 
282). 

c. Verſchlechterung der Sachen. 

An ſich hat der Mann die Sachen in dem Zuſtande zurückzugeben, 
der ſich bei einer während der Verwaltungszeit bis zur Rückgewähr fort⸗ 
geſetzten ordnungsmäßigen (§ 1374) Verwaltung ergiebt (val. § 591). 
Die Frau, welche Nichterfüllung dieſer Verpflichtung behauptet, hat den 
Zuſtand der Sachen zur Zeit des Verwaltungsbeginns ($ 1372 Abſ. 2, 
CO. § 286), der Mann die Nichtvertretbarkeit der Unmöglichkeit der ihm 
obliegenden Leiſtung zu beweiſen ($$ 1359, 282). he 

3. Landwirthſchaftliches Grundſtück bzw. Gut vgl. $$ 1055, 592, 593. 

$ 1422. Ohne die Vorſchrift des § 1422 würde die Prozeßhaftung (8 292) 
des Mannes hinſichtlich der herauszugebenden Gegenftände, das find die Be- 
ſtandtheile des eingebrachten Gutes einſchließlich der vom Zeitpunkte der 
Rechtskraft des Aufhebungsurtheils (§ 1418 Abf. 2) gezogenen Früchte, erſt 
mit der Rechtshängigkeit des Heraus gabeanſpruchs eintreten. Durch 81422 
wird der Eintritt der Prozeßhaftung zum Schutze der Frau auf den früheren 
Zeitpunkt der Rechtshängigkeit der Aufhebungsklage aus $ 1418 verlegt. 
Hieraus ift indeß nicht mit Planck zu folgern, daß der Frau auch die 
Fruchte des eingebrachten Gutes von der Rechtshängigkeit der Aufhebungs⸗ 
klage ab gebühren; dieſe hat fie vielmehr erſt vom Zeitpunkte der Rechtskraft 
des Aufhebungsurtheils ($ 1418 Abſ. 2) ab zu verlangen. 


6. Titel. Eheliches Güterrecht. I. Geſetzliches Güterrecht. 109 


§ 1423. Hat der Mann ein zum eingebrachten Gute gehörendes 
Grundſtück vermiethet oder verpachtet, ſo finden, wenn das Mieth⸗ 
oder Pachtverhältniß bei der Beendigung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung noch beſteht, die Vorſchriften des § 1056 entſprechende An⸗ 
wendung. 

8 1424. Der Mann iſt auch nach der Beendigung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung zur Fortführung der Verwaltung berechtigt, 
bis er von der Beendigung Kenntniß erlangt oder ſie kennen muß. 
Ein Dritter kann ſich auf dieſe Berechtigung nicht berufen, wenn er 
bei der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts die Beendigung der Verwal⸗ 
tung und Nutznießung kennt oder kennen muß. 

Endigt die Verwaltung und Nutznießung in Folge des Todes der 
Frau, ſo hat der Mann diejenigen zur Verwaltung gehörenden Ge⸗ 
ſchäfte, mit deren Aufſchube Gefahr verbunden iſt, zu beſorgen, bis 
der Erbe anderweit Fürſorge treffen kann. 


3. Den Güterſtand über⸗ 
dauernde Miethe und 


Pacht. 


4. Gutgläubige Fort⸗ 
führung der beendig⸗ 
ten Verwaltung durch 
den Mann. 


5. Für ſorgepflicht des 
annes bei Tod der 
Frau. 


§ 1425. Wird die Entmündigung oder Pflegſchaft, wegen deren m. wiederberſtellung der 


die Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung erfolgt iſt, wieder⸗ 
aufgehoben oder wird der die Entmündigung ausſprechende Beſchluß 
mit Erfolg angefochten, ſo kann der Mann auf Wiederherſtellung 
ſeiner Rechte klagen. Das Gleiche gilt, wenn der für todt erklärte 
ann noch lebt. 
Die Wiederherſtellung der Rechte des Mannes tritt mit der Rechts⸗ 
kraft des Urtheils ein. Die Vorſchrift des § 1422 findet entſprechende 
nwendung. 
. Im Falle der Wiederherſtellung wird Vorbehaltsgut, was ohne die 
Aufhebung der Rechte des Mannes Vorbehaltsgut geblieben oder ge⸗ 
worden ſein würde. 


§ 1423. J. Vgl. § 1056. 
2. Zur Sicherung des Miethers gegen das der Frau nach § 1056 zu⸗ 
ſtehende Kündigungsrecht und damit zur Erlangung eines angemeſſenen 
Miethzinſes kann die Zuſtimmung der Frau zur Vermiethung auch über die 
Dauer der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung hinaus zweckmäßig 
lein. Indeß ſteht dem Manne nicht das Recht zu, die von der Frau ver⸗ 
weigerte Zuſtimmung durch das Vormundſchaftsgericht gemäß § 1379 erſetzen 
zu laſſen, vgl. zu § 1375 Note 12. AM. Planck zu § 1375 Note 1. 

§ 1424. 1. (Abſ. 1.) Vgl. die entſprechend geregelten Fälle zu § 674 
und Note 6 daſelbſt, § 169. 0 — — 3 — 

2. (Abſ. 2.) Vgl. die entſprechende Regelung § 672 Satz 2. 
S 1425. 1. Vgl. die einzelnen Fälle zu §§ 1418 Ziffer 3—5, 1420. In 
den anderen Fällen der Beendigung ($$ 1418 Ziffer 1 u. 2, 1419) beſteht 
zein Anſpruch des Mannes auf Wiederherſtellung feiner Rechte nach Fortfall 
des Beendigungsgrundes. 

Vgl. die Bemerkungen zu $$ 1418 u. 1422. 

3. Die Wirkung des Urtheils iſt konſtitutiv. 
Rieder geſetzliche Güterſtand tritt von Neuem ein, ebenſo wie wenn mit 
beſchtskraft des Urtheils die Ehe geſchloſſen würde (§§ 1373, 1411 ff.). Ins⸗ 
1 werden auch die in der Zwiſchenzeit von der Frau gezogenen 
lediglich ſoweit noch vorhanden, eingebrachtes Gut. Eine Ausnahme beſteht 
als ich fur das Vorbehaltsgut. Bezüglich dieſes wird es fo angeſehen, 

ob die ehemännliche Verwaltung und Nutznießung fortbeſtanden hätte. 


ehemannlichen Rechte 
wegen Fortfalls des 
Beendigungsgrundes. 
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5. Gütertrennung. 


1 Sejentiger Eintrittd. § 1426. Tritt nach § 1364 die Verwaltung und Nutznießung 


Gütertrennung. 


Zu 88 1426—1431. 


des Mannes nicht ein oder endigt fie auf Grund der §§ 1418 bis 
1420, ſo tritt Gütertrennung ein. 

Für die Gütertrennung gelten die Vorſchriften der 88 1427 bis 
1431. 


Die Frau iſt beweispflichtig für die Vorbehaltseigenſchaft. Die Frau kann 
ihre auf die Vorbehaltseigenſchaft eines Gegenſtandes ſich gründenden An⸗ 
ſprüche im Wege der Widerklage gegen die Wiederherſtellungsklage oder 
mittelſt ſelbſtändiger Klage geltend machen. 

4. Einwendung der Frau gegen die Klage des Mannes iſt, daß die 
ehemännliche Verwaltung und Nutznießung noch aus einem anderen als dem 
weggefallenen Grunde beendigt iſt (z. B. § 1419). Will ſie ein ſelbſtändiges 
Klagerecht auf Aufhebung (§ 1418 Ziffer 1 oder 2) geltend machen, ſo iſt 
i Einwendung nicht genügend, ſondern Klage oder Widerklage er⸗ 
orderlich. 

b 5. Wirkſamkeit der Wiederherſtellung der ehemännlichen Verwaltung und 
Nutznießung im Verhältniſſe zu Dritten $$ 1431 Abſ. 2, 1435. 

6. Die en en der Verwaltung und Nutznießung kann auch dann 
gefordert werden, wenn die Aufhebung durch Ehevertrag wegen der Ent⸗ 
mündigung oder Pflegſchaft erfolgt iſt. Vgl. § 1418 Note 1 1a. 

1. Bei der Gütertrennung hat die Ehe — abgeſehen von den in 88 1427 
bis 1430 für das Verhältniß der Ehegatten zu einander und in § 1431 für 
das Verhältniß zu Dritten gemachten Ausnahmen — überhaupt keine Wir⸗ 
kung auf die vermögensrechtlichen Verhältniſſe der Frau. Die in Güter⸗ 
trennung lebende Ehefrau iſt als ſolche weder in der Geſchäftsfähigkeit noch 
in der Fähigkeit, über ihr Vermögen zu verfügen, beſchränkt, unbeſchadet 
der Geltung der Vorſchriften über die Wirkung der Ehe im Allgemeinen 
(§§ 13531362). 

2. Entſprechende Anwendbarkeit der Vorſchriften über die Gütertrennung 
iſt für das Vorbehaltsgut der Frau vorgeſehen 
a. bei geſetzlichem Güterſtande (§ 1371); 

b. bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft (§ 1441); 
€. bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft ($ 1526 Abſ. 3); 
d. bei der Fahrnißgemeinſchaft ($$ 1549, 1555). 

In allen dieſen Fällen iſt indeß die Pflicht der Frau, zur Beſtreitung des 
ehelichen Aufwandes beizutragen (§ 1427), eine beſchränkte; vgl. §1441 Note 10 

§ 1426. I. Eintritt der Gütertrennung kraft Geſetzes. 

J. Gütertrennung tritt ein mit der Eheſchließung bei Eingehung 
der Ehe mit einer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Ehefrau ohne Ein⸗ 
willigung ihres geſetzlichen Vertreters (§ 1364). Die Gütertrennung dauert 
auch nach Eintritt der Geſchäftsfähigkeit der Frau fort, bis anderweite Rege⸗ 
lung durch Ehevertrag ($$ 1432 ff.) erfolgt. 

2. Gütertrennung tritt ein mit Beendigung 
a. der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung (§ 1426) auf Grund 

a. der rechtskräftigen Aufhebung auf Klage der Frau § 1418; 

6. des rechtskräftigen Beſchluſſes auf Eröffnung des Konkurſes über das 

Vermögen des Ehemanns § 1419; 

J. der Todeserklärung des Mannes § 1420 
b. der allgemeinen Gütergemeinſchaft oder Fahrnißgemeinſchaft ($ 1549) auf 

Grund rechtskräftiger Aufhebung auf Klage der Frau oder des Mannes 

$$ 1470, 1468, 1469; 

6. der Errungenſchaftsgemeinſchaft auf Grund 
a. rechtskräftiger Aufhebung auf Klage der Frau oder des Mannes 
59 1542, 1545; 
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§ 1427. Der Mann hat den ehelichen Aufwand zu tragen. 

Zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes hat die Frau dem Manne 
einen angemeſſenen Beitrag aus den Einkünften ihres Vermögens und 
dem Ertrag ihrer Arbeit oder eines von ihr ſelbſtändig betriebenen 
Erwerbsgeſchäfts zu leiſten. Für die Vergangenheit kann der Mann 
die Leiſtung nur inſoweit verlangen, als die Frau ungeachtet ſeiner 
Aufforderung mit der Leiſtung im Rückſtande geblieben iſt. Der An⸗ 
ſpruch des Mannes iſt nicht übertragbar. 

1428. Iſt eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu be⸗ 
ſorgen, den der Mann der Frau und den gemeinſchaftlichen Abkömm⸗ 
lingen zu gewähren hat, ſo kann die Frau den Beitrag zu dem ehe⸗ 
lichen Aufwand inſoweit zur eigenen Verwendung zurückbehalten, als 
er zur Beſtreitung des Unterhalts erforderlich iſt. 

Das Gleiche gilt, wenn der Mann entmündigt iſt oder wenn er 


8. des rechtskräftigen Beſchluſſes auf Eröffnung des Konkurſes über das 
Vermögen des Mannes §§ 1543, 1545; 
J. der Todeserklärung eines Ehegatten §§ 1544, 1545. 

3. Gütertrennung tritt ein bei Wiederherſtellung der ehe⸗ 

lichen Gemeinſchaft nach deren Aufhebung durch Urtheil § 1587. 

II. Eintritt der Gütertreunung kraft Vertrags. 

Die Gütertrennung kann kraft Ehevertrags (58 1432 ff.) eintreten, ſei es, 
daß ihre Geltung pofitiv feſtgeſetzt wird, ſei es daß der Ehevertrag lediglich 
negativ den geſetzlichen Güterſtand ausſchließt oder einen bis dahin beſtehen⸗ 
den Güterſtand aufhebt, ohne an deſſen Stelle einen anderen Güterſtand zu 
ſetzen. Vgl. § 1436. Wird mittelſt Ehevertrags das geſammte gegenwärtige 
und zukünftige Vermögen der Ehefrau für Vorbehaltsgut erklärt, ſo wird 
hierin regelmäßig die Vereinbarung der Gütertrennung zu finden ſein. Vgl. 
KG. Os G. 2 485. 

8 1427. 1. Abſ. 1 vgl. zu $ 1389. 

2. (Abſ. 2.) Die Beitragspflicht der Ehefrau zur Beſtreitung 
der ehelichen Laſten. 

a. Der Beitrag iſt nicht aus dem Stammvermögen, ſondern nur aus den 
Einkünften, einſchließlich des Arbeitsverdienſtes zu gewähren. Was 
zu den Einkünften zu rechnen iſt, beſtimmt ſich nach allgemeinen wirth⸗ 
ſchaftlichen Anſchauungen und den Umſtänden des einzelnen Falles; alſo 
wohl regelmäßig weder der Schatzfund noch der Lotteriegewinn. 

h. Die Angemeſſenheit iſt nach den Umſtänden des einzelnen Falles, 
inſonderheit nach dem ſtandesgemäßen Bedarf und der Höhe der beider⸗ 
ſeitigen Einkünfte der Ehegatten zu beurtheilen, vgl. § 1360 Note 2. 

C. (Satz 2.) Beiträge für die Vergangenheit konnen nur gefordert 
werden, inſoweit der Mann bis zu dem Zeitpunkte, von welchem ab die 

Rückſtände gefordert werden, den Beitrag verlangt hat. Iſt die Auffor⸗ 

derung erfolgt, fo ift die Verjährung des Anſpruchs gemäß § 204 gehemmt. 

Vertragsmäßige Bemeſſung und Verzicht auf den Beitrag 

iſt — anders wie bei dem ſubſidiaren Unterhaltsanſpruche des Mannes 

($$ 1360, 1614) — nicht ausgeſchloſſen. Soll die Abmachung ein für alle⸗ 

mal bindend ſein, ſo muß ſie durch Ehevertrag (§ 1432) geſchehen. Ver⸗ 

einbarung von Fall zu Fall iſt an eine Formvorſchrift nicht gebunden. 

e. Die Nichtübertragbarkeit des Anſpruchs bedeutet insbeſondere 
Ausſchließung der Pfändbarkeit und damit Nichtzugehörigkeit zur Kon⸗ 
kursmaſſe des Mannes (RD. § 1), ſowie Nichtaufrechenbarkeit. Vgl. § 400. 

1 Auch der Anſpruch auf rückſtandige Beiträge iſt unübertragbar. 

Die Geltendmachung des Anſpruchs geſchieht im Wege der Klage. 


. 


2. Ehelicher Aufwand. 


a. Beitragspflicht der 
Frau. 


b. Zurückbehaltung d. 
Beitrags durch die 
Frau zur eigenen 
Verwendung. 
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nach § 1910 zur Beſorgung feiner Vermögensangelegenheiten einen 
Pfleger erhalten hat oder wenn für ihn ein Abweſenheitspfleger be⸗ 
ſtellt iſt. 
e. Erfas von Aufwen- § 1429. Macht die Frau zur Beſtreitung des ehelichen Auf⸗ 
dungen der Frau. wandes aus ihrem Vermögen eine Aufwendung oder überläßt ſie 
dem Manne zu dieſem Zwecke etwas aus ihrem Vermögen, fo iſt im 
Zweifel anzunehmen, daß die Abſicht fehlt, Erſatz zu verlangen. 
3. Verwaltung v. Frauen- § 1430. Ueberläßt die Frau ihr Vermögen ganz oder theilweiſe 
Mannen duch den der Verwaltung des Mannes, fo kann der Mann die Einkünfte, die 
er während ſeiner Verwaltung bezieht, nach freiem Ermeſſen verwen⸗ 
den, ſoweit nicht ihre Verwendung zur Beſtreitung der Koſten der 
ordnungsmäßigen Verwaltung und zur Erfüllung ſolcher Verpflich⸗ 
tungen der Frau erforderlich iſt, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung 
aus den Einkünften des Vermögens beſtritten werden. Die Frau kann 
eine abweichende Beſtimmung treffen. 
4. Schub Dritter $ 1431. Die Gütertrennung ift Dritten gegenüber nur nach 
ber Ghitertrennung. Maßgabe des § 1435 wirkſam. 
b. bei geſetzl. Fortfall Das Gleiche gilt im Falle des § 1425 von der Wiederherſtellung 
der Gütertrennung. der Verwaltung und Nutznießung, wenn die Aufhebung in das Büter- 
rechtsregiſter eingetragen worden iſt. 


§ 1428. Durch die Gewährung des Rechtes, den Beitrag „zur eigenen 
Verwendung“ zurückzubehalten, ſoll zum Ausdrucke gebracht werden, daß die 
Frau von der Beitragspflicht nur inſoweit befreit iſt, als ſie den Beitrag zu 
dem in § 1427 Abf. 2 bezeichneten Zwecke auch wirklich verwendet hat. Die 
Frau iſt beweispflichtig. 

§ 1429. Die Auslegungsregel des § 1429 ſchließt ſich der Vorſchrift des 
§ 685 Abſ. 2 über den Erſatzanſpruch aus der Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
trag an. Ausſchließung dieſer Auslegungsregel durch die obwaltenden Um⸗ 
ſtände vgl. Einl. Zur Auslegung des BGB. Bd. 1 S. 2. 

$ 1430. 1. Die Ueberlaſſung der Vermögensverwaltung an den Mann 
im Sinne des § 1430 begründet ein Auftragsverhältniß im Sinne der 
85 ik 50 15 an gelten ed See Beſonderheiten: 

a. das Maß der aufzuwendenden Sorgfalt richtet ſich nach § 1359 (val. 
Mot. IV S. 122); st n 5 

b. der Mann hat hinſichtlich der Verwendung der Einkünfte (vgl. 
zu 2) die ihm durch $ 1430 eingeräumte freie Stellung. Vgl. die ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung für das Verhältniß zwiſchen Eltern und Kindern 
§ 1619. 

2. Die Rechenſchaftspflicht iſt lediglich hinſichtlich der Einkünfte, nicht 
auch hinſichtlich des Stammvermögens erleichtert. Sie kommt hinſichtlich der 
Einkünfte überhaupt nur in Betracht, wenn die auf dem überlaſſenen Ver⸗ 
mögen ruhenden Laſten nicht berichtigt ſind. Zu den aus den Einkünften 
zu erfüllenden Verpflichtungen gehört namentlich auch die Beitragspflicht der 
Frau aus § 1427, — Der Mann hat den Beitrag aus den Einkünften des 
verwalteten Vermögens zu entnehmen. , 

3. Die Vorſchrift des § 1430 iſt dispoſitiv und kommt zur Anwendung, 
Bun nicht die Frau eine andermeite, ihr jederzeit zuſtehende, Beſtimmung 
nachweiſt. 

4. Die Zurücknahme ihres Vermögens ſteht der Frau jederzeit zu. Rück⸗ 
gabe der noch vorhandenen Einkünfte kann ſie nicht beanſpruchen, da nach 
$ 1430 dem Manne freies Verwendungsrecht an den während feiner Verwal⸗ 
tung bezogenen Einkünften zuſteht. 
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II. Vertragsmäßiges Güterrecht. 
1. Allgemeine Vorſchriften. 


§ 1432. Die Ehegatten können ihre güterrechtlichen Verhältniſſe 
durch Vertrag (Ehevertrag) regeln, insbeſondere auch nach der Ein⸗ 
gehung der Ehe den Güterſtand aufheben oder ändern. 

§ 1433. Der Güterſtand kann nicht durch Verweiſung auf ein 
nicht mehr geltendes oder auf ein ausländiſches Geſetz beſtimmt werden. 

Hat der Mann zur Zeit der Eingehung der Ehe oder, falls der 
Vertrag nach der Eingehung der Ehe geſchloſſen wird, zur Zeit des 


§ 1431. 1. Abſ. 1 wendet die Regelung, welche § 1435 für die Wirkſam⸗ 
keit vertragsmäßiger Abweichung von dem geſetzlichen Güterſtande gegen⸗ 
über Dritten giebt, auf die kraft Geſetzes eintretende Abweichung von dem 

geſetzlichen Güterftand an. a N 
2. Abſ. 2 entſpricht dem § 1435 Abſ. 2 und regelt im Verhältniſſe zu 

Dritten die Wirkſamkeit der ohne Ehevertrag eintretenden Abweichung von 

der ſich aus dem Güterrechtsregiſter ergebenden Gütertrennung. 
3. Vgl. im Uebrigen zu § 1435. 
§ 1432. 1. Grundſatz der Vertragsfreiheit. 

a. Die Ehegatten können den geſetzlichen Güterſtand in Einzelheiten ändern 
oder ganz ausſchließen, ihr Güterrecht durch allgemeine Verweiſung auf 
die im BGB. für dieſen Zweck geregelten Güterftände (vgl. zu b) oder 
durch beſondere vertragsmäßige Feſtſetzung aller Einzelheiten regeln und die 
einmal getroffene Regelung wieder ändern. Der Vertrag kann das ganze 
Vermögen oder einzelne Theile betreffen (3. B. Beſtellung als Vorbehalts⸗ 
gut §§ 1368, 1440, 1523, 1526). 

„Die geſetzliche Regelung der vertragsmäßigen Güterſtände der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft (§§ 14371518), Errungenſchaftsgemeinſchaft (§§ 1519 
bis 1548), Fahrnißgemeinſchaft ($$ 1549—1557) hat im Allgemeinen nur 
dispoſitive Bedeutung. Nur die Vorſchriften über die fortgeſetzte Güter⸗ 
gemeinſchaft konnen nicht beliebig abgeändert, ſondern entweder nur im 
Ganzen angenommen oder ausgeſchloſſen werden §§ 1508, 1518. 

©. Nicht abänderlich durch Ehevertrag find insbeſondere 

6. die Vorſchriften des 5. Titels über die Wirkung der Ehe im Allge⸗ 
meinen §§ 1353 ff.; 

6. die Rechte, welche Dritten geſetzlich unter der Vorausſetzung eines be⸗ 
ſtimmten Güterſtandes gewährt find ($$ 1411 ff., 1459 Abf. 1). 

(. Die allgemeinen Vorſchriften über die Zuläſſigkeit der Rechtsgeſchäfte 
($$ 134, 137, 138) und der Verträge ($$ 306 ff.) gelten auch für die 
Eheverträge. Daher iſt insbeſondere unwirkſam und deshalb auch grund⸗ 
buchlich nicht eintragungsfähig (KG. Jahrb. 20 A 292) die rechtsgeſchäft⸗ 
liche Ausſchließung oder Beſchränkung der Verfügungsbefugniß eines 
Ehegatten ($ 137). Hiervon zu unterſcheiden find natürlich die als ge⸗ 
ſetzliche Folgen des Güterſtandes eintretenden Verfügungsbeſchränkungen, 
vgl. § 137 Note 13. 

2. Vgl. die Titelvorb. vor § 1363 Note BIT und III. 
J. Schutz Dritter vgl. zu § 1485. 

+ Nichtigkeit der Ehe, mag dieſelbe kraft Geſetzes ($ 1329) oder kraft 

Anfechtung ($$ 1330 ff., 1343) eintreten, begründet die Unwirkſamkeit des 

Ehevertrags, weil derſelbe das Beſtehen einer Ehe vorausſetzt. Es greifen, 

vorbehaltlich der Vorſchriften der §§ 13441346, die allgemeinen Nor 

ſchriften, insbeſondere die Grundſätze über den Eigenthumsanſpruch, die un⸗ 
gerechtfertigte Bereicherung, die Geſchäftsführung ohne Auftrag ein. Vgl. 

9 1345 Note 3. 

8 5. Mit der Scheidung der Ehe § 1564 Satz 3 hört die Wirkſamkeit des 

Ehevertrags für die Zukunft auf. 

d. Neumann, Handausgabe des Baß B. II. 3. Aufl. 8 
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Vertragsabſchluſſes ſeinen Wohnſitz im Auslande, ſo iſt die Verweiſung 
auf ein an dieſem Wohnſitze geltendes Güterrecht zuläſſig. 


3. Form. § 1434. Der Ehevertrag muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider 


Theile vor Gericht oder vor einem Notar geſchloſſen werden. 


4. Sch gutgläusiger § 1435. Wird durch Ehevertrag die Verwaltung und Nutznießung 
4. Ausſchließung oder des Mannes ausgeſchloſſen oder geändert, fo können einem Dritten 


Aenderung ber ebes gegenüber aus der Ausſchließung oder der Aenderung Einwendungen 

kung u uhneßung gegen ein zwiſchen ihm und einem der Ehegatten vorgenommenes 

durch Ehevertrag. Rechtsgeſchäft oder gegen ein zwiſchen ihnen ergangenes rechtskräftiges 
Urtheil nur hergeleitet werden, wenn zur Zeit der Vornahme des 
Rechtsgeſchafts oder zur Zeit des Eintritts der Rechtshängigkeit die 
Ausſchließung oder die Aenderung in dem Güterrechtsregiſter des zu⸗ 
ſtändigen Amtsgerichts eingetragen oder dem Dritten bekannt war. 


„„Vertragsmäßige Das Gleiche gilt, wenn eine in dem Güterrechtsregiſter eingetragene 


— Regelung der güterrechtlichen Verhältniſſe durch Ehevertrag aufgehoben 
eingetragenen Re- oder geändert wird. 
gelung. 

§ 1433. 1. Eine dem § 1433 zuwiderlaufende Verweiſung würde die 
Nichtigkeit des Vertrags herbeiführen. 

2. Die Regelung nach Maßgabe des materiellen Inhalts eines nicht mehr 
geltenden oder eines ausländiſchen Geſetzes iſt, ſoweit nicht ſonſtige Vor⸗ 
ſchriften des BGB. entgegenſtehen, nicht ausgeſchloſſen. Ausgeſchloſſen ift 
nur die allgemeine Bezugnahme auf dieſe Geſetze. 

3. Nach EG. Art. 15 wird das eheliche Güterrecht nach den deutſchen Ge: 
ſetzen beurtheilt, wenn der Ehemann zur Zeit der Eheſchließung Deutſcher 
war. Durch § 1433 Abſ. 3 wird den Ehegatten geſtattet, das an ihrem 
Wohnſitze geltende ausländiſche eheliche Güterrecht in ſeinem vollen Umfang 
als vertragsmäßiges Güterrecht zu vereinbaren. 

4. Ausländiſche Ehegatten mit inländiſchem Wohnſitz ES. Art. 15 Abſ. 2. 

9 1434. 1. Formmangel bewirkt Nichtigkeit § 125. 

2. Wegen der Form vgl. § 128 Note 3. 

8 en der Zuläſſigkeit der Vertretung Titelvorb. vor § 164 Note F 
er 7. 

Alf 3 von Erbvertrag und Ehevertrag in einer Urkunde § 2276 

§ 1435. I. Zweck und Juhalt des § 1435. 

1. Die Wirkſamkeit eines Ehevertrags iſt an ſich auch Dritten gegenüber 
nicht davon abhängig, daß eine öffentliche Bekanntmachung des Vertrags 
ſtattgefunden hat. 

2. Der § 1435 enthält (in Anlehnung an $ 1344) eine Schutzvorſchrift zu 
Gunſten des Dritten, welcher 
a. (Abſ. 1) im Vertrauen auf die geſetzliche Regel, daß dem Manne die Ver⸗ 

waltung und Nutznießung zuſteht, ſich mit dem einen der Ehegatten in 

ſolche Rechtsgeſchäfte oder Rechtsſtreitigkeiten über Beſtandtheile des 

Frauenvermögens einläßt, die unter der Vorausſetzung des Beſtehens 

1118 Güterſtandes auch dem anderen Ehegatten gegenüber wirkſam ſein 

würden; 

b. (Abſ. 2) darauf vertraut hat, daß eine in dem Güterrechtsregiſter 
(§§ 1558 ff.) eingetragene Regelung der güterrechtlichen Verhältniſſe 
fortbeſteht, ſolange die Aenderung nicht ebenfalls in das Regiſter einge⸗ 
tragen iſt. Hatte der Dritte von einer nicht eingetragenen Regelung der 
güterrechtliche Verhältniſſe Kenntniß erhalten, jo hat er für ſpätere 
Fälle auf eigene Gefahr zu prüfen, ob die Regelung noch fortbeſteht. 
(Alſo anders als HGB. § 15 für das Handelsregiſter⸗ ) 
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3. Der Schutz erſtreckt ſich nur auf die unmittelbar (vgl. § 1344 Note 20) 
zwiſchen dem Dritten und einem der Ehegatten vorgenommenen Rechtsgeſchäfte 
oder ergangenen Urtheile und reicht naturgemäß nur ſoweit, als das Rechts⸗ 
geſchäft oder das Urtheil dem anderen Ehegatten gegenüber wirkſam geweſen 
wäre, wenn der von dem Dritten im Vertrauen auf die geſetzliche Regel oder 
den Inhalt des Güterrechtsregiſters angenommene Güterſtand beſtanden hätte. 
Die aus dieſem Güterſtande ſich ergebenden Einwendungen muß der Dritte 
ih entgegenſetzen laſſen. Es find alſo im Falle zu 2a diejenigen Rechts⸗ 
geſchäfte und Urtheile dem anderen Ehegatten gegenüber unwirkſam, welche 
un ſowohl nach dem geſetzlichen als auch nach dem beſtehenden Güter⸗ 

ande ſind. 

Beiſpiel: Verfügt die gütergemeinſchaftliche Ehefrau, deren Güterſtand nicht 
eingetragen und dem Dritten nicht bekannt iſt, über einen Gegenſtand, ſo iſt 
die nach dem Rechte der Gütergemeinſchaft unwirkſame Verfügung auf Grund 
des § 1435 dem Manne gegenüber nur wirkſam, wenn fie dies nach dem 
Rechke der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung wäre. Inſonderheit 
dann der Dritte ſich auch nicht darauf berufen, daß er die Eigenſchaft der 
Frau als Ehefrau nicht gekannt hat (§ 1404). Vgl. S 1442 Note 2. 

4. Die Schutzvorſchrift bezieht ſich nur auf die Wirkſamkeit des Rechts⸗ 
geſchäfts oder des Urtheils, gewährt hingegen dem Gläubiger des einen 
Ehegatten nicht die Befugniß, ſich aus demjenigen Vermögen des anderen zu 
befriedigen, welches dem Zugriffe des Gläubigers offen geſtanden hätte, wenn 
der von ihm im Vertrauen auf die geſetzliche Regel oder das Güterrechts⸗ 
regiſter angenommene Güterſtand beſtanden hätte. Vgl. § 1344 Note 4. 

9. Kein öffentlicher Glaube des Güterrechtsregiſters. 

Der Schutz findet nur negativ inſoweit ſtatt, als dem gutgläubigen Dritten 
Einwendungen aus einem von der geſetzlichen Regel bzw. dem Inhalte des 
Guterrechtsregiſters (vgl. Note 12) abweichenden Güterſtande nicht entgegen⸗ 
geſetzt werden dürfen. Der Eintragung kommt indeß kein öffentlicher Glaube 
im Sinne des § 892 zu, vielmehr hat der Dritte auf eigene Gefahr zu 
prüfen, ob der eingetragene Güterſtand durch einen gültigen Ehevertrag be⸗ 
gründet iſt. Der Formmangel eines Ehevertrags ($ 1434) wird durch die 
Eintragung in das Güterrechtsregiſter nicht geheilt. Für das Güter⸗ 
rechtsregiſter gilt nicht das Grundbuchprinzip, ſondern das 
Dandelsregiſterprinzip. 

6. Zur Vorbringung der in $ 1435 erwähnten Einwendungen gehört der 

Aachweis, daß zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts (§ 130) bzw. des 

Eintritts der Rechtshängigkeit (CRD, $S 263, 281, 499, 500, 510 Abſ. 2, 693, 

696; 207) das obwaltende güterrechtliche Verhältniß 

a. dem Dritten bekannt war; Kennenmüſſen genügt nicht, vgl. § 892 

„Note III I und § 1371 Note 3, oder 

». in dem Güterrechtsregiſter des zuſtändigen Amtsgerichts eingetragen war. 
Val. hierzu §§ 1558 ff. und, ſofern ein Ehegatte Kaufmann iſt, EG. zum 
58. Art. 4, abgedruckt zu § 1558, für ausländiſche Gewerbefrauen 
GewO. § 11a zu EG. Art. 36. 

Die Wirkſamkeit einer früheren Eintragung wird durch die ſie aus⸗ 
ſchließende ſpätere Eintragung beſeitigt. 

I. Sonſtige Anwendungsfälle des § 1435. 

J. Beſchränkung oder Ausſchließung der Schlüffelgewalt § 1357 Abſ. 2. 

2. Einſpruch des Mannes gegen den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts durch die Frau §§ 1405, 1452, 1519 Abſ. 2, 1549. 

"> Gütertrennung, auch wenn dieſelbe ohne Ehevertrag kraft Geſetzes ein⸗ 
tritt. Vgl. § 1426 Note l. 

4. Vorbehaltsgut vgl. Vorb. zu SS 1426ff. Note 2, vgl. ferner § 1371 Note 3. 

Wiederherſtellung eines ohne Ehevertrag aufgehobenen Güterſtandes 
nach Korttau des Erlöſchungsgrundes §§ 1425, 1431 Abſ. 2, 1548. 

5 5 deber die landesgeſetzlich vorgeſchriebene Eintragung des altrechtlichen 
üterſtandes im Falle der Wohnſitzverlegung durch den Mann nach Inkraft⸗ 


8 * 


$ 1435. 


5. Erſatzloſe Ausſchlie⸗ 
bung oder Aufhebung 
eines Güterſtandes. 


is ebelice Güter 

gemeinſchaft. 

J. Vereinbarung oder Aufs 
hebung der Allg. BB. 
unter Mitwirkung des 
geſetzlichen Derireters, 


II. Die Dermögensmaffen. 
1. Geſammtegut (Ent⸗ 
ſtehung und Umfang). 
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§ 1436. Wird durch Ehevertrag die Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes ausgeſchloſſen oder die allgemeine Gütergemeinſchaft, 
die Errungenſchaftsgemeinſchaft oder die Fahrnißgemeinſchaft aufge⸗ 
hoben, ſo tritt Gütertrennung ein, ſofern ſich nicht aus dem Vertrag 
ein Anderes ergiebt. 


2. Allgemeine Gütergemeinſchaft. 


§ 1437. Ein Ehevertrag, durch den die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft vereinbart oder aufgehoben wird, kann nicht durch einen geſetz⸗ 
lichen Vertreter geſchloſſen werden. 

Iſt einer der Vertragſchließenden in der Geſchäftsfähigkeit be⸗ 
ſchränkt, ſo bedarf er der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters. 
Iſt der geſetzliche Vertreter ein Vormund, ſo iſt die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erforderlich. 

§ 1438. Das Vermögen des Mannes und das Vermögen der 
Frau werden durch die allgemeine Gütergemeinſchaft gemeinſchaft⸗ 
liches Vermögen beider Ehegatten (Geſammtgut). Zu dem Geſammt⸗ 
gute gehört auch das Vermögen, das der Mann oder die Frau 
während der Gütergemeinſchaft erwirbt. 

Die einzelnen Gegenſtände werden gemeinſchaftlich, ohne daß es 
einer Uebertragung durch Rechtsgeſchäft bedarf. 

Wird ein Recht gemeinſchaftlich, das im Grundbuch eingetragen 
iſt oder in das Grundbuch eingetragen werden kann, ſo kann jeder 
Ehegatte von dem anderen die Mitwirkung zur Berichtigung des 
Grundbuchs verlangen. 


treten des BGB. vgl. für Preußen Art. 63 AG. z. BGB. und dazu KG. 
Jahrb. 24 A 78. 

7. Ausländiſcher geſetzlicher Güterſtand von Ehegatten, welche einen Wohn⸗ 
ſitz im Inlande haben, Ech Art. 16 Abſ. 1. 

8 1436. 1. Vgl. § 1426 Note II. 

2. Gütertrennung §§ 14271431. 

3. Für das Rechtsverhältniß Dritten gegenüber § 1435. 

§ 1437. 1. Da die Abſchließung durch den geſetzlichen Vertreter ausge: 
ſchloſſen iſt, kann bei Geſchäftsunfähigkeit eines Ehegatten ein auf Verein⸗ 
barung oder auf Aufhebung der allgemeinen Gütergemeinſchaft gerichteter 
Ehevertrag überhaupt nicht geſchloſſen werden. 

2. Ein beſchrankt Geſchäftsfähiger (§§ 106, 114) bedarf der Zuſtimmung 
($$ 182 ff.) jeines geſetzlichen Vertreters. Vertragsſchließung ohne die er⸗ 
forderliche Zuſtimmung $$ 108 f. 

3. Vormunoſchaftsgerichtliche Genehmigung ($$ 1826, 1828 ff., 1847, Frech. 
§ 55) iſt nur erforderlich, wenn der geſetzliche Vertreter ein Vormund oder 
Pfleger ($ 1915) iſt, nicht auch wenn die geſetzliche Vertretung auf der 
elterlichen Gewalt (§§ 1626 ff.) beruht. 

4. Form des Ehevertrags § 1434. . 

i chien der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch Ehevertrag 


§ 1438. 1. Das Geſammtgut iſt gemeinſchaftliches Vermögen der Ehe⸗ 
gatten. Das Rechtsverhaältniß iſt in Uebereinſtimmung mit den das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen betreffenden Vorſchriften ($$ 718 — 720) als Gemeinſchaft 
zur geſammten Hand geſtaltet. Vgl. §§ 1442, 1471—1473, 1475, ferner 
Titelvorb. vor § 704 Note 4, § 741 Note 1, RG. 1 396 f. 
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§ 1439. Von dem Geſammtgut ausgeſchloſſen find Gegenſtände, 
die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden können. Auf ſolche 
Gegenſtände finden die bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft für das 
eingebrachte Gut geltenden Vorſchriften, mit Ausnahme des § 1524, 
entſprechende Anwendung. 

§ 1440. Von dem Geſammtgut ausgeſchloſſen iſt das Vor⸗ 
behaltsgut. 

Vorbehaltsgut iſt, was durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut eines 
der Ehegatten erklärt iſt oder von einem der Ehegatten nach $ 1369 
oder § 1370 erworben wird. 

§ 1441. Auf das Vorbehaltsgut der Frau finden die bei der 
Gütertrennung für das Vermögen der Frau geltenden Vorſchriften 
entſprechende Anwendung; die Frau hat jedoch dem Manne zur Be⸗ 
ſtreitung des ehelichen Aufwandes einen Beitrag nur inſoweit zu 
leiften, als die in das Geſammtgut fallenden Einkünfte zur Beſtrei⸗ 
tung des Aufwandes nicht ausreichen. 


2. Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs § 894. Widerſpruch gegen 
die Richtigkeit $ 899. Erwerb im guten Glauben an die Richtigkeit des 
Grundbuchs § 1442 Note 2. Eintragung in das Grundbuch GO. § 48 (zu 
$ 894). Vgl. $ 873 Note B II 2 bg. Nachweis des Güterſtandes dem Grund: 
buchamte gegenüber GO. §§ 34, 35 (abgedruckt zu § 1563). 

3. Rechtsverhältniß bei dem Reichs⸗ und Staatsſchuldbuch EG. Artt. 50, 97. 

4. Ausnahmen von Abſ. 1 88 1439, 1440. Beweislaſt trifft denjenigen, 
der für einen Gegenſtand die Eigenſchaft als Sondergut oder Vorbehaltsgut 
behauptet. 

§ 1439. 1. Als Beiſpiele werden genannt Lehen, Stamm-, Fideikommiß⸗ 
guter, gewiſſe Bauerngüter, höchſtperſönliche Rechte. Vgl. § 399 Note 1. 

2. ‚Die Vorſchriften über das eingebrachte Gut bei der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft finden ſich in den §§ 1525, 1528 f., 1531, 1539—1541, 1546 
Abſ. 3; § 1524, welcher für das eingebrachte Gut bei der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft das Surrogationsprinzip feſtſetzt, iſt ausdrücklich von der An⸗ 
wendung auf das Sondergut des § 1439 ausgeſchloſſen. Tritt an die Stelle 
eines rechtsgeſchäftlich nicht übertragbaren Gegenſtandes wiederum ein ſolcher, 
ſo wird er nach § 1439 auch wiederum Sondergut. Beſteht das Surrogat 
in einem übertragbaren Gegenſtande (z. B. Entgelt für den Verzicht auf 
einen Nießbrauch oder die auf eine nicht übertragbare Forderung gemachte 
Leiſtung), ſo fällt es in das Geſammtgut. Im Uebrigen erfolgt die Ver⸗ 
waltung des Sonderguts für Rechnung des Geſammtguts gemäß § 1525. 

3. Fahrnißgemeinſchaft vgl. § 1549 Note 3 a. 

§ 1440. 1. Geſetzliches Vorbehaltsgut (vgl. $$ 1366, 1367) iſt bei der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft nicht anerkannt. 

2. Ehevertrag § 1434. Wirkſamkeit gegen Dritte $ 1435. Das Intereſſe 
der Frau an dem Ausſchluſſe gewiſſer Gegenſtände von dem Geſammtgute 
dann begründet fein mit Rückſtcht auf das umfaſſende Verfügungsrecht des 
Mannes ($$ 14431445) ſowie auf die Schuldenhaftung des Geſammtguts 
(9 1459 Abf. 1). Das Intereſſe ſowohl des Mannes als auch der Frau 
‚ann auch darin beſtehen, gewiſſe Gegenſtände den erbrechtlichen Wirkungen 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft (§§ 1483 ff.) zu entziehen. 

3. § 1369 betrifft den Erwerb eines Ehegatten von Todeswegen oder 
durch unentgeltliche Zuwendung unter Lebenden mit der Beſtimmung, daß 

Erwerb Vorbehaltsgut fein fol. § 1370 enthält den Grundſatz der 

ürrogation für die zum Vorbehaltsgute gehörenden Vermögensgegenſtände. 

Fahrnißgemeinſchaft vgl. § 1549 Note 3 b. 


2. Sondergut der un⸗ 
übertragbaren Gegen⸗ 
ſtän de. 


3. Vorbehaltsgut der 
Ehegatten. 


a. Beſtandtheile. 


b. Rechtsver hältniſſe 
des Vorbehaltsguts 
der Frau. 


III. Die Redtsverbältniffe 


d. Geſammtguts waͤh⸗ 


rend der Gemeinſchaft. 


1. Gemeinſchaft zur ge⸗ 
ſammten Hand. 
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§ 1442. Ein Ehegatte kann nicht über feinen Antheil an dem 
Geſammtgut und an den einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden 
verfügen; er iſt nicht berechtigt, Theilung zu verlangen. 

Gegen eine Forderung, die zu dem Geſammtgute gehört, kann der 
Schuldner nur eine Forderung aufrechnen, deren Berichtigung aus 


dem Geſammtgute verlangt werden kann. 


§ 1441. 1. Vgl. § 1371. — Nach den anwendbaren Vorſchriften über die 
Gütertrennung (§§ 1427 —1431) iſt zu beurtheilen: 

a. die Ueberlaſſung des Vorbehaltsguts an den Mann zur Verwaltung 
§ 1430; 

b. das Rechtsverhältniß zu Dritten §§ 1431, 1435; 

e. die Pflicht der Frau, dem Manne aus den Einkünften des Vorbehalts⸗ 
guts einen Beitrag zu dem ehelichen Aufwande zu leiſten. Dieſe Pflicht 
tritt indeß nach der in § 1441 Halbſatz 2 gegebenen Beſchränkung nur 
inſoweit ein, als die in das Geſammtgut fallenden Einkünfte, zu welchen 
nach § 1438 der Erwerb der Ehegatten während der Ehe, alſo auch das 
beiderſeitige Arbeitseinkommen gehört, nicht ausreichen Beweislaſt hat 
der Mann (Bd. 1 S. 4). — Dem Manne iſt in Anſehung feines Vor⸗ 
behaltsguts eine beſondere Beitragspflicht zu dem in erſter Linie dem 
Geſammtgute zur Laſt fallenden 6 1458) ehelichen Aufwande nicht auf⸗ 
erlegt. Dies beruht darauf, daß der Mann an ſich ſchon ($$ 1360, 1606 
Abſ. 2 S. 2) zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes, deſſen Umfang er 
nach § 1354 zu beſtimmen hat, verpflichtet iſt. Zur Erfüllung ſeiner 
Pflicht ſtehen ihm die Einkünfte des Geſammtguts und die Einkünfte 
ſeines Vorbehaltsguts zur Verfügung. Reichen die Einkünfte des Ge⸗ 
ſammtguts nicht aus, ſo kann er von der Frau einen angemeſſenen 
($ 1427) Beitrag verlangen. Für die Angemeſſenheit find aber die ge: 
ſammten Verhältniſſe der Ehegatten, alſo auch das Vorhandenſein eines 
Vorbehaltsguts des Mannes entſcheidend. 

2. Fahrnißgemeinſchaft § 1549 Note 3 b. 

§ 1442. 1. Gemeinſchaft zur geſammten Hand (vgl. § 719 und 
die Bemerkungen daſelbſt). 

2. Wegen der grundbuchlichen Eintragung der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft vgl. zu § 1438 Note 2. Iſt das Gemeinſchaftsverhältniß bei 
einem auf den Namen des Mannes ſtehenden grundbuchlichen Rechte nicht 
eingetragen, jo würde der gutgläubige Erwerber gemäß § 892 geſchützt fein. 
Steht das Recht auf den Namen der Frau, ohne daß die allgemeine Güter⸗ 
gemeinſchaft eingetragen iſt, ſo würde der Erwerb, den ein gutgläubiger 
Dritter von der Frau macht, nur gemäß § 1435 geſchützt fein (vgl. § 1435 
Note 3), alſo nur ſoweit der gutgläubige Dritte nach den Vorſchriften des 
geſetzlichen Güterſtandes von der Frau ohne Zuſtimmung des Mannes er⸗ 
werben konnte; der Dritte muß die Verfügungsbeſchränkung der Frau auch 
dann gegen ſich gelten laſſen, wenn er nicht wußte, daß die Frau Ehefrau 
iſt ($ 1404). 
| 2 Aufrechnung ($$ 387 ff., 719 Note 3). Geſammtgutsverbindlichkeiten 
§§ 1459 1462. 

4. Zwangsvollſtreckung in die Antheile. 

CFO. $ 860. Bei dem Güterstande der allgemeinen Gütergemeinschaft, 
der Errungenschaftsgemeinschaft oder der Fahrnissgemeinschaft ist der Antheil 
eines der Ehegatten an dem Gesammigut und an den einzelnen dazu gehörenden 
Gegenständen der Pfändung nicht unterworfen. Das Gleiche gilt bei der fort- 
gesetzten Gütergemeinschaft von den Antheilen des überlebenden Ehegatten und 
der Abkömmlinge. 

Nach der Beendigung der Gemeinschaft ist der Anthel an dem Gesamnt- 
gute zu Gunsten der Gläubiger des Antheilsberechtiyten der Pfändung unter- 
worfen. 
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§ 1443. Das Geſammtgut unterliegt der Verwaltung des 
Mannes. Der Mann iſt insbeſondere berechtigt, die zu dem Ge⸗ 
ſammtgute gehörenden Sachen in Beſitz zu nehmen, über das Ge⸗ 
ſammtgut zu verfügen ſowie Rechtsſtreitigkeiten, die ſich auf das 
Geſammtgut beziehen, im eigenen Namen zu führen. 

Die Frau wird durch die Verwaltungshandlungen des Mannes 
weder Dritten noch dem Manne gegenüber perſönlich verpflichtet. 


Hiernach ſind die Antheile der Ehegatten an dem Geſammtgut und 
an den einzelnen Gegenſtänden der Pfändung nicht unterworfen, alfo 
auch nicht Beſtandtheil der Konkursmaſſe. Dies iſt von Bedeutung bei 
Zwangsvollſtreckung gegen die Ehefrau oder Eröffnung des Konkurſes über 
ihr Vermögen, KO. § 1 Abſ. 1. Wegen der Zwangsvollſtreckung in das Ge⸗ 
ſammtvermögen aus Urtheilen gegen den Ehemann und wegen der Zuge⸗ 
hörigkeit des Geſammtguts zur Konkursmaſſe des Mannes (KO. § 2) vgl. 
zu § 1459 Note III und IV. Daſelbſt auch wegen der Nichtzugehörigkeit 
des Geſammtguts zur Konkursmaſſe der Frau KO. § 2 Abſ. 2. 

5. Der obligatoriſche Veräußerungsvertrag wird durch § 1442 nicht be⸗ 
troffen. AM. OLG. A 343. 

1443. 1. Die Rechtsſtellung des Mannes. 

1. Aus dem der Gemeinſchaft zur geſammten Hand zu Grunde liegenden 

Prinzipe folgt an ſich Gemeinſchaftlichkeit der Verwaltung (vgl. § 718 

Note 2). Hiervon iſt indeß mit Rückſicht darauf, daß das Geſammtgut 

regelmäßig das ganze Vermögen des Mannes mitumfaßt und mit Rückſicht 

auf die Stellung des Mannes in der Ehe abgewichen. Vgl. zu 2 und 3. 

2. Das Verwaltungsrecht des Mannes im Allgemeinen. 

a. Das grundſätzlich unbeſchränkte Verwaltungsrecht des Mannes 
(Satz 1) erleidet Ausnahmen, inhalts deren die Zuſtimmung der Frau 
erforderlich iſt, in $$ 1444 — 1446, 1447, 1448. Der Mann hat demnach 
freie Verfügung über beſtehende Hypotheken u. Grundſchulden (vgl. OG 
3 226) ſowie über Fahrniß. Ausgeſchloſſen find indeß gemäß § 1444 
Schenkungen, die nicht in Erfüllung einer ſittlichen Pflicht erfolgen. — 
Vgl. auch Note II 2. 

Der Ehemann iſt unbeſchränkt im Erwerbe für das Geſammtgut, in⸗ 
ſofern die Gegenleiſtung nicht ſeine Verwaltungsrechte überſchreitet, KG. 
Jahrb. 21 A 320 (Erwerb eines Grundſtücks durch den Ehemann mit 
59501 er Sypothefen oder mit einer zu beſtellenden Kaufgeld⸗ 

ypothek). 

b. Der Ausſchluß der Frau von der Verwaltung erleidet Ausnahmen, 
inhalts deren die Frau zur Verwaltung und Verfügung befugt iſt, in 
Sd 1449 1454, ferner innerhalb der Schlüſſelgewalt gemäß § 1357. 

e. Die Verantwortlichkeit des Mannes für die Verwaltung richtet 
ſich nach § 1456. 

3. Das Verwaltungsrecht umfaßt im Einzelnen 
a. das Recht der thatſächlichen Einwirkung auf die Gegenſtände des Ge⸗ 

ſammtguts, insbeſondere das Beſitzrecht, vgl. zu § 1373. 

b. das Verfügungsrecht (Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5). Vgl. indeß 
Note 2 a u. b; 

©. die Legitimation zur Prozeßführung für das Geſammtgut im eigenen 
Namen. Sierdurch wird der Mann indeß nicht zu Verfügungen in pro⸗ 
zeſſualen Formen ermächtigt (vgl. $ 1400 Note II I b), zu denen er außer: 
halb des Prozeſſes nicht befugt wäre. Wegen der Zwangsvollſtreckung 
A n aus Urtheilen gegen den Mann vgl. CO. § 740 
zu § 1459). 

„. Zur Begründung perſönlicher Verpflichtungen für die 

Frau bedarf der Mann beſonderer Vertretungsmacht ($$ 164 ff.), welche nach 

den allgemeinen Vorſchriften zu beurtheilen iſt. : 


2. Ver waltung des Ge⸗ 
jammtguts durch den 
Mann. 

a. Verfügungsrecht u. 
Aktivlegitimation. 


b. Perſönl. Verpflich⸗ 
tungen der Frau. 


c. Erforderliche Zu⸗ 
ſtimmung der Frau. 

a. Rechtsgeſchäf te 
über d. Geſammt⸗ 
gut im Ganzen. 


F. Rechtsgeſchäfte 
ilber Grundſtücke. 


120 Viertes Buch. Familienrecht. I. Abſchnitt. Bürgerliche Ehe. 


§ 1444. Der Mann bedarf der Einwilligung der Frau zu einem 
Rechtsgeſchäfte, durch das er ſich zu einer Verfügung über das Ge⸗ 
ſammtgut im Ganzen verpflichtet, ſowie zu einer Verfügung über 
Geſammtgut, durch die eine ohne Zuſtimmung der Frau eingegangene 
Verpflichtung dieſer Art erfüllt werden ſoll. 

§ 1445. Der Mann bedarf der Einwilligung der Frau zur 
Verfügung über ein zu dem Geſammtgute gehörendes Grundſtück ſo⸗ 
wie zur Eingehung der Verpflichtung zu einer ſolchen Verfügung. 


II. Die Rechtsſtellung der Frau. 

1. Die Geſchäftsfähigkeit ($$ 104 ff.) und Prozeßfähigkeit (CO. 
§ 52 zu § 1400) wird durch die allgemeine Gütergemeinſchaft nicht beein⸗ 
trächtigt. Die Rechte des Mannes werden durch den Ausſchluß der Frau 
von der Verwaltung (Ausnahmen Note JL 2 b) in Verbindung mit der wei⸗ 
teren Beſtimmung, daß die Verbindlichkeiten der Frau aus Rechtsgeſchäften 
regelmäßig nur dann Geſammtgutsverbindlichkeiten ſind, wenn der Mann 
der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zugeſtimmt hat (§ 1460), ausreichend ge⸗ 
ſchützt. Vgl. auch § 1469. 

2. Der Schutz der Frau liegt — abgeſehen von den zu J 2 erwähnten 
Vorſchriften und dem Erſatzanſpruch aus $ 1456 — in dem ihr in & 1468 
gegebenen Klagerecht auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft. Die Frau iſt 
nicht berechtigt, das Verwaltungsrecht durch eigenmächtige Maßregeln abzu⸗ 
ſchwächen und iſt deshalb z. B. (vgl. OLG. 2 70 RG. JW. 1901 S. 858 56) 
verpflichtet, die von der Sparkaſſe erlangte Kontrollmarke zu dem zum 
Geſammtgute gehörenden Sparkaſſenbuche dem Manne herauszugeben. 

3. Die Ausübung der der Frau zukommenden Rechte erfolgt, wenn ſie 
nicht geſchäftsfähig iſt, durch ihren geſetzlichen Vertreter. 

4. Die nach Note 12 a erforderliche Zuſtimmung der Frau zu Geſchäften 
des Mannes iſt für das materielle Recht formfrei (§ 182 Abſ. 2) und be⸗ 
gründet keine obligatoriſche Verpflichtung der Frau, vgl. § 182 Note II. — 
Die allgemeinen Formvorſchriften für den Grundbuchverkehr gelten auch hier 
(SD. § 29 zu § 878 Note A II) und das Schiffspfandrecht (Fr. § 107 zu § 1259). 

5. 79 der Frau bei dem Reichs- oder Staatsſchuldbuch EG. 
Artt. 50, 97. 

8 1444. Vgl. § 1443 und §§ 1448, 1449. 

1445. 1. Verfügung über Grundſtücke umfaßt nicht nur die Ver: 
äußerung, ſondern auch die Belaſtung eines Grundſtücks, nicht aber auch 
die Verfügung über die von den Ehegatten an ihrem Grundſtück erworbe⸗ 
nen Eigenthümerhypotheken; zur Verfügung hierüber iſt der Mann gemäß 
$ 1443 befugt, vgl. KG. Jahrb. 22 A 140. Den Grundſtücken ſtehen gleich 
das Erbbaurecht § 1017, ſowie gewiſſe landesgeſetzliche Immobiliarrechte Ec. 
Artt. 63, 68, 196. Die grundbuchliche Verfügung über das Grundſtück er⸗ 
fordert zunächſt Berichtigung des Grundbuchs (§ 894) durch Eintragung des 
gütergemeinſchaftlichen Verhältniſſes, vgl. KG. Jahrb. 20 A 189. In Fällen, 
in denen der Mann ſelbſtändig über das Geſammtgut zu verfügen berechtigt 
iſt (z. B. im Falle der Rangänderung von Hypotheken, die auf dem Ge⸗ 
ſammtgutsgrundſtücke ftehen), iſt dieſe Eintragung nicht erforderlich, RS. Jahrb. 
22 A 134, Os. 4 344. Die Frage, ob der Ehemann zur Beſtellung der 
Kaufgeldhypothek bei Erwerb des Grundſtücks in Gemäßheit des Kaufver⸗ 
trags der Genehmigung der Ehefrau bedarf (§§ 1443, 1445) wird vom KG. 
0 5 21 A 316, Os G. 2 359 verneint, vom Bay. Os G. (OLG. 2 361) 
ejaht. 
2. Zu den Verfügungen gehören ſowohl ſolche durch Verträge wie durch 
einſeitige Rechtsgeſchäfte. Vgl. z. B. §§ 928, 1196. 

3. Vgl. die Bemerkungen zu $$ 1443, 1448, 1449. 

4 er Erwerb durch gutgläubige Dritte vgl. § 1442 Note 2. Vgl. auch $ 1438 

ote 2. 
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§ 1446. Der Mann bedarf der Einwilligung der Frau zu einer 
Schenkung aus dem Geſammtgute ſowie zu einer Verfügung über 
Geſammtgut, durch welche das ohne Zuſtimmung der Frau ertheilte 
Verſprechen einer ſolchen Schenkung erfüllt werden ſoll. Das Gleiche 
gilt von einem Schenkungsverſprechen, das ſich nicht auf das Ge⸗ 
ſammtgut bezieht. 

Ausgenommen ſind Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht 
oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird. 

§ 1447. Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Geſammt⸗ 
guts ein Rechtsgeſchäft der in den SS 1444, 1445 bezeichneten Art 
erforderlich, ſo kann die Zuſtimmung der Frau auf Antrag des 
Mannes durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden, wenn die 
Frau ſie ohne ausreichenden Grund verweigert. 

Das Gleiche gilt, wenn die Frau durch Krankheit oder durch Ab⸗ 
weſenheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem 
Aufſchube Gefahr verbunden iſt. 


N 8. 1446. 1. Schenkung vgl. §§ 516 ff. Pflichtſchenkungen (Abſ. 2) vgl. 
§ 534 und Citelvorb. vor § 516 Note Ab. 

2. Die Ausſtattung eines Kindes iſt, inſoweit ſie das den Umſtänden — 
unter Berückſichtigung des Geſammtguts und des Vorbehaltsguts — ent⸗ 
ſprechende Maß nicht überſchreitet, keine Schenkung ($ 1624) und fällt ſomit 
nicht unter § 1446, ſondern vorbehaltlich der Beſchränkung des § 1445 unter 
die Vorſchrift des § 1443. Es gilt dies auch für die Ausſtattung einſeitiger 
Kinder des Ehemanns. Soweit das den Umſtänden entſprechende Maß 
überſchritten wird, liegt Schenkung im Sinne des $ 1446 vor. Desgleichen 
bei Gewährung einer Ausſtattung an andere Perſonen als an Kinder des 
Mannes ($ 1624), insbeſondere auch an einſeitige Kinder der Frau. In 
ſolchen Fällen iſt deshalb, ſofern nicht § 1446 Abſ. 2 (ſittliche Pflicht; vgl. 
§ 1465 Abſ. 2 und Note II 2 daſelbſt) eingreift, die Zuſtimmung der Frau 
zur Gewährung einer Ausſtattung aus dem Geſammtgut erforderlich. Wegen 
der Erſatzpflicht bei Auflöſung der Gemeinſchaft vgl. § 1465. 

3. Die Zuſtimmung der Frau kann nicht durch das Vormundſchaftsgericht 
erſetzt werden, § 1447 Note 3. 

4. Zwar kann der Mann durch Schenkungen über ſein nicht zu dem Ge⸗ 
ſammtgute gehörendes Vermögen ohne Zuſtimmung der Frau verfügen (Ab⸗ 
ſchuittvorb. vor § 104 Note 5). Er kann ſich aber nicht ohne dieſe Einwilligung 
durch ein Schenkungsverſprechen (vgl. § 518 Note 2) verpflichten, ſelbſt 
wenn ſich dafjelde nicht auf das Geſammtgut, ſondern etwa auf vertretbare 
Sachen oder auf Gegenſtände des Sonderguts ($ 1439) oder Vorbehaltsguts 
($ 1440) bezieht. Der Grund hierfür liegt darin, daß dieſe Verbindlichkeit 
nach § 1459 Geſammtgutsverbindlichkeit wäre. 

§ 1447. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 1379 und die Bemer⸗ 
kungen daſelbſt. 

2. Sowohl im Falle des Abſ. 1 wie in dem des Abf. 2 erfordert die Ent- 
ſcheidung des BormGerichts die Feſtſtellung, ob das in Frage ſtehende Rechts⸗ 
geſchäft zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Geſammtguts erforderlich iſt. 
Auch die Gewährung der Ausſtattung oder einer Anſtandsſchenkung kann 
dur) die ordnungsgemäße Verwaltung geboten fein (§§ 1624, 1446 Abſ. 2, 
= 5 1), vgl. Bay. Obs G. OLG. 2 68, e 50 15 

3. Keine Erſetzung der Zuſtimmung zu den enkungsgeſchäften des 
91446, nur zu den Geſchäften der 88 1444, 1445. 

* Vollſtreckung eines Urtheils, durch welches der Mann verurtheilt wird, 

e Zuſtimmung der Frau zur Belaſtung des gütergemeinſchaftlichen Grund⸗ 
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§ 1448. Nimmt der Mann ohne Einwilligung der Frau ein 

Rechtsgeſchäft der in den SS 1444 bis 1446 bezeichneten Art vor, 
ſo finden die für eine Verfügung der Frau über eingebrachtes Gut 
geltenden Vorſchriften des § 1396 Abſ. 1, 3 und der $$ 1397, 
1398 entſprechende Anwendung. 
„Fordert bei einem Vertrage der andere Theil den Mann auf, die 
Genehmigung der Frau zu beſchaffen, ſo kann die Erklärung über 
die Genehmigung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der Auf⸗ 
forderung dem Manne gegenüber erklärte Genehmigung oder Ver⸗ 
weigerung der Genehmigung wird unwirkſam. Die Genehmigung 
kann nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange 
der Aufforderung erklärt werden; wird ſie nicht erklärt, ſo gilt ſie 
als verweigert. 

Wird die Genehmigung der Frau durch das Vormundſchaftsgericht 
erſetzt, ſo iſt im Falle einer Aufforderung nach Abſ. 2 der Be⸗ 
ſchluß nur wirkſam, wenn der Mann ihn dem anderen Theile mit⸗ 
theilt; die Vorſchriften des Abſ. 2 Satz 2 finden entſprechende An- 
wendung. 

5 1449. Verfügt der Mann ohne die erforderliche Zuſtimmung 
der Frau über ein zu dem Geſammtgute gehörendes Recht, ſo kann 
die Frau das Recht ohne Mitwirkung des Mannes gegen Dritte 
gerichtlich geltend machen. 


ſtücks zu beſchaffen; 9 019 zur Stellung des Antrags aus 8 1447 gemäß 

CPO. $ 888, vgl. OLG. A 367. 

5 1448. 1. Hervorzuheben iſt, daß in den $$ 14441446 auch die Wirk: 
ſamkeit der obligatoriſchen Rechtsgeſchäfte des Mannes von der Zuſtim⸗ 
mung der Frau abhängt. Bei Verweigerung der Genehmigung iſt das obli⸗ 
gatoriſche Geſchäft alſo unwirkſam und begründet keine perſönliche Verbind⸗ 
lichkeit des Mannes. Dieſe Regelung iſt ein Ausfluß des in $ 1459 Abi. 1 
ausgeſprochenen Prinzips, wonach die Verbindlichkeiten des Mannes Ge: 
ſammtgutsverbindlichkeiten ſind. Ob der Ehemann durch Abſchluß des un⸗ 
wirkſamen Vertrags ſich dem Dritten gegenüber ſchadenserſatzpflichtig ge⸗ 
macht hat, iſt nach den allgemeinen Vorſchriften über die unerlaubten Hand⸗ 
lungen ($$ 823 ff.) zu beurtheilen. Dieſe außerkontraktliche Schadenserſatzpflicht 
ale Dan allerdings gemäß § 1459 Abſ. 1 eine Geſammtgutsverbindlichkeit 

egründen. 

2. Die in § 1448 angenommene Regelung ſchließt fi den §§ 108 f. an. 
Vgl. daſelbſt. 

a. Einſeitige Rechtsgeſchäfte ohne die erforderliche Einwilligung 
($ 183) der Frau find unwirkſam § 1398. 

b. Verträge (obligatoriſche und Verfügungen der in 88 14441446 
bezeichneten Art, welche ohne die erforderliche Einwilligung geſchloſſen 
ſind, hängen in ihrer Wirkſamkeit von der Genehmigung der Frau ab 
§ 1396 Abf. 1. N 
. Widerrufsrecht des Dritten bis zur Genehmigung § 1397. 

8. Verweigerung der Genehmigung ſeitens der Frau bewirkt dauernde 
Unwirkſamkeit des Vertrags auch bei Aufhören der Gütergemeinſchaft 
§ 1396 Abſ. 3. 

7. Aufforderung des Dritten an den Mann zur Beſchaffung der Geneh⸗ 

migung der Frau § 1448 Abſ. 2. 

5. Era der Genehmigung der Frau durch das Vormundſchaftsgericht 
($ 1447) § 1448 Abſ. 3. 
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$ 1450. Iſt der Mann durch Krankheit oder durch Abweſenheit 
verhindert, ein ſich auf das Geſammtgut beziehendes Rechtsgeſchaft 
vorzunehmen oder einen ſich auf das Geſammtgut beziehenden Rechts⸗ 
ſtreit zu führen, ſo kann die Frau im eigenen Namen oder im Namen 
des Mannes das Rechtsgeſchäft vornehmen oder den Rechtsſtreit 
führen, wenn mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt. 

§ 1451. Iſt zur ordnungsmäßigen Beſorgung der perſönlichen 
Angelegenheiten der Frau ein Rechtsgeſchäft erforderlich, das die Frau 
mit Wirkung für das Geſammtgut nicht ohne Zuſtimmung des 
Mannes vornehmen kann, ſo kann die Zuſtimmung auf Antrag der 
Frau durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden, wenn der 
Mann ſie ohne ausreichenden Grund verweigert. 

§ 1452. Auf den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts 
durch die Frau finden die Vorſchriften des § 1405 entſprechende 
Anwendung. 


$ 1449. 1. Vgl. § 1407 Ziffer 3. — Da die Verfügung ohne die erfor⸗ 
derliche (58 1444—1446) Zuſtimmung der Frau unwirkſam iſt, bewirkt eine 
auf Grund der unwirkſamen Verfügung erfolgte Eintragung in das Grund⸗ 
duch Unrichtigkeit des Grundbuchs. Die Frau kann den ihr nach § 894 zu⸗ 
ſtehenden Berichtigungsanſpruch nach § 1449 ſelbſtändig geltend machen. 
en des Berichtigungsanſpruchs durch Eintragung eines Widerſpruchs 


2. Vorausſetzung für die erfolgreiche Geltendmachung des Rechtes ſeitens 
der Frau iſt, daß der Dritte nicht als redlicher Erwerber das Recht unan⸗ 
lechtbar erworben hat. Vgl. § 1442 Note 2. In dieſem Falle tritt die 
Schadenserſatzpflicht des Mannes gegenüber der Frau aus $ 1456 ein. 

Klage der Frau gegen den Mann auf Aufhebung der Gemeinſchaft 
wegen unbefugter Verfügung § 1468 Ziffer 1. 

$ 1450. 1. Vgl. § 1401. — Die Wirkſamkeit der von der Frau vorge⸗ 
nommenen Rechtsgeſchäfte und der auf Grund ihrer Prozeßführung ergan⸗ 
genen Urtheile iſt dem Manne gegenüber davon abhängig, daß ihm gegen⸗ 
über die Vorausſetzungen des § 1450 nachgewieſen werden. 

2. Die von der Frau auf Grund und in Gemäßheit des § 1450 begrün⸗ 
deten Verbindlichkeiten find nach § 1460 Abſ. 1 Geſammtgutsverbindlichkeiten, 
für welche der Mann ſomit auch perſönlich haftet (§ 1459 Abſ. 2). 

3. Bei Vormundſchaft oder Pflegſchaft ($ 1915) für den Ehemann $ 1457. 
Die Frau als Vormund §§ 1900, 1915. 

4. Ueber die Paſſiplegitimation der Frau im Rechtsſtreit auf Grund des 
§ 1450 und zur Frage, ob die Ehefrau, welche einmal von öhrer Befugniß 
aus § 1450 durch Einlaſſung in den Prozeß Gebrauch gemacht hat, nach⸗ 
träglich die Wirkungen ihres Handelns beſeitigen kann, vgl. OLG. 4 404, 
wo die letztere Frage zutreffend verneint wird. 

§ 1451. Vgl. § 1402. 

8 1452. 1. Die Verbindlichkeiten aus den nach $$ 1452, 1405, d. h. in 
einem ſelbſtändig betriebenen Erwerbsgeſchäfte von der Frau vorgenommenen 
Rechtsgeſchäften und geführten Prozeſſen find Geſammtgutsverbindlichkeiten, 
n demnach das Geſammtgut und der Mann perſönlich haften ($$ 1459, 

2. Die Verfügungen der Frau über Geſammtgutsgegenſtände, welche 
zum Erwerbsgeſchäfte gehören, find wirkſam. . 

3. Zwangsvollſtreckung in das Geſammtgut aus einem gegen die Ehefrau, 
Gelche ein Erwerbsgeſchäft ſelbſtändig betreibt, ergangenen Urtheile CPO. 
9 741, abgedruckt zu § 1412. 
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® 


. Erwerb der Frau § 1453. Zur Annahme oder Ausſchlagung einer der Frau an- 
von Todeswegen. gefallenen Erbſchaft oder eines ihr angefallenen Vermächtniſſes iſt 
nur die Frau berechtigt; die Zuſtimmung des Mannes iſt nicht er⸗ 
Ablehnung v. Ver forderlich. Das Gleiche gilt von dem Verzicht auf den Pflichttheil 
e “orte von der Ablehnung eines der Frau gemachten Vertragsantrags 
oder einer Schenkung. 
„Snventarerrichtung. Zur Errichtung des Inventars über eine der Frau angefallene 
Erbſchaft bedarf die Frau nicht der Zuſtimmung des Mannes. 
. Fortfegung eines § 1454. Zur Fortſetzung eines bei dem Eintritte der Güter⸗ 
er N gemeinſchaft anhängigen Rechtsſtreits bedarf die Frau nicht der Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes. 
Bereicherung des Ge § 1455. Wird durch ein Rechtsgeſchäft, das der Mann oder die 
e ener Frau ohne die erforderliche Zuſtimmung des anderen Ehegatten vor⸗ 
hege 5 ne nimmt, das Geſammtgut bereichert, fo kann die Herausgabe der Be⸗ 
menes Nechtsgeſchäft. reicherung aus dem Geſammtgute nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung gefordert werden. 
Verantwortlichteit d. § 1456. Der Mann iſt der Frau für die Verwaltung des Ge⸗ 
dran es gegenüber d. ſammtguts nicht verantwortlich. Er hat jedoch für eine Verminde⸗ 
rung des Geſammtguts zu dieſem Erſatz zu leiſten, wenn er die 
Verminderung in der Abſicht, die Frau zu benachtheiligen, oder durch 
ein Rechtsgeſchäft herbeiführt, das er ohne die erforderliche Zuſtim⸗ 
mung der Frau vornimmt. 


Ss 


E 


sr 


§ 1453. 1. Vgl. S 1406 Ziffer 1 u. 2. 

2. Die Inventarfriſt iſt auch dem Manne zu ſetzen. Inventarerrichtung 
durch den Mann § 2008. 

3. Selbſtändige Befugniß des Mannes oder der Frau zur Beantragung des 
Nachlaßkonkurſes KO. § 218, des Aufgebots der Nachlaßgläubiger CRD, § 999. 


§ 1454. Vgl. § 1407 Ziffer 1. — Ertheilung einer in Anſehung des Ge⸗ 
ſammtguts vollſtreckbaren Ausfertigung CPO. § 742 Abf. 2, abgedruckt zu 
§ 1412. 


§ 1455. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 1399 Abſ. 2 Satz 2 
und die Bemerkungen daſelbſt. Die abweichende Konſtruktion (vgl. § 1399 
Note 4b) beruht hier darauf, daß nach §§ 1448, 1444-1446 auch die obli⸗ 
gatoriſchen, ohne die erforderliche Einwilligung abgeſchloſſenen Rechts⸗ 
geſchäfte des Mannes unwirkſam ſind. Die Bereicherung iſt deswegen hier 
eine ungerechtfertigte. 

2. Die Zuſtimmung der Frau iſt erforderlich in den Fällen der §§ 1444 
bis 1446. 

3. Ungerechtfertigte Bereicherung §§ 812 ff. 

Beiſpiel: die Frau hat die Fagade eines zum Geſammtgute gehörenden 
Hauſes ſtreichen laſſen; beim Mangel der Zuſtimmung des Mannes iſt das 
den Werkvertrag begründende Rechtsgeſchäft unwirkſam. Das Geſammtgut 
haftet dem Unternehmer auf die Bereicherung. 


$ 1456. J. Verantwortlichkeit des Mannes. 
1. Die Vorſchrift des § 1456 bildet eine Ausnahme von § 1359. Der 
Mann haftet nur für die Verminderung, welche er herbeiführt 
a. durch Argliſt, . 
b. durch Rechtsgeſchäfte, welche er ohne die nach $$ 1441446 erforderliche 
Zuſtimmung der Frau vornimmt. Auf Verſchulden kommt es hierbei 
weiter nicht an. Vgl. auch § 1449 Note 2. 
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§ 1457. Steht der Mann unter Vormundſchaft, ſo hat ihn der 
Vormund in den Rechten und Pflichten zu vertreten, die ſich aus 
der Verwaltung des Geſammtguts ergeben. Dies gilt auch dann, 
wenn die Frau Vormund des Mannes iſt. 

§ 1458. Der eheliche Aufwand fallt dem Geſammtgute zur Laſt 

§ 1459. Aus dem Geſammtgute können die Gläubiger des 
Mannes und, ſoweit ſich nicht aus den §§ 1460 bis 1462 ein 
Anderes ergiebt, auch die Gläubiger der Frau Befriedigung ver⸗ 
langen (Geſammtgutsverbindlichkeiten). 

Für Verbindlichkeiten der Frau, die Geſammtgutsverbindlichkeiten 
ſind, haftet der Mann auch perſönlich als Geſammtſchuldner. Die 
Haftung erliſcht mit der Beendigung der Gütergemeinſchaft, wenn 
die Verbindlichkeiten im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander nicht 
dem Geſammtgute zur Laſt fallen. 


2. Die Erſatzpflicht des Mannes iſt nicht nach Art der Kollationspflicht 
auf den ihm bei der Auflöſung der Gütergemeinſchaft zufallenden Antheil 
beſchränkt. Der Mann iſt vielmehr — aber erſt nach Beendigung der Güter: 
gemeinſchaft § 1467 — gemäß § 1476 Abſ. 2 zu wirklichem Erſatze ver: 
pflichtet. Vgl. § 1476 Note 2. 

3. Klage der Frau auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft wegen der in 

3 1456 enthaltenen Thatbeſtände vgl. zu § 1468 Ziffer 1 u. 2. 

I. Verantwortlichkeit der Ehefrau. 

Ueber die Haftung der Frau iſt keine beſondere Vorſchrift gegeben. Die 
Haftung würde ſich demnach nach den allgemeinen Vorſchriften unter Berück⸗ 
ſichtigung des § 1359 richten. Die entſprechende Anwendung des § 1456 iſt 
indeß bei Schadenszufügung durch die Ehefrau namentlich für die Fälle der 
Ausübung der Schlüfſelgewalt ($ 1357) und der Vertretung des Mannes im 
Falle des § 1450 angezeigt. Vgl. Mot. IV S. 380. 

III. Verwendungen aus dem Geſammtgut in das Vorbehaltsgut eines 

Ehegatten oder aus dem Vorbehaltsgut in das Geſammtgut vgl. zu § 1466. 

§ 1457. 1. Vgl. $ 1409. 

2. Die Frau als Vormund oder Pfleger §§ 1900, 1915. 

3. Bei Entmündigung des Mannes wegen Verſchwendung hat die Frau 

Klage auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft, § 1468 Ziffer 4. 

1458. J. Beitragspflicht der Frau aus dem Vorbehaltsgute § 1441. 

2. Klage der Frau auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft wegen gefähr⸗ 
dender Nichterfüllung der Unterhaltspflicht ſeitens des Mannes § 1468 Ziffer 3. 

§ 1459. J. Haftung des Geſammtguts für Schulden der Ehegatten. 

J. Der in Abſ. ! ausgeſprochene Grundſatz, daß das Geſammt⸗ 
gut den Gläubigern beider Ehegatten haftet, gilt ausnahmslos 
a. für die vor Eintritt der Gütergemeinſchaft begründeten Verbind⸗ 
lichkeiten beider Ehegatten; 

5. für die nach Eintritt der Gütergemeinſchaft bis zu deren Aufhebung (vgl. 
§ 1470 Abf. 1) begründeten Verbindlichkeiten des Mannes. 

„> Ausnahmen von dem Grundſatze des Abſ. 1 beſtehen lediglich 

für die in §§ 14601462 aufgeführten, während der Gütergemein⸗ 

ſchaft begründeten Verbindlichkeiten der Frau. 

a. Es find danach, abgeſehen von den beſonderen Fällen der §§ 1461 und 
1462, als Geſammtgutsverbindlichkeiten nur die ohne die erforderliche 
Zuſtimmung des Mannes begründeten rechtsgeſchäftlichen Verbindlichkeiten 
der Frau ausgeſchloſſen, während namentlich die aus unerlaubten Hand⸗ 
lungen der Frau und die kraft Geſetzes entſtandenen Verbindlichkeiten der 
Frau (vgl. § 1412 Note II 2) Geſammtgutsverbindlichkeiten find. 


6. Ausübung d.ehemänn⸗ 
lichen Rechte durch 
einen Vormund. 


7. Ehelicher Aufwand. 


IV. Schuldenhaftung d. Ge⸗ 
ſammtguts (Geſammt⸗ 
gutsverbindlichkeiten). 

1. Verhältniß zu den 

Glaubigern. 

a. Grundſätzlich unbe⸗ 
ſchränkte Haftung 
für Verbindlichkei⸗ 
ten beider Eheleute. 

b. Geſammtſchuldne⸗ 
riſche Haftung des 
Ehemanns. 


$ 1459. 
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b. Gegenüber dem Grundſatze des Abi. 1 find die Vorausſetzungen der 

Ausnahmen von dem ſie Behauptenden darzuthun. 

3. Das beiderſeitige Sicherungsmittel der Ehegatten gegen die 
aus der Ueberſchuldung des anderen Ehegatten ſich ergebenden Gefahren 
u in der Klage auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft § 1468 Ziffer 5, 

469. 

II. Die perſönliche Haftung der Ehegatten. 

1. Perſönliche Haftung des Mannes 
a. für die in feiner Perſon entſtandenen Verbindlichkeiten. 

Daß der Mann für die in ſeiner Perſon entſtandenen Verbindlichkeiten 

— neben der Haftung des Geſammtguts — mit ſeinem ſonſtigen Ver⸗ 

mögen haftet, iſt ſelbſtverſtändlich. Zu beachten iſt nur, 

a. daß gewiſſe Verbindlichkeiten, insbeſondere durch Schenkungsverſprechen 
von dem Manne ohne die Zuſtimmung der Frau nach §§ 1444 bis 
1446 nicht eingegangen werden können; 

8. daß die Unwirkſamkeit der unter §§ 1444—1446 fallenden einſeitigen 
Rechtsgeſchäfte und Verträge (letzterer nach erfolgter Verweigerung 
der Genehmigung durch die Frau) eine dauernde, auch durch die Be⸗ 
endigung der Gütergemeinſchaft nicht zu behebende iſt. Vgl. § 1448 

Note 2. 
b. (Abſ. 2) für die Verbindlichkeiten der Ehefrau. 

a. Die geſammtſchuldneriſche Haftung (§§ 421 ff.) des Mannes tritt nur 
ein, wenn die Verbindlichkeiten der Frau Geſammtgutsverbindlich⸗ 
e (Note J). Beweispflichtig für dieſe Vorausſetzung iſt der 

läubiger. 

8. Das Erlöſchen der geſammtſchuldneriſchen Haftung tritt mit der Be⸗ 
endigung der Gütergemeinſchaft ein, wenn die Verbindlichkeiten im 
Verhältniſſe der Ehegatten zu einander nicht dem Geſammtgute zur 
Laſt fallen (§§ 14631465). Der Mann iſt ſowohl dafür, daß und 
wann die Gütergemeinſchaft beendigt iſt, als auch dafür, daß die 
Verbindlichkeiten dem Geſammtgute nicht zur Laſt fallen, beweis⸗ 
pflichtig. 

2. Perſönliche Haftung der Frau. 

a. Für Verbindlichkeiten des Mannes tritt kraft des Güterrechts der allge⸗ 
meinen Gütergemeinſchaft eine perſönliche Haftung der Frau nicht ein. 
b. Eigene Verbindlichkeiten der Frau. Die Frau wird weder als Ehefrau 

überhaupt, noch durch die allgemeine Gütergemeinſchaft im Beſonderen 

in ihrer Geſchäftsfähigkeit beeinträchtigt (ogl. Titelvorb. vor § 1353 

Note 6). Sie iſt nur durch die dem Manne regelmäßig unter Ausſchluß 

der Frau zuſtehende Verwaltung des Geſammtguts (vgl. § 1443 Note 2) 

an Verfügungen über die Gegenſtände des Geſammtguts behindert. 

Für die Verbindlichkeiten, die in ihrer Perſon entſtehen, iſt zwar die 

Haftung des Geſammtguts gemäß §§ 14601462 ausgeſchloſſen, die 

Verbindlichkeiten ſelbſt aber ſind der Frau gegenüber in Anſehung ihres 

Vorbehaltsguts ſowie in Anſehung des ihr bei Beendigung der Güter⸗ 

gemeinſchaft zufallenden Vermögens nach allgemeinen Grundſätzen wirkſam. 

3. Gemeinſchaftlich eingegangene Verbindlichkeiten der Ghe- 
gatten. 

Die perſönliche Haftung der Ehegatten iſt nach den allgemeinen Vorſchriften 
($ 427) zu beurtheilen. 

III. Die Zwaugsvollſtreckung. Vgl. Pr. JMBl. 1900 S. 22 ff. und dazu 
OLG. 3 242. 

CPO. 8 740. Bei dem Güterstande der allgemeinen Gütergemeinschaft, der 
Errungenschaftsgemeinschaft oder der Fahrnissgemeinschaft ist zur Zwangsvoll- 
streckung in das Gesammtgut ein gegen den Ehemann ergangenes Urtheil er- 


‚forderlich und genügend. 


CRD. $ 741 (Zwangsvollſtreckung aus einem Urtheile gegen die ein Er⸗ 
werbsgeſchäft ſelbſtändig betreibende Ehefrau), abgedruckt zu § 1412. 
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$ 1460. Das Geſammtgut haftet für eine Verbindlichkeit der 
Frau, die aus einem nach dem Eintritte der Gütergemeinſchaft vor⸗ 
genommenen Rechtsgeſchäft entſteht, nur dann, wenn der Mann 
ſeine Zuſtimmung zu dem Rechtsgeſchäft ertheilt oder wenn das 
Rechtsgeſchäft ohne ſeine Zuſtimmung für das Geſammtgut wirkſam iſt. 

Für die Koſten eines Rechtsſtreits der Frau haftet das Geſammt⸗ 
gut auch dann, wenn das Urtheil dem Geſammtgute gegenüber nicht 
wirkſam iſt. 


CPO. § 742 (Ertheilung einer in Anſehung des Geſammtguts vollſtreck⸗ 
baren Ausfertigung, wenn die Gütergemeinſchaft erſt nach Rechtshängigkeit 
eingetreten iſt), abgedruckt zu § 1412. . 

CPO. §§ 743, 744 (Zwangsvollſtreckung in das Geſammtgut nach Auf- 
hebung der Gütergemeinſchaft), abgedruckt zu § 1472. 

ERD. § 774 (Widerſpruchsklage des Mannes bei Zwangsvollſtreckung in 

das Geſammtgut aus einem Urtheile, welches dem Manne gegenüber in An⸗ 
ſehung des Geſammtguts nicht wirkſam iſt), abgedruckt zu § 1412. 
Cp. § 860 (Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung in den Antheil an 
dem Geſammtgut und an den einzelnen zu demſelben gehörigen Sachen 
während der Dauer der Gütergemeinſchaft, Zuläſſigkeit der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in den Antheil an dem Geſammtgute nach Aufhebung der Güter⸗ 
gemeinſchaft), abgedruckt zu § 1442. 

IV. Konkurs. 

1. Der Konkurs eines Ehegatten hebt weder die allgemeine Güter⸗ 
gemeinſchaft kraft Geſetzes auf, noch bildet er einen ſelbſtändigen Klagegrund 
Ar die Aufhebung der Gütergemeinſchaft. Vielmehr find § 1468 Ziffer 4 
und 5 ſowie $ 1469 entſcheidend. Vgl. die Noten daſelbſt. 

2. Konkurs des Mannes während der Dauer der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft. 

KO. 5 2. Wird bei dem Güterstande der allgemeinen Gütergemeinschaft, 
der Errungenschaftsgemeinschaft oder der Fahrnissgemeinschaft das Konkurs- 
verfahren über das Vermögen des Ehemanns eröffnet, so gehört das Gesammt- 
gut zur Konkursmasse; eine Auseinandersetzung wegen des Gesammiguts zwischen 
den Ehegatten findet nicht statt. 

„Durch das Konkursverfahren über das Vermögen der Ehefrau wird das 
tresamıntgut nicht berührt. 

Diese Vorschriften finden bei der Jortgesetzien Gütergemeinschaft mit der 
Massgabe Anwendung, dass an die Stelle des Ehemanns der überlebende Ehe- 
gatte, an die Stelle der Ehefrau die Abkömmlinge treten. 

3. Konkurs der Frau während der Dauer der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft. 

a. Nach KO. § 2 Abſ. 2 wird das Geſammtgut durch das Konkursverfahren 
über das Vermögen der Frau nicht berührt. Inſoweit einzelne Gegen⸗ 
ſtände des Geſammtguts zu der Konkursmaſſe gezogen ſind, kann der 

Mann die Abſonderung verlangen (KO. § 43, vgl. CPO. § 774). 
Wollen die Gläubiger wegen ihrer Geſammtgutsforderungen eine konkurs⸗ 

mäßige Befriedigung aus dem Geſammtgute, ſo können ſie dies nur 

durch Erwirkung des Konkursverfahrens über das Vermögen des Mannes, 

der ihnen nach § 1459 Abſ. 2 als Geſammtſchuldner haftet, herbeiführen. 
8 1460. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift für den geſetzlichen Güter⸗ 
ſtand der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung § 1412 und die Be⸗ 
merkungen daſelbſt. 

Die ohne Zuſtimmung des Mannes für das Geſammtgut wirkſamen 
Rechtsgeſchäfte der Frau 88 14491454. — 5 

% Der Ehemann iſt auf Grund des § 1460 in einem Prozeſſe der Ehe⸗ 
gatten verpflichtet, die erforderlichen Koſtenvorſchüſſe für die Ehefrau zu 


S 


c. Während der G. 
entſtandeneVerbind⸗ 
lichkeiten der Frau. 
4. Rechtsgeſchäftliche 

Ver bindlichkeiten. 


HF. Koſten e. Rechts⸗ 
ſtreits der Frau. 


7. Verbindlichkeiten 
aus Erwerb von 
Todeswegen als 
Vorbehaltsgut d. 
Frau. 


> 


aus Vorbehalts⸗ 
gut der Frau. 


2. Verhältniß der Ehe⸗ 
gatten zu einander. 
a. DemVorbehaltsgute 

zur Laſt fallende Ber⸗ 

bindlichkeiten eines 

Ehegatten. 

a. Unerlaubtedand= 
lung. 


F. Rechtsverhältniſſe 
eines Vorbehalts⸗ 
guts. 


7. Diesbezügliche 
Rechtsſtreitigkeiten. 


. Verbindlichkeiten 
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§ 1461. Das Geſammtgut haftet nicht für Verbindlichkeiten der 
Frau, die in Folge des Erwerbes einer Erbſchaft oder eines Ver⸗ 
mächtniſſes entſtehen, wenn die Frau die Erbſchaft oder das Ver⸗ 
mächtniß nach dem Eintritte der Gütergemeinſchaft als Vorbehalts⸗ 
gut erwirbt. 
$ 1462. Das Geſammtgut haftet nicht für eine Verbindlichkeit 
der Frau, die nach dem Eintritte der Gütergemeinſchaft in Folge 
eines zu dem Vorbehaltsgute gehörenden Rechtes oder des Beſitzes 
einer dazu gehörenden Sache entſteht, es ſei denn, daß das Recht 
oder die Sache zu einem Erwerbsgeſchäfte gehört, das die Frau mit 
Einwilligung des Mannes ſelbſtändig betreibt. 

§ 1463. Im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen folgende 
Geſammtgutsverbindlichkeiten dem Ehegatten zur Laſt, in deſſen Per⸗ 
ſon ſie entſtehen: 

1. die Verbindlichkeiten aus einer unerlaubten Handlung, die er 
nach dem Eintritte der Gütergemeinſchaft begeht, oder aus einem 
Strafverfahren, das wegen einer ſolchen Handlung gegen ihn 
gerichtet wird; 

2. die Verbindlichkeiten aus einem ſich auf ſein Vorbehaltsgut 
beziehenden Rechtsverhältniß, auch wenn ſie vor dem Eintritte 
der Gütergemeinſchaft oder vor der Zeit entſtanden ſind, zu 
der das Gut Vorbehaltsgut geworden iſt; 

3. die Koſten eines Rechtsſtreits über eine der in Nr. 1, 2 be⸗ 
zeichneten Verbindlichkeiten. 


zahlen, gleichgültig, ob die Frau Klägerin oder Beklagte. Zuläſſigkeit einſt⸗ 

weiliger Verfügung im Eheprozeſſe vgl. RG. 46 354, Seuff. 56 187. 

8 sol. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 1413 und die Bemerkungen 
daſelbſt. 

5 a Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 1414 und die Bemerkungen 

aſelbſt. 

§ 1463. 1. Die Geſammtgutsverbindlichkeiten find regelmäßig gemein⸗ 
ſchaftliche Verbindlichkeiten der Ehegatten. 

1. Die Regel, daß die Geſammtgutsverbindlichkeiten, d. h. alle Verbind⸗ 
lichkeiten der Ehegatten mit Ausnahme der in §§ 1460 — 1462 bezeichneten 
Verbindlichkeiten der Frau, auch im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander 
dem Geſammtgute zur Laſt fallen, bedeutet: 

a. Iſt eine dem Geſammtgute zur Laſt fallende Geſammitgutsverbindlichkeit 
aus dem Vorbehaltsgut eines Ehegatten getilgt, ſo findet gegenſeitiger 
Erſatz gemäß § 1467 ſtatt. 

b. Bei der Auseinanderſetzung der Ehegatten hat vorweg Berichtigung der 
Geſammtgutsverbindlichkeiten aus dem Geſammtgute gemäß § 1475 zu 
erfolgen. 

c. Der Mann haftet der Frau gegenüber wegen des ihr zu leiſtenden Erſatzes, 
wenn eine dem Geſammtgute zur Laſt fallende Geſammkgutsverbindlich⸗ 
keit aus dem Vorbehaltsgute der Frau getilgt iſt. Vgl. zu § 1481 Note 1. 

2. Die Ausnahmen von der Regel find in SS 1463, 1464, 1465 ent⸗ 
halten. Die Ausnahme bedeutet: * 

a. Wenn eine der ausgenommenen Verbindlichkeiten aus dem Geſammtgute 
getilgt iſt, jo iſt von dem zur Tragung verpflichteten Ehegatten gemäß 
§ 1467 Erſatz zum Geſammtgute zu leiſten. 
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8 1464. Im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen die 
Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen ihnen der Frau zur Laſt, ſoweit 
nicht der Mann ſie zu tragen hat. 

Das Gleiche gilt von den Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen der 
Frau und einem Dritten, es ſei denn, daß das Urtheil dem Ge⸗ 
ſammtgute gegenüber wirkſam iſt. Betrifft jedoch der Rechtsſtreit 
eine perſönliche Angelegenheit der Frau oder eine nicht unter die 
Vorſchriften des § 1463 Nr. 1, 2 fallende Geſammtgutsverbindlich⸗ 
keit der Frau, ſo findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung, wenn die 
Aufwendung der Koſten den Umſtänden nach geboten iſt. 

§ 1465. Im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fällt eine 
Ausſtattung, die der Mann einem gemeinſchaftlichen Kinde aus dem 
Geſammtgute verſpricht oder gewährt, dem Manne inſoweit zur Laſt, 
als ſie das dem Geſammtgut entſprechende Maß überſteigt. 

Verſpricht oder gewährt der Mann einem nicht gemeinſchaftlichen 
Kinde eine Ausſtattung aus dem Geſammtgute, ſo fallt ſie im Ver⸗ 
hältniſſe der Ehegatten zu einander dem Vater oder der Mutter des 
Kindes zur Laſt, der Mutter jedoch nur inſoweit, als ſie zuſtimmt 
oder die Ausſtattung nicht das dem Geſammtgut entſprechende Maß 
überſteigt. 

—— 

b. Jeder Ehegatte kann nach Aufhebung der Gütergemeinſchaft gemäß 88 1472 
Abſ. 1, 1475 Abſ. 2 verhindern, daß eine dem anderen Ehegatten allein 
zur Laſt fallende Geſammtgutsverbindlichkeit bei der Auseinanderſetzung 
aus dem Geſammtgute berichtigt werde. 

II. Die einzeluen Verbindlichkeiten des § 1463 entſprechen den in 8 1415 
aufgeführten. Vgl. daſelbſt (bei Fahrnißgemeinſchaft vgl. § 1549 Note 30). 

III. Nicht erwähnte Verbindlichkeiten. 

J. Verbindlichkeiten, welche der Mann in der Abſicht, die Frau 
zu benachtheiligen, eingegangen iſt, ſind Verminderungen des Ge⸗ 
lammtguts im Sinne des § 1456. Die Erſatzpflicht des Mannes ergiebt ſich 
aue 89 1456, 1467. Daraus folgt, daß dieſe Verbindlichkeiten im Verhält⸗ 
i der Ehegotten zu einander dem Manne allein zur Laſt fallen. 


Verbindlichkeiten des Mannes aus Ueberſchreitung ſeines 
Verwaltungsrechts (88 14441448) 


a. Wegen der Erſatzverbindlichkeit gegenüber der Frau gilt daſſelbe wie zu 1. 
b. Die Dritten gegenüber entſtehenden Verbindlichkeiten: 

a. Schadenserſatzverbindlichkeiten aus unerlaubter Handlung des Mannes, 
insbeſondere aus Betrug fallen gemäß § 1463 Ziffer 1 im Verhält⸗ 
niſſe der Ehegatten zu einander dem Manne allein zur Laſt. 

5. Bereicherungsanſprüche find Geſammtgutsverbindlichkeiten, auf welche 
die Regel zu 1 Anwendung findet. 

1464. 1. Vgl. die Bemerkungen zu $ 1463. N 
feht. Dot die entſprechende Vorſchrift des § 1416 und die Bemerkungen da- 
e 
3. (Abſ. 2.) Wirkſamkeit des Urtheils gegenüber dem Geſammtgute 88 1449 
1454. 


bis 1452, 
imd Koſtenvorſchußpflicht des Ehemanns im Prozeſſe der Ehegatten gegen⸗ 
einander vgl. § 1460 Note 3. 
$ 1465. I. (Abſ. 1.) Ausſtattung eines gemeinſchaftlichen Kindes der 
Ehegatten. 
er Die Ausſtattung des Kindes durch den Mann (vgl. 88 1624, 
6Note 2) iſt, inſoweit ſie den Verhältniſſen des Geſammtguts und des 


d. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 9 


* 


J. Rechts ſtreit zwiſchen 


den Ehegatten. 


Rechtsſtreit d. Frau 


mit einem Dritten. 


Ausſtattung eines 
Kindes. 


b. Ausgleich zwiſchen 
dem Geſammtgut und 
dem Vorbehaltsgute 
des Mannes. 
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§ 1466. Verwendet der Mann Geſammtgut in fein Vorbehalts⸗ 
gut, ſo hat er den Werth des Verwendeten zu dem Geſammtgute 
zu erſetzen. 

Verwendet der Mann Vorbehaltsgut in das Geſammtgut, ſo kann 
er Erſatz aus dem Geſammtgute verlangen. 


Vorbehaltsguts entſpricht, nicht Schenkung, ſondern Erfüllung einer ſittlichen 

Pflicht, die der Mann aus dem Geſammtgute bewirken kann ($ 1446). 

a. Inſoweit die dem Geſammtgut entnommene Ausſtattung das dem Ge⸗ 
ſammtgut entſprechende Maß überſteigt und nur durch die Mitberückſich⸗ 
tigung des Vorbehaltsguts gerechtfertigt iſt, fällt ſie dem Manne zur 
Laſt (vgl. § 1463 Ziff. 2). 

b. Inſoweit die dem Vorbehaltsgut entnommene Ausſtattung dem Geſammt⸗ 
gut entſpricht, hat der Mann gemäß § 1467 einen Erſatzanſpruch. 

2. Die Ausſtattung des Kindes durch die Frau aus ihrem Vorbe⸗ 
haltsgut iſt allein Sache der Frau. 
II. (Abſ. 2.) Ausſtattung eines nicht gemeinſchaftlichen Kindes aus dem 

Geſammtgute. 

1. Die Ausſtattung eines Kindes des Mannes. 
Die Ausſtattung innerhalb der angemeſſenen Grenzen iſt nicht Schenkung, 

vgl. § 1446 Note 2. 

2. Die Ausſtattung eines Kindes der Frau aus dem Geſammt⸗ 
ute. 

5 Inſoweit die Ausſtattung eine dem Geſammtgut entſprechende iſt, liegt 

ſittliche Pflicht ($ 1446 Note 2), darüber hinaus eine nach $ 1446 Abſ. 1 un⸗ 

wirkſame Schenkung vor. 
3. Die Regelung des Abſ. 2 entſpricht dem dem § 2054 Abſ. 1 Satz 2 zu 

Grunde liegenden Prinzipe. 

§ 1466. I. Rechtsverhältniß zwiſchen dem Vorbehaltsgute des Mannes 
und dem Geſammtgute bei Verwendungen. 

1. (Abſ. 1.) Verwendungen aus dem Geſammtgut in das Vor⸗ 
behaltsgut des Mannes. 

a. Der zu erſetzende Werth bemißt ſich nach der Zeit der Verwendung. 

b. e bei Argliſt und Ueberſchreitung der Verwaltungsbefugniß 
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2. (Abſ. 2.) Verwendungen in das Geſammtgut aus dem Vorbe⸗ 
haltsgute des Mannes. 

a. Für die Werthbemeſſung entſcheidet der Zeitpunkt der Verwendung. 

b. Ob Verwendung ohne den Willen, Erſatz zu verlangen, den Erſatzanſpruch 
ausſchließt (vgl. § 685) iſt offene, wohl zu bejahende Frage. Indeß kann 
im einzelnen Falle der Wille, Erſatz zu verlangen, nur unter beſtimmten 
Vorausſetzungen fehlen, z. B. daß auch von der anderen Seite gewiſſe 
Erſatzanſprüche nicht erhoben werden. 

3. Die Erſatzpflicht hat nicht die Natur einer Kollationspflicht (vgl. 
88 2055 f.), ſondern iſt eine gewöhnliche Erſatzverbindlichkeit $ 1476. Fällig⸗ 
keit des Erſatzanſpruchs § 1467. 

4. Vgl. die Vorſchriften über den Verwendungsanſpruch §§ 256 f. 

II. Rechtsverhältniß zwiſchen dem Vorbehaltsgute der Frau nud dem 
Geſammtgute bei Verwendungen. N 

1. In Ermangelung beſonderer Vorſchriften ſind die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag ($$ 677 ff.) und die Be 
reicherung (§§ 812 ff.) anwendbar. Vgl. auch die Vorſchriften über den Ver⸗ 
wendungsanſpruch §§ 256 ff. 

2. Nicht ausgeſchloſſen iſt die entſprechende Anwendung des $ 1466 auf 
den Fall, daß die Verwendung von Seiten der Frau als Vertreterin ($$ 1357, 
1450) des Mannes erfolgt. Vgl. § 1456 Note II. 
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§ 1467. Was ein Ehegatte zu dem Geſammtgut oder die Frau c. Leistungszeit für die 
zu dem Vorbehaltsgute des Mannes ſchuldet, iſt erſt nach der Been⸗ gaben gene end 
digung der Gütergemeinſchaft zu leiſten; ſoweit jedoch zur Berich⸗ 
tigung einer Schuld der Frau deren Vorbehaltsgut ausreicht, hat ſie 
die Schuld ſchon vorher zu berichtigen. 

Was der Mann aus dem Geſammtgute zu fordern hat, kann er 
erſt nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft fordern. 


§ 1468. Die Frau kann auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft v. Aufhebung der Güter 
klagen: 5 4 8 5 1. Aura Eungaelnge der 
1. wenn der Mann ein Rechtsgeſchäft der in den 88 1444 bis Frau. Alagegründe. 
1446 bezeichneten Art ohne Zuſtimmung der Frau vorge⸗ 
nommen hat und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung 
der Frau zu beſorgen iſt; 
2. wenn der Mann das Geſammtgut in der Abſicht, die Frau 
zu benachtheiligen, vermindert hat; 
3. wenn der Mann ſeine Verpflichtung, der Frau und den ge⸗ 
meinſchaftlichen Abkömmlingen Unterhalt zu gewähren, verletzt 
hat und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Unter⸗ 
halts zu beſorgen iſt; 
4. wenn der Mann wegen Verſchwendung entmündigt iſt oder 
wenn er das Geſammtgut durch Verſchwendung erheblich ge⸗ 
fährdet; 
5. wenn das Geſammtgut in Folge von Verbindlichkeiten, die in 
der Perſon des Mannes entſtanden ſind, in ſolchem Maße 
überſchuldet iſt, daß ein ſpäterer Erwerb der Frau erheblich 
gefährdet wird. 
—᷑ ᷣ —28gj1⁊ 
§ 1467. 1. (Abſ. 1.) Die Vorſchrift betrifft nicht nur die auf dem Güter⸗ 
rechte beruhenden Erſatzverbindlichkeiten ($$ 1456, 1466 Abſ. 1, 14631465), 
ondern alle Verbindlichteiten der Ehegatten gegenüber dem Geſammtgut, 
alin 3. B. die Verbindlichkeit eines Ehegatten aus einem auf ſein Vorbehalts⸗ 
gut ſich beziehenden Rechtsverhältniſſe. Der Fall liegt ferner auch nor, 
wenn dem Geſammtgute die Erbſchaft eines Dritten erworben wird, welchem 


er 8 eine nicht dem Geſammtgute zur Laſt fallende Verbindlichkeit 
ulde 


2. (Abſ 2.) Für die Anſprüche der Frau gegen das Geſammtgut bleibt es 
bet den allgemeinen Grundſützen. 
„3. Die Verzinſung richtet ſich nach den allgemeinen Grundſatzen §§ 288, 291. 
Bei Verwendungen vgl. § 256. 

4. Die Zuläſſigkeit von Arreſt oder einſtweiligen Verfügungen wird durch 
die Vorſchrift des $ 1467 nicht berührt CPO. §§ 916 Abſ. 2, 936; vgl. OLG. 2 70. 


J. Die hier als Klagegründe aufgeführten Thatbeſtände berechtigen auch J Zu 88 11681470. 
zur einſeitigen Ausſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft im Wege 
letztwilliger Verfügung $ 1509. f 

2. Pgl. im Allgemeinen zu $ 1418. J 

1468. I. Die Klagegründe des § 1468. n 
u Ziffer 1. Die erhebliche Gefährdung braucht nicht gerade in der Ge⸗ 
en mittelſt wiederholter Ueberſchreitung der Verwaltungsbefugniſſe 
eſtehen. 
t 2. Ziffer 2. Eine Gefährdung für die Zukunft wird neben der Benach⸗ 
heiligungsabſicht nicht erfordert. 
9 * 
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2. Aufhebungsklage des § 1469. Der Mann kann auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft 
a klagen, wenn das Geſammtgut in Folge von Verbindlichkeiten der 
Frau, die im Verhaltniſſe der Ehegatten zu einander nicht dem Ge⸗ 
ſammtgute zur Laſt fallen, in ſolchem Maße überſchuldet iſt, daß 
ein fpäterer Erwerb des Mannes erheblich gefährdet wird. 
3. Eintritt und Wirkung § 1470. Die Aufhebung der Gütergemeinſchaft tritt in den 
der Aufhebung. Fällen der §s 1468, 1469 mit der Rechtskraft des Urtheils ein. 
Für die Zukunft gilt Gütertrennung. 
Dritten gegenüber iſt die Aufhebung der Gütergemeinſchaft nur 
nach Maßgabe des § 1435 wirkſam. 


3. Ziffer 3. Vgl. § 1418 Abſ. 1 Ziff. 2. 

4. Ziffer 4. Verſchwendung. 

a. Die Thatſache der Entmündigung wegen Verſchwendung (F 6) genügt, 
ohne daß es auf eine Gefährdung des Geſammtguts noch weiter ankommt. 
Bis zur Aufhebung der Gütergemeinſchaft vgl. § 1457. 

b. Die Verſchwendung braucht nur das Geſammtgut zu gefährden, nicht aber 
darüber hinaus noch die Gefahr des Nothſtandes (§ 6 Ziff. 2) zu begründen. 

e. Wegen 5 Fälle der Entmündigung vgl. zu II 2. 

e 3% 

a. Das gegenwärtige Geſammtgut wird durch die nur für die Zukunft wir⸗ 
kende Aufhebung ($ 1470) dem Zugriffe der Gläubiger nicht entzogen. 

b. Konkurs des Mannes. Die Thatſache der Konkurseröffnung über das 
Vermögen des Mannes, zu deſſen Konkursmaſſe nach KO. § 2 (zu § 1459 
Note IV) das Geſammtgut gehört, genügt für ſich allein nicht. Weſent⸗ 
lich iſt die den ſpäteren Erwerb der Frau (nicht ihren Antheil an 
dem gegenwärtigen Geſammtgute) gefährdende Ueberſchuldung. Dieſe 
Gefährdung kann z. B. durch einen geeigneten Zwangsvergleich ausge⸗ 
ſchloſſen ſein. Ob die Ueberſchuldung auf Verſchulden des Mannes be⸗ 
ruht oder nicht, iſt gleich; ſie muß ausſchließlich auf Verbindlichkeiten, 
die in der Perſon des Mannes vor oder nach Eintritt der Gütergemein⸗ 
1 entſtanden ſind, beruhen. 5 

II. Keine Klagegründe find infonderheit: 

1. Konkurs des Mannes vgl. zu I Note 5b. 

2. Entmündigung wegen Geiſteskrankheit, Geiſtesſchwache, Trunkſucht 
(§ 6), Gebrechlichkeitspflegſchaft (§ 1910), Abweſenheitspflegſchaft (§ 1911). 
In dieſen Fällen werden die Rechte des Mannes durch ſeinen geſetzlichen 
Vertreter wahrgenommen ($ 1457). Die Frau als Vormund oder Pfleger 
des Mannes §§ 1900, 1915. 

& 1469. 1. Vgl. § 1468 Ziff. 5. Der Unterſchied der Faſſung beruht 
auf der Regelung in § 1459 Abſ. 1. 

2. Erlöſchen der geſammtſchuldneriſchen Haftung des Mannes für die in 
§ 1469 bezeichneten Verbindlichkeiten der Frau mit Aufhebung der Gemein⸗ 
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ſchaft 88 1459 Abſ. 2 Satz 2, 1470. 


§ 1470. 1. Vgl. § 1418 Abſ. 2. 

2. Gütertrennung §§ 1427 ff. 4 

3. Rückbeziehung des für die Auseinanderſetzung maßgebenden Zeitpunkts 
auf den Zeitpunkt der Rechtshängigkeit der Aufhebungsklage § 1479. 

4. Sonſtige Gründe für die Aufhebung der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft. R 
a. Auflöſung der Ehe durch Tod (§§ 1482 ff.), Scheidung $$ 1564, 1478, 

Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft durch Urtheil §§ 1586, 1564, 1478. 

me nach Todeserklärung des anderen Ehegatten § 1348 


b. Ehevertrag §§ 1432 ff. Eintritt der Gütertrennung bei erſatzloſer Auf⸗ 
hebung der Gütergemeinſchaft durch Vertrag § 1436. 
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§ 1471. Nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft findet in VI. Per Auseinander- 


Anſehung des Geſammtguts die Auseinanderſetzung ſtatt. 


ſezungszuſtand. 


Bis zur Auseinanderſetzung gelten für das Geſammtgut die Vor⸗ ı Gemeinſchaft zur ge⸗ 


ſchriften des § 1442. 


$ 1472. Die Verwaltung des Geſammtguts ſteht bis zur Aus⸗ 2. 


einanderſetzung beiden Ehegatten gemeinſchaftlich zu. Die Vorſchriften 
des § 1424 finden entſprechende Anwendung. 

Jeder Ehegatte iſt dem anderen gegenüber verpflichtet, zu Maß⸗ 
regeln mitzuwirken, die zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich 
ſind; die zur Erhaltung nothwendigen Maßregeln kann jeder Ehe⸗ 
gatte ohne Mitwirkung des anderen treffen. 

— 


„9,1471. J. Die Rechtsverhältniſſe in der Zeit von der Aufhebung der 
Gütergemeinſchaft bis zur Auseinanderſetzung. 

1. Während des Auseinanderſetzungszuſtandes dauert die Gemeinſchaft 
zur geſammten Hand ($ 1442) fort. Vgl. indeß zu 2. 

2. Die Zwangsvollſtreckung in den Antheil der Ehegatten an dem Ge⸗ 
ſammtgute, nicht an den einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden, iſt zuge⸗ 
laſſen Cp. § 860 Abs. 2 (zu § 1442). — Nach KO. § 1 gehört ſomit nach 
Aufhebung der Gemeinſchaft der Antheil eines jeden der Ehegatten auch zu 
ſeiner Konkursmaſſe. Die Auseinanderſetzung erfolgt gemäß KO. §§ 16 
Abs. J, 51 außerhalb des Konkursverfahrens. 

3. Wegen der Zwangsvollſtreckung in das Geſammtgut nach erfolgter 
Aufhebung der Gütergemeinſchaft CRD. §§ 743, 744 zu § 1472. 

. Die Verwaltung wird gemeinſchaftlich geführt § 1472. 

„ Surrogationsprinzip $ 1473. 

II. Das Auseinanderſetzungsverfahren. 

. FG. 5 %. Nach der Beendigung einer ehelichen Guter gemeinschaft oder 
Einer fortgesetzten Gütergemeinschaft finden auf die Auseinanderseizung in An- 
sehung des Gesammtguts die Vorschriften der Ss 86 bis 98 entsprechende An- 
wendung. 

‚Für die Juseinandersetzung ist, falls ein Anthei! an dem Gesammtgute zu 
ehe Nachlasse gehört, das Amtsgericht zuständig, welches für die Ausein- 
Ondersetzung in Ansehung des Nachlasses zuständig ist. Im Uebrigen ist das 
Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirke der Ehemann oder bei ‚fortgesetzier 
Grütergemeinschaft der überlebende Ehegaite zur Zeit der Beendigung der 
(rütergemeinschaft seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines inländischen 
Wohnsitzes seinen Aufenthalt hatte. Hatte der Ehemann oder der Ehegatte zu 
der bezeichneten Zeit im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so finden die 
Vorschriften des $ 73 Abs. 2 entsprechende Anwendung. 

FrG. §§ 86—98, welche die Auseinanderſetzung der Erbengemeinſchaft 
regeln, find zu §§ 2032 ff. abgedruckt. 

2. Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung Fr®. § 193. 

Fw. $ 193. Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach 
welchen für die gemäss $ 99 den Amtsgerichten obliegenden Verrichtungen an- 
dere glg gerichtliche Behörden zuständig sind, sowie die landesgesetzlichen Vor- 
schriften, nach welchen in den Fällen der S$ 86, 99 un Stelle der Gerichte 
oller neben diesen die Notare die Auseinandersetzung zu vermitteln haben, 

3. Preußen vgl. AG. z. FG. Artt. 19—28. 

ul. Die Auseinanderſetzung ſelbſt ift in $$ 1474—1481 geregelt. 

$ 1472. 1. Vgl. wegen der Verwaltung zur geſammten Hand $ 744. 

2. Die Bezugnahme auf § 1424 betrifft 
2. vie gutgläubige Fortführung der Verwaltung durch den Ehemann trotz 
„ erfolgter Aufhebung der Gütergemeinſchaft; 

B. die Fürſorgepflicht des Mannes bei Aufhebung der Gütergemeinſchaft 
durch den Tod der Ehefrau. 


ſammten Hand. 


Verwaltung zur ge⸗ 
ſammten Hand. 
Gutgl. Fortführung 
der Verwaltung durch 
den Mann. 
Gegenſeitige Mitwir⸗ 
kungspflicht beider 
Ehegatten. 


Surrogation. 


VII. Die Auseinander- 
ſetzung. 


1. Berichtigung der Ge⸗ 
ſammtgutsverbindlich⸗ 
keiten. 
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8 1473. Was auf Grund eines zu dem Geſammtgute gehören⸗ 
den Rechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder 
Entziehung eines zu dem Geſammtgute gehörenden Gegenſtandes oder 
durch ein Rechtsgeſchäft erworben wird, das ſich auf das Geſammt⸗ 
gut bezieht, wird Geſammtgut. 

Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen Forderung 
zum Geſammtgute hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu 
laſſen, wenn er von der Zugehörigkeit Kenntniß erlangt; die Vor⸗ 
ſchriften der Ss 406 bis 408 finden entſprechende Anwendung. 

§ 1474. Die Auseinanderſetzung erfolgt, ſoweit nicht eine andere 
Vereinbarung getroffen wird, nach den SS 1475 bis 1481. 

§ 1475. Aus dem Geſammtgute find zunächſt die Geſammt⸗ 
gutsverbindlichkeiten zu berichtigen. Iſt eine Geſammtgutsverbind⸗ 
lichkeit noch nicht fällig oder iſt ſie ſtreitig, ſo iſt das zur Berich⸗ 
tigung Erforderliche zurückzubehalten. 

Fällt eine Geſammtgutsverbindlichkeit im Verhältniſſe der Ehe⸗ 
gatten zu einander einem der Ehegatten allein zur Laſt, ſo kann 
dieſer die Berichtigung aus dem Geſammtgute nicht verlangen. 

Zur Berichtigung der Geſammtgutsverbindlichkeiten iſt das Ge⸗ 
ſammtgut, ſoweit erforderlich, in Geld umzuſetzen. 


3. Die gemeinſchaftliche Verwaltung begründet für die Frau auch das 
Recht des Mitbeſitzes ($ 866). 

4. Zwangsvollſtreckung in das Geſammtgut. 

CPO. S 743. Nack der Beendigung der allgemeinen Güter gemeinschaft, der 
Errungenschaftsgemeinschaft oder der Hulirniss gemeinschaft ist vor der Ausein- 
andersetzung die Zwangsvollstreckung in das Gesammigut nur zulässig, wenn 
beide Ehegatten zu der Leistung oder der eine Ehegatte zu der Leistung und 
der andere zur Duldung der Zwangsvollstreckung verurtheilt sind. 

$ 744. Ist die Beendigung der allgemeinen Gütergemeinschaft, der Errungen- 
schafisgemeinschaft oder der Fahrnissgemeinschaft nach der Beendigung eines 
Rechtsstreits des Ehemanns eingetreten, so finden auf die Ertheilung einer in 
Ansehung des Gesammtguts vollstreckbaren Ausfertigung des Urtheils gegen die 
Ehefrau die Vorschriften der SS 727, 730—782 entsprechende Anwendung. 

. unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung CPO. § 794 Abſ. 2 

zu § 1412). 
f 5. Selbſtändige Befugniß jedes Ehegatten zur Stellung des Antrags auf 
Aufgebot der Nachlaßgläubiger und auf Eröffnung des Nachlaßkonturſes, 
wenn die Ehefrau Erbin ift und der Nachlaß zum Geſammtgute gehört CPO. 
§ 999, KO. 218. 

6. Der nach der Aufhebung der Gütergemeinſchaft von einem Ehegatten 
gemachte Erwerb fällt, abgeſehen von der Surrogation ($ 1473), nicht mehr 
in das Geſammtgut. Die nur von einem Ehegatten begründeten Verbindlich- 
keiten ſind keine Geſammtgutsverbindlichkeiten. Schutz gutgläubiger Dritter 
§ 1435. 

§ 1473. 1. (Abſ. 1.) Surrogationsprinzip vgl. § 1370. Anderer Erwerb 
fällt nicht mehr in das Geſammtgut. 

2. (Abſ. 2.) Vgl. § 720. 

& 1474. Die anderweite Vereinbarung bedarf nicht der Abſchließung eines 
Ehevertrags. 

8 1475. 1. (Abſ. 1.) Vgl. die entſprechende Vorſchrift für die Geſellſchaft 
§ 733 Abf. 1. Zuwiderhandlung begründet die perſönliche Haftung gegen: 
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§ 1476. Der nach der Berichtigung der Geſammtgutsverbindlich⸗ 
keiten verbleibende Ueberſchuß gebührt den Ehegatten zu gleichen Theilen. 

Was einer der Ehegatten zu dem Geſammtgute zu erſetzen ver⸗ 
pflichtet iſt, muß er ſich auf ſeinen Theil anrechnen laſſen. Soweit 
die Erſatzleiſtung nicht durch Anrechnung erfolgt, bleibt er dem an⸗ 
deren Ehegatten verpflichtet. 

§ 1477. Die Theilung des Ueberſchuſſes erfolgt nach den Vor⸗ 
ſchriften über die Gemeinſchaft. 

Jeder Ehegatte kann gegen Erſatz des Werthes die ausſchließlich 
zu ſeinem perſönlichen Gebrauche beſtimmten Sachen, insbeſondere 
Kleider, Schmuckſachen und Arbeitsgeräthe, ſowie diejenigen Gegen⸗ 
ſtände übernehmen, welche er in die Gütergemeinſchaft eingebracht 
oder während der Gütergemeinſchaft durch Erbfolge, durch Vermächt⸗ 
niß oder mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht, durch Schenkung 
oder als Ausſtattung erworben hat. 

§ 1478. Sind die Ehegatten geſchieden und ift einer von ihnen 
allein für ſchuldig erklärt, ſo kann der andere verlangen, daß jedem 
von ihnen der Werth desjenigen zurückerſtattet wird, was er in die 
Gütergemeinſchaft eingebracht hat; reicht der Werth des Geſammtguts 
ur Rückerſtattung nicht aus, fo hat jeder Ehegatte die Hälfte des 
Fehlbetrags zu tragen. 

Als eingebracht iſt anzuſehen, was eingebrachtes Gut geweſen ſein 
würde, wenn Errungenſchaftsgemeinſchaft beſtanden hätte. Der Werth 
des Eingebrachten beſtimmt ſich nach der Zeit der Einbringung. 

Das im Abſ. 1 beſtimmte Recht ſteht auch dem Ehegatten zu, 
deſſen Ehe wegen ſeiner Geiſteskrankheit geſchieden worden iſt. 
——— ä“üũ—7 ER 


über dem Gläubiger gemäß § 1480. Haftung des Mannes gegenüber der 
Frau § 1481. 

2. (Abf. 2.) Vgl. 88 14631465. 

3. (Abſ. 3.) Verſilberung vgl. § 733 Abſ. 3. 

§ 1476. 1. Zur Theilungsmaſſe gehört auch der von einem der Ehegatten 
5 $$ 1467, 1456, 1466, 14631465 zum Geſammtgute zu leiftende 
Erſatz. 
2. Durch Abſ. 2 Satz 2 ſoll klargeſtellt werden, daß die Erſatzpflicht der 
Ehegatten nicht im Sinne einer bloßen Kollationspflicht (58 2055 f.), ſondern 
einer wahren Erſatzverbindlichkeit zu verſtehen iſt. 


s a. 1. (Abſ. 1.) Theilung der Gemeinſchaft $$ 752 ff. Gewährleiſtung 

2. Grundbuchlicher Nachweis der Ueberweiſung einer zum Geſammtgute 
gehörigen Hypothek, Grund⸗ oder Rentenſchuld an einen Ehegatten durch 
Heugniß des Auseinanderſetzungsgerichts GO. $$ 38, 37. Val. auch EG. 


Art. 143, GO. § 99. 1 
— Der Wertherſatz iſt nach dem Werthe zur Zeit der Uebernahme zu be⸗ 
en. 


mt (Abſ. 2.) Das Uebernahmerecht gelangt erſt bei der Theilung und nach 
14 Gigung der Geſammtgutsverbindlichkeiten zur Ausübung (§8 1475 Abf. 1, 
1476 Abſ. 1). Das Uebernahmerecht ſteht auch dem Rechtsnachfolger des Be⸗ 
rechtigten, insbeſondere alſo dem Erben ($ 1482) zu. 


becher 1. Die Schuldfrage wird bei der Eheſcheidung in $ 1564 


2. Halbtheilung d. Ueber⸗ 
ſchuſſes. 
Anrechnung. Erſatz⸗ 
pflicht. 

3. Art der Theilung. 


Uebernahmerecht der 
Ehegatten. 


4 Auseinanderſetzung im 
Falle der Eheſcheidung. 
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5. Sueden dg § 1479. Wird die Gütergemeinſchaft auf Grund des § 1468 
r Zart oder des § 1469 durch Urtheil aufgehoben, ſo kann der Ehegatte, 
I welcher das Urtheil erwirkt hat, verlangen, daß die Auseinander⸗ 
klage. ſetzung ſo erfolgt, wie wenn der Anſpruch auf Auseinanderſetzung 

mit der Erhebung der Klage auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft 
rechtshängig geworden wäre. 

F § 1480. Wird eine Geſammtgutsverbindlichkeit nicht vor der 
lichkeiten. Theilung des Geſammtguts berichtigt, ſo haftet dem Gläubiger auch 
45 — u „oe der Ehegatte perſönlich als Geſammtſchuldner, für den zur Zeit der 

dem Gläubiger. Theilung eine ſolche Haftung nicht beſteht. Seine Haftung beſchränkt 
ſich auf die ihm zugetheilten Gegenſtände; die für die Haftung des 
Erben geltenden Vorſchriften der SS 1990, 1991 finden entſprechende 
Anwendung. 
b. Gegenseitige Sir § 1481. Unterbleibt bei der Auseinanderſetzung die Berichtigung 
tung der Ehegatten. einer Geſammtgutsverbindlichkeit, die im Verhältniſſe der Ehegatten 
zu einander dem Geſammtgut oder dem Manne zur Laſt fallt, ſo 
hat der Mann dafür einzuftehen, daß die Frau von dem Gläubiger 
nicht in Anſpruch genommen wird. Die gleiche Verpflichtung hat 
die Frau dem Manne gegenüber, wenn die Berichtigung einer Ge⸗ 
ſammtgutsverbindlichkeit unterbleibt, die im Verhältniſſe der Ehegatten 
zu einander der Frau zur Laſt fällt. 
B. Cob eines Ehegatten bei § 1482. Wird die Ehe durch den Tod eines der Ehegatten auf⸗ 
unbeerbier Ehe. geloöſt und iſt ein gemeinſchaftlicher Abkömmling nicht vorhanden, jo 
gehört der Antheil des verſtorbenen Ehegatten am Geſammtgute zum 
Nachlaſſe. Die Beerbung des Ehegatten erfolgt nach den allge⸗ 
meinen Vorſchriften. 


a. Alleinſchuld eines Ehegatten ($ 1478). 
a. Der nach Rückerſtattung der beiderſeitig eingebrachten Werthe ver⸗ 
bleibende Ueberſchuß wird gleichmäßig getheilt § 1476 Abſ. 1. 
6. (Abſ. 2.) Eingebrachtes §§ 1520 —1524. 
b. 8 1476 beider Ehegatten bleibt es bei der Halbtheilung nach 
8 f. 
2. (Abſ. 3.) Scheidung wegen Geiſteskrankheit ($ 1569). 
Der i Ehegatte hat die Stellung des unſchuldigen Theiles; vgl. 
au 1583. 
ei Abheben der ehelichen Gemeinſchaft durch Urtheil ſteht auch 
in Anſehung des § 1478 der Scheidung gleich § 1586. 
$ 1479. Vgl. die entſprechende Vorſchrift § 1422. 
S 1480. 1. Die Berichtigung ſoll zunächſt d. h. vor der Theilung er: 
folgen §§ 1475 Abſ. 1, 1476 Abi. 1, 1477 Note 4. i 
2. Geſammtſchuldneriſche Haftung §8 421 ff. Die Beſchränkung der Haf⸗ 
tung auf die zugetheilten Gegenſtände (cum viribus) kann nur geltend ge⸗ 
macht werden, wenn ſie im Urtheile vorbehalten iſt, und bleibt ſo lange bei 
der Zwangsvollſtreckung unberückſichtigt, bis Einwendungen erhoben werden, 
CPO. § 786. 
§ 1481. 1. Abſ. 1 bringt das Prinzip zum Ausdrucke, daß der Mann 
diejenigen Geſammtgutsverbindlichkeiten ($ 1459 Abſ. 1), welche im Verhält⸗ 
niſſe der Ehegatten zu einander dem Geſammtgute zur Laſt fallen ($$ 1463 
bis 1465), allein zu tragen a iſt. Vgl. $ 1463 Note 1 1 c. 
2. Zu Satz 2 vgl. § 1459 Ab}. 2. 
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8 1483. Sind bei dem Tode eines Ehegatten gemeinſchaftliche C. Tos eines Ebegatten bei 


Abkömmlinge vorhanden, ſo wird zwiſchen dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen, die im Falle der 
geſetzlichen Erbfolge als Erben berufen find, die Gütergemeinſchaft!. 
fortgeſetzt. Der Antheil des verſtorbenen Ehegatten am Geſammt⸗ 
gute gehört in dieſem Falle nicht zum Nachlaſſe; im Uebrigen er⸗ 
folgt die Beerbung des Ehegatten nach den allgemeinen Vorſchriften. 
Sind neben den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen andere Abkömm⸗ 
linge vorhanden, ſo beſtimmen ſich ihr Erbrecht und ihre Erbtheile 
ſo, wie wenn fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht eingetreten wäre. 


$ 1482. 1. Die allgemeinen Vorſchriften über die Erbfolge finden An⸗ 
wendung. Die Erbfolge ift entweder die geſetzliche (§§ 1922 ff.; Erbrecht des 
überlebenden Ehegatten §§ 1931 ff.) oder beim Vorhandenſein einer letzt⸗ 
willigen Verfügung die teſtamentariſche. 

2. Gemeinſchaftliche Abkömmlinge der Ehegatten ſind nur ihre gemein⸗ 
ſchaftlichen (mit ihnen verwandten $ 1589 Abſ. 2) Deſzendenten, Kinder aus 
nichtiger Ehe § 1699; Legitimation durch nachfolgende Ehe § 1719. Gemein⸗ 
ſame Kindesannahme ſeitens der Ehegatten § 1757 Abſ. 2. 

3. Erbunwürdigkeit ($$ 2339 ff.) eines gemeinſchaftlichen Abkömmlinges 
gilt auch in Anſehung des Antheils § 1506. Iſt der einzige gemeinſchaft⸗ 
liche Abkömmling erbunwürdig, ſo liegt die Sache ſo, wie wenn ein gemein⸗ 
ſchaftlicher Abkömmling nicht vorhanden wäre, § 2344. 


§ 1483. I. Konſtruktion der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 

1. Für die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft kommt hinſichtlich des 
Geſammtguts der Geſichtspunkt einer erbrechtlichen Sukzeſſion überhaupt 
nicht in Betracht (Abſ. 1 Satz 2 erſter Halbſatz). 

2. Das Geſammtgut iſt von dem anderen Nachlaſſe vollſtändig getrennt 
zu halten. Das Recht des überlebenden Ehegatten, welches ſich bereits vor 
dem Tode des erſtverſtorbenen auf das ganze Geſammtgut erſtreckt hatte und 
nur durch das Recht deſſelben beſchränkt war, wird mit dem Fortfalle des 
anderen Ehegatten von dieſer Beſchränkung frei. Als Erſatz für das den 
gemeinſchaftlichen Abkömmlingen beider Ehegatten in Anſehung des Geſammt⸗ 
guts gegenüber dem erſtverſtorbenen Ehegatten entzogene Erb⸗ und Pflicht: 
theilsrecht wird ihnen, d. h. denjenigen gemeinſchaftlichen Abkömmlingen, 
welche bei geſetzlicher Erbfolge als Erben berufen wären (§ 1924), die Theil⸗ 
nahme an dem Geſammtgute gewährt. — Auf die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft finden die Vorſchriften über das Güterrechtsregiſter keine Anwendung. 
Vgl. Titelvorb. vor § 1558 Note 2. 

3. Wegen der dieſer Konſtruktion entſprechenden Schuldenhaftung vgl. 
§§ 1488, 1489. 

II. Erbfolge in das übrige Vermögen des verſtorbenen Ehegatten. 

1. Im Uebrigen (Abſ. 1 letzter Halbſatz), d. h. abgeſehen von dem Ans 
theile des verſtorbenen Ehegatten am Geſammtgut, alſo hinſichtlich der 
Schulden des verſtorbenen Ehegatten und eines etwa vorhandenen Sonder⸗ 
und Vorbehaltsguts (§§ 1439, 1440), findet die gewöhnliche Erbfolge ſtatt. 

2. Die Erben haften als ſolche perſönlich für alle Schulden des Erblaſſers, 
können aber dieſe Haftung durch Ausſchlagung der Erbſchaft beſeitigen bzw. 
nach den allgemeinen Grundſätzen (Nachlaßverwaltung, Nachlaßkonkurs, In⸗ 
ventarerrichtung $$ 1975 ff.) beſchränken. h 

III. (Abſ. 2.) Erbrecht und Erbtheile einſeitiger Abkömmlinge des ver⸗ 
ſtorbenen Ehegatten. 5 g 5 

Erbrecht und Erbtheile beſtimmen ſich jo, wie wenn fortgeſetzte Güter: 
gemeinſchaft nicht eingetreten wäre ($ 1482). Zur Feſtſtellung ihrer Erb⸗ 
theile wird der Antheil des verſtorbenen Ehegatten am Geſammtgut als 
zum Nachlaſſe gehörig angeſehen. Der hiernach ſich ergebende Erbtheil iſt 


Ei 
1 
2 


3. 


4. 


beerbter Ehe. 
(Jortgeſeßte Güter⸗ 
gemeinſchaft.) 

ntritt der fortgef. GG. 


.Die Theilnehmer. 
. Antheil am Geſammt⸗ 


gute. 
Beerbung im Uebri⸗ 
gen. 


Einſeitige Abkömm⸗ 
linge der verſtorbenen 
Ehegatten. 


5. Ablehnung der fort- 
geſetzten Gütergemein- 
ſchaft durch den über⸗ 
lebenden Ehegatten. 


II. Die Vermögens maſſen. 
1, Heſammtgut. 
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§ 1484. Der überlebende Ehegatte kann die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft ablehnen. 

Auf die Ablehnung finden die für die Ausſchlagung einer Erb⸗ 
ſchaft geltenden Vorſchriften der SS 1943 bis 1947, 1950, 1952, 
1954 bis 1957, 1959 entſprechende Anwendung. Steht der über⸗ 
lebende Ehegatte unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft, 
ſo iſt zur Ablehnung die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
erforderlich. 

Lehnt der Ehegatte die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ab, ſo 
gilt das Gleiche wie im Falle des § 1482. 

§ 1485. Das Geſammtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
beſteht aus dem ehelichen Geſammtgute, ſoweit es nicht nach § 1483 
Abſ. 2 einem nicht antheilsberechtigten Abkömmlinge zufällt, und 
aus dem Vermögen, das der überlebende Ehegatte aus dem Nach⸗ 
laſſe des verſtorbenen Ehegatten oder nach dem Eintritte der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft erwirbt. 

Das Vermögen, das ein gemeinſchaftlicher Abkömmling zur Zeit 
des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft hat oder ſpäter er⸗ 
wirbt, gehört nicht zu dem Geſammtgute. 

Auf das Geſammtgut finden die für die eheliche Gütergemeinſchaft 
geltenden Vorſchriften des § 1438 Abſ. 2, 3 entſprechende An⸗ 
wendung. 


den einſeitigen Abkömmlingen, falls erforderlich, unter Zuhülfenahme des 
Geſammtguts ($ 1485 Abſ. I), auszukehren. 

IV. Anordnungen des verſtorbenen Ehegatten. 

Anordnungen der Ehegatten, welche ſich im Widerſpruche mit den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften über die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft befinden, ſind un⸗ 
zuläſſig ($ 1518), unbeſchadet ihres Rechtes die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
durch Ehevertrag ($ 1508) oder durch letztwillige Verfügung (gemäß § 1509) 
überhaupt auszuſchließen. (Bei Fahrnißgemeinſchaft vgl. § 1549 Note 3d.) 

V. Grundbuchliche Vorſchriften. 

1. Nachweis der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Dem Grund⸗ 
buchamte gegenüber wird die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft durch Zeugniß 
des Nachlaßgerichts nachgewieſen GO. § 36 Abf. 2, abgedruckt zu §§ 2353 ff. 

2. Eintragung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft GO. § 48 
(vgl. § 1438 Note 2). 

§ 1484. 1. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft ſoll dem Intereſſe des 
überlebenden Ehegatten dienen und ihm den Beſitz und Genuß des Geſammt⸗ 
guts erhalten. Er hat deshalb das Wahlrecht Abſ. 1. Nachträgliche Auf⸗ 
hebung § 1492. 

2. Ablehnung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſteht auch dem im Kon⸗ 
kurſe beſindlichen überlebenden Ehegatten perſönlich, nicht dem Konkursver⸗ 
walter zu KO. § 9, abgedruckt zu § 1942. 

f 85 Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts FrG. § 43, vgl. zu §§ 1643, 
823. 

4. Fahrnißgemeinſchaft vgl. § 1549 Note 3d. 

§ 1485. 1. Aus Abſ. 1 ergiebt ſich, daß zum Geſammtgute der fortge⸗ 
ſetzten Gütergemeinſchaft auch gehört 
a. das zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten gehörende Vorbehaltsgut 

des letzteren, ſoweit daſſelbe nach § 1483 Abſ. I dem überlebenden Che: 

gatten als Erben zufällt; 
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§ 1486. Vorbehaltsgut des überlebenden Ehegatten iſt, was er 2. 


bisher als Vorbehaltsgut gehabt hat oder nach § 1369 oder $ 1370 
erwirbt. 


Vorbehaltsgut d.üüber⸗ 
lebenden Ehegatten. 


Gehören zu dem Vermögen des überlebenden Ehegatten Gegen⸗ 3. Sondergut b. unüber- 


ſtände, die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden können, fo 
finden auf ſie die bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft für das ein⸗ 
gebrachte Gut des Mannes geltenden Vorſchriften, mit Ausnahme 
des § 1524, entſprechende Anwendung. 

§ 1487. Die Rechte und Verbindlichkeiten des überlebenden Ehe⸗ m. 
gatten ſowie der antheilsberechtigten Abkömmlinge in Anſehung des 
Geſammtguts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft beſtimmen ſich nach 
den für die eheliche Gütergemeinſchaft geltenden Vorſchriften der 
§§ 1442 bis 1449, 1455 bis 1457, 1466; der überlebende Che: 
gatte hat die rechtliche Stellung des Mannes, die antheilsberechtigten 
Abkömmlinge haben die rechtliche Stellung der Frau. 

Was der überlebende Ehegatte zu dem Geſammtgute ſchuldet oder 
aus dem Geſammtgute zu fordern hat, iſt erſt nach der Beendigung 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zu leiſten. 


b. das, was der überlebende Ehegatte aus dem Nachlaſſe des verſtorbenen 
en etwa auf Grund eines Vermächtniſſes des Erblaſſers erwor⸗ 
en hat. 

2. Grundbuchliche Eintragung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft GO. § 48. 
Vgl. § 1438 Note 2. Nachweis gegenüber dem Grundbuchamte GD. § 36 
Abſ. 2 (abgedruckt Abſchnittvorb. vor § 2353). Vgl. auch § 1507. 

8 1486. 1. (Abſ. 1.) Vorbehaltsgut § 1440. § 1369 betrifft die Ber 
ſtimmung als Vorbehaltsgut bei Erwerb von Todeswegen und unentgelt⸗ 
licher Zuwendung unter Lebenden. § 1370 Surrogation. 

2. (Abſ. 2). Vgl. § 1439. 

§ 1487. I. Die Rechtsverhältniſſe des Geſammtguts. 

1. Die Nichtanziehung der §§ 1450—1454, 1458—1465, 1467 bedeutet: 
a. Die Abkömmlinge haben, auch wenn Gefahr im Verzug iſt, keine Ver⸗ 

tretungsmacht ($ 1450) für den überlebenden Ehegatten bei Verhinderung 
en Vorſchriften über Geſchäftsführung ohne Auftrag ($$ 677 ff.) 

b. Eine vormundſchaftsgerichtliche Erſetzung der Zuſtimmung des überleben: 
den Ehegatten ($ 1451) findet nicht ſtatt. 

e. Die Nichtanwendbarkeit der §§ 1452—1454 beruht auf § 1485 Abſ. 2. — 
Die Vorſchrift des § 1458 über die Tragung des ehelichen Aufwandes 
kommt nicht in Betracht. 

d. Die die Geſammtgutsverbindlichkeiten regelnden $$ 1459 — 1465 ſind durch 
§§ 1488, 1489 erſetzt. 

e. Dem § 1467 entſpricht § 1487 Abſ. 2. 

2. Zwangsvollſtreckung. 

a. Zwangsvollſtreckung in das Geſammtgut. Vgl. Pr. JMBl. 

1900 S. 22 ff. 

CPO. S 745. Im Falle der fortgesetzten Gütergemeinschaft ist zur Zwangs- 
vollstreckung in das Gesammigut ein gegen den überlebenden Ehegatten ergan- 
genes Urtheil erforderlich und genügend. 

Nach der Beendigung der fortgesetzten Gütergemeinschaft finden die Vor- 
schriften der S 743, 744 mit der Massgabe Anwendung, dass an die Stelle 
des Ehemanns der überlebende Ehegatte, an die Stelle der Ehefrau die an- 
theilsberechtigten Abkömmlinge treten. 


tragb. Gegenſtände. 


Rechtsſtellung d. Theil⸗ 
haber der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft. 


IV. Schuldenhaftung. 
1. Geſamintgutsverbind⸗ 
lichkeiten. 


2. Perſönliche Haftung d. 
überlebend. Ehegatten. 
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§ 1488. Geſammtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft ſind die Verbindlichkeiten des überlebenden Ehegatten 
ſowie ſolche Verbindlichkeiten des verſtorbenen Ehegatten, die Ge⸗ 
ſammtgutsverbindlichkeiten der ehelichen Gütergemeinſchaft waren. 

§ 1489. Für die Geſammtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft haftet der überlebende Ehegatte perſönlich. 

Soweit die perſönliche Haftung den überlebenden Ehegatten nur 
in Folge des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft trifft, finden 
die für die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten gelten⸗ 
den Vorſchriften entſprechende Anwendung; an die Stelle des Nach⸗ 
laſſes tritt das Geſammtgut in dem Beſtande, den es zur Zeit des 
Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft hat. 

Eine perſönliche Haftung der antheilsberechtigten Abkömmlinge für 
die Verbindlichkeiten des verſtorbenen oder des überlebenden Ehegatten 
wird durch die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht begründet. 


b. Zwangsvollſtreckung in den Antheil des überlebenden Ehe⸗ 
gatten und der Abkömmlinge findet während der Dauer der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft nicht ſtatt. CPO. § 860 (zu § 1442). 

3. Konkurs. KO. § 2 Abſ. 3, zu § 1459 Note IV. 

II. Für den Unterhalt und die Ausſtattung der Abkömmlinge durch 
den überlebenden Ehegatten begründet die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft keine 
Beſonderheiten; die SS 1601 ff., 1620 ff. bleiben anwendbar. Die Befugniß 
des überlebenden Ehegatten, zu dieſen Zwecken über Gegenſtände des Ge⸗ 
ſammtguts zu verfügen, ergiebt ſich für die Ausſtattung der Töchter ($ 1620) 
und, ſoweit es durch eine ſittliche Pflicht geboten wird, auch für die Aus⸗ 
ſtattung der Söhne und anderer Perſonen aus §§ 1443, 1446 Ab. 2, 1624. 
Erſatzpflicht vgl. § 1499 Ziffer 3. 

8 1488. 1. Vgl. wegen der dieſer Regelung der Schuldenhaftung ent⸗ 
ſprechenden Konſtruktion der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zu § 1483 Note J. 

2. Die Verbindlichkeiten des verſtorbenen Ehegatten, welche Geſammtguts⸗ 
verbindlichkeiten waren ($$ 1459 — 1462), werden auch Geſammtgutsverbind⸗ 
lichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Perſönliche Haftung des über⸗ 
lebenden Ehegatten § 1489 Abſ. 1. 

3. Die Verbindlichkeiten des verſtorbenen Ehegatten, welche nicht Geſammt⸗ 
gutsverbindlichkeiten waren, alſo insbeſondere die ohne Zuſtimmung des 
Mannes eingegangenen Verbindlichkeiten der Frau (§§ 1460—1462), werden 
nicht Geſammtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Von 
dieſen Verbindlichkeiten kann ſich der Ueberlebende dadurch befreien, daß er 
die Erbſchaft ausſchlägt und nur das Geſammtgut behält. Vgl. § 1483 
Note II. 

§ 1489. I. Zu Abſ. 2. 

J. Haftung des Erben für die Nachlaß verbindlichkeiten §§ 1967 —2017. 

2. Der Vorſchrift des Abſ. 2 entſprechen N 
a. CPO. § 305 Abſ. 2 (Verurtheilung unter dem Vorbehalte beſchränkter 

Haftung), abgedruckt zu § 2014. 

b. CPO. $ 786 (Geltendmachung der beſchränkten Haftung gegenüber der 
Zwangsvollſtreckung). 

c. ERD. § 1001 (Aufgebot zum Zwecke der Ausſchließung von Geſammt⸗ 
gutsgläubigern). 

d. KO. § 236 (Konkursverfahren über das Geſammtgut). 

II. Zu Abi. 3. 1 

1. Zu betonen iſt durch die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft. In⸗ 

wieweit Schuldenhaftung durch Erbfolge eintritt (vgl. § 1483 Note II), 

richtet ſich nach den allgemeinen erbrechtlichen Vorſchriften. 
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§ 1490. Stirbt ein antheilsberechtigter Abkömmling, fo gehört v. cod eines antheilsbe . 


ſein Antheil an dem Geſammtgute nicht zu ſeinem Nachlaſſe. Hin⸗ 
terläßt er Abkömmlinge, die antheilsberechtigt ſein würden, wenn er 
den verſtorbenen Ehegatten nicht überlebt hätte, jo treten die Ab- 
kömmlinge an ſeine Stelle. Hinterläßt er ſolche Abkömmlinge nicht, 
ſo wächſt ſein Antheil den übrigen antheilsberechtigten Abkömmlingen 
und, wenn ſolche nicht vorhanden ſind, dem überlebenden Ehegatten an. 


rechtigten Abkommlinges. 


8 1491. Ein antheilsberechtigter Abkömmling kann auf feinen VI perzicht eines antheile⸗ 


Antheil an dem Geſammtgute verzichten. Der Verzicht erfolgt durch 
Erklärung gegenüber dem für den Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten 
zuſtändigen Gerichte; die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form 
abzugeben. Das Nachlaßgericht ſoll die Erklärung dem überlebenden 
Ehegatten und den übrigen antheilsberechtigten Abkömmlingen mit⸗ 
theilen. 

Der Verzicht kann auch durch Vertrag mit dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten und den übrigen antheilsberechtigten Abkömmlingen erfolgen. 
Der Vertrag bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 

Steht der Abkömmling unter elterlicher Gewalt oder unter Vor⸗ 
mundſchaft, ſo iſt zu dem Verzichte die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts erforderlich. 

Der Verzicht hat die gleichen Wirkungen, wie wenn der Verzich⸗ 
tende zur Zeit des Verzichts ohne Hinterlaſſung von Abkömmlingen 
geſtorben wäre. 


2. Eine beſchränkte Haftung der Abkömmlinge tritt hinſichtlich der bei der 
Auseinanderſetzung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft unberichtigt gebliebenen 
Geſammtgutsverbindlichkeiten ein (§§ 1498, 1480). 

3. Der in Abſ. 3 ausgeſprochene Grundſatz gilt auch im Verhältniſſe der 
1 zu dem überlebenden Ehegatten, § 1500 Abſ. 1. Vgl. daſelbſt 

ote 1. 

§ 1490. 1. Satz 1. Der Antheil eines Abkömmlinges an der fortge⸗ 
ſetzten Gütergemeinſchaft iſt alſo unvererblich. 

2. Satz 2. Die eintretenden Abkömmlinge des Verſtorbenen treten nicht 
als ſeine Erben, ſondern kraft eigenen Rechtes in die Gemeinſchaft ein. 
Darauf beruht die beſondere Vorſchrift des § 1501 Abſ. 2 letzter Halbſatz. 

3. Satz 3. Vgl. § 1483. 

8 1491. 1. (Abſ. 1.) Der einſeitige Verzicht (Abſ. 1) iſt in öffent⸗ 
lich beglaubigter Form (§ 129) dem für den Nachlaß des verſtorbenen Ehe⸗ 
l zuſtändigen Gerichte gegenüber (FrG. §§ 72, 73, vor §§ 1960 ff.) zu 
erklären. 

2. (Abſ. 2.) Der vertragsmäßige Verzicht eines Abkömmlinges auf 
ſeinen Antheil ſetzt den bereits erfolgten Eintritt der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft voraus und iſt von dem in N 1517 behandelten Verzichtsvertrage, 
welcher zwiſchen dem Abkömmling und einem der Ehegatten vor Eintritt 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, alſo zu Lebzeiten beider Ehe⸗ 
gatten geſchloſſen wird, zu unterſcheiden. Gerichtliche oder notarielle Be⸗ 
urkundung § 128. } 

i 92 (Abſ. 3.) Vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung. Vgl. zu 88 1643, 

4. (Abſ 4.) Die Wirkung des Verzichts § 1490 Satz 3. Die Faſſung 
des Abſ. 4 bringt zum Ausdrucke, daß durch den Verzicht auch die Abkömm⸗ 
linge des Verzichtenden gebunden werden. 

5. Verzicht gegen Abfindung § 1501. 


berechtigten Abkömm⸗ 
linges nach erfolgtem 
Eintritte d. fortgeſetzten 
Bütergemeinſchaft. 


* 


fee] 
— 


— 


e 


2 


or 
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. Beendigung der fort. § 1492. Der überlebende Ehegatte kann die fortgeſetzte Güter⸗ 


geiehten Bötergemein gemeinſchaft jederzeit aufheben. Die Aufhebung erfolgt durch Er⸗ 


ſchaft. a 
„Aulbebung durch ein klärung gegenüber dem für den Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten 


ſeitige Erkläru des 5 A = 2 5 5 ag R 5 
Uberlebend. Ehegatten. zuſtändigen Gerichte; die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form 


abzugeben. Das Nachlaßgericht ſoll die Erklärung den antheilsbe⸗ 
rechtigten Abkömmlingen und, wenn der überlebende Ehegatte geſetz⸗ 
licher Vertreter eines der Abkömmlinge iſt, dem Vormundſchaftsgerichte 
mittheilen. 


„Aufhebung durch Ver⸗ Die Aufhebung kann auch durch Vertrag zwiſchen dem überleben⸗ 
trag. 


den Ehegatten und den antheilsberechtigten Abkömmlingen erfolgen. 
Der Vertrag bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 
Steht der überlebende Ehegatte unter elterlicher Gewalt oder unter 
Vormundſchaft, ſo iſt zu der Aufhebung die Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts erforderlich. 
Beendigung durch § 1493. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft endigt mit der Wieder⸗ 
beben berkebenden he- verheirathung des überlebenden Ehegatten. 
gatten. Der überlebende Ehegatte hat, wenn ein antheilsberechtigter Ab⸗ 
kömmling minderjährig iſt oder bevormundet wird, die Abſicht der Wie⸗ 
Auseinanderſetzungs⸗ derverheirathung dem Vormundſchaftsgericht anzuzeigen, ein Verzeichniß 


des Vormundschaft des Geſammtguts einzureichen, die Gütergemeinſchaft aufzuheben und die 


gerichts. Auseinanderſetzung herbeizuführen. Das Vormundſchaftsgericht kann 


geſtatten, daß die Aufhebung der Gütergemeinſchaft bis zur Eheſchließung 
unterbleibt und daß die Auseinanderſetzung erſt ſpater erfolgt. 


„Tod und Todeserklä-⸗ § 1494. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft endigt mit dem Tode 


Ehegatten. benden des überlebenden Ehegatten. 

Wird der überlebende Ehegatte für todt erklärt, ſo endigt die 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt 
des Todes gilt. 

Aufhebungsklage geg. 1495. Ein antheilsberechtigter Abkömmling kann gegen den 
den überlebendenche⸗ 9 9 8 
gatttn überlebenden Ehegatten auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
a. Klagegründe. ſchaft klagen: 

1. wenn der überlebende Ehegatte ein Rechtsgeſchäft der in den 
§§ 1444 bis 1446 bezeichneten Art ohne Zuſtimmung des Ab⸗ 
kömmlinges vorgenommen hat und für die Zukunft eine erheb⸗ 
liche Gefährdung des Abkömmlinges zu beſorgen iſt; 

2. wenn der überlebende Ehegatte das Geſammtgut in der Ab⸗ 
ſicht, den Abkömmling zu benachtheiligen, vermindert hat; 

§ 1492. 1. (Abf. 1.) Wegen Form der Erklärung und Zuſtändigkeit 
des Gerichts vgl. zu § 1491 Note 1. 

2. (Abſ. 2.) Vgl. § 1491 Abi. 2. Die Aufhebung kann nur mit allen, 
nicht mit einzelnen Abkömmlingen vereinbart werden; wohl aber kann ein 
Abkömmling ſich gegebenen Falles beſtimmen laſſen, gemäß § 1491 auf ſeinen 
Antheil zu verzichten. 

3. (Abſ. 3.) Vgl. § 1484 Abſ. 2. Br 

$ 1493. Die Wiederverheirathung iſt erſt zulälftg, nachdem das Bor: 
mundſchaftsgericht (FrG. 88 35, 43) ein Zeugniß über die ſtattgehabte Auf⸗ 
901312 0. 2. und Auseinanderſetzung (§§ 1497 ff.) ertheilt hat. Vgl. 

§ 1494. Todeserklärung $$ 13 ff., 18. 
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3. wenn der überlebende Ehegatte ſeine Verpflichtung, dem Ab⸗ 
kömmling Unterhalt zu gewähren, verletzt hat und für die Zu⸗ 
kunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu beſorgen iſt; 
4. wenn der überlebende Ehegatte wegen Verſchwendung entmün⸗ 
digt iſt oder wenn er das Geſammtgut durch Verſchwendung 
erheblich gefährdet; 
5. wenn der überlebende Ehegatte die elterliche Gewalt über den 
Abkömmling verwirkt hat oder, falls ſie ihm zugeſtanden hätte, 
verwirkt haben würde. 
§ 1496. Die Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft tritt e, Eintritt und Wir⸗ 
in den Fällen des § 1495 mit der Rechtskraft des Urtheils ein. Sie i 
tritt für alle Abkömmlinge ein, auch wenn das Urtheil auf die Klage 
eines der Abkömmlinge ergangen iſt. 
§ 1497. Nach der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemein⸗ vin. Der Auseinander- 
ſchaft findet in Anſehung des Geſammtguts die Auseinanderſetzung ſtatt. edangesuſtand. 
Bis zur Auseinanderſetzung beſtimmt ſich das Rechtsverhältniß der 
Theilhaber am Geſammtgute nach den §§ 1442, 1472, 1473. 
§ 1498. Auf die Auseinanderſetzung finden die Vorſchriften der Ic. Die Auseinander- 
$$ 1475, 1476, des § 1477 Abſ. 1 und der 88 1479 bis 1481 ud uberles 
Anwendung; an die Stelle des Mannes tritt der überlebende Ehe⸗ he ES 
gatte, an die Stelle der Frau treten die antheilsberechtigten Ab⸗ ane 5 
kömmlinge. Die im § 1476 Abſ. 2 Satz 2 bezeichnete Verpflich⸗ * gcgen ere Vor⸗ 
tung beſteht nur für den überlebenden Ehegatten. 


$ 1495. 1. Wegen der Ziffern 1—4 vgl. § 1468. — $ 1468 Ziffer 5 
kommt nicht in Betracht, weil der Erwerb der Abkömmlinge durch die Schulz 
den des überlebenden Ehegatten nicht gefährdet wird (§ 1485 Abſ. 2). 

2. Zu Ziffer 5. Verwirkung der elterlichen Gewalt §§ 1680, 1686; 
1771 Abſ. 2. Die Faſſung der Ziffer 5 ſoll auch den nicht unter elterlicher 
Gewalt ſtehenden Abkömmling berechtigen, beim Vorliegen der Voraus⸗ 
ſetzungen des § 1680 die Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zu 
verlangen. 

5 1985 55 195 § 1470. 

2. Die anderen Abkömmlinge können in de i inter⸗ 
venienten (EPD. $ 69) eintreten. b mee 

§ 1497. 1. Für die Auseinanderſetzung iſt den unter elterlicher Gewalt 
ſtehenden Kindern ein Pfleger zu beſtellen, SS 1630 Abſ. 2, 1795, 1909. 

2. (Abs. 2.) § 1442: Gemeinſchaft zur geſammten Hand. 

§ 1472: Gemeinſchaftliche Verwaltung. 
§ 1473: Surrogation. 

3. Zwangsvollſtreckung 
a. in das Geſammtgut CPO. § 745 Abſ. 2 (zu § 1487); 

Erforderniß eines Titels gegen den überlebenden Ehegatten und die 

1 ünge: — Ertheilung der vollſtreckbaren Ausfertigung CPO. § 744 

zu § 1472). 
b. in den Antheil des überlebenden Ehegatten und der Ab: 

kömmlinge CPO. § 860 (zu § 1442). 

$ 1498. I. Die Anlehnung an die Auseinanderſetzung bei der ehelichen 
Gütergemeinſchaft. 

1. Die anwendbaren Vorſchriften. 

a. § 1475: Vorwegberichtigung der Geſammtgutsverbindlichkeiten. 
9. F 1476 Abs. 1: Die Vertheilung des Ueberſchuſſes zur Hälfte an den 
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„. Sem, überlebenben § 1499. Bei der Auseinanderſetzung fallen dem überlebenden 
elende See Ehegatten zur Laſt: 

gutsverbindlichketen. 1. die ihm bei dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 

obliegenden Geſammtgutsverbindlichkeiten, für die das eheliche 
Geſammtgut nicht haftete oder die im Verhältniſſe der Ehe⸗ 
gatten zu einander ihm zur Laſt fielen; 

2. die nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ent⸗ 
ſtandenen Geſammtgutsverbindlichkeiten, die, wenn ſie während 
der ehelichen Gütergemeinſchaft in ſeiner Perſon entſtanden 
wären, im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander ihm zur Laſt 
gefallen ſein würden; 

3. eine Ausſtattung, die er einem antheilsberechtigten Abkömmling 
über das dem Geſammtgut entſprechende Maß hinaus oder die 
er einem nicht antheilsberechtigten Abkömmlinge verſprochen oder 
gewährt hat. 

e. Den antheilsberecht. § 1500. Die antheilsberechtigten Abkömmlinge müſſen ſich Ver⸗ 
dun fallende de bindlichkeiten des verftorbenen Ehegatten, die dieſem im Verhaltniſſe 
ſammtgutsverbind⸗ der Ehegatten zu einander zur Laſt fielen, bei der Auseinanderſetzung 
1 auf ihren Antheil inſoweit anrechnen laſſen, als der überlebende Ehe⸗ 

gatte nicht von dem Erben des verſtorbenen Ehegatten Deckung hat 
erlangen können. 

In gleicher Weiſe haben ſich die antheilsberechtigten Abkömmlinge 

anrechnen zu laſſen, was der verſtorbene Ehegatte zu dem Geſammt⸗ 
gute zu erſetzen hatte. 


überlebenden Ehegatten, zur Hälfte an die Abkömmlinge. Abſ. 2: Erſatz⸗ 

pflicht. § 1476 Abſ. 2 S. 2 (Erſatzpflicht, nicht bloß Kollationspflicht) gilt 

nach § 1498 Satz 2 nur für Ehegatten. 

c. § 1477 Abſ. 1: Theilung des Ueberſchuſſes nach Gemeinſchaftsrecht. 

d. § 1479: Rückbeziehung des Auseinanderſetzungszeitpunkts auf den Zeit⸗ 
punkt der Rechtshängigkeit der Aufhebungsklage (§ 1495). 

e. § 1480: Geſammtſchuldneriſche Haftung für die vor der Theilung nicht 
berichtigten Geſammtgutsverbindlichkeiten. (§ 1504 Haftung der Abkömm⸗ 
linge im Verhältniſſe zu einander; Beſchränkung der Haftung auf die zu⸗ 
getheilten Gegenſtände.) 

f. § 1481: Haftung des Ehegatten dafür, daß die Abkömmlinge nicht wegen 
der unberichtigt gebliebenen Geſammtgutsverbindlichkeiten in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden. 

2. Die nicht anwendbaren Vorſchriften. 

a. § 1477 Abſ. 2 iſt erſetzt durch § 1502. 

b. p 1478 betrifft den Fall der Aufhebung durch Eheſcheidung. 

II. Sonſtige Vorſchriften. 

1. Auseinanderſetzungsverfahren FG. § 99 (zu § 1471 Note II). 

2. Grundbuchlicher Nachweis der Ueberweiſung einer zum Geſammtgute 
gehörigen Hypothek, Grund⸗ oder Rentenſchuld auf einen Betheiligten durch 
Zeugniß des Auseinanderſetzungsgerichts, GO. 55 38, 37. Vgl. auch EG. 
Artt. 143, 99. 

8 1499. 1. Wegen der Bedeutung der Belaſtung des Ehegatten mit den 
in § 1499 aufgeführten Verbindlichkeiten vgl. $ 1463 Note 1 2. 

Die einzelnen Verbindlichkeiten. 
Ziffer 1. Vgl. §§ 1488, 14631465. 
Ziffer 2. Vgl. SS 1463—1465. 

Ziffer 3. Vgl. §§ 1624, 1446 Note 2. 
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§ 1501. Iſt einem antheilsberechtigten Abkömmlinge für den Ver⸗ 
zicht auf ſeinen Antheil eine Abfindung aus dem Geſammtgute gewährt 
worden, ſo wird ſie bei der Auseinanderſetzung in das Geſammtgut ein⸗ 
gerechnet und auf die den Abkömmlingen gebührende Hälfte angerechnet. 

Der überlebende Ehegatte kann mit den übrigen antheilsberechtigten 
Abkömmlingen ſchon vor der Aufhebung der fortgeſetzten Güterge⸗ 
meinſchaft eine abweichende Vereinbarung treffen. Die Vereinbarung 
bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung; ſie iſt auch den⸗ 
jenigen Abkömmlingen gegenüber wirkſam, welche erſt ſpäter in die 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eintreten. 

$ 1502. Der überlebende Ehegatte iſt berechtigt, das Geſammt⸗ 
gut oder einzelne dazu gehörende Gegenſtände gegen Erſatz des Werthes 
zu übernehmen. Das Recht geht nicht auf den Erben über. 

Wird die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft auf Grund des § 1495 
durch Urtheil aufgehoben, ſo ſteht dem überlebenden Ehegatten das 
im Abſ. 1 beſtimmte Recht nicht zu. Die antheilsberechtigten Ab⸗ 
kommlinge können in dieſem Falle diejenigen Gegenſtände gegen Er: 
ſatz des Werthes übernehmen, welche der verſtorbene Ehegatte nach 
§ 1477 Abſ. 2 zu übernehmen berechtigt ſein würde. Das Recht 
kann von ihnen nur gemeinſchaftlich ausgeübt werden. 


§ 1500. 1. Abf. 1. Die Sondervorſchrift des Abſ. 1 iſt eine Konſequenz 
des in § 1489 Abſ. 3 ausgeſprochenen Grundſatzes, daß durch die fortgeſetzte 
Gutergemeinſchaft eine perſönliche Haftung der antheilsberechtigten Abkömm⸗ 
linge für die Verbindlichkeiten des verſtorbenen Ehegatten nicht begründet 
wird. Vgl. zu § 1489 Note IL 
a. Welche Verbindlichkeiten dem verſtorbenen Ehegatten im Verhältniſſe zu 
dem überlebenden zur Laſt fielen, ergeben die §§ 14631465. 

b. Beweislaſt für den Umfang der in Anſpruch genommenen Anrechnung 
tragt der überlebende Ehegatte. Er muß beweiſen, daß und inwieweit 
er Deckung nicht hat erlangen können. 

2. Abſ. 2. Vgl. zu § 1476 Note 1. 

$ 1501. 1. Abi. 1. 

a. Verzicht eines Abkömmlinges auf den Antheil $ 1491. 

b. Nach § 1491 Abſ. 4 in Verbindung mit § 1490 kommt der Antheil des 
durch Verzicht ausgeſchiedenen Abköͤmmlinges den übrigen antheilsberech⸗ 
tigten Abkömmlingen zu Statten. Dem trägt die dispoſitive (vgl. Abſ. 2) 
Vorſchrift des Abi. 1 Rechnung. 

e. Beiſpiel für die Berechnung: x 7 h 

Geſammtgut 3000 + 500 Abfindung = 3500. Hiervon entfallen je 
1750 auf den überlebenden Ehegatten und auf die Geſammtheit der Ab⸗ 
kömmlinge. Der Ehegatte erhält 1750 in vollem Werthe; die Abkömm⸗ 

linge erhalten 500 M. Anrechnung und 1250 M. Werth. 

. Wegen des Verhältniſſes unter den Abkömmlingen § 1503 Abſ. 3. 

2. Abſ. 2. Die Vorſchrift des Abs. 2 Satz 2 letzter Halbſatz iſt erforderlich, 
weil die nach $ 1490 (vgl. daſelbſt Note 2) eintretenden Abkömmlinge nicht 
als Erben, ſondern kraft eigenen Rechtes eintreten. Ohne die beſondere Vor⸗ 
ſchrift des Satz 2 wären ſie an die Vereinbarung nicht gebunden. 


3. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung $ 128. 


F 1502. Der zu erſetzende Werth wird durch Schätzung ermittelt. Maß⸗ 
gebend iſt der Zeitpunkt der Uebernahme. 
D Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 10 


d. Berückſichtigung 
einer Abfindung. 


e. Uebernahmerecht 
4. des überlebenden 
Ehegatten. 


F. der anth. berecht. 
Abkömmlinge. 
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2. Auseinanderſezungg § 1503. Mehrere antheilsberechtigte Abkömmlinge theilen die 
1 8 1 Yerömmlin- ihnen zufallende Hälfte des Geſammtguts nach dem Verhältniſſe der 
e Antheile, zu denen ſie im Falle der geſetzlichen Erbfolge als Erben 
i des verſtorbenen Ehegatten berufen fein würden, wenn dieſer erit zur 
Zeit der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft geſtorben wäre. 
b. Ausgleichung wegen Das Vorempfangene kommt nach den für die Ausgleichung unter 
des Borempfangenen. Abkömmlingen geltenden Vorſchriften zur Ausgleichung, ſoweit nicht 
eine ſolche bereits bei der Theilung des Nachlaſſes des verſtorbenen 
Ehegatten erfolgt iſt. 
0. Anrechnung einer Iſt einem Abkömmlinge, der auf ſeinen Antheil verzichtet hat, eine 
e Abfindung aus dem Geſammtgute gewährt worden, ſo fallt ſie den 
Abkömmlingen zur Laſt, denen der Verzicht zu Statten kommt. 
d. Gegenſeitig Rückgriff § 1504. Soweit die antheilsberechtigten Abkömmlinge nach $ 1480 
wegen malt den Geſammtgutsgläubigern haften, ſind fie im Verhältniſſe zu ein⸗ 
ander nach der Größe ihres Antheils an dem Geſammtgute ver⸗ 
pflichtet. Die Verpflichtung beſchränkt ſich auf die ihnen zugetheilten 
Gegenſtande; die für die Haftung des Erben geltenden Vorſchriften 
der 8$ 1990, 1991 finden entſprechende Anwendung. 
X. pflichtibellsrecht der $ 1505. Die Vorſchriften über das Recht auf Ergänzung des 
eee Pflichttheils finden zu Gunſten eines antheilsberechtigten Abkömmlinges 
entſprechende Anwendung; an die Stelle des Erbfalls tritt die Be⸗ 
endigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, als geſetzlicher Erbtheil 
gilt der dem Abkömmlinge zur Zeit der Beendigung gebührende An⸗ 


$ 1503. 1. Die Berufung zur Erbſchaft und das Theilungsverhältniß ge⸗ 
ſtaltet fich fo, wie wenn der verſtorbene Ehegatte erſt zur Zeit der Beendigung 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ($$ 1492, 1493, 1494, 1496) geſtorben wäre. 

2. Die geſetzliche Erbfolge SS 1924 ff. 

3. Ausgleichung wegen des Vorempfangenen SS 2050 ff. 

a. Zum Verſtändniſſe des Abſ. 2 iſt „bei der Theilung des Nachlaſſes“ 
zu betonen. Nachlaß ſteht im Gegenſatze zum Antheile des verſtorbenen 
Ehegatten am Geſammtgute. Vgl. §§ 1482, 1483 und Noten daſelbſt. 

b. Die Vorempfänge können von dem Erblaſſer oder an deſſen Stelle aus 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft von dem überlebenden Ehegatten ge⸗ 
mäß $$ 1443 —1446 in Verbindung mit § 1487 Abſ. 1 gewährt ſein. 
Daß und inwieweit Ausgleichung bereits erfolgt iſt, hat der Ausgleichungs⸗ 
pflichtige zu beweiſen. 

4. Abſ. 3. Vgl. §§ 1501, 1491. 

5. Abänderung der Beſtimmungenz des § 1503 durch letztwillige Verfü⸗ 
gungen find nur nach Maßgabe der $$ 1512—15ʃ5 zuläſſig (vgl. § 1518). 
Es kann ſomit namentlich die Ausgleichungspflicht durch letztwillige Verfü⸗ 
gung nichtbeſeitigt werden. 

8 1504. 1. Die Haftung der antheilsberechtigten Abkömmlinge wegen 
der vor der Theilung nicht berichtigten Geſammtgutsverbindlichkeiten ergiebt 
ſich aus § 1498 in Verbindung mit $ 1480. Vgl. zu § 1498 Note J 1 e. 

2. Die Beſchränkung der Haftung der Abkömmlinge auf die zugetheilten 
Gegenſtände (cum viribus) ergiebt ſich 8 
a. im Verhältniſſe der Abkömmlinge zu den Gläubigern aus §§ 1498, 1480; 
b. im Verhältniſſe der Abkömmlinge zu einander aus § 1504. 

3. Die e ee Haftung iſt 55 e und 
zwar nur dann geltend zu machen, wenn ſie im Urtheile vorbe iſt. 
ED. 5 786 9 3 ch 5 halten ift 
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theil an dem Geſammtgut, als Pflichttheil gilt die Hälfte des Werthes 
dieſes Antheils. 
$ 1506. Iſt ein gemeinſchaftlicher Abkömmling erbunwürdig, fo xı, Erbunwürdigkeit eines 
iſt er auch des Antheils an dem Geſammtgut unwürdig. Die Vor⸗ Abfömmlinges. 
ſchriften über die Erbunwürdigkeit finden entſprechende Anwendung. 
$ 1507. Das Nachlaßgericht hat dem überlebenden Ehegatten xu. Gericti.Zeugniß über 
auf Antrag ein Zeugniß über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft die fortgeiehte Gch. 
zu ertheilen. Die Vorſchriften über den Erbſchein finden entſprechende 
Anwendung. 
§ 1508. Die Ehegatten können die Fortſetzung der Gütergemein- xur, Ausſchließung der 
ſchaft durch Ehevertrag ausſchließen. N e 
Auf einen Ehevertrag, durch welchen die Fortſetzung der Güter⸗ 
gemeinſchaft ausgeſchloſſen oder die Ausſchließung aufgehoben wird, 
finden die Vorſchriften des $ 1437 Anwendung. 
§ 1509. Jeder Ehegatte kann für den Fall, daß die Ehe durch 2. durch letztwillige Ver⸗ 
ſeinen Tod aufgelöſt wird, die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft fügung. 
durch letztwillige Verfügung ausſchließen, wenn er berechtigt iſt, dem 
anderen Ehegatten den Pflichttheil zu entziehen oder auf Aufhebung 
der Gütergemeinſchaft zu klagen. Auf die Ausſchließung finden die 
Vorſchriften über die Entziehung des Pflichttheils entſprechende An⸗ 
wendung. 
—— 
$ 1505. Die Vorſchriften über Ergänzung des Pflichttheils wegen Schen⸗ 
kungen des Erblaſſers §§ 2325 — 2331. 


$ 1506. Erbunwürdigkeit $$ 2339 ff. — Vgl. auch § 1482 Note 3. 


8.1507. 1. 8 1507 betrifft die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft, nicht die 
hinſichtlich des Vorbehaltsguts des verſtorbenen Ebegatten eingetretene Erb⸗ 
folge. Dal. §§ 1482, 1483. Hinſichtlich des Vorbehaltsguts finden die Vor⸗ 
ſchriften über den Erbſchein ($$ 2353 ff.) unmittelbar Anwendung. 

2. Das Grundbuchamt hat die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nur auf Grund 
eines gemäß § 1507 ausgeſtellten Zeugniſſes als nachgewieſen anzunehmen, 
GO. § 36 Abſ. 2 (abgedruckt vor den Noten zu § 2353). Desgleichen die 
Schiffsregiſterbehörde FrG. § 107 (zu § 1259). 

3. Nachlaßgericht FrG. §§ 72, 73, abgedruckt vor § 1960. 


$ 1508. 1. Abſ. I. Ehevertrag 88 1432 ff., 1434 (Form). Ausſchließung 
durch Teſtament, auch durch wechſelſeitiges, nur im Falle des § 1509. Vgl. 
§ 1518 u. Kg. Jahrb. 24 A 54. 
2. Abſ. 2. Keine Abſchließung durch den geſetzlichen Vertreter ($ 1437). 
3. Fahrnißgemeinſchaft vgl. § 1549 Note 3d. 
1509. 1. Letztwillige Verfügung §§ 1937, 2064 ff., 2299 (Erbvertrag). 
„Ausſchließungsgründe: > 
a. Die Eheſcheidungsgründe der §8 1565—1568, 2335. 
b. Die Klagegründe der $$ 1468, 1469. ö 
3. Der Ausſchließungsgrund muß zur Zeit der Errichtung der letztwilligen 
Verfügung beſtehen und in derſelben angegeben ſein. Beweislaſt 8$ 1509 
2, 2336. 
4. Verzeihung der die Ausſchließung begründenden Verfehlung $$ 1509 
S. 2, 2337. 
9. Ob in der Ausſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zugleich die 
Entziehung des geſetzlichen Pflichttheils liegen ſoll und umgekehrt, iſt Aus⸗ 
legungsfrage. 
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3. Wirkung der Aus⸗ § 1510. Wird die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ausge⸗ 
8 ſchloſſen, fo gilt das Gleiche wie im Falle des § 1482. 
XIV. Lehtw. berfügungen § 1511. Jeder Ehegatte kann für den Fall, daß die Ehe durch 
zelner Ustömmlzege. ſeinen Tod aufgelöft wird, einen gemeinſchaftlichen Abkömmling von 
1 . eines 155 1 Gütergemeinſchaft durch letztwillige Verfügung aus⸗ 
chließen. 

Der ausgeſchloſſene Abkömmling kann, unbeſchadet ſeines Erbrechts, 
aus dem Geſammtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft die Zahlung 
des Betrags verlangen, der ihm von dem Geſammtgute der ehelichen 
Gütergemeinſchaft als Pflichttheil gebühren würde, wenn die fortge⸗ 
ſetzte Gütergemeinſchaft nicht eingetreten wäre. Die für den Pflicht⸗ 
theilsanſpruch geltenden Vorſchriften finden entſprechende Anwendung. 

Der dem ausgeſchloſſenen Abkömmlinge gezahlte Betrag wird bei 
der Auseinanderſetzung den antheilsberechtigten Abkömmlingen nach 
Maßgabe des $ 1500 angerechnet. Im Verhältniſſe der Abkömm⸗ 
linge zu einander fällt er den Abkömmlingen zur Laſt, denen die Aus⸗ 
ſchließung zu Statten kommt. 

2. Serabfegung des An⸗ § 1512. Jeder Ehegatte kann für den Fall, daß mit ſeinem Tode 
Bon die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eintritt, den einem antheilsberechtigten 
Abkömmlinge nach der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
gebührenden Antheil an dem Geſammtgute durch letztwillige Verfügung 

bis auf die Hälfte herabſetzen. 


§ 1510. Im Falle der Ausſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
($$ 1508, 1509) gehört der Antheil des verſtorbenen Ehegatten am Geſammt⸗ 
gute zum Nachlaſſe wie bei unbeerbter Ehe (§ 1482). 

§ 1511. 1. Abſ. l. 

a. Die Ausſchließung eines gemeinſchaftlichen Abkömmlinges ($ 1483) durch 
letztwillige Verfügung (§§ 1937, 2064 ff., 2299) erfordert nach § 1516 die 
Zuſtimmung des anderen Ehegatten. 

b. Die Ausſchließung eines Abkömmlinges von der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft betrifft nur das Rechtsverhältniß der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft, alſo das Geſammtgut der ehelichen Gütergemeinſchaft. Die 
im Uebrigen hinſichtlich des Vorbehaltsguts eintretende Beerbung ($ 1483) 
wird durch die Ausſchließung nicht berührt („unbeſchadet ſeines Erbrechts“ 
Abſ. 2). Eine diesbezügliche Anordnung iſt gegebenen Falls beſonders 
zu treffen. 

2. Abſ. 2. Der von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſene 

Abkömmling hat zu erhalten 

a. einen Kindesantheil vom Vorbehaltsgut als Erbe; 

b. einen halben Kindesantheil vom Geſammtgute nach Pflichttheilsrecht, alſo 
als Forderungsberechtigter ($ 2303). 

Durch die Worte „unbeſchadet ſeines Erbrechts“ ſoll die Anwendung des 
§ 2306 ausgeſchloſſen werden. 
3. Abſ. 3. 

a. Abſ. 3 Satz 1 regelt das Verhältniß der Abkömmlinge zu dem überleben⸗ 
den Ehegatten. Das im Geſetz enthaltene Zitat $ 1500 muß offenbar 
heißen § 1501 (fo auch Achilles). Es ſoll der nach Abſ. 2 gezahlte Ber 
trag, wie in § 1501 für die Abfindungsſumme beſtimmt, nicht dem Ehe⸗ 
gatten, ſondern lediglich den Abkömmlingen angerechnet werden. 

b. Abſ. 3 Satz 2 regelt das Verhältniß der Abkömmlinge unter einander, 
vgl. § 1503 Abſ. 5. 
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§ 1513. Jeder Ehegatte kann für den Fall, daß mit ſeinem Tode 
die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eintritt, einem antheilsberechtigten 
Abkömmlinge den dieſem nach der Beendigung der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft gebührenden Antheil an dem Geſammtgute durch letzt⸗ 
willige Verfügung entziehen, wenn er berechtigt iſt, dem Abkömmlinge 
den Pflichttheil zu entziehen. Die Vorſchriften des § 2336 Abſ. 2 
bis 4 finden entſprechende Anwendung. 

Der Ehegatte kann, wenn er nach § 2338 berechtigt iſt, das Pflicht⸗ 
theilsrecht des Abkömmlinges zu beſchränken, den Antheil des Ab⸗ 
kömmlinges am Geſammtgut einer entſprechenden Beſchränkung unter⸗ 
werfen. 

8 1514. Jeder Ehegatte kann den Betrag, den er nach § 1512 
oder nach $ 1513 Abſ. 1 einem Abkömmling entzieht, auch einem 
Dritten durch letztwillige Verfügung zuwenden. 

§ 1515. Jeder Ehegatte kann für den Fall, daß mit feinem Tode 
die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eintritt, durch letztwillige Verfügung 
anordnen, daß ein antheilsberechtigter Abkömmling das Recht haben 
ſoll, bei der Theilung das Geſammtgut oder einzelne dazu gehörende 
Gegenſtände gegen Erſatz des Werthes zu übernehmen. 

Gehört zu dem Geſammtgut ein Landgut, ſo kann angeordnet 
werden, daß das Landgut mit dem Ertragswerth oder mit einem 
Preiſe, der den Ertragswerth mindeſtens erreicht, angeſetzt werden 
ſoll. Die für die Erbfolge geltenden Vorſchriften des § 2049 finden 
Anwendung. 

Das Recht, das Landgut zu dem im Abſ. 2 bezeichneten Werthe 
oder Preiſe zu übernehmen, kann auch dem überlebenden Ehegatten 
eingeräumt werden. 


$ 1512. 1. Letztwillige Verfügung $$ 1937, 2064 ff., 2299. 

2. Erforderniß der Zuſtimmung des anderen Ehegatten § 1516. 
’ aus des dem Abkömmling entzogenen Betrags an einen Dritten 

§ 1513. I. (Abſ 1.) Entziehung des Antheils. 

J. Pflichttheilsentziehung §§ 2333, 2336 Abſ. 2—4. 
8 2. Zuwendung des dem Abkömmling entzogenen Betrags an einen Dritten 
$ 1514. 

3. Erforderniß der Zuſtimmung des anderen Ehegatten § 1516. 

4. Letztwillige Verfügung §§ 1937, 2064 ff., 2299. 
5 II. (Abſ. 2.) Beſchränkung des Antheils eines Abkömmlinges in guter 
lbſicht. 5 

1. Der § 2338 betrifft die Beſchränkung des Pflichttheils in guter Abſicht. 
5 des Zugriffsrechts der Gläubiger CPO. § 863 Abſ. 3 (zu 

8). 
3. Vgl. zu J 3 u. 4. 


„$ 1514. 1. Nur der einem Abkömmlinge nach $$ 1512, 1513 entzogene 
Betrag, nicht der Antheil an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſelbſt kann 
einem Dritten zugewendet werden. 

2. Erforderniß der Zuſtimmung des anderen Ehegatten $ 1516. 


$ 1515. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für die Feſtſtellung des Ertrags⸗ 
werths eines Landguts EG. Art. 137. 


3. Entziehung des An⸗ 
theils. 


4. Zuwendung des ent⸗ 
zogenen Betrags an 
einen Dritten. 


5. Theilungsanordnung. 
Uebernahmerecht. 
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6. Erforderniß der 3» § 1516. Zur Wirkſamkeit der in den SS 1511 bis 1515 bezeich⸗ 
A anderen neten Verfügungen eines Ehegatten ift die Zuſtimmung des anderen 
Ehegatten erforderlich. 
Die Zuſtimmung kann nicht durch einen Vertreter ertheilt werden. 
Sit der Ehegatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, jo iſt die Zus 
ſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters nicht erforderlich. Die Zu⸗ 
ſtimmungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkun⸗ 
dung. Die Zuſtimmung iſt unwiderruflich. 
Die Ehegatten können die in den SS 1511 bis 1515 bezeichneten 
Verfügungen auch in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente treffen. 
XV. pecttagemaßiger ber- § 1517. Zur Wirkſamkeit eines Vertrags, durch den ein gemein⸗ 
kindes auf feinen gu. ſchaftlicher Abkömmling einem der Ehegatten gegenüber für den Fall, 
e daß die Ehe durch deſſen Tod aufgelöſt wird, auf ſeinen Antheil am 
Geſammtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft verzichtet oder durch 
den ein ſolcher Verzicht aufgehoben wird, iſt die Zuſtimmung des 
anderen Ehegatten erforderlich. Für die Zuſtimmung gelten die Vor⸗ 
ſchriften des $ 1516 Abſ. 2 Satz 3, 4. 
Die für den Erbverzicht geltenden Vorſchriften finden entſprechende 
Anwendung. 
XVI. Beſchrantung der S 1518. Anordnungen, die mit den Vorſchriften der §§ 1483 
ei bis 1517 in Widerſpruch ſtehen, können von den Ehegatten weder 
durch letztwillige Verfügung noch durch Vertrag getroffen werden. 


3. Errungenſchaftsgemeinſchaft. 
J. Geſammtgut. § 1519. Was der Mann oder die Frau während der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft erwirbt, wird gemeinſchaftliches Vermögen beider 
Ehegatten (Geſammtgut). 
Auf das Geſammtgut finden die für die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft geltenden Vorſchriften des § 1438 Abſ. 2, 3 und der SS 1442 
bis 1453, 1455 bis 1457 Anwendung. 


§ 1516. 1. Zuſtimmung $$ 182 ff. Notarielle oder gerichtliche Form 
§ 128. Unwiderruflichkeit vgl. § 183 Note 1. 

2. Bei Geſchäftsunfähigkeit eines Ehegatten iſt, da die Zuſtimmung von 
dem geſetzlichen Vertreter nicht erklärt werden kann, die Erklärung der Zu⸗ 
ſtimmung und damit die dieſe Zuſtimmung erfordernde letztwillige Verfügung 
des anderen Ehegatten ausgeſchloſſen. 

3. Gemeinſchaftliches Teſtament §§ 2265 ff. 

& 1517. 1. Vgl. § 1491 Note 2. 

2. Abſ. 2. Erbverzicht §§ 2346 ff. 

& 1518. 1. Die Vorſchrift des § 1518 bezweckt, die Rechte, welche das 
Geſetz für den Fall des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft den 
gemeinſchaftlichen Abkömmlingen als Erſatz des ihnen hinſichtlich des Ge⸗ 
ſammtguts entzogenen geſetzlichen Erb⸗ und Pflichttheilsrechts beilegt, gegen 
willkürliche Anordnungen der Ehegatten zu ſchützen. 

2. Die Nichtigkeit unzuläſſiger Anordnungen ergiebt § 134. 

3. Die Ausſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch Ehevertrag 
ſteht den Ehegatten frei, § 1508. 

S 1519. 1. Die Bedeutung des Abf. 1. 

1. Entſtehung des Geſammtguts kraft Geſetzes. 

Abſ. 1 bringt zum Ausdrucke, daß der während der Dauer der Errungen⸗ 
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§ 1520. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt, was ihm bein. 


dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft gehört. 


ſchaftsgemeinſchaft gemachte Erwerb eine beſondere, im Miteigenthume der 
Ehegatten ſtehende Vermögensmaſſe (Geſammtgut vgl. zu IT) iſt. 

Abgelehnt iſt damit die Auffaſſung, daß die Errungenſchaftsgemeinſchaft 
lediglich ein obligatoriſches Verhältniß zwiſchen den Ehegatten begründet, 
vermöge deſſen jeder Ehegatte lediglich obligatoriſch verpflichtet iſt, den 
Werth der in ſeinem Eigenthume ſtehenden, zur Errungenſchaft gehörigen 
Gegenſtände zu dem ehelichen Aufwande bzw. zum Zwecke der Theilung bei⸗ 
zutragen. 

2. Die Zugehörigkeit zur Errungenſchaft iſt die Regel. 

Abſ. 1 bringt ferner zum Ausdrucke, daß aller während der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft von einem der Ehegatten gemachte Erwerb, auf welcher 
Erwerbsart derſelbe auch immer beruht, Geſammtgut iſt, ſoweit nicht die 
folgenden Paragraphen Ausnahmen machen. Es iſt ſomit zu beweiſen, daß 
ein während der Errungenſchaftsgemeinſchaft gemachter Erwerb nicht zum 
Geſammtgute gehört. 

II. Die Rechtsverhältniſſe in Auſehung des Geſammtguts. 

1. Anlehnung an die allgemeine Gütergemeinſchaft. 

a. Er einzelnen Gegenſtände werden kraft Geſetzes gemeinſchaftlich, § 1438 
bſ. 2. 


b. Jeder Ehegatte kann Berichtigung des Grundbuchs ($ 894) verlangen, 
$ 1438 Abi. 3. 

€. An dem Geſammtgute beſteht Gemeinschaft zur geſammten Hand, § 1442. 

d. Dem Manne ſteht das Verwaltungsrecht hinſichtlich des Geſammtguts 
gemäß §§ 14431448 zu. 

e. Die Befugniß der Frau, mit Wirkſamkeit für das Geſammtgut zu han: 
deln, richtet ſich nach SS 14491453. Vgl. ferner die, ohne Rückſicht 
auf den Güterſtand, der Frau zuſtehende Schlüſſelgewalt, § 1357. 

f. Bereicherung des Geſammtguts durch ein von dem einen Ehegatten ohne 
. Zuſtimmung des anderen vorgenommenes Rechtsgeſchäft, 


g. Beſchränkung der Verantwortlichkeit des Mannes für die Verwaltung des 
Geſammtguts gegenüber der Frau, § 1456. 

h. 5 1457. der dem Manne zuſtehenden Rechte durch einen Vormund, 

57. 

2. Zwangsvollſtreckung während des Güterſtandes. 

a. Zwangsvollſtreckung in das Geſammtgut CRD. § 740 (zu § 1459); bei 
ſelbſtändigem Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die Ehefrau CO. 
§ 741 (zu § 1412). Vgl. Pr. IM Bl. 1900 S. 22 ff. 

b. Keine Zwangsvollſtreckung in den Antheil eines Ehegatten am Geſammt⸗ 
gute vor Beendigung des Güterſtandes oder in den Antheil eines Ehe⸗ 
atten an den einzelnen zum Geſammtgute gehörigen Gegenſtänden CPO. 
9 860 (zu § 1442). 

3. Konkurs. 

Das Geſammtgut gehört zur Konkursmaſſe des Mannes und wird durch 
den Konkurs der Frau nicht berührt, KO. § 2, zu § 1459. Im Uebrigen 
vgl. zu § 1543. 

F 1520. 1. Die Vorſchrift gilt auch in Anſehung verbrauchbarer Sachen, 

insbeſondere alſo auch baaren Geldes (vgl. §§ 1525, 1377). Vgl. ferner die 

Vermuthung des § 1540. x . 

„2. Die Zuweiſung von Vermögensſtücken des eingebrachten Gutes an das 

Geſammtgut kann durch Ehevertrag (88 1432, 1434) geſchehen. Der Ueber⸗ 

gang in das Geſammtgut erfolgt aber nicht in Gemäßheit der $$ 1519 Abſ. 2, 

1438 Abſ. 2 (kraft Geſetzes), ſondern nur nach Maßgabe der für den Ueber: 

gang des betreffenden Rechtes überhaupt geltenden Vorſchriften. 


Eingebrachtes“ Gut. 
1. Beſtand. 
a. Bisher. Vermögen. 
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E 


„Erwerb von Todes- § 1521. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt, was er von 

gener. enkun-Todeswegen oder mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht, durch 
Schenkung oder als Ausſtattung erwirbt. Ausgenommen iſt ein Er⸗ 
werb, der den Umſtänden nach zu den Einkünften zu rechnen iſt. 

„Nichtübertragbare § 1522. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten find Gegenſtände, 

Rechte. r bliche die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden können, ſowie Rechte, 
die mit ſeinem Tode erlöſchen oder deren Erwerb durch den Tod 
eines der Ehegatten bedingt iſt. 

„Beſtimmung durch § 1523. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt, was durch Ehe⸗ 

g vertrag für eingebrachtes Gut erklärt iſt. 

e. Surrogation. § 1524. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt, was er auf 
Grund eines zu ſeinem eingebrachten Gute gehörenden Rechtes oder 
als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines 
zum eingebrachten Gute gehörenden Gegenſtandes oder durch ein 
Rechtsgeſchäft erwirbt, das ſich auf das eingebrachte Gut bezieht. Aus⸗ 
genommen iſt der Erwerb aus dem Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts. 

Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen Forderung 
zum eingebrachten Gute hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten 
zu laſſen, wenn er von der Zugehörigkeit Kenntniß erlangt; die Vor⸗ 
ſchriften der SS 406 bis 408 finden entſprechende Anwendung. 

2. Verwaltung § 1525. Das eingebrachte Gut wird für Rechnung des Geſammt⸗ 

m de guts in der Weiſe verwaltet, daß die Nutzungen, welche nach den 
für den Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vor⸗ 
ſchriften dem Manne zufallen, zu dem Geſammtgute gehören. 

b. durch den Mann. Auf das eingebrachte Gut der Frau finden im Uebrigen die Vor⸗ 

ſchriften der SS 1373 bis 1383, 1390 bis 1417 entſprechende An⸗ 
wendung. 


00 


Au 


$ 1521. Erwerb von Todeswegen vgl. § 1369. Den (wirthſchaftlichen) 
Umſtänden nach gehören zu den Einkünften ſolche Schenkungen, welche einer 
der Ehegatten in Beziehung auf ſeine Erwerbsthätigkeit erhält, wie z. B. 
Trinkgelder, Weihnachtsgratifikationen 2c. 

$ 1522. 1. Unübertragbare Gegenſtände vgl. §§ 1439, 400. 

2. Rechte, die mit dem Tode des Berechtigten erlöſchen, ſind, abgeſehen 
von dem ſchon als unübertragbar (§ 1059) in das eingebrachte Gut ge⸗ 
hörigen Nießbrauch ($ 1061), z. B. die Leibrente ($ 759). Vgl. ferner Titel: 
vorb. vor § 759 Note 1. 

3. Zu den durch den Tod bedingten Rechten gehört insbeſondere der An⸗ 
ſpruch aus der Lebensverſicherung. 

§ 1523. Ehevertrag §§ 1432 ff. 

& 1524. 1. Surrogation vgl. $$ 1370, 1440 Abſ. 2. 

3. Abſ. 2. Vgl. § 720. 

§ 1525. 1. Abſ. 1. Erwerb der Nutzungen ($ 100) durch den Mann bei 
dem Güterſtande der Verwaltung und Nutznießung $ 1383. 

2. Abſ. 2. Die in Bezug genommenen Vorſchriften gehören dem Rechte 
des Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung an und betreffen: 

a. $$ 1373—1383 Beſitz⸗, Verwaltungs⸗, Verfügungsrecht und Fruchterwerb 
des Mannes. , 

b. Die hier nicht zitirten $$ 1384—1387 find in § 1529 mit der Maßgabe 
verwendet, daß die nach dieſen Vorſchriften dem Manne zur Laſt fallenden 
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§ 1526. Vorbehaltsgut der Frau iſt, was durch Ehevertrag für mn. vorbehaltsgut d. Frau. 
Vorbehaltsgut erklärt iſt oder von der Frau nach § 1369 oder 
F 1370 erworben wird. 

Vorbehaltsgut des Mannes iſt ausgeſchloſſen. 

Für das Vorbehaltsgut der Frau gilt das Gleiche wie für das 
Vorbehaltsgut bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft. 

§ 1527. Es wird vermuthet, daß das vorhandene Vermögen V. Dermuthung für das 
Geſammtgut ſei. eee 


Verpflichtungen der Frau bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft dem Ge⸗ 
ſammtgute zu Laſt gelegt werden. 

§ 1388 iſt erſetzt durch $ 1530 Abſ. 2. 

$ 1389 durch § 1529 Abſ. 1. 

€. $ 1390 Aufwendungen des Mannes zum Zwecke der Verwaltung. 

d. §§ 1391— 1393 Sicherung der Frau. 

e. § 1394 Zeitliche Veſchränkung gerichtlicher Geltendmachung der der Frau 
auf Grund der Verwaltung und Nutznießung gegen den Mann zuſtehen⸗ 
den Anſprüche. 

f. 8$ 1395 —1407 Rechtsakte der Frau, welche zur Wirkſamkeit gegenüber 
dem Manne in Anſehung des eingebrachten Gutes der Zuſtimmung des 
Mannes nicht bedürfen. 

8. § 1408 Unübertragbarkeit des ehemännlichen Rechtes. 

k. § 1409 Ausübung der dem Manne zuſtehenden Rechte durch einen Vormund 

1. §§ 1410—1414 Schuldenhaftung des eingebrachten Gutes. 

k. §§ 1415, 1416 Vertheilung der Verbindlichkeiten der Frau auf das Vorbehalts⸗ 

gut und das eingebrachte Gut im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander. 

1. § 1417 Ausgleichung zwiſchen Vorbehaltsgut und eingebrachtem Gute. 

3. Zwangsvollſtreckung. 

a. Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der Ehefrau CPO. 88 739, 
794 Abſ. 2 (zu § 1412); bei ſelbſtändigem Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts 
durch die Ehefrau CRD. § 741 (zu $ 1412); bei Eintritt des Güterſtandes 
nach Rechtshängigkeit CPO. § 742 (zu § 1412). 

b. Ein beſonderes Nutzungsrecht des Mannes in Anſehung des eingebrachten 
Gutes beſteht bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft nicht, vielmehr fallen 
die Früchte des eingebrachten Gutes unmittelbar kraft Geſetzes dem Ge⸗ 
ſammtgute zu ($$ 1519). Ein Recht, deſſen Pfändbarkeit ausgeſchloſſen 
werden konnte (gl. Cp. § 861, zu § 1408), ſteht deshalb bei der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft nicht in Frage. Auch die Pfändung der Früchte 
it gegenüber Geſammtgutsverbindlichkeiten nicht beſchränkt (CPO. § 861 
Satz 2). 

4. kurs des Mannes vgl. zu § 1543. 
§ 1526. 1. Vorbehaltsgut der Frau (val. auch § 1440). 

a. Ehevertrag §§ 1432 ff. 

b. § 1369 Erwerb, welcher der Frau von Todeswegen oder unentgeltlich 
unter Lebenden mit der Beſtimmung, daß er Vorbehaltsgut ſein ſoll, zu⸗ 
gewendet iſt. M ’ 

€. § 1370 Surrogate für die zum Vorbehaltsgute gehörenden Vermögens: 
gegenſtände. 8 0 

d. (Abſ. 3). Vgl § 1441. Maßgebend iſt das Recht der Gütertrennung 
($$ 1427 1431) mit beſchränkter Beitragspflicht der Frau in Anſehung 
des ehelichen Aufwandes (§ 1427). 0 

2. Vorbehaltsgut des Mannes iſt nicht zugelaſſen. 
$ 1527. 1. Eine wichtige Konſequenz dieſer Vermuthung iſt, daß die auf 
das eingebrachte Gut eines der Ehegatten gemachten Verwendungen bis zum 

Beweiſe des Gegentheils als aus dem Geſammtgute gemacht gelten. 

2. Zur Widerlegung der Vermuthung (CPO. § 292) dient der Beweis, 


V. ‚feflftellung der Dermö- 
gensmaflen. 
1. Beſtand. 


2. Zuſtand. 


VI. Geſammtgntslaſten. 


VII. Geſammigutsverbind⸗ 
lichkeiten. 
1. Verhältniß zu den 
Gläubigern. 


a. Geſammtſchuldneriſche 


Haftung des Mannes. 
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§ 1528. Jeder Ehegatte kann verlangen, daß der Beſtand ſeines 
eigenen und des dem anderen Ehegatten gehörenden eingebrachten 
Gutes durch Aufnahme eines Verzeichniſſes unter Mitwirkung des 
anderen Ehegatten feſtgeſtellt wird. Auf die Aufnahme des Ver⸗ 
zeichniffes finden die für den Nießbrauch geltenden Vorſchriften des 
§ 1035 Anwendung. 

Jeder Ehegatte kann den Zuſtand der zum eingebrachten Gute 
gehörenden Sachen auf ſeine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen 
laſſen. 

§ 1529. Der eheliche Aufwand fällt dem Geſammtgute zur Laſt. 

Das Geſammtgut trägt auch die Laſten des eingebrachten Gutes 
beider Ehegatten; der Umfang der Laſten beſtimmt ſich nach den bei 
dem Güterſtande der Verwaltung und Nutznießung für das einge⸗ 
brachte Gut der Frau geltenden Vorſchriften der § 1384 bis 1387. 

§ 1530. Das Geſammtgut haftet für die Verbindlichkeiten des 
Mannes und für die in den SS 1531 bis 1534 bezeichneten Ver⸗ 
bindlichkeiten der Frau (Geſammtgutsverbindlichkeiten). 

Für Verbindlichkeiten der Frau, die Geſammtgutsverbindlichkeiten 
ſind, haftet der Mann auch perſönlich als Geſammtſchuldner. Die 
Haftung erliſcht mit der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft, 
wenn die Verbindlichkeiten im Verhältniſſe der Ehegatten zu ein⸗ 
ander nicht dem Geſammtgute zur Laſt fallen. 


daß der betreffende Gegenſtand nicht während der Errungenſchaftsgemein⸗ 

ſchaft erworben iſt (vgl. § 1519). Nach Beſeitigung der Vermuthung des 

§ 1527 greifen die Vermuthungen aus § 1362 ein. 
3. Vgl die Vermuthung für die Bereicherung des Geſammtguts durch 

nicht mehr vorhandene verbrauchbare Sachen des eingebrachten Guts § 1540. 

& 1528. Vgl. $ 1372. Verfahren FrG. § 164 (zu § 1034). 
§ 1529. Abſ. 1. Vgl. §§ 1526 Abſ. 3, 1441, 1427. 
Abſ. 2. Die in §§ 1384 1387 erwähnten Laſten find: 
§ 1384: Fruchtgewinnungs⸗ und Erhaltungskoſten. 
§ 1385: Oeffentliche und private Laſten. 
\ 1386: Zinſen und wiederkehrende Leiſtungen. 
5 1387: Prozeß⸗ und Vertheidigungskoſten. 
& 1530. 1. Geſammtgutsverbindlichkeiten find 

a. die Verbindlichkeiten des Mannes ausnahmslos; 

b. die Verbindlichkeiten der Frau ausnahmsweiſe, nämlich nur in den 
Fällen der §§ 1531—1534. Unter dieſen Ausnahmen befinden ſich (anders 
wie bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft §§ 1459 ff.) nicht 
a. die vor Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft bereits entſtandenen 

Verbindlichkeiten der Ehefrau; 
8. 80 blen aus einer von der Frau begangenen unerlaubten 
andlung. 
2. Zwangsvollſtreckung in das Geſammtgut vgl. zu § 1519 Note II 2. 
3. (Abſ. 2.) Perſönkiche Haftung des Mannes (vgl. § 1459 Abſ. 2). 

a. Geſammtſchuldneriſche Haftung $$ 421 ff. 

b. Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft $$ 15421544, insbeſondere 
$ 1542 Note II. 

c. Die im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander nicht dem Geſammtgute 
zur Laſt fallenden Verbindlichkeiten der Frau, welche Geſammtgutsver⸗ 
bindlichkeiten ſind, ergeben ſich aus §§ 1535, 1537. 
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§ 1531. Das Geſammtgut haftet für Verbindlichkeiten der Frau, 
die zu den im § 1529 Abſ. 2 bezeichneten Laſten des eingebrachten 
Gutes gehören. 

§ 1532. Das Geſammtgut haftet für eine Verbindlichkeit der 
Frau, die aus einem nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft vorgenommenen Rechtsgeſchäft entſteht, ſowie für die Koſten 
eines Rechtsſtreits, den die Frau nach dem Eintritte der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft führt, wenn die Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
oder die Führung des Rechtsſtreits mit Zuſtimmung des Mannes 
erfolgt oder ohne ſeine Zuſtimmung für das Geſammtgut wirkſam iſt. 

$ 1533. Das Geſammtgut haftet für eine Verbindlichkeit der 
Frau, die nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft in 
Folge eines ihr zuſtehenden Rechtes oder des Beſitzes einer ihr ge⸗ 
hörenden Sache entſteht, wenn das Recht oder die Sache zu einem 
Erwerbsgeſchäfte gehört, das die Frau mit Einwilligung des Mannes 
ſelbſtändig betreibt. 

§ 1534. Das Geſammtgut haftet für Verbindlichkeiten der Frau, 
die ihr auf Grund der geſetzlichen Unterhaltspflicht obliegen. 

§ 1535. Im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen fol⸗ 
gende Geſammtgutsverbindlichkeiten dem Ehegatten zur Laſt, in deſſen 
Perſon ſie entſtehen: 

1. die Verbindlichkeiten aus einem ſich auf ſein eingebrachtes Gut 
oder ſein Vorbehaltsgut beziehenden Rechtsverhaltniß, auch wenn 
ſie vor dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder vor 
der Zeit entſtanden ſind, zu der das Gut eingebrachtes Gut 
oder Vorbehaltsgut geworden iſt; 
die Koſten eines Rechtsſtreits, den der Ehegatte über eine der 

in Nr. 1 bezeichneten Verbindlichkeiten führt. 

$ 1531 Die zu $ 1529 Abſ. 2 bezeichneten Laſten des eingebrachten Gutes 
beſtimmen ſich nach §§ 1384 — 1387. 

§ 1532. 1. Vgl. $ 1460. 

2. Ohne Zuſtimmung des Mannes dem Geſammtgute gegenüber wirkſame 
Rechtsgeſchäfte oder Prozeßführung der Frau § 1519 Abſ. 2 in Verbindung 
mit §§ 1449— 1454. 

$ 1533. Vgl. $ 1462. 

5 1534. 1. Geſetzliche Unterhaltspflicht §§ 1601 ff., 1604 Abſ. 2. 

2. Die Vorſchrift erſtreckt ſich auch auf die Unterhaltspflicht gegenüber 
dem geſchiedenen Ehegatten ($ 1578 Abſ. 2). Die auf die Ehefrau als Erbin 
übergegangenen Unterhaltsverbindlichkeiten (88 1582, 1712) kommen, wie in 
der Reichstagskommiſſion hervorgehoben wurde, nicht als geſetzliche Unter⸗ 
haltspflichten, ſondern als Nachlaßverbindlichkeiten in Betracht. Vgl. aber 
§ 1529 Abſ. 2 in Verbindung mit § 1386 Note IL 3b. s 
1 1 —.— J. Prinzip der Gemeinſchaftlichkeit der Geſammtgutsverbind⸗ 
ichkeiten. 

1. Die Regel iſt, daß die Geſammtgutsverbindlichkeiten ($$ 1530 
bis 1534) auch im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander dem Geſammtgute 
zur Laſt fallen. N 
ö 2. Ausnahmen von dieſer Regel geben die §§ 1535 und 1536. Dieſe 
Ausnahmen werden indeß in § 1537 wieder eingeſchränkt. Ueber das maß⸗ 
gebende Prinzip vgl. zu $ 1537. 

3. Ausſtattung § 1538. 


m 


b. Schulden der Frau 
mit Geſ.gutshaftung. 
a. Laſten ihres Ein⸗ 

gebrachten. 


F. Rechtsgeſchäfte u. 
Prozeſſe d. Frau. 


7. Durch Gegenſtände 
d. Frau veranlaßte 
Ver bindlichkeiten. 


. Unterhaltspflichten 
der Frau. 


2. Verhältniß der Ehe⸗ 
gatten zu einander. 
a. Dem Ehegatten, auf 
deſſen Vermögen ſich 
die Schuld bezieht, 
zur Laſt fallende 
Geſammtgutsver⸗ 
bindlichkeiten. 


b. Dem Manne zur Laſt 
fallende Ber bindlich⸗ 


keiten 


c. Ergänzung der 
§§ 1585, 1536. 
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§ 1536. Im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen dem 
Manne zur Laſt: 

1. die vor dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft ent⸗ 

ſtandenen Verbindlichkeiten des Mannes; 

2. die Verbindlichkeiten des Mannes, die der Frau gegenüber aus 
der Verwaltung ihres eingebrachten Gutes entſtehen, ſoweit 
nicht das Geſammtgut zur Zeit der Beendigung der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft bereichert iſt; 

3. die Verbindlichkeiten des Mannes aus einer unerlaubten Hand⸗ 
lung, die er nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
begeht, oder aus einem Strafverfahren, das wegen einer un⸗ 
erlaubten Handlung gegen ihn gerichtet wird; 

4. die Koſten eines Rechtsſtreits, den der Mann über eine der 
in Nr. 1 bis 3 bezeichneten Verbindlichkeiten führt. 

$ 1537. Die Vorſchriften des § 1535 und des § 1536 Nr. 1, 4 
finden inſoweit keine Anwendung, als die Verbindlichkeiten nach 
§ 1529 Abſ. 2 von dem Geſammtgute zu tragen ſind. 

Das Gleiche gilt von den Vorſchriften des § 1535 inſoweit, als 
die Verbindlichkeiten durch den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, der 
für Rechnung des Geſammtguts geführt wird, oder in Folge eines 
zu einem ſolchen Erwerbsgeſchäfte gehörenden Rechtes oder des Be⸗ 
ſitzes einer dazu gehörenden Sache entſtehen. 


II. Die Ausnahmen (vgl. zu I) des § 1535. 

1. Ziffer 1. Vgl. zu § 1415 Ziff. 2. 

2. Ziffer 2. Vgl. zu § 1415 Ziff. 3. 

3. Unerlaubte Handlungen (vgl. $ 1415 Ziff. 1), welche die Frau vor 
oder während der Errungenſchaftsgemeinſchaft begangen hat, begründen dem⸗ 
nach keine Geſammtgutsverbindlichkeiten. Vgl. hierzu Mot. IV S. 525. 

§ 1536. I. Die Stellung des § 1536 im Syſtem. 

1. Vgl. wegen des Charakters der Vorſchriften des $ 1536 als Ausnahme: 
e zu § 1535 Note J und wegen der Einſchränkung dieſer Ausnahmen 
zu § 1537. 

2. § 1536 handelt nur von Verbindlichkeiten des Mannes. 

3. Die entſprechenden Verbindlichkeiten der Frau bleiben hier außer Be⸗ 
rückſichtigung, da fie nach §§ 1530 ff. überhaupt keine Geſammtgutsverbind⸗ 
lichkeiten ſind. 

II. Die Ausnahmen ($ 1535 Note I) des § 1536. 

1. Ziffer 1. Vgl. § 1530 Note la und § 1537 Abſ. 1. 

2. Ziffer 2. Vgl. § 1525 Abſ. 2 verbunden mit § 1374. Vgl. Mot. IV 
S. 387, 388. 

3. Ziffer 3. Vgl. § 1415 Ziff. 1. 

4. Ziffer 4. Vgl. § 1537. 

§ 1537. 1. Nach dem der Regelung der §§ 1535—1537 zu Grunde 
liegenden Gedanken ſollen dem Geſammigut auch im Verhältniſſe der Ehe⸗ 
gatten zu einander diejenigen Geſammtsgutsverbindlichkeiten zur Laſt fallen, 
welche ent weder 5 
a. von einem der Ehegatten innerhalb der Grenzen ſeines Verwaltungsrechts 

für die beſtimmungsgemäßen Zwecke der Errungenſchaftsgemeinſchaft (Be⸗ 

ſtreitung des ehelichen Aufwandes § 1529 Abſ. 1, der Laſten der einge⸗ 

brachten Güter § 1529 Abſ. 2, der zur Erhaltung, Verwaltung oder Ber: 

mehrung des Geſammtguts dienenden Ausgaben) eingegangen ſind, oder 
b. kraft Geſetzes dem Geſamintgute zur Laſt fallen. 
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§ 1538. Verſpricht oder gewährt der Mann einem Kinde eine 
Ausſtattung, jo finden die Vorſchriften des §S 1465 Anwendung. 

§ 1539. Soweit das eingebrachte Gut eines Ehegatten auf 
Koſten des Geſammtguts oder das Geſammtgut auf Koſten des ein⸗ 
gebrachten Gutes eines Ehegatten zur Zeit der Beendigung der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft bereichert iſt, muß aus dem bereicherten 
Gute zu dem anderen Gute Erſatz geleiſtet werden. Weitergehende, 
auf beſonderen Gründen beruhende Anſprüche bleiben unberührt. 

§ 1540. Sind verbrauchbare Sachen, die zum eingebrachten Gute 
eines Ehegatten gehört haben, nicht mehr vorhanden, ſo wird zu Gunſten 
des Ehegatten vermuthet, daß die Sachen in das Geſammtgut ver- 
wendet worden ſeien und dieſes um den Werth der Sachen bereichert ſei. 

§ 1541. Was ein Ehegatte zu dem Geſammtgut oder die Frau 
zu dem eingebrachten Gute des Mannes ſchuldet, iſt erſt nach der 
Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft zu leiſten; ſoweit jedoch 
zur Berichtigung einer Schuld der Frau ihr eingebrachtes Gut und 
ihr Vorbehaltsgut ausreichen, hat fie die Schuld ſchon vorher zu be— 
richtigen. 

Was der Mann aus dem Geſammtgute zu fordern hat, kann er 
erſt nach der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft fordern. 


d. Ausſtattung. 


® 


. Bereicherungsaus⸗ 
gleich zwiſch. d. Ge⸗ 
ſammtgut u. d. ein⸗ 
gebrachten Gütern. 


* 


Vermuthung wegen 
verbrauchb. Sachen. 


Leiſtungszeit für die 
beiderſeit.Anſprüche 
der Ehegatten. 


= 


§ 1542. Die Frau kann unter den Vorausſetzungen des $ 1418 vn. Beendigung der Er- 


Nr. 1, 3 bis 5 und des § 1468, der Mann kann unter den Vor⸗ 
ausſetzungen des § 1469 auf Aufhebung der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft klagen. 

Die Aufhebung tritt mit der Rechtskraft des Urtheils ein. 


2. Nach dem zu 1 angegebenen Grundſatze find dem Geſammtgut alle 
Geſammtgutsverbindlichkeiten (88 1530 —1534) zur Laſt zu legen, mit Aus⸗ 
nahme der generell in den $$ 1535 und 1536 aufgeführten Verbindlichkeiten. 
Aber auch dieſe generell bezeichneten Ausnahmen fallen im einzelnen Falle 
wieder unter die Regel, wenn die Vorausſetzungen des § 1537 vorliegen. 

N 1538. Ausſtattung $ 1624; im Uebrigen vgl. zu § 1465. 

5 1539. 1. Zur Begründung des Anſpruchs gehört insbeſondere der Nach⸗ 
weis, daß und inwieweit die Bereicherung zur Zeit der Beendigung der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft beſteht. Vgl. hinſichtlich verbrauchbarer Sachen 
die Vermuthung aus § 1540. 

2. Als weitergehende Anſprüche (Satz 2) können z. B. der Anſpruch aus 
der ungerechtfertigten Bereicherung (etwa im Falle des § 819), ferner der 
nicht auf die Bereicherung beſchrankte Erſatzanſpruch aus dem entſprechend 
anwendbaren § 1466 in Frage kommen. 

8 1540. 1. Verbrauchbare Sachen § 92. 

2. Zur Geltendmachung des Bereicherungsanſpruchs aus § 1539 mit Hülfe 
der Vermuthung des § 1540 iſt ſonach nur zu beweiſen, daß die verbrauch⸗ 

aren Sachen zum eingebrachten Gute gehört haben und nicht mehr vor⸗ 
handen ſind. ' a 

3. Die Vermuthung des § 1540 bildet zugleich eine Ergänzung der Ver⸗ 
muthung aus § 1527, wonach das vorhandene Vermögen als Geſammtgut gilt. 

4. Die Vermuthung des § 1540 gilt nur für denjenigen Ehegatten, zu 
deſſen eingebrachtem Gute die nicht mehr vorhandenen verbrauchbaren Sachen 
gehört haben („des Ehegatten“). Es kann ſich alſo der Mann im Falle des 
s 1536 Ziff. 2 nicht etwa auf die Vermuthung des § 1540 dafür berufen, 
daß das Geſammtgut bereichert ſei. 

§ 1541. Vgl. zu § 1467. 


rungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 


ſchaft. 
1. Aufhebungsklage. 
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2. Konkurs des Mannes. § 1543. Die Errungenſchaftsgemeinſchaft endigt mit der Rechts⸗ 
kraft des Beſchluſſes, durch den der Konkurs über das Vermögen 
des Mannes eröffnet wird. 

3. Lodeserklärung eines § 1544. Die Errungenſchaftsgemeinſchaft endigt, wenn ein Ehe⸗ 

N gatte für todt erklärt wird, mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt 
des Todes gilt. 


§ 1542. J. Die Frau kann auf Aufhebung der Errungeuſchaftsgemein⸗ 
ſchaft klagen, 

1. (§ 1418 Ziff. 1) wenn die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen die 
Frau nach $ 1391 (1525 Abi. 2) Sicherheitsleiſtung verlangen kann; 

a. Gefährdung des eingebrachten Gutes der Frau durch das Verhalten 

des Mannes § 1391 Abſ. 1; 
b. Gefährdung des Anſpruchs der Frau gegen den Mann auf Erſatz des 
Werthes verbrauchbarer Sachen § 1391 Abſ. 2; 

. (8 1468 Ziff. 1) wenn der Mann ein Rechtsgeſchäft der in den §§ 1444 
bis 1446 (§ 1519 Abſ. 2) bezeichneten Art ohne Zuſtimmung der Frau 
vorgenommen hat und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung der 
Frau zu beſorgen iſt; 

3. (§ 1468 Ziff. 25 wenn der Mann das Geſammtgut in der Abſicht, die 

Frau zu benachtheiligen, vermindert hat; 

4. (§ 1468 Ziff. 3) wenn der Mann ſeine Verpflichtung, der Frau und den 
gemeinſchaftlichen Abkömmlingen Unterhalt zu gewähren, verletzt hat und 
für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu beſorgen iſt; 

. (88 1418 Ziff. 3, 1468 Ziff. 4) wenn der Mann entmündigt iſt; 

. ( 1418 Ziff. 4) wenn der Mann nach $ 1910 wegen Gebrechlichkeit einen 
Pfleger zur Beſorgung ſeiner Vermögensangelegenheiten erhalten hat; 

. ($ 1418 Ziff. 5) wenn für den Mann ein Abweſenheitspfleger beſtellt und 
die baldige Aufhebung der Pflegſchaft nicht zu erwarten iſt; 

. ($ 1468 Ziff. 4) wenn der Mann das Geſammtgut durch Verſchwendung 
erheblich gefährdet. Entmündigung wegen Verſchwendung vgl. zu 5; 

. (8 1468 Ziff. 5) wenn das Geſammtgut in Folge von Verbindlichkeiten, 
die in der Perſon des Mannes entſtanden ſind, in ſolchem Maße über⸗ 
ſchuldet iſt, daß ein ſpäterer Erwerb der Frau erheblich gefährdet wird. 

II. Der Mann kann auf Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft 

klagen (§ 1469), wenn das Geſammtgut in Folge von Verbindlichkeiten der 

Frau (vgl. $ 1530 Note Ib), die im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander 

nicht dem Geſammtgute zur Laſt fallen ($$ 1535, 1537), in ſolchem Maße 

überſchuldet iſt, daß ein ſpäterer Erwerb des Mannes erheblich gefährdet 

wird. Vgl. auch § 1530 Abſ. 2 Satz 2. 

III. (Abſ. 2.) Die Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft. Vgl. 
§§ 1418 Abſ. 2, 1470. 

§ 1543. 1. Vgl. § 1419. 

2. Konkursmaſſe des Mannes. 

Zur Konkursmaſſe des Mannes gehört nach KO. § 2 (abgedruckt zu § 1459 
Note IV) das Geſammtgut. Die Errungenſchaftsgemeinſchaft endet erſt mit 
der Rechtskraft des Eröffnungsbeſchluſſes, ſo daß der zwiſchen dem Erlaſſe 
des Eröffnungsbeſchluſſes und dem Eintritte ſeiner Rechtskraft gemachte Er⸗ 
werb der Ehegatten gemäß § 1519 in das Geſammtgut fällt. Dennoch wird 
dieſer Erwerb, als erſt nach der Konkurseröffnung gemacht, gemäß KO. § 1 
SEE ee zu rechnen fein. (So auch Jäger, Konkursordnung 

nm. 9). 
8 5 der Frau auf Wiederherſtellung der Errungenſchaftsgemeinſchaft 


1 


SS 9 W non 


§ 1544. 1. Vgl. § 1420. Todeserklärung $$ 13 ff., 18. 
2. Wiederherſtellung der Errungenſchaftsgemeinſchaft auf Klage des ſeine 
Todeserklärung überlebenden Ehegatten § 1547 Note 4. 
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§ 1545. Endigt die Errungenſchaftsgemeinſchaft nach den 88 1542 4. Wirkung der Veendi⸗ 
bis 1544, ſo gilt für die Zukunft Gütertrennung. Su 
Dritten gegenüber iſt die Beendigung der Gemeinſchaft nur nach 
Maßgabe des § 1435 wirkſam. 
§ 1546. Nach der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft IX. Anseinanderfehung. 
findet in Anſehung des Geſammtguts die Auseinanderſetzung ſtatt. 
Bis zur Auseinanderſetzung beſtimmt ſich das Rechtsverhältniß der 
Ehegatten nach den §§ 1442, 1472, 1473. 
Die Auseinanderſetzung erfolgt, ſoweit nicht eine andere Verein⸗ 
barung getroffen wird, nach den für die allgemeine Gütergemeinſchaft 
geltenden Vorſchriften der SS 1475 bis 1477, 1479 bis 1481. 
Auf das eingebrachte Gut der Frau finden die für den Güterſtand 
der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften der S$ 1421 
bis 1424 Anwendung. 


§ 1545. 1. Gütertrennung §§ 1427—1431. 

2. Wegen des Schutzes gutgläubiger Dritter vor Eintragung der Güter⸗ 
trennung in das Güterrechtsregiſter vgl. zu § 1435. 

3. Eine Nachwirkung der Errungenſchaftsgemeinſchaft zu Gunſten des über⸗ 
lebenden Ehegatten, wie dies in Form der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft bei 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft ($$ 1483 ff.) und der Fahrnißgemeinſchaft 
($ 1557) vorgeſehen iſt, findet nicht ſtatt. Die Ehegatten können nach den 
gewöhnlichen erbrechtlichen Vorſchriften, ſoweit nicht Pflichttheilsanſprüche 
entgegenſtehen, ſich gegenſeitig etwa einen Nießbrauch im Wege des Ver⸗ 
mächtnißvertrags (§ 1941) ausſetzen. 

§ 1546. I. Geſammtgut. 

f 5 Rechtsverhältniß von der Aufhebung bis zur Auseinander⸗ 
etzung. 
A. Vgl. § 1471. — Die zitirten Paragraphen betreffen: 
§ 1442: Fortdauer der Gemeinſchaft zur geſammten Hand. 
§ 1472: Verwaltung zur geſammten Hand. 
§ 1473: Surrogationsprinzip. 
b. Zwangsvollſtreckung 
a. 901442 3 eines Ehegatten iſt zugelaſſen CPO. § 860 Abſ. 2 (zu 
ß. in das Geſammtgut CPO. SS 743, 744 (zu § 1472). 
€. 1 KO. § 2, abgedruckt zu § 1459 Note IV. Vgl. ferner § 1543 
Note 2. 

2. Das Auseinanderſetzungsverfahren FrG. SS 99, 193 (zu $ 1471) 
Preussen 2. z. FrG. Artt. 19— 28. en i 

3. (Abſ. 2.) Wegen der Auseinanderſetzung ſelbſt vgl. $ 1474 und 
die in Abſ. 2 zitirten Paragraphen. 

II. (Abſ. 3.) Das eingebrachte Gut der Frau. 

1. Herausgabepflicht des Mannes § 1421. N 

2. Rückbeziehung der Herausgabepflicht auf den Zeitpunkt der Rechtshän⸗ 
gigkeit der Aufhebungsklage (§ 1542) § 1422. 

3. Vermiethung oder Verpachtung eines zum eingebrachten Gute gehören⸗ 
gen, Örunbftüds über die Dauer der Errungenſchaftsgemeinſchaft hinaus 

23. 

4. Gutgläubige Fortführung der Verwaltung nach Aufhebung der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft. Fürſorgepflicht des Mannes bei Beendigung der 
Errungenſchafts gemeinſchaft in Folge des Todes der Frau § 1424. 

§ 1547. 1. An der Wiederherſtellung der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
kann jeder der beiden Ehegatten inſofern ein Intereſſe haben, als er wie⸗ 
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X. Rlace auf Wiederher- § 1547. Endigt die Errungenſchaftsgemeinſchaft durch die Er⸗ 
ſchaftegemeiaſchafl. öffnung des Konkurſes über das Vermögen des Mannes, jo kann 
1. Borausſetzungen. die Frau auf Wiederherſtellung der Gemeinſchaft klagen. Das gleiche 

Recht ſteht, wenn die Gemeinſchaft in Folge einer Todeserklärung 
endigt, dem für todt erklärten Ehegatten zu, falls er noch lebt. 
Wird die Gemeinſchaft auf Grund des § 1418 Nr. 3 bis 5 auf⸗ 
gehoben, ſo kann der Mann unter den Vorausſetzungen des § 1425 
Abſ. 1 auf Wiederherſtellung der Gemeinſchaft klagen. 
2 Eintritt u. Wirkungen § 1548. Die Wiederherſtellung der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
der Wieder herſtelung tritt in den Fällen des § 1547 mit der Rechtskraft des Urtheils 
ein. Die Vorſchrift des § 1422 findet entſprechende Anwendung. 
Dritten gegenüber iſt die Wiederherſtellung, wenn die Beendigung 
in das Güterrechtsregifter eingetragen worden iſt, nur nach Maßgabe 
des § 1435 wirkſam. 
Im Falle der Wiederherſtellung wird Vorbehaltsgut der Frau, 
was ohne die Beendigung der Gemeinſchaft Vorbehaltsgut geblieben 
oder geworden ſein würde. 


4. Fahrnißgemeinſchaft. 


I. Anwendbarkeit der vor- § 1549. Auf die Gemeinſchaft des beweglichen Vermögens und 
Nlrgemeinfthaft allg. der Errungenſchaft (Fahrnißgemeinſchaft) finden die für die allge⸗ 
meine Gütergemeinſchaft geltenden Vorſchriften Anwendung, ſoweit 

fi) nicht aus den 88 1550 bis 1557 ein Anderes ergiebt. 


derum Antheil an dem (vielleicht gebeſſerten) Erwerbe des anderen Ehe⸗ 
gatten erhält, vgl. § 1425. 

2. (Abſ. 1.) Wiederherſtellung auf Verlangen der Frau findet 
ſtatt, wenn die Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft herbeigeführt war 
a. durch den Konkurs über das Vermögen des Mannes § 1543; 

b. durch ihre Todeserklärung. Vgl. Note 4. 

3. Wiederherſtellung auf Verlangen des Mannes kommt in 
Frage bei Aufhebung der Entmündigung des Mannes oder der über ihn 
eingeleiteten Pflegſchaft, wegen welcher die Errungenſchaftsgemeinſchaft auf⸗ 
gehoben wurde. Vgl. § 1542 Note I 5, 6, 7. Im Uebrigen vgl zu § 1425. 
Bei ſtattgehabter Todeserklärung des Mannes vgl. zu 4. 

4. Bei Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft durch Todeserklärung 
($ 1544) kann nur der für todt erklärte Ehegatte, falls er noch lebt, 
85 an der Errungenſchaftsgemeinſchaft verlangen (Abſ. 1 
Satz 2). 

5. Gegen die Wiederherſtellungsklage eines Ehegatten wird der andere 
Ehegatte die Einwendung haben, daß von ihm die Aufhebung der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft noch aus einem anderen der in § 1542 zugelaſſenen Auf⸗ 
hebungsgründe verlangt werden konnte. Vgl. zu § 1425 Note 4. 

§ 1548. Vgl. § 1425 Abſ. 2 und 3. 

§ 1549. 1. Die Fahrnißgemeinſchaft iſt lediglich als ein vertrags⸗ 
mäßiger Güterſtand geregelt. Der Ehevertrag ($$ 1432 ff.) kann gemäß 
$$ 1549, 1437 nicht durch einen geſetzlichen Vertreter abgeſchloſſen werden. 

2. Die Fahrnißgemeinſchaft iſt die Gemeinſchaft des beweglichen Ver⸗ 
mögens und der Errungenſchaft, einſchließlich der Immobiliarerrungen⸗ 
ſchaft (vgl. § 1551). Beſitzt keiner der Ehegatten bei Eintritt der Fahrniß⸗ 
gemeinſchaft unbewegliches Vermögen ($ 1551 Abf. 2), fo deckt ſich die Fahr⸗ 
nißgemeinſchaft mit der allgemeinen Gütergemeinſchaft. 
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$ 1550. Von dem Geſammtgut ausgeſchloſſen ift das eingebrachte u. Auweichungen von dem 


Gut eines Ehegatten. 
Auf das eingebrachte Gut finden die bei der Errungenſchaftsge⸗ 
meinſchaft für das eingebrachte Gut geltenden Vorſchriften Anwendung. 


3. Das nach $ 1549 anwendbare Recht der allgemeinen Güterge⸗ 
meinſchaft ($$ 1437—1518) iſt durch $$ 1550—1557 für die Fahrnißge⸗ 
meinſchaft nur in folgenden Punkten geändert: 

a. § 1439 (Sondergut) iſt erſetzt durch die §§ 1550— 1554. 

b. §§ 1440, 1441 (Vorbehaltsgut) ift ergänzt durch § 1555. 

€. § 1463 wird durch die Vorſchrift des § 1556 ergänzt. 

d. §§ 1483, 1484, 1508 find durch § 1557 dahin abgeändert, daß die fort⸗ 
geſetzte Gütergemeinſchaft nicht ausgeſchloſſen werden muß, um nicht ein⸗ 
zutreten, ſondern daß ſie vielmehr vereinbart ſein muß, um einzutreten 

Auf dieſe Abweichungen iſt in den Bemerkungen zu den Vorſchriften der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft hingewieſen. 

4. Zwangsvollſtreckung in Anſehung des Geſammtsguts. 

a. Zwangsvollſtreckung in den Antheil eines Ehegatten am Geſammtgute 

CO. § 860 (zu § 1442). 

b. Zwangsvollſtreckung in das Geſammtgut während der Dauer der Fahr⸗ 
nißgemeinſchaft. 

Q. 5 5 gegen den Mann erforderlich und genügend CPO. § 740 (zu 
§ 1459). 

8. Urtheil gegen die ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft betreibende Frau 
CO. § 741 Gu $ 1421). 

J. Ertheilung einer in Anſehung des Geſammtguts vollſtreckbaren Aus⸗ 
fertigung des Urtheils gegen die Frau, wenn die Fahrnißgemein⸗ 

8 —. e der Rechtshängigkeit eingetreten iſt, § 742 Abſ. 2 

zu | 2). 

8. Aus einem gegen die Ehegatten als Geſammtſchuldner ſich richtenden 
Urtheile kann die Zwangsvollſtreckung ſowohl in das Geſammtgut 
wie in die Sondergüter betrieben werden. Vertheilung des Forde⸗ 
rungsbetrags hierbei für die Eintragung von Zwangshypotheken, 

8 . 2¹ A — 22 A 173. 

5 ollſtreckung i 8 iß⸗ 

Feral g in das Geſammtgut nach Aufhebung der Fahrniß 

4. Urtheil gegen beide Ehegatten CMO. 88 743 (zu 8 1472). 

6. Ertheilung einer in Anſe ung des ne A Aus⸗ 
fertigung eines gegen den Mann vor Beendigung der Fahrnißge⸗ 
meinſchaft ergangenen Urtheils CRD. $ 744 (zu § 1472). 

d. Konkurs des Mannes oder der Ehefrau vgl. KO. $2 zu § 1459 Note IV. 
5. Auseinanderſetzungsverfahren Fr®. $$ 99, 193 (zu § 1471). 

Preussen | AG. z. FrG. Artt. 19—28. 
§ 1550. 1. Der Beſtand des eingebrachten Gutes iſt in den 

§§ 1551—1554 beftimmt. Gegenüber der Regel der §§ 1438, 1549 trifft 

die Beweislaſt denjenigen, der das Vorliegen der für das eingebrachte Gut 
geltenden Vorausſetzungen (§§ 1551 — 1554) behauptet. 

2. Die auf das eingebrachte Gut nach § 1550 Abſ. 2 anwend⸗ 
baren Vorſchriften. 

$ 1525: Verwaltung für Rechnung des Geſammtguts. — 8 1525 Abſ. 2 
enthält ferner die aus dem Rechte des geſetzlichen Güterſtandes zur Anwen⸗ 

ung zu bringenden Vorſchriften. Vgl. daſelbſt. 

1527: Vermuthung, daß das vorhandene Vermögen Geſammtgut iſt. 

16. 9 1528: Aufnahme des Beſtandes der eingebrachten Güter und Feſtſtellung 

ihres Zuſtandes. 

1529 Abſ. 2: Die Laſten des eingebrachten Gutes werden von dem Ge⸗ 

ſammtgute getragen. 


9. Neumann, Handausgabe des BGB, IT. 3. Aufl. 11 


Rechte der allg. BB. 
1. Das eingebrachte Gut. 
u. Rechtsverhältniſſe 

des eingebr. Gutes. 


b. Beſtand des einge⸗ 

brachten Gutes. 

a. Unbewegl, Ver⸗ 
mögen mit Aus⸗ 
nahme d. Immo⸗ 
biliarerrungenſch. 
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§ 1551. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt das unbewegliche 
Vermögen, das er bei dem Eintritte der Fahrnißgemeinſchaft hat oder 
während der Gemeinſchaft durch Erbfolge, durch Vermächtniß oder 
mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht, durch Schenkung oder als 
Ausſtattung erwirbt. 
Zum unbeweglichen Vermögen im Sinne dieſer Vorſchrift gehören 
Grundſtücke nebſt Zubehör, Rechte an Grundſtücken, mit Ausnahme 
der Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden, ſowie Forde⸗ 
rungen, die auf die Uebertragung des Eigenthums an Grundſtücken 
oder auf die Begründung oder Uebertragung eines der bezeichneten 
Rechte oder auf die Befreiung eines Grundſtücks von einem ſolchen 
Rechte gerichtet ſind. 


§ 1531: Haftung des Geſammtguts für die zu den Laſten des eingebrach⸗ 
ten Gutes der Frau gehörigen Verbindlichkeiten der Frau. 

§ 1539: Bereicherung des Geſammtguts auf Koſten des eingebrachten 
Gutes und umgekehrt. 

§ 1540: Vermuthung, daß das Geſammtgut um den Werth nicht mehr 
vorhandener verbrauchbarer Sachen, welche zum eingebrachten Gute gehörten, 
bereichert iſt. : 

§ 1541: Zeitpunkt der Ausgleichung zwiſchen den verſchiedenen Vermögens⸗ 
maſſen. 

90546 Abſ. 3: Herausgabe des eingebrachten Gutes ꝛc. nach Beendigung 
des Güterſtandes. 

3. Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der Frau. 

a. Urtheil gegen die Frau auf Leiſtung, gegen den Mann auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung CPO. § 739 (zu $ 1412), Unterwerfung des Mannes 
unter die Zwangsvollſtreckung CPO. § 794 Abſ. 2 (zu § 1412). 

b. Urtheil gegen die Frau, welche ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft betreibt, 
CPO. § 741 (zu $ 1412). Bal. Pr. SMBL. 1900 S. 22 ff. 

€. Ertheilung einer in Anſehung des eingebrachten Gutes der Frau voll⸗ 
ſtreckbaren Ausfertigung eines Urtheils aus einem vor Eintritt der Fahr⸗ 
nißgemeinſchaft rechtshängig geweſenen Rechtsſtreite der Frau CPO. § 742 
Abſ. 1 Gu § 1412). 

$ 1551. 1. Abſ. 1 bringt den charakteriſtiſchen Unterſchied zwiſchen der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft und der Fahrnißgemeinſchaft zum Ausdrucke. 

2. Beſteht der Erwerb in den in Abſ. 1 erwähnten Fällen theils aus un⸗ 
beweglichen (Abſ. 2), theils aus beweglichen Vermögensgegenſtänden, ſo fallen 
die unbeweglichen Gegenſtände in das eingebrachte Gut, die beweglichen in 
01 er bzw. in das Vorbehaltsgut der Frau (§§ 1549, 1440, 1555). 
Vgl. § 1556. 

8. Wenn ein Ehegatte als Miterbe geerbt hat, ſo iſt die Frage, ob ſich 
die Mobiliar⸗ oder Immobiliarqualität nach dem Beſtande der ungetheilten 
Erbſchaft oder nach dem Ergebniſſe der Theilung entſcheidet (RG. 15 324), 
auf Grund des nach §§ 1554, 1524 maßgebenden Surrogationsprinzips da⸗ 
hin zu beantworten, daß der Antheil, welcher dem Ehegatten an den zur 
Erbſchaft gehörigen Immobilien ($ 1551 Abf. 2) zugefallen iſt, die Eigen⸗ 
ſchaft als eingebrachtes Gut auch behält, wenn derſelbe bei der Erbausein⸗ 
anderſetzung in bewegliche Sachen oder in einen Geldanſpruch umgeſetzt iſt. 

4. (Abſ. 2.) Zum unbeweglichen Vermögen lediglich im Sinne 
dieſer Vorſchrift (vgl. Abſchnittvorb. vor § 90 Note VI) gehören: 

a. Grundſtücke und das dieſen gleichſtehende (§ 1017) Erbbaurecht nebſt Zu⸗ 
behör (§§ 97, 98). 

b. 85 92 . Grundſtücken oder an einem Erbbaurechte ($ 1017). Vgl. auch 
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§ 1552. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten find Gegenſtände, 
die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden können. 

$ 1553. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt: 

1. was durch Ehevertrag für eingebrachtes Gut erklärt ift; 

2. was er nach $ 1369 erwirbt, ſofern die Beſtimmung dahin 

getroffen iſt, daß der Erwerb eingebrachtes Gut ſein ſoll. 

$ 1554. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt, was er in der 
im § 1524 bezeichneten Weiſe erwirbt. Ausgenommen iſt, was an 
Stelle von Gegenſtänden erworben wird, die nur deshalb eingebrachtes 
Gut ſind, weil ſie nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden können. 

§ 1555. Vorbehaltsgut des Mannes iſt ausgeſchloſſen. 
§ 1556. Erwirbt ein Ehegatte während der Fahrnißgemeinſchaft 
durch Erbfolge, durch Vermächtniß oder mit Rückſicht auf ein künftiges 
Erbrecht, durch Schenkung oder als Ausſtattung Gegenſtände, die 
theils Geſammtgut, theils eingebrachtes Gut werden, ſo fallen die in 
Folge des Erwerbes entſtehenden Verbindlichkeiten im Verhältniſſe der 
Ehegatten zu einander dem Geſammtgut und dem Ehegatten, der den 
Erwerb macht, verhältnißmäßig zur Laſt. 
§ 1557. Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft tritt nur ein, wenn ſie 
durch Ehevertrag vereinbart iſt. 
1j 
a. Grunddienſtbarkeiten §§ 1018 ff. 
8. Nießbrauch ($ 1017) §§ 1030 ff. 

1. Beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit 88 1090 ff. 

„Vorkaufsrecht SS 1094 ff. 

—Reallaſten $$ 1105 ff. 

€. Die Forderungen auf Uebertragung des Eigenthums ꝛc. werden auch 

dann zu dem Vermögen, welches ein Ehegatte bei dem Eintritte der 
Fabrnißgemeinſchaft hat (Abſ. 1) gerechnet werden müſſen, wenn ſie auf⸗ 
ſchiebend bedingt oder befriſtet ſind und die Bedingung oder der An⸗ 
langstermin orſt nach dem Eintritte des Güterſtandes eintreten. Die 
Leitung, welche auf Grund der Forderung gemacht wird, fällt nach dem 
Surrogationsprinziv ($$ 1554, 1524) in das eingebrachte Gut, auch wenn 
der Gegenſtand etma auf Grund eines Intereſſeanſpruchs an ſich nicht 
zu dem unbeweglichen Vermögen im Sinne des Abſ. 2 gehört. 

$ 1552. Bgl. zu $$ 1439, 1400. Wegen d Surrogate nicht übertrag⸗ 
barer Gegenſtände vgl. § 1554 Satz 2, 6 8 

§ 1553. 1. Ehevertrag §§ 1432 ff. 

2. § 7369 betrifft den Erwerb von Todeswegen und die unentgeltlichen 
Zuwendungen unter Lebenden. 

§ 1554. § 1524 enthält das Surrogationsprinzip. Val. daſelbſt. Wegen 
Satz 2 vgl. § 1552. 

$ 1555. Für das Vorbehaltsgut der Frau find gemäß § 1549 die 
§ 1440 Abſ. 2, 1441 anwendbar. 

§ 1556. 1. Vgl. z. B. § 1551 Note 2. 

2. Die in § 1556 enthaltene Ergänzung des § 1463 Ziffer 2 läßt das 
Verhältniß gegenüber den Gläubigern, welches ſich nach 88 1549, 1459 _1462 
richtet, unberührt. 

8 1557. Bol. § 1549 Note 3 J. — Der Ehevertrag ($$ 1432 ff) kann ge⸗ 
aß SS 1549, 1508 Abſ. 2, 1437 nicht durch den geſetzlichen Vertreter abge⸗ 
ſchloſſen werden. 


Tara 


Jul 


8. Unübertragbare 
Gegenſtände. 


7. Rechtsgeſchäftliche 
Beſtimmung. 


6. Surrogation. 


2. Vorbehaltsgut. 


3. Verbindlichkeiten gus 
gemiſchtem Erwerbe 
zu Geſammtgut und 
Eingebrachtem. 


4. Fortgeſetzte GG. 


1. Zuſtändiges Amtsge⸗ 
richt. 4 


Vorbemerkung zum 
Antertitel III. 
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III. Güterrechtsregiſter. 
§ 1558. Die Eintragungen in das Güterrechtsregiſter haben bei 
dem Amtsgerichte zu geſchehen, in deſſen Bezirke der Mann ſeinen 
Wohnſitz hat. 


1. Ueber die materielle Bedeutung der Eintragung in das Güter⸗ 
i des zuſtändigen Amtsgerichts vgl. § 1435 und die Bemerkungen 
daſelbſt. 

2. Das Güterrechtsregiſter ſoll nur über die güterrechtlichen Verhältniſſe 
der Ehegatten während des Beſtehens der Ehe Auskunft geben. Auf 
ſpäter eintretende Verhältniſſe, inſonderheit auf das Vorhandenſein oder 
Nichtvorhandenſein der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft bezieht es ſich nicht. 

3. Die §§ 1558—1563, welche die formalen Vorſchriften für das Güter⸗ 
rechtsregiſter geben, finden ihre Ergänzung in FrG. §§ 161, 162. 

Preussen | Allg. Verf. d. Juſtizminiſters v. 6. Nov. 1899 (JM Bl. S. 299). 

FG. 5 161. Auf die Eintragungen in das Güterrechtsregister finden die 
Vorschriften der SS 127 bis 130, 142, 143 entsprechende Anwendung. 

Von einer Eintragung sollen in allen Fällen beide Ehegatten benachrichtigt 
werden. 

EG. 8127. Das Registergericht kann, wenn eine von ihm zu er- 
lassende Verfügung von der Beurtheilung eines streitigen Rechtsverkältnisses 
abhängig ist, die Verfügung aussetzen, bis über das Verhältniss im Wege 
des Rechisstreits entschieden ist. Es kann, 'wenn der Rechtsstreit nicht 
anhängig ist, einem der Betheiligten eine Frist zur Erhebung der Klage 
bestimmen. 

$128. Die Anmeldungen zur Eintragung in das Handelsregister so- 
wie die zur Aufbewahrung bei dem Gerichte bestimmten Zeichnungen von 
Unterschriften können zum Protokolle des Gerichtsschreibers des Register- 
gerichts erfolgen. 

$ 129. Ist die zu einer Eintragung erforderliche Erklärung von einem 
Notar beurkundet oder beglaubigt, so gilt dieser als ermächtigt, im Namen 
des zur Anmeldung Verpflichteten die Eintragung zu beantragen. Die Vor- 
schriften des $ 124 finden entsprechende Anwendung. 

$130. Jede Eintragung soll den Tag, an welchem sie erfolgt ist, an- 
geben und mit der Unterschrift des zuständigen Beamten versehen werden. 

Jede Eintragung soll demjenigen, welcher sie beantragt hat, bekannt ge- 
macht werden. Auf die Bekanntmachung kann verzichtet werden. 

FG. $ 142. Ist eine Eintragung in das Handelsregister bewirkt, ob- 
gleich sie wegen Mangels einer wesentlichen Voraussetzung unzulässig war, 
so kann das Registergericht sie von Amtswegen löschen. Die Löschung 
geschieht durch Eintragung eines Vermerkes. 

Das Gericht hat den Betheiligten von der beabsichtigten Löschung zu 
benachrichtigen und ihm zugleich eine angemessene Frist zur Geltendmachung 
eines Widerspruchs zu bestimmen. 

Auf das weitere Verfahren finden die Vorschriften des & 141 Abs. J, 4 
Anwendung. 

$143. Die Löschung einer Eintragung kann gemäss den Vorschriften 
des g 142 auch von dem Landgerichte verfügt werden, welches dem Register- 
gericht im Instanzenzuge vorgeordnet ist. Die Vorschrift des $30 Abs. 1 
‚Satz 2 findet Anwendung. 

Gegen die einen Widerspruch zurückweisende Verfügung des Landgerichts 
‚findet die sofortige Beschwerde an das Oberlandesgericht mit der Massgabe 
statt, dass die Vorschriften des $ 28 Abs. 2, 3 zur entsprechenden Anwen- 
dung kommen. Die weitere Beschwerde ist ausgeschlossen. 

FG. 5 162. Das Amtsgericht hat auf Verlangen eine Bescheinigung darüber 
zu ertheilen, dass bezüglich des Gegenstandes einer Eintragung weitere Ein- 
tragungen in das Vereins- oder Güterrechtsregister nicht vorhanden sind oder 
dass eine bestimmte Eintragung in das Register nicht erfolgt ist. 


6. Titel. Eheliches Güterrecht. III. Güterrechtsregiſter. 165 


Durch Anordnung der Landesjuſtizverwaltung kann die Führung 
des Regiſters für mehrere Amtsgerichtsbezirke einem Amtsgericht über⸗ 
tragen werden. 

$ 1559. Verlegt der Mann nach der Eintragung feinen Wohnſitz 
in einen anderen Bezirk, ſo muß die Eintragung im Regiſter dieſes 
Bezirkes wiederholt werden. Die frühere Eintragung gilt als von 
neuem erfolgt, wenn der Mann den Wohnſitz in den früheren Bezirk 
zurückverlegt. 

$ 1560. Eine Eintragung in das Regiſter ſoll nur auf Antrag 
und nur inſoweit erfolgen, als ſie beantragt iſt. Der Antrag iſt in 
öffentlich beglaubigter Form zu ſtellen. 

§ 1561. Die Eintragung erfolgt in den Fällen des § 1357 
Abſ. 2 und des § 1405 Abſ. 3 auf Antrag des Mannes. 

In den anderen Fällen iſt der Antrag beider Ehegatten erforder⸗ 
lich; jeder Ehegatte iſt dem anderen gegenüber zur Mitwirkung ver⸗ 


pflichtet. 


§ 1558. 1. Wohnſitz § 7. Bei mehrfachem Wohnſitze fol nach 
Mot. IV S. 555 Eintragung bei einem der zuſtändigen Gerichte genügen. 

2. EG. 2. HGB. Art. 4. Die nach dem bürgerlichen Rechte mit einer 
Eintragung in das Güterrechtsregister verbundenen Wirkungen treien, sofern ein 
Ehegatte Kaufmann ist und seine Handelsniederlassung sich nicht in dem Be- 
zirke des für den Wohnsitz des Ehemanns zuständigen Registergerichts befindet, 
n Ansehung der auf den Betrieb des Handelsgewerbes sich beziehenden Rechts- 
verhältnisse nur ein, wenn die Eintragung auch in das Güterrechtsregister des 
für den Ort der Handelsniederlassung zuständigen Gerichts erfolgt ist. Bei 
mehreren Niederlassungen genügt die Eintragung in das Register des Ortes der 
Hauptniederlassung. 
_ Wird die Niederlassung verlegt, so finden die Vorschriften des $ 1559 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. 


3. Für Ehegatten (Inländer wie Ausländer), welche im Inland einen 
urn: nicht haben, ift, ſofern nicht Art. 4 d. EGG. z. SB. oder Gew. 
ni 75 = ee des Art. 36 EG. eingreifen, ein zuſtändiges Gericht 
“7 5 2) Prenſen — 8 8 f nigt Anwendung. Vgl. ES. Art. 5 
einiger Reichsgeſetze § 31. - eee e eee e 

$ 1559. 1. Als Bezirke kommen hier die einen oder mehrere Amtsgerichts⸗ 
bezirke (§ 1558 Abſ. 2) umfaſſenden Regiſterbezirke in Betracht. 

2. Wiederholung der Eintragung auf Antrag je des der beiden Ehegatten 
§ 1561 Abſ. 3 Ziffer 2. 

§ 1560. 1. Abſ. I enthält nur eine Sollvorſchrift. Das Fehlen des 
Antrags (FrG. §§ 128 f.) nimmt der Eintragung nicht die Wirkſamkeit. 

2. Oeffentliche Beglaubigung $ 129. Der Antrag kann auch in den Ehe: 
vertrag mitaufgenommen werden (§§ 1434, 129 Abſ. 2). — Antragsrecht des 
Notars FrG. S 129, 161, vgl. KG. Jahrb. 21 A 88, OLG. 3 368. — Ueber 
die formalen Vorausetzungen des Antrags und des Beſchwerderechts des 
Notars vgl. Seuff. 50 133. N 
3. Die Eintragung begründet nicht die Vermuthung der Richtigkeit des 
durch dieſelbe beurkundeten Güterrechtsverhältniſſes, vgl. zu § 1435 Note 5. 

4. Inhalt der Eintragung (FrG. § 130) richtet ſich nach dem Antrag. 
Auch theilweiſe Eintragung eines Ehevertrags iſt zuläſſig (Satz 1 „inſomeit“). 
Soweit Eintragung nicht erfolgt, iſt für die Ehegatten der Schutz aus § 1435 
durch die Eintragung nicht begründet. 


2. Wiederholung d. Ein- 
tragung bei Wohnſitz 
verlegung. 


3. Eintragungsantrag. 
a. Form. 


b. Ankragsberechtigung 
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Der Antrag eines der Ehegatten genügt: 

1. zur Eintragung eines Ehevertrags oder einer auf gerichtlicher 
Entſcheidung beruhenden Aenderung der güterrechtlichen Ver: 
hältniſſe der Ehegatten, wenn mit dem Antrage der Ehevertrag 
oder die mit dem Zeugniſſe der Rechtskraft verſehene Entſchei⸗ 
dung vorgelegt wird; 

2. zur Wiederholung einer Eintragung in dem Regiſter eines 
anderen Bezirkes, wenn mit dem Antrag eine nach der Auf⸗ 
hebung des bisherigen Wohnſitzes ertheilte, öffentlich beglaubigte 
Abſchrift der früheren Eintragung vorgelegt wird. 


9 1561. I. (Abſ. 1.) Die Fälle einſeitiger Autragsberechtigung des 
annes. 
1. Beſchränkung oder Ausſchließung der Schlüſſelgewalt § 1357 Abi. 2. 
2. Einſpruch gegen den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch 
die Frau oder Widerruf der ertheilten Einwilligung § 1405 Abſ. 3 (88 1452, 
1519, 1525; 1549, 1550 Abſ. 2). 
II. (Abf. 3.) Die Fälle einfeitiger Antragsberechtigung eines Ehegatten. 
1. Eintragung eines Ehevertrags unter Vorlegung des⸗ 
ſelben (§ 1434). N 
a. Anwendungsfälle ($$ 1432 ff.): Insbeſondere 
a. Beſtimmung als Vorbehaltsgut §§ 1368; 1440 Abſ. 2; 1526; 1549, 
1555. 
6. Beſtimmung als eingebrachtes Gut bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
§ 1523; bei der Fahrnißgemeinſchaft § 1553. 
J. Gütertrennung vgl. $ 1436. 
b. Ausſetzung der Eintragung bis zur Entſcheidung eines ſtreitigen Rechts⸗ 
verhältniſſes z. B. der Wirkſamkeit des Ehevertrags Fr. §§ 161, 127. 
2. Eintragung einer auf rechtskräftiger gerichtlicher Ent⸗ 
ſcheidung beruhenden Aenderung. Beſtritten und richtiger Anſicht 
nach wohl zu bejahen iſt die Frage, ob die Eintragung auf Grund einer 
einſtweiligen Verfügung auf einſeitigen Antrag der Ehefrau erfolgen kann. 
Vgl. JW. 1902 S. 205 ff.; aber auch OLG. 4 99. 
3. Urtheil. 
a. Aufhebung der Verwaltung und Nußnießung $ 1418. 
8. Wiederherſtellung der Verwaltung und Nutznießung § 1425. 
1 es der Gütergemeinſchaft (Fahrnißgemeinſchaft! SS 1468—1470 
($ 1549). 
8. Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft § 1542. 
e. Wiederherſtellung der Errungenſchaftsgemeinſchaſt § 1548. 
b. Sonſtige gerichtliche Entſcheidung. 
a. Aufhebung der Ausſchließung oder Beſchränkung der Schlüſſelgewalt 
durch das Vormundſchaftsgericht § 1357 Abſ. 2, FrG. §§ 53, 60 Ziff. 6. 
8. Eröffnungsbeſchluß betr. den Konkurs des Mannes § 1419 (Ver⸗ 
waltung und Nutznießung), § 1543 (Errungenſchaftsgemeinſchaft). 
J. Todeserklärung des Mannes bei der Verwaltung und Nutznießung 
$ 1420. 
8. Todeserklärung eines Ehegatten bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
§ 1544. 


3. Wiederholte Eintragung in das Regiſter eines anderen 
Bezirkes (vgl. §§ 1559, 1563). 

III. (Abſ. 2.) Eintragung auf Grund beiderſeitigen Antrags. 

1. Die verweigerte Mitwirkung des Anderen iſt eventuell durch Klage und 
Zwangsvollſtreckung gemäß CPO. § 894 zu erſetzen. 
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§ 1562. Das Amtsgericht hat die Eintragung durch das für 
ſeine Bekanntmachungen beſtimmte Blatt zu veröffentlichen. 

Wird eine Aenderung des Güterſtandes eingetragen, ſo hat ſich 
die Bekanntmachung auf die Bezeichnung des Güterſtandes und, wenn 
dieſer abweichend von dem Geſetze geregelt iſt, auf eine allgemeine 
Bezeichnung der Abweichung zu beſchränken. 

§ 1563. Die Einfiht des Regiſters iſt Jedem geſtattet. Von 
den Eintragungen kann eine Abſchrift gefordert werden; die Abſchrift 
iſt auf Verlangen zu beglaubigen. 

Siebenter Titel. 
Scheidung der Ehe. 


2. Anwendungsfälle ſind z. B.: 
a. Berichtigung des Güterrechtsregiſters wegen Anfechtung des einer Ein⸗ 

tragung zu Grunde liegenden Ehevertrags. 
b. Eintragung der kraft Geſetzes eingetretenen Gütertrennung § 1364. 
e. Eintragung der Eigenſchaft als Vorbehaltsgut in den Fällen der §§ 1366, 

1367, 1369, 1370. 

§ 1562. 1. Zur Wirkſamkeit der Eintragung gegenüber Dritten kommt 
es auf den Zeitpunkt der Eintragung in das Güterrechtsregiſter des zuſtän⸗ 
digen Gerichts, nicht auf die Zeit der Veröffentlichung an. Vgl. § 1435. 

2. Die pflichtwidrige Verletzung der Vorſchrift des § 1562 kann unter 
Umſtänden Schadenserſatzpflicht des ſchuldhaft handelnden Richters oder Be⸗ 
amten gemäß § 839 begründen. 

§ 1563. 1. Vgl. $ 1561 Abſ. 3 Ziffer 2. 

2. Beſcheinigungen über den Inhalt des Güterrechtsregiſters FrG. § 162. 
3. 60. 5 34. Der Nachweis, dass zwischen Ehegatten Gütertrennung oder 
ein vertragsmässiges Güterrecht besteht oder dass ein Gegenstand zum Por- 
behaltsgut eines Ehegatten gehört, wird durch ein Zeugniss des Gerichts über 
die Eintragung des güterrechtlichen Verhältnisses im Güterrechtsregister geführt. 

$ 35. Ist in den Fällen der S5 33, 34 das Grundbuchamt zugleich das 


Registergericht, so genügt statt des Zeugnisses die Bezugnahme auf das Register. 


I. Geltungsbereich des Eheſcheidungsrechts des BGB. 

I. Uebergangsvorſchrift. Ech. Art. 201. Die Scheidung und die 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erfolgen von dem Inkrafttreten des 
Burgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Vorſchriften. 

Hat ſich ein Ehegatte vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
einer Verfehlung der in den §§ 1565 bis 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
bezeichneten Art ſchuldig gemacht, ſo kann auf Scheidung oder auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft nur erkannt werden, wenn die Verfehlung auch 
nach den bisherigen Geſetzen ein Scheidungsgrund oder ein Trennungs⸗ 
grund war. B 

2. Internationales Privatrecht. EG. Art. 17. Die Regelung des 
das Eheſcheidungsrecht betreffenden internationalen Privatrechts durch inter⸗ 
nationalen Staatsvertrag ſteht bevor, vgl. Vorb. zu EGG. Art. 7 ff. Note 1 3. 

II. Prozeſſuale Vorſchriften. N n . a 

Die Vorſchriften des BGB. finden ihre Ergänzung in den Vorſchriften der 
ERD. über das Verfahren in Eheſachen. (6. Buch 1. Abſchnitt §§ 606 ff.) 

1. Zuſtändigkeit CPO. $ 606. 

2. Mitwirkungsbefugniß der Staats anwaltſchaft CPO. $ 607. 

3. Sühnetermin CPO. §§ 608-611. Vgl. § 1571 Abſ. 3. 

CPO. 8608. Der Vorsitzende darf den Termin zur mündlichen Verhand- 
lung über eine Scheidungsklage oder über eine Klage auf Herstellung des ehe- 
lichen Lebens erst festsetzen, wenn den nachfolgenden Vorschriften über den 

Ühneversuch genügt ist. 


4. Oeffentliche Bekannt⸗ 
machung der Eintra⸗ 
gung. 


5. Einſicht d. Regiſters. 
Ertheilung von Ab⸗ 
ſchriften. 


Vorbemerkung zum 
7. Titel. 


Vorbemerkung zum 
7. Titel. 
($$ 1564 ff.). 


168 Viertes Buch. Familienrecht. 


§ 609. Der Kläger hat bei dem Amtsgerichte, vor welchem der Ehemann 
seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, die Anberaumung eines Sühnetermins zu 
beantragen und zu diesem Termine den Beklagten zu laden. 

Bestimmt sich das für die Klage zuständige Landgericht nach den Vorschriften 
des $606 Abs. 2, so finden diese Vorschriften auf die Bestimmung des für den 
Sühnetermin zuständigen Amtsgerichts entsprechende Anwendung. 

‚8610. Die Parteien müssen in dem Sühnetermine persönlich erscheinen; 
Beistände können zurückgewiesen werden. 

Erscheint der Kläger oder erscheinen beide Parteien im Sühnetermine nicht, 
so muss der Kläger die Anberaumung eines neuen Sühnetermins beantragen und 
den Beklagten zu dem Termine laden. Erscheint der Kläger, aber nicht der 
Beklagte, so ist der Sühneversuch als misslungen anzusehen. 

$ 611. Der Sühneversuch ist nicht erforderlich, wenn der Aufenthalt des Be- 
klagten unbekannt oder im Auslande ist, wenn dem Sühneversuche ein anderes 
schwer zu beseitigendes Hinderniss entgegensteht, welches von dem Kläger nicht 
verschuldet ist, oder wenn die Erfolglosigkeit des Sühneversuchs mit Bestimmtheit 
vorauszusehen ist. 

Ueber das Vorhandensein dieser Voraussetzungen entscheidet der Vorsitzende 
des Landgerichts ohne vorgängiges Gehör des Beklagten. 

4. Prozeßfähigkeit in Eheſachen CPO. § 612, abgedruckt Titelvorb. vor 

1323 


5. Ausdrücklichkeit der Prozeßvollmacht des klagenden Ehegatten. Prü⸗ 
fung von Amtswegen CPO. $ 613. B 

6. Vorbringen neuer Klagegründe. Widerklage CRD. $ 614. Vgl. § 1572 
Note 1. 

7. Zuläſſige und unzuläffig Klagenverbindungen CPO. $ 615. 

8. Konſumtion der Scheidungsgründe, welche in einem früheren Rechts⸗ 
ſtreite geltend gemacht find oder geltend gemacht werden konnten CO. 
$ 616, zu § 1573. 

9. Uneingeſchränkte und freie richterliche Beweiswürdigung CPO. 8 617. 

10. Verſäumniß des Beklagten CPO. § 618. 

11. Parteienvernehmung CPO. § 619. 

12. Ausſetzung des Verfahrens auf Antrag des Klägers und von Amts⸗ 
wegen CPO. § 620. Vgl. hierzu RG. DIZtg. 1900 S. 441, RG. 46 406. 

13. Offizialthätigkeit des Gerichts CPO. 622. 

14. Scheidung wegen Geiſteskrankheit CPO. § 623, zu § 1569. 

15. Scheidung wegen Ehebruchs CPO. § 624, zu § 1565. 

16. Zuſtellung des die Scheidung ausſprechenden Urtheils von Amtswegen 
EPD. $ 625. 

17. Keine Zurückweiſung verſpäteter Vertheidigungsmittel in der Berufungs⸗ 
inſtanz. CPO. $ 626. 

18. Interimiſtikum CRD. § 627. Eine Koſtenvorſchußpflicht des Mannes 
wird durch § 627 CPO. nicht begründet. Vgl. hierzu bei geſetzlichem Güter⸗ 
ſtande § 1387 Note A III 2 b, bei Gütergemeinſchaft $ 1460 Note 3; bei 
franzöſiſch⸗rechtl. Errungenſchaftsgemeinſchaft RG. IW. 1901 S. 381. 

Die Regelung des Interimiſtikums erfolgt in allen Fällen nach freiem 
richterlichen Ermeſſen. Grundlage der Regelung iſt zwar das materiell maß⸗ 
gebende Recht (vgl. EG. Art. 17; Os G. 3 365 Engländer) indeß unter Berück⸗ 
ſichtigung der civilprozeſſualen Vorſchriften der §ö 936—944 CO., insbeſ. 
des § 940. Eine Anordnung aus $ 627 kann ſonach einerſeits nur erfolgen 
zur Abwendung weſentlicher Nachtheile oder Verhinderung drohender Ge⸗ 
walt 2c., andererſeits kann der Richter Anordnungen treffen, welche von den 
Vorſchriften des materiellen Rechtes abweichen. Vgl. RG. 46 382, JW. 1900 
S. 601 f.; 715%; 797; 1901 S. 385; RG. 49 368. Ueber die Sorge für die 
Perſon der Kinder insbeſondere iſt regelmäßig im Anſchluß an § 1635 zu 
entſcheiden. Hierbei iſt (nach Maßgabe der Verfahrensvorſchriften CPO. 
SS 936, 920 ff.) nicht nur die Schuld der Ehegatten, ſondern auch das 
Intereſſe der Kinder zu berückſichtigen. 
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§ 1564. Die Ehe kann aus den in den §s 1565 bis 1569 1 


beſtimmten Gründen geſchieden werden. Die Scheidung erfolgt durch 
Urtheil. Die Auflöſung der Ehe tritt mit der Rechtskraft des Ur⸗ 
theils ein. 


Gerichtszuſtändigkeit für die einſtweilige Verfügung, wenn die Hauptſache 
vor einem örtlich unzuſtändigen Gerichte ſchwebt RG. 40 377, OSG. 3 365. 
Die Vorſchrift des § 627 ſchließt nicht aus, daß während des Scheidungs⸗ 
prozeſſes der Unterhaltsanſpruch im Wege der ordentlichen Klage geltend 
gemacht wird; die Einrede der Unzuſtändigkeit und der Rechtshängigkeit 
tann nicht auf die Rechtshängigkeit der Eheſcheidungsklage geſtützt werden 
NG. 47 379, JW. 1900 S. 8261. 

CPO. 58627. Hat der Rechtsstreit die Scheidung, Nichtigkeit oder An- 
Fechtung der Ehe zum Gegenstande, so kann das Gericht auf Antrag eines der 
Ehegatten durch einstweilige Verfügung für die Dauer des Rechtsstreits das 
Getrenntleben der Ehegatten gestatten, die gegenseitige Unterhaltspflicht der Ehe- 
gatten nach Massgabe des $ 1361 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ordnen, wegen 
der Sorge für die Person der gemeinschaftlichen minderjährigen Kinder, soweit 
sich nicht um die gesetzliche Vertretung handelt, Anordnungen treffen und die 
Unterhaltspflicht der Ehegatten den Kindern gegenüber im Verhältnisse der Ehe- 
galten zu einander regeln. 

Die einstweilige Verfügung ist zulässig, sobald der Termin zur mündlichen 
Verhandlung oder im Falle einer Scheidungsklage der Termin zum Sühnever- 
suche bestimmt oder im Wege der Widerklage die Scheidung beantragt oder die 
Ehe angefochten ist. 

Von der einstweiligen Verfügung hat das Prozessgericht, wenn ein gemein- 
schaftliches minderjähriges Kind der Ehegatten vorhanden ist, dem Vormund- 
schaftsgerichte Mittheilung zu machen. 

Im Lebrigen gelten für die einstweilige Verfügung die Bestimmungen der 
5 936— 944. 

19. Tod eines Ehegatten vor der Rechtskraft des Urtheils CPO. § 628. 

cp ©. $ 628. Stirbt einer der Ehegatten vor der Rechtskraft des Urtheils, 
so ist der Rechtsstreit in Ansehung der Hauptsache als erledigt anzusehen. 

20. Schutz minderjähriger Kinder CPO. $ 630, zu § 1635. 

91575 Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft CPO. § 639, zu 


2 a nr n 
„Die Sorge für die Perſon der Kinder geſchiedener Ehegatten $$ 1635 
bis 1637; vol. auch für die Uebergangszeit h . 206. — Wegen der 
elterlichen Gewalt vgl. 8$ 1684, 1685. zeit Gh. Art. 206. — Wegen 
2. Die Auseinanderſetzung bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft § 1478, 
bei der Fahrnißgemeinſchaft $ 1549. 
3. Erbrechtliche Verhältniſſe der Ehegatten. 
a. Geſetzliches Erbrecht § 1933. 
b. Letztwillige Verfügungen zu Gunſten der Ehegatten § 2077. 
6. Gemeinſchaftliches Teſtament der Ehegatten § 2268. 
1. Erbverträge der Ehegatten § 2279. 
9. Pflichttheilsentziehung § 2335. 
4. Eheverträge § 1432 Note 5. 
$ 1564. I. Die Eheſcheidungsgründe (Satz 1). 
de Durch $ 1564 Satz 1 wird zum Ausdrucke gebracht, daß die Scheidung 
der Ehe nur auf Grund der in den §§ 15651569 anerkannten Gründe 
erwirkt werden kann. 
2. Die Scheidungsgründe der §§ 15651569. 0 
* (gt. 19 wegen Verſchuldens (vgl. § 1568 Note 1 2) eines Ehegatten 
vgl. § 1574). 
2. Die abſoluten Scheidungsgründe (Ehebruch, Doppelehe, widernatür⸗ 


Wirtin a Art und 


irkung der Scheidung 
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1. Scheidungs grande. 8 1565. Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der 
. Abele Scheit. andere Ehegatte ſich des Ehebruchs oder einer nach den 88 171, 175 
. des Strafgeſetzbuchs ſtrafbaren Handlung ſchuldig macht. 
\ Das Recht des Ehegatten auf Scheidung iſt ausgeſchloſſen, wenn 
er dem Ehebruch oder der ſtrafbaren Handlung zuſtimmt oder ſich 
der Theilnahme ſchuldig macht. 


liche Unzucht $ 1565; Lebensnachſtellung $ 1566; böswillige Verlaſſung 
§ 1567) gewähren gegenüber dem ſchuldigen Ehegatten das Recht auf 
Scheidung unbedingt und, ohne daß es darauf ankommt, ob im ein⸗ 
zelnen Falle die Verfehlung eine ſo ſchwere iſt, daß dem anderen 
Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden kann. — 
In dieſen Fällen findet Ausſetzung des Verfahrens durch das Gericht 
nicht von Amtswegen, ſondern nur auf Antrag des Klägers gemäß 
8 620 CPO. (abgedruckt zu § 1568 Note II) ſtatt. Ob im Falle, daß 
Klage und Widerklage auf abſolute Scheidungsgründe geſtützt find, 
das Verfahren bezüglich der Klage bezw. Widerklage auf einſeitigen 
Antrag des Klägers bzw. Widerklägers auszuſetzen oder aber ob gemein⸗ 
ſchaftlicher Ausſetzungsantrag erforderlich, iſt beftritten vgl. OSG. 4 92. 
8. Die relativen Scheidungsgründe $ 1568. 
b. Scheidung wegen Geiſteskrankheit § 1569. 

3. Nicht aufgenommen als Scheidungsgründe ſind insbeſondere 
gegenſeitige Einwilligung („weil die Ehe eine über dem Willen der Ehe⸗ 
gatten ſtehende Ordnung iſt“), einſeitige unüberwindliche Abneigung, unheil⸗ 
bares körperliches Gebrechen ꝛc. 

4. Verträge über Herbeiführung oder Erleichterung der 
Scheidung find nichtig (88 138, 309 Note 2). Entgeltlicher Verzicht auf 
Nichtgeltendmachung eines beſtimmten Scheidungsgrundes iſt zugelaſſen KG. 
Bl. 1900 S. 90; OSG. 1447. RG. IW. 1901 S. 126 21. 

II. Das Scheidungsverfahren (Satz 2). 

1. Satz 2 bringt zum Ausdrucke, daß die Scheidung auschließlich durch 
gerichtliches Urtheil erfolgen kann (vgl. wegen der prozeſſualen Vorſchriften 
Titelvorb. Note II) und lehnt damit einerſeits die Zuläſſigkeit der Privat⸗ 
ſcheidung, anderſeits die Scheidung durch Ausſpruch des Standesbeamten 
oder durch Akt einer Verwaltungsbehörde oder des Landesherrn ab. 

2. Vermerk der Eheſcheidung und der Aufhebung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft im Heirathsregiſter hat keine konſtitutive Wirkung. Perſonenſtands⸗ 
geſetz § 55 Abſ. 2 (vgl. zu EG. Art. 46). 

III. Zeitpunkt und Wirkung der Eheauflöſung (Satz 3). 

1. Das Scheidungsurtheil hat konſtitutive Wirkung. Zu⸗ 
ſtellung des Scheidungsurtheils von Amtswegen Cop O. $ 625. Eintritt der 
Rechtskraft vgl. CRD. § 705. Bei Scheidung auf Klage und Widerklage 
tritt Rechtskraft erſt ein, wenn in Anſehung beider Klagen die Rechtsmittel⸗ 
friſt unbenutzt verſtrichen iſt. Vgl. RG. IW. 1901 S. 323, OLG. 2 284. 
Anfechtung des Scheidungsurtheils nur wegen der Schuldfrage vgl. § 1574 
Note II 3. — Wegen der Uebergangsfragen vgl. EG. Art. 202 Note II 2. 

2. Durch die Faſſung des Satz 3 wird zugleich zum Ausdrucke gebracht, daß 
im Gegenſatze zur Anfechtung ($ 1343) durch die Scheidung das Rechtsver⸗ 
hältniß der Ehe nur für die Zukunft beendigt wird. Mit der Scheidung 
fallen keineswegs alle durch die Ehe einmal begründeten Wirkungen weg 
(vgl. z. B. Fortdauer der Schwägerſchaft § 1590 Abf. 2). 

3. Das Erbrecht der Ehegatten ($ 1933) fällt mit der Scheidung der 
Ehe fort, da ein geſchiedener Ehegatte kein Ehegatte mehr iſt und auch als 
ſolcher nicht mehr erben kann. Wegen der erbrechtlichen Fälle, in denen die 
Wirkung der Scheidung nicht an die Rechtskraft des Urtheils, ſondern an 
die Erhebung der Scheidungsklage geknüpft iſt. vgl. Titelvorb. Note III 3. 

4. Wohnſitz der geſchiedenen Ehefrau § 10 Note 2. 

IV. Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft §§ 1575 f., 1586 f. 
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$ 1565. I. Die Scheidungsgründe des 5 1565. 

Die Scheidungsgründe des § 1565 ſind abſolute Scheidungsgründe, vgl. 
3 1564 Note J 22. Die Thatbeſtände des $ 1565 kommen als Scheidungs⸗ 
gründe nur in Betracht in Anſehung derjenigen Ehe, während deren Be⸗ 
ſtehen ſie ſich vollzogen haben. Ein während einer früheren Ehe begangener Ehe⸗ 
bruch ꝛc. kann für die ſpätere Ehe nicht als Scheidungsgrund, ſondern höchſtens 
als Anfechtungsgrund gemäß § 1333 in Betracht kommen. RG. JW. 1902 
Beil. S. 215. Es iſt nicht nothwendig, Zeit und Ort des Ehebruchs dar⸗ 
zuthun, wenn nur feſtgeſtellt wird, daß der Ehebruch in der rechtserheblichen 
Zeit ſtattgefunden hat. NG. IW. 1902 Beil. S. 236. Im Einzelnen: 

1. Ehebruch. f 
a. Der Begriff des Ehebruchs in § 1565 deckt ſich mit dem gleichen Begriffe 

in StGB. § 172. 

StB. 5 172. Der Ehebruch wird, wenn wegen desselben die Ehe ge- 
schieden ist, an dem schuldigen Ehegatten, sowie dessen Mitschuldigen mit Ge- 
fängniss bis zu sechs Monaten bestraft. 

Die Verjolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Der Ehebruch erfordert die Vollziehung des Beiſchlafs, d. h. die nach⸗ 
gewieſene fleiſchliche Vermiſchung RG. in Strafſ. 14 352, 21 21. 

Nur der vollendete Ehebruch d. i. die Vereinigung der Geſchlechts⸗ 
theile (ob Samenerguß erfolgt oder nicht, iſt gleichgültig RG. 9 189, 38 
181, JW. 1902 Beil. S. 215), iſt abſoluter Scheidungsgrund im Sinne 
des § 1565. Verſuch des Ehebruchs und andere die eheliche Treue 
verletzende Handlungen, ferner unerlaubter, den Verdacht des Ehebruchs 
u. dgl. begründender Umgang (vgl. RG. ZW. 1900 S. 728, 1901 S. 548) 
ind als relative Scheidungsgründe nach § 1568 zu beurtheilen, vgl. 
§ 1568 Note I 2aß. 

b. Außereheliche Beiſchlafsvollziehung ohne Verſchulden des 
Ehegatten, z. B. in Folge einer Nothzucht oder eines Irrthums über 
die Perſon unter ſolchen Umſtanden, welche die freie Willensbeſtimmung 
(etwa in Geiſteskrankheit) ausſchließen, erfüllt nicht den Thatbeſtand des 
Ehebruchs. Die Vorſchrift des § 827 über die im Zuſtande ſelbſtver⸗ 
Ichuldeter Trunkenheit begangenen unerlaubten Handlungen iſt für die 
Frage, ob die Beiſchlafsvollziehung im Zuſtande ſinnloſer Trunkenheit 
F derſelben als Ehebruch ausſchließt, nicht zu ver⸗ 
2. Bigamie StGB. $ 171, abgedruckt zu § 1309. 

3. Widernatürliche aan S108 5 175 

StGB. 5 756. Die widernatürliche Unzucht, welche zwischen Personen 
männlichen Geschlechts oder von Menschen mit Thieren begangen wird, ist mit 
Gefängniss zu bestrafen; auch kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
erkannt werden. 

4. Andere unſittliche Handlungen, welche nicht den Thatbeſtand des 8 175 
erfüllen, können als relative Scheidungsgründe gemäß § 1568 in Betracht 
kommen, vgl. § 1568 Note I 2aß. 

II. (Abſ. 2.) Ausſchließung des Rechtes auf Scheidung. 

. Zuſtimmung oder Theilnahme des anderen Ehegatten be⸗ 
feitigen fein Recht auf Scheidung. Der Grund für die Ausſchließung des 
zechtes liegt nicht in einem rechtsgeſchäftlichen Verzicht — ein ſolcher würde 
nichtig ſein, vgl. $$ 138, 1353 Note 1 — ſondern darin, daß der andere Ehe⸗ 
gatte durch ſein Verhalten zu erkennen giebt, daß durch die Vornahme der 
Handlung ſeine eheliche Geſinnung nicht beeinträchtigt und ihm die Fort⸗ 
be ung der Ehe nicht unerträglich gemacht wird. (Beiſpiel: Abſichtliche Her⸗ 
weiführung von Verhältniſſen, in denen der andere Ehegatte der Verführung 

nterliegt.) Das Recht der Scheidung wird hingegen nicht ſchon dadurch 
ausgeſchloſſen, daß der klägeriſche Gatte durch ſein eigenes rechtswidriges 
mitte unſittliches Verhalten dem anderen Ehegatten zu dem Ehevergehen 
ietelbare Veranlaſſung gegeben hat. (Beiſpiel: Ein Ehegatte wird durch 


9 1565. 


A. Lebensnachſtellg. 


7 Bösl. Verlaſſung. 
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§ 1566. Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der 
andere Ehegatte ihm nach dem Leben trachtet. 
§ 1567. Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der 
andere Ehegatte ihn böslich verlaſſen hat. 
Bösliche Verlaſſung liegt nur vor: 
1. wenn ein Ehegatte, nachdem er zur Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft rechtskräftig verurtheilt worden iſt, ein Jahr lang 


die bösliche Verlaſſung von Seiten des anderen Ehegatten zur Begehung 
eines Ehebruchs veranlaßt.) Geeignetenfalls kann der Beklagte eine Wider⸗ 
klage auf Scheidung erheben. Für die Zurücknahme der Zuſtimmung 
wird nach NG. JW. 1901 S. 868 erfordert, daß der Zuſtimmende dem an⸗ 
deren Ehegatten unzweideutig zu erkennen giebt, daß eine fernere Verletzung 
der ehelichen Treue ſeiner ehelichen Geſinnung nicht mehr entſprechen und 
ihm die Ehe unerträglich machen würde. Widerruf der früheren Zuſtimmung 
zur Proſtitution OLG. 4 86. 

2. Die Kompenſation iſt als Ausſchließungsgrund nicht auf⸗ 
genommen. Die Scheidung wegen Ehebruchs des beklagten Ehegatten kann 
auch dann verlangt werden, wenn der klagende Ehegatte (Mann oder Frau) 
ſich ſelbſt des Ehebruchs ſchuldig gemacht hat. 

3. Verzeihung § 1570. 

4. Friſtablauf § 1571; vgl. indeß § 1572. 

5. Prozeſſuale Konſumtion eines Thatbeſtandes als feldftänbigen Schei⸗ 
dungsgrundes CPO. § 616 zu § 1573. 

III. Prozeſſuale Vorſchriften. Ehehinderniß des Ehebruchs. 

1. Mit Rückſicht auf das öffentliche, trennende Ehehinderniß der §§ 1312, 
1328 wird durch EPDO. § 624 (abgedruckt zu § 1312) die Feſtſtellung der 
Perſon des Ehebrechers in dem Scheidungsurtheil angeordnet. 

2. Keine Ausſetzung des Verfahrens ohne Antrag des Klägers, ſoweit die 
Scheidungsklage auf § 1565 geſtützt wird. END. § 620. Vgl. § 1564 
Note I 244. 


§ 1566. 1. Nach dem Leben trachten (vgl. auch § 2333 Ziffer 1) 
erfordert vorſätzliche gegen das Leben gerichtete Handlungen (Lebensnach⸗ 
ſtellung). Vgl. OTr. Präjudiz Nr. 1012, Striethorſt Archiv 96 72, NS. bei 
Bolze 2 1147. Bloße mündliche Bedrohungen, ſelbſt wenn fie von Hand⸗ 
lungen begleitet ſind, die ohne einen gegen das Leben gerichteten Vorſatz 
der Drohung Nachdruck geben ſollen, genügen nicht. Vgl. Rehbein Entſch. IV 
S. 342 f. Die Ergebniſſe der Strafrechtspraris über den Verſuch mit un⸗ 
tauglichen Mitteln ſowie über den dolus eventualis ſind für die Anwendung 
des § 1566 verwerthbar. 

2. Lebens- und geſundheitsgefährliche Thätlichkeiten als ſolche, 
ſofern ſie nicht Ausfluß eines gegen das Leben des anderen Ehegatten ge⸗ 
richteteten Vorſatzes ſind, fallen nicht unter den abſoluten Scheidungsgrund 
des § 1566, ſondern unter § 1568. 


3. Lebensnachſtellungen, welche ſich gegen Verwandte des an⸗ 
deren Ehegatten, nicht gegen dieſen ſelbſt richten, ſind nicht nach 
§ 1566, ſondern nach § 1568 zu beurtheilen. 

4. Erlöſchen des Scheidungsrechts. 

a. Verzeihung § 1570. 

b. Friſtablauf § 1571, vgl. indeß § 1572. N 

6. Prozeſſuale Komſumtion eines Thatbeſtandes als ſelbſtändigen Schei⸗ 
dungsgrundes END. § 616 zu $ 1573. 

5. Keine Ausſetzung des Verfahrens ohne Antrag des Klägers, ſo⸗ 
weit die Scheidungsklage auf § 1566 geſtützt wird. END. § 620. Vgl. 
§ 1564 Note I 2 a4. 
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gegen den Willen des anderen Ehegatten in böslicher Abſicht 
dem Urtheile nicht Folge geleiſtet hat; 

2. wenn ein Ehegatte ſich ein Jahr lang gegen den Willen des 
anderen Ehegatten in böslicher Abſicht von der häuslichen Ge⸗ 
meinſchaft fern gehalten hat und die Vorausſetzungen für die 
öffentliche Zustellung ſeit Jahresfriſt gegen ihn beſtanden haben. 

Die Scheidung iſt im Falle des Abſ. 2 Nr. 2 unzuläſſig, wenn 

die Vorausſetzungen für die öffentliche Zuſtellung am Schluſſe der 
mündlichen Verhandlung, auf die das Urtheil ergeht, nicht mehr 
beſtehen. 


$ 1567. I. Die Vorſchrift des § 1567 im Allgemeinen. 

I. Die bösliche Verlaſſung iſt abſoluter Scheidungsgrund; 
keine Ausſetzung des Verfahrens ohne Antrag des Klägers, ſoweit die Schei⸗ 
dungsklage auf § 1567 geſtützt wird. CO. § 620. Vgl. § 1564 Note IL 2a g. 

2. Verhältniß des § 1567 zu § 1568. 

In der Reichstagskomm. (Druckſ. 440 b S. 71 f.) wurde beſtritten, daß die 

den Thatbeſtand des abſoluten Scheidungsgrundes aus § 1567 nicht erfüllende 

Berlaſſung als relativer Scheidungsgrund aus § 1568 geltend gemacht werden 

vonne, da in § 1567 der Thatbeſtand der böslichen Verlaſſung bis ins Detail 

erſchöpfend geregelt ſei. Dem iſt indeß nicht beizutreten. Wenn ein That⸗ 

deftand zwar nicht den Erforderniſſen des $ 1567, wohl aber denen des § 1568 

genügt, jo iſt $ 1568 anwendbar, auch wenn die Verletzung der durch die 

Ehe begründeten Pflichten in der Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft be⸗ 

ſteht. Bgl. § 1565 Note 1 10. AM. O26. 111 (Breslau). 

un sausfegungen der böslichen Verlaſſung als abſoluten Scheidungs⸗ 

es. 

1. Ziffer 1. Der Aufenthalt des abtrünnigen Ehegatten iſt be⸗ 
kannt und für gerichtliche Zuſtellungen erreichbar (ſog. Quaſi⸗ 

eſertlon, Die Scheidungsklage hat hier folgende Vorausſetzungen: 

a. Rechtskräftige Veru rtheilung zur Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft. Vgl. § 1353 und Bemerkungen daſelbſt, namentlich 
auch zu kote 1 darüber, daß das Verlangen der Herſtellung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft ohne den ernſtlichen Willen der durch die Ehe ge⸗ 
botenen ehelichen Lebensgemeinſchaft Rechtsmißbrauch iſt (RG. JW. 1901 
S. 295% Die Verlaſſung kann darin beſtehen, daß die Frau von dem 
Manne fortgeht oder ihm nicht folgt, oder darin, daß der Mann von 
der Frau fortgeht oder ſie nicht aufnimmt, ſie verſtößt, die Beſchaffung 
einer geeigneten Ehewohnung unterläßt. Die Klage iſt die Klage auf 
Herſtellung des ehelichen Lebens (Titelvorb. vor § 1353 Note 4). Auch 
dieſer Klage hat ein Sühneverſuch vorauszugehen (CPO. § 608), fo daß 
alſo zur Scheidung wegen böslicher Verlaſſung regelmäßig zwei amts⸗ 
gerichtliche Sühneverſuche erforderlich find; vgl. indeß CPO. § 611 Abſ. 1 
a. E. Eine Zwangsvollſtreckung findet aus dem Urtheile nicht ſtatt 
(ERD. § 888); es bezweckt, dem abtrünnigen Ehegatten zu Gemüthe zu 
führen, daß er zur Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft nicht berechtigt ist. 

b. Nichtbefolgung des rechtskräftigen Urtheils auf Herſtellung des 
ehelichen Lebens (in concreto der häuslichen Gemeinſchaft). 

a. ein Jahr lang. Die Friſt beginnt mit dem Eintritte der Rechts⸗ 
kraft des Urtheils und iſt deshalb gemäß §§ 187 Abſ. 2, 188 zu be⸗ 

rechnen. Vgl. § 187 Note 3; 

ß. gegen den Willen des anderen Ehegatten, alſo nicht in 
Uebereinſtimmung mit demſelben. Die Beſtimmung ſoll auf Schei⸗ 
dung der Ehe gerichtete Kolluſionen der Ehegatten vereiteln. Er⸗ 
geben die Umſtände (CPO. $$ 286, 617, 622), daß dem Kläger der 
ernſtliche Wille, die eheliche Gemeinſchaft fortzusetzen, fehlt, fo ift die 


$ 1567. 
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Scheidungsklage abzuweiſen. — Daß der klagende Ehegatte den 
Willen auf Fortſetzung der Ehe während des vollen Jahres nach 
Rechtskraft des Urtheils auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
haben muß, ſchließt nur aus, daß die Scheidungsklage, ſei es 
aus dem Grunde der böslichen Verlaſſung, ſei es aus einem anderen 
Grunde (vgl. $ 1572 Note 2) vor Ablauf dieſes Jahres erhoben, nicht 
aber, daß der Sühnetermin (CPO. $$ 608 ff.) vorher beantragt 
wird. Der Antrag auf Anberaumung des Sühnetermins bezweckt 
zwar häufig nur, die Vorausſetzungen für die Scheidungsklage zu 
ſchaffen, ſchließt aber nicht nothwendig den ernſtlichen Willen des 

Antragſtellers, die Ehe fortzuſetzen, aus. 

In böslicher Abſicht muß die Nichtbefolgung des Urtheils ge⸗ 
ſchehen, d. h. alſo in der Abſicht, ohne rechtmäßigen Grund (§ 1353, 
vgl. RG. JW. 1902 Beil. S. 248) die häusliche Gemeinſchaft aufzu⸗ 
heben. Vgl. über den Begriff der böslichen Verlaſſung RG. 33 
172, Gruchot 30 850. — Böslichkeit iſt insbeſondere ausge⸗ 
ſchloſſen, 
aa. wenn nach dem Urtheil auf Herſtellung der häuslichen Gemein⸗ 

ſchaft eintretende Gründe die Trennung gemäß § 1353 rechtfertigen, 

insbeſondere alſo, wenn das auf Herſtellung der Gemeinſchaft 
gerichtete Verlangen des Klägers ſich als Mißbrauch ſeines 

Rechtes darſtellt. (Beiſpiel: Der klagende Mann hat keine den 

Umſtänden nach geeignete Ehewohnung zur Verfügung; vgl. auch 

RG. 35 132). Ob auch guter Glaube in Anſehung dieſer Berechti⸗ 

gung die Böslichkeit ausſchließt, iſt nicht zweifellos. Vgl. RG. 40 

161, anders OLG. 191. 

38. wenn die Entfernung nicht eine Bethätigung der Abſicht iſt, die 

eheliche Gemeinſchaft aufzuheben. Beim Mangel dieſer Abſicht 

(3. B. bei Flucht wegen eines Verbrechens, längerer unbegründeter 

Abweſenheit, Auswanderung) wird die Anwendbarkeit des § 1568 

in Frage kommen. 

6, Ausſchließung des Scheidungsrechts. 

6. Verzeihung § 1570. 

6. Friſtablauf § 1571. Die Friſt läuft indeß gemäß § 1571 Abſ. 2 nicht 
während der Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft. 

x. Prozeſſuale Konſumtion eines Thatbeſtandes als ſelbſtändigen Schei⸗ 
dungsgrundes CPO. $ 616, abgedruckt zu § 1578. 

5. Liegen die Vorausſetzungen der böslichen Verlaſſung im Sinne des 
$ 1567 Ziffer 1 einmal vor, jo wird das dem verlaſſenen Ehegatten 
erwachſene Recht auf Scheidung nicht dadurch beeinträchtigt, daß ſich 
der andere Ehegatte nachträglich zur Fortſetzung der häuslichen Ge⸗ 
meinſchaft erbietet. 

2. Ziffer 2. Der Aufenthalt des entwichenen Ehegatten iſt 
unbekannt oder für Zuſtellungen unerreichbar (ſog. Eigentliche 
Deſertion). Vorausſetzungen der Scheidungsklage ſind: 

a. Der entwichene Ehegatte muß ſich ein Jahr lang (§§ 187 Abſ. 1, 188) 
gegen den Willen des anderen Ehegatten (vgl. Note 1bß) in böslicher 
Abſicht (vgl. Note Ib und RG. 15 203) von der häuslichen Gemeinſchaft 
ferngehalten haben (vgl. zu II Ia) und 

b. die Vorausſetzungen der öffentlichen Zuſtellung (CPO. $ 203) müſſen ſeit 
Jahresfriſt gegen ihn beſtanden haben. > 
CPO. 8203. Ist der Aufenthalt einer Partei unbekannt, so kann die Zu- 

stellung durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

Die öffentliche Zustellung ist auch dann zulässig, wenn bei einer im Aus- 
lande zu bewirkenden Zustellung die Befolgung der für diese bestehenden Vor- 
schriften unausführbar ist oder keinen Erfolg verspricht. 

Das Gleiche gilt, wenn die Zustellung aus dem Grunde nicht bewirkt werden 


— 
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§ 1568. Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der 


andere Ehegatte durch ſchwere Verletzung der durch die Ehe begrün⸗ 
deten Pflichten oder durch ehrloſes oder unſittliches Verhalten eine 


ſo 


tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes verſchuldet hat, daß 


dem Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden 
kann. Als ſchwere Verletzung der Pflichten gilt auch grobe Miß⸗ 
handlung. 


kann, weil die Wohnung einer nach den SS 18, 19 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes der Gerichtsbarkeit nicht unterworfenen Person der Ort der Zustellung ist. 


Di 
a. 


(GVG. $$ 18, 19 betreffen die nach völkerrechtlichen Grundſätzen der 
inländiſchen Gerichtsbarkeit nicht unterworfenen Chefs und Mitglieder ꝛc. 
der bei dem Reiche oder einem Bundesſtaate beglaubigten Miſſionen, die 
Mitglieder des Bundesraths ſowie die Familienmitglieder, das Geſchäfts⸗ 
und Dienſtperſonal dieſer Perſonen.) 


(Abf. 3.) Fallen während des Rechtsſtreits die Vorausſetzungen für die 


öffentliche Zuſtellung fort, ſo wird die Scheidung auf Grund der Ziffer 2 
unzuläſſig. Es iſt zunächſt auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
zu klagen. In dem Uebergange zu dieſer Klage liegt keine Klageänderung, 
RG. 31 14 (Ver. Civilſ.). Wegen der Anführung neuer Scheidungsgründe 
vgl. § 1572 Note 2. 

§ 1568. I. Relative Scheidungsgründe. 

J. Relativität bedeutet, daß entſcheidend iſt, welche Wirkung 
e Verfehlung auf die Ehe im einzelnen Falle ausübt. 

Die in § 1568 erwähnten Verfehlungen eines Ehegatten begründen nicht 
ſchlechthin, wie die abſoluten Scheidungsgründe der $$ 1565— 1567 (vgl. 
$ 1564 Note I 2), ſondern nur dann das Recht auf Scheidung, wenn 
durch das gerügte (schuldhafte vgl. Note 2) Verhalten des beklagten Ehe⸗ 
gatten in dem vorliegenden Einzelfalle mit Rückſicht auf die obwaltenden 
Umſtände (Lebensstellung, Bildung, Charakter) eine ſo tiefe Zerrüttung 
des ehelichen Verhältniſſes herbeigeführt iſt, daß dem anderen Ehegatten 
die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden kann. Daß die Hand⸗ 
lung unter Umſtänden geeignet iſt, dieſe Wirkung hervorzubringen, 
iſt nicht entſcheidend. NG. JW. 1900 S. 645, 892. Nicht unbedingt 
nothwendig iſt in jedem Falle die Bezugnahme auf die individuellen 
Nerhältnifie, jo wenn unter allen Umſtänden die Zerſtörung des ehelichen 
Verhältniſſes anzunehmen if. RG. 46 154 (Verſuch der beklagten Ehe⸗ 
frau den Mann und deſſen Verwandten zu vergiften.) Die Zerrüttung 
muß durch das ehewidrige Verhalten des anderen Ehegatten verurſacht 
ſein (JW. 1900 S. 892), ohne daß es indeß die ausſchließliche Urſache 
der Zerrüttung zu ſein braucht. Die mit oder ohne Schuld des anderen 
Theiles bereits vorhandene Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes ent⸗ 
zieht einem ſpäteren Ehevergehen nicht die Eigenſchaft als Scheidungs⸗ 
grund, falls es nur — objektiv und ſubjektiv — geeignet iſt, eine Zer⸗ 
rüttung des in § 1568 vorausgeſetzten Grades herbeizuführen und die 
vorhandene Zerrüttung entweder zu vertiefen oder aber in dem gegen⸗ 
wärtigen Beſtande aufrecht zu erhalten, indem es die Beſſerung des ehelichen 
Verhaltniſſes verhindert oder erſchwert. Vgl. RG. JW. 1900 S. 549, 
1901 S. 648, 832; Gruch. 44 1103. 


b. Bei der Prüfung, ob eine jo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes 


herbeigeführt iſt, daß dem klagenden Ehegatten die Fortſetzung der Ehe 

nicht zugemuthet werden kann, iſt zu berückſichtigen: 

4. in objektiver Beziehung die Natur der Ehe als eines in erſter Linie 
nach ſittlichen Grundſätzen zu beurtheilenden Rechtsverhältniſſes. 
Vgl. § 1353 Note 1, Titelvorb. vor $ 1353 Note 2. Die Lebensſtellung 

der Ehegatten vgl. indeß RG. 34 234; 

6. der ſubjektive Standpunkt des klagenden Ehegatten. Hieraus folgt 


b. RelativeScheidungs⸗ 


ründ 


e. 


n Pflichtver⸗ 


letzun 
unſttt 


f 


Ehrloſes od. 
ch. Verhalten. 
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von ſelbſt und ohne beſondere Hervorhebung (vgl. § 1565 Abſ. 2), 
daß die Zuſtimmung oder Theilnahme des klagenden Ehegatten ſein 
Scheidungsrecht in Anſehung der gerügten Handlung des anderen 
Ehegatten ausſchließen. Ferner kann unter Umſtänden (keines⸗ 
wegs nothwendig RG. IW. 1900 S. 644, 1901 S. 595, Gruch. 44 1106) 
daraus, daß der klagende Ehegatte ſich auch ſeinerſeits einer unter 
§ 1568 fallenden Handlung ſchuldig gemacht hat, der Schluß gezogen 
werden, daß das gerügte Verhalten des Beklagten, von dem ſubjektiven 
Standpunkte des Klägers aus betrachtet, nicht geeignet iſt, die eheliche 
Geſinnung des Klägers zu zerſtören und ihm die Fortſetzung der Ehe 
unerträglich zu machen. Gegenſeitige Beſchimpfung NG. SW. 1900 
S. 602. Vgl. auch RG. 5 335. 

2. Die unter § 1568 fallenden Thatbeſtände erfordern eine ver⸗ 
ſchuldete Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes. Es genügt nicht, daß 
eine Zerrüttung der Ehe in Folge eines unverſchuldeten (z. B. in Folge 
krankhafter Nervoſität RG. IW. 1900 S. 645 oder geiſtiger Erkrankung, 
unverſchuldeter Trunkenheit), nicht vertretbaren Verhaltens eines Ehegatten 
eingetreten iſt. Andererſeits iſt nicht erforderlich, daß der Wille des Handelnden 
unmittelbar auf den nachtheiligen Erfolg abzielte, ſondern es reicht das Be⸗ 
wußtſein davon aus, daß mit der Handlungsweiſe der Erfolg eintreten könne. 
NG. IW. 1901 S. 297. Das gerügte Ehevergehen muß alſo dem handelnden 
Ehegatten zugerechnet werden können und, mag es im Uebrigen auf Vorſatz 
oder Fahrläſſigkeit beruhen, als eine unter den obwaltenden Umſtänden 
ſchwere (vgl. zu aa) Verletzung der ehelichen Pflichten erſcheinen. Vgl. 
§ 1359; Titelvorb. vor § 823 Note C. II. Vgl. auch § 1565 Note 1 1b. 

a. Schwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten. 
a. Die durch die Ehe begründeten Pflichten beſtehen nach den allge⸗ 
meinen Grundſätzen der §§ 1353 f. im Weſentlichen in der Verpflichtung 
zum ehelichen gemeinſchaftlichen Leben. Ein Verhalten, welches gegen 
die einem ſolchen Leben zu Grunde liegende ſittliche Idee verſtößt, 
verletzt auch die durch die Ehe begründeten Pflichten. Ob die Ver⸗ 
letzung indeß eine ſchwere iſt, iſt Sache der Prüfung des konkreten 
Falles. Hierbei iſt die Berückſichtigung des etwaigen ehewidrigen 
Verhaltens des die Scheidung ſuchenden Ehegatten geboten, ſofern 
durch daſſelbe im einzelnen Falle die Handlungsweiſe des anderen 
Ehegatten beeinflußt wurde und der Grad der darin liegenden Ver⸗ 
letzung ſeiner ehelichen Pflichten bedingt wird, RG. JW. 1900 
S. 726, 1901 S. 596. In RG. JW. 1901 S. 74 wird die Auffaſſung 
gebilligt, daß ein Ehegatte, der ſelbſt in gröblichſter Weiſe die Ehe⸗ 
pflichten verletze, aus gleichfalls ſchweren Eheverfehlungen des anderen 
Ehegatten nicht immer die Berechtigung zur Scheidung aus § 1568 
entnehmen dürfe, vielmehr durch ſein Verhalten das Recht verwirke, 
an relativ nicht ſchweren Eheverletzungen des anderen Theiles Anſtoß 
zu nehmen; vgl. auch RG. IW. 1900 S. 518. 5 
ß. Den allgemeinen Thatbeſtand der Verletzung der durch die Ehe be⸗ 
gründeten Pflichten können nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
insbeſondere erfüllen Mißhandlungen (vgl. zu 6), gefährliche Be⸗ 
drohungen einfache oder grobe OLG. 1 88, JW. 1901 S. 242), Be: 
leidigungen, Beſchimpfungen, Verleumdungen, auch wenn dieſelben im 
Scheidungsprozeſſe zur Vertheidigung böslich oder fahrläſſig, aber 
in einer die Ehepflichten ſchwer verletzenden Weiſe vorgebracht 
werden, RG. IW. 1901 S. 596, 1902 Beil. S. 260, Unverträglichkeit, 
Zankſucht, Verweigerung der ehelichen Pflicht überhaupt oder durch 
Anwendung von Präſervativs (RO. JW. 1901 S. 456), abſichtliche 
oder fortdauernde (RG. IW. 1901 S. 324) Vorenthaltung des Unter⸗ 
halts, beharrliche Trunkſucht zur Zeit der Klagerhebung, auch wenn 
nicht gerade Unverbeſſerlichkeit oder Unheilbarkeit vorliegt, NE. JW. 
1902 S. 71, unzüchtige Handlungen, welche nicht unter § 1565 fallen 
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— TEE 
(vgl. § 1565 Note I. 1a und 30 RG. 27 156, 13 196), Lebensnach⸗ 
ſtellung gegen Verwandte des anderen Ehegatten (vgl. § 1566 Note 3), 
unerlaubter den Verdacht des Ehebruchs begründender Verkehr, RG. 
JW. 1900 S. 517, durch unſittliches Verhalten während der Ehe 
verurſachtes Unvermögen zur Leiſtung der ehelichen Pflicht, NE. 
Igel &54 = Ungerechtfertigte, aber gutgläubige Anzeige 
wegen einer ſtrafbaren Handlung NG. 33 284, wiſſentlich falſche 
Anſchuldigung RG. 4 380. — Verletzung der im Verhältniſſe der Ehe⸗ 
gatten zu einander beſtehenden Pflicht der Mitwirkung zur Erziehung 
der Kinder, RG. AM. 1901 S. 296. . 

7. Die beſondere Hervorhebung der groben Mißhandlung (Satz 2) 
beruht auf der beſonderen Wichtigkeit des Falles. Sie iſt immer 
ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflicht und be⸗ 
gründet demnach unter der weiteren Vorausſetzung der Verurſachung 
des in § 1568 erforderten Maßes der Zerrüttung des ehelichen Ver⸗ 
hältniſſes (Note 1) die Scheidung (vgl. JW. 1900 S. 892). Durch 
die Hervorhebung der groben Mißhandlung, welche begrifflich keines⸗ 
wegs Lebens⸗ und Geſundheitsgefährdung erfordert (RG. 47 31, JW. 
1900 S. 742), wird indeß nicht ausgeſchloſſen, im einzelnen Falle 
auch nicht grobe Mißhandlungen ſowie fortlaufende Qualereien, wenn 
fie auch im Einzelnen nicht ſchwerwiegend erſcheinen, um ihrer 
Wiederholung willen als ſchwere Verletzung der ehelichen Pflichten 
anzuſehen. Durch den Einwand, daß der mißhandelnde Ehegatte von 
dem anderen ſchuldhafterweiſe gereizt ſei, kann das urſächliche Ver⸗ 
ſchulden des Mißhandelnden hinſichtlich der ehelichen Zerrüttung aus⸗ 
geſchloſſen werden. RG. SW. 1901 S. 596; Herbeiführung der 
ſchweren Mißhandlung durch bloßes unvorſichtiges Verhalten des 
Mißhandelten kann die Schuld des mißhandelnden Ehegatten ab⸗ 
ſchwächen, nicht aber ausſchließen. RG. IW. 1901 S. 597. 

Wechſelſeitige Verfehlungen führen nicht etwa ſchlechthin dazu, daß 
keiner der Ehegatten auf Scheidung klagen kann, ſondern nur, wenn 
unter den konkreten Umſtänden, insbeſondere mit Rückſicht auf das 
eigene Verhalten des Klägers anzunehmen iſt, daß ihm durch das Ver⸗ 
halten des anderen Ehegatten die Fortſetzung des ehelichen Verhält⸗ 
niſſes nicht unmöglich gemacht iſt. NG. 46 159, Seuff. 57 S. 23. 

h. Bio: ee en Verhalten. 

a. Hierunter fallen insbeſondere na der Eheſchließung (vgl. § 1333 
Note 2 RG. II 351, 23 331, Im, 1900 ©. 50 eng | Mr 
Vergehen und Verbrechen, Ergreifung eines ſchimpflichen Gewerbes, be⸗ 
harrliche Trunkſucht RG. IWW. 1902 Beil. S. 248 ar. Langwierige 
Freiheits insbeſondere Zuchthausſtrafe RGS. | 324, OLG. 1 255. 

8. Nachtragliche Verweigerung der kirchlichen Trauung. In der 
Reichstagskommiſſion (Druckſachen Nr. 440b S. 77) herrſchte Ein⸗ 
ſtimmigkeit darüber, daß die Weigerung der Einholung der kirchlichen 
Trauung oder einer beſtimmten kirchlichen Trauung, welche vor der 
Eheſchließung ausdrücklich verſprochen worden oder als ſelbſtverſtändlich 
angenommen werden konnte und angenommen worden war. das Recht 

auf Scheidung gemäß $ 1568 begründe. 

4 „Erlöſchen des Scheidungsrechts. 

8 Verzeihung § 1570. 8 

„ Friſtablauf $ 1571, vgl. indeß $ 1572. ee 
„ Prozeſſuale Konſumtion eines Thatbeſtandes als ſelbſtandigen Scheidungs⸗ 
grundes CAD, 8 616 (zu § 1573). 

16 1. Ausſetzung des Verfahrens von Amtswegen. Vgl. OLG. 1 89, RG. 

kan IM. 1900 S. 6237. (Reine Ausſetzung, wenn die Scheidungs⸗ 

Role Tgnuweiſen iſt.) Für die abſoluten Scheidungsgründe vgl. § 1564 

ad. 


„ Neumann, Handausgabe des BB. II. 3. Aufl. 12 


2. Geiſteskrankheit. 


3. Erlöſchen des Schei⸗ 
dungsrechts. 
a. Verzeihung. 
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$ 1569. Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der 
andere Ehegatte in Geisteskrankheit verfallen iſt, die Krankheit während 
der Ehe mindeſtens drei Jahre gedauert und einen ſolchen Grad er⸗ 
reicht hat, daß die geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen den Ehegatten auf⸗ 
gehoben, auch jede Ausſicht auf Wiederherſtellung dieſer Gemeinſchaft 
ausgeſchloſſen iſt. 

§ 1570. Das Recht auf Scheidung erliſcht in den Fällen der 
ss 1565 bis 1568 durch Verzeihung. 


PO. 5 620. Hat der Kläger die Aussetzung des Verfahrens über eine 
Scheidungsklage beantragt, so darf das Gericht auf Scheidung nicht erkennen, 
bevor die Aussetzung stattgefunden hat. Die Aussetzung ist von Amtswegen 
anzuordnen, wenn die Scheidung auf Grund des $ 1568 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs beantragt ist und die Aussicht auf Aussöhnung der Parteien nicht 
ausgeschlossen. erscheint. 

Auf Grund dieser Bestimmungen darf die Aussetzung im Laufe des Rechts- 
streits nur einmal und höchstens auf zwei Jahre angeordnet werden. 

$ 1569. 1. Die Zulaſſung der Scheidung wegen Geiſteskrankheit beruht 
auf der Analogie der Auflöfung der Ehe durch den Tod. Es wird ein Zu⸗ 
ſtand vorausgeſetzt, welcher als geiſtiger Tod erſcheint. Entmündigung wegen 
Geiſteskrankheit iſt für § 1569 rechtlich bedeutungslos. 

2. Vorausſetzung für die Scheidung wegen Geiſteskrankheit 
iſt die Feſtſtellung, daß zur Zeit der Urtheilsfällung 
a. eine wie immer geartete Geiſteskrankheit mindeſtens drei Jahre lang ge⸗ 

dauert, d. h. ununterbrochen beſtanden hat. Nicht erforderlich ift, daß die 

dreijährige Geisteskrankheit bereits zur Zeit der Klagerhebung drei Jahre 
lang beſtanden hat. Die drei Jahre können auch zum Theil vor dem 

Inkrafttreten des BGB. liegen vgl. EG. Art. 201 Note 1 2a; 

b. die Geiſteskrankheit jo beſchaffen iſt, daß fie die geiſtige Gemeinſchaft der 
Ehegatten ausſchließt und keine Ausſicht auf Wiederherſtellung dieſer 
Gemeinſchaft bietet. Nicht erforderlich iſt, daß die Geiſteskrankheit während 
der ganzen dreijährigen Friſt dieſe Eigenſchaft gehabt hat. Vgl. NE. 
RW. 1901 S. 297, Os. 3 31, 88. — Solange noch lueida intervalla 
vorkommen, iſt der für die Scheidung vorausgeſetzte Grad der Geiſtes⸗ 
krankheit jedenfalls noch nicht vorhanden. 

3. GPO. $623. Auf Scheidung wegen Geisteskrankheit darf nicht erkannt 
werden, bevor das Gericht einen oder mehrere Sachverständige über den Geistes- 
zustand des Beklagten gehört hat. 

4. Eine Schuldfeſtſtellung findet bei der Scheidung wegen Geiſtes⸗ 
krankheit nicht ſtatt (vgl. § 1574). Der kranke Ehegatte hat im Falle der 
Scheidung in Anſehung des Unterhaltsanſpruchs ($ 1583) und der Theilung 
des gütergemeinſchaftlichen Geſammtguts ($ 1478) die Stellung des unſchul⸗ 
digen Ehegatten. 

5. In dem Scheidungsprozeſſe wird der geiſteskranke Ehegatte durch ſeinen 
geſetzlichen Vertreter vertreten. Cop. 8 612 Abſ. 2 (Zitelvorb. vor § 1323), 
Iſt der klagende Ehegatte Vormund des anderen, ſo iſt die Beſtellung eines 
Pflegers erforderlich (vgl. § 181 Note III, $ 1909). Eine Entmündigung zum 
Zwecte der Einleitung einer Vormundſchaft ($ 1896) durfte nicht erforderlich, 
ſondern die Beſtellung eines Pflegers gemäß $ 1910 Abſ. 2 u. 3 zuläſſig jet. 
Vgl. RG. 16 234, 30 184. Os. 1317. ’ 

6. Geſtaltung der elterlichen Gewalt, wenn wegen Geiſteskrankheit des 
Mannes geſchieden iſt, § 1685 Abſ. 2 Note II 2ay. 

Ss 1570. 1. Die Verzeihung kann vor oder nach Erhebung der Schetdungs 
klage (RG. 34 189) ſtillſchweigend durch Wiederherſtellung der dem ehelicher 
Verhältniß entſprechenden innigen und liebevollen Beziehungen oder ausdrück 
lich erfolgen. Ob und inwieweit allein die Leiſtung der ehelichen Pflicht nad 
Kenntniß des Scheidungsgrundes als Verzeihung anzuſehen iſt, iſt Thatfrage 
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§ 1571. Die Scheidungsklage muß in den Fällen der $$ 1565 
bis 1568 binnen ſechs Monaten von dem Zeitpunkt an erhoben 
werden, in dem der Ehegatte von dem Scheidungsgrunde Kenntniß 
erlangt. Die Klage iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit dem Eintritte des 
Scheidungsgrundes zehn Jahre verſtrichen ſind. 

Die Friſt läuft nicht, ſolange die häusliche Gemeinſchaft der Ehe⸗ 
gatten aufgehoben iſt. Wird der zur Klage berechtigte Ehegatte von 
dem anderen Ehegatten aufgefordert, entweder die häusliche Gemein⸗ 
ſchaft herzuſtellen oder die Klage zu erheben, ſo läuft die Friſt von 
dem Empfange der Aufforderung an. 

Der Erhebung der Klage ſteht die Ladung zum Sühnetermine 
gleich. Die Ladung verliert ihre Wirkung, wenn der zur Klage be⸗ 
rechtigte Ehegatte im Sühnetermine nicht erſcheint oder wenn drei 
Monate nach der Beendigung des Sühneverfahrens verſtrichen ſind 
und nicht vorher die Klage erhoben worden iſt. 

Auf den Lauf der ſechsmonatigen und der dreimonatigen Friſt 
finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der SS 203, 
206 entſprechende Anwendung. 


2. Wegen der Einwendung, daß die Verzeihung nicht ernſtlich gemeint 
geweſen ſei, vgl. RG. 37 347, JW. 1901 S. 386. 

3. Die Verzeihung iſt vom Gerichte gemäß CPO. § 622 von Amtswegen 

zu berückſichtigen. 
4. Die Verzeihung iſt vorhanden, wenn der beleidigte Ehegatte ſein ſub⸗ 
jektives Empfinden zum Ausdrucke bringt, daß er trotz der erfahrenen Unbill, 
mag ihm ihre Natur als Scheidungsgrund bekannt geworden ſein oder nicht, 
die Fortſetzung der ehelichen Lebensgemeinſchaft als erträglich anſehe. Die 
Verzeihung bezieht ſich nur auf die dem Verzeihenden bekannten Eheſcheidungs⸗ 
gründe, wenn ſie nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend auf alle, ſelbſt noch un⸗ 
bekannte Gründe erſtreckt wird. RG. JW. 1902 Beil. S. 260. Der Verſuch 
eines weiteren äußeren Zuſammenlebens — etwa im Intereſſe des Kindes — 
iſt nicht Verzeihung. Verzeihung iſt kein Rechtsgeſchäft. Sie hat die die Schei⸗ 
dung ausſchließende Wirkung auch gegen den Willen des verzeihenden Ehe⸗ 
gatten, RG. IW. 1902 S. 13, unbeſchadet entſprechender Anwendbarkeit der 
Vorſchriſten über die Rechtsgeſchafte (vgl. Abſchnittvorb. vor $ 104 Note 4085) 
in Anſehung der Rechtsbeſtändigkeit des Verzeihungswillens. — Zuläſſigkeit 
bedingter Verzeihung vgl. NG. Seuffert Arch. 55 161. 

5. Ein Verzicht auf das Recht, die Scheidung zu verlangen, iſt inſofern 
wirkſam, als der Verzicht ſich zugleich als Verzeihung darſtellt. Ein allge⸗ 
meiner Verzicht auf Geltendmachung von Scheidungsgründen für die Zukunft 
würde nach § 138 nichtig fein 

6. Anführung verziehener Scheidungsgründe zur Unterſtützung einer auf 
anderweite Thatſachen geſtützten Scheidungsklage § 1573 Note 1. 

§ 1571. 1. Sämmtliche in § 1571 gegebenen Friſten ſind nicht Ver⸗ 
jahrungs⸗ ſondern Ausſchlußfriſten. Die Innehaltung der Friſten iſt ſomit 
von Amtswegen zu prüfen, vgl. hierzu Titelvorb. vor § 186 Note 4. Die 
für die Verjährungsfriſten beſtehenden Vorſchriften über Hemmung bezw. 
Friſtablauf bei höherer Gewalt (§ 203) und bei Mangel eines geſetzlichen 
Vertreters (§ 206) ſind anwendbar § 1571 Abſ. 4. 5 

2. Der Stillſtand der Friſt während der Aufhebung der häuslichen Ge⸗ 
meinſchaft bezieht ſich auch auf die 10 jährige Friſt (Raomm. Druckſache 
Ar. 440 b S. 84). Die Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft bewirkt eine 
Hemmung, nicht eine Unterbrechung der Friſt im Sinne der Verjährungs⸗ 
vorſchriften (val. SS 205, 217). — Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft 

L 


b. Friſtablauf. 


a. 


B. 


22 


D 


10 


Sechsmonatsfriſt 
feit Kenntniß. 
Abſolute Friſt v. 
10 Jahren. 


Friſtablauf bei 
Aufhebung (der 
häuslich. Gemein⸗ 
ſchaft. 


Friſtwahrung 


durchvadung zum 
Sühnetermine. 


„ Friſthemmung. 


E. Rückbeziebung 
auf die Zeit ber 
Klageerhebung. 


c. Unterſtützende Kraft 
erloſchener Sche 


dungsgründe. 
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§ 1572. Ein Scheidungsgrund kann, auch wenn die für feine 
Geltendmachung im § 1571 beſtimmte Friſt verſtrichen iſt, im Laufe 
des Rechtsſtreits geltend gemacht werden, ſofern die Friſt zur Zeit 
der Erhebung der Klage noch nicht verſtrichen war. 

§ 1573. Thatſachen, auf die eine Scheidungsklage nicht mehr 


gegründet werden kann, dürfen zur Unterſtützung einer auf andere 


Thatſachen gegründeten Scheidungsklage geltend gemacht werden. 


kann auch vorliegen, wenn die Ehegatten innerhalb deſſelben Hauſes in 
völliger Trennung leben, vgl. OLG. 2 329, andererſeits bedeutet nicht jede 
räumliche Trennung der Ehegatten (3. B. aus Anlaß der Sommerreiſe) Auf⸗ 
hebung der häuslichen Gemeinſchaft. RG. JW. 1902 S. 14. Nur eine frei⸗ 
willige Trennung der Ehegatten kann als Aufhebung der häuslichen Gemein⸗ 
ſchaft im Sinne des § 1571 in Betracht kommen, insbeſondere alſo nicht 
eine ur. die Verbüßung einer Freiheitsſtrafe hervorgerufene Trennung, vgl. 
Os. 4 338. 

3. Die an die Frau gerichtete Aufforderung, die häusliche Gemeinſchaft 
herzuſtellen oder aber die Klage zu erheben, iſt das Mittel des Mannes, ſich 
von der Verpflichtung zur Gewährung des Unterhalts an die Frau außer 
dem Hauſe zu befreien. Vgl. § 1361 Note 12 in Verbindung mit § 1353 
Abf. 2 Satz 2. Auch hier iſt nur die ernſtlich gemeinte Aufforderung zur 
Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft von Wirkung, da eine nicht ernſt⸗ 
liche Aufforderung einen Rechtsmißbrauch darſtellt, vgl. § 1353 Note 1. 

4. Ladung zum Sühnetermine END. §§ 608— 611 (abgedruckt Titelvorb. 
Note II). Die Ladungsſchrift braucht nicht einzelne beſtimmte Scheidungs⸗ 
gründe anzugeben, um die ihr nach Abſ. 3 zukommende Wirkung zu haben. 
NG. JW. 1902 Beil. S. 248. 

5. Wird nach rechtzeitig erfolgter Klageerhebung die Klage zurückgenommen, 
fo gilt gemäß CPO. § 271 Abſ. 3 die Klage als nicht erhoben und ſomit die 
Friſt durch die zurückgenommene Klage nicht als gewahrt. Laßt der Kläger 
den Rechtsſtreit ruhen, ſo iſt der Beklagte nach den allgemeinen prozeſſualen 
Vorſchriften in der Lage, ihn zu betreiben. — Wird die Klage Mangels 
einer Prozeßvorausſetzung abgewieſen, jo fehlt es überhaupt an einer zur 
Durchführung des Scheidungsrechts und zur Wahrung der Friſt geeigneten 
Klage (vgl. § 212 Abi. 1). Eine dem § 212 Abf. 2 entſprechende Nachfriſt⸗ 
gewährung iſt für die Scheidungsklage nicht vorgeſehen. Erfolgt die Ab⸗ 
weiſung der Klage wegen nicht genügender Subſtanttirung, ſo ſchützt gegen 
die Wiederholung der Klage CPO. § 616 (zu § 1573). 

6. Anführung einer durch Friſtablauf der Eigenſchaft eines ſelbſtändigen 
Klagegrundes entkleideten Thatſache zur Unterſtützung einer anderweit be⸗ 
gründeten Scheidungsklage § 1573 Note 1. 


§ 1572. 1. Die Anführung neuer Klagegründe, ſowie die Erhebung einer 
Widerklage iſt auch in der Berufungsinſtanz zuläſſig, CPO. § 614 und dazu 
RG. 15 288, 28 407, 319 ff.; ferner für das neue Recht JW. 1900 S. 623 5. 
Die Erhebung der Widerklage wegen eines erſt nach Klageerhebung in Folge 
Friſtablaufs (§ 1571) ausgeſchloſſenen Scheidungsgrundes iſt (gemäß § 1572, 
entgegen der bisherigen Rechtſprechung) im Laufe des Rechtsſtreits 
überhaupt, nicht nur bei der erſten ſich bietenden Gelegenheit zuläſſig. 
Vgl. RG. 28 407. N 

2. Die Vorſchrift des § 1572 in Verbindung mit der prozeſſualen Zu⸗ 
läſſigkeit neuer Klagegründe kann namentlich wichtig werden, wenn die Schei⸗ 
dung wegen böslicher Verlaſſung gemäß § 1567 Ab}. 3 unzuläſſig wird. 

3. Anführung der durch Friſtablauf der Eigenſchaft eines ſelbſtändigen 
Klagegrundes entkleideten Thatſachen zur Unterſtützung einer auf andere 
Thatſachen geſtützten Scheidungsklage § 1573 Note 1. 

§ 1573. J. § 1573 bezieht ſich nicht nur auf die durch prozeſſuale Kon: 


I. Abſchnitt. Bürgerliche Ehe. 7. Titel. Scheidung der Ehe. 181 


$ 1574. Wird die Ehe aus einem der in den §§ 1565 bis un. keſiſtellung des ſchul⸗ 
1568 beſtimmten Gründe geſchieden, fo iſt in dem Urtheil auszu-. ien Theiles, 
ſprechen, daß der Beklagte die Schuld an der Scheidung trägt. 

Hat der Beklagte Widerklage erhoben und wird auch dieſe für 
begründet erkannt, ſo ſind beide Ehegatten für ſchuldig zu erklären. 

Ohne Erhebung einer Widerklage iſt auf Antrag des Beklagten 
auch der Kläger für ſchuldig zu erklären, wenn Thatſachen vorliegen, 
wegen deren der Beklagte auf Scheidung klagen könnte oder, falls 
ſein Recht auf Scheidung durch Verzeihung oder durch Zeitablauf 
ausgeſchloſſen iſt, zur Zeit des Eintritts des von dem Kläger geltend 
gemachten Scheidungsgrundes berechtigt war, auf Scheidung zu klagen. 


ſumtion CPO. § 616, ſondern auch auf die durch Verzeihung ($ 1570) oder 
durch Friſtablauf (58 1571, 1572) der Eigenſchaft eines ſelbſtändigen Schei⸗ 
dungsgrundes entkleideten Thatſachen. RG. 49 37; JW. 1902 Beil. S. 260. 

2. GPO. $616. Der Kläger, welcher mit der Scheidungsklaye oder der 
Anfechtungsklage abgewiesen ist, kann das Recht, die Scheidung zu verlangen 
oder die Ehe anzufechten, nicht mehr auf Thatsachen gründen, welche er in dem 
früheren Rechtsstreite geltend gemacht hat oder welche er in dem früheren Rechts- 
sfreit oder durch Verbindung der Klagen geltend machen konnte. Das Gleiche 
9% in Falle der Abweisung der Scheidungsklage oder der Anfechtungsklage für 
den Beklagten in Ansehung der Thatsachen, auf welche er eine Widerklage zu 
Jründen im Stande war. 


3. Zuläſſigkeit der Anſchlußberufung zwecks Widerklage nach Erlaß eines 

uber die eigene Berufung ſachlich entſcheidenden Theilurtheils RG. 49 396. 

§ 1574. J. Bedentung und Zweck der Schuldigerklärung. 

1. Die Entſcheidung der Schuldfrage hat in Anſehung der ſich daran 
3 Wirkungen konſtitutiven Charakter. Dieſe Wirkungen treten 
ein für 
a. die Namensführung der geſchiedenen Frau § 1577; 

b. die Unterhaltspflicht §§ 15781582; 

€. den Widerruf von Schenkungen § 1584; 

. die Sorge für die Perſon der Kinder 88 1635, 1636; 

e. die Auseinanderſetzung bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft und der 
Fahrnißgemeinſchaft 85 1478, 1549. 

2. Die Schuldfrage iſt in allen Fällen der Scheidung, in welchen ein 
Verſchulden zum Thatbeſtande des Scheidungsgrundes ($$ 1565— 1568). ge⸗ 
hört, nicht aber in dem Falle der Scheidung wegen Geiſteskrankheit (§ 1569) 
zu entſcheiden. 

II. Die Eutſcheidung der Schuldfrage. 

1. Bei Scheidung auf Klage und auf Widerklage find beide Theile 
für ſchuldig zu erklären (Abſ. 2). Das BGB. hat ſowohl das Kompen⸗ 
ſations⸗ als auch das Abwägungsprinzip des Pr. ALR. verworfen (vgl. RG. 
JW. 1901 S. 324). — Zur Frage, ob Vorabentſcheidung auf Klage oder 
Widerklage durch Theilurtheil zuläſſtg vgl. OLG. 4 92. } 

2. Scheidung nur auf Klage oder nur auf Widerklage. 

a. Bei Scheidung nur auf Klage oder nur auf Widerklage muß jedenfalls 
derjenige Ehegatte für ſchuldig erklärt werden, gegen den auf Scheidung 
erkannt worden iſt. Aber auch der andere Theil, d. i. derjenige, der allein 
mit dem Antrag auf Scheidung durchgedrungen iſt, kann, gleichgültig ob 
fein Gegner die Scheidung verlangt (aM. RG. vgl. zu a) oder nicht ver⸗ 
langt hat, gemäß Abſ. 3 für ſchuldig erklärt werden. 

% Scheidung auf Klage: Der Beklagte iſt jedenfalls, der Kläger in 
den Fällen des Abſ. 3 (vgl. zu b) für ſchuldig zu erklären. Der Be: 
klagte iſt zu dem Antrag auf Schuldigerklärung des Klägers auch 
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IV. Aufhebung der ehelich. § 1575. Der Ehegatte, der auf Scheidung zu klagen berechtigt 
he und Vor iſt, kann ſtatt auf Scheidung auf Aufhebung der ehelichen Gemein⸗ 


ausſetzungen. ſchaft klagen. Beantragt der andere Ehegatte, daß die Ehe, falls 
die Klage begründet iſt, geſchieden wird, ſo iſt auf Scheidung zu 
erkennen. 


Für die Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gelten 
die Vorſchriften der 88 1573, 1574. 


ohne Erhebung einer Widerklage befugt. Er verliert dieſe Befugniß 
auch dadurch nicht, daß er mit einer unbegründet erhobenen Wider⸗ 
klage abgewieſen wird (vgl. zu 6). In der Widerklage wird vielmehr 
der Antrag auf Schuldigerklärung im Sinne des Abſ. 3 zu erblicken 
fein (vgl. CPO. § 139). RG. 49 167, JW. 1901 S. 868 hält Abſ. 3 
zwar für anwendbar, wenn mit der Widerklage z. B. Herſtellung des 
ehelichen Lebens, nicht aber, wenn mit Widerklage unbegründet die 
Scheidung verlangt worden iſt. Dies würde zu dem eigenthümlichen 
Ergebniſſe führen, daß der Beklagte, der gemäß bß die Schuldig⸗ 
erklärung des Klägers verlangen könnte, dieſe Möglichkeit dadurch 
verliert, daß er mit ſeiner auf einen anderen Scheidungsgrund ge⸗ 
ſtützten Widerklage nicht durchdringt! 

8. Scheidung auf Widerklage unter Abweiſung oder nach Zurück⸗ 
nahme der Klage: der Widerbeklagte iſt jedenfalls, der Widerkläger 
191 5 im Falle des Abſ. 3 (vgl. zu a und zu b) für ſchuldig zu er⸗ 

ären. 
b. Für die Beurtheilung der Schuldfrage kann jede Partei diejenigen 

N des anderen Ehegatten dem Gericht unterbreiten (pgl. in⸗ 

eß zu a): 

4. wegen deren ſie noch gegenwärtig auf Scheidung klagen könnte (vgl. 
namentlich § 1572), 

8. wegen deren fie auf Scheidung zwar gegenwärtig (wegen Verzeihung 
oder Zeitablaufs vor Rechtshängigkeit § 1572) nicht mehr klagen kann, 
wohl aber zur Zeit des Eintritts des von dem Kläger mit Erfolg 
geltend gemachten Scheidungsgrundes hätte klagen können. Hat in 
einem ſolchen Falle der Kläger mehrere zeitlich auseinanderliegende 
Scheidungsgründe, von denen nur der frühere eintrat, als auch der 
andere Ehegatte ſcheidungsberechtigt war, ſo liegt es im Intereſſe des 
Klägers, in erſter Linie den ſpateren und nur aushülfsweiſe den 
früheren Scheidungsgrund geltend zu machen. Nur, wenn ſolchen⸗ 
falls auf Grund des früher eingetretenen Scheidungsgrundes ge⸗ 
fenden wird, kann auch der Kläger gemäß Abſ. 3 für ſchuldig erklärt 
werden. 8 

3. Zuläſſigkeit eines Rechtsmittels allein wegen der Schuld⸗ 
frage vgl. RG. 27 196, 33 202, Gruchot 37 405. Demjenigen Ehegatten, 
gegen welchen die Eheſcheidung ausgeſprochen iſt, ſteht ein nur auf die 
Schuldfrage beſchränktes Rechtsmittel nicht zu, da eine Scheidung ohne Schuld 
— abgeſehen von § 1569 — nicht zuläſſig iſt. Dem aus § 1574 Abſ. 3 für 
905 erklärten Ehegatten ſteht dieſerhalb das Rechtsmittel zu. Vgl. auch 
DIS. 2 327. Ebenſo kann das Rechtsmittel deshalb eingelegt werden, weil 
der Gegner nicht auch für ſchuldig erklärt it, OLG. A 94. Beurtheilung der 
Schuldfrage nach dem 1. Januar 1900 bei Scheidung vor dieſem Zeitpunkte 
vgl. EGG. Art. 201 Note II 1. 

4. Ueber die Unanwendbarkeit des § 617 Abſ. 2 CO. für die Schuld⸗ 
beach, 493 ſondere über die Zuläſſigkeit diesbezüglicher Eideszuſchiebung vgl. 
OLG. 5 


§ 1575. 1. Die Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft iſt von 
der Reichstagskommiſſion (Druckſache Nr. 440 b S. 84 ff.) im Intereſſe des 


I. Abſchnitt. Bürgerliche Ehe. 7. Titel. Scheidung der Ehe. 183 


§ 1576. Iſt auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt, 
ſo kann jeder der Ehegatten auf Grund des Urtheils die Scheidung 
beantragen, es ſei denn, daß nach der Erlaſſung des Urtheils die 
eheliche Gemeinſchaft wiederhergeſtellt worden tft. 

Die Vorſchriften der SS 1570 bis 1574 finden keine Anwendung; 
wird die Ehe geſchieden, ſo iſt der für ſchuldig erklärte Ehegatte 
auch im Scheidungsurtheile für ſchuldig zu erklären. 


2. Scheidung a. Grund d. 
Aufhebungsurtheils. 


§ 1577. Die geſchiedene Frau behält den Familiennamen des Mannes. V. wirkungen d. Scheidung. 


Die Frau kann ihren Familiennamen wiederannehmen. War ſie 
vor der Eingehung der geſchiedenen Ehe verheirathet, ſo kann ſie 
auch den Namen wiederannehmen, den te zur Zeit der Eingehung 
dieſer Ehe hatte, es ſei denn, daß ſie allein für ſchuldig erklärt iſt. 
Die Wiederannahme des Namens erfolgt durch Erklärung gegenüber 
der zuſtändigen Behörde; die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter 
Form abzugeben. 

Iſt die Frau allein für ſchuldig erklärt, ſo kann der Mann ihr 
die Führung ſeines Namens unterſagen. Die Unterſagung erfolgt 
durch Erklärung gegenüber der zuſtändigen Behörde; die Erklärung 
iſt in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. Die Behörde ſoll 
der Frau die Erklärung mittheilen. Mit dem Verluſte des Namens 
des Mannes erhält die Frau ihren Familiennamen wieder. 


katholiſchen Volkstheils aufgenommen. Die Klage ſteht nur dem Ehegatten 
zu, der auf Scheidung zu klagen berechtigt iſt. Daraus ergiebt ſich unmittel⸗ 
bar die Anwendbarkeit der §§ 1570 — 1572. Daneben iſt die Anwendbarkeit 
der §§ 1573 und 1574 ausdrücklich ansgeſprochen. s 

2. Vermerk der Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft im ſtandesamtlichen 
Heirathsregiſter, Perſonenſtandsgeſetz § 55 (vgl. zu EG. Art. 46). 

3. Wegen der Wirkungen des Urtheils vgl. zu § 1586. 

4. Der Antrag des Beklagten auf Scheidung für den Fall, daß die Klage 
begründet ijt, bedarf nicht der Erhebung einer Widerklage. Iſt der Antrag 
unterlaſſen, ſo kann nachträglich die Umwandlung gemäß § 1576 ſtattfinden. 
Uebrigens kann natürlich auch der Widerbeklagte gegenüber der auf Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft gerichteten Widerklage die Scheidung für 
den Fall verlangen, daß die Widerklage begründet, die Klage aber unbe⸗ 
gründet iſt oder nicht verfolgt wird. 

5. Prozeſſuale Gleichſtellung der Klage auf Aufhebung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft mit der Scheidungsklage CPO. § 639. 

CPO. $639. Im Sinne dieses Abschnitts ist unter Scheidung auch die 
-Iufhebung der ehelichen Gemeinschaft zu verstehen. 

& 1576. 1. Die Scheidung auf Grund des rechtskräftigen, die Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft ausſprechenden Urtheils hat im Wege einer ſelb⸗ 
ſtändigen Klage zu erfolgen. ($ 1564 Satz 2.) Auf dieſe Klage finden die 
Vorſchriften der CPO. §§ 606 ff. Anwendung. Von der Vornahme eines noch⸗ 
maligen Sühneverfuchs wird regelmäßig wegen der mit Beſtimmtheit voraus⸗ 
zuſehenden Erfolgloſigkeit Abſtand genommen werden können. CPO. § 611. 

2. Die einzige Einwendung gegen die Scheidungsklage iſt die, daß nach 
Erlaſſung (nicht etwa nur nach Rechtskraft, vgl. $ 1586 Note 11) des Ur⸗ 
theils die eheliche Gemeinſchaft wiederhergeſtellt worden, alſo ein Thatbeſtand 
eingetreten iſt, welcher den Willen der Ehegatten, die eheliche Gemeinſchaft 
lorkzuſetzen ($ 1587), ergiebt (gl. zu $ 1587 Note 1). Beweispflichtig ift der 
Einwendende unbeſchadet der Offizialprüfung des Gerichts gemäß CPO. § 622. 
e 3. Eine wiederholte Prüfung der Schuldfrage findet, wenn auf Grund des 
Aufhebungsurtheils die Scheidung ausgeſprochen wird, nicht ſtatt. 


1. Name der geſchtedenen 
Frau. 

a. Wiederannahme des 
früheren Namens 
durch die nicht allein⸗ 
ſchuldige Frau. 


b. Unterſagungsrecht 
des Mannes gegen⸗ 
über der alleinſchul⸗ 
digen Frau. 


$ 1577. 
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§ 1577. 1. Abſ. 1 enthält das Prinzip, daß die Frau den Familien⸗ 

namen des Mannes auch nach der Scheidung behält. Vgl. § 1355 und Be⸗ 

merkungen daſelbſt. Die Vorausſetzungen für die Ausnahmen der Abſ. 2 und 

Abſ. 3 ſind von demjenigen zu beweiſen, der ſie behauptet. Der Scheidung 

ſteht auch in Anſehung der Namensführung die Aufhebung der ehelichen 

Gemeinſchaft gleich, § 1586. 

2. (Abſ. 2.) Das Recht der geſchiedenen Frau, den Namen des geſchie⸗ 

denen Mannes abzulegen, iſt unabhängig von der Entſcheidung der Schuld⸗ 

frage bei der Scheidung. Die Frau kann durch einſeitige Erklärung (vgl. 
zu Note 4) annehmen: 

a. ihren Familiennamen (vgl. § 12 Note II Ia), 

b. den von ihr zur Zeit der Eingehung der geſchiedenen Ehe geführten 
Namen ihres früheren Ehemanns. Dieſes Recht ſteht ihr indeß nach 
$ 1577 Abſ. 2 Satz 2 nicht zu, wenn fie (bei der Scheidung der ſpäteren 
Ehe) allein für ſchuldig erklärt iſt (§ 1574). 

3. (Abſ. 3.) Das Recht des Mannes, der Frau die Führung ſeines Na⸗ 
mens zu unterſagen, ſetzt voraus, daß die Frau allein für ſchuldig erklärt 
iſt (§ 1574). In dieſem Falle erhält die Frau ihren Familiennamen 
wieder. 

4. Der Eintritt der Namensänderung erfolgt in den Fällen des Abi. 2 
und des Abſ 3 mit dem Wirkſamwerden (§ 130) der der zuſtändigen Be⸗ 
hörde (Note 5) gegenüber in öffentlich beglaubigter Form ($ 129) abzugeben⸗ 
den Erklärung. Die Unterlafjung der durch Sollvorſchrift in Abf. 4 vorge⸗ 
ſchriebenen Mittheilung des erfolgten Verbots an die Frau hat keinen Ein⸗ 
fluß auf den Eintritt der Namensänderung. Die Wirkung der Namens⸗ 
änderung iſt eine abſolute, nicht nur eine obligatoriſche gegenüber dem 
Manne, vgl. § 12. 

5. Die zur Entgegennahme der Erklärung zuſtändige Behörde wird 
durch das öffentliche (Landes-) Recht beſtimmt, vgl. zu 10. Die Zuſtändig⸗ 
keit zur öffentlichen Beglaubigung der Erklärung richtet ſich nach den allge⸗ 
meinen Vorſchriften vgl. § 129, FrG. § 191. Os. 3 367. 

6. Wegen der Namensführung der Frau bei Nichtigkeit der Ehe oder Auf⸗ 
löſung durch den Tod des Mannes vgl. zu § 1355 Note 1 3. 

7. Uebergangsbeſtimmung Ech. Art. 201 Note II 1. 

8. Internationales Privatrecht vgl. GG. Art. 17. 

9. Die Wirkungen der Eheſcheidung auf den Stand (vgl. §§ 12 Note A II 3, 
1355 Rote II) richten ſich nach dem maßgebenden Landesrecht. Für Preußen 
vgl. 59 738 ff. II 1 und für adlige Frauen $$ 85 ff. II 9 ALR. 

10. Landesgeſetzgebung über Zuſtändigkeit für die Entgegennahme 
und Beurkundung der Erklärung einer geſchiedenen Frau über Wiederauf⸗ 
nahme ihres früheren Namens ſowie der Unterſagungserklärung des ge⸗ 
ſchiedenen Mannes bezüglich der Fortführung feines Namens durch die Frau. 
Preussen AG. z. BGB. Art. 6881. 

S. Weim. AG. z. BGB. § 192. 

Oldenburg AG. z. BGB. § 18. 

Birkenfeld AG. z. BGB. § 63. 

Lüb. Fürst. | AG. z. BGB. § 17. 

Braunsch. AG. z. BGB. § 76. zudig ; Er 

S-Altenb. | AG. 3. BGB. $ 95. e Ehefokehen 

S.-Kob.- G. Ac. z. BOB. Art. 43 $ 1. ER Stanbest 969 

1 Ach. z. BG B. Art 1. vor einem Standesbeamten des 

3 n 1 betr. Bundesſtaates erfolgt ift, 
3 1 

3 

3 

3 

3 

3 


43 

60 

Walde de den ae 8 5 . APerEnfls das Ymtsgeiät 
Reuss j. L. Ac. z. BGB. § 95. 


Sch.-Lippe | AG. z. BGB. § 37. 
Linpe AG. z. BGB. § 36. 
Lübeck AG. z. BGB. § 107. 


Bremen AG. z. BGB. § 53. 
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§ 1578. Der allein für ſchuldig erklärte Mann hat der geſchie⸗ 
denen Frau den ſtandesmäßigen Unterhalt inſoweit zu gewähren, als 
ſie ihn nicht aus den Einkünften ihres Vermögens und, ſofern nach 
den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch 
Arbeit der Frau üblich iſt, aus dem Ertrag ihrer Arbeit beſtreiten kann. 

Die allein für ſchuldig erklärte Frau hat dem geſchiedenen Manne 
den ſtandesmäßigen Unterhalt inſoweit zu gewähren, als er außer 
Stande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten. 


Sachsen V. z. A. d. BGB. § 32. 

Be A. 868. Art. 107 

Hessen AG. z. Art. 8 { 
S. Mein. AG. z BGB. Art. 25 $4. | Amtsgericht. 


Schw.-Rd. AG. z. BGB. Artt. 150, 152. 
Lteuss d. L. AG. z. BGB. $ 118. . 
Württemb. As. z. BGB. Art. 259. Standesbeamter. 
Standesbeamter; bei nicht in E.⸗L. 

| geſchloſſenen Ehen Staatsanwaltſchaft 
Els.-Lothr. | Ach. z. BGB. § 117. 4 des LG., bei welchem der geſchiedene 
Gatte ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt 
| hat. 
Bayern ZuſtB. §§ 15—17, 19. Diſtriktspolizeibehörde; in München 
Polizeidirektion. 
M.-Schw. $ 218. Juſtizminiſterium. 
M-Strelitz | $ 216. Landesregierung. 
Hamburg AG. z. BGB. § 68. (Aufſichtsbehörde für die Standesämter.) 

1. Das Inſtitut der Eheſcheidungsſtrafe iſt von dem BGB. nicht aufge: 
nommen. Als Nachwirkung der geſchiedenen Ehe für die Zukunft iſt viel⸗ 
mehr lediglich eine Unterhaltspflicht des allein für ſchuldig erklärten (§ 1574) 
Ehegatten gegenüber dem unſchuldigen Ehegatten in Gemäßheit der §§ 1578 
bis 1582 anerkannt. Sind beide Theile ſchuldig, fo beſteht keine Unterhalts⸗ 
pflicht. Bei Scheidung wegen Geiſteskrankheit vgl. § 1583. 

2. Die Unterhaltspflicht in Anſehung der aus der Ehe ſtammenden Kin⸗ 
der richtet ſich nach §8 1601 ff., 1585. 

3. Die Verbindung der Scheidungsklage mit der Klage auf Unterhalts⸗ 
gewährung iſt nach CPO. $ 615 unzuläſſig. 

4. Wegen ſonſtiger civilprozeſſualer Vorſchriften in Anſehung des Unter⸗ 
haltsanſpruchs vgl. zu § 1580 und Titelvorb. vor § 759. 

5. Keine Geltendmachung des Unterhaltsanſpruchs für die Zukunft im 
Konkurſe des Verpflichteten KO. § 3 Abf. 2 (zu § 1360). 

6. Keine Verjährung des Unterhaltsanſpruchs für die Zukunft § 194 Abſ. 2. 
Wegen der einzelnen fälligen Leiſtungen vgl. § 197. — In praeteritum non 
vivitur $$ 1580, 1613. 

§ 1578. J. Der Unterhaltsanſpruch der geſchiedenen unſchuldigen Frau 
gegen den für ſchuldig erklärten Mann. 4 

J. Zur Begründung der Klage hat die Frau darzuthun 
a. den zu ihrem ſtandesgemäßen Unterhalt (F 1610) erforderlichen Betrag. 

Die Standesmäßigkeit richtet ſich nach der Lebensſtellung der Frau unter 

Berückſichtigung der Verhältniſſe, in denen die Ehegatten gelebt haben, 
vgl. § 1580 Note 4, $ 1610; * 

5. die ihr zur Beſtreitung dieſes Betrags zur Verfügung ſtehenden Mittel: 

a. die Einkünfte ihres Vermögens. Den Stamm des Vermögens 

braucht fie regelmäßig nicht anzugreifen. Vgl. indeß § 1579 Abſ. 2. 

6. den Ertrag ihrer Arbeit, ſofern (was der Mann eventuell zu be⸗ 

haupten und zu beweiſen hat) Erwerb durch Arbeit der Frau nach 

den Lebensverhältniſſen der Ehegatten üblich war. Der Erwerb der 


2. Unterhaltspflicht 
a. des alleinſchuldigen 
Mannes. 


b. der alleinſchuldigen 
Frau. 


Zu 8s 1578 f. 
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e getr. $ 1579. Soweit der allein für ſchuldig erklärte Ehegatte bei 
aan halts Berückſichtigung feiner ſonſtigen Verpflichtungen außer Stande iſt, 
ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts dem anderen 
Ehegatten Unterhalt zu gewähren, iſt er berechtigt, von den zu ſeinem 
Unterhalte verfügbaren Einkünften zwei Drittheile oder, wenn dieſe 
zu ſeinem nothdürftigen Unterhalte nicht ausreichen, ſo viel zurück⸗ 
zubehalten, als zu deſſen Beſtreitung erforderlich iſt. Hat er einem 
minderjährigen unverheiratheten Kinde oder in Folge feiner Wieder⸗ 
verheirathung dem neuen Ehegatten Unterhalt zu gewähren, ſo beſchränkt 
ſich ſeine Verpflichtung dem geſchiedenen Ehegatten gegenüber auf das⸗ 
jenige, was mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe ſowie auf die Vermögens⸗ 
und Erwerbsverhältniſſe der Betheiligten der Billigkeit entspricht. 
Der Mann iſt der Frau gegenüber unter den Vorausſetzungen 
des Abſ. 1 von der Unterhaltspflicht ganz befreit, wenn die Frau 
den Unterhalt aus dem Stamme ihres Vermögens beſtreiten kann. 


Ehefrau braucht nicht gerade durch Lohnarbeit für Dritte erfolgt zu ſein, 
ſondern kann auch in Thätigkeit für den Ehemann (vgl. § 1356 Abſ. 2) 
beſtanden haben, wenn der Ehemann nach ſeinen Vermögensverhältniſſen 
I erwerbende Mithülfe der Ehefrau angewieſen war. DIS. 

2 385. 
Wegen der Beweislaſt und Beweisführung vgl. zu $ 1602 Note la. 
€. Die Differenz zwiſchen den beiden Beträgen zu a und zu b ift der Be⸗ 
trag, welchen der Mann der Frau gemäß § 1578 zu gewähren hat, ſo⸗ 
weit ihm nicht Einwendungen aus $$ 1579, 1580 Abſ. 5 zur Seite ſtehen. 

2. Die Art der Unterhaltsgewährung richtet ſich nach $ 1580. Da⸗ 
ſelbſt vgl. auch wegen nachträglicher weſentlicher Aenderung der für das Ur⸗ 
theil über die Unterhaltspflicht maßgebenden Verhältniſſe (CPO. § 323). 

II. Der Unterhalts anſpruch des unſchuldigen Mannes gegen die allein 
für ſchuldig erklärte Fran unterſcheidet ſich von dem Anſpruche der ge⸗ 
ſchiedenen Frau (ebenſo wie während der Ehe vgl. § 1360 Abſ. 1 u. 2) da⸗ 
durch, daß der Mann auch noch ſeine Unfähigkeit, ſich ſelbſt zu unterhalten, in 
dem ſeinem Klageanſpruch entſprechenden Umfange nachweiſen muß. Hierbei 
find nicht nur die Einkünfte, ſondern auch der Stamm des Vermögens 
(vgl. § 1579 Note 2), ferner nicht nur die Erwerbs üblichkeit, ſondern die 
Erwerbsfähigkeit zu berückſichtigen. Vermögensloſigkeit iſt auch dann an⸗ 
zunehmen, wenn der unterhaltsbedürftige Mann nur ſolches Vermögen hat, 
das zur Beſtreitung des Unterhalts nicht verwerthet werden kann. Wegen 
der Beweislaſt und Beweisführung vgl. zu § 1602 Note 1a. 

§ 1579. 1. Gegenüber dem nach § 1578 begründeten Anſpruche gewährt 
8 1579 dem Unterhaltspflichtigen die Einwendung der mangelnden Leiſtungs⸗ 
fähigkeit (vgl. § 1603 Abſ. 1). Zur Begründung dieſer Einwendung hat er 
nachzuweiſen, daß er den ſtandesgemäßen Unterhalt des anderen Ehegatten 
nur unter Verkürzung ſeines eigenen ſtandesgemäßen Unterhalts zu ge⸗ 
1700 vermag. Wegen der Beweislaſt und Beweisführung vgl. § 1602 
Note la. 

a. Ein zur Gewährung von Unterhalt verpflichteter Verwandter 
($ 1601) des unterhaltsberechtigten Ehegatten iſt vor dem geſchiedenen Ehe⸗ 
gatten, deſſen eigener ſtandesgemäßer Unterhalt gefährdet iſt, unterhalts⸗ 
pflichtig. F 1608 Abſ. 2. Der geſchiedene Ehegatte iſt in dieſem Falle dem 
Verwandten erſatzpflichtig. §8 1608 Abſ. 2, 1608 Abi. 1, 1607 Abſ. 2. — 
Ebenſo, wenn die Rechtsverfolgung gegen den unterhaltspflichtigen Ehe⸗ 
gatten im Inlande ausgeſchloſſen oder erheblich erſchwert ift. §§ 1608 
Abſ. 2, 1607 Abſ. 2. 
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§ 1580. Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer Geldrente 
nach Maßgabe des § 760 zu gewähren. Ob, in welcher Art und 
für welchen Betrag der Unterhaltspflichtige Sicherheit zu leiſten 
hat, beſtimmt ſich nach den Umſtänden. 

Statt der Rente kann der Berechtigte eine Abfindung in Kapital 
verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

Im Uebrigen finden die für die Unterhaltspflicht der Verwandten 
geltenden Vorſchriften der §s 1607, 1610, des § 1611 Abi. 1, 
des § 1613 und für den Fall des Todes des Berechtigten die Vor⸗ 
ſchriften des $ 1615 entſprechende Anwendung. 


b. Iſt ein nach a unterhaltspflichtiger Verwandter nicht vor⸗ 
handen, ſo iſt der geſchiedene Ehegatte zwar an erſter Stelle unterhalts⸗ 
pflichtig; er iſt aber zur Zurückbehaltung der in § 1579 bezeichneten Be⸗ 
träge berechtigt. Er iſt alſo jedenfalls befugt, den zur Beſtreitung ſeines 
eigenen nothdürftigen Unterhalts erforderlichen Betrag vorweg zu entnehmen. 

Beiſpiel: Der ſtandesmäßige Unterhalt des Verpflichteten erfordert 

4000 M., ſein nothdürftiger Unterhalt 2000 M., zum ſtandesmäßigen 

Unterhalte fehlt dem Unterhaltsberechtigten gemäß § 1578 der Betrag von 

2000 M. Bei einem Einkommen des Verpflichteten 

4. von 6000 M. hat er zu gewähren 2000 M., 

8. von 5000 M. kann er behalten 3333,33 und hat zu gewähren 1666,66 M., 

x von 2500 M. kann er behalten 2000 M. und hat zu gewähren 500 M., 

5. von 2000 M. oder weniger kann er alles für ſich behalten und braucht 
nichts zu gewähren. Vgl. NS. 48 112 JW. 1901 S. 351 f. 

e. Zuſammentreffen des Unterhaltsanſpruchs des geſchiedenen 
Ehegatten mit anderweiten geſetzlichen Unterhaltsanſprüchen 
gegenüber einem zur Erfüllung aller Anſprüche unvermögenden Unter: 
haltspflichtigen. 

4. Bei Zuſammentreffen mit dem Unterhaltsanſpruche minderjähriger 
unverheiratheter Kinder ($$ 1601 ff.) oder eines neuen Ehegatten 
(§§ 1360 f.) tritt Beſchränkung aller Anſprüche nach Billigkeit gemäß 
$ 1579 Abſ. 1 Satz 2 ein. 

8. Bei Zuſammentreffen mit den Unterhaltsanſprüchen volljähriger oder 
verheiratheter Kinder oder anderer Verwandten geht der Anſpruch 
des geſchiedenen Ehegatten gemäß § 1609 Abſ. 2 den anderen Ans 
ſprüchen vor. 

2. (Abſ. 2) macht eine Ausnahme von $ 1578 Abſ. 1, vgl. § 1578 Note 
IIba. — Die Frau iſt gegenüber dem Manne, der feinen Unterhalt aus dem 
Stamme des Vermögens beſtreiten kann, überhaupt nicht unterhaltspflichtig 
($ 1578 Abſ. 2). Vgl. daſelbſt Note II. 

§ 1580. 1. Gewährung des Unterhalts mittelſt Geldrente ge⸗ 
maß § 760: 5 

Vorausbezahlung für drei Monate; hat der Berechtigte auch nur den Be⸗ 
ginn des dreimonatigen Zeitabſchnitts erlebt, ſo gebührt ihm der volle auf 
den Zeitabſchnitt entfallende Betrag. Daſſelbe muß entſprechend gelten, wenn 
der Unterhaltsanſpruch aus einem ſonſtigen Grunde (vgl. Note 3) nach Be⸗ 
ginn des Zeitabſchnitts fortfällt. Vgl. § 1581 Note 12. 5 
8 2. Sicherheitsleiſtung Abſchnittvorb. vor 9 232 Note II. Nachträgliche 
Verurtheilung zur Beſtellung oder Erhöhung der Sicherheit CPO. § 324 
(Aitelvorb. vor § 759). 8 2 
2 3. Beſtimmung der Abfindung. Die Abfindung iſt unter Berückſich⸗ 
Ming aller Umſtände (verkehrsüblicher Zinsfuß, vermuthliche Lebensdauer, 
geöglichkeit des Wegfalls des Anſpruchs wegen Verbeſſerung der Einkünfte 
3 1578 oder der Wiederverheirathung § 1581 Abſ. 1, der Veränderlichkeit 
der Vermögensverhältniſſe des Verpflichteten § 1579, ꝛc.) zu beſtimmen. 


d.“ Ausgeſtaltung der 
Unterhaltspflicht 
im Einzelnen. 


e. Wiederverheirathung. 
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§ 1581. Die Unterhaltspflicht erliſcht mit der Wiederverheirathung 
des Berechtigten. 

Im Falle der Wiederverheirathung des Verpflichteten finden die 
Vorſchriften des § 1604 entſprechende Anwendung. 


a. Als wichtiger Grund für den Abfindungsanſpruch kann z. B. die Unfähig⸗ 
keit des Verpflichteten zur Sicherheitsleiſtung (OLG. 2 440 f.), die Mög⸗ 
lichkeit und Angemeſſenheit der Errichtung eines Erwerbsgeſchäfts ſeitens 
des Unterhaltsberechtigten in Betracht kommen. Die Wichtigkeit des 
Grundes iſt unter Berückſichtigung aller Umſtände, inſonderheit auch der 
nachtheiligen Einwirkungen der Kapitalsabfindung auf die wirthſchaftlichen 
Verhältniſſe des Verpflichteten zu beurtheilen. 

b. Iſt die Abfindung einmal vertragsmäßig oder durch rechtskräftiges Urtheil 
(CPO. § 894) feſtgeſetzt, jo müſſen nachträgliche Aenderungen der beider⸗ 
ſeitigen Verhältniſſe außer Betracht bleiben. Dieſelben müſſen bereits bei 
der Feſtſetzung der Abfindung in Rechnung gezogen werden. Vgl. zu a. 

e. Die Abfindung kann auch verlangt werden, wenn der wichtige Grund 
erſt eintritt, nachdem die Rente bereits eine Zeit lang geleiſtet iſt. Die 
früher gezahlten Renten können auf die Abfindung nicht angerechnet 
werden. Ihre Berückſichtigung findet dadurch ſtatt, daß die für die Ab⸗ 
findung zu Grunde zu legende Zeitdauer (vgl. Note 3 Abſ. 1) ſich um die 
in der Vergangenheit liegende Zeit verkürzt. 

4. (Abſ. 3.) Anwendbare Vorſchriften: 


§ 1607: Subſidiäre Haftung der unterhaltspflichtigen Verwandten des 
unterhaltsberechtigten Ehegatten bei unmöglicher oder erſchwerter Rechtsver⸗ 
folgung gegen den geſchiedenen Ehegatten im Inlande. Rückgriffsrecht der 

Verwandten gegen den Ehegatten. Prinzipale Haftung der Verwandten 

vgl. $ 1608 Abſ. 2. Vgl. § 1579 Note la. 
$ 1610: Inhalt des ſtandesgemäßen Unterhalts. Maßgebend iſt die Lebens⸗ 

ſtellung des Bedürftigen. Iſt dies die Frau, ſo wird die Lebensſtellung, 
welche die Ehegatten zuletzt vor der Scheidung einnahmen, zu berückſichtigen 

fein. Vgl. § 1578 Abs. 1. 
§ 1611 Abſ. 1: Wer durch ſein ſittliches Verſchulden bedürftig geworden 

iſt, kann nur nothdürftigen Unterhalt verlangen (z. B. Verluſt des Vermö⸗ 

gens durch Spielgeſchäfte, Verſchwendung u. dergl.). 

$ 1613: In praeteritum non vivitur, 

$ 1615: Erlöſchen des Unterhaltsanſpruchs durch den Tod des Unterhalts⸗ 
berechtigten (ogl. §§ 1580 Abſ. 3, 1582). Beerdigungskoſten. 

5. Verfügungen über den Unterhaltsanſpruch durch Rechts⸗ 
geſchäft oder im Wege der Zwangsvollſtreckung. 

a. Verzicht auf den Unterhaltsanſpruch und Befreiung durch e 
iſt nicht ausgeſchloſſen; § 1614 iſt nicht mitzitirt. Die Abfindung (§ 158 
Abſ. 2; vgl. § 1580 Note 3) kann auch vertragsmäßig feſtgeſetzt werden. 

b. Die Unpfändbarkeit des Anſpruchs (CRD. § 850 Ziffer 2 Titelvorb. vor 
$ 759) ſchließt zugleich die Abtretbarkeit (§ 400), die Aufrechenbarkeit, 
die Belaſtung mit Nießbrauch oder Pfandrecht, die Zugehörigkeit zur 
Konkursmaſſe aus. Vgl. § 400 Note 2. 

ie sen Verjährung des Unterhaltsanſpruchs vgl. Vorb. zu SS 1578 ff. 

ote 6. 


§ 1581. I. Wiederverheirathung des unterhaltsberechtigten Ehegatten. 

J. Vorausſetzung des Erlöſchens der Unterhaltspflicht gemäß § 1581 iſt 
eine gültige Eheſchließung. Vgl. $$ 1323 ff., 1329, 1330 ff., 1343 und Be⸗ 
merkungen daſelbſt. 5 5 

2. Die Wiederverheiratung nach Beginn eines dreimonatigen Zeitab⸗ 
ſchnitts, für den der Unterhalt vorauszubezahlen iſt, laßt den erwachſenen 
Anſpruch unberührt. Vgl. § 1580 Note 1. 
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§ 1582. Die Unterhaltspflicht erliſcht nicht mit dem Tode des 
Verpflichteten. 

Die Verpflichtung des Erben unterliegt nicht den Beſchränkungen 
des $ 1579. Der Berechtigte muß ſich jedoch die Herabſetzung der 
Rente bis auf die Hälfte der Einkünfte gefallen laſſen, die der Ver⸗ 
pflichtete zur Zeit des Todes aus ſeinem Vermögen bezogen hat. 
Einkünfte aus einem Rechte, das mit dem Eintritt eines beſtimmten 
Zeitpunkts oder Ereigniſſes erliſcht, bleiben von dem Eintritte des 
Zeitpunkts oder des Ereigniſſes an außer Betracht. 

Sind mehrere Berechtigte vorhanden, ſo kann der Erbe die Renten 
nach dem Verhaltniß ihrer Höhe ſoweit herabſetzen, daß ſie zuſammen 
der Hälfte der Einkünfte gleichkommen. 

§ 1583. Iſt die Ehe wegen Geiſteskrankheit eines Ehegatten 
geſchieden, ſo hat ihm der andere Ehegatte Unterhalt in gleicher 
Weiſe zu gewähren wie ein allein für ſchuldig erklärter Ehegatte. 


II. Die Wiederverheirathung des unterhaltspflichtigen Ehegatten läßt 

leine Unterhaltspflicht gegenüber dem geſchiedenen Ehegatten dem Grunde 

nach unberührt, kann aber für den Betrag des zu gewährenden Unterhalts 
erheblich werden: 
J. Konkurrenz des Unterhaltsanſpruchs des neuen und des geſchiedenen 

Ehegatten § 1579 Abſ. 1 Satz 2. 

2. Im Uebrigen kommt es auf den in der neuen Ehe geltenden Güter⸗ 

ſtand an. 

a. Güterftand der Verwaltung und Nutznießung. 

4. Die Leiſtungspflicht des Mannes, der bisher zur Gewährung des 
ſtandesgemäßen Unterhalts nicht in der Lage war, kann ſich erhöhen 
$ 1383. Vgl. indeß § 1389 Abſ. 2, CPO. § 861 (zu § 1408). 

B. 5138871 141 der Frau. Vgl. § 1604 Abſ. 1; § 1386 Note II 3; 
8 8 1412. 

b. Vertragsmäßige Güterſtände vgl. § 1604 Abſ. 2. 

8 1582. 1. Die Unterhaltspflicht erliſcht nicht mit dem Tode, ſondern 

ſie geht als ſolche auf den Erben über. 

a. Als Nachlaßverbindlichkeit unterliegt ſie den Vorſchriften über die be⸗ 

ſchränkte Haftung des Erben gemäß §§ 1967 ff., 1975 ff. 

b. Als Unterhaltspflicht unterliegt ſie auch ferner den Vorſchriften der 
§§ 1578 ff., inſonderheit den §§ 1580, 1581 Abf. 1, indeß mit den aus 
§ 1582 ſich ergebenden Einſchränkungen: 

a. der Erbe oder die Erben können nicht auf Grund der Vorſchrift des 
§ 1579 eine Herabſetzung des Unterhaltsanſpruchs mit Rückſicht auf 
ihren nothdürftigen Unterhalt verlangen; 

5. der Berechtigte muß ſich eine Herabſetzung der Rente bis auf die 
Hälfte der Einkünfte, welche der verpflichtete Ehegatte zur Zeit ſeines 
Todes aus ſeinem Vermögen hatte, — alſo ohne Berückſichtigung 
feines ſonſtigen Einkommens aus Arbeit ze. — gefallen laſſen. Ein⸗ 
künfte aus einem Rechte, das mit dem Eintritt eines beſtimmten 
Zeitpunkts oder Ereigniſſes, inſonderheit alſo auch mit dem Tode er⸗ 
liſcht, bleiben von dem Eintritte des Erlöſchens ab außer Betracht 
3. B. Nießbrauchsrechte ($ 1061), Autorrechte (5 29 ff. des Gef. betr. 

„das Urheberrecht ꝛc. vom 19. Juni 1901, abgedruckt 3 357). 

, Abs. 3 betrifft den Fall des Vorhandenſeins mehrerer geſchiedener un⸗ 

ſchuldiger Ehegatten des Erblaſſers. - 

„81583. l. Scheidung wegen Geiſteskrankheit vgl. $ 1569 und Bemer: 

ungen daſelbſt; beſonders Note 4. 


2. Der Unterhaltsanſpruch richtet ſich nach $$ 1578—1582. 


f. Tod des Unterhalts⸗ 
pflichtigen. 


g. Unterhaltspflicht bei 
Scheidung wegen 
Geiſteskrankheit. 


3. Widerruf von Schen⸗ 
kungen. 
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§ 1584. Iſt ein Ehegatte allein für ſchuldig erklärt, fo kann 
der andere Ehegatte Schenkungen, die er ihm während des Braut⸗ 
ſtandes oder während der Ehe gemacht hat, widerrufen. Die Vor⸗ 
ſchriften des $ 531 finden Anwendung. 

Der Widerruf iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Rechtskraft des 


Scheidungsurtheils ein Jahr verſtrichen oder wenn der Schenker oder 


4. Unterhaltung gemein⸗ 
ſchaftlicher Kinder. 


der Beſchenkte geſtorben iſt. 

$ 1585. Hat der Mann einem gemeinſchaftlichen Kinde Unter⸗ 
halt zu gewähren, ſo iſt die Frau verpflichtet, ihm aus den Ein⸗ 
künften ihres Vermögens und dem Ertrag ihrer Arbeit oder eines 
von ihr ſelbſtandig betriebenen Erwerbsgeſchäfts einen angemeſſenen 
Beitrag zu den Koſten des Unterhalts zu leiſten, ſoweit nicht dieſe 
durch die dem Manne an dem Vermögen des Kindes zuſtehende 
Nutznießung gedeckt werden. Der Anſpruch des Mannes iſt nicht 
übertragbar. 

Steht der Frau die Sorge für die Perſon des Kindes zu und 
iſt eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts des Kindes zu be⸗ 
ſorgen, ſo kann die Frau den Beitrag zur eigenen Verwendung für 
den Unterhalt des Kindes zurückbehalten. 


§ 1584. 1. Die Vorſchrift ergänzt die Vorſchriften über die Schenkung 
(8$ 516 ff., § 2301) durch Aufſtellung eines beſonderen Widerrufsrechts, wenn 
ein Ehegatte allein für ſchuldig erklärt iſt ($ 1574). Bei Scheidung wegen 
Geiſteskrankheit findet nach § 1574 eine Schuldigerklärung nicht ſtatt, jo daß 
auch § 1584 nicht anwendbar iſt. Sind beide Ehegatten für ſchuldig erklärt, 
ſo iſt das Widerrufsrecht aus § 1584 nicht begründet; indeß kann Widerruf 
wegen Undankes ($ 530) begründet fein. 

2. Nur der Widerruf, d. i. die Erklärung des Widerrufs iſt in den Fällen 
des Ab. 2 ausgeſchloſſen. Iſt der Widerruf rechtzeitig erfolgt (vgl. § 531 
Abſ. 1, § 1584 Abf. 2), fo unterliegt der nach den Vorſchriften über die un: 
gerechtfertigte Bereicherung zu beurtheilende Herausgabeanſpruch (§ 531 
Abſ. 2) den allgemeinen Grundſätzen über Vererblichkeit und Verjährung. 
Die Friſt des Abſ. 2 (§§ 187 Abſ. 2, 188) iſt Ausſchlußfriſt, vgl. Titelvorb. 
vor § 186 Note 4. 

' 3 Einfluß der Scheidung auf Zuwendungen von Todeswegen vgl. §§ 2077, 


4. Brautgeſchenke vgl. § 1301. 
8 150 des § 1584 bei Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 

586. 

§ 1585. 1. Regel iſt, daß das Rechtsverhältniß zwiſchen den geſchiedenen 
Ehegatten einerſeits und den Kindern andererſeits durch die Scheidung nicht 
berührt wird. Die Scheidung bringt die Wirkungen der Ehe als ſolcher 
nur für die Zukunft in Fortfall (vgl. $ 1564 Note III 2). Soweit nicht be⸗ 
ſondere Vorſchriften eingreifen, werden die rechtlichen Beziehungen zwiſchen 
den Eltern und den Kindern ſowie zwiſchen den Eltern unter einander in 
Anſehung der Kinder nicht berührt, da dieſe Beziehungen nicht Wirkungen 
der fortbeſtehenden Ehe, ſondern der in der Ehe erfolgten Zeugung oder 
der vorher erfolgten Zeugung in Verbindung mit der nachfolgenden Ehe 
(88 1719 ff.) find. Dieſe Regel erleidet gewiſſe Ausnahmen in Anſehung: 
a. der thatſächlichen Sorge für die Perſon der Kinder 58 1635 ff.; 
b. der Unterhaltspflicht der Eltern § 1585 (vgl. zu 2). 

2. Die Unterhaltspflicht des Mannes gegenüber dem Kinde 
($ 1606) bleibt unberührt. Durch $ 1585 wird lediglich die Beitragspflichl 
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§ 1586. Wird nach § 1575 die eheliche Gemeinſchaft aufge⸗ VI. wirkungen der Auf- 


hoben, ſo treten die mit der Scheidung verbundenen Wirkungen ein; 
die Eingehung einer neuen Ehe iſt jedoch ausgeſchloſſen. Die Vor⸗ 
ſchriften über die Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe finden An⸗ 
wendung, wie wenn das Urtheil nicht ergangen wäre. 


der Frau mit obligatoriſcher Wirkung gegenüber dem Manne begründet. 

Die Koſten der Unterhaltung des minderjährigen Kindes ſind demnach zu⸗ 

nächſt aus der Nutznießung des Kindesvermögens (vgl. § 1602 Abſ. 2) zu 

decken und darüber hinaus in erſter Linie (§ 1606 Abſ. 2) von dem Vater, 
welchem die geſchiedene Frau einen angemeſſenen Beitrag gemäß § 1585 zu 

leiſten hat, zu tragen. . 

a. Für die Angemeſſenheit des von der Frau zu leiſtenden Beitrags, welcher 
nur aus den Einkünften, nicht aus dem Stamme des Vermögens zu 
gewähren ift, iſt der Mann beweispflichtig. 

b. Daß bzw. inwieweit die Koſten des Unterhalts des Kindes aus der Nutz⸗ 
nießung am Kindesvermögen ($$ 1649 ff.) gedeckt werden, iſt Einwen⸗ 
dung der Frau. 

3. Unübertragbarkeit des Anſpruchs bringt Unpfändbarkeit, Nichtaufrechen⸗ 
barkeit, Nichtzugehörigkeit zur Konkursmaſſe mit ſich. Vgl. § 400 Note 2. 

4. (Abſ. 2.) Welchem der geſchiedenen Ehegatten die Sorge für die Perſon 
des Kindes zuſteht, iſt in § 1635 beſtimmt; vgl. ferner §§ 1684, 1685. 

5. Interimiſtikum während des Scheidungsprozeſſes CPO. § 627 (Titel: 
vorb. vor § 1564). 

6. Anwendbarkeit des § 1585 bei Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
durch Urtheil § 1586. 

§ 1586. I. Eintritt der mit der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
verbundenen Wirkungen. 

1. Die Wirkungen des Aufhebungsurtheils (Note II) treten mit der Rechts⸗ 
kraft des Urtheils ein (vgl. § 1564 Satz 3). Sie treten indeß überhaupt 
nicht ein, wenn zwiſchen der Erlaſſung des Urtheils ($ 1576 Note 2) und 
der Rechtskraft die eheliche Gemeinſchaft wiederhergeſtellt iſt (ogl. $ 1587 
Note 1). Ob die in der Zeit zwiſchen Erlaſſung des Urtheils und dem 
Eintritte der Rechtskraft etwa noch fortdauernde häusliche Gemeinſchaft die 
Bedeutung der Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft hat, iſt That⸗ 
frage. — Fortfall der Wirkungen § 1587. 

2. Wegen der Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft und die 
Möglichkeit der Umwandlung des Urtheils auf Aufhebung in ein Urtheil auf 
Scheidung $$ 1575 f. 

II. Die mit der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft verbundenen 
Wirkungen. s 

Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft iſt zwar nicht Auflöſung der 
Ehe durch Scheidung 1§ 1564 Satz 3), fie wirkt aber wie die Auflöſung 
durch Scheidung (vgl. zu 1 u. 2). i 

1. Von dem Satze, daß mit der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft die 
mit der Scheidung verbundenen Wirkungen eintreten, beſtehen nur die aus 
den §8 1586, 1587 ſich ergebenden Ausnahmen. 

a. Unzuläſſigkeit der Eingehung einer neuen Ehe SS 1586, 1309. 

b. In Anſehung der Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit der Ehe: 

a. Die Nichtigkeit bzw. Anfechtbarkeit der Ehe kann nur gemäß 88 1329, 
1343 Abſ. 2 geltend gemacht, die Anfechtung nur gemäß §§ 1338, 
1341 bewirkt werden. e - 
g. Die Beſtätigung der wegen Nichtigkeit der Cheſchließungserklärung 
nichtigen Ehe (F 1325) bleibt zuläſſig. Vgl. § 1325 Abſ. 2 Satz 1. 
€. Die Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft (§ 1587 Note 1) nach 
Erlaſſung (Note I) und ſelbſt nach Rechtskraft beſeitigt ohne Weiteres 
die mit der Aufhebung verbundenen Wirkungen, vgl. § 1587 Note 2. 


bebung der ehelichen 
Gemeinſchafl. 
1. Eintritt. 
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2. Wegſall bei Wieder⸗ § 1587. Wird die eheliche Gemeinſchaft nach der Aufhebung 
ne eic, wiederhergeſtellt, jo fallen die mit der Aufhebung verbundenen Wir⸗ 


kungen weg und tritt Gütertrennung ein. 


2. Die einzelnen Wirkungen. 

Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft wirkt demnach (vgl. Note J) 
wie die Scheidung außer in den durch die §§ 1577—1585 geregelten Be⸗ 
ziehungen in Anſehung: 

a. des Wohnſitzes der Ehefrau § 10; 

b. der Verjährung § 204; 

e. der Wirkungen der Ehe im Allgemeinen §§ 1353 ff., inſonderheit auch 
der Schlüſſelgewalt (§ 1357), des Kündigungsrechts des Mannes ($ 1358), 
der Vermuthungen aus § 1362. Die gegenſeitige Unterhaltspflicht aus 
$$ 1360 f. wird durch die Regelung der $$ 1578 ff. erſetzt; 

d. des beſtehenden güterrechtlichen Verhältniſſes; 

e. der Begrüngung des Schwägerſchaftsverhältniſſes vgl. $ 1590 Note 4; 

f. der ehelichen Abſtammung eines Kindes $$ 1591 ff., 1593 (a. M. Achilles, 
Staudinger⸗Engelmann); 

g. der Sorge für die Perſon des Kindes SS 1635 f.; 

R. der elterlichen Gewalt der Mutter SS 1684 ff.; 

i. des Antrags des Mannes auf Ehelichkeitserklärung eines Kindes § 1726; 

k. der Annahme an Kindesſtatt § 1746 

J. der Beſtellung der Frau als Vormund § 1783; 

m. der Rechtsgeſchäfte von Todeswegen §§ 2077, 2265, 2268, 2279; 

n. des geſetzlichen Erbrechts und des Pflichttheilsrechts der Ehegatten 
§§ 1951 ff., 2303 Abſ. 2; 

0. der Anfechtbarkeit der Rechtshandlungen eines Schuldners, Anfechtungs⸗ 
geſetz vom 21. Juli 1879 (hinter $ 144), KO. §§ 29 ff. EG. Art. 33. 

p. der Berechtigung zum Antrag auf Entmündigung der Ehegatten, wenig⸗ 
ſtens inſoweit als durch die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft das 
Antragsrecht der Verwandten wieder eintritt. Ob die Aufhebung der 
ehelichen Gemeinſchaft das dem Ehegatten als ſolchem zuſtehende An⸗ 
Ab 1. 0 e erſcheint nicht unzweifelhaft, vgl. CO. 88 646 
Abi. 1, 680. 


§ 1587. I. Die Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinschaft erfordert 
einen nach der Erlaſſung des Aufhebungsurtheils (§ 1576; § 1586 Note 11) 
eintretenden oder fortdauernden Thatbeſtand, welcher den rechtsbeſtändigen 
Willen der Ehegatten, als ſolche mit einander leben zu wollen, ergiebt (val. 
§ 1324 Abi. 2). 

2. Beim Vorliegen dieſes Thatbeſtandes (vgl. zu 1) fallen die mit dem 
Eintritte der Rechtskraft des Aufhebungsurtheils (vgl. $ 1586 Note I 1) ver⸗ 
bundenen Wirkungen (§ 1586 Note II 2) für die Zukunft kraft Geſetzes 
fort. 

3. Gütertrennung §8 1427 ff., Wirkung Dritten gegenüber §§ 1431, 1435. 
Anderweite güterrechtliche Regelung, inſonderheit alſo die Wiederherſtellung 
des früheren Güterrechts erfordert die Abſchließung eines Ehevertrags. Vgl. 
§§ 1432 ff. 

4. Iſt die eheliche Gemeinſchaft vor Rechtskraft des Aufhebungsurtheils 
wiederhergeſtellt und ſind deshalb die Wirkungen der Aufhebung überhaupt 
nicht eingetreten (§ 1586 Note I 1), fo bleibt es in allen Beziehungen, in: 
Dr auch in Anſehung des ehelichen Güterrechts bei dem früheren Zu⸗ 
ſtande. 

5. Die Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft iſt auf Antrag in dem 
Heirathsregiſter zu vermerken, § 55 Perſonenſtandsgeſetz (vgl. zu EG. Art. 46). 
Dieſe Eintragung hat aber keine konſtitutive Wirkung. 
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Achter Titel. 
Kirchliche Verpflichtungen. 


§ 1588. Die kirchlichen Verpflichtungen in Anſehung der Ehe 
werden durch die Vorſchriften dieſes Abſchnitts nicht berührt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Aermandifchaft. 
Erſter Titel. 
Allgemeine Vorſchriften. 


§ 1589. Perſonen, deren eine von der anderen abſtammt, ſind 
in gerader Linie verwandt. Perſonen, die nicht in gerader Linie 
verwandt ſind, aber von derſelben dritten Perſon abſtammen, ſind 
in der Seitenlinie verwandt. Der Grad der Verwandtſchaft beſtimmt 
ſich nach der Zahl der ſie vermittelnden Geburten. 

Ein uneheliches Kind und deſſen Vater gelten nicht als verwandt. 


§ 1588. I. Vgl. die Abſchnittsvorb. vor § 1297. 

2. Landesgeſetzgebung. 

Preussen Trauungsordnung vom 27. Juli 1880 (Kirchl. Gef. u. Verordn.⸗ 
Bl. S. 109), für Hannover Kirchengeſetz vom 6. Juli 1876 
(GS. S. 278). 

Die Vorſchriften dieſes Titels dienen unmittelbar und zunächſt nur dem 
Rechte des BSB. Vgl. Vorb. zum Allg. Theil Note 2. In Gemäßheit der 
Artt. 4, 32, 55 iſt zu beurtheilen, inwieweit dieſe Vorſchriften auch für 
ſonſtiges Reichsrecht und für das Landesrecht in Betracht kommen. 

Für die Reichsjuſtizgeſetze (GV., CPD., SEPD., KO. und AnfSef.) vgl. 
EG. Art. 33. Für die Landesgeſetze ſchreiben die Anwendbarkeit der Vor⸗ 
ſchriften über Verwandſchaft und Schwägerſchaft vor: 

S.-Weim. AG. z. BGB. § 194. 
Schw.-Rd. AG. z. BGB. Art. 148. 
Reuss ä. L. AG. z. BGB. § 120. 


8 1589. 1. Eheliche und uneheliche Abſtammung. 

a. Die Verwandtſchaft im Sinne des BSB ſetzt nach der väterlichen 
Seite eheliche Abſtammung (88 1591 ff.) voraus. Dem entſpricht Abſ. 2. 
Verhältniß nach der mütterlichen Seite § 1705. 

b. Der leiblichen Verwandtſchaft des unehelichen Kindes zu ſeinem 
unehelichen Erzeuger iſt durch das Eheverbot des § 1310 Abſ. 3 (vgl. da⸗ 
ſelbſt) ſowie durch die in §§ 17081714 dem Erzeuger auferlegte Unter⸗ 
haltspflicht und durch die Möglichkeit der Legitimation ($$ 1719ff., 1723 ff.) 
Rechnung getragen. Titelvorb. vor $ 1705 Note II 1. 

2. Abſtammung aus einer nichtigen Ehe §§ 1699 ff. r 
3. Verbindung durch Legitimation und Annahme an Kindes: 
ſtatt. Die durch nachfolgende Ehe ($ 1719) oder durch Ehelichkeitserklärung 

($ 1736) Tenitimirten ſowie die an Kindesſtatt angenommenen Perſonen 

G 1757) erlangen die rechtliche Stellung ehelicher Kinder und damit auch 

die rechtliche Stellung von Verwandten (vgl. $ 1311), ſelbſtverſtandlich unter 

= eihränfung auf den Perſonenkreis, auf welchen die Wirkungen der Ehe⸗ 

üichkeitserklärung oder der Annahme an Kindesſtatt ſich nach den einſchlä⸗ 

gigen Beſtimmungen ($ 1737; 88 1762, 1763) erſtrecken. Für die richtige 
H. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 13 


Kirchliche Verpflichtungen. 


1. Verwandtſchaft. 


Uneheliche Vaterſchaft. 


Vorbemerkung zum 
1. Titel. 


$ 1589, 
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Auslegung des BGB. tft zu beachten, daß, wo nicht im Einzel⸗ 

fall ein Anderes beſtimmt iſt, die hier bezeichneten Perſonen 

unter „Verwandte“ ꝛc. mitumfaßt find. (Vgl. §§ 1310, 1311; § 1757.) 
4. Terminologie. 

a, Für die Ausdrucksweiſe des BGB. iſt feſtzuhalten, daß in allen Fällen, 

in denen ſich ein Anderes nicht ergiebt, die zur Bezeichnung eines be⸗ 

ſtimmten Verwandtſchaftsverhältniſſes dienenden Ausdrücke (vgl. zu b) 
zwar in dem zu 3 bezeichneten Umfange die durch Legitimation oder An⸗ 
nahme an Kindesſtatt eintretende Verbindung, nach der väterlichen 
Seite ($ 1589 Abſ. 2) aber nicht die durch uneheliche Zeugung hervor⸗ 
gerufene natürliche Blutsverwandtſchaft mitumfaſſen. 

b. Die wichtigſten zur Bezeichnung eines Verwandtſchaftsverhältniſſes dienen⸗ 

den Ausdrücke des BGB. (vgl. zu a): 

a. Abkömmlinge bezeichnet die Nachkommen ohne Rückſicht auf den 
Grad der Verwandtſchaft (Kinder, Enkel ꝛc.). Vgl. z. B. § 1310 
Abſ. 2 u. 3, §§ 1482 ff., 1924 ff. — „Nachkommenſchaft“ § 2107. 

3. Kinder bezeichnet die Abkömmlinge erſten Grades, unbeſchadet der 
Auslegungsregel des § 2068 für letztwillige Anordnungen. — Zur 
Bezeichnung des Kindesalters wird das Wort Kind nicht verwendet. 
Vgl. §§ 104 Ziffer 1, 828. — In den Vorſchriften über die Annahme 
an Kindesſtatt wird der Anzunehmende im Gegenſatze zu dem An⸗ 
nehmenden als Kind bezeichnet. Vgl. §§ 1750, 1751. 

1. Eltern (Vater, Mutter) bezeichnet die Aſzendenten erſten Grades; 

unter Eltern und Voreltern ſind die Aſzendenten im Allgemeinen 

(vgl. $ 1611 Abſ. 2) zuſammengefaßt. Vgl. auch §§ 1926, 1928, 1929: 

N aa Urgroßeltern und entferntere Voreltern. — Großvater 

1776. 

d. Geſchwiſter § 1775 (vollbürtige, halbbürtige § 1310; Bruder, 

Schweſter §§ 2109, 2163) find die Seitenverwandten zweiten Grades. 

e. Auslegungsregel für teſtamentariſche Anordnungen: 
„Kinder“ § 2068; „Verwandte“, „nächſte Verwandte“ § 2067. 

5. Bedeutung der Verwandtſchaft in Anſehung einzelner 

Rechtsverhältniſſe: 

a. Verwandtſchaft als Ehehinderniß §§ 1310, 1327. — Indeß $ 1311. 

b. Verwandte als Zeugen bei der Eheſchließung § 1318. 

C. Unterhaltspflicht der Verwandten §§ 1601 ff. 

d. Berückſichtigung der Verwandten bei der Auswahl eines Vormundes, 

Pflegers ꝛc. §§ 1779, 1792 Abſ. 4, 1867, 1915, 1694. 

e. ee Familienraths auf Antrag eines Verwandten des Mün⸗ 

els ’ 

f. Anhörung von Verwandten des Mündels durch das Vormundſchafts⸗ 

18975 vor gewiſſen wichtigen Entſcheidungen §§ 1308, 1673, 1847, 1862, 
1897. 


. Geſetzliches Erbrecht der Verwandten d §§ 1924 ff., indeß § 1759; Pflicht⸗ 
5 theilsrecht §§ 2303 ff. 85 f 
h. Die Verwandtſchaft als Ausſchließungsgrund für die Mitwirkung bei der 
Errichtung oder Aufhebung eines Teſtaments oder Erbvertrags §§ 2234 ff., 
2244, 2249 ff., 2276, 2290. Vgl. Fr. §§ 170 ff. (hinter § 129). Vgl. 
ferner CPO. § 41 u. ſ. w. 
1. Berechtigung der Verwandten zum Antrag auf Entmündigung CRD. 
§§ 646, 680. j 
6. Uebergangsvorſchrift und Internationales Privatrecht. 
Die Vorſchriften dieſes Titels des BSB. dienen im Weſentlichen der Termino⸗ 
logie des BGB. vgl. Note 40. Iſt auf Grund der Uebergangsvorſchriften 
oder des Internationalen Privatrechts ein Rechtsverhältniß nach einem 
anderen Rechte zu beurtheilen, ſo iſt aus dieſem auch in Anſehung des zu 
beurtheilenden Rechtsverhältniſſes die Frage der Verwandtſchaft zu be⸗ 
antworten. Vgl. RG. 2 356. 
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§ 1590. Die Verwandten eines Ehegatten find mit dem anderen 
Ehegatten verſchwägert. Die Linie und der Grad der Schwäger⸗ 
ſchaft beſtimmen ſich nach der Linie und dem Grade der ſie ver⸗ 
mittelnden Verwandtſchaft. 

Die Schwägerſchaft dauert fort, auch wenn die Ehe, durch die ſie 
begründet wurde, aufgelöſt iſt. 


Zweiter Titel. 
Eheliche Abſtammung. 


§ 1590. 1. Die Schwägerſchaft umfaßt: 

a. in der geraden Linie das Verhältniß des einen Ehegatten zu den 
einſeitigen Abkömmlingen des anderen Ehegatten (Stiefeltern, Stief⸗ 
kinder), ſowie zu den Eltern und Voreltern des anderen Ehegatten 
(Schwiegereltern, Schwiegerkinder); 

b. in der Seitenlinie das Verhältniß des einen Ehegatten zu den 
Seitenverwandten des anderen Ehegatten (insbeſondere alſo Schwager, 
Schwägerin). Keine Schwägerſchaft der zu einer Perſon im Schwäger⸗ 
ſchaftsverhaltniſſe ſtehenden Perſonen unter einander. Die Ehegatten 
zweier Geſchwiſter ſind im Sinne des § 1590 nicht mit einander ver⸗ 
ſchwägert. 

2. Vorausſetzung für die Schwägerſchaft iſt eine gültige Ehe, 
unbeſchadet der (ex tunc fortfallenden) Wirkung einer nichtigen oder anfecht⸗ 
baren Ehe bis zu erfolgter Nichtigkeitserklärung 88 1329, 1343. Erweite⸗ 
rung des Schwögerſchaftsbegriffs für das Eheſchließungsrecht § 1310. 

3. Der Begriff der Verwandtſchaft iſt aus § 1589 zu entnehmen. 
Zu beachten iſt, daß trotz Erlangung der Stellung eines ehelichen Kindes 
durch Ehelichkeitserklärung und Annahme an Kindesſtatt dennoch 
a. die Frau des Vaters eines für ehelich erklärten Kindes nicht mit dem 

Kinde, und der Ehegatte des Kindes nicht mit dem Vater verſchwägert 

wird, § 1737 Abſ. 1 S. 2; 

b. ee nat Annehmenden nicht mit dem Kinde, der 
0 es Kindes ni mi i 
9 1763 Saß 2 ch it dem Annehmenden verſchwägert wird, 

4. (Abs 2. Die Auflöſung der Ehe (Tod, Scheidung, Aufhebung der 
ehelichen Gemeinſchaft (§ 1586), Wiener eu im Falle 15 Sodes⸗ 
erklärung) laßt — anders wie die Nichtigkeitserklärung (vgl. zu 2) — die 
beſtehende Schwägerſchaft fortdauern. Eine aufgelöſte Ehe kann indeß das 
Verhältniß der Schwägerſchaft nicht mehr erzeugen. Es treten alſo die nach 
der Auflöſung der die Schwägerſchaft begründenden Ehe den Verſchwägerten 
geborenen Kinder nicht auch ihrerſeits in das Schwägerſchaftsverhältniß. 

5. Wegen der rechtlichen Bedeutung der Schwägerſchaft in An⸗ 
ſehung einzelner Rechtsverhältniſſe vgl. zu $ 1589 Note 5 a, b, d, e, f. h 

6. Uebergang und Internationales Privatrecht vgl. § 1589 

ote 6. 


1. Die eheliche Abſtammung iſt von rechtlicher Bedeutung: 
a. für das Privatrecht als Vorausſetzung für die Verwandtſchaft (val. 
$ 1589 Note 1a) und insbeſondere für die elterliche Gewalt ($$ 1626 ff.) 
ſowie den Wohnſitz § 11; 
b. für das öffentliche Recht: 
a. Geſetz über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes⸗ und Staats⸗ 
angehörigfeit vom 1. Juni 1870 (BGBl. S. 355), vgl. EG. Art. 41; 
g. 9 den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 (BGBl. 
. 360). 
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2. Schwägerſchaft. 


Vorbemerkung zum 
2. Titel. 


Vorbemerkung zum 
2. Titel. 
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2. Fiktion der ehelichen Abſtammung. 

a. Als eheliche Kinder gelten die aus nichtiger Ehe ſtammenden Kinder 
nach näherer Vorſchrift der §§ 1699 ff. Vgl. auch § 1324 Abſ. 2 und 
Note III daſelbſt. 

b. Die rechtliche Stellung ehelicher Kinder erlangen: 

. die legitimirten unehelichen Kinder (nachfolgende Ehe § 1719, Ehe⸗ 

lichkeitserklärung § 1736); Zeitpunkt des Eintritts dieſer Wirkung 
§ 1719 Note III 2. 

8. die an Kindesſtatt angenommenen Kinder § 1757, vgl. auch §§ 1768 ff., 
1771 


c. Die Wirkung der Fiktion erſtreckt ſich unmittelbar nur auf die Rechts⸗ 
verhältniſſe, welche im BSB. (vgl. zu § 1589 Note 4c) ſowie in den in 
EGG. Art. 33 bezeichneten Geſetzen geregelt find. Vgl. auch EG. Art. 4. 
— Nicht ausgeſchloſſen iſt indeß, daß in Spezialgeſetzen oder Rechts⸗ 
geſchäften, insbeſondere auf dem Gebiete des Lehens⸗, Fideikommiß⸗, 
Stammgutsrechts, eine Unterſcheidung zwiſchen ehelichen Kindern im Sinne 
der §§ 1591 ff. und den durch Rechtsſatz den ehelichen Kindern gleich⸗ 
geſtellten unehelichen Kindern gemacht wird (Ec. Art. 59). 

d. Brautkinder vgl. § 1297 Note III 3. 

e. Die Ehelichkeit des vor der Ehe empfangenen, aber nach der Eheſchließung 
geborenen Kindes beruht nicht auf Fiktion. Vgl. § 1591 Note 1 b. 

3. Das Verfahren in Rechtsſtreitigkeiten, welche die Feſtſtellung des 
Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und Kindern zum Gegenſtande haben, 
unterliegt den Vorſchriften CPO. §§ 640—8643, welche in Anlehnung an die 
für Eheſachen geltenden Vorſchriften (vgl. Titelvorb. vor § 1564 Note II) in 
gewiſſem Umfange den Parteien die Verfügung über den Gegenſtand des 
Prozeſſes entziehen. 

a. Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines Eltern⸗ 
und Kindesverhältniſſes zwiſchen den Parteien. 

CPO. 5 640. Auf einen Rechtsstreit, der die Feststellung des Bestehens 
oder Nichtbestehens eines Eltern- und Kindesverhältnisses zwischen den Parteien 
oder die Fesstellung des Bestehens oder Nichtbestehens der elterlichen Gewalt 
der einen Partei über die andere zum Gegenstande hat, finden die Vorschriften 
der S8 607, 613, des 5 617 Abs. I, 3 und der 88 618, 619, 622, 625, 636, 
628, 635 entsprechende Anwendung. 

Mit einer der im Abs. 1 bezeichneten Klagen kann eine Klage anderer Art 
nicht verbunden werden. Eine Widerklage anderer Art kann nicht erhoben 
werden. 


a. Mitwirkungsbefugniß der Staatsanwaltſchaft CPO. $ 607. 

„ Erforderniß beſonderer Vollmachtsertheilung des Klägers CRD. § 613. 

. Uneingeſchränkte und freie richterliche Beweiswürdigung CPO. § 617. 

Verſäumniß des Beklagten CPO. § 618. 

. Parteivernehmung CO. § 619. 

„Offizialthätigkeit des Gerichts zum Zwecke der Ermittelung ſowohl 
des Beſtehens als auch des Nichtbeſtehens des Eltern: und Kindes⸗ 
verhältniſſes. CRD. § 622. 

7. Zuſtellung der Urtheile von Amtswegen CRD. § 625. 
J. Keine Zurückweiſung verſpäteter Vertheidigungsmittel in der Be⸗ 
rufungsinſtanz CPO. § 626. 5 
1. Tod einer Partei vor der Rechtskraft des Urtheils CRD. § 628. 
2. Die Verſäumniß des Klägers gilt als Zurücknahme der Klage CPO. 
8 635, vgl. § 1596 Abi. 2. 
b. Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes ($ 1594), Anfechtun 
der ene g der Ehelichkeit ($ 1599). . 
CPO. 5 641. Wird die Ehelichkeit eines Kindes oder die Anerkennung 
der Ehelichkeit von dem Ehemanne der Mutter durch Erhebung der Anfechtungs- 
klage angefochten, so finden die Vorschriften der SS 607, 613, des $ 617 
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§ 1591. Ein Kind, das nach der Eingehung der Ehe geboren 
wird, iſt ehelich, wenn die Frau es vor oder während der Ehe 
empfangen und der Mann innerhalb der Empfängnißzeit der Frau 
beigewohnt hat. Das Kind iſt nicht ehelich, wenn es den Umſtänden 
nach offenbar unmöglich iſt, daß die Frau das Kind von dem Manne 
empfangen hat. 

Es wird vermuthet, daß der Mann innerhalb der Empfängnißzeit 
der Frau beigewohnt habe. Soweit die Empfängnißzeit in die Zeit 
vor der Ehe fällt, gilt die Vermuthung nur, wenn der Mann ge⸗ 
ſtorben iſt, ohne die Ehelichkeit des Kindes angefochten zu haben. 


Abs. J, 2, der SS 618, 619, des & 622 Abs. 1 und der SS 625, 626, 628 ent- 
sprechende Anwendung. 

Der Ehemann ist prozessfähig, auch wenn er in der Geschäftsjähigkeit be- 
schränkt ist. Für einen geschüftsunfähigen Ehemann wird der Rechtsstreit durch 
den gesetzlichen Vertreter geführt; der gesetzliche Vertreter kann die Anfechtungs- 
klage nur mit Genehmigung des Vormundschaftsgerichts erheben. 

Mit der einen Anfechtungsklage kann nur die andere Anfechtungsklage ver- 
bunden werden. Eine Widerklage kann nicht erhoben werden. 


€. Die Zuſtändigkeit beim Mangel eines allgemeinen Gerichtsſtandes des 
Beklagten im Inlande CPO. § 642. 
d. Wirkſamkeit des Urtheils für und gegen Alle CO. § 643. 
CPO. 5 643. In den Fällen der $8 640, 641 wirkt das Urtheil, sofern 
es bei Lebzeiten der Parteien rechtskräftig wird, für und gegen Alle. Ein 
Urtheil, welches das Bestehen des Eltern- und Kindesverhältnisses oder der 
elterlichen Gewalt feststellt, wirkt jedoch gegenüber einem Dritten, welcher das 
elterliche Verhältniss oder die elterliche Gewalt für sich in Anspruch nimmt, 
nur dann, wenn er an dem Rechtsstreite Theil genommen hat. 


4. Eine Uebergangsvorſchrift ift nicht gegeben, vgl. EG. Art. 203 
mit EG. Artt. 18 und 19. Entſcheidend iſt das zur Zeit der Geburt des 
Kindes geltende Recht. Vgl. Mot. z. EG. S. 291. Wegen der Kinder aus 
nichtigen Ehen vgl. EG. Art. 207. 

5. Internationales Privatrecht EG. Art. 18. 

6. Die Beurkundung der Geburten iſt in dem Perſonenſtandsgeſetze 
vom 6. Februar 1875 (REBL. S. 23) SS I ff., SS 17ff., § 26 geregelt. Vgl. 
0 3 a D gereg 9 
3313. Bol. auch § 11 des RG. bir. die Eheſchließung und die Beurkundung 
des Perſonenſtandes von Bundesangehörigen im Auslande vom 4. Mai 1870, 
(RGBl. S. 599) 3 308. 

7. Strafrechtliche Vorſchrift. 

StGB. 5 109. Wer ein Kind unterschiebt oder vorsätzlich verwechselt, oder 
wer auf andere Weise den Personenstand eines Anderen vorsätzlich verändert 
oder unterdrückt, wird mit Gefängniss bis zu drei Jahren und, wenn die Hand- 
lung in gewinnsüchtiger Absicht begangen wurde, mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren bestraft. 

Der Versuch ist strafbar. 

8. Vorbehaltenes Landesrecht. Inwieweit die Vorſchriften dieſes Titels 
auch für die Materien des vorbehaltenen Landesrechts gelten, iſt nach EG. 
Artt. 4, 55 zu beurtheilen. Vgl. für Preußen: Geltendmachung der Unehe⸗ 
lichkeit durch Lehens⸗ oder Fideikommißanwärter $$ 17, 18 I 1 AL R., welche 
Vorſchriften durch das Pr. AG. nicht aufgehoben ſind. 

$ 1591. 1. Vorausſetzungen der ehelichen Abſtammung ſind: 
a. Geburt ($1 Note 2) nach Eingehung der Ehe. (Beweisführung 

vgl. Perſonenſtandsgeſetz § 15 (3 313). Vgl. §1 Note 14. 
Nach Eingehung der Ehe iſt auch ein Kind geboren, welches nach Auf⸗ 
löſung der Ehe geboren wird. Die nacheheliche Geburt kommt indeß für 


1. Vorausſetzungen der 
Eyelichteit. 


a. Vermuthung der 
Betwohnung des 
Mannez während 
d. Empfängnißzeit. 


b. Empfängnißzeit. 
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$ 1592. Als Empfängnißzeit gilt die Zeit von dem einhundert⸗ 
einundachtzigſten bis zu dem dreihundertundzweiten Tage vor dem 
Tage der Geburt des Kindes, mit Einſchluß ſowohl des einhundert⸗ 
einundachtzigſten als des dreihundertundzweiten Tages. 

Steht feſt, daß das Kind innerhalb eines Zeitraums empfangen 
worden iſt, der weiter als dreihundertundzwei Tage vor dem Tage 
der Geburt zurückliegt, ſo gilt zu Gunſten der Ehelichfeit des Kindes 
dieſer Zeitraum als Empfängnißzeit. 


die eheliche Abſtammung nur in Betracht, wenn die nach § 1592 feſtzu⸗ 

ſtellende Empfängnißzeit noch in die Zeit vor Auflöſung der Ehe zurückreicht. 

b. Die Möglichkeit des Empfängniſſes von dem Manne ohne 
Unterſchied, ob die Empfängniß vor oder nach der Eheſchließung ſtatt⸗ 
gefunden hat. Vgl. Vorb. Note 2 e. 

a. Die Möglichkeit der Empfängniß iſt regelmäßig vorhanden, wenn der 
Mann der Frau innerhalb der Empfängnißzeit ($ 1592) beigewohnt 
hat, und wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Frau während 
dieſer Zeit mit mehreren Männern geſchlechtlich verkehrt hat. 

6. Gegenüber dem Nachweiſe (vgl. zu 2), daß der Mann während der 
Empfängnißzeit ($ 1592) der Frau beigewohnt hat, ift der Gegen: 
beweis dahin zugelaſſen, daß es den Umſtänden nach offenbar 
unmöglich iſt, daß die Frau das Kind von dem Manne empfangen 
haben kann. Die Faſſung („offenbar unmöglich“) ſoll auf eine ſtrenge 
1 der Schlüſſigkeit des hierfür beigebrachten Beweiſes hin⸗ 
wirken. 

Beiſpiele: das Kind iſt von einer anderen Raſſe als die Ehegatten; 
nach dem Reifegrade des Kindes bei der Geburt kann daſſelbe un⸗ 
möglich aus der gegen das Ende der Empfängnißzeit erfolgten Bei⸗ 
wohnung des Mannes herrühren u. a. m. 

2. Der Beweis der Beiwohnung während der Empfängnißzeit. 

4. Die in Abſ. 2 aufgeſtellte Vermuthung kann durch beliebige Beweismittel 
entkräftet werden. Vgl. END. § 292, RG. A 157. 

b. Die Vermuthung des Abſ. 2 gilt für den in die Zeit vor der Ehe 
fallenden Theil der Empfängnißzeit nur, wenn der Mann geſtorben iſt, 
ohne die Ehelichkeit angefochten zu haben, gleichgültig, ob er die Geburt 
des Kindes noch erlebt hat oder nicht. Die Vermuthung gilt alſo nicht 
a. bei Lebzeiten des Mannes; 

5. wenn der Mann nach Anfechtung der Ehelichkeit geſtorben iſt. Dabei 
wird eine friſt⸗ und formgerechte ($$ 15941597) und nach § 1598 
zuläſſige Anfechtung vorausgeſetzt. Die in Gemäßheit des § 1599 
angefochtene anfechtbare Anerkennung gilt als nicht erfolgt ($ 142). 

c. Fällt die Empfängnißzeit zum Theil in die Zeit vor Schließung der Ehe 
und iſt die Nichtbeiwohnung für den in die Ehe fallenden Theil der 
Empfängnißzeit nachgewieſen, ſo tritt für den Reſt der Empfängnißzeit 
die Beſchränkung der Vermuthung des Abſ. 2 Satz 2 ein. 

3. Die rechtskräftige Feſtſtellung der Ehelichkeit wirkt für und gegen Alle 

CPO. $ 643 (Titelvorb. vor § 1591). 

§ 1592. 1. Die in § 1592 enthaltene Regelung der Empfängnißzeit dient 
unmittelbar nur der Feſtſtellung, ob das Kind ein eheliches iſt. Vgl. die 

Sonderregelung für die Feſtſtellung der unehelichen Vaterſchaft in $ 1717 

Abſ. 2. Immerhin bietet die Vorſchrift einen Anhaltspunkt für die bei 

anderen Rechtsverhältniſſen erhebliche Frage, ob ein Kind zu einem be⸗ 

ſtimmten Zeitpunkt empfangen war. Vgl. § 1 Note III 2 u. 3. 

2. Die Vorſchrift des Abſ. 1 erkennt einen urſächlichen Zuſammenhang 
zwiſchen einer Geburt und einer Beiwohnung nur an, wenn der zwiſchen 

beiden liegende Zeitraum — abgeſehen von Stücktagen — mindeſtens 180 
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$ 1593. Die Unehelichkeit eines Kindes, das während der Ehe 
oder innerhalb dreihundertundzwei Tagen nach der Auflöſung der 
Ehe geboren iſt, kann nur geltend gemacht werden, wenn der Mann 
die Ehelichkeit angefochten hat oder, ohne das Anfechtungsrecht ver⸗ 
loren zu haben, geſtorben iſt. 


und höchſtens 302 volle Tage umfaßt. Die Empfängnißzeit trägt ſomit 
ſelbſt den ſeltenen Fällen Rechnung, daß ein Kind bereits im Anfange des 
ſiebenten oder erſt am Ende des 10. Monats der Schwangerſchaft geboren wird. 

3. Abſ 2 trägt dem immerhin möglichen Ausnahmefalle Rechnung, daß 
ein während der Ehe empfangenes Kind erſt nach Ablauf von 302 Tagen 
geboren wird. Der Beweis, daß die Empfängniß vor dem dreihundertund⸗ 
zweiten Tage vor der Geburt ſtattgefunden hat, kann dem Gerichte nicht nur 
durch Sachverſtändigengütachten über den Reifezuſtand des Kindes, ſondern 
auch in anderer Weiſe, durch Indicien (z. B. die Ehrbarkeit der Mutter u. 
dgl.) geführt werden. Eine entſprechende Behandlung des Falles, daß ein 
Kind vor dem 181. Tage nach der Empfängniß geboren wird, iſt mit Rück⸗ 
ſicht darauf abgelehnt, daß derartige Frühgeburten niemals lebensfähig ſind. 

4. Der Normirung der Empfängnißzeit in § 1592 entſpricht die Vorſchrift 
über das Ehehinderniß der Wartezeit in § 1313. Vgl. auch § 1600. 

5. Als ſelbſtverſtändlich iſt fortgelaſſen (E. I. § 1467 Abf. 2), daß, wenn 
die Ehefrau während der nach § 1592 ſich ergebenden Empfängsnißzeit von 
einem Kinde entbunden iſt, die vor die Entbindung fallende Zeit nicht zur 
Empfängnißzeit des nachher geborenen Kindes gehört. 


§ 1593. A. Die Geltendmachung der Unehelichkeit. 

I. Das während der Ehe oder innerhalb 302 Tagen nach der Auf⸗ 
löſung der Ehe (vgl. zu III) geborene Kind. 

1. Der Ehemann iſt in der Lage, die Ehelichkeit des von ſeiner Frau 
während der Ehe oder innerhalb 302 Tagen nach Auflöſung der Ehe ge⸗ 
borenen Kindes dem wahren Sachverhältniß entgegen durch Unterlaſſung der 
Anfechtung (§ 1594), durch Zurücknahme der Anfechtungsklage ($ 1596) oder 
durch Anerkennung des Kindes ($ 1598) in einer für und gegen alle wirk⸗ 
ſamen Weiſe feſtzuſtellen. 

2. Die Unehelichkeit kann von Niemand, weder von dem Ehemanne noch 
von der Ehefrau oder von dem Kinde oder einem Dritten geltend gemacht 
werden, ſolange nicht der Ehemann die Chelichkeit durch einen formellen, als 
ein einſeitiges Rechtsgeſchäft ſich darſtellenden Akt ($$ 1596, 1597) ange⸗ 
Den hat. — Vgl. für Preußiſches Lehn⸗ und Fideikommißrecht Titelvorb. 

ote 8. 

3. Nur in dem Falle, daß der Ehemann, ohne die Ehelichkeit des Kindes 
angefochten, aber auch ohne das Recht der Anfechtung (durch Zeitablauf 
§ 1594 oder Anerkennung $$ 1598, 1599) verloren zu haben, geſtorben ift, 
iſt die Geltendmachung der Unehelichkeit als eines Präjudizialpunktes für 
das einzelne ſtreitige Rechtsverhältniß nicht nur dem Erben des Ehemannes 
ſondern auch dem Kinde ſelbſt und jedem Dritten nach Maßgabe der allge⸗ 
meinen Vorſchriften geftattet, vgl. $ 1719 Note I 2a OG. 3191. 

4. Hat der Mann die Anfechtungsklage ($ 1598) erhoben und ſtirbt vor 
Erledigung des Rechtsſtreits, ſo kann nunmehr die Unehelichkeit gemäß 
§ 1593 von Jedem geltend gemacht werden. . 

5. Die auf die Anfechtungsklage des Ehemanns rechtskräftig erfolgte Feſt⸗ 
ſtellung der Unehelichkeit wirkt für und gegen Alle (CO. $ 643 |. Titelvorb.). 

Il. Das nicht während der Ehe oder innerhalb 302 Tagen nach der 
Auflöſung der Ehe geborene Kind. 8 

Die Unehelichkeit kann von Jedermann nach allgemeinen Grundſatzen gel⸗ 
tend gemacht werden. (Pal. § 1592 Ab. 2.) Iſt indeß einmal die Feſt⸗ 
ſtellung der Ebelichkeit zwiſchen dem Kinde und dem Ehemann erfolgt, ſo 
wirkt auch in dieſem Falle das Urtheil für und gegen Alle (CPO. § 643). 


2. Geltendmachung der 
Unchelichkeit. 


3. Anfechtung der Che⸗ 
lichkeit durch d. Mann. 
. Anfechtungsfriſt. 
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§ 1594. Die Anfechtung der Ehelichkeit kann nur binnen Jahres⸗ 
friſt erfolgen. 

Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Mann die 
Geburt des Kindes erfährt. 

Auf den Lauf der Friſt finden die für die Verjährung geltenden 
Vorſchriften der §§ 203, 206 entiprechende Anwendung. 


III. Anhang: Das nach Auflöſung der Ehe geborene Kind. 

1. Auflöſung der Ehe durch den Tod des Ehemanns. 

Die Unehelichkeit kann von Jedermann geltend gemacht werden. Zur 
Geltendmachung gehört der Nachweis offenbarer Unmöglichkeit des Empfang⸗ 
niſſes von dem Manne oder der Nichtbeiwohnung deſſelben in der gemäß 
§ 1592 feſtzuſtellenden Empfängnißzeit. 

2. Der Auflöſung durch Scheidung ſteht die Aufhebung der 
ehelichen Gemeinſchaft gleich, ſofern nicht die Wiederherſtellung derſelben 
erfolgt iſt (vgl. § 1587). 

Die Geltendmachung der Unehelichkeit richtet ſich nach § 1593, iſt alſo in 
erſter Linie von dem Willen des Ehemanns abhängig. 

3. Todes erklärung. 

Die Auflöſung der Ehe tritt nicht ſchon mit der Todeserklärung, ſondern 
erſt mit der auf Grund derſelben erfolgenden Wiederverheirathung ein (vgl. 
§ 1348 Note I 1). Die Ehefrau des für todt erklärten, länger als 
zehn Monate abweſenden Ehemanns hat ein Kind geboren, 

a. ohne ſich wieder verheirathet zu haben: 

a. Solange die durch die Todeserklärung begründete Todesvermuthung 
nicht widerlegt iſt, kann Jedermann, da der Mann als verſtorben 
gilt, ohne das Anfechtungsrecht verloren zu haben, die Unehelichkeit 
von Fall zu Fall für die einzelnen ſtreitigen Rechtsverhältniſſe nach 
allgemeinen Grundſätzen geltend machen (§ 1593). 

8. Nach Widerlegung der Todesvermuthung tritt die nach § 1593 bei 
Lebzeiten des Mannes beſtehende Beſchränkung ein. Nur der Mann 
kann gemäß $$ 1593 ff. anfechten. Er kann aber auch das offenbar 
nicht von ihm herrührende Kind als eheliches anerkennen. Vgl. 1 1. 

b. nach ſtattgehabter Wiederverheirathung: 

Mit der Wiederverheirathung tritt die Auflöſung der früheren Ehe ein. 

4. Solange die Todesvermuthung nicht widerlegt iſt, in Anſehung der 
früheren Ehe wie zu aa. 

6. Nach Widerlegung der Todesvermuthung richtet ſich die Geltend⸗ 
3 der Ehelichkeit in Anſehung der früheren Ehe nach §§ 1593, 

600. 

J. Wird die zweite Ehe gemäß § 1350 angefochten, ſo iſt die Lage ſo 
wie zu aß. Dazu kommen aber noch die §§ 1699 ff. in Betracht. Vgl. 
auch zu bg. 

B. Die Wirkung erfolgreicher Anfechtung der Ehelichkeit. 

Die erfolgreiche Anfechtung der Ehelichkeit berechtigt zur Geltendmachung 
der Unehelichkeit auch für die Vergangenheit, ſowohl im Verhältniſſe 
zu dem Ehemanne wie zu Dritten. Beſondere Vorſchriften zum Schutze gut⸗ 
gläubiger Dritter, welche ſich mit dem Ehemann als dem geſetzlichen Ver⸗ 
treter des Kindes eingelaſſen haben, beſtehen nicht. Die Vorſchriften über 
Ir ungerechtfertigte Bereicherung und Geſchäftsführung ohne Auftrag grei⸗ 
fen ein. 

§ 1594. 1. Die einjährige Friſt iſt Ausſchlußfriſt. Vgl. Titelvorb. vor 
§ 186 Note 4 Friſtberechnung 88 187 Mb. 1, 188. 

2. § 203: Hemmung des Friſtlaufs durch Stillſtand der Rechtspflege oder 
durch höhere Gewalt. 5 

$ 206: Fehlen des geſetzlichen Vertreters eines geſchäftsunfähigen Ehe⸗ 
manns. Vgl. auch § 1595. 
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§ 1595. Die Anfechtung der Ehelichkeit kann nicht durch einen 
Vertreter erfolgen. Iſt der Mann in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, 
ſo bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters. 

Für einen gefhäftsunfähigen Mann kann ſein geſetzlicher Vertreter 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts die Ehelichkeit anfechten. 
Hat der geſetzliche Vertreter die Ehelichkeit nicht rechtzeitig angefochten, 
jo kann nach dem Wegfalle der Geſchäftsunfähigkeit der Mann ſelbſt 
die Ehelichkeit in gleicher Weiſe anfechten, wie wenn er ohne geſetz⸗ 
lichen Vertreter geweſen wäre. 

8 1596. Die Anfechtung der Ehelichkeit erfolgt bei Lebzeiten des 
Kindes durch Erhebung der Anfechtungsklage. Die Klage iſt gegen 
das Kind zu richten. 

Wird die Klage zurückgenommen, ſo iſt die Anfechtung als nicht 
erfolgt anzuſehen. Das Gleiche gilt, wenn der Mann vor der Er⸗ 
ledigung des Rechtsſtreits das Kind als das ſeinige anerkennt. 

Vor der Erledigung des Rechtsſtreits kann die Unehelichkeit nicht 
anderweit geltend gemacht werden. 

§ 1597. Nach dem Tode des Kindes erfolgt die Anfechtung der 
Ehelichkeit durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte; die Er⸗ 
klärung iſt in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. 

Das Nachlaßgericht ſoll die Erklärung ſowohl demjenigen mittheilen, 
welcher im Falle der Chelichkeit, als auch demjenigen, welcher im 
Falle der Unehelichkeit Erbe des Kindes iſt. Es hat die Einſicht der 
19 8 5 Jedem zu geſtatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft 
macht. 


§ 1595. 1. Vgl. die entſprechende Regelung bei der Anfechtung der Ehe 
§ 1336 Abſ. 1, § 1340. in 1 

2. Der Abweſenheitspfleger wird nach § 1911 nur für Vermögensange⸗ 
legenheiten beſtellt und iſt deshalb weder zur Anfechtung noch zur Aner⸗ 
9 = befugt. 

Der Vorſchrift des § 1595 entſpricht die Regelung der Prozeßfähigkeit 
des Ehemanns in CRD. $ 641 Abi. 2 (Titelvorb. N 1591). 

4. Landesgeſetzgebung. 
Württemb. | AG. z. BGB. Art. 52 Z. 5. (Zuſtändig das Amtsgericht an Stelle 

des Vormundſchaftsgerichts ſ. EG. Art. 147.) 


§ 1596. 1. Vgl. die entſprechende Regelung bei Anfechtung der Ehe in 
1341 


2. Wegen der prozeſſualen Sondervorſchriften vgl. Titelvorb. vor § 1591. 

3. Klage gegen das minderjährige Kind erfordert die Beſtellung eines 
Pflegers §§ 1630 Abſ. 2, 1795, 1909. N 

4. Abſ. 2 vgl. § 1341 Abſ. 2. Die Zurücknahme der Klage hat an ſich 
nicht die Wirkung, daß das Anfechtungsrecht erliſcht. Die Klage kann viel⸗ 
mehr, innerhalb der Friſt des § 1594, von Neuem erhoben werden. — An⸗ 
erkennung der Ehelichkeit § 1598. 

5. Abſ. 3 vgl. § 1343 Abſ. 2. 8 f 

CPO. 5 153. Hängi die Entscheidung eines Rechtsstreits davon ab, ob ein 
Kind, dessen Ehelichkeit im Wege der Anfechtungsklage angefochten worden 
“st, unehelich ist, so finden die Vorschriften des $ 152 entsprechende Anwendung. 

ENMD. 8152 (zu 81343). Vgl. auch CPO. $ 155 (zu $ 1329). 
„ 4 5 1. Vgl. die entſprechende Regelung bei der Anfechtung der Ehe 
3 9 


b. Vertretung. Beſchr. 
Geſchäftsf.d. Mannes. 


Geſchäftsunfähigkeit 
des Mannes. 


c. Anfechtungserklärung 

a. bei Lebzeiten des 

Kindes. Anfech⸗ 
tungsklage. 


5. nach dem Tode d. 
Kindes. Erklärung 
gegenüber dem 
Nachlaßgerichte. 


4. Anerkennung der Ehe 
lichkeit. 


5. Anfechtung der An⸗ 
erkennung. 
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§ 1598. Die Anfechtung der Ehelichkeit iſt ausgeſchloſſen, wenn 
der Mann das Kind nach der Geburt als das ſeinige anerkennt. 

Die Anerkennung kann nicht unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbeſtimmung erfolgen. 

Für die Anerkennung gelten die Vorſchriften des $ 1595 Abſ. 1. 
Die Anerkennung kann auch in einer Verfügung von Todeswegen 
erfolgen. 

§ 1599. Iſt die Anerkennung der Chelichkeit anfechtbar, jo 
finden die Vorſchriften der SS 1595 bis 1597 und, wenn die An⸗ 
fechtbarkeit ihren Grund in argliſtiger Täuſchung oder in Drohung 
hat, neben den Vorſchriften des § 203 Abſ. 2 und des § 206 auch 
die Vorſchrift des § 203 Abſ. 1 entſprechende Anwendung. 


2. Oeffentliche Beglaubigung § 129. 

3. Nachlaßgericht Fr. G. §§ 72, 73 (zu § 1942). 

4. Landesgeſetzgebung. 

Baden. | Zuſtändigkeitsvorſchrift (Amtsgericht) Bad. FG. 5 

§ 1598. 1. Die Anerkennung der Ehelichkeit hat die in § 1598 ihr bei⸗ 
gelegte Rechtswirkung regelmäßig nur, wenn das Kind während der Ehe 
oder innerhalb 302 Tage nach Auflöſung derſelben geboren iſt; bei ſpäterer 
Geburt nur unter der Vorausſetzung des § 1592 Abſ. 2. In allen anderen 
Fällen iſt das Kind unehelich und kann nicht durch Anerkennung zu einem 
ehelichen werden. 

2. Unzuläſſigkeit der Bedingung vgl. Titelvorb. vor § 158 Note 12. 

3. Die Anerkennung kann nicht durch einen Vertreter erfolgen. Der be⸗ 
ſchränkt geſchäftsfähige Ehemann bedarf nicht der Zuſtimmung ſeines geſetz⸗ 
lichen Vertreters § 1595 Abſ. 1. 

4. Die Anerkennungshandlung, welche an eine Form nicht gebunden iſt 
und eines beſtimmten Adreſſaten nicht bedarf, muß den Charakter einer 
Willenserklärung, als einer auf Herbeiführung einer beabſichtigten rechtlichen 
Wirkung gerichteten Handlung an fi tragen (nl. § 1599 Note 1). Die 
bloße Anzeige der Geburt bei dem Standesbeamten wird alſo regelmäßig 
eine Anerkennung nicht enthalten. 

5. Die Anerkennung mit der Wirkung der Beſeitigung des Anfechtungs⸗ 
rechts muß nach der Geburt des Kindes erfolgen. 

6. Verfügung von Todeswegen ($$ 1937, 1941). 

Die in einer letztwilligen Verfügung ausgeſprochene Anerkennung erlangt 
nur dann Wirkſamkeit, wenn die letztwillige Verfügung überhaupt wirkſam 
wird, alſo bis zu dem Tode des Erblaſſers nicht zurückgenommen iſt. 

§ 1599. Die Anerkennung der Ehelichkeit unterſteht als Rechtsgeſchäft 
an ſich den allgemeinen Vorſchriften über Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der 
Willenserklärung ($$ 116 ff., 119 ff.). 

1. Iſt die Anerkennung nichtig, ſo wird ſie als nicht erfolgt be⸗ 
handelt, vgl. § 139 Note 1. Es kommen alsdann die §§ 1594 bis 1597 über 
die Anfechtung der Ehelichkeit unmittelbar zur Anwendung, insbeſondere 
muß die Anfechtung noch innerhalb der Anfechtungsfriſt (§ 1594) erfolgen, 
um wirkſam zu fein. Vgl. Titelvorb. vor $ 186 Note 4. 

2. Iſt die Anerkennung anfechtbar, ſo werden für die Anfechtung 
der Willenserklärung die allgemeinen Vorſchriften der $$ 119—124, 142 bis 
144 durch § 1599 zum Theil abgeändert. Die Regelung geſtaltet ſich danach 
folgendermaßen: 

a. Anfechtung wegen Irrthums ($$ 119, 120). 
a. Die materiellen Vorausſetzungen richten ſich nach § 119. 
5. Die Anfechtung muß unverzüglich nach Erlangung der Kenntniß von 
dem Anfechtungsgrund erfolgen und iſt nach Ablauf von 30 Jahren 
ausgeſchloſſen, § 121. 
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§ 1600. Wird von einer Frau, die ſich nach der Auflöſung ihrer 
Ehe wiederverheirathet hat, ein Kind geboren, das nach den §§ 1591 
bis 1599 ein eheliches Kind ſowohl des erſten als des zweiten Mannes 
fein würde, fo gilt das Kind, wenn es innerhalb zweihundertundſiebzig 
Tagen nach der Auflöſung der früheren Ehe geboren wird, als Kind 
= eriten Mannes, wenn es ſpäter geboren wird, als Kind des zweiten 
annes. 


J. Schadenserſatzpflicht des Irrenden § 122. 

5. Ausſchließung der Anfechtung durch einen Vertreter. Anfechtung bei 
beſchränkter Geſchäftsfähigkeit und Geſchäftsunfähigkeit des Anfech⸗ 
tungsberechtigten §§ 1599, 1595. 

s. Die Anfechtung erfolgt durch Erhebung der Klage gegen das Kind. 
Bei Zurücknahme der Klage und bei Beſtätigung der angefochtenen 
Anerkennungserklärung gilt die Anfechtung als nicht erfolgt. Vor 
Erledigung des Anfechtungsprozeſſes kann die Anfechtbarkeit der An⸗ 
erkennung nicht anderweit geltend gemacht werden. §§ 1599, 1596. 
Wegen der prozeſſualen Vorſchriften vgl. CPO. §§ 641—643, (Titel⸗ 
vorb. vor $ 1591). 

&. Nach dem Tode des Kindes erfolgt die Anfechtung der Anerkennung 
durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht in öffentlich beglau⸗ 
bigter Form §§ 1599, 1597. 

7. Die Anfechtung der anfechtbaren Erklärung bewirkt gemäß § 142 
Nichtigkeit (vgl. Note 1). Auf die Friſt zur Anfechtung der Chelich⸗ 
keit ($ 1594) hat der Umſtand, daß eine anfechtbare Anerkennung er⸗ 
folgt war, keinen Einfluß. Zur Wahrung der Anfechtungsfriſt wird 
regelmäßig die in CPO. § 641 zugelaſſene Verbindung der Klage auf 
Anfechtung der Anerkennungserklärung und auf Anfechtung der Ehe⸗ 
lichkeit geboten ſein. 

b. Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung und Drohung. 

. Die materiellen Vorausſetzungen richten ſich nach § 123. 

8. Die Anfechtungsfriſt richtet ſich nach § 124. Danach kann die An⸗ 
fechtung nur binnen Jahresfriſt nach entdeckter Täuſchung bzw. Auf⸗ 
hören ber Zwangslage erfolgen. Auf dieſe Ausſchlußfriſt finden nach 
9124 Abſ. 2 die für die Verjährung geltenden Vorſchriften über die 
Hemmung wegen höherer Gewalt ($ 203 Abſ. 2) und über die Schutz⸗ 
friſt bei Mangel des geſetzlichen Vertreters einer vertretungsbedürftigen 
Perſon aus § 206 Anwendung. Da die Anfechtung der Ehelichkeit 
gemäß $$ 1599, 1596, 1597 durch Klage oder durch Erklärung gegen⸗ 
über dem Nachlaßgerichte zu erfolgen hat, ſo iſt in § 1599 auch § 203 
Abſ. 1 (Hemmung wegen Stillſtandes der Rechtspflege) für anwendbar 
erklärt. Der in § 124 Abſ. 2 ferner erwähnte § 207 iſt in § 1599 
unerwähnt geblieben, weil dieſe Vorſchrift für die Anfechtung der An⸗ 
erkennung der Ehelichkeit nicht in Betracht kommt. 

J. Im Uebrigen finden die §§ 1595 — 1597 (vgl. zu a 3— ) Anwendung. 

3. Landesgeſetzgebung. 
Württemb. 900 5 8658. Art. 52 3.5. (Zuſtändig das Amtsgericht an 

Stelle des Vormundſchaftsgerichts |. EG. Art. 147.) 

§ 1600. 1. Der in § 1600 vorausgeſetzte Fall kann eintreten, wenn die 
Frau ſich unter Nichtbeobachtung des Eheverbots der Wartefriſt aus § 1313 
oder unter Befreiung von demſelben verheirathet hat, ferner bei Auflöſung 
977 Ehe durch Wiederverheirathung im Falle der Todeserklärung des früheren 
Ehegatten (§ 1348 Abſ. 2, vgl. hierzu § 1593 Note A III 3). 
2. It die Auflöſung der Vorehe durch Scheidung auf Grund eines Ur⸗ 
ſcheils, durch welches die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft ausgeſprochen 
war, erfolgt (§ 1576), ſo läuft die Friſt des § 1600 bereits von der Rechts⸗ 


6. Empfängnißzeit bei 
Konflütten im Falle 
Wiederverheirathung 
der Frau. 


Borbemerkung zum 
3, Titel, 
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Dritter Titel. 
Unterhaltspflicht. 


Eh = Aufhebungsurtheils ab. Vgl. § 1593 Note A III 2 und § 1586 
ote II. 

3. Die Vorſchrift des § 1600 iſt nur anwendbar, wenn das Kind nach 
Maßgabe der Beſtimmungen der §§ 1591—1599 als eheliches Kind ſowohl 
des früheren wie des ſpäteren Ehemanns anzuſehen wäre. Dieſer Konflikt 
liegt nicht vor, wenn der eine oder der andere Ehemann die Ehelichkeit des 
Kindes mit Erfolg angefochten hat. In einem ſolchen Falle bleibt es bei 
den allgemeinen Beſtimmungen der §§ 1591 ff. ohne Rückſicht darauf, ob das 
Kind innerhalb 270 Tagen nach Aufloſung der früheren Ehe oder ſpäter ge⸗ 
boren iſt. Das innerhalb 270 Tagen nach Aufloſung der früheren Ehe in 
der ſpäteren Ehe geborene Kind, deſſen Ehelichkeit von dem früheren Ehe⸗ 
manne mit Erfolg angefochten iſt, iſt ſomit nicht ein uneheliches, ſondern 
ein eheliches Kind des ſpäteren Ehemanns, ſofern nicht auch dieſer die Ehe⸗ 
lichkeit mit Erfolg angefochten hat. Ebenſo iſt umgekehrt das zwiſchen dem 
zweihundertundſiebenzigſten und dreihundertundzweiten Tage nach Auflöſung 
der früheren Ehe in der ſpäteren Ehe geborene Kind, deſſen Ehelichkeit von 
dem ſpäteren Ehemanne mit Erfolg angefochten iſt, ein eheliches Kind des 
früheren Ehemanns, wenn dieſer die Ehelichkeit nicht mit Erfolg anficht. 

4. Beſtritten iſt, ob gegen die Vermuthung aus § 1600 der Gegenbeweis 
zuläſſig iſt. Vgl. Opet, Verwandtſchaftsrecht S. 21; Engelmann⸗Staudinger 
zu § 1600. Nicht ausgeſchloſſen erſcheint die Klage des einen Ehemanns 
gegen den anderen auf Anerkennung der Vaterſchaft. Die rechtskräftige Feſt⸗ 
ſtellung der Vaterſchaft zwiſchen dem einen Ehemann und dem Kinde iſt ge⸗ 
mäß CO. § 643 gegen den anderen Ehemann nur wirkſam, wenn er an 
dem Rechtsſtreite Theil genommen hat. 


1. Rechtliche Natur der Unterhaltspflicht. 

1. In $$ 1601 ff. iſt lediglich die privatrechtliche Unterhaltspflicht 
der Verwandten leinſchließlich der durch Legitimation oder Annahme an 
Kindesſtatt Verbundenen vgl. § 1589 Note 3 und 4) geregelt. Die das Ver⸗ 
hältniß der Armenverbände zu den unterhaltspflichtigen Verwandten be⸗ 
treffenden Vorſchriften der Armengeſetzgebung, insbeſondere das Geſ. über 
den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870, neu gefaßt durch Geſetz vom 
12. März 1894 (RGBl. S. 262) $ 62 (3 272) und die dazu ergangenen 
Landes⸗Ausführungsgeſetze — Preußen: 8. März 1871 (GS. S. 130) — bleiben 
unberührt. Vgl. EG. Art. 103. 

2. Der Unterhaltsanſpruch iſt als familienrechtlicher Anſpruch ge⸗ 
ſtaltet, welcher wie die ſtttliche Pflicht, auf der er beruht, fort und fort ſich 
erneuert, ſolange feine Vorausſetzungen (Bedürftigkeit § 1602 und Leiſtungs⸗ 
fähigkeit $ 1603) vorliegen. Vgl. RG. 4 210. 

3. Auf den Unterhaltsanſpruch finden die Vorſchriften über das Recht der 
Schuldverhältniſſe Anwendung, ſoweit nicht im Einzelnen Abweichungen vor⸗ 
geſehen ſind. Vgl. Vorb. zum II. Buche Note 2. Hieraus ergiebt ſich, da 
eine anderweite Beſtimmung nicht getroffen iſt, daß Erfüllung der Unter⸗ 
haltspflicht Erfüllung einer Verbindlichkeit, nicht bloß Gewährung eines Vor⸗ 
ſchuſſes iſt, ſo daß ein Anſpruch des Gewährenden auf Rückerſtattung des 
Gewährten nach Beſſerung der Verhältniſſe nicht beſteht. 

II. Die nach dem BGB. beſtehenden Unterhaltspflichten. 

Außerhalb dieſes Titels ſind Unterhaltspflichten begründet 


1. auf familienrechtlicher Grundlage: 

a. Unterhaltspflicht der Ehegatten während der Ehe §§ 1360 f., nach Nichtig⸗ 
keitserklärung der Ehe §8 1345, 1346, nach Scheidung §§ 1578 ff., nach 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft § 1586, bei Anfechtung der nach 
Todeserklärung des früheren Ehegatten geſchloſſenen Ehe § 1351; 
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b. Unterhaltspflicht des Vaters gegenüber dem unehelichen Kinde aus nich⸗ 
tiger Ehe §§ 1700 ff., 1703; R 

€. Unterhaltspflicht des unehelichen Vaters §§ 1708 ff., bei Chelichkeits- 
erklärung § 1739; 

2. auf erbrechtlicher Grundlage: 2 5 
a. Unterhaltspflicht des Erben gegen Familienangehörige des Erblaſſers 

1969; 

b. sn gegenüber der Mutter des Erben oder Nacherben, deſſen 
Geburt zu erwarten ift §§ 1963, 2141; 

3. auf obligatoriſcher Grundlage: 

a. Unterhaltung des verarmten Schenkers $$ 528 f.; 

b. Gewährung von Unterhalt als Schadenserſatz wegen unerlaubter Hand⸗ 
lung §§ 843 ff., insbeſondere § 844 Tödtung des kraft Geſetzes Unter⸗ 
haltspflichtigen. 

III. Sondervorſchriften. 

1. Beförderung der Erfüllung der Unterhaltspflicht durch Ge⸗ 
währung einer Einrede (der Kompetenz) mit Rückſicht auf beſtehende Unter⸗ 
haltspflichten des anderweit in Anſpruch genommenen Schuldners. 

a. Verweigerung der Erfüllung eines Schenkungsverſprechens und Rückfor⸗ 
derung einer Schenkung mit Rückſicht auf geſetzliche Unterhaltspflichten 
§§ 519, 528 f. 

b. Für die Schadenserſatzpflicht aus Billigkeit trotz mangelnder Verantwort⸗ 
lichkeit ſind die geſetzlichen Unterhaltspflichten zu berückſichtigen § 829. 
€. Beſchränkung der Zwangsvollſtreckung im Intereſſe der Erfüllung der 
dem Schuldner obliegenden geſetzlichen Unterhaltspflichten hinſichtlich: 

a. der fortlaufenden Einkünfte des Schuldners aus Stiftungen und auf 
Grund der Fürſorge und Freigebigkeit eines Dritten CPO. § 850 
Abſ. 1 Ziff. 3 (Titelvorb. vor § 759), 

8. der von dem Schuldner als Ehemann auf Grund feiner Nutznießung 
erworbenen Früchte des eingebrachten Gutes. CPO. § 861 (zu $ 1408); 

7. der von dem Schuldner als Inhaber der elterlichen Nutznießung er: 

worbenen Früchte des Kindesvermögens. CPO. $ 862 (zu § 1658); 
der Nutzungen der Erbſchaft, wenn der Schuldner als Erbe gemäß 

§ 2338 durch Einſetzung eines Nacherben oder eines Teſtamentsvoll⸗ 

ſtreckers beſchränkt iſt. CO. § 863, abgedruckt zu § 2338; 
der Nutzungen des Antheils an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, 

wenn der Schuldner als antheils berechtigter Abkömmling gemäß 

88 92358 2, 2338 beſchränkt if. END. 8 863 Abſ. 3, abgedruckt 

zu S 2338. 

d. Ertheilung des Armenrechts für Civilprozeſſe CPO. § 114, für Privat⸗ 
klagen StbO. $ 419. 

2. Beſondere Folgen der Verletzung der Unterhalt spflicht. 
Vgl. auch 88 280, 1613 (Schadenserſatz wegen Nichterfüllung). 

a. Entziehung des Pflichttheils SS 2335 f. . 

b. Klage der Frau auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung $ 1415 
Ziff. 2, der Gütergemeinſchaft § 1468 Ziff. 3, der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft § 1542, der Fahrnißgemeinſchaft § 1549. 

€. Klage des antheilsberechtigten Abkömmlinges auf Aufhebung der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft $ 1495 Ziff. 3. 

d. Entziehung der elterlichen Vermögensverwaltung und Nutznießung durch 
das Vormundſchaftsgericht $$ 1666 Abſ. 2, 1686. 

e. Strafrechtliche Ahndung StGB. $ 361 Ziff. 10. Val. Os. 4 221. 

3. Geſchäftsführung ohne Auftrag beſtehend in Erfüllung der ge- 

letzlichen Unterhaltspflicht gegen den Willen des Unterhaltspflichtigen § 679, 

dal. hierzu § 1626 Note IV. a x 

4. Vermuthung der Freigebigkeit bei Gewährung von Unterhalt 

Abf. der Eltern oder Voreltern an Abkömmlinge oder umgekehrt § 685 
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J. Vorausſetzungen der 
Unterhaltspflicht. 

1. Verwandtſchaft in 
gerader; Linie. 
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§ 1601. Verwandte in gerader Linie ſind verpflichtet, einander 
Unterhalt zu gewähren. 


5. Einfluß des ehelichen Güterrechts bzw. der elterlichen Nutznießung 
auf die Unterhaltspflicht vgl. zu § 1604, § 1605. 
6. Nichtpfändbarkeit des Unterhaltsanſpruchs CPO. § 850 Abſ. 1 
Ziff. 2 (Titelvorb. vor § 759). Der Unterhaltsanſpruch iſt ſomit nicht über⸗ 
tragbar ($ 400), nicht aufrechenbar (§ 394), nicht verpfändbar (§ 1274), kann 
nicht mit Nießbrauch belaſtet werden (§ 1069) und gehört nicht zur Konkurs⸗ 
maſſe KO. § 1. 
7. Verjährung vgl. zu § 1613. 
8. Verwirklichung des Anſpruchs im Prozeſſe. 
a. Klage auf künftige Entrichtung nach der Erlaſſung des Urtheils fällig 
werdender Leiſtungen CPO. § 258 (Titelvorb. vor § 759). 
b. Nachträgliche Aenderung der Verhältniſſe der Parteien CPO. $ 323 
(Titelvorb. vor § 759). 
c. Anſpruch auf Beſtellung oder Erhöhung der Sicherheitsleiſtung bei einer 
nach Erlaſſung des Urtheils eintretenden Verſchlechterung der Vermögens⸗ 
verhältniſſe des Unterhaltspflichtigen CPO. § 324 (Titelvorb. vor § 759). 
d. Vorläufige Vollſtreckbarkeit, ſoweit die Entrichtung von Alimenten für 
die Zeit nach der Erhebung der Klage und für das der Klage voraus⸗ 
gehende letzte Vierteljahr zu erfolgen hat, CPO. § 708 Ziff. 6 (Titelvorb. 
vor § 759). 
e. Fortfall von Pfändungsbeſchränkungen (vgl. § 400 Note 3 und 4) zu 
Gunſten des geſetzlichen Unterhaltsanſpruchs in Anſehung 
a. 8 80 Abf. der Penſion und ſonſtiger Bezüge gemäß CPO. 
8 bſ. 4; 

6. des Dienſtlohns. Beſchlagnahmegeſetz vom 21. Juni 1869 (in der 
geltenden Faſſung abgedruckt zu § 400) § 4 Ziffer 3; 

J. der Hebungen auf Grund der Kranken-, Unfall, Alters⸗ und Inva⸗ 
lidenverſicherungen vgl. zu § 400 Note 3b. 

9. Unterhaltsanſpruch im Konkurſe KO. § 3 Abſ. 2 (zu § 1360). 
Das Verſprechen des Vaters, die Koſten des einjährig⸗ freiwilligen Dienſtes 
ſeines Sohnes zu beſtreiten, keine Konkursforderung Seuff. 56 77. 

10. Anſpruch des Unterhaltsberechtigten, wenn der ſtrafrechtlich verurtheilte 
Unterhaltspflichtige im Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochen iſt. 
RG. vom 20. Mai 1898 (RGBl. S. 345) §§ 1, 2, 5. 

IV. Uebergangsbeſtimmung. 

1. Nach der Natur der Unterhaltspflicht als einer auf ſittlicher Grund⸗ 
lage beruhenden, ſich fort und fort erneuernden Pflicht (vgl. Mot. IV S. 667) 
muß vom 1. Januar 1900 ab die Geltung des neuen Rechtes für alle Rechts⸗ 
verhältniſſe angenommen werden. Vgl. Mot. zum Entw. d. EG. zum BGB. 
S. 296, RG. in JW. 1900 S. 431, 1901 S. 2; ferner EG. Artt. 199 ff. 

2. Demnach fällt inſonderheit die auf Grund des bisherigen Rechtes be⸗ 
ſtehende Rechtspflicht zur gegenſeitigen Unterſtützung der Geſchwiſter fort. 

3. Die auf Grund bisherigen Rechtes erfolgte Feſtſtellung 
von Unterhaltsanſprüchen, welche ſich nach dem neuen Rechte erhöhen, ver⸗ 
mindern oder fortfallen, durch rechtskräftiges Urtheil oder Vergleich (nal. 
$ 1614), ſteht der Anwendung des neuen Rechtes nicht entgegen. Gegen: 
über einem Urtheile findet CO. § 323 Anwendung. Vgl. RG. 46 65. 

V. Internationales Privatrecht. , 

Eine prinzipielle international-privatrechtlihe Regelung der Unterhalts- 
pflicht der Verwandten iſt nicht erfolgt (vgl. E. II § 2258, rev. E. II § 2377). 
Die Löſung iſt unter Berückſichtigung der Vorſchriften CS. Artt. 19—21, 29 
bis 31 zu finden. Vgl. 3 36 ſowie RG. 17 223, 38 273. 

§ 1601. 1. Auch die Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber den Kindern 
beruht auf Verwandtſchaft und iſt unabhängig davon, ob ihnen die elterliche 
Gewalt, insbeſondere die elterliche Nutznießung, zuſteht oder nicht (vgl. 
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$ 1602. Unterhaltsberechtigt iſt nur, wer außer Stande iſt, ſich 
ſelbſt zu unterhalten. 

Ein minderjähriges unverheirathetes Kind kann von ſeinen Eltern, 
auch wenn es Vermögen hat, die Gewährung des Unterhalts inſoweit 
verlangen, als die Einkünfte feines Vermögens und der Ertrag feiner 
Arbeit zum Unterhalte nicht ausreichen. 


§§ 1606 Abſ. 2, 1765 f.). Die Mutter des bei ihr befindlichen minderjährigen 
Kindes iſt nicht aus eigenem Rechte zur Geltendmachung des dem Kinde 
gegen den Vater zuſtehenden Unterhaltsanſpruchs befugt, ſie muß ſich ge⸗ 
eigneten Falles zum Pfleger beſtellen laſſen. OLG. 4 354. Während des 
Eheſcheidungsprozeſſes der Eltern vgl. CPO. § 627 (Titelvorb. vor $ 1564). 

2. Die Verwandtſchaft richtet ſich nach $ 1589. Verwandtſchaft trotz Nichtig⸗ 
keit der die Zeugung vermittelnden Ehe §§ 1699 ff. Unterhaltspflicht des 
Vaters gegenüber einem aus nichtiger Ehe herrührenden Kinde, das nicht 
als ehelich gilt § 1703. 

3. Keine geſetzliche Unterhaltspflicht der Geſchwiſter. Vgl. für den Ueber⸗ 
gang Vorb. Note IV. 

4. Keine geſetzliche Unterhaltspflicht der Verſchwägerten (§ 1590), vgl. in⸗ 
deß die ſich aus dem ehelichen Güterrecht ergebende geſammtſchuldneriſche 
Haftung des Mannes für Unterhaltsverbindlichkeiten der Frau §§ 1386, 
1388; 1459, 1549; 1534, 1530 Abſ. 2. 

5. Reihenfolge der Unterhaltspflichtigen zur Unterhaltsgewährun 1606. 

6. Gerichtliche Geltendmachung. un 
a. Zur Klagebegründung ift darzulegen: 

a, die Verwandtſchaft § 1601; 

8. der 1 welchen der ſtandesgemäße Unterhalt (§ 1610) des Klägers 
erfordert; 

7 die Bedürftigkeit, d. h. daß und in welchem Maße er dieſen Betrag (8) 
nicht aufbringen kann § 1602. 

b. Einwendungen: 

a. Leiſtungsunfahigkeit des Beklagten §§ 1603, 1609; 

8. Vorhandenſein eines die Haftung ausſchließenden Vormanns §§ 1606, 
1608, 1709, 1739, 1766; Replik: Leiſtungsunfähigkeit oder erſchwerte 
Belangbarkeit des Verpflichteten 88 1607, 1608. 

J. Sittliches Verſchulden des Klägers § 1611. 

$ 1602. 1. Hülfsbedürftigkeit als Vorausſetzung des Unterhalts⸗ 
anſpruchs iſt vorhanden (RG. 17 224 f.), wenn der den Anſpruch Erhebende 
kein eigenes Vermögen beſitzt (vgl. zu a) und außer Stande ift, ſich feinen 
Unterhalt zu erwerben (vgl. zu b). 

Die Hülfsbedürftigkeit iſt von dem ſie Behauptenden, geeigneten Falls 
durch Indizienbeweis (behördliche Auskünfte, Zeugniſſe über ſeine Lebens⸗ 
führung von Seiten Bekannter ꝛc. END. § 286) bis zur Auferlegung des 
richterlichen Eides (CPO. $ 475) zu beweiſen. 5 
a. Vermögensloſigkeit. Wie ſich aus dem Vergleiche des Abſ. 1 mit 

Abſ. 2 ergiebt, kann im Falle des Abſ. 1 der Kläger, welcher nur nicht 

genügende Einkünfte hat, einen Unterhaltsanſpruch ſolange nicht gel⸗ 

tend machen, als ihm noch ein zur Beſtreitung des Unterhalts verwerth⸗ 
barer Vermögensſtamm zur Verfügung ge — Gewähren Eltern 
oder Voreltern ihren Abkömmlingen oder dieſe jenen über ihre Verpflich⸗ 
tung hinaus Unterhalt, obwohl dem Empfänger ein Vermögensſtamm 
zur Verfügung ſteht, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abſicht, 
Erſatz zu verlangen, fehlt ($ 685 Abſ. 2). — Wegen des Unterhalts⸗ 
Janſpruchs minderjähriger unverheiratheter Kinder vgl. indeß zu 2. 

b. Erwerbsunfähigkeit muß ſchon angenommen werden, wenn eine der 

Lebensſtellung des Bedürftigen entſprechende ($ 1610) Erwerbsthätigkeit 

ausgeſchloſſen erſcheint, vgl. RG. IW. 1901 S. 480. 


2. Bedürftigkeit des An⸗ 
ſprechenden. 


3. Leiſtungsfähigkeit des 
Angeſprochenen. 
a, Begriff d. Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit. 


b. Sonderregelung für 
die Unterhaltspflicht 
der Eltern gegenüber 
unverheiratheten 
minderjahr. Kinvern. 


208 Viertes Buch. Familienrecht. 


§ 1603. Unterhaltspflichtig iſt nicht, wer bei Berückſichtigung 
ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außer Stande iſt, ohne Gefährdung 
feines ſtandesmäßigen Unterhalts den Unterhalt zu gewähren. 

Befinden ſich Eltern in dieſer Lage, ſo ſind ſie ihren minderjährigen 
unverheiratheten Kindern gegenüber verpflichtet, alle verfügbaren Mittel 
zu ihrem und der Kinder Unterhalte gleichmäßig zu verwenden. Dieſe 
Verpflichtung tritt nicht ein, wenn ein anderer unterhaltspflichtiger 
Verwandter vorhanden iſt; ſie tritt auch nicht ein gegenüber einem 
Kinde, deſſen Unterhalt aus dem Stamme ſeines Vermögens beſtritten 
werden kann. 


e. Bedürftigkeit wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Bedürftige das 
zum Unterhalt Erforderliche durch die öffentliche Armenpflege oder 
durch Privatwohlthätigkeit erlangt, vgl. RG. 17 223 ff. 

d. Daß die Bedürftigkeit verſchuldet iſt, iſt unerheblich. Vgl. indeß 
bei ſittlichem Verſchulden § 1611. 

2. (Abſ. 2.) Sonderregelung für den Unterhaltsanſpruch min: 
derjähriger unverheiratheter Kinder. 

a. 71 nur die Abkömmlinge erſten Grades. Vgl. zu § 1589 
Note 4b. 

b. In Abſ. 2 iſt zwiſchen freiem und nicht freiem Vermögen des Kindes 
($ 1651) nicht unterſchteden. Auch die Einkünfte des freien Vermögens 
ſind zunächſt, d. h. bevor die elterliche Unterſtützungspflicht eingreift, für 
den Unterhalt des Kindes ſelbſt dann zu verwenden, wenn der Rein⸗ 
ertrag der elterlichen Nutznießung zum Unterhalte des Kindes hinreichen 
würde. Vgl. RS. 9 280 ff. 

C. ur von Abſ. 2 zu Gunſten unvermögender Eltern vgl. $ 1603 

bſ. 2. 

3. Nachträgliche Aenderung der Verhältniffe berechtigt zur Ab⸗ 
änderung des rechtskräftigen Urtheils gemäß EBD. § 323 (Titelvorb. vor 
§ 759). 
§ 1603. 1. (Abf. 1.) Leiſtungsunfähigkeit. 

a. Die Leiſtungsunfähigkeit iſt Einwendung und von dem in Anſpruch Ge⸗ 
nommenen zu beweiſen. Vgl. zu § 1602 Note 1. 

b. Bemeſſung der Leiſtungsfähigkeit. 

a. Zu den zu berückſichtigenden ſonſtigen Verpflichtungen gehört nicht 
die er aus einem ſchenkweiſe ertheilten Verſprechen, vgl. 
8 519 ME 

8. Auch die dem in Anſpruch Genommenen nach den Umſtänden, d. h. 
insbeſondere auch ſtandesgemäß zuzumuthende Erwerbsfähigkeit, nicht 
nur feine Vermögenslage iſt zu berückſichtigen. Vgl. RG. 4 154 f. 

e. Da Gefährdung des ſtandesgemäßen Unterhalts die Unterhaltspflicht 
ausſchließt, ſo ſind nicht nur die gegenwärtigen Verhältniſſe, ſondern 
auch ihre zukünftige Entwickelung zu berückſichtigen. Es ſind deshalb 
drängende Schulden des Unterhaltspflichtigen zu berückſichtigen, deren 
Nichtbezahlung ihn der Gefahr wirthſchaftlichen Niederganges ausſetzen 
würde. Vgl. OLG. 4 404. , m 

4. Für die Dauer der Leiftungsunfähigfeit gelangt eine Verpflichtung zur 
Gewährung des Unterhalts überhaupt nicht zur Entſtehung. Eine Nach⸗ 
zahlungspflicht bei nachträglich eintretender Leiſtungsfahigkeit iſt deshalb 
ausgeſchloſſen. Dies iſt wichtig für das Verhältniß des wegen Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit von der Unterhaltspflicht befreſten Vormanns zu dem an 
155 Stelle verpflichteten Nachmanne. gl. § 1607 und Bemerkungen 
aſelbſt. 

e. Die Unterhaltspſlcht beſteht nur inſoweit nicht, als die Leiſtungsun⸗ 
fähigkeit reicht. Vgl. § 1607 Abf. 1. 
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§ 1604. Soweit die Unterhaltspflicht einer Frau ihren Ver⸗ 
wandten gegenüber davon abhängt, daß ſie zur Gewährung des Un⸗ 
terhalts im Stande iſt, kommt die dem Manne an dem eingebrachten 
Gute zuſtehende Verwaltung und Nutznießung nicht in Betracht. 

Beſteht allgemeine Gütergemeinſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft 
oder Fahrnißgemeinſchaft, ſo beſtimmt ſich die Unterhaltspflicht des 
Mannes oder der Frau Verwandten gegenüber ſo, wie wenn das 
Geſammtgut dem unterhaltspflichtigen Ehegatten gehörte. Sind 
bedürftige Verwandte beider Ehegatten vorhanden, ſo iſt der Unter⸗ 
halt aus dem Geſammtgute fo zu gewähren, wie wenn die Bedürf⸗ 
tigen zu beiden Ehegatten in dem Verwandtſchaftsverhältniſſe ſtänden, 
auf dem die Unterhaltspflicht des verpflichteten Ehegatten beruht. 


2. (Abſ. 2.) Erweiterung der Unterhaltspflicht der Eltern. 

a. Die Einwendung der Leiſtungsunfähigkeit (Note 1) der Eltern gegenüber 
dem Unterhaltsanſpruch eines minderjährigen unverheiratheten Kindes 
iſt durch Abſ. 2 eingeſchränkt. Es gehört zur Begründung dieſer Ein⸗ 
wendung ferner (vgl. zu 1) der Nachweis, 

a. daß entweder ein anderer unterhaltspflichtiger (alſo auch unter⸗ 
haltsfähiger § 1603) Verwandter des Kindes (Großeltern) vorhanden 
iſt. Dieſer Einwendung ſteht die Replik der erſchwerten Belangbar⸗ 
keit (§ 1607 Abſ. 2) entgegen; 

8. oder daß das Kind eigenes Stammvermögen hat (vgl. $ 1602 Abſ. 2). 

b. Zu beachten iſt für die Einwendung der Leiſtungsunfähigkeit der Eltern, 
daß dieſe zunächſt verpflichtet ſind, ſich ſoweit einzuſchränken, als es mit 
ihrer Lebensſtellung vereinbar iſt. 

,Die Feſtſtellung, ob die Eltern berechtigt find, den Unterhalt des Kindes 
aus dem Stammvermögen des Kindes zu nehmen, kann dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht obliegen, wenn es ſich um Verwendung von Werthpapieren 
des Kindes handelt, die gemäß §§ 1667, 1686 hinterlegt find. Der Be⸗ 
ſtellung eines Pflegers für das Kind bedarf es für dieſes Verfahren 
nicht, da kein Rechtsgeſchäft zwiſchen Eltern und Kind vorzunehmen iſt, 
ſondern nur ein elterlicher Verwaltungsakt in Frage ſteht. Die Prüfung 
des 5 ſchaftsgerichts von Amtswegen Fr. § 12. — Bayr. OLG. 
Seuff. 56 86. 

8 1604. Die Unterhaltspflicht der Ehefrau und das eheliche Güterrecht. 
J. (Abſ. 1.) Güterftand der eng und e 8 
a. Für die Beurtheilung der Leiſtungsfähigkeit ($ 1603) der Frau kommt 

die ehemannliche Verwaltung und Nutznießung nicht in Betracht (§ 1604). 

b. Verpflichtung des Mannes gegenüber der Frau zur Erfüllung der dieſer 
obliegenden Unterhaltspflichten § 1386, vgl. daſelbſt Note II 3. 

e. Geſammtſchuldneriſche Haftung des Mannes gegenüber dem Unterhalts⸗ 
berechtigten § 1388. . 

d. Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut $$ 1411 ff. 

2. Allgemeine Gütergemeinſchaft. 

a. Umfang des Geſammtguts §§ 1438 —1440. re 

b. Die Unterhaltspflicht der Ehefrau iſt Geſammtgutsverbindlichkeit mit 
perſönlicher Haftung des Mannes, $ 1459; vgl. daſelbſt Note I 2a. 

6. Das Verhältniß der Ehegatten zu einander vgl. § 1463 Ziffer 2 in Ver⸗ 

bindung mit $ 1415 Note 2. 

d. Bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft vgl. § 1487, 1488 f. 

3. Errungenſchaftsgemeinſchaft. 

a. Umfang des Geſammtguts $ 1519. * 

5. Die Unterhaltspflicht der Frau als Geſammtgutsverbindlichkeit mit per⸗ 
ſönlicher Haftung des Mannes $$ 1534, 1530. 

4. Fahrniß gemeinſchaft vgl. § 1549. 
S. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 14 


c. Einfluß des Güter⸗ 
ſtundes auf die Unter⸗ 
haltspflicht der Ehe⸗ 
gatten. 
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d. Einfluß der elterl. 
Nugnießung auf die 


§ 1605. Soweit die Unterhaltspflicht eines minderjährigen Kindes 


Unterhaltspflicht d. ſeinen Verwandten gegenüber davon abhängt, daß es zur Gewährung 
Kindes. des Unterhalts im Stande iſt, kommt die elterliche Nutznießung an 
dem Vermögen des Kindes nicht in Betracht. 


II. Mehrere Unterhalts⸗ 


§ 1606. Die Abkömmlinge find vor den Verwandten der auf- 


ne mehrerer ſteigenden Linie unterhaltspflichtig. Die Unterhaltspflicht der Abkömm⸗ 
Verwandten. linge beſtimmt ſich nach der geſetzlichen Erbfolgeordnung und dem 
Verhältniſſe der Erbtheile. 


Unter den Verwandten der auffteigenden Linie haften die näheren 


vor den entfernteren, mehrere gleich nahe zu gleichen Theilen. Der 
Vater haftet jedoch vor der Mutter; ſteht die Nutznießung an dem 
Vermögen des Kindes der Mutter zu, ſo haftet die Mutter vor dem 
Vater. 


2. Leiſtungsunfähigkeit 


$ 1607. Soweit ein Verwandter auf Grund des § 1603 nicht 


oder erjäwerte Ber unterhaltspflichtig iſt, hat der nach ihm haftende Verwandte den Un⸗ 


langbarkeit des Vor⸗ 


manns. terhalt zu gewähren. 


Das Gleiche gilt, wenn die Rechtsverfolgung gegen einen Ver⸗ 


wandten im Inland ausgeſchloſſen oder erheblich erſchwert iſt. Der 
Anſpruch gegen einen ſolchen Verwandten geht, ſoweit ein anderer 
Verwandter den Unterhalt gewährt, auf dieſen über. Der Ueber⸗ 
gang kann nicht zum Nachtheile des Unterhaltsberechtigten geltend 
gemacht werden. 


§ 1605. 1. Elterliche Nutznießung $S 1649 ff. Haftung des Kindesver⸗ 


mögens § 1659. 


2. Entſprechende Anwendbarkeit des $ 1605 auf die Unterhaltspflicht eines 


minderjährigen Ehegatten, an deſſen Vermögen die elterliche Nutznießung 
noch fortbeſteht (§§ 1305, 1661), vgl. $ 1360 Note 4b. 


S 1606. 1. (Abſ. 1.) Geſetzliche Erbfolgeordnung §§ 1924 ff. Mehrere 


unterhaltspflichtige Abkömmlinge haften weder zu gleichen Theilen (§ 420) 
noch geſammtſchuldneriſch (§ 421), ſondern nach dem Verhältniß ihrer Erb⸗ 
theile [Haftung nach Stämmen! § 1924 Abſ. 3). 


a. 


b. 


2. (Abſ. 2 Satz 2.) 

Anſpruch der Frau gegen den Mann auf Gewährung des Unterhalts an 
die Kinder auf Grund ehelichen Güterrechts vgl. § 1889 Note 2. 
Die Nutznießung ſteht der Mutter in den Fallen der 89 1684, 1685 
Abſ. 2 zu. Vgl. auch für Kinder aus nichtigen Ehen § 1701. Ob die 
Nutznießung der Mutter Deckung für den dem Kinde zu gewährenden 
Unterhalt bietet, iſt gleichgültig. Die Mutter kann, um ihre Haftung 
vor — 5 Vater auszuſchließen, auf die Nutznießung verzichten, SS 1686, 
1662. 

3. Die gegenſeitige Unterhaltspflicht der Eltern und Kinder wird durch 


Ehelichkeitserklarung und Annahme an Kindesſtatt nicht ausgeſchloſſen. Die 
eintretende Reihenfolge ergiebt ſich aus SS 1739, 1766. 


4. Die Beitragspflicht der geſchiedenen Mutter $ 1585. 
5. Haftung des Vaters des unehelichen Kindes vor den Verwandten des 


Kindes § 1709. 


6. Die gemeinſchaftliche Inanſpruchnahme aller zugleich Verpflichteten iſt 


zweckmäßig, CPO. $$ 60, 36 Ziffer 3. 


V 


§ 1607. 1. Abſ. 1. Die Unterhaltspflicht der aushülfsweiſe 
erpflichteten bei Leiſtungsunfähigkeit des Vormanns. 


a. Der leiſtungsunfähige Verwandte iſt im Umfange ſeiner Leiſtungsunfaähig⸗ 


keit überhaupt nicht verpflichtet (§ 1603 und daſelbſt Note le). Der an 
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§ 1608. Der Ehegatte des Bedürftigen haftet vor deſſen Ver⸗ 
wandten. Soweit jedoch der Ehegatte bei Berückſichtigung ſeiner 
ſonſtigen Verpflichtungen außer Stande iſt, ohne Gefährdung ſeines 
ſtandesmäßigen Unterhalts den Unterhalt zu gewähren, haften die 
Verwandten vor dem Ehegatten. Die Vorſchriften des § 1607 Abſ. 2 
finden entſprechende Anwendung. 

Das Gleiche gilt von einem geſchiedenen unterhaltspflichtigen Ehe⸗ 
gatten ſowie von einem Ehegatten, der nach § 1351 unterhalts⸗ 
pflichtig iſt. 


ſeiner Stelle Unterhaltspflichtige erfüllt ſeine eigene Verbindlichkeit, nicht 
die des Vormanns. Deshalb kein Regreßanſpruch. Vgl. § 1603 Note 1d. 

b. Nach dem Leiſtungsunfahigen haftet derjenige Verwandte, welcher haften 
würde, wenn der Leiſtungsunfähige nicht vorhanden wäre (vgl. E. I 
$ 1487, Prot. IV S. 489, 482 Se). An die Stelle eines leiſtungsun⸗ 
fähigen Sohnes tritt demnach zunächſt ſein (leiſtungsfähiger) Abkommling 
(vgl. § 1606 Note 1), nicht fein Bruder. Vgl. hierzu OSG. 4 102. 

C. Die Vorſchrift des § 1607 iſt nicht nur auf den Fall zu beziehen, daß 
der Nachmann aus den Gründen des § 1607 an die Stelle eines voran⸗ 
gehenden, ſondern auch an die Stelle eines gleichzeitig verpflichteten 
Verwandten tritt. Auch in dieſem Falle wird es ſo angeſehen als ob der 
Nebenmann nicht vorhanden wäre, vgl. OLG. 2 365, 4 356, Seuff. 56 311. 

2. Abſ. 2. Die Unterhaltspflicht des aushülfsweiſe Verpflich⸗ 
teten bei erſchwerter Belangbarkeit des Vormanns. 

a. Der zwar leiſtungsfähige, aber ſchwer verfolgbare (vgl. § 773 Ziffer 2) 
Unterhaltspflichtige iſt und bleibt nach Maßgabe ſeiner Leiſtungsfähigkeit 
unterhaltspflichtig. Gegenüber dem Nachweiſe, daß die Rechtsverfolgung 
gegen den Vormann im Inland ausgeſchloſſen oder erſchwert iſt, hat der 
Beklagte einwandweiſe darzuthun, daß der Vormann ſeine Unterhalts⸗ 
pflicht bisher dennoch erfüllt hat. RG. JW. 1901 S. 481. 

b. Auf den für den Vormann gemäß Abſ. 2 Satz 1 Eintretenden geht der 
Unterhaltsanſpruch des Berechtigten kraft Geſetzes (Abſ. 2 Satz 2) über 
($ 412). Beſonders zu berückſichtigen ift, daß gemäß SS 412, 404 dem 
urſprünglichen Schuldner die Einwendungen gegen den Unterhaltsanſpruch 
erhalten bleiben und daß auch gegenüber dem übergegangenen Unterhalts⸗ 
anſpruche der Satz in praeteritum non vivitur gemäß § 1613 gilt, vgl. 
daſelbſt Note 3. Wegen Abſ. 2 Satz 3 vgl. § 412 Note 3. 

e. Nicht ausgeſchloſſen iſt Begründung des Anſpruchs gegen den Vormann 
auch aus dem Geſichtspunkte der Geſchäftsführung ohne Auftrag § 679. 

§ 1608. 1. Bei Bedürftigkeit eines Ehegatten können der Unterhaltsan⸗ 
ſpruch gegen den anderen Ehegatten (S$ 1360 f.) und der Unterhaltsanſpruch 

Bogen die Verwandten ($$ 1601 ff.) konkurriren. § 1608 beſtimmt die Reihen⸗ 

olge der Haftung. 2 

2. Wird auf Grund des Abi. Satz 2 der Verwandte wegen Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit des in erſter Linie verpflichteten Ehegatten in Anſpruch genommen, 

o gehört zur Klagebegründung der Nachweis, daß und inwieweit der Ehe⸗ 

gatte nicht leiſtungsfähig iſt. Die Unterhaltspflicht des Ehegatten iſt unab⸗ 

hängig von der Leiſtungsfähigkeit (ogl. § 1360 Note 1b); dem wegen Lei⸗ 
ſtungsunfähigkeit des Ehegatten eintretenden Verwandten ſteht deshalb auch 

ein Regreßanſpruch gegen den Ehegatten, für welchen er eintritt ($ 1607 

Abſ. 2, § 1608 Abſ. I Satz 3) zu. g j 

3. Die Anwendbarkeit des § 1607 Abf. 2 ergiebt ferner die aushülfsweiſe 

Unterhaltspflicht der Verwandten, wenn die Rechtsverfolgung gegen den Ehe⸗ 

gatten gemäß § 1607 Abſ. 2 Satz! erſchwert ift, ſowie den entsprechenden 

Kegreßanſpruch des Verwandten. Vgl. $ 1607 Note 2. 


14 * 


3. Voraushaftung der 
Ehegatten oder frühe⸗ 
ren Ehegatten. 
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. Mehrere Bedürftige bei § 1609. Sind mehrere Bedürftige vorhanden und iſt der Unter⸗ 
ahnten des Beep haltspflichtige außer Stande, allen Unterhalt zu gewähren, ſo gehen 
ieten. unter ihnen die Abkömmlinge den Verwandten der aufſteigenden Linie, 

unter den Abkömmlingen diejenigen, welche im Falle der geſetzlichen 
Erbfolge als Erben berufen ſein würden, den übrigen Abkömmlingen, 
unter den Verwandten der aufſteigenden Linie die näheren den ent⸗ 
fernteren vor. 

Der Ehegatte ſteht den minderjährigen unverheiratheten Kindern 
gleich; er geht anderen Kindern und den übrigen Verwandten vor. 
Ein geſchiedener Ehegatte ſowie ein Ehegatte, der nach § 1351 un⸗ 
terhaltsberechtigt iſt, geht den volljährigen oder verheiratheten Kindern 
und den übrigen Verwandten vor. 

IV. Maß der Unterhatte- § 1610. Das Maß des zu gewährenden Unterhalts beſtimmt ſich 


E sige nach der Lebensſtellung des Bedürftigen (ſtandesmäßiger Unterhalt). 
Unterhalt. Der Unterhalt umfaßt den geſammten Lebensbedarf, bei einer der 


Erziehung bedürftigen Perſon auch die Koſten der Erziehung und der 
Vorbildung zu einem Berufe. 


4. (Abſ. 2.) Unterhaltspflicht im Falle der Scheidung oder der Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft ($ 1586) vgl. §§ 1578 ff. — § 1351 betrifft den 
Fall der Auflöſung der nach Todeserklärung des früheren Ehegatten ge⸗ 
ſchloſſenen Ehe (§ 1348 Abſ. 2). 

§ 1609. 1. (Abſ. 1.) Die Reihenfolge entſpricht derjenigen des § 1606. 

2. (Ubi. 2 Satz 1.) Unterhaltsanſpruch des Ehegatten § 1360. 

3. (Abſ. 2 Satz 2.) Unterhaltsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten §§ 1578ff.; 
§ 1351 betrifft den Unterhaltsanſpruch bei Auflöſung einer nach Todeserklä⸗ 
rung des früheren Ehegatten geſchloſſenen Ehe (§ 1348 Abſ. 2). 

§ 1610. 1. (Abſ. 1.) Maß des zu gewährenden Unterhalts. 

a. Bei der Beſtimmung des ſtandesgemäßen Unterhalts ſind auch die Ver⸗ 
mögensverhaltniſſe des Verpflichteten inſoweit in Betracht zu 
ziehen, als dieſelben wegen der zwiſchen den Parteien beſtehenden beſon⸗ 
deren Beziehungen auf die Lebensſtellung des Berechtigten von Einfluß 
ſind. Der Sohn des Millionärs kann einen anderen Maßſtab für die 
Standesmäßigkeit ſeines Unterhalts anlegen, wie der Sohn eines kleinen 
Rentners. Vgl. RG. IW. 1902 S. 72. 

b. Für das Maß des zu gewährenden Unterhalts kommen nur die per⸗ 
ſönlichen Bedür fniſſe des Berechtigten in Betracht, nicht alſo 
auch die Bedürfniſſe des Ehegatten. Dieſer muß ſich nothigen 
Falles an feine unterhaltspflichtigen Verwandten halten (vgl. § 1608). Den 
Kindern des Bedürftigen ſteht gegebenen Falles ($$ 1601, 1606 Abſ. 2) 
ein Unterhaltsanſpruch kraft eigenen Rechtes gegen die Voreltern zu. 

2. (Abſ. 2.) Umfang des zu gewährenden Unterhalts. 

a. Zum Unterhalte gehören nicht nur der Lebensbedarf und die Krankheits⸗ 
koſten, ſondern auch die Erziehungskoſten. Zu letzteren konnen den 
Umſtänden nach auch die Koſten des Univerſitätsſtudiums gehören. Vgl. 
Ausgleichungspflicht § 2050. 8 

b. Die Unterhaltspflicht als ſolche umfaßt nicht die Verpflichtung, 
Schulden des Bedürftigen oder Prozeßkoſten für ihn zu bezahlen. Die 
Vorſchriften über das Armenrecht greifen ein. Wegen der Verpflichtung 
des Inhabers der elterlichen Gewalt, kraft ſeiner Nutznießung am Kindes⸗ 
. Prozeß⸗ oder Vertheidigungskoſten zu bezahlen vgl. §§ 1654, 

0. 


€. Beerdigungskoſten § 1615. 
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$ 1611. Wer durch fein ſittliches Verſchulden bedürftig geworden 
iſt, kann nur den nothdürftigen Unterhalt verlangen. 

Der gleichen Beſchränkung unterliegt der Unterhaltsanſpruch der 
Abkömmlinge, der Eltern und des Ehegatten, wenn ſie ſich einer 
Verfehlung ſchuldig machen, die den Unterhaltspflichtigen berechtigt, 
ihnen den Pflichttheil zu entziehen, ſowie der Unterhaltsanſpruch der 
Großeltern und der weiteren Voreltern, wenn ihnen gegenüber die 
Vorausſetzungen vorliegen, unter denen Kinder berechtigt ſind, ihren 
Eltern den Pflichttheil zu entziehen. 

Der Bedürftige kann wegen einer nach dieſen Vorſchriften ein⸗ 
tretenden Beſchränkung ſeines Anſpruchs nicht andere Unterhalts⸗ 
pflichtige in Anſpruch nehmen. 


2. Nothdürftiger Unter» 
halt. 


§ 1612. Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer Geldrente v. Art der Unterhalisge 


zu gewähren. Der Verpflichtete kann verlangen, daß ihm die Ge⸗ 
währung des Unterhalts in anderer Art geſtattet wird, wenn beſon⸗ 
dere Gründe es rechtfertigen. 

Haben Eltern einem unverheiratheten Kinde Unterhalt zu gewähren, 
ſo können ſie beſtimmen, in welcher Art und für welche Zeit im 
voraus der Unterhalt gewährt werden ſoll. Aus beſonderen Grün⸗ 
den kann das Vormundſchaftsgericht auf Antrag des Kindes die Be⸗ 
ſtimmung der Eltern ändern. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften des $ 760 Anwendung. 


3. Beſchränkung des dem Kinde nach § 1610 zuſtehenden Unterhalts auf 

Grund der Erziehungsgewalt des Gewalthabers ngl. § 1631 Note 3 b. 

4. Bei nachträglicher Aenderung der Verhältniſſe vgl. CPO. $ 323. 

$ 1611. 1. (Abſ. 1.) Der in Anſpruch Genommene muß das ſittliche 
Verſchulden (z. B. Trägheit, Ausſchweifungen, Trunkſucht ꝛc.) als Urſache 
der Bedürftigkeit nachweiſen. Vgl. RG. IW. 1902 S. 72. 

2 (Abſ. 2.) Verfehlungen des Berechtigten. 

a. Pflichttheilsentziehung §§ 23332335. 

b. Der zweite Halbſatz des Abſ. 2 trägt dem Umſtande Rechnung, daß den 
ee und weiteren Voreltern ein Pflichttheilsrecht nicht zufteht 
($ 2303). 

e. Bei Annahme an Kindesſtatt iſt für die Anwendung des $ 1611 Abſ. 2 
der Annehmende, welchem nach § 1759 ein Pflichttheilsanſpruch gegen 
den Angenommenen nicht zuſteht, den leiblichen Verwandten aufſteigender 
Linie gleichgeſtellt. § 1766 Abſ. 2. f vT 

d. Die Beſchränkung des Unterhaltsanſpruchs aus Abſ. 2 tritt nur im Ver⸗ 
hältniſſe des Bedürftigen zu denjenigen Perſonen ein, denen perſönlich 
das Recht der Pflichttheilsentziehung zuſteht. L . 

a. Sind mehrere Verpflichtete ($ 1606) vorhanden, ſo können die anderen 
Mitverpflichteten, denen eine Einwendung aus § 1611 Abſ. 2 nicht 
zuſteht, ihre Verbindlichkeit zur antheilweiſen Gewährung ſtandes⸗ 
gemäßen Unterhalts nicht ablehnen. 3 5 

8. Stirbt der zur Einwendung aus § 1611 Abi. 2 Berechtigte oder wird 
er leiſtungsunfähig (§ 1603), ſo kann ſich der Nachverpflichtete nicht 
auf die dem Weggefallenen zuſtehende Einwendung berufen. 5 

3. Abſ. 3 ſtellt klar, daß die Vorſchrift des Abſ. 2, wie fie einerſeits nur 
zu Gunſten des zur Entziehung des Pflichttheils Berechtigten wirkt (Note 20h, 
andererſeits andere Unterhaltspflichtige nicht belaſten ſoll. 


Not 15 schränkung des Unterhalts kraft Erziehungsrechts vgl. zu § 1631 
2 ). 


währung. 


VI. In praeteritum non 
vivitur. 


VII. Verzicht. — Voraus- 
leiſtung. 
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§ 1613. Für die Vergangenheit kann der Berechtigte Erfüllung 
oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nur von der Zeit an for⸗ 
dern, zu welcher der Verpflichtete in Verzug gekommen oder der 
Unterhaltsanſpruch rechtshängig geworden iſt. 
8 1614. Für die Zukunft kann auf den Unterhalt nicht ver⸗ 
zichtet werden. 

Durch eine Vorausleiſtung wird der Verpflichtete bei erneuter Be⸗ 


§ 1612. 1. Die Anwendbarkeit des § 760 (Leibrente) bedeutet dreimonat⸗ 
liche Vorausbezahlung der Rente. 

2. Vgl. im übrigen wegen der prozeſſualen Vorſchriften über den Renten⸗ 
anſpruch Titelvorb. vor § 759. 

3. (Abſ. 2.) Beſtimmungsrecht der Eltern. 

a. Die Vorausleiſtung für den von dem Unterhaltspflichtigen beſtimmten 
Zeitraum hat befreiende Wirkung nur, wenn die Beſtimmung den Um⸗ 
ſtänden nach angemeſſen iſt § 1614 Abſ. 2. 

b. In Anſehung der Art des zu gewährenden Unterhalts hat das Beſtimmungs⸗ 
recht der Eltern eine Grenze, inſofern das Kind außer Stande iſt, die von 
der Eltern beſtimmte Art des Unterhalts entgegenzunehmen. Eine hier⸗ 
gegen verſtoßende Beſtimmung gilt, ohne daß es einer Aenderung der 
Beſtimmung durch das Vormundſchaftsgericht bedarf, als nicht erfolgt. 
Es kann ſomit gegenüber einem jugendlichen Kinde, das durch einen zu 
ſeiner Vertretung nicht Berechtigten (3. B. die Mutter) dem Vater vor⸗ 
enthalten wird, dieſer ſich nicht darauf berufen, daß er Naturalverpflegung 
beſtimme, es iſt ſeine Sache die Herausgabe des Kindes zu erwirken. 
RG. JW. 1901 S. 870, OLG. 2 93. 

c. Die Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts Fr. §§ 35, 43. Beſchwerde⸗ 
recht des Kindes bei Zurückweiſung feines Antrags, Fr. §§ 20, 59. Das 
minderjährige Kind bedarf zu dem Antrag aus Abſ. 2 eines Pflegers 
(arg. ex § 59 FrG.). AM. OLG. 2 93 (Hamburg). 

§ 1613. 1. Von dem Satze „in praeteritum non vivitur“ werden Aus⸗ 
nahmen nur zugelaſſen: 

a. für den Fall des Verzugs §§ 284 ff.; 

b. für den Fall der Rechtshängigkeit, auch wenn mangels Verſchuldens 
($ 285) Verzug nicht vorliegt. 

2. Die Verzugswirkungen und die Haftung für Prozeßzinſen richten ſich 
im Uebrigen nach den allgemeinen Beſtimmungen §§ 286, 291. — Schadens: 
erſatz wegen Nichterfüllung § 280. 

3. Soweit von einem Dritten als Geſchäftsführer ohne Auftrag (§ 679) 
oder von dem Staate oder von Verbänden oder Anſtalten, die auf Grund 
öffentlichen Rechtes zur Gewährung von Unterhalt verpflichtet ſind, dem Be⸗ 
dürftigen Unterhalt gewährt iſt, ſchließt der gegen den Verpflichteten be⸗ 
ſtehende Erſatzanſpruch die Geltendmachung des Unterhaltsanſpruchs für die 
Vergangenheit, auch ſoweit ſie nach $ 1613 zuläſſig iſt, aus, da dem Unter: 
haltsberechtigten der ihm von dem Verpflichteten geſchuldete Unterhalt durch 
den Dritten gewährt iſt. (Vgl. Gef. über den Unterſtützungswohnſitz vom 
6. Juni 1870 § 62, abgedruckt 3 272.) — Anders, wenn der kraft Geſetzes ge: 
mäß 5 1607 Abſ. 2 auf den Nachmann übergegangene Unterhaltsanſpruch 
geltend gemacht wird (vgl. § 1607 Note 2b). Der Nachmann thut gut, ger 
eigneten Falles alsbald Inverzugſetzung oder Rechtshängigkeit gegen den 
Vormann herbeizuführen. 2 2 

4. Für den Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes gilt der Satz in 
praeteritum non vivitur nicht, $ 1711. 

5. Verjährung des Unterhaltsanſpruchs SS 197, 201; indeß 
Hemmung gemäß $ 204. Keine Verjährung des Unterhaltsanſpruchs für 
die Zukunft § 194 Abſ. 2. 


II. Abſchn. Verwandtſchaft. 4. Tit. Rechtl. Stellung d. ehel. Kinder. 215 


dürftigkeit des Berechtigten nur für den im § 760 Abſ. 2 be⸗ 
ſtimmten Zeitabſchnitt oder, wenn er ſelbſt den Zeitabſchnitt zu be⸗ 
ſtimmen hatte, für einen den Umſtänden nach angemeſſenen Zeitab⸗ 
ſchnitt befreit. 


8 1615. Der Unterhaltsanſpruch erliſcht mit dem Tode des VL. Cod des Berechtigten 


Berechtigten oder des Verpflichteten, ſoweit er nicht auf Erfüllung 
oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung für die Vergangenheit oder 
auf ſolche im voraus zu bewirkende Leiſtungen gerichtet iſt, die zur 
Zeit des Todes des Berechtigten oder des Verpflichteten fällig ſind. 

Im Falle des Todes des Berechtigten hat der Verpflichtete die 
Koſten der Beerdigung zu tragen, ſoweit ihre Bezahlung nicht von 
den Erben zu erlangen iſt. 


Vierter Titel. 
Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder. 


§ 1614. 1. Ein dem $ 1614 Abſ. 1 zuwiderlaufender Verzicht iſt nichtig, 
§ 134. Unter Verzicht fällt auch ein Vergleich, durch welchen der geſetz⸗ 
liche Unterhaltsanſpruch gemindert wird. Vgl. RG. 50 96, JW. 1902 S. 72. 
Inſoweit iſt auch ein Schiedsvertrag ungültig, CPO. § 1025. 

2. (Abſ. 2.) Beſtimmung des Zeitabſchnitts durch den Verpflichteten vgl. 
§ 1612 Abſ. 2. Vgl. die Anwendung dieſer Vorſchrift bei Gewährung des 
Unterhalts durch einen Geſchäftsführer ohne Auftrag zu $ 1626 Note IV 2 b. 
3. Wegen der Geltendmachung eines Unterhaltsanſpruchs für die Zukunft 
im Konkurſe des Verpflichteten KO. § 3 Abſ. 2 (zu § 1360). 

4. Keine Verjährung des Unterhaltsanſpruchs für die Zukunft § 194 Abſ. 2. 

5. Auch gegenüber einem vor dem Inkrafttreten des BGB. abgeſchloſſenen 
Verzicht oder Vergleiche (Note 1) gilt § 1614. RG. 50 96, JW. 1902 S. 72. 

§ 1615. 1. Anſpruch auf Erfüllung oder Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 

erfüllung für die Vergangenheit § 1613. 

2. Im Voraus zu bewirkende Leiſtungen, welche zur Zeit des Todes fällig 

find, §§ 1612 Abſ. 3, 760 Abi. 3. 

3. Beerdigungskoſten. 

5 Die Verpflichtung zur Tragung der Koſten der Beerdigung umfaßt 
nicht die Verpflichtung für die Beerdigung zu ſorgen. — Im Falle der 
Feuerbeſtattung hat der Verpflichtete die hierdurch im Verhältniſſe zur 
Beerdigung entſtehenden Mehrkoſten auf Grund des § 1615 nicht zu 
tragen. 

h. 5 5 Tragung der Beerdigungskoſten ſind verpflichtet: 

a. der Erbe § 1968; ur 

8. der Schadenserſatzpflichtige im Falle der Tödtung § 844 (Haftpflicht: 
geſetz $ 3, abgedruckt 3 311). 2 

7. der Beſchenkte bei Verarmung des Schenkers § 528; 

3. der Vater des unehelichen Kindes . 

e. der geſchiedene allein ſchuldige Ehegatte gemäß §§ 1578, 1580. 

1. Die Vorſchriften dieſes Titels gelten: 

a. für die Kinder ehelicher Abſtammung SS 1591 ff 

b. für die Kinder aus nichtigen Ehen, welche mit Rückſicht auf die Gut⸗ 

gläubigkeit eines Ehegatten als ehelich gelten, nach Maßgabe der Vor⸗ 

ſchriften der §§ 1699 ff.; ke e : 

e. für die durch nachfolgende Ehe legitimirten unehelichen Kinder § 1719; 

d. für die durch Ehelichkeitserklärung legitimirten unehelichen Kinder nach 

Maßgabe der §§ 1736 ff.; 

e. für die an Kindesſtatt angenommenen Kinder nach Maßgabe der 


§§ 1757 ff. 


. 


oder Verpflichteten. 


Vorbemerkung zum 
. Titel. 


1. Familienname des 
Kindes. 


Vorbemerkung zum 
Anterkitel 1. 
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I. Rechtsverhältniß zwiſchen den Eltern und dem Kinde im Allgemeinen. 
§ 1616. Das Kind erhält den Familiennamen des Vaters. 


2. Ergänzende Vorſchriften. 

„Wohnſitz des ehelichen Kindes § 11. 

: Senahzung von Anſprüchen zwiſchen Eltern und minderjährigen Kindern 
04. 


. un elterlicher Einwilligung zur Eheſchließung des Kindes §§ 1305 
is 1308. 

„ Gegenſeitige Unterhaltspflicht zwiſchen Eltern und Kindern §§ 1601 ff. 

. Erforderniß elterlicher Einwilligung zur Annahme des Kindes an Kindes: 
ſtatt SS 1747 f. 

. Recht der Eltern zur Benennung und Befreiung eines Vormundes gs 1776 f., 
1792 Abf. 4, 1852 ff.; zur Anordnung der Einſetzung eines Familienraths 
§§ 1858, 1861, 1866 Ziff. 3, 1868, 1880; Recht des Vaters zur Ernen⸗ 
nung eines Beiſtandes der Frau § 1687. 

h ne der Eltern zur Vormundſchaft über volljährige Kinder §§ 1899, 
1 8 

„ Pflegſchaft über Kinder unter elterlicher Gewalt §§ 1909, 1915, 1916, 
1918 


i. Geſetzliches Erbrecht §§ 1924 f., Pflichttheilsrecht § 2303. 

Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit. Bundes⸗Geſ. vom 1. Juni 1870 (BGBl. 
S. 355) §§ 2 ff., 11, 14a, 19, 21 Abſ. 2, vgl. zu EG. Art. 41 und 3 264. 

3. Uebergangsvorſchrift EG. Art. 203. 

4. Internationales Privatrecht ES. Art. 19. 

5. Prozeſſuale Vorſchriften CPO. §§ 640 —643 (Titelvorb. vor $ 1591). 

6. Die Berechtigung zum Strafantrage für das verletzte Kind 

richtet ſich nach StGB. § 65 in der Faſſung des EG. Art. 34 III (vgl. dazu 

auch den § 195 StGB. EG. Art. 34 VI). 


1. Die Vorſchriften des Untertitels I gelten unabhängig davon, ob das 
Kind volljährig oder minderjährig iſt (§§ 2 ff.), ob es unter elterlicher Ge: 
walt ſteht oder nicht (§§ 1626 ff.). Vgl. auch § 1680 Note 9. 

2. Die Vorſchriften gehen von dem Grundſatze der Zugehörigkeit des 
Kindes zur väterlichen Familie aus. Nicht ausgeſchloſſen iſt es, aus ihnen 
noch andere als die einzelnen ausgeſprochenen Rechtsſätze abzuleiten, ſoweit 
ſolche ſich als nothwendige Ausflüſſe des Grundſatzes der Familienzuge⸗ 
hörigkeit ergeben und im rechtlichen Intereſſe eines der Betheiligten liegen. 
Eine Rechtspflicht der Eltern, einem Kinde die Namen, Geburts⸗ und 
Todestage ſeiner etwaigen Geſchwiſter anzugeben, iſt indeß nicht anzuer⸗ 
kennen. RG. IW. 1901 S. 54; Seuff. 56 138. 


§ 1616. 1. Familienname des Kindes vgl. zu § 1355 Note 1; $ 12 
und Bemerkungen daſelbſt, insbeſondere auch § 12 Note II I. 
2. Vorname des Kindes. Vgl. § 12 Note II 2. 
a. Die Beilegung des Vornamens iſt Ausfluß des Rechtes und der Pflicht 
der Sorge für die Perſon des Kindes (§§ 1627, 1684, 1793). 
b. Eintragung des Vornamens in das Geburtsregiſter, Perſonenſtandsgeſetz 
§ 22 (3 313). ’ 
e. Welche Vornamen eintragungsfähig find und die Aenderung der Vor⸗ 
namen iſt nach öffentlichem (Landes⸗) Rechte zu beurtheilen. 
3. Stand des Kindes vgl. zu § 1355 Note II und § 1610. Adel § 12 
Note II 3. Vgl. ferner für 
Preussen | Standeserhöhung des Vaters § 11 II 9 ALR; ſ. auch § 59 112 
I 
4. Namensänderung bei Verheirathung der Tochter $$ 1355, 1577; bei 
Annahme an Kindesſtatt S$ 1758, 1772. Im Uebrigen vgl. § 12 Note II Ic. 
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§ 1617. Das Kind iſt, ſolange es dem elterlichen Hausſtand 
angehört und von den Eltern erzogen oder unterhalten wird, ver⸗ 
pflichtet, in einer ſeinen Kräften und ſeiner Lebensſtellung entſprechen⸗ 
den Weiſe den Eltern in ihrem Hausweſen und Geſchäfte Dienſte 
zu leiſten. 

§ 1618. Macht ein dem elterlichen Hausſtand angehörendes 
volljähriges Kind zur Beſtreitung der Koſten des Haushalts aus 
ſeinem Vermögen eine Aufwendung oder überläßt es den Eltern zu 
dieſem Zwecke etwas aus ſeinem Vermögen, ſo iſt im Zweifel an⸗ 
zunehmen, daß die Abſicht fehlt, Erſatz zu verlangen. 

§ 1619. Ueberläßt ein dem elterlichen Hausſtand angehörendes 
volljähriges Kind ſein Vermögen ganz oder theilweiſe der Verwal⸗ 
tung des Vaters, ſo kann der Vater die Einkünfte, die er während 
ſeiner Verwaltung bezieht, nach freiem Ermeſſen verwenden, ſoweit 
nicht ihre Verwendung zur Beſtreitung der Koſten der ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung und zur Erfüllung ſolcher Verpflichtungen des 
Kindes erforderlich iſt, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus 
den Einkünften des Vermögens beſtritten werden. Das Kind kann 
eine abweichende Beſtimmung treffen. 

Das gleiche Recht ſteht der Mutter zu, wenn das Kind ihr die 

erwaltung ſeines Vermögens überläßt. 

$ 1620. Der Vater iſt verpflichtet, einer Tochter im Falle ihrer 
Verheirathung zur Einrichtung des Haushalts eine angemeſſene Aus⸗ 
teuer zu gewähren, ſoweit er bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen 
Verpflichtungen ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts 
dazu im Stande iſt und nicht die Tochter ein zur Beſchaffung der 
Ausſteuer ausreichendes Vermögen hat. Die gleiche Verpflichtung 


8 1617. 1. Die Dienſtleiſtungspflicht des Kindes aus § 1617 iſt unab⸗ 
hängig von Volljährigkeit und elterlicher Gewalt. Vorausſetzung iſt 
außer der thatſächlichen Zugehörigkeit zum Hausſtand 

a. entweder Fortdauer der elterlichen Erziehung. Gegen Mißbrauch des 
elterlichen Rechtes, namentlich auf Koſten des Unterrichts und der Aus⸗ 
bildung ſchützt § 1666; 

b. oder Unterhaltsgewährung ſeitens der Eltern an das Kind. Gleichgültig 
iſt, ob der Unterhalt in Erfüllung der geſetzlichen Unterhaltspflicht (§§ 1601 
bis 1603) oder freiwillig gewährt wird. 

2. Werden beim Vorliegen der Vorausſetzungen des § 1617 Dienſte ge⸗ 
leitet, fo ift ein Anſpruch des Kindes auf Vergütung ausgeſchloſſen, ſofern 
ich nicht eine anderweite ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung er⸗ 
giebt. Vgl. RG. 4 121 f. 8 8 8 a 

3. Was das Kind durch die den Eltern geleiſteten Dienſte erwirbt, erwirbt 
es den Eltern (88 164, 667; vgl. auch $ 950 Note 4). Selbſtändiger Erwerb 
des Kindes § 1651. — „ g 
4. Der elterliche Anſpruch auf die Dienſtleiſtung des Kindes iſt unverjähr⸗ 
bar § 194 Abſ. 2. 

1618. Nach der dem § 1429 entſprechenden Auslegungsregel des § 1618 

ſteht dem Kinde auf Grund der Aufwendung im Zweifel ein Anſpruch aus 

Geſchäftsführung ohne Auftrag nicht zu, § 685. 

1 § 1619. Val. die entſprechende Vorſchrift des § 1430 und die Bemer⸗ 

ungen daſelbſt. 


2. Wirkungen der Haus⸗ 
gemeinſchaft. 

a. Dienſtleiſtung der 

Kinder für d. Eltern. 


b. Aufwendungen der 
volljährigen Kinder 
für den Haushalt. 


c. Elterl. Verwaltung 
des dem volljähr. 
Kinde gehörigen 
Vermögens. 


3. Ausſtattung des 
Kindes. 
a. Der Ausſteueran⸗ 
ſpruch der Tochter. 
a. Vorausſetzung d. 
Anſpruchs. 


5. Verweigerungs⸗ 
recht der Eltern. 
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trifft die Mutter, wenn der Vater zur Gewährung der Ausſteuer 
außer Stande oder wenn er geſtorben iſt. 

Die Vorſchriften des § 1604 und des 5 1607 Abſ. 2 finden 
entſprechende Anwendung. 
. 1621. Der Vater und die Mutter können die Ausſteuer ver⸗ 
weigern, wenn ſich die Tochter ohne die erforderliche elterliche Ein⸗ 
willigung verheirathet. 

Das Gleiche gilt, wenn ſich die Tochter einer Verfehlung ſchuldig 
gemacht hat, die den Verpflichteten berechtigt, ihr den Pflichttheil 
zu entziehen. 


§ 1620. 1. Die Ausſteuer iſt der Inbegriff der zur Errichtung des 
Haushalts dienenden Haushaltsgegenſtände (vgl. §§ 1382, 1525, 1550) ein⸗ 
ſchließlich der zum perſönlichen Gebrauche der Tochter beſtimmten Kleidung 
und Wäſche. Der Ausſteuerpflichtige kann nach feiner, indeß gemäß § 242 
beſchränkten Wahl die Ausſteuer entweder in Natur oder in Geld gewähren, 
vgl. OLG. A 106. Die Ausſteuer als eine der Tochter mit Rückſicht auf ihre 
Verheirathung gemachte Zuwendung iſt Ausſtattung i. S. des § 1624. Vgl. 
daſelbſt. 

2. Der Anſpruch der Tochter auf Gewährung der Ausſteuer entſteht mit 
der Eingehung der Ehe SS 1623 Satz 2, 198 Satz 1. Die in dieſem Zeit: 
punkt obwaltenden Verhältniſſe find dafür entſcheidend, ob der Ausſteuer⸗ 
anſpruch entſtanden iſt oder nicht. Nachträgliche Veränderungen bleiben 
außer Betracht, wohl aber iſt auf der Grundlage der gegenwärtigen Ver⸗ 
mögensverhältniſſe die Möglichkeit einer erſt zukünftig eintretenden Gefähr⸗ 
dung des ſtandesmäßigen Unterhalts zu berückſichtigen. 

3. Der Ausſteueranſpruch iſt klagbar. Die Leiſtungsklage iſt erſt von dem 
Zeitpunkte der Verheirathung ab zu begründen; Leiſtung für den Fall der 
Verheirathung kann nicht im Voraus verlangt werden, vgl. Note 2 und Os. 
2 441. Nicht ausgeſchloſſen aber iſt die Feſtſtellungsklage, daß die zukünf⸗ 
tige Ausſteuerpflicht etwa wegen Nichtvorliegens der von dem Vater be⸗ 
haupteten Ausſchließungsgründe der SS 1621 Abf. 2, 1622 beſteht. RG. 49 
f JW. 1901 S. 598 läßt die Feſtſtellungsklage in noch weiterem Um⸗ 
ange zu. 

4. Der Ausſteueranſpruch der verheiratheien Tochter gehört bei geſetz⸗ 
lichem Güterſtande zu ihrem eingebrachten Gute. Für die gerichtliche Geltend⸗ 
machung vgl. §§ 1380, 1400. 

a. Zur Begründung der Klage gegen den Vater gehört: 

x. die Behauptung der erfolgten (oder bevorſtehenden? vgl. Note 3 und 
CPO. § 259) Verheirathung; 

8. die zur Beurtheilung der Angemeſſenheit der geforderten Ausſteuer 
dienenden Umſtände, insbeſondere die Vermögensverhältniſſe des 
Vaters ſowie die Verhältniſſe des Mannes, vgl. OLG. 3 247. 

J. die Behauptung mangelnden eigenen Vermögens der Tochter. (Vgl. 
über die Beweisführung § 1602 Note 1 a a. ©.) 

b. Einwendungen. 
a. Leiſtungsunfähigkeit vgl. §§ 519 Abſ. 1, 1603. 
8. Vgl. ferner §§ 1621, 1622. 5 5 

e. Zur Klage gegen die Mutter gehört ferner die Behauptung, daß 
der Vater leiſtungsunfähig oder verſtorben iſt, oder daß die Rechtsver⸗ 

A 25 im Inlande gegen ihn weſentlich erſchwert iſt (Abſ. 2, § 1607 
ah 

§ 1604 regelt den Einfluß des ehelichen Güterrechts auf die Beurthei⸗ 
lung der Leiſtungsfähigkeit der Mutter. 
$ 1607 Abſ. 2 betrifft den Regreßanſpruch der Mutter gegen den Vater. 
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§ 1622. Die Tochter kann eine Ausſteuer nicht verlangen, wenn 
ſie für eine frühere Ehe von dem Vater oder der Mutter eine Aus⸗ 
ſteuer erhalten hat. 

§ 1623. Der Anſpruch auf die Ausſteuer iſt nicht übertragbar. 
Er verjährt in einem Jahre von der Eingehung der Ehe an. 

§ 1624. Was einem Kinde mit Rückſicht auf feine Verheirathung 
oder auf die Erlangung einer ſelbſtändigen Lebensſtellung zur Be⸗ 
gründung oder zur Erhaltung der Wirthſchaft oder der Lebensſtellung 
von dem Vater oder der Mutter zugewendet wird (Ausſtattung), gilt, 
auch wenn eine Verpflichtung nicht beſteht, nur inſoweit als Schen⸗ 
kung, als die Ausſtattung das den Umſtänden, insbeſondere den 
Vermögensverhältniſſen des Vaters oder der Mutter, entſprechende 
Maß überſteigt. 

Die Verpflichtung des Ausſtattenden zur Gewährleiſtung wegen 
eines Mangels im Rechte oder wegen eines Fehlers der Sache be- 
ſtimmt ſich, auch ſoweit die Ausſtattung nicht als Schenkung gilt, 
nach den für die Gewährleiſtungspflicht des Schenkers geltenden Vor⸗ 
ſchriften. 


8 1621. 1. (Abſ. 1.) Nicht ſchon der Mangel der Einwilligung des in 
Anſpruch Genommenen, ſondern nur der Mangel der erforderlichen Ein⸗ 
willigung ($$ 1305 ff.) ſchließt den Ausſteueranſpruch aus. Wenn die elter⸗ 
liche Einwilligung durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt iſt (§ 1308), iſt 
$ 1621 Abſ. 1 nicht anwendbar. 

2. (Abſ. 2.) Berechtigung zur Pflichttheilsentziehung §§ 2333, 2337. 

$ 1622. 1. Die einmal erfolgte Ausſteuer der Tochter durch den Vater 

oder die Mutter beſeitigt den Anſpruch gegen beide Eltern im Falle wieder⸗ 
holter Eheſchließung. 
2. War bei der früheren Eheſchließung die Ausſteuerung mit Rückſicht auf 
einen die Ausſteuerpflicht ausſchließenden Umſtand nicht erfolgt (§ 1620) und 
ſteht dieſer Umſtand der Ausſteuerpflicht bei der zweiten Eheſchließung nicht 
entgegen (die elterliche Einwilligung zur Verheirathung iſt nicht mehr erfor⸗ 
derlich, der Enterbungsgrund verziehen), ſo kann nunmehr die Ausſteuer 
verlangt werden. 

§ 1623. 1. Die Bedeutung der Unübertragbarkeit (Unpfändbarkeit, Aus⸗ 
ſchließung der Aufrechnung ꝛc. vgl. § 400 Note 1 und 2). Der einmal ent⸗ 
ſtandene Ausſteueranſpruch iſt aktiv und paſſiv unbeſchränkt vererblich vgl. 
§ 1922 Note B II 3. . 

2. Verfährung §8 194 ff., Friſtberechnung $ 187 Abf. 1. — Hemmung der 
Verjährung während der Minderjährigkeit der Tochter § 204; vgl. auch 
§§ 206, 1630 Abſ. 2, 1909. 

§ 1624. 1. Der Ausdruck „Ausſtattung“ begreift alles, was dem Kinde 
zur Begründung und Erhaltung einer ſelbſtändigen Wirthſchaft zugewendet 
wird, mag die Zuwendung mit Rückſicht auf die Verheirathung des Kindes, 
wie insbeſondere die Mitgift, oder mit Rückſicht auf die Erlangung einer 
ſelbſtändigen Lebensſtellung erfolgt ſein. Im Umfange der Angemeſſenheit 
(§ 1624) liegt in der Gewährung der Ausſtattung die Erfüllung einer ſitt⸗ 
lichen Pflicht, welche der Ausſtaktung den Charakter der Schenkung nimmt; 
über das Maß des Angemeſſenen hinaus liegt Schenkung vor. Wer Schen⸗ 
790 behauptet, hat die Ueberſchreitung des angemeſſenen Maßes zu be⸗ 
weiſen. 

2. Inſoweit nach Abf. 1 Schenkung nicht vorliegt, findet insbeſondere auch 
nicht Anwendung 


7. Wiederholte Ver⸗ 
heirathung der 
Tochter. 


6. Unübertragbar⸗ 
keit d. Anſpruchs. 
S. Verjährung. 
b. Rechtsnatur der Aus⸗ 
ſtattung. 


o. Gewährleiſtungspflicht 
des Ausſtattenden. 
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4. Ausftettung ung en $ 1625. Gewährt der Vater einem Kinde, deſſen Vermögen 
oder des Ausſtattenden ſeiner elterlichen oder vormundſchaftlichen Verwaltung unterliegt, eine 


(Auslegungsrege). Ausſtattung, fo iſt im Zweifel anzunehmen, daß er fie aus dieſem 
Vermögen gewährt. Dieſe Vorſchrift findet auf die Mutter ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


II. Elterliche Gewalt. 
Dauer. $ 1626. Das Kind ſteht, ſolange es minderjährig iſt, unter 
elterlicher Gewalt. 


a. die Formvorſchrift des § 518 für das Verſprechen einer Ausſtattung. 
Das mündliche Verſprechen einer übermäßigen Ausſtattung iſt inſoweit 
gültig, als die Angemeſſenheit reicht, § 139; 

b. das Rückforderungs⸗ und Widerrufsrecht des Schenkers §§ 528, 530. 

3. Im Sinne der Vorſchriften über die Anfechtung von Rechtshandlungen 
des Schuldners durch die Gläubiger iſt die Ausſtattung, auch ſoweit ſie nach 
$ 1624 nicht Schenkung ift, eine unentgeltliche Verfügung des Schuldners. 
Anfechtungsgeſetz § 3 Ziffer 3 (hinter § 144), KO. § 32 Ziffer 1. 

4. Vgl. die Einwirkung der im § 1624 Abſ. 1 gemachten Unterſcheidung 
bei Ausstattung aus dem Geſammtgute der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
§ 1446 Note 2, der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1487 Note II. 

5. Auf eine in Form einer Rente verſprochene Zuwendung finden außer 
dem § 1624 auch §§ 759 ff. analoge Anwendung, vgl. Vorb. vor § 759. — 
Ueber Stempelpflichtigkeit eines ſchriftlichen Rentenverſprechens nach Preuß. 
R. vgl. RG. Plenarbeſchl. IMBl. 1901 S. 241. 

6. Gewährung einer Ausſtattung durch den Vormund des Vaters oder 
der Mutter § 1902; vgl. §§ 804, 1897. 

7. Ausgleichung der Miterben bezüglich der erhaltenen Ausſtattungen 88 2050ff. 

8. (Abſ. 2.) Gewährleiſtung §§ 523, 524. 

$ 1625. 1. Die Auslegungsregel des § 1625 iſt nur für den Fall, daß 
die Verwaltung auf Grund der elterlichen Gewalt ($$ 1627, 1638) beſteht, 
nicht auch für den Fall des $ 1619 gemeint (Mot.). 

2. Die Anwendbarkeit des § 1625 auf die Gewährung einer Ausſteuer 
($ 1620) (mit Engelmann⸗Staudinger Note 3) auszuſchließen, weil dem Vater 
eine Ausſtattungspflicht obliege, iſt nicht zutreffend, da, ſoweit die Tochter 
Vermögen hat, auch eine Ausſtattungspflicht des Vaters, welche eine andere 
Beurtheilung rechtfertigen würde, nach § 1620 nicht vorliegt. 

§ 1626. I. Gewalthaber. 

1. Gewalthaber iſt zunächſt der Vater. Die Mutter iſt Gewalthaberin 
($$ 1627, 1684), wenn der Vater 
a. geſtorben oder für todt erklärt iſt. Wegen des Falles, daß ein Vater 

nicht in Betracht kommt (Annahme an Kindesſtatt durch eine Frau) vgl. 

§ 1684 Note d; 

b. die elterliche Gewalt verwirkt hat und die Ehe geſchieden iſt. 

2. Die Rechtsverhältniſſe bei Ruhen der elterlichen Gewalt des Vaters 
vgl. zu §§ 1676, 1678. 

3. Die Fälle der elterlichen Gewalt. 

Die elterliche Gewalt kann zuſtehen 
a. bei ehelicher Abſtammung dem Vater ($ 1627) oder der Mutter (§§ 1684 ff.), 
b. bei Abſtammung aus nichtiger Ehe dem gutgläubigen Vater (§ 1699) 

oder der gutgläubigen Mutter (§ 1701), 
€. bei Legitimation des unehelichen Kindes durch nachfolgende Ehe dem 

Vater oder der Mutter ($$ 1719, 1627, 1684 ff.), bei Legitimation durch 
Cgelichkeitserklärung dem Vater (§§ 1736, 1738), 

d. bei Annahme an Sindesftatt dem Annehmenden, bezw. bei Annahme 
1857 180 1725 dem Adoptivvater oder der Adoptivmutter ($$ 1757; 

27, 1684 ff.). 
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II. Vormundſchaftlicher Charakter der elterlichen Gewalt. 

1. Die elterliche Gewalt dient nach Art der Vormundſchaft 
(vgl. § 1627 mit § 1793) dem Intereſſe des Kindes. Der Inhaber 
(elterliche Gewalt des Vaters §§ 1627 ff., der Mutter §§ 1634, 1684 ff.) hat 
die Pflicht und das Recht, für die Perſon wie für das Vermögen des 
Kindes zu ſorgen und die Perſon des Kindes zu vertreten (vgl. §§ 1630 
Abſ. 1 mit §§ 1793, 1796). — Wegen der elterlichen Nutznießung vgl. zu 
§ 1649 


2. Die Stellung des elterlichen Gewalthabers iſt eine freiere 
als die des Vormundes. 

a. Die Vertretungsmacht auf Grund der elterlichen Gewalt iſt erheblich 
weniger beſchränkt als die vormundſchaftliche. Vgl. §§ 16431645 mit 
§§ 1812—1822, 1824— 1826, 18281832, ferner Titelvorb. vor § 164 
Note CH. 

b. Ein Gegenvormund ($ 1792) wird nicht beſtellt. 

€. Der Inhaber der elterlichen Gewalt unterliegt bei normalen Verhält⸗ 
niffen nicht der ſtändigen Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts und des 
Gemeindewaiſenraths (vgl. §§ 1675, 1850) und den der Durchführung 
dieſer Aufſicht dienenden, den Vormund beſchränkenden Beſtimmungen 
(vgl. §§ 1665—1672 mit §§ 1837—1844, 1866). 

d. Ein Ordnungsſtrafrecht (vgl. § 1837) ſteht dem Vormundſchaftsgerichte 
dem Inhaber der elterlichen Gewalt gegenüber nicht zu. Es iſt auf die 
ſich aus §§ 1666 ff. ergebenden Handhaben beſchränkt. 

3. Das zuſtändige Vormundſchaftsgericht. 

FG. 5 4. Die Zuständigkeit für eine Verrichtung des Pormundschafts- 
gerichts, die nicht eine Vormundschaft oder eine Pflegschaft betrifft, bestimmt sich, 
soweit sich nicht aus dem Gesetz ein Anderes ergiebt, nach den Vorschriften 
des $ 36 Abs. 1, 2; massgebend ist für jede einzelne Angelegenheit der Zeit- 
Punkt, in welchem das Gericht mit ihr befasst wird, 

Ist für die Person, in Ansehung deren die Verrichtung des Vormundschafts- 
gerichts erforderlich wird, eine Vormundschaft oder eine Pflegschaft anhängig 
oder ist der Mutter, unter deren elterlicher Gewalt sie sieht, ein Beistand be- 
stellt, so ist das Gericht zuständig, bei welchem die Vormundschaft, Pflegschaft 
oder Beistandschaft anhängig ist. 

Vgl. auch FrG. § 44 zu § 1665. — Abgabe an ein anderes Gericht FrG. 
§ 46 Abi. 3 (Abſchnittvorb. vor § 1773 Note B III). 

4. Die Dauer der elterlichen Gewalt entſpricht der Dauer der 
Vormundſchaft (§ 1773, 18821884). 

a. Die elterliche Gewalt beginnt mit dem Eintritt ihrer Vorausſetzungen 
und endigt mit dem Austritte des Kindes aus dem Alter der Minder⸗ 
jährigkeit ($ 2) bzw. mit der Vollzährigkeitserklärung (8 3 Abſ. 2). Vgl. 
indeß auch zu c. Durch die Verheirathung wird nicht die elterliche Ge⸗ 
walt als ſolche, ſondern nur die elterliche Nutznießung beendigt, vgl. 
§§ 1661, 1303. Vgl. auch § 1633. — Annahme des Kindes an Kindes⸗ 
ſtatt beendigt die elterliche Gewalt der leiblichen Eltern § 1765. Sonſtige 
Beendigungsgründe der elterlichen Gewalt vgl. Bemerkungen zu §9 1679, 
1680 Note I. 

b. Keine Verlängerung der elterlichen Gewalt auf Grund privater Anord⸗ 
nung. Im Bedürfnißfalle tritt Vormundſchaft (§8 1896 ff.) oder Pfleg⸗ 
ſchaft (S 1909 ff.) in Gemäßheit der allgemeinen Vorſchriften des Vor⸗ 
mundſchaftsrechts ein. 

€. Vor⸗ und Nachwirkungen der elterlichen Gewalt. . 

a. Die elterliche Gewalt umfaßt auch die Schutzpflicht für den nasciturus 
1912. 

8. g eines Vormundes für das Kind oder eines Beiſtandes 

für die Mutter (§ 1687); Anordnung der Einſetzung eines Familien⸗ 

raths durch den Vater vgl. SS 1777, 1868; ferner Titelvorb. Note 2f. 


$ 1626. 


$ 1626. 
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III. Die rechtliche Stellung des Hauskindes. 

1. Die Vermögensfähigkeit des Kindes wird durch die elterliche Ge⸗ 
walt nicht berührt. Ob das Kind für ſich oder den Gewalthaber erwirbt, 
iſt nach den allgemeinen Grundſätzen zu beurtheilen, vgl. zu § 1617 Note 3. 

2. Die Geſchäftsfähigkeit des Kindes richtet ſich nach den allgemeinen 
Vorſchriften der §§ 106— 113, 131. Teſtamentsfähigkeit § 2229. 

3. Deliktsfähigkeit §§ 828, 829; Verantwortlichkeit aus Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag § 682. 

4. Prozeßfähigkeit des Kindes EBD, § 52 Abſ. 1 in Verbindung mit 
§§ 106—113. — Selbſtändiges Beſchwerderecht des 14 Jahre alten Kindes 
beim Vormundſchaftsgerichte FrG. § 59 (Titelvorb. vor $ 1773 Note B IV). 

5. Schuldenhaftung des Kindes § 1659. 


IV. Haftung des Gewalthabers für Schulden des Kindes. 

1. Die Verpflichtung des Gewalthabers durch das Kind richtet 
ſich ausſchließlich nach den allgemeinen Vorſchriften. In Betracht kommen 
insbeſondere die Vorſchriften über Vertretung und Vollmacht §§ 164 ff., 165. 
Auftrag $$ 662 ff., Kreditauftrag § 778, Geſchäftsführung ohne Auftrag 

8 677 ff., ungerechtfertigte Bereicherung §§ 812 ff. Für Deliktsſchulden vgl. 
$$ 832, 840, 1631, 1634. 

Wegen der geſammtſchuldneriſchen Haftung des Vaters für die Laſten 

der Nutznießung vgl. zu § 1654. 

2. Gewährung von Unterhalt an das Kind durch Dritte. 
Rechtsgeſchäfte des Kindes zum Zwecke der Unterhaltserlangung. 
a. Geſchäftsführung ohne Auftrag §§ 679, 683 f., vgl. auch § 1613 und da⸗ 

ſelbſt Note 3. 

b. Sind die von dem Dritten für die Zwecke des Unterhalts gewährten 
Mittel von dem Kinde für andere Zwecke verwendet worden, ſo kommt 
es darauf an, ob der Vater durch die Gewährung des Dritten von einer 
Verbindlichkeit befreit worden iſt. Der Vater haftet demnach nur inſo⸗ 
weit, als die Vorausleiſtung nicht über eine angemeſſene Friſt hinaus 
bewirkt worden iſt, vgl. § 1614 Abſ. 2. 


V. Prozeſſuale Vorſchriften CPO. §§ 640—643 (Titelvorb. vor § 1591). 


VI. Anwendungsgebiet der Vorſchriften. 

Unmittelbar gelten die Vorſchriften nur für die durch das BGB. geregelten 
Materien (vgl. Bord. zum Allg. Theile Note 2). 

1. Reichsgeſetzgebung. 

Im EG. find alle bisherigen reichsgeſetzlichen Vorſchriften, welche an die 
elterliche Gewalt anknüpfen, im Einzelnen geändert worden. 

2. Für die Landesgeſetzgebung iſt nach allgemeinen Grundſätzen 
(vgl. Artt. 4, 55) zu ermeſſen, wie weit die bisherigen Vorſchriften durch die 
Neuregelung erſetzt ſind. Beſondere Vorſchriften finden ſich hierzu: 
Freussen Ach. z. BGB. Art. 69. S.-Kob.-G. AG. 3. BGB. Art. 47. 
Sachsen AG. z. BGB. § 35. \ Anhalt AG. J. BGB. Art. 63. 
Hessen AG. z. BGB. Art. 271. Schw.-R. AG. BGB. Art. 149. 
M.-Schw. V. z. A. $ 219. | Schw.-8. AG. 3. BGB. Art. 50. 
M.-Strelitz V. z. A. § 217. MPaldecch AG. z. BGB. Art. 33. 
Braunsch. AGG. z. BGB. § 77. Reuss 3. L. AG. z. BGB. $ 98. 
S.-Mein. AG. z. BGB. Art. 26. Lippe AGG. z. BGB. § 37. 
S.-Altenb. AG. z. BGB. § 104. Lübeck AG. z. BGB. § 109. 


VII. Uebergangsvorſchriften EG. Artt. 203, 204. Vgl. daſelbſt. 
Einfluß der elterlichen Gewalt der Mutter auf beſtehende Vormundſchaften 
Vorb. zu $$ 1684 ff. Note IV. 


VIII. Internationales Privatrecht EG. Art. 19. 
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1. Elterliche Gewalt des Vaters. 
§ 1627. Der Vater hat kraft der elterlichen Gewalt das Recht!. Du vormundſchaftliche 


192 die Pflicht, für die Perſon und das Vermögen des Kindes zu ewa. ichen 
orgen. 
§ 1628. Das Recht und die Pflicht, für die Perſon und das 1. umfang. 
Vermögen des Kindes zu ſorgen, erſtreckt ſich nicht auf Angelegen⸗ eine Pesch 
heiten des Kindes, für die ein Pfleger beſtellt iſt. 
§ 1629. Steht die Sorge für die Perſon oder die Sorge für d. Meinungsuerfgie- 
das Vermögen des Kindes einem Pfleger zu, fo entſcheidet bei einer und Peg 
Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem Vater und dem Pfleger über 
die Vornahme einer ſowohl die Perſon als das Vermögen des Kindes 
betreffenden Handlung das Vormundſchaftsgericht. 
8 1630. Die Sorge für die Perſon und das Vermögen umfaßt 2. umfang der Bertre- 
die Vertretung des Kindes. ee, 
Die Vertretung ſteht dem Vater inſoweit nicht zu, als nach § 1795 
ein Vormund von der Vertretung des Mündels ausgeſchloſſen iſt. 
Das Vormundſchaftsgericht kann dem Vater nach § 1796 die Ver⸗ 
tretung entziehen. 


Die Regelung, welche die elterliche Gewalt des Vaters in den §§ 1627 ff. Zu 88 1627 f. 
erfahren hat, gilt gemäß § 1686 auch für die elterliche Gewalt der Mutter. 

§ 1627. 1. Auf die elterliche Gewalt kann, inſoweit ſie die Pflicht des 
Vaters, für die Perſon und das Vermögen des Kindes zu ſorgen (vgl. Titel⸗ 
vorb. vor § 662 Note I) begründet, nicht verzichtet werden. Vgl. indeß § 1662 
Verzicht auf die Nutznießung. 

2. Der Grad der von dem Vater bei Erfüllung ſeiner Pflicht anzuwen⸗ 
denden Sorgfalt beſtimmt ſich nach § 1664. 

3. Nichterfüllung der dem Vater obliegenden Pflicht begründet Schadens⸗ 
1020 ficht nach allgemeinen Grundſätzen, §§ 275 ff. Vgl. auch $$ 1666 ff., 

00. 


4. Sorge für die Perſon und das Vermögen §§ 1628 —1630; Sorge für 
die Perſon 88 16311637; Sorge für das Vermögen §§ 16381647. 
§ 1628. 1. Ein Pfleger iſt für die Angelegenheiten zu beſtellen, an deren 
Beſorgung der Vater verhindert ift (§ 1909). 
a. Rechtliche Verhinderung des Vaters. 
a. Kollidirende Intereſſen §§ 1630 Abſ. 2, 1795 Abſ. 2, 181. — Prozeß⸗ 
führung des Gewalthabers mit dem Kinde vgl. § 181 Note III und 
§ 1909 Note 14. . 
6. Zuwendungen Dritter an das Kind unter Ausſchließung des Vaters 
von der Verwaltung §§ 1638, 1909 Abſ. 1 S. 2. 
+. Konkurs des Vaters $ 1647 Note 2 b. d 
3. Entziehung der Verwaltung durch das Vormundſchaftsgericht §§ 1666, 
1670. 
e. Ruhen der elterlichen Gewalt §§ 16761678. 
b. ich e des Vaters § 1665; vgl. indeß § 1685. 
Not Cheſchließung des Kindes mit einem Mündel des Vaters vgl. § 1304 
ote II 5. 
3. Die Vertretung des Kindes durch den Vater entgegen der Vorſchrift 
15 10 25 iſt Vertretung ohne Vertretungsmacht im Sinne der $$ 177 
15 180. 


4. Entſprechende Anwendung des § 1628 im Falle der neben der elter⸗ 
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lichen Gewalt fortbeſtehenden Vormundſchaft § 1883 Note 1. 
$ 1629. Vgl. § 1798. 
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3. Die Sorge für die § 1631. Die Sorge für die Perſon des Kindes umfaßt das 
a Grfefungegenatt, Recht und die Pflicht, das Kind zu erziehen, zu beaufſichtigen und 
ſeinen Aufenthalt zu beſtimmen. 

Der Vater kann kraft des Erziehungsrechts angemeſſene Zucht⸗ 
mittel gegen das Kind anwenden. Auf ſeinen Antrag hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht ihn durch Anwendung geeigneter Zuchtmittel zu 
unterſtützen. 


§ 1630. 1. Geſetzliche Vertretung vgl. Titelvorb. vor § 164 Note C IL. 
Die Vertretungsmacht des Vaters ift grundſätzlich unbeſchränkt, ſoweit nicht 
Beſchränkungen derſelben durch das Geſetz vorgeſehen ſind. Vgl. §§ 1643, 
1644, 1667 Abſ. 2. 

2. Vertretung des Kindes durch den Vater in Angelegenheiten, in denen 
ihm die Vertretung nicht zuſteht, iſt Vertretung ohne Vertretungsmacht 
($$ 177—180). Vgl. § 1628 Rote 1 und 3. In den Fällen beſchränkter 
Vertretung (§§ 1643, 1644, 1647 Abſ. 2) vgl. 88 1643 Abſ. 3, 1823-1831. 

3. Die Vertretung des Kindes ſteht dem Vater nicht zu: 

a. in den Angelegenheiten, in denen ein Pfleger beſtellt iſt, § 1628; 

b. kraft Geſetzes ohne Rückſicht darauf, ob ein Pfleger beftellt iſt oder nicht 
in den Fallen des § 1795: 

a. Rechtsgeſchäfte zwiſchen dem Kinde einerſeits und dem Ehegatten oder 
einem anderen Kinde des Vaters andererfeits § 1795 Ziffer 1. Hier⸗ 
unter fallen insbeſondere Erbauseinanderſetzungsverträge, bei denen 
Vater und Kind Theilungsintereſſenten mit konkurrirenden Intereſſen 
find; vgl. indeß auch § 2042 Note 1 u. OLG. A 119. Der Mangel 
der Verkretungsmacht des Vaters für Rechtsgeſchäfte der Kinder mit 
einem Mündel des Vaters folgt aus § 181, vgl. § 1795 Abſ. 2. 

5. Rechtsgeſchäfte in Anſehung von Forderungen des Kindes gegen den 
Vater § 1795 Ziffer 2. 

J. Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen den zu a bezeichneten Perſonen und über 
die zu 6 bezeichneten Angelegenheiten § 1795 Ziffer 3. 

e. Bei Entziehung der Vertretungsmacht durch das Vormundſchaftsgericht 
(Ir. Sd 35, 43) wegen kollidirender Intereſſen ($$ 1630 Abſ. 2 Satz 2, 
1796). 

4. Beſchränkung der Vertretungsmacht des Vaters durch das Erforderniß 
vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung $$ 1643, 1644, 1667 Abſ. 2. 

s 5. Kontrahiren des Vaters als Vertreters des Kindes mit ſich ſelbſt vgl. 

181. 

6. Das Kind haftet für das Verſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters bei 
Erfüllung von Verbindlichkeiten § 278. 

7. Todeserklärung auf Antrag des geſetzlichen Vertreters CRD. § 962. 

8. Bei der Entmündigung des Kindes (vgl. zu § 6) iſt der geſetzliche Ber: 
treter, dem die Sorge für die Perſon des Kindes zuſteht (vgl. Titelvorb. 
vor § 164 Not. O II 1 d) antragsberechtigt CPO. § 646, vgl. auch ECHO. 
$$ 653, 664, 666, 675, 679, 685, 686. 


81651. 1. Daraus, daß die Sorge für das Kind in den in § 1631 er⸗ 
wähnten thatſächlichen Beziehungen als Ausfluß der elterlichen Gewalt (val. 
RG. 17 130) behandelt wird, ergiebt ſich, 1 
a. daß das Recht und die Pflicht aus $ 1631 formell bis zur Beendigung 

der elterlichen Gewalt dauern (vgl. indeß bei verheiratheten Töchtern 
$ 1633); 

b. daß die Ausübung des Rechtes nur im Intereſſe des Kindes zu geſchehen 
hat. Eine darüber, namentlich zeitlich, hinausgehende Ausübung des 
9 10 würde ein Mißbrauch des elterlichen Rechtes im Sinne des 

1666 ſein. 
2. Religiöſe Erziehung der Kinder EG. Art. 134. 
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$ 1632. Die Sorge für die Perſon des Kindes umfaßt das 
Recht, die Herausgabe des Kindes von Jedem zu verlangen, der es 
dem Vater widerrechtlich vorenthält. 

§ 1633. it eine Tochter verheirathet, jo beſchränkt ſich die 
Sorge für ihre Perſon auf die Vertretung in den die Perſon be⸗ 
treffenden Angelegenheiten. 


3. Zuchtmittel. 

a. Gegen den Mißbrauch der Zuchtmittel ſchützen die Vorſchriften der 
§§ 1666 (vgl. OLG. 4 410), 1680, ſowie die Vorſchriften des Straf: 

eſetzbuchs. 

b. ee, der Erziehungsgewalt kann auch eine Beſchränkung des dem 
Kinde nach § 1610 an ſich zuſtehenden ſtandesgemäßen Unterhalts bis 
auf das Maß des nothdürftigen Unterhalts gerechtfertigt ſein. 

4. Die Unterſtützung durch das Vormundſchaftsgericht (Fr. G §§ 35, 43) 
kann auch in der Unterbringung des Kindes in eine Erziehungs⸗ oder 
Beſſerungsanſtalt beſtehen. Das Vormundſchaftsgericht kann aber eine ſolche 
auf Grund des § 1631 getroffene Maßregel im Gegenſatz zu den auf Grund 
der Vorſchriften über Zwangs⸗ bzw. Fürſorgeerziehung (EG. Art. 135, § 1666 
Note III; vgl. auch § 1838) erfolgten Anordnungen — nicht gegen den Willen 
des Erziehungsberechtigten aufrecht erhalten. Vgl. KG. Jahrb. 22 A 39. 

5. Verzicht auf das Erziehungsrecht oder die Erziehungspflicht iſt nichtig, 
$ 138. Vgl. zu § 1627 Note J. 

6. Entziehung des Erziehungsrechts § 1666. 
ya Haftung Dritten gegenüber für Vernachläſſigung der Aufſichtspflicht 

§ 1632. 1. Der Anſpruch gegen den Dritten, der das Kind dem Vater 
vorenthält, iſt im Wege der Klage geltend zu machen. Die gewaltſame Fort: 
nahme des Kindes auf Grund vormundſchaftsgerichtlicher Verfügung (vgl. 

Pr. AG. z. FrG. Art. 17) kann nur zur Durchführung von Entſcheidungen 

des Vormundſchaftsgerichts in Frage kommen, vgl. §§ 1635, 1666, OLG. 2 

450. Vgl. auch RG. 10 113, 18 186. 

2. Vorausſetzung des Herausgabeanſpruchs iſt widerrechtliche Vorenthaltung. 
a. Vorenthaltung liegt nicht ſchon vor, wenn der Dritte, bei dem das Kind ſich 

befindet, ſich gegenüber dem Verſuche des Vaters, ſein die Rückkehr weigerndes 
Kind zurückzubekommen, paſſtv verhält ohne ſein Widerſtreben gegen die 
Rückkehr zu bethätigen. Der Dritte iſt nicht verpflichtet, dem Kinde den 
Unterhalt zu verweigern oder ihm das Haus zu verweiſen, OLG. 4 109. 

b. Gegenüber dem aus § 1632 begründeten Rechte des Klägers hat der Be- 
klagte die beſonderen, ſeine Widerrechtlichkeit ausſchließenden Umſtände 
darzulegen (vgl. ss 1635 Abſ. 1 Satz 2, 1637, 1666, CO. $ 627). Er 
kann hierbei nicht einen vertragsmäßigen Verzicht des Klägers auf das 
Erziehungsrecht geltend machen (§ 138), wohl aber das Einſchreiten des 
Vormundſchaftsgerichts gemäß § 1666 veranlaſſen, wenn die Zurüd- 
nahme des Kindes (3. B. aus einer Erziehungs⸗ oder Beſſerungsanſtalt) 
das Intereſſe des Kindes verletzt. Vgl. auch RG. 17 129, ferner §1707 
Note Za. Wegen des Herausgabeanſpruchs des Vaters gegen die Mutter 
vgl. § 1635 Note 5. 8 e e 

3. Kein Zurückbehaltungsrecht in Anſehung des Kindes wegen eines An⸗ 
ſpruchs aus Unterhaltsgewährung; vgl. § 273 Note II 2. 

4. Ob polizeiliche Hülfe gegen ein flüchtiges Kind in Anſpruch genommen 
werden kann, beſtimmt ſich nach öffentlichem (Landes⸗) Rechte. 

5. Entführung einer minderjährigen Frauensperſon vgl. StGB. § 237 u. 
EG. Art. 34 VIII. 

8 1633. 1. Die Verheirathung der Tochter hat die Beendigung der elter⸗ 

lichen Gewalt als ſolcher nicht zur Folge. 

H. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 15 


b. Anſpruch auf Her⸗ 
ausgabe d. Kindes. 


o. Einſchränkung in 
Anſehung der ver⸗ 
heiratheten Tochter. 


d. Nebengewalt der 
Mutter. 
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§ 1634. Neben dem Vater hat während der Dauer der Ehe 
die Mutter das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes 
zu ſorgen; zur Vertretung des Kindes iſt ſie nicht berechtigt, un⸗ 
beſchadet der Vorſchrift des § 1685 Abſ. 1. Bei einer Meinungs⸗ 
verſchiedenheit zwiſchen den Eltern geht die Meinung des Vaters vor. 


a. Die Einſchränkung des § 1633 ſchließt zwar die fernere Anwendbarkeit 
gewiſſer Vorſchriften, namentlich die der §§ 1631, 1632 (vgl. § 1354) aus, 
ſie nimmt aber dem Vater im Uebrigen nicht die Eigenſchaft eines 
geſetzlichen Vertreters, dem die Sorge für die Perſon der Tochter zuſteht. 
Der Vater (bzw. die Mutter § 1686) bleibt deshalb insbeſondere zu⸗ 
ſtimmungsberechtigt bei der Volljährigkeitserklärung ($ 4) und antrags⸗ 
berechtigt in Anſehung der Entmündigung der Tochter (CPO. §§ 646, 680). 

b. Die Vertretung in den die Perſon betreffenden Angelegenheiten greift 
nicht Platz, ſoweit die Vertretung durch den geſetzlichen Vertreter aus⸗ 
geſchloſſen iſt oder das Kind ſelbſt geſchäftsfähig iſt, vgl. Titelvorb. vor 
$ 164 Note C II 1 d und E Nr. 2—8, 12, 13, 15— 17. Vgl. ferner CPO. 
$ 612 (Titelvorb. vor § 1323). 

c. Die Sorge für das Vermögen der Tochter wird durch das zwiſchen den 
Ehegatten beſtehende Güterrecht beeinflußt. Der Gewalthaber kann nur 
inſoweit eingreifen, als die Frau dies bei Volljährigkeit ſelbſt könnte, 
vgl. § 1364 Note 4. 

d. al 5 166 der elterlichen Nutznießung bei Verheirathung des Kindes 
vgl. § 1661. 

e. Nach Auflöſung der Ehe fällt die durch die Verheirathung eingetretene 
Beſchränkung der elterlichen Gewalt nicht wieder fort. — Sonderregelung 
für = Volljährigkeitserklärung der minderjährigen Wittwe § 4 Abſ. 2 
Satz 2. 

f. Vorausſetzung der Anwendbarkeit des § 1633 iſt eine gültige, d. h. weder 
kraft Geſetzes noch kraft Anfechtung nichtige Ehe (vgl. 88 1323, 1330). 
Bei Vormundſchaft über eine volljährige Ehefrau tritt die in 8 1633 
vorgeſehene Beſchränkung nicht ein, 3 1901 Abſ. 2. Dem Vormunde ſteht 

alſo auch die uneingeſchränkte Sorge für die Perſon der Frau zu. 

h. Der Wechſel der Staatsangehörigkeit des Gewalthabers erſtreckt ſich nicht 
auf die verheirathete oder verheirathet geweſene Tochter. Staatsange⸗ 
hörigkeitsgeſetz SS 11, 19, 21 zu EG. Art. 41, vgl. auch 3 264. 

Für Sohne unter elterlicher Gewalt kommt eine dem 8 1663 ent: 

ſprechende Vorſchrift nicht in Betracht, § 1303. 
§ 1634. 1. Die der Mutter neben dem Vater zuſtehende Sorge für die 

Perſon des Kindes, (Nebengewalt vgl. Vorb. zu §§ 1684 ff. Note Il) berech⸗ 

tigt ſie zur ſelbſtändigen Geltendmachung der mit der thatſächlichen Sorge 

für die Perſon verbundenen Rechte (SS 1631, 1632) gegen Dritte; fie iſt nur 
inſofern beſchränkt, als ſie dieſe Rechte nicht entgegen der Entſcheidung des 

Vaters auszuüben berechtigt iſt. Bei Mißbrauch ihres Rechtes zum Nachtheile 

des Kindes greift § 1666 ein. 

2. Ausgeſchloſſen iſt die Mutter von der Vertretung ſowohl in perſön⸗ 
lichen wie in vermögensrechtlichen Angelegenheiten, indeß unbeſchadet der 
Vorſchrift des § 1685 Abſ. 1. Danach hat die Mutter während beſtehen⸗ 
der Ehe kraft Geſetzes, d. h. ohne vormundſchaftsgerichtliches Eingreifen, 
auch die Vertretungsmacht für das Kind in dem dem Vater zuſtehenden Um⸗ 
fange, wenn der Vater an der Ausübung der elterlichen Gewalt thatſächlich 
verhindert iſt oder feine elterliche Gewalt ruht (SS 1676, 1677). 

3. Die Pflicht der Sorge für die Perſon umfaßt auch gemäß $ 1631 die 
Aufſichtspflicht; au Verantwortlichkeit gegenüber Dritten bei Verletzung 
dieſer Pflicht § 832. 

4. Theilnahme der Mutter an der Sorge für die Perſon des Kindes neben 
einem Vormunde bzw. Pfleger zu Lebzeiten des Vaters § 1698. 
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§ 1635. Iſt die Ehe aus einem der in den SS 1565 bis 1568 
beſtimmten Gründe geſchieden, ſo ſteht, ſolange die geſchiedenen Ehe⸗ 
gatten leben, die Sorge für die Perſon des Kindes, wenn ein Ehe⸗ 
gatte allein für ſchuldig erklärt iſt, dem anderen Ehegatten zu; ſind 
beide Ehegatten für ſchuldig erklärt, ſo ſteht die Sorge für einen 
Sohn unter ſechs Jahren oder für eine Tochter der Mutter, für 
einen Sohn, der über ſechs Jahre alt iſt, dem Vater zu. Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht kann eine abweichende Anordnung treffen, wenn 
eine ſolche aus beſonderen Gründen im Intereſſe des Kindes geboten 
iſt; es kann die Anordnung aufheben, wenn ſie nicht mehr erfor⸗ 
derlich iſt. 

Das Recht des Vaters zur Vertretung des Kindes bleibt unberührt. 


5. Thatſächliches Getrenntleben der Eltern ändert nichts an der aus 
§ 1634 ſich ergebenden Rechtslage. Der Vater kann gegen die Mutter auf 
Herausgabe des bei ihr befindlichen Kindes klagen, ſofern nicht durch das 
Vormundſchaftsgericht (§§ 1666, 1838) oder das Ae tnasgerigt 
gemäß 8 627 CPO. eine anderweite Regelung getroffen iſt, vgl. OLG. 4 103. 
Vgl. auch 88 1632, 1636 Note 2. 

§ 1635. 1. 8 1635 betrifft alle Fälle der Eheſcheidung mit Ausnahme 
des Falles der Scheidung wegen Geiſteskrankheit, 8 1569. In dieſem Falle 
greifen die §8 1676 Abf 1, 1685 Abſ. 2 ein. — Der Scheidung fteht die 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft durch Urtheil gleich, § 1586. Bei 
thatſächlicher Trennung der Ehegatten iſt die Sorge für die Perſon der 
Kinder nach den gleichen Vorſchriften zu beurtheilen, wie bei Fortbeſtand 
der ehelichen Gemeinichaft (88 1627, 1631, 1634). Vgl. § 1634 Note 5. 
Während des Eheſcheidungsprozeſſes CPO. § 627 (Titelvorb. vor $ 1564). 

2 Durch Abſ. 1 Satz ! wird ein im Prozeßwege (vgl. insbeſondere § 1632) 
verfolgbares, durch die gemäß Satz 2 ergehende vormundſchaftsgerichtliche 
Anordnung abänderliches Privatrecht des erziehungsberechtigten Ehegatten 
begründet (RG. JW. 1900 S. 643). 

3. Das Vormundſchaftsgericht iſt ausſchließlich — unter Ausſchluß des 
gewöhnlichen Rechtswegs (OLG. 1 389) — für eine abweichende Regelung 
zuſtändig. Es kann von Amtswegen eingreifen; ihm iſt deshalb die That⸗ 
ſache der Eheſcheidung von dem Prozeßgerichte mitzutheilen, CPO. § 630. 

PO. 8630. Nach dem Eintritte der Rechtskraft des Urtheils hat das 
Prozessgericht, wenn ein gemeinschaftliches minderjähriges Kind der Ehegatten 
vorhanden ist, dem Vormundschaftsgerichte Mittheilung zu machen. 


4. Die abweichende Anordnung des Vormundſchaftsgerichts auf Grund 
des § 1635 Abi. 1 Satz 2 kann nur eine anderweite Regelung unter den 
Eltern, nicht die Uebertragung der Sorge an einen Dritten zum Gegen⸗ 
ſtande haben. In dieſer Hinſicht verbleibt es bei den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften der elterlichen Gewalt und des Vormundſchaftsrechts §§ 1666, 
1676— 1678, 1685, 1696, 1773, 1909. In dem Erziehungsſtreite können die 
Intereſſen des Kindes wegen der widerſtreitenden eigenen Intereſſen der 
beiden Eltern von keinem derſelben wahrgenommen werden; vielmehr iſt 
550 Kinde ein Dritter als Pfleger zu beſtellen, vgl. KG. 24 A 27, OLG. 1 

475; 2 264. 5 N 
5. Nach dem Tode eines der Ehegatten finden die allgemeinen Vorſchriften 
Sch. die elterliche Gewalt Anwendung. Gegen Mißbrauch gewährt 8 1666 

utz 


+ Eine Uebereinkunft der Eltern über das Erziehungsrecht ift mit Rück⸗ 

icht auf die zwingende Natur (vgl. § 1627 Note 1) der Vorſchrift des 

§ 1635 dem Kinde gegenüber nicht wirkſam. Zuläſſigkeit vertrags⸗ 
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§ 1636. Der Ehegatte, dem nach § 1635 die Sorge für die 
Perſon des Kindes nicht zuſteht, behält die Befugniß, mit dem Kinde 
perſönlich zu verkehren. Das Vormundſchaftsgericht kann den Ver⸗ 
kehr näher regeln. 
8 1637. Iſt die Ehe nach § 1348 Abſ. 2 aufgelöft, fo gilt 
in Anſehung der Sorge für die Perſon des Kindes das Gleiche, 
wie wenn die Ehe geſchieden iſt und beide Ehegatten für ſchuldig 
erklärt ſind. 

§ 1638. Das Recht und die Pflicht, für das Vermögen des 
Kindes zu ſorgen (Vermögensverwaltung), erſtreckt ſich nicht auf das 
Vermögen, welches das Kind von Todeswegen erwirbt oder welches 
ihm unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich zugewendet 
wird, wenn der Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, der Dritte 
bei der Zuwendung beſtimmt hat, daß der Erwerb der Verwaltung 
des Vaters entzogen ſein ſoll. 


mäßiger Regelung mit Wirkung im Verhältniſſe der Eltern zu einander 
RG. 37 190 u. KGG. Bl. 1900 S. 81, OLG. 1 278, 4 356. 

7. Verpflichtung der geſchiedenen Frau, zur Unterhaltung der gemein⸗ 
ſchaftlichen Kinder beizutragen; Zurückbehaltungsrecht der Frau § 1585. 

8. Die Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts für die Entſcheidung und 
Vollſtreckung (vgl. Preuß. Fr. Art. 17) iſt gegeben, wenn es ſich um die 
Wahrung der Intereſſen des Kindes handelt; ſtehen nur die Rechte der 
Eltern unter einander in Frage, ſo iſt das Prozeßgericht zuſtändig. Vgl. 
OLG. 2 450, 452 und Vorb. zu SS 1665 ff. Note 2. 

9. Uebergangsvorſchrift EG. Art. 206. 

10. Landesgeſetzgebung. 

Württ. A. z. BGB. Art. 52 Ziff. 6 (zuſtändig das Amtsgericht an 
Stelle des Vormundſchaftsgerichts ſ. EG. Art. 147). 

§ 1636. 1. Eine gänzliche Unterſagung des Verkehrs durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht (Fr. 88 35, 43) darf nicht ſtattfinden. Wohnen die 
Eltern an verſchiedenen Orten, ſo kann auch die Anordnung dahin gehen, 
daß das Kind etwa einige Wochen im Jahre bei dem ſchuldigen Ehegatten 
zuzubringen hat, vgl. OLG. 2 348, 3 370. 

2. Die Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts aus § 1636 ſetzt vor⸗ 
aus, daß die Scheidung der Ehe rechtskräftig erfolgt iſt (vgl. § 1564). Während 
des Scheidungsprozeſſes greift CPO. 8 627 ein. Leben die Eltern ohne Er⸗ 
hebung der Scheidungsklage getrennt ($ 1634 Note 5), fo iſt die Beſtim⸗ 
mung des Vaters entſcheidend, ein Eingreifen des Vormundſchafts⸗ oder 
Prozeßgerichts nicht vorgeſehen (vgl. 588, 341). Bei ehewidriger Beſtim⸗ 
mung des Mannes iſt indeß Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens 
und einſtweilige Verfügung gemaß CPO. § 940 nicht ausgeſchloſſen. Vgl. 
§ 1354 Note 2. Inſoweit durch das Verhalten des Mannes eine körperliche 
oder 35625 Gefährdung der Kinder begründet wird, greift $ 1666 ein, vgl. 
Seuff. 56 453. 

3. Landesgeſetzgebung. j 
Württ. AG. z. BGB. Art. 52 Ziff. 6 (zuſtändig das Amtsgericht an Stelle 

des Vormundſchaftsgerichts ſ. EG. Art. 147. 

§ 1637. Die Vorſchrift betrifft den Fall der Auflöſung der Ehe durch 
Wiederverheirathung nach Todeserklärung des früheren Ehegatten (§ 1348 
Abſ. 2). Sie findet nur Anwendung, wenn ſich herausgeſtellt hat, daß der 
für todt Erklärte noch am Leben ift; bis dahin gilt die Todesvermuthung 
des § 18. Vgl. auch § 1684 Ziff. 1. 

Landesgeſetzgebung. 

Württ. ſ. zu § 1636 Note 3. 
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Was das Kind auf Grund eines zu einem ſolchen Vermögen ge⸗ 
hörenden Rechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung 
oder Entziehung eines zu dem Vermögen gehörenden Gegenſtandes 
oder durch ein Rechtsgeſchäft erwirbt, das ſich auf das Vermögen 
bezieht, iſt gleichfalls der Verwaltung des Vaters entzogen. 

§ 1639. Was das Kind von Todeswegen erwirbt oder was 
ihm unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich zugewendet 
wird, hat der Vater nach den Anordnungen des Erblaſſers oder des 
Dritten zu verwalten, wenn die Anordnungen von dem Erblaſſer 
durch letztwillige Verfügung, von dem Dritten bei der Zuwendung 
getroffen worden ſind. Kommt der Vater den Anordnungen nicht 
nach, ſo hat das Vormundſchaftsgericht die zu ihrer Durchführung 
erforderlichen Maßregeln zu treffen. 

Der Vater darf von den Anordnungen inſoweit abweichen, als 
es nach $ 1803 Abſ. 2, 3 einem Vormunde geſtattet iſt. 


§ 1638. 1. Sorge für das Vermögen als Beſtandtheil der elterlichen 
Gewalt § 1627. Die Verwaltungspflicht erſtreckt ſich an ſich auch auf das 
freie Vermögen (§ 1651) des Kindes. Vgl. indeß Note 5. 

2. Ab. 1 entſpricht dem § 1369; Abſ. 2 ſpricht das Surrogationsprinzip 
aus. Vgl. den entſprechenden § 1370. 

3. Für die Verwaltung des der elterlichen Vermögensverwaltung ent⸗ 
zogenen Vermögens iſt gemäß § 1909 ein Pfleger zu beſtellen. Ueber den 
Fall, daß der Vater ſelbſt auf Grund der Beſtimmung des Zuwendenden 
(§ 1917) zum Pfleger beſtellt iſt vgl. KG. Jahrb. 20 A 220. Verpflichtung 
des Gewalthabers zur unverzüglichen Anzeige des Pflegſchaftsfalls an das 
eee § 1909 Abſ. 2. Vgl. ferner §§ 1909 Abſ. 1 Satz 2, 

4. Geſchäftsbeſorgung des Vaters in Anſehung des nach § 1638 feiner 
Verwaltung entzogenen Vermögens iſt nicht erſt, wenn ein Pfleger bereits 
beſtellt iſt, ſondern auch ſchon bis zur Beſtellung des Pflegers Ge⸗ 
e ohne Auftrag (88 677 ff.). Anders bei der Vormundſchaft 


j 5. Ausſchließung der elterlichen Verwaltung bedeutet noch nicht Aus⸗ 
ſchließung der elterlichen Nutznießung. Dieſe muß vielmehr beſonders aus⸗ 
Niese werden (88 1649, 1651 Ziff. 2). Nutznießung ohne Verwaltung 
3 1656. 


6. Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts bei Gefährdung des Kindes: 
vermögens 88 1667f. 

8 1639. 1. Vgl. die entſprechende vormundſchaftsrechtliche Vorſchrift des 
$ 1803, wo zu vgl. 

2. Das Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts (FrG.$$ 35, 43) iſt, anders 
wie im Falle der allgemeinen Vorſchriften des 8 1667, von einer Gefährdung 
des Kindesvermögens unabhängig. 

3. (Abſ. 2.) § 1803 Abſ. 2: Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bei 
Gefährdung der Intereſſen des Kindes. . 
..$1803 Abſ. 3. Bei Zuwendung von Seiten eines noch lebenden Dritten 
iſt deſſen Zuſtimmung zur Abweichung erforderlich und genügend. — Er⸗ 
ſetzung diefer Zuſtimmung durch das Vormundſchaftsgericht bei dauernder 

ehinderung oder unbekannter Abweſenheit des Dritten. 

4. Landesgeſetzgebung. 

Württemb. | 1100 0 80. Art. 52 Ziff. 13. Zuſtändig das Amtsgericht an 
Stelle des Vormundſchaftsgerichts ſ. EG. Art. 147. 


b. Verwaltungsanord 
nungen d. Erblaſſer g 
oder Schenkers. 


o. Tod d. Mutter. Ver⸗ 
mögensverzeichniß. 
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§ 1640. Der Vater hat das feiner Verwaltung unterliegende 
Vermögen des Kindes, welches bei dem Tode der Mutter vorhanden 
iſt oder dem Kinde ſpäter zufällt, zu verzeichnen und das Verzeichniß, 
nachdem er es mit der Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändig⸗ 
keit verſehen hat, dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. Bei Haus⸗ 
haltsgegenſtänden genügt die Angabe des Geſammtwerths. 

Iſt das eingereichte Verzeichniß ungenügend, ſo kann das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht anordnen, daß das Verzeichniß durch eine zuſtändige 
Behörde oder durch einen zuständigen Beamten oder Notar aufge⸗ 
nommen wird. Die Anordnung iſt für das in Folge des Todes 
der Mutter dem Kinde zufallende Vermögen unzuläſſig, wenn die 
Mutter ſie durch letztwillige Verfügung ausgeſchloſſen hat. 


S 1640. J. Die Verzeichnißpflicht des Vaters. 
1. Fall des $ 1640. 

a. Dieſe von dem Reichstag eingefügte Beſtimmung ſoll den Vater veran⸗ 
laſſen, ſich klar zu machen, welche Rechte er an dem Kindesvermögen 
habe, und für einen Beweis deſſen, was den Kindern zuſteht, ſorgen. 
Die Vorſchrift iſt auch anwendbar, wenn der Tod der Mutter vor dem 
1. Januar 1900 erfolgt iſt (vgl. EGG. Art. 203), OLG. 1 208. 

b. Inhalt des Verzeichniſſes vgl. auch § 1802. 

a. Sit kein Vermögen vorhanden, jo genügt eine entſprechende glaubhafte 
Verſicherung des Vaters. „ 

8. Das Berliner Teſtament: Nach KG. Jahrb. 20 A 225 hat der 
überlebende Ehegatte, wenn er nach dem mit dem verſtorbenen Ehe⸗ 
gatten gemeinſchaftlich errichteten Teſtamente Vorerbe iſt, die Kinder 
aber als Nacherben eingeſetzt ſind, ſeiner Verzeichnißpflicht aus § 1640 
durch ein Verzeichniß des Nachlaſſes und Angabe des Werthes des 
Pflichttheils der Kinder zu genügen; denn den Kindern ſtehen in 
ſolchem Falle alternativ zwei Vermögensobjekte zu, ein betagter An⸗ 
ſpruch auf den Nachlaß des Erblaſſers und der Anſpruch auf den 
Pflichttheil. Vgl. auch OLG. A 114. 

J. Was dem Kinde ſpäter zufällt, bezieht ſich nicht auf das, was 
dem Kinde etwa in Zukunft zufallen wird, ſondern auf das, was 
in der Zeit zwiſchen dem Erbfalle und der Aufſtellung des Ver⸗ 
zeichniſſes oder eines Nachtragsverzeichniſſes dem Kinde bereits zuge⸗ 
fallen war; künftige Anfälle kommen ſomit nur in Betracht, ſofern 
ſie bei Aufſtellung des Verzeichniſſes ſchon gegenwärtiges Vermögen 
des Kindes repräſentiren (vgl. KGG. Jahrb. 20 A 227). 

Die Verzeichnißpflicht des § 1640 bezieht ſich nur auf dasjenige Kindes⸗ 
vermögen, das der Vater kraft elterlicher Gewalt, nicht auf dasjenige, 
was er kraft anderen Rechtsgrundes, insbeſondere alſo kraft Güter⸗ 
rechts verwaltet. OLG. A 358 (allg. Weſtphäliſch. GG.), vgl. auch 
Od 3105. 

. Die Nichterfüllung der Vorſchrift rechtfertigt gemäß § 1670 Entziehung 
der Vermögensverwaltung von Seiten des Vormundſchaftsgerichts (Fr. 
§§ 35, 43). Zwar entſteht die Verzeichnißpflicht, ohne daß eine vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Aufforderung ergeht, vgl. KG. Jahrb. 20 A 227; 
immerhin werden die Maßregeln aus $ 1670 nicht ohne voraufgegangene 
Androhung angezeigt ſein. 

d. Die ſelbſtändige Sonderregelung der Verzeichnißpflicht in § 1640 ſchließt 
die Abforderung des Offenbarungseides (vgl. § 259 Note 3) aus. 

e. Die Zuständigkeit der Behörde oder der Beamten in Anſehung der Ver⸗ 

zeichnißaufnahme richtet ſich nach Landesrecht. 

Durch letztwillige Verfügung (§§ 1937, 2299) der Mutter kann nur die 
vormundſchaftsgerichtliche Anordnung der behördlichen oder notariellen 


S 


— 
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§ 1641. Der Vater kann nicht in Vertretung des Kindes 
Schenkungen machen. Ausgenommen ſind Schenkungen, durch die 
einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden 
Rückſicht entſprochen wird. 

§ 1642. Der Vater hat das feiner Verwaltung unterliegende Geld 
des Kindes, unbeſchadet der Vorſchrift des $ 1653, nach den für 
die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften der SS 1807, 
1808 verzinslich anzulegen, ſoweit es nicht zur Beſtreitung von Aus⸗ 
gaben bereit zu halten iſt. 

Das Vormundſchaftsgericht kann dem Vater aus beſonderen 
Gründen eine andere Anlegung geſtatten. 


Verzeichnißaufnahme in Anſehung des in Folge ihres Todes dem Kinde 
zufallenden Vermögens ausgeſchloſſen werden. Das KG. (Jahrb. 20 A 234) 
hat ſolche Ausſchließung in der Beſtimmung gefunden, daß der überlebende 
Ehegatte von jeder Aufficht und Kontrole, ſoweit dies die Geſetze zulaſſen, 
befreit ſein ſolle. Die Verzeichnißpflicht des Vaters mit dem Präjudize 
der Entziehung der Vermögensverwaltung ($ 1670) bleibt beſtehen, ebenſo 
die Anordnungsbefugniß des Vormundſchaftsgerichts aus Abſ. 2 in An⸗ 
ſehung des dem Kinde anderweit oder ſpäter zugefallenen Vermögens. 

2. Gefährdung des Kindes vermögens durch den Vater. 

Die allgemeine Vorſchrift des § 1667, welche das Vormundſchaftsgericht bei 
Gefährdung des Kindes ermächtigt, die Einreichung eines Vermögensverzeich⸗ 
niſſes und Rechnungslegung zu fordern, wird durch § 1640 nicht berührt. 

3. Wiederverheirathung des Vaters § 1669. 

II. Die Verzeichnißpflicht der Mutter. 

Die Vorſchriften der §§ 1640, 1667, 1669 (vgl. zu Il u. 2) finden nach 
§ 1686 auch auf die elterliche Gewalt der Mutter Anwendung. Mitwirkung 
des bereits beſtellten Beiſtandes § 1692. — Iſt ein Beiſtand noch nicht be⸗ 
ſtellt, ſo wird auf Grund des Vermögensverzeichniſſes zu prüfen ſein, ob 
der Mutter nicht gemäß § 1687 Ziff. 3 ein Beiſtand zu beſtellen iſt, vgl. 
KG. Jahrb. 20 A 232 und § 1687 Note 13 a. 

III. Anzeigepflicht des Standesbeamten. 

FrG. § 48, abgedruckt in der Vorb. zum III. Abſchnitte (§§ 1773 ff.). 

§ 1641. Vgl. die entſprechende für den Vormund geltende Vorſchrift des 
§ 1804 und Bemerkungen daſelbſt. 

§ 1642. 1. Anlegungspflicht. 

a. Die Anlegungspflicht des Vaters (Abf. 1) entſpricht derjenigen des Vor⸗ 
mundes (vgl. § 1806) mit der Maßgabe, daß der Vater mit Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts auf Grund ſeiner Nutznießung Geld, anſtatt 
daſſelbe anzulegen, für ſich verbrauchen kann, § 1653. Vgl. auch § 1377. 

b Das Betriebskapital eines Erwerbsgeſchäfts (vgl. $ 1655) gehört zu den 
bereit zu haltenden Mitteln (vgl. § 1405 Note B 12). 

€. Befindet ſich der Vater mit dem Kinde in einer Gemeinſchaft zur ge⸗ 
ſammten Sand, insbeſondere z. B. in einer ungetheilten Erbengemein⸗ 
ſchaft, ſo bezieht ſich die Verpflichtung zur mündelſicheren Anlegung des 
Vermögens bis zur Auseinanderſetzung zwiſchen Vater und Kind auf 
das ganze Vermögen, nicht blos auf die dem Kinde zuſtehende Quote, da 
dem Kinde von jedem einzelnen Stück ein Antheil zuſteht. KG. Jahrb. 
23 A 180, Os G. 4 359. 

2. Die Art der Anlegung. v 
a. Mündelmäßige Anlegung vgl. $$ 1807, 1808. — $ 1809 iſt nicht mit⸗ 

zitirt fo daß die Anlegung bei Sparkaſſen und Banken zc. nicht mit der 
Beſtimmung zu erfolgen braucht, daß zur Erhebung des Geldes die Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich iſt. 


d, 


Schenkungen aus d. 
Kindesvermögen. 


e. Anlegung von Gel⸗ 


dern des Kindes. 
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1. Ritwirtungd- dan § 1643. Zu Rechtsgeſchäften für das Kind bedarf der Vater 
4. Genenmminge der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts in den Fallen, in 
gest. denen nach § 1821 Abſ. 1 Nr. 1 bis 3, Abſ. 2 und nach § 1822 
Nr. 1, 3, 5, 8 bis 11 ein Vormund der Genehmigung bedarf. 
Das Gleiche gilt für die Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines 
Vermächtniſſes ſowie für den Verzicht auf einen Pflichttheil. Tritt 
der Anfall an das Kind erſt in Folge der Ausſchlagung des Vaters 
ein, ſo iſt die Genehmigung nur erforderlich, wenn der Vater neben 
dem Kinde berufen war. 
Die Vorſchriften der § 1825, 1828 bis 1831 finden entſprechende 
Anwendung. 


b. (Abſ. 2.) Geſtattung anderweiter Anlegung durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht (Fr G. §§ 35, 43) vgl. § 1811. 
e. Maßgebliche Anordnung des Erblaſſers oder des Zuwendenden § 1639. 

3. Zuwiderhandlung des Vaters. 

a. Schadenserſatzpflicht nach allgemeinen Grundſätzen (§§ 275 ff., 1664). 
b. Maßregeln des Vormundſchaftsgerichts bei Gefährdung des Kindesver⸗ 
mögens $$ 1667 f., 1670 ff. — Haftung des Vormundſchaftsrichters § 1674. 

4. Die Befreiung des Vaters von der in § 1642 angeordneten Be⸗ 
aufſichtigung des Vormundſchaftsgerichts durch Beſtimmung des Erblaſſers, 
der dem Kinde eine letztwillige Zuwendung macht, wird in KG. 24 A 8 für 
unzuläffig erklärt. Oft wird ſich indeß die Beſtimmung als eine Anordnung 
im Sinne des § 1639 aufrecht erhalten laſſen; vgl. zu § 1803 Note 5. 

§ 1643. A. Die rechtsgeſchüftliche Vertretungsmacht des Vaters auf 
Grund der elterlichen Gewalt. 

I. Beſchränkung der Vertretungsmacht. 

Die dem Vater nach § 1630 grundſätzlich unbeſchränkt zuſtehende Vertre⸗ 
tungsmacht wird in § 1643 durch das Erforderniß vormundſchaftsgericht⸗ 
licher Genehmigung in Anſehung gewiſſer wichtiger, außerhalb einer regel⸗ 
mäßigen Vermögens verwaltung liegender Rechtsgeſchäfte beſchränkt. Vgl. 
§ 1626 Note II. 

II. Charakter und Umfang der Beſchränkung. 

1. Die Beſchränkung der Vertretungsmacht beruht auf dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Charakter der elterlichen Gewalt und iſt unabhängig davon, 
ob die Vermögensgegenſtände, auf welche ſich die Rechtsgeſchäfte beziehen, 
der elterlichen Nutznießung (§§ 1650 ff.) unterliegen oder zum freien Kindes: 
vermögen gehören (§ 1651). 

2. Die Beſchränkung bezieht ſich nur auf Rechtsgeſchäfte, welche der 
Vater als geſetzlicher Vertreter des Kindes, alſo Namens des Kin⸗ 
des vornimmt. Inſoweit der Vater kraft ſeiner Nutznieß ung Rechts⸗ 
geſchäfte im eigenen Namen abſchließt, iſt er an eine vormundſchaftsgericht⸗ 
liche Genehmigung nicht gebunden (vgl. § 1663 mit §§ 1643, 1822 Ziff. 5). 

Ueberſchreitet der Vater beim Kontrahiren im eigenen Namen die Grenze 
ſeiner Nutznießung, ſo liegt die Sache ſo, wie wenn ein fremder Dritter 
über fremde Vermögensgegenſtände verfügt. 

III. Vornahme von Rechtsgeſchäften durch den Vater für das Kind ohne 
die erforderliche Genehmigung iſt Vertretung ohne Vertretungsmacht, auf 
welche die beſondere Regelung der §§ 1828—1831 Anwendung findet (Abſ. 3). 

IV. Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

1. Zuſtändigkeit Fr. §§ 35, 43 (zu § 1626). 

2. Wegen des rechtlichen Charakters der Genehmigung vgl. zu § 1828. 

B. Die einzelnen Fälle. 

Vgl. das Nähere bei den in Bezug genommenen Stellen. 

I. § 1821 Abf. 1 Nr. 1—3, Abſ. 2. Der Vater bedarf der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts: 
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1. zur Verfügung über ein Grundſtück oder über ein Recht an einem 
Grundſtücke; 

2. zur Verfügung über eine Forderung, die auf Uebertragung des Eigen⸗ 
thums an einem Grundſtück oder auf Begründung oder Uebertragung 
eines Rechtes an einem Grundſtück oder auf Befreiung eines Grund⸗ 
ſtücks von einem ſolchen Rechte gerichtet iſt; die Ziffer 4 des § 1821 
(entgeltliher Erwerb eines Grundſtücks oder eines Rechtes an einem 
Grundſtück) iſt für die elterliche Gewalt nicht übernommen. 

3. Zur Eingehung der Verpflichtung zu einer der in Nr. 1, 2 bezeichneten 
Verfügungen. 

Zu den Rechten an einem Grundſtück im Sinne dieſer Vorſchriften ge⸗ 

hören nicht Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden. 

II. 5 1822 Nr. 1, 3, 5, 8—11. 

Der Vater bedarf der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts: 

1. zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das das Kind zu einer Verfügung über 
ſein Vermögen im Ganzen oder über eine ihm angefallene Erbſchaft 
oder über ſeinen künftigen geſetzlichen Erbtheil oder ſeinen künftigen 
Pflichttheil verpflichtet wird, ſowie zu einer Verfügung über den An⸗ 
theil des Kindes an einer Erbſchaft; 

3. zu einem Vertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb oder die Veräuße⸗ 
rung eines Erwerbsgeſchäfts gerichtet iſt, ſowie zu einem Geſellſchafts⸗ 
vertrage, der zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts eingegangen wird; 

5. zu einem Mieth⸗ oder Pachtvertrag oder einem anderen Vertrage, durch 
den das Kind zu wiederkehrenden u verpflichtet wird, wenn das 
Vertragsverhältniß länger als ein Jahr nach der Vollendung des ein- 
undzwanzigſten Lebensjahrs des Kindes fortdauern ſoll; 

8. zur Aufnahme von Geld auf den Kredit des 
Kindes; 

9. zur Ausſtellung einer Schuldverſchreibung auf den 


| Zuläſſigkeit einer 
Inhaber oder zur Eingehung einer Verbindlichkeit 


allgemeinen 


aus einem Wechſel oder einem anderen Papiere, das 1 
durch Indoſſament übertragen werden kann; 9 l 3, 1825. 


10. zur Uebernahme einer fremden Verbindlichkeit, ins⸗ 
beſondere zur Eingehung einer Bürgſchaft; 
11. zur Ertheilung einer Prokura. 

III. Die erbrechtlichen Rechtsgeſchäfte des Abſ. 2. 

.. Diefe Vorſchrift entſpricht der Beſtimmung des § 1822 Ziff. 2, welche im 
Uebrigen zu vergleichen iſt, mit folgenden Abweichungen: 
1. Erbtheilungs verträge, welche der Vater für das Kind ſchließt, be⸗ 
dürfen nicht vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung. Gehören indeß zu 
dem Nachlaſſe ſolche Gegenſtände, in Anſehung deren gemäß § 1821 Abſ. 1 
bis 3, Abſ. 2 die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erforderlich iſt, ſo 
behält es hierbei ſein Bewenden. Vgl. KG. Jahrb. 20 A 236. Vgl. auch bei 
konkurrirenden Intereſſen des Vaters und des Kindes § 1630 Note 3 u. 5. 

2. Ausſchlagung der Erbſchaft ($ 1945) bedarf in ſolchen Fällen der 
vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nicht, in denen der Vater vor dem 
Kinde (nicht bloß neben ihm) berufen war und erſt in Folge ſeiner Aus⸗ 
ſchlagung der Anfall an das Kind eingetreten iſt (vgl. $ 1953). Nur in 
dieſen Fällen erſcheint einerſeits ein konkurrirendes Intereſſe zwiſchen Vater 
und Kind ausgeſchloſſen und andererſeits eine ausreichende Prüfung der 
Zweckmäßigkeit der Ausſchlagung genügend geſichert. 

Der definitive Erwerb der Erbſchaft (Annahme $ 1943, Ab⸗ 
laufenlaſſen der Ausſchlagungsfriſt § 1944) vollzieht ſich ohne Mitwirkung 
des Vormundſchaftsgerichts. Die Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts greift 
indeß wieder hinſichtlich der Beobachtung der Inventarfriſt (J 1999) ein. 

. Einzelvorſchriften für familien⸗ und erbrechtliche Rechtsgeſchäfte 
Tcl. Titelvorb. vor § 164 Note F. — Entlaſſung aus der Staatsangehörig⸗ 
eit ogl. Titelvorb. vor § 1616 Note 2 k. 


81643. 


F. Ueberlafſung von 
Grundſtücken ꝛc. 
an das Kind. 


7. Beginn eines Er⸗ 


wer bsgeſchüfts 
für das Kind. 


g Surrogationsprin⸗ 
zip beimErwerbe mit 
Mitteln des Kindes. 


h. Konkurs des Vaters. 
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§ 1644. Der Vater kann Gegenſtände, zu deren Veräußerung 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich iſt, dem 
Kinde nicht ohne dieſe Genehmigung zur Erfüllung eines von dem 
Kinde geſchloſſenen Vertrags oder zu freier Verfügung überlaſſen. 

§ 1645. Der Vater ſoll nicht ohne Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts ein neues Erwerbsgeſchäft im Namen des Kindes 
beginnen. 

§ 1646. Erwirbt der Vater mit Mitteln des Kindes bewegliche 
Sachen, ſo geht mit dem Erwerbe das Eigenthum auf das Kind 
über, es ſei denn, daß der Vater nicht für Rechnung des Kindes 
erwerben will. Dies gilt insbeſondere auch von Inhaberpapieren 
und von Orderpapieren, die mit Blankoindoſſament verſehen ſind. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden entſprechende Anwendung, 
wenn der Vater mit Mitteln des Kindes ein Recht an Sachen der 
bezeichneten Art oder ein anderes Recht erwirbt, zu deſſen Ueber⸗ 
tragung der Abtretungsvertrag genügt. 

§ 1647. Die Vermögensverwaltung des Vaters endigt mit der 
Rechtskraft des Beſchluſſes, durch den der Konkurs über das Ver⸗ 
mögen des Vaters eröffnet wird. 

Nach der Aufhebung des Konkurſes kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht die Verwaltung dem Vater wieder übertragen. 


©. Außerordentliche Beſchränkung der väterlichen Vertretungsmacht auf 
Grund vormundſchaftsgerichtlichen Einſchreitens im Falle der Gefährdung des 
Kindesvermögens bei Pflichtverletzung oder Vermögensverfall des Vaters 
8 1667. — Rechtsgeſchäftliche Vertretungsmacht der Mutter, welcher ein Bei⸗ 
ſtand beſtellt iſt, vgl. § 1690 und Bemerkungen daſelbſt; § 1693. 

D. Die Rechtsſtellung eines Pflegers, welcher neben dem Vater beſtellt 
ift (vgl. §§ 1628, 1630 Abſ. 2, 1909), beſtimmt ſich nicht nach den für die 
elterliche Gewalt, ſondern nach den für die Vormundſchaft geltenden Vor⸗ 
ſchriften (§§ 1915, 1812, 1821, 1822). 

§ 1644. Vgl. die entſprechenden Vorſchriften des § 1824. — Die ohne die 
erforderliche vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erfolgte Ueberlaſſung 
von Vermögensgegenftänden an das Kind hat nicht die Wirkung des § 110. 

§ 1645. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 1823. 

§ 1646. Vgl. die entſprechende Vorſchrift im gefeglichen Güterrechte $ 1381 
und die Bemerkungen daſelbſt. Vgl. übrigens für den Konkurs das dem 
Kinde eingeräumte Vorzugsrecht KO. § 61 Ziff. 5 zu § 1647 Note 2. 

8 1647. 1. Nur die Vermögensperwaltung endigt mit der Rechts⸗ 
kraft (KO. §§ 109, 73 Abſ. 2, 72, CPO. SS 705, 577) des Eröffnungsbeſchluſſes. 
Im Uebrigen bleibt die elterliche Gewalt, insbeſondere alſo auch die elter⸗ 
liche Nutznießung in ihrer Exiſtenz von dem Konkurs unberührt. 

2. Die Rechtsverhältniſſe im Konkurſe. 

a. Das Recht der elterlichen Nutznießung iſt nicht pfändbar (CPO. § 862 
zu § 1658) und gehört ſomit gemäß KO. § 1 nicht zur Konkursmaſſe; 
dies gilt vom 1. Januar 1900 ab auch für alte Konkurſe, vgl. Ec. Art. 203 
u. RG. JW. 1901 S. 491. Daſſelbe gilt für die von dem Vater auf 
Grund ſeiner Nutznießung bereits erworbenen Früchte, welche zur Er⸗ 
füllung der ihm nach § 1654 (Laſten der Nutznießung) obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen, zur Erfüllung ſeiner geſetzlichen Unterhaltspflichten ſowie zu 
ſeiner eigenen ſtandesgemäßen Unterhaltung erforderlich find (CPO. § 862 
Abſ. 2, abgedruckt zu § 1658). 
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§ 1648. Macht der Vater bei der Sorge für die Perſon oder 
das Vermögen des Kindes Aufwendungen, die er den Umſtänden 
nach für erforderlich halten darf, ſo kann er von dem Kinde Erſatz 
verlangen, ſofern nicht die Aufwendungen ihm ſelbſt zur Laſt fallen. 


5. Erſatz von Aufwen⸗ 
dungen. 


§ 1649. Dem Vater ſteht kraft der elterlichen Gewalt die Nutz- u. Die elterl. nutzmeßung. 


nießung an dem Vermögen des Kindes zu. 

§ 1650. Von der Nutznießung ausgeſchloſſen (freies Vermögen) 
ſind die ausſchließlich zum perſönlichen Gebrauche des Kindes be⸗ 
ſtimmten Sachen, insbeſondere Kleider, Schmuckſachen und Arbeits⸗ 
geräthe. 


b. In Folge der nach $ 1647 eintretenden Beendigung feiner Vermögens⸗ 
verwaltung kann der Vater die Nutznießung nicht ſelbſt ausüben, § 1656 
15 anwendbar. Für die Verwaltung iſt ein Pfleger gemäß § 1909 zu 

eitellen. 

- e Fälligkeit der dem Kinde zuſtehenden Forderungen § 1657. 

Vorrecht des Kindes im Konkurſe KO. § 61 Ziffer 5 (vgl. RG. 39 70 ff.). 
Das Vorrecht hat die Natur einer Sicherheit im Sinne des § 1822 Ziff. 13. 
Der Vormund oder Pfleger bedarf zum ganzen oder theilweiſen Verzicht 
a das Vorrecht der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung, vgl. OLG. 
3 109 


a en 


KO. 5 61. Die Konkursforderungen werden nach folgender Rangordnung, 
bei gleichem Range nach Verhältniss ihrer Beträge, berichtigt: 

3. die Forderungen der Kinder, der Mündel und der Pflegebefohlenen des 
Gemeinschuldners in Ansehung ihres gesetzlich der Verwaltung desselben 
unterworfenen Vermögens; das Vorrecht steht ihnen nicht zu, wenn die 
Forderung nicht binnen zwei Jahren nach Beendigung der Vermögens- 
verwaltung gerichtlich geltend gemacht und bis zur Eröffnung des Ver- 
Fahrens verjolgt worden ist. 

3. Bei Erlangung der elterlichen Gewalt ſeitens des Gemeinſchuldners 
während des ſchwebenden Konkurſes iſt § 1647 entſprechend anzuwenden (vgl. 
Prot. IV S. 638 zu § 1553 E I). 

0 1 1. Wegen des Erſatzanſpruchs vgl. §§ 256 f. und Bemerkungen 
aſe 

2. Ueber Dienſte des Vaters als Aufwendungen im Sinne des § 1648 
dgl. § 256 Note 2. Der dem $ 1835 Abf. 2 entſprechende Zuſatz (E I 
AN ni: 1698 Satz 2) iſt nach Prot. IV S. 562 als unangemeſſen geſtrichen 
worden. 

§ 1649. 1. Die Nutznießung wird von dem Vater kraft eigenen Rechtes, 
nicht als Vertreter des Kindes ausgeübt. Es ſteht ihm die freie Verwendung 
der gezogenen Nutzungen zu, ohne daß er dieſerhalb dem Kinde Rechenſchaft 
ſchuldig wäre. nd 
2. Die Einkünfte ans dem Kindesvermögen find vorzugsweiſe dazu be⸗ 
ſtimmt, dem Unterhalte des Kindes und der Familie zu dienen. Dieſer 
Zweckbeſtimmung tragen die Vorſchriften der §§ 1656—1658, END. § 862 
(zu § 1658), SS 1666 f. Rechnung. . 

3. Gegenüber der Regel des $ 1649 find die Vorausſetzungen der Aus⸗ 
nahmen, welche erſchöpfend in §§ 1650, 1651 beſtimmt find, von dem fie Be⸗ 
Jauptenden zu beweiſen. 

8 1650. 1. Freies Vermögen iſt die Ausnahme. Danach regelt ſich 
die Beweislaſt, vgl. § 1649 Note 3. 5 

2. Auch die Verwaltung des freien Vermögens ſteht als Recht und 
Pflicht dem Vater zu $$ 1627, 1638. Eine Ausnahme bildet der Fall des 
9 112. Vgl. daſelbſt Note 2 und $ 1651 Ziffer 1. 5 

Wegen der nach § 1650 zum freien Vermögen gehörenden Sachen vgl. 


1. Freies Vermögen des 
Kindes 


es. 
a, Perſönl.Gebrauchs⸗ 
gegenſtände. 
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b. Arbeitsperbieuſt u. § 1651. Freies Vermögen iſt: 
ſelbſtändig Erwerb. 1. was das Kind durch feine Arbeit oder durch den ihm nach 
§ 112 geſtatteten ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts 
erwirbt; 
was das Kind von Todeswegen erwirbt oder was ihm unter 
Lebenden von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, 
wenn der Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, der Dritte bei 
der Zuwendung beſtimmt hat, daß das Vermögen der Nutz⸗ 
nießung entzogen ſein ſoll. 
d. Surrogation. Die Vorſchriften des § 1638 Abſ. 2 finden entſprechende An⸗ 
wendung. 
2. Art und Umfang des § 1652. Der Vater erwirbt die Nutzungen des ſeiner Nutznießung 
Fruchterwerbes. unterliegenden Vermögens in derſelben Weiſe und in demſelben Um⸗ 
fange wie ein Nießbraucher. 
3. Nugniekung an ver § 1653. Der Vater darf verbrauchbare Sachen, die zu dem 
insbefondere Helen ſeiner Nutznießung unterliegenden Vermögen gehören, für fi ver⸗ 
äußern oder verbrauchen, Geld jedoch nur mit Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts. Macht der Vater von dieſer Befugniß Gebrauch, 
ſo hat er den Werth der Sachen nach der Beendigung der Nutznießung 
zu erſetzen; der Erſatz iſt ſchon vorher zu leiſten, wenn die ordnungs⸗ 
mäßige Verwaltung des Vermögens es erfordert. 


d 


c. Beſtimmung d. Erb⸗ 
laſſers od. Schenkers. 


die entſprechende Vorſchrift für das Vorbehaltsgut der Ehefrau bei geſetzlichem 
Güterſtande § 1366. 

§ 1651. 1. (Ziffer 1.) Erwerb des Kindes 

a. durch Arbeit vgl. § 1367. Hierzu gehört indeß nicht der Erwerb, 
welchen das Kind bei Leiſtung der den Eltern gemäß § 1617 geſchuldeten 
Dienſte macht. Vgl. § 1617 Note 3. 

b. durch ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts vgl. § 1650 
Note 2. 

2. (Ziffer 2.) Erwerb des Kindes von Todeswegen ($ 1369) und 
unentgeltliche Zuwendung unter Lebenden auf Grund der Beſtim⸗ 
mung des Dritten, von dem der Erwerb herrührt. Vgl. hierzu $ 1369. Soll 
nicht nur die Nutznießung ſondern auch die elterliche Verwaltung ausgeſchloſſen 
werden, fo bedarf es beſonderer diesbezüglicher Beſtimmung gemäß $ 1638. 
Vgl. zu § 1650 Note 2. 

3. Abſ. 2 erklärt das in § 1638 Abſ. 2 ausgeſprochene Surrogations⸗ 
prinzip auf die unter Ziffer 1 und 2, nicht aber auf die in § 1650 aufge⸗ 
führten Gegenſtände für anwendbar. 

4. Im Uebrigen vgl. die Bemerkungen zu §§ 1649 und 1650. 

& 1652. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 1383 bei der ehemänn⸗ 
lichen Nutznießung. Nach Prot. IV S. 577 ſoll durch § 1652 zugleich aus⸗ 
gedrückt ſein, daß der Vater einerſeits verpflichtet ſei, das Inventar zu erhalten, 
andererſeits das Recht habe, die Inventarſtücke zu veräußern (vgl. § 1048). 

2. Beſchränkte Pfändbarkeit der Früchte. Auch die bereits von 
dem Vater erworbenen Früchte find dem Zugriffe ſeiner Gläubiger im In⸗ 
tereſſe der Familie in dem durch CPO. § 862 Abſ. 2 (zu § 1658) beſtimmten 
Umfang entzogen. 

$ 1653. 1. Nutznießung an verbrauchbaren Sachen ($ 92). 

a. Die Vorſchrift des § 1653 ſchließt die Anwendbarkeit des § 1067 (Nieß⸗ 
brauch an verbrauchbaren Sachen] aus. Vgl. im Uebrigen § 1377 Note 13. 
5. Das im Kindesvermögen befindliche Geld iſt in der Regel gemäß § 1642 
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§ 1654. Der Vater hat die Laſten des ſeiner Nutznießung unter⸗ 
liegenden Vermögens zu tragen. Seine Haftung beſtimmt ſich nach 
den für den Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung geltenden 
Vorſchriften der 88 1384 bis 1386, 1388. Zu den Laſten gehören 
auch die Koſten eines Rechtsſtreits, der für das Kind geführt wird, 
ſofern ſie nicht dem freien Vermögen zur Laſt fallen, ſowie die Koſten 
der Vertheidigung des Kindes in einem gegen das Kind gerichteten 
Strafverfahren, vorbehaltlich der Erſatzpflicht des Kindes im Falle 
ſeiner Verurtheilung. 

§ 1655. Gehört zu dem der Nutznießung unterliegenden Ver⸗ 
mögen ein Erwerbsgeſchäft, das von dem Vater im Namen des Kindes 
betrieben wird, ſo gebührt dem Vater nur der ſich aus dem Betrieb 
ergebende jährliche Reingewinn. Ergiebt ſich in einem Jahre ein 
Verluſt, ſo verbleibt der Gewinn ſpäterer Jahre bis zur Ausgleichung 
des Verluſtes dem Kinde. 


anzulegen. Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (FrG. §§ 35, 
43) zum Verbrauche des Geldes kann unter Einſchränkungen, insbeſondere 
auch gegen Sicherheitsleiſtung ertheilt werden. 

2. Erſatzpflicht des Vaters. Vgl. § 1377 Abſ. 3. 

Die Verpflichtung zu ſofortigem Erſatze tritt außer dem Falle des § 1653 
letzter Halbſatz noch ein 
a. bei Ausſchließung des Vaters von der Nutznießung § 1657; 

b. gegenüber den Gläubigern des Kindes § 1659 Abſ. 2. 

$ 1654. 1. Nach $ 1654 in Verbindung mit den zu vergleichenden Vor: 
ſchriften der $$ 1384— 1386 ift der Vater dem Kinde gegenüber und nach $ 1388 
auch geſammtſchuldneriſch dem Gläubiger gegenüber verpflichtet, zu tragen 
a. die Fruchtgewinnungs⸗ und Erhaltungskoſten § 1384; 

die auf dem Kindes vermögen ruhenden öffentlichen und privaten Laſten 

ſowie die Verſicherungsgelder § 1385; 
6. Zinſen und ſonſtige wiederkehrende Leiſtungen § 1386. 

2. Auch für die Koſten des für das Kind geführten Rechtsſtreits haftet 
der Vater ſowohl dem Kinde wie dem Dritten geſammtſchuldneriſch (§ 1388), 
ſofern dieſe Koſten nicht dem freien Vermögen zur Laſt fallen (§ 1660). Vgl. 
auch § 1387. 

3. Die Haftung des Vaters iſt unabhängig davon, ob er in der Nutz⸗ 
nießung Deckung findet oder nicht. Vgl. Vorb. zu §§ 1385 ff. Note 1. Der 
Vater kann ſich ſeiner Haftung durch Verzicht auf die Nutzniezung gemäß 
§ 1662 entſchlagen. 

§ 1655. 1. Die Vorſchrift des § 1655 iſt anwendbar, gleichgültig ob es 
ſich um die Fortführung eines ſchon beſtehenden oder um die Begründung 
eines neuen Erwerbsgeſchäfts handelt. Vgl. 8 1645. 

2. Die Berechnung des Gewinns iſt in der für Erwerhsgeſchäfte der be⸗ 
treffenden Art verkehrsüblichen Weiſe vorzunehmen. Es kann über die Art 
der Berechnung eine Vereinbarung zwiſchen dem Kinde, vertreten durch 
einen Pfleger (§§ 1630, 1795, 181, 1909) getroffen werden, welche, wenn ſie 
die Natur eines Vergleichs hat, die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
gemäß §§ 1822 Ziffer 12, 1915 erfordert. Der dem Vater gegen das Kind 
zuſtehende Anſpruch auf die Auskehrung des Gewinns iſt vor Fälligkeit nicht 
ale, vgl. § 1658 Abſ. 2. Beſchränkte Pfändbarkeit CPO. § 862 Abſ. 2 
zu § 1658). 

3. (Satz 29 Der Ausgleich erfolgt nur auf Koſten des ſp äteren Gewinns. 
Eine Rückerſtattung des Gewinns früherer Jahre findet nicht ftatt. 
4. Durch § 1655 wird die Uebernahme des Erwerbsgeſchäfts durch den 


4. Laſten d. Nutznießung. 
Haftung des Vaters. 


Prozeß⸗ u. Vertheidi⸗ 
gungskoſten für das 
Kind. 


5. Nutznießung an einem 
Erwerbsgeſchäfte. 


6. Nutznießung bei Aus⸗ 
ſchluß der väterlichen 
Vermögensverwaltung. 


7. Ausſchlietung d. Vaters 
von der Ausübung der 
Nutznießung. 


8. Unübertragbarkeit des 


Nutznießungsrechts ꝛc. 
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§ 1656. Steht dem Vater die Verwaltung des feiner Nutz⸗ 
nießung unterliegenden Vermögens nicht zu, ſo kann er auch die 
Nutznießung nicht ausüben; er kann jedoch die Herausgabe der Nutz⸗ 
ungen verlangen, ſoweit nicht ihre Verwendung zur ordnungsmäßigen 
Verwaltung des Vermögens und zur Beſtreitung der Laſten der Nutz⸗ 
nießung erforderlich iſt. 

Ruht die elterliche Gewalt des Vaters oder iſt dem Vater die 
Sorge für die Perſon und das Vermögen des Kindes durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht entzogen, ſo können die Koſten des Unterhalts des 
Kindes aus den Nutzungen inſoweit vorweg entnommen werden, als 
ſie dem Vater zur Laſt fallen. 

§ 1657. Iſt der Vater von der Ausübung der Nutznießung aus⸗ 
geſchloſſen, ſo hat er eine ihm dem Kinde gegenüber obliegende Ver⸗ 
bindlichkeit, die in Folge der Nutznießung erſt nach deren Beendigung 
zu erfüllen ſein würde, ſofort zu erfüllen. Dieſe Vorſchrift findet keine 
Anwendung, wenn die elterliche Gewalt ruht. 

§ 1658. Das Recht, das dem Vater kraft ſeiner Nutznießung 
an dem Vermögen des Kindes zuſteht, iſt nicht übertragbar. 


Vater für eigene Rechnung nicht ausgeſchloſſen. Der Vater müßte den Ver⸗ 
trag mit einem für das Kind zu beſtellenden Pfleger (§§ 1630, 1795 Abj. 2, 
181, 1909) unter Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (§§ 1822 Ziff. 3, 
1915) Schließen. 
8 1656. 1. Dem Vater ſteht die Verwaltung des feiner Nutznießung 
unterliegenden Vermögens in folgenden Fällen nicht zu: 
a. Ausſchließung der väterlichen Vermögensverwaltung durch Beſtimmung 
des Erblaſſers oder des Zuwendenden § 1638. 
h. Konkurs des Vaters $ 1647. 
e. Vormundſchaftsgerichtliche Entziehung der Vermögensverwaltung bei Bes 
laſſung der Nutznießung §§ 1666, 1670; 1740, 1761. 
d. Ruhen der elterlichen Gewalt §§ 1676-1678. 


2. Die Ausübung der Nutznießung geſchieht, wenn dem Vater die Ver⸗ 
moögensverwaltung nicht zuſteht, durch einen dem Kinde gemäß § 1909 Satz 1 
zum Zwecke der Vermögens verwaltung zu beſtellenden Pfleger. Das Rechts⸗ 
verhältniß iſt ähnlich wie bei Ausübung des Nießbrauchs durch einen ge: 
richtlichen Verwalter § 1052. Der Vater erwirbt auch in dieſem Falle die 
Nutzungen gemäß §§ 1652, 1653, 1655. Seinem Herausgabeanſpruche 
ſteht die Einwendung entgegen, daß die Nutzungen zur ordnungsmäßigen 
Verwaltung und zur Beſtreitung der Laſten der Nutznießung (§ 1654) er⸗ 
forderlich ſind. 

3. Der Anſpruch des Vaters auf Herausgabe der Nutzungen iſt vor Fällig- 
keit nicht übertragbar § 1658. Beſchränkung der Pfändbarkeit des Anſpruchs 
CRD. § 862 Abſ. 2 (zu § 1658). 

4. (Abſ. 2.) Ruhen der elterlichen Gewalt §§ 1676, 1677. — Vormund⸗ 
ſchaftsgerichtliche Entziehung der Sorge für die Perſon und das Vermögen 
des Kindes § 1666. — Die Unterhaltspflicht des Vaters beſtimmt ſich nach 
§§ 1602, 1603, 1610. 

8 1657. 1. Vgl. die Fälle der Ausſchließung des Vaters von der Aus⸗ 
übung der Nutznießung § 1656 Note 1. 

2. Die ſofortige Fälligkeit des Erſatzanſpruchs wegen verbrauchter ver⸗ 
brauchbarer Sachen ($ 1653 Satz 2) tritt nur in den Fällen des Ruhens der 
elterlichen Gewalt (§§ 1676, 1677) nicht ein. 

3. Herausgabe: und Rechenſchaftspflicht § 1681. 
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Das Gleiche gilt von den nach den S$ 1655, 1656 dem Vater 
zuſtehenden Anſprüchen, ſo lange ſie nicht fällig ſind. 

§ 1659. Die Gläubiger des Kindes können ohne Rückſicht auf 
die elterliche Nutznießung Befriedigung aus dem Vermögen des Kindes 
verlangen. 

Hat der Vater verbrauchbare Sachen nach § 1653 veräußert oder 
verbraucht, jo iſt er den Gläubigern gegenüber zum ſofortigen Erſatze 
verpflichtet. 


9. Stellung d. Gläubiger 
des Kindes. 


§ 1660. Im Verhaltniſſe des Vaters und des Kindes zu ein⸗ 10. Ausgleihung Fischen 


ander finden in Anſehung der Verbindlichkeiten des Kindes die für 
den Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vor⸗ 
ſchriften des § 1415, des § 1416 Abſ. 1 und des $ 1417 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


§ 1658. 1. Unübertragbarkeit des Rechtes §§ 413, 399. 

2. Pfändungsbeſchränkung CPO. § 862. 

CPO. $ 562. Das Recht, welches dem Pater oder der Mutter kraft der 
elterlichen Nutzniessung an dem Vermögen des Kindes zusteht, ist der Pfändung 
nicht unterworfen. Das Gleiche gilt von den ihnen nach den SS 1655, 1650 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs zustehenden Ansprüchen, solange die Ansprüche 
nicht fällig sind. 

Auf die Pfändung der von dem Vater oder der Mutter kraft der elterlichen 
Nutzniessung erworbenen Früchte finden die Vorschriften des $ SHE Abs. 1 Satz 2 
Izu § 1408] mit der Massgabe entsprechende Anwendung, dass die in den Sg 1659, 
1656 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Ansprüche, wenn sie fällig sind, 
den erworbenen Früchten gleichstehen. 

ne Widerspruch kann auch von dem Kinde nach $ 766 geltend gemacht 

werden. 
9 5 e zur Konkursmaſſe entſprechend der Nichtpfändbarkeit 
8 1659. 1. Vgl. § 1411. — Die Vorſchrift des § 1659 findet ohne Ein⸗ 
ſchränkung auch Anwendung, wenn die Schulden des Kindes in Folge von 
ſelbſtändig vorgenommenen Rechtsgeſchäften (88 112, 113) oder kraft Geſetzes 
(Geſchäftsführung ohne Auftrag § 682; Unterhaltsanſpruch gegen das Kind 
$$ 1601 ff., 1605, 1708, 1715) oder in Folge von unerlaubten Handlungen 
des Kindes (88 823 ff., 828, 829) entſtanden find. 

2. Zwangsvollſtreckung CPO. § 746. Vgl. Pr. IM Bl. 1900 S. 22 ff. 

CPO. 8 746. Zur Zwangsvollstreckung in das der elterlichen Nutzniessuny 
unterliegende Vermögen des Kindes ist ein gegen das Kind ergangenes Urtheil 
geniigend. 

3. Auch im Konkurſe des Kindes ſteht die elterliche Nutznießung dem 
Rechte der Gläubiger auf konkursmäßige Befriedigung nicht entgegen. Die 
etwa übrig bleibende Maſſe unterliegt, ſoweit nicht die Ausnahmen der 
AN 1650, 1651 vorliegen, der durch den Konkurs nicht aufgehobenen elter- 
lichen Nutznießung. 

§ 1660. Die citirten Paragraphen, auf deren Erläuterung im Uebrigen 
verwieſen wird, würden für die entſprechende Anwendung in Gemäßheit des 
$ 1660, wie folgt, lauten: i f 
8 1415. Im Verhältniſſe des Vaters und des Kindes zu einander fallen 
dem freien Vermögen des Kindes zur Laſt: 

J. die Verbindlichkeiten des Kindes aus einer unerlaubten Handlung, die 
es während der elterlichen Nutznießung begeht, oder aus einem Straf⸗ 
en das wegen einer ſolchen Handlung gegen das Kind gerichtet 
wird; 


Vater und Kind wegen 
d. Verbindlichkeiten des 
Kindes. 
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11. Beendigung der Aug § 1661. Die Nutznießung endigt, wenn ſich das Kind verhei⸗ 

N Veen d rathet. Die Nutznießung verbleibt jedoch dem Vater, wenn die Ehe 
e ohne die erforderliche elterliche Einwilligung geſchloſſen wird. 

des Kindes. § 1662. Der Vater kann auf die Nutznießung verzichten. Der 

6. Verzicht d. Vaters Verzicht erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Vormundſchaftsge⸗ 


richte; die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. 


2. die Verbindlichkeiten des Kindes aus einem ſich auf das freie Vermögen 
[z. B. aus einem ſelbſtändig betriebenen Erwerbsgeſchäfte §§ 112, 1651 
Ziffer 1] beziehenden Rechtsverhältniß, auch wenn ſie vor dem Eintritte 
der elterlichen Nutznießung [z. B. im Falle der Legitimation oder An⸗ 
nahme ar Kindesſtatt! oder vor der Zeit entſtanden find, zu der das 
Vermögen freies Vermögen geworden iſt [z. B. eine Nachlaßverbindlich⸗ 
keit aus einer in das freie Vermögen des Kindes gemäß § 1651 Ziffer 2 
gefallenen Erbſchaft]; 

3. die Koſten eines Rechtsſtreits, der über eine der zu Nr. 1, 2 bezeichneten 
Verbindlichkeiten für das Kind geführt wird. (Vgl. § 1654 Satz 3.) 

§ 1416 Abſ. 1. Im Verhältniſſe des Vaters und des Kindes zu einander 
fallen die Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen ihnen dem freien Vermögen 
zur Laſt, ſoweit nicht der Vater ſie zu tragen hat. 

§ 1417. Wird eine Verbindlichkeit, die nach den §§ 1660, 1415, 1416 
Abſ. 1 dem freien Vermögen zur Laſt fällt, aus dem der Nutznießung des 
Vaters unterworfenen Vermögen berichtigt, ſo hat das Kind aus dem freien 
Vermögen, ſoweit daſſelbe reicht, zu dem der Nutznießung unterliegenden 
Vermögen Erſatz zu leiſten. 

Wird eine Verbindlichkeit des Kindes, die im Verhältniſſe zwiſchen dieſem 
und dem Vater nicht dem freien Vermögen zur Laſt fällt, aus dem freien 
Vermögen berichtigt, ſo hat der Vater aus dem ſeiner Nutznießung unter⸗ 
liegenden Vermögen, ſoweit dieſes reicht, zu dem freien Vermögen Erſatz zu 
leiſten. 

5 1661. 1. Die Vorſchrift des § 1661 bezieht ſich regelmäßig nur auf 
die vor Erlangung der Volljährigkeit heirathende Tochter. Für den Sohn 
kommt die Vorſchrift nur ausnahmsweiſe in Betracht, da für ihn nach § 1303 
die Volljährigkeit oder Volljährigkeitserklärung (§ 3 Abſ. 2), mit welcher die 
elterliche Gewalt überhaupt endet (§ 1626), Vorausſetzung für die Eheſchlie⸗ 
ßung iſt. Immerhin iſt eine gegen das Eheverbot des $ 1303 verſtoßende 
gültige Eheſchließung möglich (vgl. $ 1303 Note II). In ſolchem Falle würde 
§ 1661 auch in Anſehung des Sohnes anwendbar fein. 

2. Erforderniß elterlicher Einwilligung zur Eheſchließung §§ 13051308. 
Bei Erſetzung der elterlichen Einwilligung durch das Vormundſchaftsgericht 
( 1308) endigt die Nutznießung. 

3. Vorausſetzung der Beendigung der elterlichen Nutznießung iſt eine 
gültige Ehe (vgl. §§ 1323 ff., 1330 ff). Iſt aber die Ehe einmal gültig ge⸗ 
ſchloſſen, ſo iſt die Beendigung eine endgültige. Die Nutznießung tritt, wenn 
die Ehe während der e b des Kindes wieder aufgelöſt wird, 
nicht wieder ein; vgl. § 1679 Abſ. 2. 

4. Wegen der Ausübung der elterlichen Gewalt über das verheirathete 
Kind im Uebrigen vgl. zu § 1633. 8 

5. Den einzigen Fall vormundſchaftsgerichtlicher Entziehung der Nutz⸗ 
nießung enthält § 1666 Abſ. 2. f 

§ 1662. 1. Wirkſamwerden des Verzichts (§ 130 Abſ. 3). Oeffentliche 
Beglaubigung § 129. 

2. Fall zweckmäßigen Verzichts vgl. § 1606 Abſ. 2 Note 2. 

3. Der Verzicht des Vaters auf die Nutznießung kann der Nutznießung, 
welche der Mutter als Gewalthaberin (§ 1684) kraft der elterlichen Gewalt 
(§ 1649) zuſteht, nicht entgegenſtehen. Im Falle des § 1685 vgl. indeß da⸗ 
ſelbſt Note J und II 2 b. ; 
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§ 1663. Hat der Vater kraft ſeiner Nutznießung ein zu dem 
Vermögen des Kindes gehörendes Grundſtück vermiethet oder verpachtet, 
fo finden, wenn das Mieth- oder Pachtverhältniß bei der Beendigung 
der Nutznießung noch beſteht, die Vorſchriften des § 1056 entſprechende 
Anwendung. 

Gehört zu dem der Nutznießung unterliegenden Vermögen ein land⸗ 
wirthſchaftliches Grundſtück, ſo findet die Vorſchrift des § 592, ge⸗ 
hört zu dem Vermögen ein Landgut, ſo finden die Vorſchriften der 
SS 592, 593 entſprechende Anwendung. 


b. Die Nutznießung 
über dauernde Miethe 
oder Pacht. 


e. Herausgabe lands 
wirthſchaftlicher 
Grundſtücke. 


§ 1664. Der Vater hat bei der Ausübung der elterlichen Ge- in. Haftung des Vaters 


walt dem Kinde gegenüber nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, 
welche er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. 


für Sorgfalt. 


§ 1665. Iſt der Vater verhindert, die elterliche Gewalt auszu⸗ IV. Außerordentliches Ein⸗ 


üben, ſo hat das Vormundſchaftsgericht, ſofern nicht die elterliche 
Gewalt nach § 1685 von der Mutter ausgeübt wird, die im Inter⸗ 
eſſe des Kindes erforderlichen Maßregeln zu treffen. 


$ 1663. 1. § 1663 betrifft nur den Fall der Vermiethung oder Verpach⸗ 
tung durch den Vater kraft feiner Nutznießung, nicht aber den Fall 
der Vermiethung durch ihn als den geſetzlichen Vertreter des Kindes. Vgl. 
hierzu §§ 1643, 1822 Ziffer 5. 

2. Wegen der Anwendung der Vorſchrift vgl. zu § 1056. 

3. Die $$ 592, 593 betreffen die Rückgewähr der Pachtſache. 

§ 1664. 1. Die Vorſchrift erſtreckt ſich auf die Ausübung der elterlichen 
Gewalt in allen ihren Theilen (Sorge für die Perſon, Vermögens verwaltung 
und Nutznießung). 

2. Haftung für grobe Fahrläſſigkeit § 277. 


chreiten des Vormund⸗ 
chaftsgerichts. 

1. Verhinderung des 
Vaters. 


1. Die Fürſorge und Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts iſt „nicht als B18 663 f. zu 


eine regelmäßige organiſirte und präventive geſtaltet“ (Mot.), ſondern ſie 
tritt nur aus Veranlaſſung beſonderer Umſtände ein. Nicht ausgeſchloſſen 
ſind vorläufige Anordnungen des Vormundſchaftsgerichts für die Dauer des 
vor ihm ſchwebenden Verfahrens, wenn ſie im Intereſſe des Kindes bzw. zur 
Abwendung der Gefahr erforderlich find; vgl. Os G. 1 285 (Unterbringung 
des Kindes bei der Armendirektion bis zur endgültigen Feſtſtellung, ob ein 
Grund für das Einſchreiten vorliegt). Die vorläufigen Maßregeln können 
angeordnet werden, ohne daß für das Kind ein Pfleger beſtellt iſt, vgl. 
§ 1666 Note II 2 und KG. Jahrb. 21 A 192. 

2. Das Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts hat immer nur und ſtets 
zu erfolgen, wenn das Intereſſe des Kindes es erfordert und die geſetzlichen 

orausſetzungen ſeines Einſchreitens vorliegen. Eine zwiſchen den Eltern 
ergangene und für dieſe ſelbſt rechtskräftige Entſcheidung hindert eine im 
Intereſſe des Kindes ergehende abweichende Entſcheidung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts nicht (vgl. §§ 1632, 1635). 

„. Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts FrGG. $$ 35, 43, vgl. zu 9 1626; 
SG. § 44 zu § 1846. . 

4. Das Vormundſchaftsgericht greift von Amtswegen ein. Es hat die 
Thatſachen von Amtswegen zu ermitteln (FrGG. § 12). Anzeigepflicht des 
Gemeindewaiſenraths § 1675. 

FG. $ 57. Die Beschwerde steht, unbeschadet der Vorschriften des $ 20, zu: 

gegen eine Verfügung, durch welche die Anordnung einer der in den 

S$ 1665 bis 1667 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorgesehenen Massregeln 
abgelehnt oder eine solche Massregel aufgehoben wird, den Verwandten und 
Verschwägerten des Kindes. 


D. Neumann, Sandausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 16 


2. Schuldhafte Gefähr⸗ 
dung des geiſtigen oder 
leiblichen Wohles des 
Kindes durch d. Vater. 


Zwangserziehung. 


3. Verletzung der Unter⸗ 
haltspflicht durch den 
Vater. 
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§ 1666. Wird das geiſtige oder leibliche Wohl des Kindes da⸗ 
durch gefährdet, daß der Vater das Recht der Sorge für die Perſon 
des Kindes mißbraucht, das Kind vernachläſſigt oder ſich eines ehr⸗ 
loſen oder unſittlichen Verhaltens ſchuldig macht, jo hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maß⸗ 
regeln zu treffen. Das Vormundſchaftsgericht kann insbeſondere an⸗ 
ordnen, daß das Kind zum Zwecke der Erziehung in einer geeigneten 
Familie oder in einer Erziehungsanſtalt oder einer Beſſerungsanſtalt 
untergebracht wird. 

Hat der Vater das Recht des Kindes auf Gewährung des Unter⸗ 
halts verletzt und iſt für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung des 
Unterhalts zu beſorgen, ſo kann dem Vater auch die Vermögensver⸗ 
waltung ſowie die Nutznießung entzogen werden. 


5. Ein Ordnungsſtrafrecht (vgl. § 1837) iſt dem elterlichen Gewalthaber gegen⸗ 
über nicht gegeben. Das Vormundſchaftsgericht iſt auf die aus §§ 1666 ff. 
ſich ergebenden Handhaben angewieſen, vgl. auch OL. 1 284. 

8 1665. 1. Die Vorſchrift entſpricht der dem Vormundſchaftsrecht ange 
hörenden Vorſchrift des § 1846. 

2. Das Vormundſchaftsgericht hat nur einzugreifen, ſofern nicht die elter⸗ 
liche Gewalt gemäß § 1684 der Mutter zufteht oder gemäß § 1685 von der 
Mutter ausgeübt wird. Letzteres iſt der Fall 
a. während der Ehe ($ 1685 Abſ. 1), wenn der Vater thatſächlich 

(3. B. durch Krankheit oder vorübergehende geiſtige Störung im 
Sinne des § 105 Abſ. 2, Abweſenheit ꝛc.) an der Ausübung der elter⸗ 
lichen Gewalt verhindert iſt, oder wenn ſeine elterliche Gewalt ruht 
(88 1676, 1677); 

b. nach Auflöſung der Ehe ($ 1685 Abſ. 2), wenn das Vormundſchafts⸗ 
gericht wegen vorausſichtlich dauernden Ruhens der elterlichen Gewalt 
des Vaters die Ausübung der Mutter übertragen hat. 

3. Das Vormundſchaftsgericht hat demnach, ſolange die elter⸗ 
liche Gewalt nicht gemäß § 1684 der Mutter zuſteht, auf Grund 
des § 1665 einzugreifen 
a. während der Ehe 

a. bei rechtlicher Verhinderung des Vaters, vgl. § 1628 Note la; 

8. bei thatſächlicher Verhinderung des Vaters nur, wenn auch die Mutter 
($ 1685 Abſ. 1) thatſächlich oder rechtlich an der Ausübung der elter⸗ 
lichen Gewalt verhindert iſt ($$ 1686, 1665); 

b. nach Auflöſung der Ehe in allen Fällen der thatſächlichen oder recht⸗ 
lichen Behinderung des Vaters, ſofern nicht die elterliche Gewalt von 
der Mutter auf Grund vormundſchaftsgerichtlicher Uebertragung ($ 1635 
Abſ. 2) ausgeübt wird. 

91 Es Hauptmittel des Eingreifens bildet die Beſtellung eines Pflegers 

($ 1909). 
§ 1666. I. Allgemeiner Inhalt des § 1666. 

Die Vorſchrift beſtimmt die Vorausſetzungen, unter denen das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht (Fr. 88 35, 43) befugt iſt, Maßregeln zur Abwendung von 
Gefahren für das geiſtige und leibliche Wohl des unter elterlicher Ge⸗ 
walt ſtehenden Kindes zu ergreifen, obwohl der Vater bzw. die Mutter an 
der Ausübung der elterlichen Gewalt nicht behindert ſind (§ 1665). In allen 
Fällen des § 1666 iſt ein perſönliches Verſchulden des Vaters erfordert 
(Mißbrauch oder Vernachläſſigung des Kindes bzw. ehrloſes oder unſittliches 
Verhalten) vgl. OL. 3 2. — Nicht gerade nothwendig iſt, daß das ſchuld⸗ 
hafte Verhalten während der Ausübung der elterlichen Gewalt ſtattgehabt 
hat, es kann auch vor dieſer Zeit liegen, OLG. A 411 (ehebrecheriſches Ver⸗ 
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hältniß der Mutter zu Lebzeiten ihres inzwiſchen verſtorbenen Mannes als 
Entziehungsgrund). Für Kinder unter Vormundſchaft iſt $ 1838 anwendbar. 

II. Die zuläſſigen Maßregeln des Vormundſchaftsgerichts. 

1. Durch § 1666 iſt dem Vormundſchaftsgerichte nicht die Befugniß ge: 
geben, dem Vater die elterliche Gewalt als ſolche zu entziehen. Vielmehr 
konnen nur die einzelnen Beſtandtheile der elterlichen Gewalt und zwar nach 
Abſ. 1 die Sorge für die Perſon oder nur das Erziehungsrecht und das 
Recht, die Herausgabe des Kindes zu fordern (§§ 1631, 1632), nach Abſ. 2 
auch die Vermögensverwaltung ($ 1638) und die Nutznießung ($ 1649) zu: 
ſammen oder einzeln entzogen werden (vgl. $ 1656 Abſ. 2). — Inſoweit dem 
Vater die elterliche Gewalt gemäß § 1666 entzogen iſt, ſteht die Ausübung 
derſelben nicht der Mutter, ſondern einem gemäß $ 1909 zu beſtellenden 
Pfleger zu. Vgl. §§ 1684; 1685. Vgl. auch $ 1665 Note 3 a 4. — Auch die 
Entziehung aller Beſtandtheile bedeutet nicht Beendigung der elterlichen Ge⸗ 
walt, vgl. Note II zu $$ 1679, 1680. 

2. Das Vormundſchaftsgericht wird von Amtswegen thätig (FrG. § 12), 
gleichgültig ob es Kenntniß von dem ſein Einſchreiten rechtfertigenden Sach⸗ 
verhalte durch den Gemeindewaiſenrath ($ 1675) oder durch einen beliebigen 
Dritten erhält. Beſchwerderecht der Verwandten bei Ablehnung des Ein⸗ 
ſchreitens ſeitens des Vormundſchaftsgerichts FrG. § 57 Ziff. 8 (zu § 1664). 
Zur Wahrnehmung der Intereſſen des Kindes in dem vormundſchaftsgericht⸗ 
lichen Verfahren iſt vor endgültiger Entſcheidung dem Kinde wegen Kolliſion 
der Intereſſen des elterlichen Gewalthabers und des Kindes gemäß 8 1909 
ein Pfleger zu beſtellen. KG. Jahrb. 21 A 192. 

3. Vorläufige Maßregeln des Vormundſchaftsgerichts vgl. Vorb. zu 
§§ 1665 ff. Note 1. 


III. Maßregeln des Vormundſchaftsgerichts im Intereſſe des geiſtigen 
und leiblichen Wohles des Kindes, insbeſondere die Anordnung der 
Zwangserziehung (Abſ. 1 Satz 2). 

1. Vorausſetzungen der Anordnung der Zwangserziehung. 

A. Reichsrecht. 

a. $ 1666 Abſ. 1 erfordert einen Mißbrauch des elterlichen Rechtes (vgl. 
S$ 1631 Note 1b und 3a, 1632 Note 2, 1707 Note 3 a) oder eine 
Vernachläſſigung des Kindes oder ein ehrloſes oder unſittliches Ver⸗ 
halten des Gewalthabers, alſo in allen Fällen ein ſchuld⸗ 
haftes Verhalten des Gewalthabers. Schuldhaft iſt auch die 
in Folge einer Freiheitsſtrafe eintretende Vernachläſſigung des Kindes 
(OSG. 1 285). — Das Erforderniß konkreter Feſtſtellung der Voraus⸗ 
ſetzungen kann nicht durch den Hinweis auf das allgemeine übliche 
Leben und Verhalten (der Zigeuner) erſetzt werden, KG. Jahrb. 23 
A 40. 

8. StGB. 8 65. (EG. Art. 34.) Wer bei Begehung der Handlung das 

zwölfte Lebensjahr nicht vollendet hat, kann wegen derselben nicht straj: 
rechtlich verfolgt werden. (Gegen denselben können jedoch nach Mass- 
gabe der landesgesetzlichen Vorschriften die zur Besserung und Beau 
sichtigung geeigneten Massregeln getroffen werden. Die Unterbringung 
in eine Familie, Erziehungsanstalt oder Besserungsanstalt kann nur er- 
folgen, nuchdem durch Beschluss des Vormundschaftsgerichts die Be- 
gehung der Handlung festgestellt und die Unterbringung für zulässig er- 
klärt ist. 
StGB. 5 56. Ein Angeschuldigter, welcher zu einer Zeit, als er das 
zwölfte, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet haite, eine straf- 
bare Handlung begangen hat, ist freizusprechen, wenn er bei Begehung 
derselben die zur Erkenntniss ihrer Strafbarkeit erforderliche Einsicht 
nicht besass. 

In dem Urtheile ist zu bestimmen, ob der Angeschuldigte seiner Fu- 
milie überwiesen oder in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt ge- 


16* 


ir 


$ 1666. 


$ 1666. 
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bracht werden soll. In der Anstalt ist er so lange zu behalten, als die 
der Anstalt vorgesetzte Verwaltungsbehörde solches für erforderlich er- 
achtet, jedoch nicht über das vollendete zwanzigste Lebensjahr. 

b. Landesrecht. Vgl. Note zu EG. Art. 135. 

Nach dem für das Landesrecht in Art. 135 (vgl. zu 2) enthaltenen Vor⸗ 
behalte kann das Vormundſchaftsgericht die Zwangserziehung auch an⸗ 
ordnen, wenn ein Verſchulden des Gewalthabers (vgl. Note aa) nicht 
vorliegt, indeß nur, wenn die Zwangserziehung zur Verhütung 
des völligen ſittlichen Verderbens nothwendig iſt. Dieſe 
Einſchränkung bezieht ſich nicht auf den Fall der 88 55, 56 StGB., vgl. 
KG. Jahrb. 21 A 31. Das Preußiſche Zwangserziehungsgeſetz iſt 
als Anhang zu dieſem Bande abgedruckt. 

2. Die Durchführung der Maßregeln. 

Dem Vormundſchaftsgerichte liegt die Anordnung und die Ueberwachung 
der Ausführung ſeiner Verfügungen ob. Die Durchführung ſelbſt liegt 
einem hierzu zu beſtellenden Pfleger (§ 1909) oder der nach dem Landes⸗ 
rechte zuſtändigen Behörde ob. — Inwieweit das Vormundſchaftsgericht mit 
Gewalt die angeordneten Maßregeln (z. B. die Fortnahme des Kindes) 
durchführen kann, richtet ſich nach Landesrecht; für Preußen AG. z. Fr. 
Art. 17. 

EG. Art. 135. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
die Zwangserziehung Minderjähriger. Die Zwangserziehung iſt jedoch, un⸗ 
beſchadet der Vorſchriften der 88 55, 56 des Strafgeſetzbuchs, nur zuläſſig, 
wenn ſie von dem Vormundſchaftsgericht angeordnet wird. Die Anordnung 
kann außer den Fällen der S$ 1666, 1838 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nur 
erfolgen, wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des völligen ſittlichen 
Verderbens nothwendig iſt. 

Die Landesgeſetze können die Entſcheidung darüber, ob der Minderjährige, 
deſſen Zwangserziehung angeordnet iſt, in einer Familie oder in einer Er⸗ 
ziehungs⸗ oder Beſſerungsanſtalt unterzubringen ſei, einer Verwaltungs⸗ 
behörde übertragen, wenn die Unterbringung auf öffentliche Koſten zu er⸗ 
folgen hat. 

3. Die Vermögens verwaltung und Nutznießung bleibt, ſofern fie 
nicht gemäß Abſ. 2 (vgl. Note II I) entzogen iſt, trotz Anordnung der 
Zwangserziehung bei dem Vater. 

4. Die Unterhaltspflicht der Eltern (§8 1601 ff.) wird durch die im 
Intereſſe des Kindes getroffenen Maßregeln aus § 1666 nicht berührt. 

5. Selbſtändiges Beſchwerderecht des über 14 Jahre alten Kindes 
gegen die Anordnung feiner Zwangserziehung FrG. 88 20, 59. 

IV. (Abſ. 2.) Entziehung der Vermögensverwaltung (§ 1638) und der 
Nutznießung (§ 1649). 

1. Dieſe Maßregeln können zuſammen oder einzeln angeordnet werden. 
Sie ſetzen, anders als die Maßregeln auf Grund des Abſ. 1, kein Ver⸗ 
ſchulden des Gewalthabers, ſondern nur eine objektive Verletzung und 
Gefährdung der Unterhaltspflicht gegenüber dem Kinde (SS 1601 ff.) voraus. 
Vgl. § 1418 Note II 2. 

2. Die dem Vater entzogene Vermögensverwaltung und die ihm entzogene 
Ausübung der Nutznießung ſteht nicht der Mutter zu, ſondern geſchieht durch 
einen Pfleger. Vgl. Note II I a. E. 

8 3. Nutznießung des Vaters, dem die Vermögensverwaltung entzogen iſt, 
3 1656. 

4. Ausſchließung des Vaters von der Ausübung der Nutznießung bewirkt 
Fälligkeit der ihm dem Kinde gegenüber obliegenden Verbindlichkeiten § 1657. 

5. Landesgeſetzgebung. 5 
Württemb. | AG. z. BGB. Art. 52 Ziff. 7 (zuftändig das Amtsgericht an 

| Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſ. EG. Art. 147). 
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§ 1667. Wird das Vermögen des Kindes dadurch gefährdet, daß 4. Gefährdung des Kindes 


der Vater die mit der Vermögensverwaltung oder die mit der Nutz⸗ 
nießung verbundenen Pflichten verletzt oder daß er in Vermögensver⸗ 
fall geräth, ſo hat das Vormundſchaftsgericht die zur Abwendung der 
Gefahr erforderlichen Maßregeln zu treffen. 

Das Vormundſchaftsgericht kann insbeſondere anordnen, daß der 
Vater ein Verzeichniß des Vermögens einreicht und über ſeine Ver⸗ 
waltung Rechnung legt. Der Vater hat das Verzeichniß mit der 
Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändigkeit zu verſehen. Iſt das 
eingereichte Verzeichniß ungenügend, jo findet die Vorſchrift des $ 1640 
Abſ. 2 Satz 1 Anwendung. Das Vormundſchaftsgericht kann auch, 
wenn Werthpapiere, Koſtbarkeiten oder Buchforderungen gegen das 
Reich oder einen Bundesſtaat zu dem Vermögen des Kindes gehören, 
dem Vater die gleichen Verpflichtungen auferlegen, welche nach den 
§§ 1814 bis 1816, 1818 einem Vormund obliegen; die Vorſchriften 
der §§ 1819, 1820 finden entſprechende Anwendung. 

Die Koſten der angeordneten Maßregeln fallen dem Vater zur Laſt. 


§ 1667. 1. Vorausſetzung für das Einſchreiten des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts (FrG. SS 35, 43) aus § 1667 iſt außer dem Vorliegen 
einer Vermögensgefährdung 

entweder 

à. eine Pflichtperletzung, d. h. eine objektive, auch unverſchuldete (vgl. 
$ 1418 Note II 2, ferner KG. 23 A 180, OLG. 4 359) Zuwiderhand⸗ 
lung des Gewalthabers gegen die Pflichten, welche ihm obliegen in 
Anſehung: 

x. der Vermögensverwaltung §8 1640 — 1645. — Bei Zuwiderhandlung 
gegen die Verwaltungsanordnungen, die der Erblaſſer oder der Zu⸗ 
wendende getroffen hat, iſt das Einſchreiten des Vormundſchaftsge⸗ 
richts auch zuläſſig, wenn eine Gefährdung des Kindesvermögens 
nicht vorliegt. § 1639 Abſ. 1 Satz 2; 

6. der Nutznießung 88 1653, 1654 

oder 

b. Vermögensverfall des Gewalthabers. Dieſer Zuſtand kann ſich z. B. 
durch häufige Zwangsvollſtreckungen gegen den Vater, die möglicherweiſe 
das Vermogen gefährden, äußern. Im Falle des Konkurſes § 1647. 

2. Die Art der Maßregeln iſt dem verſtändigen Ermeſſen des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts überlaſſen. Abſ. 2 hebt nur einzelne Arten ſachgemäßen 
Einſchreitens hervor. Die Koſten der Maßregeln fallen dem Vater zur Laſt 
(Abf. 3) ohne Unterſchied, ob die Sicherung des freien oder des der elter⸗ 
lichen Nutznießung unterworfenen Vermögens bezweckt wird. 

a. Vermögensverzeichniß vgl. § 1640, deſſen Abſ. 2 Satz 1 (Aufnahme durch 
eine Behörde, einen Beamten oder Notar) ausdrücklich für anwendbar 
erklärt iſt. Koſten Abſ. 3. 5 ni: 887 

b. Rechnungslegung vgl. $ 1840. Es kann einmalige oder regelmäßig (etwa 
alljährlich) wiederkehrende Rechnungslegung angeordnet werden. 

€. Sicherungsmaßregeln in Anſehung der Werthpapiere, Koſtbarkeiten, Reichs⸗ 
oder Staatsſchuldbuchforderungen vgl. SS 18141816, 18181820. Im 
Falle der Hinterlegung von Werthpapieren $ 1814 vgl. Pr. Hinterlegd. 
$ 52 (Faſſung d. Pr. AG. z. BGB). 

3. Die Nichtbefolgung der in Gemäßheit des 8 1667 getroffenen An⸗ 
ordnungen berechtigt das Vormundſchaftsgericht zur Entziehung der Ver⸗ 
mögensverwaltung gemäß $ 1670 (vgl. daſelbſt). Andere Zwangsmaßregeln 
find ausgeſchloſſen. 


vermögens durch den 
Vater. 


a. Vermögensverzeichniß. 
Rechnungslegung 


b. Sicherungsmaßregeln 
in Anſehung der 
Werthpapiere zc, 


e. Sicherheitsleiſtung. 


5. Wiederverheirathung 
des Vaters. 
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$ 1668. Sind die nach § 1667 Abf. 2 zuläſſigen Maßregeln 
nicht ausreichend, ſo kann das Vormundſchaftsgericht dem Vater Sicher⸗ 
heitsleiſtung für das ſeiner Verwaltung unterliegende Vermögen auf⸗ 
erlegen. Die Art und den Umfang der Sicherheitsleiſtung beſtimmt 
das Vormundſchaftsgericht nach ſeinem Ermeſſen. 

8 1669. Will der Vater eine neue Ehe eingehen, fo hat er 
ſeine Abſicht dem Vormundſchaftsgericht anzuzeigen, auf ſeine Koſten 
ein Verzeichniß des ſeiner Verwaltung unterliegenden Vermögens ein⸗ 
zureichen und, ſoweit in Anſehung dieſes Vermögens eine Gemein⸗ 
ſchaft zwiſchen ihm und dem Kinde beſteht, die Auseinanderſetzung 
herbeizuführen. Das Vormundſchaftsgericht kann geſtatten, daß die 
Auseinanderſetzung erſt nach der Eheſchließung erfolgt. 


§ 1668. 1. Für die Art und den Umfang der Sicherheitsleiſtung können 
die allgemeinen Vorſchriften des § 232 zwar einen gewiſſen Maßſtab bieten; 
fie find aber nicht entſcheidend. Das Vormundſchaftsgericht hat nach freiem 
Ermeſſen zu beſtimmen. Vgl. Abſchnittvorb. vor § 232 Note II. 

2. Ein Zwang zur Beſtellung der Sicherheitsleiſtung beſteht nicht, wohl 
aber das Recht zur Entziehung der Vermögensverwaltung gemäß § 1670. 

§ 1669. Die Einwirkungen, welche die Wiederverheirathung des Gemalt: 
habers auf die elterliche Gewalt über die ihr zur Zeit der Wiederverhei⸗ 
rathung unterworfenen Kinder ausübt, ſind verſchieden geſtaltet, je nachdem 
es ſich um die Wiederverheirathung des Vaters oder der Mutter handelt. 

Ueber die Wiederverheirathung im Falle der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 

vgl § 1493 Abſ. 2, der Vormundſchaft des Vaters oder der ehelichen Mutter 

über das Kind §§ 1845, 1897. 

J. Wiederverheirathung des Vaters. 

1. Die elterliche Gewalt des Vaters wird in ihrer Exiſtenz 
durch die Wiederverheirathung nicht berührt. Außer den zu 2 auf⸗ 
geführten Pflichten des Vaters treten Beſonderheiten aus dem Grunde der 
Wiederverheirathung nicht ein, namentlich bleiben für die Verpflichtung des 
Vaters zur Sicherſtellung und für die Zuläſſigkeit der Entziehung der Ver⸗ 
mögensverwaltung durch das Vormundſchaftsgericht lediglich die allgemeinen 
Vorſchriften (§§ 1667 f., 1670) maßgebend. 

2. Der Vater iſt indeß verpflichtet, 

a. feine Wiederverheirathungsabſicht dem Vormundſchaftsgericht (FrG. 88 35, 
43) anzuzeigen. Hiervon kann das Vormundſchaſtsgericht den Vater nicht 
entbinden (vgl. Satz 2); 

b. dem Vormundſchaftsgericht ein Verzeichniß des ſeiner Verwaltung unter⸗ 
liegenden — freien wie nichtfreien — Vermögens des Kindes einzureichen, 
vgl. $ 1640. Hiervon kann das Vormundſchaftsgericht den Vater nicht 
entbinden (vgl. Satz 2); 

€. ſoweit in Anſehung des feiner Verwaltung unterliegenden Kindesver⸗ 
mögens eine Gemeinſchaft zwiſchen ihm und dem Kinde beſteht (Haupt⸗ 
fall: Erbengemeinſchaft hinſichtlich des mütterlichen Nachlaſſes), die Aus⸗ 
einanderſetzung (§§ 730, 752, 1471, 1493, 2042 ff.) herbeizuführen. 

a. Die dem Vormundſchaftsgerichte gewährte Befugniß, die Hinausſchie⸗ 
bung der Auseinanderſetzung bis nach erfolgter Wiederverheirathung 
zu geſtatten, ſoll den beſonderen Umſtänden Rechnung tragen, wenn 
die Fortdauer der Gemeinſchaft im Intereſſe der Aufrechterhaltung 
der bisherigen Wirthſchaft oder des für den Familienaufwand er⸗ 
forderlichen Erwerbes vortheilhafter iſt oder wenn die Auseinander⸗ 
ſetzung ſich längere Zeit hinauszieht. 

8. Die Geſtattung des Vormundſchaftsgerichts kann ſich auch auf einzelne 
Gegenſtände der Gemeinſchaft beziehen. 
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§ 1670. Kommt der Vater den nach den SS 1667, 1668 ge⸗ 
troffenen Anordnungen nicht nach oder erfüllt er die ihm nach den 
SS 1640, 1669 obliegenden Verpflichtungen nicht, fo kann ihm das 
Vormundſchaftsgericht die Vermögensverwaltung entziehen. Zur Er⸗ 
zwingung der Sicherheitsleiſtung ſind andere Maßregeln nicht zuläſſig. 


7. Das Erforderniß, einen Pfleger für die Kinder zum Zwecke der Aus⸗ 
einanderſetzung zu beſtellen, ergiebt ſich aus SS 1630 Abſ. 2, 1909. 
3. Sicherung der Erfüllung der dem Vater obliegenden 

Pflichten. 

a. Aufſchiebendes Ehehinderniß des § 1314. Das Vormundſchaftsgericht hat 
das in § 1314 erwähnte Zeugniß dahin zu ertheilen: 

a. daß der Vater die in § 1669 bezeichneten Verpflichtungen erfüllt hat 
oder 

g. daß fie ihm nicht obliegen; letzteres, wenn dem Vater die Bermögens- 
verwaltung weder kraft elterlicher Gewalt noch auch als Vormund 
($ 1845) zuͤſteht oder wenn das Vormundſchaſtsgericht die Verheirathung 
vor erfolgter Auseinanderſetzung gemäß § 1669 Satz 2 geſtattet hat. 

b. Bei verbotswidriger Verheirathung kann Entziehung der Vermögens⸗ 
verwaltung ſeitens des Vormundſchaftsgerichts gemäß § 1670 ſtatt⸗ 
finden. Die elterliche Gewalt im Uebrigen, namentlich die elterliche Nutz⸗ 
nießung, bleibt indeß beſtehen. Vgl. §§ 1656 f. 

II. Die Wiederverheirathung der Mutter. 
1. Vor der Wiederverheirathung. 

a. Der nicht verbeiſtandeten (ogl. zu b) Mutter liegen auf Grund der 
88 1669, 1686 dieſelben Pflichten wie dem Vater ob, vgl. Note 12. Ihrer 
Eheſchließung ſteht das aufſchiebende Ehehinderniß aus § 1314 (vgl. 
Note II 3a) entgegen. 

b. Wenn ein Beiſtand beſtellt iſt (vgl. §§ 1687 ff.), fo hat der Beiſtand bei 
der Aufnahme des Vermögensverzeichniſſes gemäß § 1692 mitzuwirken. 
Sat er die geſammte Vermögensverwaltung gemäß $ 1693, jo liegen der 
Mutter die Pflichten aus § 1669 nicht ob (vgl. Note I 3 a 8). 

2. Nach erfolgter Wiederverheirathung der Mutter. 

a. Die Mutter verliert kraft Geſetzes die elterliche Gewalt einſchließlich der 
Nutznießung § 1697 Abſ. 1. Sie ift gemäß $$ 1686, 1681 zur Herausgabe 
des Kindesvermögens und Rechnungslegung verpflichtet. 

b. Dem minderjährigen Kinde iſt ein Vormund zu beſtellen § 1773. Vgl. 
8 1697 Note 2. Als Vormund kann auch — mit Einwilligung ihres 
Ehemanns — die Mutter beſtellt werden (§§ 1783, 1887 Abſ. 1), die dann 
der Aufſicht des Gegenvormundes und des Vormundſchaftsgerichts nach 
den allgemeinen vormundſchaftsrechtlichen Grundſätzen unterworfen iſt. 
Zur Erledigung des zwiſchen der Mutter und dem Kinde bisher ob⸗ 
waltenden Rechtsverhältniſſes (Rechnungslegung, Quittungsleiſtung 2c.) 
iſt, wenn die Mutter Vormünderin iſt ein Pfleger zu beſtellen (88 1630 
Abſ. 2, 1909; vgl. $ 1882 Note II). Wegen der Sorge für die Perſon des 
Kindes vgl. zu § 1697. 

e. Der mit der Wiederverheirathung verbundene Verluſt der elterlichen Ge⸗ 
walt der Mutter ſetzt eine gültige Eheſchließung (vgl. SS 1323 ff., 1330 ff.) 
voraus und ift endgültig. Nach Auflöfung der jpäteren Ehe tritt die 
elterliche Gewalt über die Kinder früherer Ehe nicht wieder ein. Bei 
wiederholter Wiederverheirathung der Frau findet auf die Mutter, welche 
Vormünderin (vgl. zu b) ihres minderjährigen Kindes iſt, die dem § 1669 
entſprechende Vorſchrift des § 1845 Anwendung. — Rechtskraftige Scheidung 
der zweiten Ehe vor Inkrafttreten des BOB. vgl. zu $$ 1684 ff. Note IV d. 

d. Die Sorge für die Perſon des Kindes behält die Mutter als 
Recht und Pflicht auch im Falle ihrer Wiederverheirathung gemäß § 1697. 
Vgl. daſelbſt. 


6. Nichtbefolgung d. vor⸗ 
mandſchaftsgerichtlich. 
Anordnungen od. der 
geſetzl. Verzeichniß⸗ ꝛc. 
Pflichten. Entziehung 
d. Vermögensverwalt. 


7. Abünderlichkeit d. vor⸗ 
mundſchaftsgeri 


Anordnungen. 
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$ 1671. Das Vormundſchaftsgericht kann während der Dauer 


BER der elterlichen Gewalt die von ihm getroffenen Anordnungen jeder⸗ 


zeit ändern, insbeſondere die Erhöhung, Minderung oder Aufhebung 
der geleiſteten Sicherheit anordnen. 


§ 1670. Dem Vormundſchaftsgericht (FG. $$ 35, 43) iſt gegenüber dem 
elterlichen Gewalthaber weder ein Ordnungsſtrafrecht (vgl. § 1837 Abſ. 2) 
noch ein Mittel, die Beſtellung einer Sicherheit gegen den Willen des elter⸗ 
lichen Gewalthabers zu erzwingen, gegeben. Vielmehr iſt als äußerſtes 
Zwangsmittel des Vormundſchaftsgerichts in den in § 1670 aufgeführten 
Fällen lediglich die Entziehung der Vermögensverwaltung zugelaſſen, woran 
ſich dann die im Prozeßwege geltend zu machenden Anſprüche des Kindes 
aus $ 1681 ſchließen, vgl. OG. 3 371. 

J. Die in 9 1670 behandelten Fälle. 

a. §§ 1667, 1668: Maßregeln des Vormundſchaftsgerichts bei Gefährdung 
des Kindesvermögens durch Verletzung der mit der Vermögensverwaltung 
oder der Nutznießung verbundenen Pflichten ſeitens des Vaters oder 
durch Vermögensverfall des Vaters; § 1668 betrifft insbeſondere die 
Sicherheitsleiſtung. 

b. § 1640: Verzeichnißpflicht des elterlichen Gewalthabers nach dem Tode 
des Vaters bzw. der Mutter. 

e. § 1669: Wiederverheirathung des Gewalthabers ohne Erfüllung der An⸗ 
zeige⸗, Verzeichnif:, Auseinanderſetzungspflicht § 1669. Wegen des Vaters 
vgl. § 1669 Note J, hinſichtlich der Mutter § 1669 Note II. 

2. Als Vorausſetzung für die Entziehung der Vermögens- 
verwaltung gemäß $ 1670 iſt die objektive Nichterfüllung der durch die 
Anordnung des Vormundſchaftsgerichts oder kraft Geſetzes begründeten 
Verpflichtungen genügend. Ein Verſchulden iſt nicht erfordert. Ob der 
Entziehung eine einmalige oder wiederholte Aufforderung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zur Pflichterfüllung vorauszugehen hat, iſt dem pflichtgemäßen Er⸗ 
meſſen des Gerichts überlaſſen. Zur Entziehung der Vermögensverwaltung 
auf Grund der $$ 1670, 1667, 1668 find folgende Feſtſtellungen erforderlich 
(vgl. Os G. 4 412): 

a. Verletzung der für den Vater mit der Vermögensverwaltung oder Nutz⸗ 
nießung verbundenen Pflichten oder Vermögensverfall des Vaters, 

b. durch dieſe Pflichtverletzung oder den Vermögensverfall herbeigeführte 
Gefährdung des Kindes vermögens, 

0. beſtimmte Anordnungen des Vormundſchaftsgerichts zur Abwendung 
dieſer Gefahr, 

(d. Nichtbefolgung dieſer Anordnungen durch den Vater. 

3. Die Wirkungen der Entziehung der Vermögens verwaltung. 
a. Die Entziehung der Vermögensverwaltung läßt das Recht und die Pflicht 

des Vaters, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, unberührt. 

d. Der Vater behält auch die Nutznießung, er kann dieſelbe aber nicht ſelbſt 
ausüben, § 1656. 

e. Der Vater iſt zur Herausgabe des Kindesvermögens und zur Rechnungs⸗ 
legung verpflichtet, § 1681. 2 

d. Die dem Vater obliegenden Verbindlichkeiten gegenüber dem Kinde, 
insbeſondere ſeine Verpflichtung zum Erſatze verbrauchter verbrauchbarer 
Sachen ($ 1653) werden ſofort fällig, § 1657. i 

e. Dem Kinde ift ein Pfleger zu beſtellen ($ 1909); auf diefen, nicht etwa 
auf die Mutter, geht die Verwaltung über (58 1628 Note 1a 5, 1665 
Note 3 a g. 

4. Landesgeſetzgebung. 14 
Württemb. A0. 3. BGB. Art. 52 Ziff. 7. (Zuſtändig das Amtsgericht an 

Stelle des Vormundſchaftsgerichts, |. Ech. Art. 147.) 
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§ 1672. Bei der Beſtellung und Aufhebung der Sicherheit wird 
die Mitwirkung des Kindes durch die Anordnung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts erſetzt. 

Die Koſten der Beſtellung und Aufhebung der Sicherheit fallen 
dem Vater zur Laſt. 

§ 1673. Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor einer Entſcheidung, 
durch welche die Sorge für die Perſon oder das Vermögen des 
Kindes oder die Nutznießung dem Vater entzogen oder beſchränkt 
wird, den Vater hören, es ſei denn, daß die Anhörung unthunlich iſt. 

Vor der Entſcheidung ſollen auch Verwandte, insbeſondere die Mutter, 
oder Verſchwägerte des Kindes gehört werden, wenn es ohne erheb⸗ 
liche Verzogerung und ohne unverhältnißmäßige Koſten geſchehen kann. 
Fur den Erſatz der Auslagen gilt die Vorſchrift des § 1847 Abſ. 2. 


9 


. Beſtellung und Auf⸗ 


hebung d. Sicherheit. 


Anhörung 
a. des Vaters, 


b. der Verwandten od. 
Verſchwägerten des 
Kindes. 


$ 1674. Verletzt der Vormundſchaftsrichter vorſätzlich oder fahr⸗ V. Haftung des ormund⸗ 


laſſig die ihm obliegenden Pflichten, fo ift er dem Kinde nach § 839 
lbſ. 1, 3 verantwortlich. 


ſchaftsrichters. 


$ 1675. Der Gemeindewaiſenrath hat dem Vormundſchaftsgericht vn. Anzeigepflicht des Ge. 


Anzeige zu machen, wenn ein Fall zu ſeiner Kenntniß gelangt, in 
welchem das Vormundſchaftsgericht zum Einſchreiten berufen iſt. 


= $ 1671. 1. Inſoweit die Vorſchrift (vgl. auch § 1844 Abſ. 1 Satz 3) dem 
Vormundſchaftsgerichte die Aenderung feiner Anordnungen nur während 
der Dauer der elterlichen Gewalt geſtattet, beruht ſie darauf, daß das dem 
Vormundſchaftsgerichte zuſtehende Aufſichtsrecht mit der Beendigung der 
elterlichen Gewalt aufhört. 
2. Nach Beendigung der elterlichen Gewalt bedarf es zur Minderung oder 
Aufhebung der für das Kind auf Anordnung des Vormundſchaftsgerichts 
Deitellten Sicherheit der Zuſtimmung des Kindes bzw. ſeines geſetzlichen Ver⸗ 
treters (vgl. auch § 1672). 
5 1672. Vgl. 8 1844 Abſ. 2, 3. Die Vorſchrift gilt nur, wenn die Be⸗ 
ſtellung oder Aufhebung der Sicherheit während der Dauer der elterlichen 
Gewalt geſchieht. Vgl. § 1671 Note 1 und 2. 
1673. 1. Dieſe Vorſchrift iſt vom Reichstag eingeſtellt (Kommiſſions⸗ 

vet Nr. 440 b S. 152 — 154). i I insel \ f 
2. Die Anhörung des Vaters (bzw. der Mutter als Gewalthaberin § 1686) 
ſoll erfolgen, weil das Verfahren gegen ihn gerichtet iſt; er iſt Partei. Das 
Vormundſchaftsgericht hat pflichtgemäß zu entſcheiden, wie weit es die An⸗ 
hörung des Vaters ausdehnen will, insbeſondere, ob es ihn nochmals über 
das Ergebniß einer Beweisaufnahme hören will; vorgeſchrieben iſt eine ſolche 
mochmalige Anhörung nicht, vgl. OLG. 3 42. Vgl. § 1836 Abſ. 2, § 2227 
Abſ. 2, Fr. § 54 Abſ. 1 Satz 2 (zu § 1844). Er hat keinen Anſpruch auf 
Erſatz der Auslagen (vgl. Note 3) 4 a 

3. Die Mutter (fofern fie nicht die Gewalthaberin iſt, vgl. Note 2), die 
Verwandten ($ 1589) oder Verſchwägerten ($ 1590) werden als Auskunfts⸗ 
perſonen gehört, vgl. § 1847. Nur auf die gemäß Abſ. 2 gehörten Perſonen 
bezieht ſich Abſ. 2 Satz 2, wonach ſie die Auslagen in der von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgerichte feſtgeſetzten Höhe von dem Kinde erſtattet verlangen 
können. Der Erſtattungsanſpruch des Kindes gegen den Vater richtet ſich 
nach §§ 1664, 280, 249 ff. 
1674. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 1848. Haftung des 
Staates Ech. Art. 77. 

F. 1675. 1. Dem Gemeindewaiſenrath (ogl. $$ 1848 ff) wird durch $ 1675 
nicht eine dem § 1850 entſprechende Aufſichtspflicht beigelegt. 


meindewaiſenraths. 
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VII. Ruben der elterlichen § 1676. Die elterliche Gewalt des Vaters ruht, wenn er ges 
Gewalt. 8 RR 
1. Gesgäftsunfägigteie ſchäftsunfähig iſt. u. 
ne Das Gleiche gilt, wenn der Vater in der Geſchäftsfähigkeit be⸗ 
fühigteit der Buters, ſchränkt iſt oder wenn er nach § 1910 Abſ. 1 einen Pfleger für 
Feine Perſon und fein Vermögen erhalten hat. Die Sorge für die 
Perſon des Kindes ſteht ihm neben dem geſetzlichen Vertreter des 
Kindes zu; zur Vertretung des Kindes iſt er nicht berechtigt. Bei 
einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem Vater und dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter geht die Meinung des geſetzlichen Vertreters vor. 
3. Vormunbſchaftsgericht⸗ § 1677. Die elterliche Gewalt des Vaters ruht, wenn von dem 
ae der. Vormundſchaftsgerichte feſtgeſtellt wird, daß der Vater auf längere 
hinderung des Vaters. Zeit an der Ausübung der elterlichen Gewalt thatſächlich verhindert iſt. 
Das Ruhen endigt, wenn von dem Vormundſchaftsgerichte feſt⸗ 
geſtellt wird, daß der Grund nicht mehr beſteht. 


2. Fälle des Einſchreitens vgl. zu §§ 1665 Note 3, 1666, 1667, 1639, 
1640, 1669, 1687 Ziffer 3. 

3. Selbſtändiges Beſchwerderecht des Gemeindewaiſenraths aus FrG. § 57 
Ziffer 9, vgl. Note zu § 1850 und KG. 20 A 139. 


§ 1676. J. Bedeutung und Wirkung des Ruheus der elterlichen Ge⸗ 
walt ſowie wegen der Geſtaltung der geſetzlichen Vertretung vgl. zu § 1678. 

II. Rechtliche Verhinderung des Gewalthabers. 

§ 1676 enthält die Fälle der rechtlichen Verhinderung des Gewalt⸗ 
habers an der Ausübung der elterlichen Gewalt. Das Ruhen tritt in dieſen 

Fällen (vgl. dagegen § 1677) kraft Geſetzes beim Vorliegen der in $ 1676 

erwähnten Thatbeſtände ein und endigt mit dem Fortfalle derſelben. 

1. Geſchäftsunfähigkeit des Gewalthabers. 

a. Geiſteskrankheit (§ 104 Ziffer 2). 

b. Entmündigung wegen Geiſteskrankheit § 104 Ziffer 3; nicht auch Ent⸗ 
mündigung wegen Geiſtesſchwäche vgl. Note 2a ß; ferner nicht die Zus 
ſtände der Bewußtlosigkeit und vorübergehenden Störung der Geiſtes⸗ 
thätigkeit (§ 105). Auf dieſe finden §§ 1665, 1677 Anwendung. 

0. Die Rechtsverhältniſſe während der Geſchäftsunfähigkeit des Vaters 
a. während der Ehe vgl. zu § 1678 Note A und BI I a; 

8. nach Auflöſung der Ehe vgl. zu § 1678 Note A und B II. 

2. Die Fälle des Abſ. 2. 

a. Beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Gewalthabers. 

d. Minderjährigkeit (§§ 106, 2) kommt bei vorſchriftswidriger ($ 1303 
Note II) Verheirathung des minderjährigen Vaters oder, wenn die 
1 Gewalt der Mutter ($ 1686) in Frage ſteht ($$ 1303, 1696) 
in Betracht. 

3. Entmündigung des Gewalthabers wegen Geiſtes ſchwäche, Ver⸗ 
ſchwendung, Trunkſucht, Stellung unter vorläufige Vormundſchaft 
wegen beantragter Entmündigung (§ 114). 

b. Beſtellung eines Pflegers für die Perſon und das Vermögen des Ge⸗ 
walthabers wegen körperlichen Gebrechens $ 1910. 

c. Die Rechtsverhältniſſe während des nach Abſ. 2 eintretenden Ruhens der 
elterlichen Gewalt des Vaters 
a. während der Ehe vgl. zu § 1678 Note A und BI 1 b; 

8. nach Auflöſung der Ehe vgl. zu § 1678 Note A und B II. 

§ 1677. 1. Bei vorübergehender thatſächlicher Verhinderung, wo⸗ 

zu auch die Fälle vorübergehender Bewußtloſigkeit und Geiſtesſtörung (§ 105 

Abſ. 2) gehören, vgl. 88 1665, 1685. 

2. Die vormundſchaftsgerichtlichen Feſtſtellungen des Vorliegens und des 
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§ 1678. Solange die elterliche Gewalt des Vaters ruht, iſt der 
Vater nicht berechtigt, ſie auszuüben; es verbleibt ihm jedoch die 
Nutznießung an dem Vermögen des Kindes, unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchrift des §S 1685 Abſ. 2. 


Wegfalls der Verhinderung ſind im Intereſſe des Verkehrs für erforderlich 
erachtet, um Sicherheit darüber zu ſchaffen, wem die geſetzliche Vertretung 
des Kindes zuſteht. 

3. FG. $51. Eine Verfügung, durch die von dem Vormundschaftsgerichte 
festgestellt wird, dass der Vater oder die Mutter auf längere Zeit an der Aus- 
übung der elterlichen Gewalt thatsächlich verhindert ist, tritt mit der Bestellung 
des Vormundes in Wirksamkeit; hat jedoch während der Verhinderung des Va- 
ters die Mutter die elterliche Gewalt auszuüben, so wird die Verfügung mit der 
Bekanntmachung an die Mutter wirksam. 

Eine Verfügung, durch die von dem Vormundschaftsgerichte festgestellt wird, 
dass der Grund für das Ruhen der elterlichen Gewalt des Vaters oder der 
Mutter nicht mehr besteht, wird mit der Bekanntmachung an den Vater oder an 
die Mutter wirksam. 

4. Todeserklärung des Gewalthabers § 1679. 


900 1678. A. Gemeinſames für alle Fälle des Ruhens der elterlichen 
ewalt. 

I. Die elterliche Gewalt als ſolche bleibt trotz des Ruhens bei dem Ge: 
11 dieſer iſt nur zur Ausübung der Gewalt nicht berechtigt 


II. Die die elterliche Gewalt ausübende Mutter iſt ebenſo wie der dem 
Kinde beſtellte Vormund (§ 1773) oder 1 (§ 1909) unmittelbar geſetz⸗ 
licher Vertreter des Kindes, nicht etwa des Vaters! Vgl. auch § 1676 
Abſ. 2 Satz 2. 

B. Ruhen der elterlichen Gewalt des Vaters. 

J. Während beſtehender Ehe. 

1. Rechtliche Behinderung des Vaters. 

a. Geſchäftsunfähigkeit des Vaters (§ 1676 Abſ. 1). 

a. Die Mutter übt, ohne daß es der Uebertragung durch das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht bedarf, die elterliche Gewalt mit Ausnahme der Nutz⸗ 
nießung aus ($ 1685). Sie iſt geſetzlicher Vertreter des Kindes. Die 
Nutznießung verbleibt dem Vater nach Maßgabe des § 1656. 
Fälligkeit der Anſprüche des Kindes tritt nicht ein, $ 1657. Die 
Rechte des Vaters werden durch ſeinen Vormund ($$ 1896, 1906) oder 
Pfleger (§§ 1910 f.) wahrgenommen. Nach Auflöfung der Ehe vgl. 
Note II 1 und 2. 

ß. Iſt die Mutter geſtorben oder liegen auch in Anſehung ihrer Perſon 
die Vorausſetzungen des Ruhens oder der Beendigung der elterlichen 
Gewalt vor, fo erhält das Kind einen Vormund ($ 1773), dem die 
Sorge für die Perſon und das Vermögen des Kindes obliegt. 

Dem Vater bleibt die Nutznießung wie zu 2. Der Mutter kann 
die Sorge für die Perſon des Kindes in dem Umfange des § 1676 
Abſ. 2 neben dem Vormunde zuſtehen. 

b. Die Hinderungsgründe des § 1676 Abſ. 2. 4 

Die Rechtsverhältniſſe geſtalten ſich wie zu a mit dem Unterſchiede, 

daß dem Vater neben der Mutter (zu aa) oder dem Vormunde (zu ag) 

die Sorge für die Perſon des Kindes nach Maßgabe des § 1676 Abſ. 2 

unter Ausſchluß jeder Vertretungsmacht zuſteht. 

2. Thatſächliche Behinderung des Vaters. 

a. Iſt die thatſächliche Behinderung des Vaters durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht gemäß § 1677 feſtgeſtellt, jo geſtalten ſich die Rechtsverhältniſſe 
bis zur vormundſchaftsgerichtlichen Feſtſtellung, daß der Grund der Be⸗ 
hinderung nicht mehr beſteht ($ 1677 Abſ. 2), wie zu 1 a. 


4. Wirkung des Ruhens. 


VIII. z Beendigung der elter- 
lichen Gewalt. 
1. Todeserklärung des 
Vaters. 


Zu 88 1679, 1680. 
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$ 1679. Die elterliche Gewalt des Vaters endigt, wenn er für 
todt erklart wird, mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes gilt. 

Lebt der Vater noch, ſo erlangt er die elterliche Gewalt dadurch 
wieder, daß er dem Vormundſchaftsgerichte gegenüber ſeinen hierauf 
gerichteten Willen erklärt. 


b. Iſt eine vormundſchaftsgerichtliche Feſtſtellung der thatſächlichen Behin⸗ 
derung nicht erfolgt, ſo liegt aus dem Grunde der letzteren ein Ruhen 
der elterlichen Gewalt des Vaters nicht vor. Die Rechtsverhältniſſe regeln 
ſich nach §§ 1665, 1685 Abſ. 1. 

II. Nach Auflöſung der Ehe. 

Nach Auflöſung der Ehe durch Scheidung oder Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft (§§ 1564, 1586, vgl. auch § 1348 Abſ. 2) unterſcheidet ſich die 
Rechtslage von der während der Ehe eintretenden in drei Punkten: 

1. Die Ausübung der ruhenden elterlichen Gewalt des Vaters geht auf 
die Mutter nicht kraft Geſetzes, ſondern nur kraft der auf Antrag der 
Mutter erfolgenden vormundſchaftsgerichtlichen Anordnung über, $ 1685 Abſ. 2 
Satz 1 vgl. mit Note II aa. 

2. Die Mutter erlangt in dieſem Falle auch die Nutznießung an dem 
Kindesvermögen, § 1685 Abſ. 2 Satz 2, vgl. Note I 1 aa. 

3. Die thatſächliche Behinderung des Vaters, welche Mangels vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlicher Feſtſtellung ein Ruhen der elterlichen Gewalt nicht hervor⸗ 
ruft, berechtigt die Mutter nicht zur Ausübung der elterlichen Gewalt, vgl. 
Note 12 b, $ 1685; $ 1665 greift ein. 

C. Ruhen der elterlichen Gewalt der Mutter. 

J. Für das Ruhen der elterlichen Gewalt der Mutter gilt gewäß § 1686 
das Gleiche wie für das Ruhen der elterlichen Gewalt des Vaters. 

II. Im Allgemeinen iſt die Rechtslage dieſelbe wie beim Ruhen der elter⸗ 
1 e des Vaters, wenn die Mutter verſtorben iſt. Val. Note A 
und BIIag. 

III. e für den Fall, daß die elterliche Gewalt der Mutter 
wegen Minderjährigkeit ruht, in Anſehung der Sorge für die Perſon des 
Kindes vgl. § 1696. 

I. Die elterliche Gewalt wird beendigt 

1. ſchlechthin 
a. durch den Tod des Kindes vgl. § 1683; 

b. durch die Volljährigkeit (§ 1626) und die dieſer gleichſtehende Volljährig⸗ 
keitserklärung des Kindes § 3 Abſ. 2; 

e. wenn beide Eltern geſtorben oder für todt erklärt find (vgl. indeß 
§ 1679 Abſ. 2) oder die elterliche Gewalt verwirkt haben (§ 1680); 

d. wenn die Mutter, welcher die elterliche Gewalt zuſteht, ſich wiederver⸗ 
heirathet (§ 1697); vgl. indeß $$ 1684 Abi. 2, 1679 Abſ. 2. 

für den bisherigen Inhaber 

a. unter Uebergang der Gewalt auf die noch lebende Mutter 
a. durch den Tod oder die Todeserklärung des Vaters ($ 1684 Ziffer 1); 
6. bei Verwirkung der elterlichen Gewalt durch den Vater, wenn die Ehe 

aufgelöſt iſt (§ 1684 Ziffer 2); 0 

b. unter Uebergang der Gewalt auf den Annehmenden bei Annahme des 
Kindes an Kindesſtatt (§§ 1765 Abſ. 1, 1757); 

e. ohne Uebergang auf die noch lebende Mutter (§ 1773) bei Verwirkung 
durch den Vater, wenn die Ehe nicht aufgelöſt iſt (§ 1684 Ziffer 2). 

II. Kein Fall der Beendigung der elterlichen Gewalt iſt die Entziehung 
der einzelnen Beſtandtheile der elterlichen Gewalt (Sorge für die Perſon, 
Vermögensverwaltung, Nutznießung) durch das Vormundſchaftsgericht 
(§§ 1666, 1667), ſelbſt wenn alle Beſtandtheile dem Gewalthaber entzogen 
ſind. Dies ergiebt ſich daraus, daß, wenn das Vormundſchaftsgericht gemäß 
§ 1671 die die Entziehung anordnende Verfügung aufhebt, die elterliche 
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§ 1680. Der Vater verwirkt die elterliche Gewalt, wenn er 
wegen eines an dem Kinde verübten Verbrechens oder vorſätzlich ver- 
übten Vergehens zu Zuchthausſtrafe oder zu einer Gefängnißſtrafe 
von mindeſtens ſechs Monaten verurtheilt wird. Wird wegen des 
Zuſammentreffens mit einer anderen ſtrafbaren Handlung auf eine 
Geſammtſtrafe erkannt, ſo entſcheidet die Einzelſtrafe, welche für das 
an dem Kinde verübte Verbrechen oder Vergehen verwirkt iſt. 

Die Verwirkung der elterlichen Gewalt tritt mit der Rechtskraft 
des Urtheils ein. 


Gewalt von dem Gewalthaber wieder ausgeübt wird. — Soweit die elter⸗ 
liche Gewalt dem Vater entzogen iſt, wird ſie nicht durch die Mutter, 
ſonden durch einen Pfleger oder einen Vormund ausgeübt ($$ 1909, 1773). 
Dal. § 1666 Note II I. 


$ 1679. 1. Todeserklärung ($$ 13 ff.) des Gewalthabers. — Ueber⸗ 
gangsbeſtimmung bei Todeserklärung vor 1900 EGG. Art. 160. 

a. Der als Zeitpunkt des Todes geltende Zeitpunkt § 18. 

b. In dem gleichen Zeitpunkte (zu a) beginnt die elterliche Gewalt der 
Mutter gemäß § 1684 Abſ. 1 Ziffer 1 und Abſ. 2. Iſt die Mutter ver⸗ 
ſtorben oder liegen Verhältniſſe vor, welche, wenn fie während der Dauer 
der elterlichen Gewalt der Mutter eingetreten wären, die Beendigung 
ihrer elterlichen Gewalt herbeigeführt hätten (vgl. Vorb. zu $$ 1679, 1680) 
oder die Beitellung eines Vormundes nothwendig gemacht hätten, fo ift 
gemäß § 1773 eine Vormundſchaft einzuleiten. 

€. (Abſ. 2.) Rückkehr des für todt erklärten Vaters. Erklärung gegenüber 
dem Vormundſchaftsgerichte ($ 130 Abſ. 3, Fr. §§ 35, 43). Selbſtver⸗ 
ſtändlich ıft, daß dasjenige Vermögen des Kindes, das ohne die Todes⸗ 
erklärung freies Vermögen ($$ 1650 f.) geweſen fein würde, auch nach 
en der elterlichen Gewalt freies Vermögen iſt, vgl. 

2. Die Todeserklärung des Kindes kann als Beendigungsgrund der 
elterlichen Gewalt nur in den Fällen der Kriegs-, See⸗ und Gefahrverſchollen⸗ 
er. (88 15—17), nicht aber im Falle der Abweſenheitsverſchollenheit (vgl. 
5.14 Abs. Satz 2, § 1626) in Betracht kommen. Im Falle der Rückkehr des 
für todt erklärten Kindes beſteht die elterliche Gewalt fort und hat unaus⸗ 
geſetzt fortbeſtanden, ſoweit nicht Beendigung aus einem ſonſtigen Grunde 
eingetreten iſt. Dies iſt namentlich für die Nutznießung des Gewalthabers 
und für etwaige in Vertretung des Kindes von dem Gewalthaber vorge⸗ 
nommene Rechtsgeſchäfte von Erheblichkeit. 

§ 1680. 1. Die Verwirkung tritt nur hinſichtlich desjenigen 
Kindes ein, an welchem die ſtrafbare Handlung verübt iſt, unbeſchadet der 
Anwendbarkeit des § 1666 in Anſehung der anderen Kinder. — Straf⸗ 
bare Handlung an dem Kinde (vgl. E. 1 § 1559 „gegen das Kind oder 
an dem Kinde“) umfaßt diejenigen ſtrafbaren Handlungen, welche die Perſon 
oder ein ſonſtiges Rechtsgut des Kindes (vgl. § 823 Abſ. 1) verletzen. Die 
in den Mot. für die Faſſung des E! angeführte Terminologie des StGB. 
iſt kaum ſtichhaltig, da an den angeführten Stellen StB. §§ 176 Ziffer 3, 
174 Ziffer 1 nicht „an“ ſondern „mit“ ſteht. 

2. Geſammtſtrafe StGB. § 74. Iſt der Gewalthaber wegen mehrerer 
an dem Kinde vorgenommener Strafhandlungen zu einer Geſammtſtrafe 
verurtheilt, ſo iſt die Geſammtſtrafe entſcheidend. 

. Vorausſetzung der Verwirkung iſt Rechtskraft des Strafurtheils 

(Stpo. 88 357, 383), Iſt das Strafverfahren aus beſonderen Gründen, 

namentlich wegen Abweſenheit oder Geiſteskrankheit des Beſchuldigten nicht 

burchzuführen, jo greifen $$ 1666, 1677 ein. 


2. Verwirkung der elter⸗ 
lichen Gewalt. 


IX. Pflicht zur Herausgabe 
d, Rindesvermögens u. 
Rechenſchaftsablegung. 


X. Gutglaub. Fortführung 


der dem Dater nicht 


mehr zuſtehenden Ge⸗ 
ſchäftsbeforgung. 


XI. Fürſorgepflicht des 
Daters beim Code des 
Kindes. 
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§ 1681. Endigt oder ruht die elterliche Gewalt des Vaters oder 
hört aus einem anderen Grunde ſeine Vermögensverwaltung auf, fo 
hat er dem Kinde das Vermögen herauszugeben und über die Ver⸗ 
waltung Rechenſchaft abzulegen. 

§ 1682. Der Vater iſt auch nach der Beendigung ſeiner elter⸗ 
lichen Gewalt zur Fortführung der mit der Sorge für die Perſon 
und das Vermögen des Kindes verbundenen Geſchäfte berechtigt, bis 
er von der Beendigung Kenntniß erlangt oder ſie kennen muß. Ein 
Dritter kann ſich auf dieſe Berechtigung nicht berufen, wenn er bei 
der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts die Beendigung der elterlichen 
Gewalt kennt oder kennen muß. 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn die elter⸗ 
liche Gewalt des Vaters ruht oder aus einem anderen Grunde ſeine 
Vermögensverwaltung aufhört. 


§ 1683. Endigt die elterliche Gewalt in Folge des Todes des Kindes 
ſo hat der Vater diejenigen Geſchäfte, mit deren Aufſchube Gefahr ver⸗ 
bunden iſt, zu beſorgen, bis der Erbe anderweit Fürſorge treffen kann. 


4. Die Anzeigepflicht des Strafrichters gegenüber dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht ergiebt Fr. § 50. 

5. Die dem rechtskräftigen Strafurtheile gemäß § 1680 zukommende civil: 
rechtliche Wirkung kann durch Begnadigung nicht beſeitigt werden. 

6. Bei erfolgreicher Wiederaufnahme des Verfahrens muß mit dem 
Fortfall ihrer Vorausſetzung auch die Verwirkung rückwärts fortfallen. 

7. Mit der Verwirkung der elterlichen Gewalt des Vaters tritt die elter⸗ 
liche Gewalt der Mutter nur ein, wenn die Ehe aufgelöſt iſt (val. 
§ 1684 Ziff. 2). Iſt dies nicht der Fall, ſo iſt ein Vormund gemäß § 1773 
zu beſtellen. 

8. Die Verwirkung der elterlichen Gewalt berechtigt das Kind zur Klage 
auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft (§ 1495 Ziff. 5). 

9. Die unabhängig von der elterlichen Gewalt beſtehenden, elterlichen 
Rechte werden durch die Verwirkung nicht berührt (vgl. SS 1305, 1601 ff., 
1617, 1747). 

10. Beſonderer Fall der Verwirkung der auf Annahme an Kindes⸗ 
ſtatt beruhenden elterlichen Gewalt durch verbotswidrige nichtige Eheſchlie⸗ 
ßung zwiſchen den durch Annahme an Kindesſtatt Verbundenen G 1771 
Abſ. 2). 


8 1681. 1. Die Herausgabe⸗ und Rechenſchaftspflicht des Gewalthabers, 
deren Erfüllung im Prozeßweg erzwungen werden kann (vgl. OLG. 3 371), 
entſpricht der des Vormundes (vgl. § 1890). Vgl. ferner $$ 259261, CO. 
§ 889, Fr. § 163 (zu § 261). — Prozeßhaftung § 292. 

2. Beweislaſt vgl. § 1421 Note 2. Der Gewalthaber iſt für die Anwen⸗ 
dung der ihm obliegenden Sorgfalt (§ 1664) beweispflichtig (§ 282). 

3. Die Fälle der Beendigung der elterlichen Gewalt vgl. Vorb. zu 88 1679, 
1680, des Ruhens §§ 1676 ff.; Sonſtiges Aufhören der Vermögensverwal⸗ 
tung §§ 1647, 1666 Abſ. 2, 1670. 


§ 1682. Vgl. die entſprechende Vorſchrift beim Auftrage 8 674 u. Note 6 
daſelbſt, ſowie § 169. 


§ 1683. Vgl. die entſprechende Vorſchrift beim Auftrage § 672 Satz 2. 
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2. Elterliche Gewalt der Mutter. ee eee 
g 8 Mutter. 
§ 1684. Der Mutter ſteht die elterliche Gewalt zu: 1. Bie elterliche Voll⸗ 
. wenn der Vater geſtorben oder für todt erklärt iſt; ee e ee 


1 
2. wenn der Vater die elterliche Gewalt verwirkt hat und die 
Ehe aufgelöſt iſt. 

Im Falle der Todeserklärung beginnt die elterliche Gewalt der 


Mutter mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes des Vaters gilt. 


J. Die elterliche Gewalt der Mutter kommt überhaupt nur in Betracht In SS 1684 ff 
für die eheliche Mutter (vgl. § 1707). 

1. Als eheliche Mutter ($$ 159] ff.) gilt auch die Mutter des aus einer 
nichtigen Ehe ſtammenden Kindes nach Maßgabe der §§ 1699 ff., 1701, 1702. 

2. Die Rechtsſtellung der ehelichen Mutter erlangt auch: 

a. die Mutter des durch nachfolgende Ehe legitimirten Kindes mit der Ehe⸗ 
ſchließung § 1719; . , 

b. die Adoptivmutter des angenommenen Kindes mit der Annahme an 
Kindesſtatt § 1757; dies gilt insbeſondere auch, wenn die Mutter ihr 
eigenes uneheliches Kind an Kindesſtatt annimmt. Vgl. § 1741 Note II 
1d, § 1747 Note 2. 

a. Nimmt ein Ehepaar ein Kind gemeinſchaftlich an oder nimmt der eine 
Ehegatte ein Kind des anderen Ehegatten an (§ 1757 Abſ. 2), ſo gelten 
für die elterliche Gewalt der Mutter die Vorſchriften, welche für die 
elterliche Gewalt über ein gemeinſchaftliches eheliches Kind der Ehe⸗ 
gatten gelten. 

6. Nimmt eine einzelne (unverheirathete oder verheirathete) Frau (§ 1746) 
ein Kind an Kindesſtatt an, ſo iſt in Anſehung der elterlichen Gewalt 
der Mutter die Rechtslage die gleiche, wie wenn der Vater geſtorben 
wäre ($ 1684 Note d). 

II. Die elterliche Gewalt der Mutter kommt in drei Formen zur Er⸗ 
ſcheinung. 

J. Die elterliche Nebengewalt der Mutter. 

Die elterliche Gewalt, welche die Mutter neben dem Vater (§ 1634) oder 

dem Vormunde des Kindes oder neben einem für die Erziehung des Kindes 

beſtellten Pfleger ($ 1698) ausübt, beſchränkt ſich auf das Recht und die 

Pflicht der Mutter, für die Perſon des Kindes zu ſorgen. Zur Vertre⸗ 

tung des Kindes iſt ſie nicht berechtigt. 

2. Die elterliche Gewalt der Mutter als der Vizegewalt⸗ 
haberin bei thatſächlicher Verhinderung des Vaters oder bei Ruhen ſeiner 
Gewalt. Vgl. § 1685. 

3. Die elterliche Vollgewalt der Mutter in allen Fällen des § 1684. 

III. Der Inhalt der elterlichen Gewalt der Mutter. 

Die elterliche Vollgewalt der Mutter hat den gleichen Inhalt wie die elter⸗ 
liche Gewalt des Vaters (vgl. $ 1686). Die in $$ 1687-1697 vorgeſehenen 

bweichungen ſind: 1 2 5 
3. fakultative Zulaſſung einer Beſchränkung der elterlichen Gewalt der 

Mutter durch Beſtellung eines Beiſtandes SS 16871695. Die Bei⸗ 

ſtandſchaft iſt ein Akzeſſorium der elterlichen Gewalt der Mutter und 

endigt fpäteftens mit dieſer. Vgl. Bemerkungen zu $$ 1687 ff. Note 4; 

b. Erweiterung der Selbſtändigkeit der minderjährigen Mutter in Anſehung 
der Sorge für die Perſon des Kindes § 16963 n 

0. Feendigeng der elterlichen Gewalt im Falle der Wiederverheirathung § 1697. 

Uebergang. N A 

Die elterliche Gewalt der Mutter macht ſich auch in Anſehung der bereits 
gor dem 1. Januar 1900 geborenen ehelichen Kinder geltend (EG. Art. 203). 
Dies iſt von beſonderer Wichtigkeit in den Fällen, in denen ein eheliches minder⸗ 
jähriges Kind, deſſen Mutter noch lebt, bevormundet wird (vgl. EG. Art. 210). 


2. Die Mutter als Vice⸗ 
gewalthaberin 
a. während der Ehe, 
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§ 1685. Iſt der Vater an der Ausübung der elterlichen Gewalt 


thatſächlich verhindert oder ruht ſeine elterliche Gewalt, ſo übt wäh⸗ 
rend der Dauer der Ehe die Mutter die elterliche Gewalt mit Aus⸗ 
nahme der Nutznießung aus. 


. 


In dem Regelfalle, daß die Mutter oder ein Dritter Vormund des Kindes 
iſt, ohne daß eine beſondere Beſchränkung der Vertretungsmacht der 
Mutter durch Anordnung der zuſtändigen Behörde ſtattgefunden hat (vgl. 
EG. Art. 204), endigt die Vormundſchaft gemäß EG. Art. 210 Satz 1 in 
Verbindung mit $$ 1882, 1773. AM. Habicht S. 428 ff. 


„Iſt die Mutter zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. in der Sorge für 


die Perſon oder das Vermögen des Kindes durch eine Anordnung der 
zuſtändigen Behörde beſchränkt, jo bleibt die Beſchränkung nach CG. 
Art. 204 in Kraft. Es bleibt zu prüfen, ob durch die Beſchränkung die 
Vertretungsmacht ſowohl in den die Perſon als auch in den das Ver⸗ 
mögen betreffenden Angelegenheiten ausgeſchloſſen iſt (§ 1773), und da⸗ 
nach zu entſcheiden, ob die beſtehende Vormundſchaft beſtehen bleibt oder 
nicht und ob eine Pflegſchaft zu beſtellen iſt (§ 1909), 


. Hat der Vater vor dem Inkrafttreten des BGB. auf Grund der bisheri⸗ 


gen Geſetze die Mutter von der Vormundſchaft über das Kind ausge⸗ 
ſchloſſen oder der Mutter einen Beiſtand zugeordnet, ſo gilt dieſe An⸗ 
ordnung als Anordnung der Beſtellung eines Beiſtandes im Sinne der 
§§ 1687 ff., EG. Art. 205. 


.Die elterliche Gewalt der wiederverheiratheten Mutter (vgl. $ 1697) wird 


durch eine vor Inkrafttreten des BGB. bereits rechtskräftig geſchiedene 
Ehe nicht beeinträchtigt, RG. JW. 1901 S. 357. 


§ 1684. $ 1684 ſetzt dieſenigen Fälle feſt, in welchen die elterliche Ge⸗ 


walt der Mutter als Vollgewalt eintritt (vgl. Vorb. Note II 3, III). Der 
Eintritt erfolgt ohne Mitwirkung des Vormundſchaftsgerichts kraft Ge⸗ 
ſetzes, und zwar außer dem Falle des Todes des Vaters, bei: 

a. Todeserklärung des Vaters vgl. §§ 1679, 13 ff., 18. Erlangt der für todt 


b. 


erklärte Vater die elterliche Gewalt gemäß $ 1679 Abſ. 2 wieder, fo wird 

die elterliche Gewalt der Mutter ſelbſtverſtändlich beendigt. Bei gutgläu⸗ 

biger Fortführung der beendigten elterlichen Gewalt durch die Mutter 

§§ 1686, 1682. 

Verwirkung der elterlichen Gewalt durch den Vater (§§ 1680, 1771 Abſ. 2), 

indeß nur, wenn die Ehe der Eltern aufgelöſt iſt. 

4. Der Auflöſung der Ehe durch Scheidung ſteht die Aufhebung der ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft durch Urtheil gleich (§ 1586). Unterhalt der 
Kinder § 1585. 

. Der Eintritt der elterlichen Gewalt der Mutter erfolgt, ſobald der 
vorausgeſetzte Thatbeſtand (Verwirkung und Eheauflöſung) vorliegt, 
auch wenn dieſe beiden Thatſachen längere Zeit auseinanderliegen. 
Die inzwiſchen eingeſetzte Vormundſchaft (ogl. zu 7) endigt kraft Ge⸗ 
ſetzes SS 1882, 1773. Anzeigepflicht des Prozeßgerichts gegenüber 
dem Vormundſchaftsgerichte CPO. § 630 (zu § 1635). 

+. Hat der Vater die elterliche Gewalt verwirkt, iſt die Ehe aber nicht 

aufgelöſt, jo iſt ein Vormund zu beſtellen § 1773; vgl. zu 3. — 
Stellung der Mutter neben dem Vormunde $ 1698. 


D 


. Der Mutter ſteht die elterliche Gewalt über das Kind aus nichtiger Ehe 


zu, wenn ihr die Nichtigkeit bei der Eheſchließung unbekannt, dem Vater 
aber bekannt war (§§ 1699, 1701). 


. Annahme an Kindesſtatt durch eine einzelne unverheirathete oder ver⸗ 


heirathete Frau (§ 1746). Der Fall iſt nicht beſonders erwähnt. Da 
von dem Eintritte der elterlichen Gewalt der Mutter ab ein Vater nicht 
vorhanden iſt, wird die Beurtheilung die gleiche ſein, wie wenn der Vater 
des ehelichen Kindes vor deſſen Geburt geſtorben iſt. 
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„sit die Ehe aufgelöſt, jo hat das Vormundſchaftsgericht der Mutter 
auf ihren Antrag die Ausübung zu übertragen, wenn die elterliche 
Gewalt des Vaters ruht und keine Ausſicht beſteht, daß der Grund 
des Ruhens wegfallen werde. Die Mutter erlangt in dieſem Falle 
auch die Nutznießung an dem Vermögen des Kindes. 


b. nach Auflöſung der 
Che. 


8 1686. Auf die elterliche Gewalt der Mutter finden die für II. Abweichungen von der 


die elterliche Gewalt des Vaters geltenden Vorſchriften Anwendung, 
ſoweit ſich nicht aus den §§ 1687 bis 1697 ein Anderes ergiebt. 

§ 1687. Das Vormundſchaftsgericht hat der Mutter einen Bei- 
ſtand zu beſtellen: 

1. wenn der Vater die Beſtellung nach Maßgabe des § 1777 
angeordnet hat; 

2. wenn die Mutter die Beſtellung beantragt; 

3. wenn das Vormundſchaftsgericht aus beſonderen Gründen, ins⸗ 
beſondere wegen des Umfanges oder der Schwierigkeit der Ver⸗ 
mögensverwaltung, oder in den Fällen der 88 1666, 1667 
die Beſtellung im Intereſſe des Kindes für nöthig erachtet. 


§ 1685. I. Allgemein. 

Sn $ 1685 find die Fälle behandelt, in denen die elterliche Gewalt von 
der Mutter als Vizegewalthaberin (vgl. Vorb. zu §§ 1684 ff. Note II 2) 
ausgeübt wird. Mit dem Fortfalle des Hinderniſſes bzw. mit dem Endigen 
des Rubens tritt die ausſchließliche Berechtigung des Vaters zur Ausübung 
der elterlichen Gewalt, unbeſchadet des Mitwirkungsrechts der Mutter auf 
Hrund des § 1634, wieder ein. 

J. Die einzelnen Fälle. 

. I. (Abſ. 1.) Während der Dauer der Ehe ſteht der Mutter die Aus⸗ 

übung der elterlichen Gewalt kraft Geſetzes bei jeder, längeren oder 

urzeren, thatſächlichen (nicht rechtlichen vgl. § 1665 Note 2a: 8 1628 

Note 1a, § 1909 Abſ. 1 S. 2) Verhinderung des Vaters oder beim Ruhen 

ſeiner elterlichen Gewalt (§§ 1676, 1677) zu. Die vom Manne getrennt 

lebende Ehefrau iſt an ſich zur Vertretung des Kindes dem Vater oder 

Dritten gegenüber nicht befugt. OLG. 1 270. Wegen der dem Vater ver⸗ 

bleibenden Nutznießung vgl. §§ 1656, 1657, 1678. 

2. (Abſ. 2.) Die Fälle der Auflöſung der Ehe, welche für Abi. 2 
in Betracht kommen, ſind Scheidung § 1564 und Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft § 1586; Wiederverheirathung im Falle der Todeserklärung 
6 1348 Abſ. 2) nur im Falle des 8 1679, da ſonſt ebenſo wie bei Auflöſung 
durch den Tod § 1684 Ziffer 1 Platz greift. 5 5 + 
a. Die Ausübung der elterlichen Gewalt durch die Mutter ift abhängig von 

einer Uebertragung durch das Vormundſchaftsgericht (Fr. 

§§ 35, 43). Vorausſetzungen für die Anordnung der Uebertragung: 

a. Antrag der Mutter § 1685 Abſ. 2. 5 1 

6. Ruhen der elterlichen Gewalt §§ 1676, 1677; nicht bloß thatſächliche 
Verhinderung ohne vormundſchaftsgerichtliche Feſtſtellung. 

7. Mangel der Ausſicht, daß der Grund des Ruhens fortfallen werde 
(Hauptfall: Scheidung der Ehe wegen Geiſteskrankheit des Mannes 

1569). 1. . 

h. Die‘ Mutter erlangt die Nutznießung an dem Vermögen des Kindes 
(Abſ. 2 Satz 2) indeß wohl nur, wenn fie dem Vater zuſteht ($$ 1662 
Note 2, 1666 Note III 2). Die Mutter, welcher die Nutznießung zuſteht, 
10 wegen des Unterhaltsanſpruchs des Kindes vor dem Vater, § 1606 

bſ. 2. 


$ 1686. Vgl. Vorb. zu 58 1684 ff. Note III. 
d. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 17 


elterlicher Bewalt des 
Vaters. 


1. Beiſtandſchaft. 
a. Die Fälle der Bei⸗ 
ſtandſchaft. 


Zu 88 1687 fl. 
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Die Beſtellung des Beiſtandes kaun in zwei Formen geſchehen: 

1. Der unterſtützende und beaufſichtigende Beiſtand (§ 1689) hat 

im Weſentlichen die Stellung eines dem Kinde neben der Mutter beſtellten 
Gegenvormundes, vgl. §§ 1689, 1799; 1690; 1692 Satz 1, 1802 Abſ. 1 Satz 2; 
1694; Fr. § 57 Ziffer 6. 
2. Der verwaltende Beiſtand ($ 1693) hat die Stellung eines dem 
Kinde beſtellten Pflegers. Er iſt im Umfange der ihm übertragenen Ver⸗ 
mögensverwaltung der geſetzliche Vertreter des Kindes; er iſt nicht Vertreter 
der Mutter. Eine Uebertragung der Ausübung der Sorge für die Perſon 
des Kindes auf den Beiſtand iſt nicht zugelaſſen; in dieſer Hinſicht kann er 
nur zur Unterſtützung oder Beaufſichtigung beſtellt werden. 

3. Untreue des Beiſtandes. 

Verhältniß des § 266 StGB. zu dem Amte des Beiſtandes vgl. Ludewig 
D. Jur Ztg. 1896 S. 238. 

4. Der Beiſtand wird der Mutter beſtellt. Daraus ergiebt ſich, unbe⸗ 
ſchadet der Stellung des verwaltenden Beiſtandes ($ 1693) als geſetzlichen 
Vertreters des Kindes, die akzeſſoriſche Natur der Beiſtandſchaft im Ver⸗ 
hältniſſe zu der elterlichen Gewalt der Mutter vgl. § 1694 Note Gb. 


§ 1687. I. Fälle, in denen das Vormundſchaftsgericht (FG. §8 35, 43) 
einen Beiſtand zu beſtellen hat. 
il; ale 1.) Anordnung des Vaters durch letztwillige Verfügung 

§ 1777). 

50 Das Anordnungsrecht ſteht dem Vater nicht zu: 

a. wenn ihm zur Zeit des Todes die elterliche Gewalt nicht zuſteht (Tod 
nach erfolgter Todeserklärung, aber vor Wiedererlangung der Gewalt 
nach § 1679 Abſ. 2; Verwirkung § 1680); 

8. wenn er in den die Perſon oder in den das Vermögen betreffenden 
Angelegenheiten nicht zur Vertretung des Kindes berechtigt iſt (SS 1647 
Konkurs; 1666, 1630 Abſ. 2 Entziehung durch das Vormundſchafts⸗ 

ericht). 

b. Geburt des Kindes nach dem Tode des Vaters § 1777 Abſ. 2. 

c. Ob beim Fortfalle des vom Vater benannten Beiſtandes ein anderer 
Beiſtand zu beſtellen iſt oder ob der Vater nur die Beſtellung des gerade 
von ihm Benannten angeordnet hat, iſt Auslegungsfrage. 

d. Der Vater kann auch in Gemäßheit der §8 1635 1639 durch letztwillige 
Anordnung das von ihm herrührende Vermögen des Kindes der Ver⸗ 
waltung der Mutter entziehen. Für die Verwaltung dieſes Vermögens 
iſt dem Kinde ein Pfleger zu beſtellen (§ 1909). 

e. Aufhebung der Beiſtandſchaft durch das Vormundſchaftsgericht iſt in dem 
Falle der Ziff. 1 des § 1687 nicht zuläſſig, vgl. § 1695 Note JI. 

f. Uebergangsvorſchrift. 


EG. Art. 205. Hat der Vater vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs auf Grund der bisherigen Geſetze die Mutter von der Vormund⸗ 
ſchaft über das Kind ausgeſchloſſen oder der Mutter einen Beiſtand zuge⸗ 
ordnet, ſo gilt die Anordnung des Vaters von dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs an als Anordnung der Beſtellung eines Beiſtandes für 
die Mutter im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

2. (Ziff. 2.) Dem Antrage der Mutter auf Beſtellung eines Bei⸗ 
ſtandes iſt ohne Weiteres ſtattzugeben. Bei Ablehnung des Antrags ſteht 
nur der Mutter ein Beſchwerderecht zu, FrG. § 20 Abſ. 2. Aufhebung der 
Beiſtandſchaft § 1695 Note 1 2. 

3. (Ziff. 3.) Anordnung des Vormundſchaftsgerichts. 

a. Die beſonderen Gründe für die Anordnung können objektive oder ſub⸗ 
jektive ſein. Es kann alſo z. B. nicht nur bei objektiv ſchwieriger Ver: 
mögensverwaltung (vgl. § 1640 Note II), ſondern auch, wenn die ſubjektive 
Befähigung der Mutter zur Vermögensverwaltung begründeten Bedenken 
unterliegt, die Beſtellung eines Beiſtandes gemäß Ziff. 3 erfolgen. 
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$ 1688. Der Beiſtand kann für alle Angelegenheiten, für ge⸗ 
wiſſe Arten von Angelegenheiten oder für einzelne Angelegenheiten 
beſtellt werden. 

Ueber den Umfang ſeines Wirkungskreiſes entſcheidet die Beſtellung. 


Weigerung der Mutter, den geſetzlichen Vorſchriften über die religiöſe 
Erziehung der Kinder nachzukommen, als beſonderer Grund im Sinne 
der Ziff. 3. KG. 20 A 139, 251 (OLG. 1 282). 

b. Anhörung der Verwandten richtet ſich nach § 1673. 

€. Die Befugniß des Vormundſchaftsgerichts kann weder durch den Wider⸗ 
ſpruch der Mutter noch durch letztwillige Anordnung des Vaters ausge⸗ 
ſchloſſen werden, vgl. indeß zu II. 

d. Mitwirkung des Gemeindewaiſenraths § 1675. 

e. Aufhebung der auf Grund der Ziff. 3 angeordneten Beiſtandſchaft durch 
das Vormundſchaftsgericht § 1695 Note J 3. 

II. Die Berufung als Beiſtand. a 

Auf die Berufung als Beiſtand finden gemäß 88 1694 Abſ. 1. 1792 Abſ. 4 
die Vorſchriften der SS 1776 ff. n ben 

1. In erſter Linie iſt der von dem Vater gemäß § 1777 Benannte zu 
beſtellen. Dies gilt nicht nur für Ziff. 1, ſondern auch für Ziff. 2 und Ziff. 3. 
Der Vater kann einen Beiſtand für den Fall benennen, daß die Beſtellung 
eines ſolchen eintreten ſollte. 

2. In zweiter Linie und zwar ebenfalls in allen drei Fällen iſt der 
von der Mutter Benannte zu beſtellen. Zwar ſoll das Benennungsrecht 
Kaus; § 1777 Abf. S. 2 der Mutter nur zuſtehen, wenn ihr zur Zeit des 
Todes gewiſſe Eigenſchaften beiwohnen; indeß wird für die Beſtellung des 
Beiſtandes der Zeitpunkt der Benennung maßgebend ſein müſſen. 
Sbenſo kann in dieſem Falle nicht die Benennung durch letztwillige Ver⸗ 
fügung ($ 1777 Abs. 3) in Frage kommen, vielmehr muß die dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte gegenüber erfolgte Erklärung genügen. Schutz des Kindes bei 
Nos eines ungeeigneten Beiſtandes durch die Mutter vgl. § 1694 

ote Gay. 

3. Im Uebrigen vgl. wegen der weiteren Reihenfolge zu 
§§ 1776 ff. Jusbeſondere kann auch eine Frau zum Beiſtande der Mutter 
beſtellt werden. 

4. Sofortige Beſchwerde des Uebergangenen Fr. § 60 Ziffer 1 (zu 
§§ 1776 ff.). 

III. Beſchwerde gegen die Ablehnung der Beiſtandsbeſtellung durch das 
Vormundſchaftsgericht. (Vgl. auch Note II. 4.) | 

J. Beſchwerderecht in den Fällen der Ziffern I u. 3 des $ 1687. 

FG. 567. Die Beschwerde steht, unbeschadet der Vorschriften des $ 20, zu: 

3. gegen eine Verfügung, durch die in den Fällen des $ 1687 Nr. 1, 3 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs die Bestellung eines Beistandes der Mutter ab- 
gelehnt oder die Bestellung aufgehoben wird, dem Ehegatten sowie den Ver- 
wandten und Verschwägerten des Kindes; ; j 

9. gegen eine Verfügung, die eine Entscheidung über eine die Sorge für die 

Person des Kindes oder des Mündels betreffende Angelegenheit enthält, 
Jedem, der ein berechtigtes Interesse hat, diese Angelegenheit wahrzu- 
nehmen. 

Die Vorschrift des Abs. 1 Nr. 9 findet auf die sofortige Beschwerde keine 
Anwendung. 

Vgl. § 1688 Note 1. f 8 

2. Beſchwerderecht der Mutter bei Ablehnung ihres Antrags 
auf Beſtellung eines Beiſtandes. 

FG. § 20 Abs. 2. Soweit eine Verfügung nur auf Antrag erlassen werden 
kann und der Antrag zurückgewiesen worden ist, steht die Beschwerde nur dem 
Antragsteller zu. 
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b. Der Wirkungskreis 
des Beiſtandes. 
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Iſt der Umfang nicht beſtimmt, ſo fallen alle Angelegenheiten in 
ſeinen Wirkungskreis. 

Hat der Vater die Beſtellung angeordnet, ſo hat das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht Beſtimmungen, die er nach Maßgabe des § 1777 über 
den Umfang des Wirkungskreiſes getroffen hat, bei der Beſtellung 
zu befolgen. 

e. Aufgabe d. Beiſtandes. § 1689. Der Beiſtand hat innerhalb ſeines Wirkungskreiſes die 
Mutter bei der Ausübung der elterlichen Gewalt zu unterſtützen 
und zu überwachen; er hat dem Vormundſchaftsgerichte jeden Fall, 
in welchem es zum Einſchreiten berufen iſt, unverzüglich anzuzeigen. 

d. Beſchränkung derser⸗ § 1690. Die Genehmigung des Beiſtandes iſt innerhalb feines 

ter in Anſehung der Wirkungskreiſes zu jedem Rechtsgeſchäft erforderlich, zu dem ein 

bes Beiftunpes fallen Vormund der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts oder des 

den Rechtsgeſchäfte. Gegenvormundes bedarf. Ausgenommen find Rechtsgeſchäfte, welche 
die Mutter nicht ohne die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
vornehmen kann. Die Vorſchriften der §§ 1828 bis 1831 finden 
entſprechende Anwendung. 

Die Genehmigung des Beiſtandes wird durch die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erſetzt. 

Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor der Entſcheidung über die 
Genehmigung in allen Fällen, in denen das Rechtsgeſchäft zu dem 
Wirkungskreiſe des Beiſtandes gehört, den Beiſtand hören, ſofern ein 
folder vorhanden und die Anhörung thunlich iſt. 


8 1688. 1. Der Beiſtand kommt als folder nur innerhalb 
ſeines Wirkungskreiſes in Betracht. Außerhalb deſſelben ſteht er 
wie jeder Dritte; indeß wird er auch außerhalb ſeines Wirkungskreiſes zu 
denjenigen Perſonen zu rechnen ſein, die ein berechtigtes Intereſſe an der 
Wahrnehmung der die Perſon des Mündels betreffenden Angelegenheiten 
haben, vgl. FrG. § 57 Ziffer 9 (zu § 1687 Note III I). 

2. Die Uebertragung der Vermögens verwaltung (ganz oder theil⸗ 
weiſe) kann nur auf Antrag der Mutter geſchehen (§ 1693). 

3. Iſt der Beiſtand nur unterſtützender und überwachender Beiſtand 
(vgl. Vorb. zu §§ 1687 ff.), fo richtet ſich feine Mitwirkung bei Ausübung 
der elterlichen Vertretungsmacht durch die Mutter nach § 1690. 

§ 1689. 1. Falle des Einſchreitens des Vormundſchaftsgerichts vgl. zu 
§ 1675 Note 2. 

2. Die Haftung des Beiſtandes gegenüber dem Kinde ergiebt ſich aus 
88 1694, 1833. 

3. Beſchwerderecht des Beiſtandes wegen Zurückweiſung feines Antrags 
auf Einſchreiten gegen die Mutter Fr. § 57 Ziffer 6, vgl. auch § 1688 Note 1. 

8 1690. I. Die eine Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erfor⸗ 
dernden Rechtsgeſchäfte. 

1. Bei den Rechtsgeſchäften, zu welchen der elterliche Gewalthaber 
(Vater oder Mutter) der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedarf 
($$ 1643, 1686, vgl. ferner Titelvorb. vor § 164 Note F), verbleibt es ledig⸗ 
lich bei dem Erforderniſſe der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung, ſelbſt 
wenn das Rechtsgeſchäft an ſich zum Wirkungskreiſe des Beiſtandes gehört. 

2. Das Vorhandenſein eines Beiſtandes hat lediglich die Wirkung, daß 
der Beiſtand gemäß Abſ. 3 zu hören iſt (vgl. zu § 1826). 

3. Im Uebrigen finden die Vorſchriften der §§ 1825, 18281831 auf 
Grund des § 1643 Abſ. 3, nicht des § 1690 Anwendung (vgl. Note II 3). 
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§ 1691. Soweit die Anlegung des zu dem Vermögen des 
Kindes gehörenden Geldes in den Wirkungskreis des Beiſtandes fällt, 
finden die für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften 
der §§ 1809, 18 10 entſprechende Anwendung. 

§ 1692. Hat die Mutter ein Vermögensverzeichniß einzureichen, 
ſo iſt bei der Aufnahme des Verzeichniſſes der Beiſtand zuzuziehen; 
das Verzeichniß iſt auch von dem Beiſtande mit der Verſicherung 
der Richtigkeit und Vollſtändigkeit zu verſehen. Iſt das Verzeichniß 
ungenügend, ſo finden, ſofern nicht die Vorausſetzungen des § 1667 
vorliegen, die Vorſchriften des § 1640 Abſ. 2 entſprechende An⸗ 
wendung. 


II. Die Genehmigung des Beiſtandes oder des Vormundſchaftsgerichts 

erfordernde Rechtsgeſchäfte. as 
Die genehmigungsbedürftigen Rechtsgeſchäfte. 

Auch für die Rechtsgeſchäfte, in Anſehung deren nur die Vertretungsmacht 
des Vormundes, nicht aber die dem Vater oder der nicht verbeiſtandeten 
Mutter auf Grund der elterlichen Gewalt zuſtehende Vertretungsmacht durch 
das Erforderniß der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (§ 1822 
Ziffer 4, 6, 7, 12, 13) oder des Gegenvormundes ($$ 1812, 1813) beſchränkt 
ift, bedarf die verbeiſtandete Mutter der Genehmigung des Beiſtandes. 

2. Die Rechtsnatur des Erforderniſſes der Genehmigung. 

Das Erforderniß der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts oder des 
Beiſtandes bedeutet eine Beſchränkung der der Mutter kraft elterlicher Ge⸗ 
walt zuſtehenden Vertretungsmacht. Der Mangel der erforderlichen Geneh⸗ 
migung ift nach §§ 1828—1831 zu beurtheilen. 

Die entſprechende Anwendung des § 1828 ergiebt, daß die Genehmigung 
des Beiſtandes bzw. des Vormundſchaftsgerichts nur gegenüber der Mutter, 
nicht gegenüber dem Dritten erklärt werden kann, vgl. § 1832. Im Uebrigen 
vgl. §§ 18281831. 

3. Allgemeine Ermächtigung der Mutter. 

Allgemeine Ermächtigung der verbeiſtandeten Mutter durch das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht zu gewiſſen Rechtsgeſchäften ift nicht vorgeſehen; § 1825 iſt nicht 
mitzitirt, vgl. § 1643 Abſ. 3. — Geeigneten Falles find diejenigen Rechts⸗ 
geſchäfte, für welche eine allgemeine Ermächtigung angezeigt wäre, von dem 
Wirkungskreiſe des Beiſtandes gemäß § 1688 auszuſchließen. 

4. Wegen Erſetzung der Genehmigung des Beiſtandes durch die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts vgl. § 1812 Abſ. 2. — Anhörung 
des Beiſtandes vgl. § 1826. 

III. Autrag auf Entlaſſung des Kindes aus dem Staatsverbande vgl. 
die Sonderregelung in $ 14a Abſ. 2 des Gef. über die Erwerbung und den 
Verluſt der Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 (zu EG. Art. 41). 

1691. 1. Durch § 1691 wird die Vorſchrift des § 1642 über Anlegung 
5 enn ede 9 Gelder in Gemäßheit der für den Vormund gelten⸗ 
den Vorſchriften ergänzt. Vgl. im Uebrigen zu $$ 1642, 1809, 1810. 

2. An Stelle der nach § 1852 zuläſſigen Befreiung des Vormundes von 
den aus §§ 1809, 1810 fi ergebenden Beſchränkungen (vgl. § 1694 Note 7) 
kann geeigneten Falles die Beſchränkung des Wirkungskreiſes des Beiſtandes 
treten, vgl. § 1688; § 1690 Note II 3. 

2 5 1692. 1. Nach der allgemeinen Vorſchrift des § 1688 (vgl. Note 1 da⸗ 
ſelbſt) kann § 1692 nur inſoweit angewendet werden, als die Aufnahme des 
Verzeichniſſes in den Wirkungskreis des Beiſtandes fällt (a. M. Engelmann⸗ 

audinger gegen Böhm). x 

2. Die Vorſchrift § 1692 dient zur Ergänzung derjenigen Vorſchriften, in 
denen die Mutter zur Einreichung eines Vermögensverzeichniſſes an das 


e. Mitwirkung des Bei⸗ 
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§ 1693. Das Vormundſchaftsgericht kann auf Antrag der 
Mutter dem Beiſtande die Vermögensverwaltung ganz oder theilweiſe 
übertragen; ſoweit dies geſchieht, hat der Beiſtand die Rechte und 
Pflichten eines Pflegers. 

§ 1694. Für die Berufung, Beſtellung und Beauffihtigung des 
Beiſtandes, für ſeine Haftung und ſeine Anſprüche, für die ihm zu 
bewilligende Vergütung und für die Beendigung ſeines Amtes gelten 
die gleichen Vorſchriften wie bei dem Gegenvormunde. 

Das Amt des Beiſtandes endigt auch dann, wenn die elterliche 
Gewalt der Mutter ruht. 


Vormundſchaftsgericht verpflichtet iſt (vgl. § 1640 Note II) für den Fall, daß 
ein Beiſtand gemäß Note I vorhanden iſt. 

§ 1693. 1. Nur auf die Vermögensverwaltung, nicht auch auf die Sorge 
für die Perſon des Kindes iſt § 1693 anwendbar. 

2. Der Beiſtand wird im Umfange der ihm übertragenen Verwaltung 
Pfleger (§ 1915) des Kindes. Er hat alſo in dieſem Umfange die Vertre⸗ 
tungsmacht für das Kind unter Ausſchluß der Mutter (§§ 1628, 1630). 
Dennoch bleibt die Fortdauer ſeines Amtes abhängig von der Fortdauer der 
elterlichen Gewalt der Mutter. Vgl. Bemerkung zu §§ 1687 ff. Note 4. 

3. Die Mutter iſt im Falle des § 1693 zur Vertretung des Kindes in den 
das Vermögen betreffenden Angelegenheiten nicht befugt und deshalb zur 
Benennung eines Vormundes nicht berechtigt. § 1777 Note 14. 

4. Aufhebung der Uebertragung der Vermögensverwaltung auf den Bei⸗ 
ſtand § 1695 Note II. 


8 1694. 1. Berufung und Beſtellung: §§ 1792 Abſ. 2, 1776—1791. 
Vgl. hierzu § 1687 Note II. Beſchwerde des Uebergangenen Fr. § 60 Ziffer 1, 
des die Uebernahme der Beiſtandſchaft Verweigernden FG. § 60 Ziffer 2. 

2. Beaufſichtigung durch das Vormundſchaftsgericht SS 1837, 1839. 

3. Haftung des Beiſtandes § 1833, Sicherheitsleiſtung § 1844. Vgl. 
auch FrG. § 54 (zu § 1844). 

4. Anſprüche des Beiſtandes wegen Aufwendungen $ 1835. 

5. Vergütung § 1836. Beſchwerde gegen die Feſtſetzung der Vergütung 
(ogl. FrG. § 57 Ziffer 7) ſteht der Mutter als Nutznießerin des Kindes⸗ 
vermögens gemäß FrG. § 20 zu. 

6. Beendigung des Amtes des Beiſtandes 
d. auf Grund der für den Gegenvormund geltenden Bor: 

ſchriften ($ 1895): 

a. Entmündigung des Beiſtandes § 1885 Abſ. 1; 

3. Todeserklärung des Beiſtandes § 1885 Abſ. 2; 

J. Entlaſſung wegen Pflichtwidrigkeit des Beiſtandes oder wegen Ein⸗ 
tritts eines Untauglichkeitsgrundes § 1886; 

8. Entlaſſung bei Verheirathung der zum Beiſtande beſtellten Frau. — 
Verſagung oder Widerruf der ehemannlichen Zuſtimmung § 1887; 

&. Entlaſſung auf Grund dienſtlicher Verhältniſſe, wenn der Beiſtand 
ein Beamter oder Religionsdiener iſt, § 1888; 

6. Entlaſſung auf Antrag des Beiſtandes bei wichtigen Gründen § 1889; 

b. auf Grund des Rechtes der elterlichen Gewalt. 

Die Beiſtandſchaft iſt ein Akzeſſorium der elterlichen Gewalt (vgl. Note 4 
zu §8 1687 ff.); ſte endigt deshalb in den Fällen, in denen die elterliche 
Gewalt nicht der Mutter zuſteht, ſondern durch einen Pfleger ausgeübt 
wird. Insbeſondere endigt die Beiſtandſchaft 
a. ſoweit — abgeſehen von der Beiſtandſchaft — der dem Beiſtande zu⸗ 

gewieſene Wirkungskreis ſich nicht mehr mit den der Mutter zuſtehen⸗ 
den Befugniſſen deckt. Die Beiſtandſchaft des mit der Verwaltung 


II. Abſchn. Verwandtſchaft. 4. Tit. Rechtl. Stellung d. ehel. Kinder. 263 


§ 1695. Das Vormundſchaftsgericht kann in den Fällen des 
§ 1687 Nr. 2, 3 die Beſtellung des Beiſtandes und im Falle des 
§ 1693 die Uebertragung der Vermögensverwaltung auf den Bei⸗ 
ſtand jederzeit aufheben. 

Iſt die Beſtellung des Beiſtandes nach § 1687 Nr. 2 erfolgt, 
ſo ſoll ſie nur mit Zuſtimmung der Mutter aufgehoben werden. 
Das Gleiche gilt für die Uebertragung der Vermögensverwaltung 
auf den Beiſtand. 


des Kindesvermögens betrauten Beiſtandes (§ 1693) endigt ſomit, 
wenn die elterliche Gewalt völlig ($$ 1679, 1680, 1686, 1697) oder 
auch nur in Anſehung der Vermögensverwaltung aufhört (vgl. §§ 1647, 
1686) oder wenn die Vermögensverwaltung der Mutter entzogen wird 
(S§ 1666 Abſ. 2, 1670, 1686). 
6. beim Ruhen der elterlichen Gewalt gemäß § 1694 Abſ. 2. Ruhen der 
elterlichen Gewalt der Mutter vgl. §§ 1676, 1677, 1686, 1696; 
e. bei Aufhebung der Beiſtandſchaft durch das Vormundſchaftsgericht § 1695; 
d. Gutgläubige Fortführung der Beiſtandſchaft nach eingetretener Beendi⸗ 
gung, Fürſorgepflicht des Beiſtandes §§ 1682, 1683, 1893 Abſ. 1, 1895, 
694; 


e. Rückgabe der Beſtallung §§ 1893 Abſ. 2, 1895, 1694; 
f. Anzeigepflicht des Erben des Beiſtandes beim Tode des eis 
§§ 1894, 1895, 1694. (Nachlaßverbindlichkeit vgl. § 1967 Note II Ic.) 
7. Befreite Beiſtandſchaft. Zweifelhaft ift, ob die Vorſchriften über 
die befreite Vormundſchaft (§§ 1852 ff.) mit unter die Vorſchriften über die 
Berufung, Beſtellung und Beaufſichtigung des Vormundes ($$ 1694, 1792 
Abſ. 4, 1837 ff.) gerechnet werden können. Soweit nicht die Beſchränkung 
des Wirkungskreiſes (vgl. § 1691 Note 2) ausreicht, werden die Vorſchriften 
der §§ 1852 indeß mindeſtens zu entſprechender Anwendung kommen müſſen. 
(Vgl. § 1687 Note II 2.) 


§ 1695. I. Vormundſchaftsgerichtliche Aufhebung der Beiſtandſchaft. 
„Wegen der ſonſtigen Gründe für die Beendigung der Beiſtandſchaft vgl. 
§ 1694 Note 6. 

1. Die vom Vater durch letztwillige Verfügung gemäß $$ 1687 
Ziffer 1, 1777 erfolgte Anordnung der Beiſtandſchaft ſoll durch das 
Vormundſchaftsgericht anſcheinend nicht aufgehoben werden können. Eine 
geſetzwidrige Aufhebung der Beiſtandſchaft würde alsdann die durch die Bei⸗ 
ſtandſchaft begründete Beſchränkung der Vertretungsmacht der Mutter (vgl. 
§ 1690 Note II 2) nicht beſeitigen. Beſchwerde der Mutter und der Ver⸗ 
wandten und Verſchwägerten gegen die Aufhebung der Beiſtandſchaft FrG. 
I Ziffer 5; Beſchwerde des Kindes FrG. $ 59; des Beiſtandes Fr. § 57 
Ziffer 9. 


2. Die auf Antrag der Mutter angeordnete Beiſtandſchaft 

G 1687 Ziffer 2). 

u. Die Aufhebung ſoll gemäß § 1695 Abſ. 2 nur mit Zuſtimmung der 
Mutter erfolgen. Die entgegen dieſer Ordnungsvorſchrift erfolgte Auf⸗ 
hebung wird zwar mit der Bekanntmachung an die Mutter und an den 
Beiſtand (FrG § 16) wirkſam. Das Beſchwerderecht ſteht nur der Mutter 
zu FG. § 20 Abſ. 2. Die Haftung des Vormundſchaftsrichters beſtimmt 
ſich nach § 1674. 

Eine Zwangsvorſchrift dahin, daß die Beiſtandſchaft, welche lediglich auf 
Antrag der Mutter beſtellt iſt, auf ihren Antrag auch wieder aufgehoben 
werden müßte, beſteht nicht. Indeß wird dem Antrage, wenn nicht die 
e aus § 1687 Ziffer 3 aufrecht zu erhalten iſt, ſtets ſtattzu⸗ 
geben ſein. 
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1696. Ruht die elterliche Gewalt der Mutter wegen Minder⸗ 
jährigkeit, ſo hat die Mutter das Recht und die Pflicht, für die 
Perſon des Kindes zu ſorgen; zur Vertretung des Kindes iſt ſie 
nicht berechtigt. Der Vormund des Kindes hat, ſoweit der Mutter 
die Sorge zuſteht, die rechtliche Stellung eines Beiſtandes. 

§ 1697. Die Mutter verliert die elterliche Gewalt, wenn fie 
eine neue Ehe eingeht. Sie behält jedoch unter den im § 1696 
beſtimmten Beſchränkungen das Recht und die Pflicht, für die Perſon 
des Kindes zu ſorgen. 


3. Das Vormundſchaftsgericht kann die von ihm aus beſonderen Gründen 
angeordnete Beiſtandſchaft (§ 1687 Ziffer 3) jederzeit wieder aufheben. Das 
Beſchwerderecht geſtaltet ſich wie zu 1. 

II. Für die vormundſchaftsgerichtliche Aufhebung der Uebertragung der 
Vermögens verwaltung auf den Beiſtand (§ 1693) gilt das Gleiche wie zu 12, 
vgl. § 1695 Abſ. 2 Satz 2. 

§ 1696. 1. Das Ruhen der elterlichen Gewalt der Mutter vgl. § 1678 
Note C. — Durch § 1696 wird für den Fall, daß die elterliche Gewalt der 
Mutter wegen Minderjährigkeit ruht, das Recht und die Pflicht der Mutter, 
für die Perſon des Kindes zu ſorgen, abweichend von der Regelvorſchrift 
des 5 1676 Abſ. 2 geregelt und der Mutter eine größere Selbſtändigkeit 
gegeben. 

2. Der Inhalt der der Mutter nach § 1696 zuſtehenden Sorge für die 
Perſon des Kindes geſtaltet ſich folgendermaßen: 

3. Der Mutter ſteht eine Vertretungsmacht gemäß $ 1630 auch in Anſehung 
der die Perſon des Kindes betreffenden Angelegenheiten nicht zu. 

b. Der Mutter ſteht die Erziehung, Beaufſichtigung und Aufenthaltsbe⸗ 
ſtimmung gemäß $ 1631, der Anſpruch auf Herausgabe des Kindes ge⸗ 
mäß § 1632 zu. 

c. Der Vormund des Kindes hat in Anſehung der perſönlichen Angelegen⸗ 
heiten des Kindes, ſoweit es ſich nicht um die ihm zuftehende Vertretung 
des Kindes handelt, die rechtliche Stellung eines Beiſtandes. Als ſolcher 
hat er (ogl. § 1689) die Mutter in Ausübung der perſönlichen Sorge 
lediglich zu unterſtützen und zu überwachen, auch erforderlichen Falles 
Anzeige bei dem Vormundſchaftsgerichte zu erſtatten; er hat aber nicht 
die Rechtsſtellung aus $$ 1698, 1634. Seine Meinung geht der Meinung 
der Mutter nicht vor. Die Vorſchrift des § 1698, welche nur den an 
die Stelle des Vaters tretenden Vormund oder Pfleger betrifft, iſt nicht 
anwendbar. 

3. Die gleiche Regelung findet ſich in dem Falle des § 1697 (Wiederver⸗ 
heirathung der Mutter), § 1702 (Kind aus nichtiger Ehe, wenn der Vater 
bei der Eheſchließung gutgläubig, die Mutter ſchlechtgläubig war). Vgl. auch 
$ 1721 und $ 1707 (uneheliche Mutter). 

§ 1697. 1. Die Rechtsverhältniſſe bei Wiederverheirathung der Mutter in 
Anſehung ihrer elterlichen Gewalt vgl. zu § 1669 Note II. 

2. Der nach Satz 1 für die Mutter mit der Eingehung einer neuen Ehe 
eintretende Verluſt der elterlichen Gewalt begründet den in § 1773 voraus⸗ 
geſetzten Thatbeſtand, daß das Kind nicht unter elterlicher Gewalt ſteht. Es 
iſt ſomit trotz § 1697 Satz 2 und des ſonſtigen Inhalts des § 1773 Abſ. 1 
ein Vormund für das Kind zu beſtellen. Vgl. hierzu § 1669 Note II 2b. 

Anzeigepflicht des Standesbeamten gegenüber dem Vormundſchaftsgerichte 
bei Wiederverheirathung der Mutter Fr. § 48. 

3. Die Sorge für das Kind. % 2 
a. Die Mutter behält das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes 

zu ſorgen; ſie behält das Recht und die Pflicht, wie ſie es bis dahin⸗ 
gehabt hat, zwar nicht mehr als Ausfluß fortdauernder, aber als Nach 
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§ 1698. Wird für das Kind ein Vormund beſtellt, weil die UI. Pie elterlige Gewalt 


elterliche Gewalt des Vaters ruht oder verwirkt iſt oder weil die 
Vertretung des Kindes dem Vater entzogen iſt, oder wird für die 
Erziehung des Kindes an Stelle des Vaters ein Pfleger beſtellt, ſo 
ſteht der Mutter die Sorge für die Perſon des Kindes neben dem 
Vormund oder dem Pfleger in gleicher Weiſe zu wie nach § 1634 
neben dem Vater. 


Fünfter Titel. 
Rechtliche Stellung der Kinder aus nichtigen Ehen. 


wirkung früherer elterlicher Gewalt. Es ſind deshalb die Vorſchriften 
über die elterliche Gewalt, insbeſondere die Vorſchriften des § 1666 über 
das Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts, der §§ 1676 —1680 über 
das Ruhen und die Beendigung der elterlichen Gewalt entſprechend 
anzuwenden. - 

b. Der Inhalt der Sorge für die Perſon des Kindes beſtimmt ſich (vgl. zu a) 
nach den Vorſchriften über die elterliche Gewalt, indeß mit den aus 
§ 1696 ſich ergebenden Beſchränkungen. Vgl. zu § 1696 Note 2. 

4. Die Unterhaltspflicht der Mutter richtet ſich nach §§ 1601 ff. Daß der 
ge Kindes zunächſt aus feinen Einkünften zu beſtreiten iſt, ergiebt 

5. Anwendbarkeit des § 1697 bei Verheirathung der Mutter eines Kindes 
aus nichtiger Ehe vgl. § 1701 Note 13 b. 

§ 1698. 1. Die Vorſchrift des § 1698 will der Mutter die Rechtsſtellung, 
welche ihr nach § 1634 neben dem Vater als Inhaber der elterlichen Gewalt 
zukommt, für den Fall ſichern, daß dem Kinde aus Gründen, welche in der 
Perſon des Vaters liegen, ein Vormund oder ein Pfleger beitellt ift. 

a. Ruhen der elterlichen Gewalt, wenn die Ehe aufgelöſt iſt $ 1685 Abſ. 2. 
Verwirkung der elterlichen Gewalt des Vaters, wenn die Ehe nicht auf⸗ 
gelöſt iſt § 1684 Ziff. 2. 

0. Ausſchließung des Vaters von der Vertretung und Erziehung des Kindes 
durch das Vormundſchaftsgericht § 1666. 

2. Die Vorſchrift des § 1698 iſt nicht anwendbar, wenn die Mutter die 
elterliche Gewalt erlangt hat und alsdann die Beendigung und das Ruhen 
oder die völlige oder theilweiſe Entziehung der elterlichen Gewalt aus 
Gründen, welche in der Perſon der Mutter liegen, eingetreten iſt. In 


dieſen Fallen richtet ſich das Rechtsverhältniß nach den allgemeinen oder 


beſonderen Vorſchriften: 

a. Bei Beendigung der elterlichen Gewalt in den Fällen der $$ 1679, 1680 
hat die Mutter kein Recht auf die Sorge für die Perſon des Kindes. 
Nur im Falle der Beendigung wegen Wiederverheirathung iſt § 1697 

maßgebend. 
». Ruhen der elterlichen Gewalt. 2.0 r 
a. Nach der allgemeinen Vorſchrift ($$ 1678, 1686) ift die Mutter während 
des Ruhens der elterlichen Gewalt zur Ausübung derſelben nicht be⸗ 
rechtigt, Ausnahme zu 6. e e f 

B. Bei Ruhen wegen beſchränkter Geſchäftsfähigkeit (mit Aus⸗ 
nahme des Falles der Minderjährigkeit zu ) und bei Gebrechlichkeits⸗ 
pflegſchaft ſteht ihr die Sorge für die Perſon des Kindes neben dem 
geſetzlichen Vertreter zu, wobei die Meinung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters vorgeht. § 1676 Abſ. 2. 8 

l. Im Falle des Ruhens wegen Minderjährigkeit der Mutter § 1696 
vgl. Note 2 daſelbſt. 

1. Kinder aus einer formnichtigen, auch in das Heiraths— 
regiſter nicht eingetragenen Ehe. 


der Mutter neben einem 
Vormund oder Pfleger 
des Kindes. 


Vorbemerkung zum 
5. Titel. 
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1. Pitten der Chelichteit § 1699. Ein Kind aus einer nichtigen Ehe, das im Falle der 
nureimes@henatten, Gültigkeit der Ehe ehelich fein würde, gilt als ehelich, ſofern nicht 


2. Rechtsverbältniß 


beide Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung ge⸗ 
kannt haben. 
Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn die Nichtigkeit 
der Ehe auf einem Formmangel beruht und die Ehe nicht in das 
Heirathsregiſter eingetragen worden iſt. 

§ 1700. Das Rechtsverhältniß zwiſchen den Eltern und einem 


künden tern un Kinde, das nach § 1699 als ehelich gilt, beſtimmt ſich, ſoweit ſich 


Kind. 


nicht aus den §§ 1701, 1702 ein Anderes ergiebt, nach den Vor⸗ 
ſchriften, die für ein Kind aus einer geſchiedenen Ehe gelten, wenn 
beide Ehegatten für ſchuldig erklärt ſind. 


Die Vorſchrift des § 1699 enthält das Prinzip, deſſen Ausgeſtaltung bezw. 
Einſchränkung die §§ 1700 ff. bezwecken. 

Ebenſowenig wie $ 1699 Abſ. 1 (vgl. $ 1699 Abſ. 2) anwendbar iſt, wenn 
die Nichtigkeit der Ehe auf einem Formmangel beruht und die Ehe nicht in 
das Heirathsregiſter eingetragen iſt, finden die §§ 1700-1704 auf dieſen 
Fall der Nichtigkeit Anwendung. 

Kinder aus einer formnichtigen, auch in das Heirathsregiſter 
nicht eingetragenen Ehe ſind in allen Beziehungen ſchlechtweg 
uneheliche Kinder (§§ 1705 ff.). 

Vgl. § 1324 Note k 2a, § 1326 Note II I. 

2. Uebergangsvorſchriften. 

EG. Art. 207. Inwieweit die Kinder aus einer vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen nichtigen oder ungültigen Ehe als 
eheliche Kinder anzuſehen find und inwieweit der Vater und die Mutter die Pflich⸗ 
ten und Rechte ehelicher Eltern haben, beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 
a. Die bisherigen Geſetze find nach Art. 207 für die Frage, ob das Kind 

ehelich oder unehelich iſt, auch maßgebend, wenn das Kind nach dem 
1. Januar 1900 geboren iſt. 

b. Sit gemäß a die Ehelichkeit anzunehmen, fo iſt das Rechtsverhältniß 
zwiſchen dem Kinde und feinen Eltern gemäß EG. Artt. 203—206, iſt Un⸗ 
ehelichkeit anzunehmen, jo nach EG. Art. 208 zu beurtheilen. 

3. Internationales Privatrecht vgl. EG. Art. 18. 

4. Legitimation durch nachfolgende nichtige Ehe $ 1721. 

§ 1699. 1. Nichtigkeit der Ehe. 

a. Nichtigkeit kraft Geſetzes vgl. $$ 1323 ff. Konvaleszenz ex tunc 8 1324 
Abſ. 2. Vgl. daſelbſt Note II. 

b. Nichtigkeit kraft Anfechtung §§ 1330 ff. 

2. Die Kenntniß der Nichtigkeit (nicht bloß Kennenmüſſen) iſt von dem 
fie Behauptenden zu beweiſen. Kenntniß der Anfechtbarkeit ſteht im Falle 
der Anfechtung der Kenntniß der Nichtigkeit gleich, §§ 1343, 142 Abſ. 2. 

3. Eheliche Abſtammung $$ 1591 ff. 

4. Einſtweilige Verfügung im Prozeß über die Nichtigkeit oder Anfech⸗ 
tung der Ehe in Anſehung der Sorge für die Perſon der Kinder und in An⸗ 
ſehung der Unterhaltspflicht der Eltern CRD. § 627 (Titelvorb. vor $ 1564). 
Mittheilung des Prozeßgerichts an das Vormundſchaftsgericht von der Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits CPO. § 630 (zu § 1635). 

5. Wegen Abſ. 2 vgl. Vorb. zu SS 1699 ff. Note 1. 

§ 1700. Die für ein Kind aus einer geſchiedenen Ehe geltenden Vorſchriften: 
a. Unterhaltspflicht der Eltern § 1585. 

b. Sorge für die Perſon des Kindes § 1635. 

€. Verkehr der Eltern mit dem Kinde § 1636. 

d. Elterliche Gewalt 8$ 1626 ff., 1684, 1685. Vgl. indeß § 1701. 
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§ 1701. War dem Vater die Nichtigkeit der Ehe bei der Ehe⸗ 
ſchließung bekannt, ſo hat er nicht die ſich aus der Vaterſchaft er⸗ 
gebenden Rechte. Die elterliche Gewalt ſteht der Mutter zu. 

§ 1702. War der Mutter die Nichtigkeit der Ehe bei der Che⸗ 
ſchließung bekannt, ſo hat ſie in Anſehung des Kindes nur diejenigen 
Rechte, welche im Falle der Scheidung der allein für ſchuldig er⸗ 
klärten Frau zuſtehen. 

Stirbt der Vater oder endigt ſeine elterliche Gewalt aus einem 
anderen Grunde, ſo hat die Mutter nur das Recht und die Pflicht, 
für die Perſon des Kindes zu ſorgen; zur Vertretung des Kindes 
iſt ſie nicht berechtigt. Der Vormund des Kindes hat, ſoweit der 
Mutter die Sorge zuſteht, die rechtliche Stellung eines Beiſtandes. 

Die Vorſchriften des Abſ. 2 finden auch dann Anwendung, wenn 
die elterliche Gewalt des Vaters wegen ſeiner Geſchäftsunfähigkeit 
oder nach § 1677 ruht. 


§ 1701. J. Rechtsſtellung des ſchlechtglänbigen Vaters bei Gutgläubigkeit 
der Mutter. 

1. Beweislaſt. — Kenntniß der Anfechtbarkeit. 

Die Kenntniß der Nichtigkeit, welcher gemäß §§ 1343 Abi, 1, 142 Abſ. 2 
die Kenntniß der Anfechtbarkeit der angefochtenen Ehe gleichſteht, iſt von 
demjenigen zu beweiſen, welcher ſie behauptet. 

2. Die aus der Vaterſchaft folgenden Rechte und Pflichten. 

Dem bei der Eheſchließung gemäß § 1791 bösgläubigen Vater werden 
durch § 1701 nur die aus der Vaterſchaft ſich ergebenden Rechte (vgl. 
$$ 1616 ff. und die Titelvorb. vor § 1616) abgeſprochen, während er die aus 
der Vaterſchaft folgenden Pflichten behalt. 

a. Demnach hat der Vater 

a. keinen Unterhaltsanſpruch gegen das Kind, während das Kind ihm 
gegenüber unterhaltsberechtigt iſt, $$ 1601 ff.; 

6. kein Erbrecht oder Pflichttheilsanſpruch als Vater des Kindes ($$ 1925, 
2303), während dem Kinde das Erbrecht aus § 1924 und der Pflicht⸗ 
theilsanſpruch aus § 2303 zuſteht. 

b. Vgl. wegen der Berufung des Vaters zur Vormundſchaft über das voll⸗ 
jährige Kind $ 1809 Ab}. 3, über das Erforderniß der elterlichen Ein⸗ 
willigung zur Verheirathung des Kindes § 1305. 

3. Die elterliche Gewalt der Mutter vgl. §§ 1686 ff. 

a. Die Beſtellung des Beiſtandes (§ 1687) kann von dem Vater nicht an⸗ 
geordnet werden, da ihm nicht die elterliche Gewalt zuſtand (58 1687 
Ziff. 1, 1777). 

b. Von einer Wiederverheirathung ($ 1697) kann zwar nicht die Rede fein, 
da die frühere Ehe nichtig iſt. Die entſprechende Anwendbarkeit des 
§ 1697 im Falle einer Verheirathung der Mutter iſt indeß unbedenklich. 

s Il. Rechtsſtellung des Vaters bei Schlechtgläubigkeit beider Eltern 
1703. 


§ 1702. 1. Rechtsſtellung der ſchlechtgläubigen Mutter bei Gutgläu⸗ 
bigkeit des Vaters. 5 
1. Kenntniß der Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit der angefochtenen Ehe vgl. 
$ 1701 Note 1 1. j 5 
2. Zwar gilt das Kind gemäß § 1699 als ehelich. Die Mutter hat aber 
in Anſehung des Kindes nicht die aus §§ 1625 ff., ſondern nur die aus 
$ 1702 ſich ergebenden Rechte. h N 
a. (Abſ. 1.) Von den Wirkungen der Alleinſchuld bei der Scheidung (vgl. 
$ 1574 Note 1 1) kommen hier nur die §§ 1635, 1636 (Sorge für die 
Perſon des Kindes und Regelung des Verkehrs mit dem Kinde) in Betracht. 


„ Schlechtgläubigkeit 


des Vaters. 


. Schlechtgläubigkeit 


der Mutter. 
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. Schlectgläubigtet $ 1703. Gilt das Kind nicht als ehelich, weil beiden Ehegatten 
(unterhalbauspruch die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung bekannt war, ſo kann 
des Kindes). es gleichwohl von dem Vater, ſo lange er lebt, Unterhalt wie ein 

eheliches Kind verlangen. Das im § 1612 Abſ. 2 beſtimmte Recht 

ſteht dem Vater nicht zu. 
3. Anfechtung der wegen § 1704. Sit die Ehe wegen Drohung anfechtbar und ange⸗ 
dhe bung anfechtbaken fochten, fo ſteht der anfechtungsberechtigte Ehegatte einem Ehegatten 
gleich, dem die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung unbekannt war. 


Sechſter Titel. 
Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder. 


b. (Abſ. 2 u. 3.) Durch die Vorſchriften der Abſ. 2 und 3 wird der Mutter 
im Falle des § 1702 die gleiche Stellung, welche die uneheliche Mutter 
zu ihrem Kinde hat ($ 1707), gegeben. Ihre elterliche Gewalt wird aus: 
geſchloſſen (vgl. $ 1705 in Verbindung mit § 1707). 

a. Ohne die Vorſchrift des Abſ. 2 würde die Mutter gemäß § 1684 kraft 
Geſetzes, ohne die Vorſchrift des Abſ. 3 gemäß § 1685 Abſ. 2 kraft 
vormundſchaftsgerichtlicher Uebertragung die elterliche Gewalt bzw. 
die Ausübung derſelben erlangen können. 

5. Vgl. im Uebrigen wegen der Regelung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen 
Mutter und Kind bezw. Mutter und Vormund die entſprechende Vor⸗ 
ſchrift des § 1696. 

€. ng der Mutter zur Vormundſchaft über das volljährige Kind § 1899 

bi. 3. 

II. Rechtsſtellung der Mutter bei Schlechtglänbigkeit beider Ehegatten. 

Die Vorſchriften der §§ 1705 ff. finden unmittelbare Anwendung. 

8 1703. 1. Die Rechtsſtellung des Vaters bei Schlechtgläubig⸗ 
keit beider Ehegatten iſt gemäß §§ 1591 ff., 1699 Abſ. I an ſich die des 
unehelichen Vaters ($$ 1589 Abſ. 2, 1708-1714). Hieran wird durch § 1703 
nur inſoweit etwas geändert, als dem Kinde während der Lebenszeit 
des Vaters der Unterhaltsanſpruch gemäß §§ 1601 ff. zugeſprochen und in 
Anſehung deſſelben dem Vater das Recht, den Unterhalt anders als in 
vierteljährlichen Vorausbezahlungen zu gewähren (§ 1612 Abſ. 3), ab eſprochen 
1115 l dem Tode des Vaters greift $ 1712 in Verbindung mit $$ 1708 ff., 
1713 f. Platz. 

2. In allen anderen Beziehungen verbleibt es bei den zwiſchen 
dem Vater und dem unehelichen Kinde geltenden Vorſchriften, alſo z. B. 
620 Hemmung der Verjährung von Anſprüchen zwiſchen Vater und Kind 
(§ 204). 

3. Die Vorſchrift des § 1703 bezieht ſich nur auf diejenigen Kinder, 
welche lediglich deshalb nicht als ehelich gelten, weil beide Ehegatten die 
Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung kannten. Sie betrifft deshalb nicht 
diejenigen Kinder, welche ſelbſt dann nicht als ehelich gelten würden, wenn 
nicht beiden Ehegatten die Kenntniß der Ehenichtigkeit innewohnte; ſie findet 
alſo auf die Kinder aus formnichtigen, in das Seirathsregiſter nicht einge⸗ 
tragenen Ehen keine Anwendung. § 1699 Abf. 2, vgl. Titelvorb. Note 1. 

§ 1704. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 1346 und Note I daſelbſt. 


Vorbemerkung zum I. Die verſchiedenen Arten unehelicher Kinder. 

6. Titel, 1. Unehelich find die Kinder, welche nicht aus einer gültigen Ehe 
abſtammen (88 1591 ff.) und in Anſehung deren nicht die Vorausſetzungen 
für die Anwendbarkeit des § 1699 vorliegen; inſonderheit ſind die aus einer 
formnichtigen, in das Heirathsregiſter nicht eingetragenen Ehe abſtam⸗ 
menden Kinder ſchlechthin unehelich, § 1699 Abſ. 2. 
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§ 1705. Das uneheliche Kind hat im Verhältniſſe zu der Mutter ı 
und zu den Verwandten der Mutter die rechtliche Stellung eines 
ehelichen Kindes. 


2. Für ehewidrige Kinder, d. h. uneheliche Kinder von Eltern, deren 
Verheirathung ein öffentliches trennendes Ehehinderniß entgegenſteht, beſteht 
keine Sonderregelung. Vgl. indeß § 1732. 

3. Brautkinder vgl. § 1297 Note III 3. — EG. Art. 208 Abſ. 2 (Ueber: 


gang). 

11 Die Rechtsſtellung unehelicher Kinder. 

1. Stellung des unehelichen Kindes zum Vater. 

a. Verwandtſchaft im Rechtsſinne beſteht nach dem BGB. zwiſchen dem 
unehelichen Kinde und deſſen Vater nicht ($ 1589 Abſ 2). Hieran wird 
auch nichts geändert, wenn das Kind von dem Vater anerkannt iſt. — 
Die aus der leiblichen Verwandtſchaft ſich ergebenden Rechtswirkungen 
vgl. zu d. 

b. Ein gesetzliches Erbrecht gegenüber ſeinem Vater ſteht dem unehelichen 
Kinde nicht zu. Vgl. über die Bedeutung des Ausdrucks „Abkömmlinge“ 
($ 1924) zu § 1589 Note 4 a und ba. Die Erwerbsfähigkeit des unehe⸗ 
lichen Kindes in Anſehung teſtamentariſch erfolgter Zuwendungen des 
Vaters iſt nicht beſchränkt. 

e. Feſtſtellung der unehelichen Vaterſchaft. 

a. Materielle Vorſchriften §§ 1717 f. 
8. Prozeſſuale Vorſchriften. 

Die beſonderen Vorſchriften der CPO. §§ 640 ff. (Titelvorb. vor 
§ 1591) für die Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern 
und Kindern finden gemäß END. § 644 auf die uneheliche Vater⸗ 
ſchaft keine Anwendung, insbeſondere alſo keine Feſtſtellung der un⸗ 
ehelichen Vaterſchaft mit Wirkung für und gegen Alle (CPO. § 643). 

CPO. 8 644. Die Vorschriften der $$ 640—643 [Titelvorb. vor $ 1591] 
gelten nicht für einen Rechtsstreit, der die Feststellung des Bestehens oder 
Nichtbestehens der unehelichen Vaterschaft zum Gegenstande hat. 

d. Die Rechtswirkungen der durch die uneheliche Vaterſchaft begründeten 
leiblichen Verwandtſchaft: 

a. die Unterhaltspflicht des Vaters §§ 1708 ff. Keine Unterhaltspflicht 
des unehelichen Kindes gegenüber dem Vater; 

6. das Eheverbot der Verwandtſchaft § 1310; 

7. die Möglichkeit der Legitimation durch nachfolgende Ehe ($$ 1719 ff.) 
oder durch Ehelichkeitserklärung ($$ 1723 ff.). 

2. Die Stellung des unehelichen Kindes zu ſeiner Mutter iſt 
in den 88 1705—1707 geregelt. Die in Betracht kommenden Einzelvor⸗ 
ſchriften find bei dieſen Paragraphen angegeben. 

3. Das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Vater und der Mutter 
eines unehelichen Kindes $$ 1715 f. 

4. Religiöſe Erziehung EG. Art. 134. 5 a h 

5. Die Staatsangehörigkeit des unehelichen Kindes Gef. über 
die Erwerbung der Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 (ab⸗ 
gedruckt 3 264) 88 3, 13 Ziff. 4. 

II. nebergangsvorſchriften. EG. Art. 208. 

IV. Internationales Privatrecht. EG. Artt. 20, 21. 

§ 1705. 1. Das uneheliche Kind hat im Verhältniſſe zu der Mutter und 
zu deren Verwandten ($ 1589) die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes, 
welche dieſem nach den Vorſchriften des BGB. zuſteht. Vgl. indeß 
zu Note 3 und wegen der elterlichen Gewalt $ 1707. Wo in anderen Ge⸗ 
ſetzen von ehelichen Kindern die Rede ift, iſt es Auslegungsfrage, ob damit 
auch die unehelichen Kinder im Verhältniſſe zu ihrer Mutter und namentlich 
zu ihren Verwandten mitbegriffen find. Vgl. § 1589 Note 4c. Vorb. zum 
2. Titel Note 2 (Titelvorb. vor § 1591). 


Verhältniß des unehel. 
Rindes zur Mutter und 
deren Familie. 

1. Allgemein. 
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2. Familienname des § 1706. Das uneheliche Kind erhält den Familiennamen der 
a Mutter. 
Führt die Mutter in Folge ihrer Verheirathung einen anderen 
Namen, ſo erhält das Kind den Familiennamen, den die Mutter 
vor der Verheirathung geführt hat. Der Ehemann der Mutter kann 
durch Erklärung gegenüber der zuſtändigen Behörde dem Kinde mit 
Einwilligung des Kindes und der Mutter ſeinen Namen ertheilen; 
die Erklärung des Ehemanns ſowie die Einwilligungserklärungen 
des Kindes und der Mutter ſind in öffentlich beglaubigter Form 
abzugeben. 


2. In Gemäßheit des § 1705 ſind in dem Verhältniſſe zwiſchen dem un⸗ 
ehelichen Kinde und ſeiner Mutter ſowie deren Verwandten insbeſondere an⸗ 
wendbar die Vorſchriften über: 

a. die Unterhaltspflicht (§§ 1601 ff.) mit der aus dem $ 1709 Abſ. 1 ſich 
ergebenden Abweichung; 

b. das Rechtsverhältniß zwiſchen den Eltern und dem Kinde im Allgemeinen 
(unabhängig von der elterlichen Gewalt § 1707), ſoweit ſie auf das Ver⸗ 
hältniß zu der Mutter paſſen (§§ 16171625). An die Stelle des § 1616 
tritt $ 1706; 

C. das geſetzliche Erbrecht ($$ 1924 ff.) und das Pflichttheilsrecht ($$ 2303 ff.). 

3. Nicht anwendbar ſind 
a. die nach ihrem Inhalt ausdrücklich nur für die eheliche Mutter gelten⸗ 

den Vorſchriften über elterliche Anordnungen in Anſehung der Bevor⸗ 
mundung des Kindes bzw. über die Berufung der Eltern zur Vormund⸗ 
ſchaft über das volljährige Kind (88 1776 Abs. 1 Ziff. 2, 1777, 1852 bis 
1855, 1858 Abſ. 1, 1859 Abſ. 2, 1861, 1866 Nr. 3; 1899, 1904; ogl. auch 
$ 1845). Die Mutter kann zum Vormund ihres unehelichen Kindes be⸗ 
ſtellt werden, vgl. §§ 1778 Abſ. 3, 1900 Abſ. 3; 

b. die Vorſchriften, welche ſich auf die Mutter nur als Inhaberin der elter⸗ 
lichen Gewalt beziehen, § 1707. 

e. Ein uneheliches Kind hindert nicht die Annahme eines Kindes an Kindes⸗ 
ſtatt, § 1741 Note II I d. Vgl. daſelbſt auch über die Annahme des 
eigenen unehelichen Kindes an Kindesſtatt ſeitens der Mutter, welche 
dadurch die rechtliche Stellung einer ehelichen Mutter erlangt. 

4. Einzelvorſchriften. 

a. Wohnſitz des unehelichen Kindes § 11. 

b. Erforderniß mütterlicher Einwilligung zur 
a. Eheſchließung des Kindes § 1305 Abſ. 1 Satz 3; 

8. Ehelichkeitserklärung § 1726; 
J. Annahme des Kindes an Kindesſtatt § 1747. 

5. Auf die Feſtſtelluug der Mutterſchaft im Prozeſſe finden die 
Vorſchriften CRD. $$ 640 — 643 (Titelvorb. vor § 1591) Anwendung. 

§ 1706. I. Namen (vgl. zu § 12). 

J. Abſ. 1, wegen deſſen im Uebrigen zu § 1355 Note I und 8 12 zu ver: 
gleichen iſt, giebt die Regel: 

a. Das Kind erhält den Familiennamen, den die Mutter zur Zeit der Ge⸗ 
burt des Kindes führt, regelmäßig alſo den von der Mutter bei ihrer 
Geburt erlangten Namen. Iſt die Mutter zur Zeit der Geburt des 
Kindes an Kindesſtatt angenommen geweſen, vgl. §§ 1758, 1762, 1768. 

b. Nachträgliche Aenderung des mütterlichen Namens iſt, abgeſehen von 
den Fällen des Abſ. 2 Satz 2 und der 8$ 1719, 1762 für das Kind belanglos. 

e. Den Namen des unehelichen Vaters darf das Kind auch mit ſeiner Ein⸗ 
willigung nicht führen. Andere Träger deſſelben Namens würden trotz 
der Zuftimmung des Vaters das Unterſagungsrecht aus § 12 haben, vgl. 
§ 12 Note A III. 
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d. Der Vorname des Kindes (vgl. § 1616 Note 2) iſt zunächſt von der 

Mutter, der die Sorge für die Perſon des Kindes zuſteht, und, im Falle 

ihres Todes vor der Namengebung, durch den Vormund (§§ 1773, 1793) 

zu beſtimmen. 

7 Abſ. 2 behandelt zwei von einander unabhängige beſondere 
älle: 
a. Nach Abſ. 2 Satz ! erhält das uneheliche Kind einer Wittwe oder einer 
geſchiedenen Frau den Familiennamen, welchen die Mutter zuletzt (vgl. 

Note 1a) vor der Verheirathung geführt hat. Durch Abſ. 2 Satz! ſoll 

nur ausgedrückt werden, daß ein von der Mutter durch Verheirathung 

| erlangter Name ($ 1355) für die Namensführung ihres unehelichen Kindes 

außer Betracht bleibt. Hat die Mutter nach erfolgter Verheirathung 
durch Annahme an Kindesſtatt einen anderen als ihren urſprünglichen 
Namen erhalten, jo erhält das Kind dieſen Namen, vgl. Note 1 a. 

b. Abſ. 2 Satz 2 läßt zu, daß der Ehemann der Mutter feinen Namen dem 
Kinde ertheilen kann. Dieſe Vorſchrift bezieht ſich nicht etwa nur auf 
den Fall des Abſ. 2 Satz J, ſondern auf alle Fälle. Vgl. D.IZtg.1898 S. 265. 
a. Die Einwilligung des geſchäftsunfähigen oder in der Geſchäftsfähig⸗ 

keit beſchränkten Kindes iſt durch den 11 Vertreter oder mit 
deſſen Einwilligung zu ertheilen, $$ 104 ff. 

8. Oeffentliche Form § 129, Erklarung gegenüber der zuſtändigen Be⸗ 
hörde § 130; Zuſtändigkeit für die Entgegennahme, Aufnahme und 
öffentliche Beglaubigung der Erklärung, durch welche der Ehemann 
der Mutter eines unehelichen Kindes dieſem ſeinen Namen ertheilt, 
ſowie der Einwilligungserklärungen des Kindes und der Mutter richtet 

| ſich nach Landesrecht. 

| Zuftändig iſt der Standesbeamte, wenn die Geburt des 

Kindes im Geburtsregiſter eines dem betreffenden Bundesſtaat ange⸗ 
hörigen Standesbeamten eingetragen iſt oder wenn die Erklärung 
bei der 118 09 vor einem ſolchen Standesbeamten erfolgt, 
andernfalls das Amtsgericht in folgenden Staaten: 

Preussen AB. z. BGB. Art. 68 | Anhalt AH. z. BGB. Art. 6082. 

IN vgl. KG. Jahrb. Schw.-Scdh. | AG. z. BGB. Art. 49 8 2. 

| 0 A 148. Waldeck AG. z. BGB. Art. 32 82. 
S.-Weim. | AG. z. BGB. § 193. Reuss ä. L. Ac. z. BGB. § 119. 
Oldenburg Ac. . BGB. $ 19. Reuss j. L. AG. z. BGB. § 96. 


| 
Birkenfeld AGG. z. BGB. § 64. | Sch.-Lippe AG. z. BGB. $ 38. 
Lübeck-F. AG. z. BGB. § 18. Lippe AG. z. BGB. § 36 Abſ.3. 
Braunsch. AG. z. BOB. § 78. | Lübeck AG. z. BOB. § 108. 
S.-Altenb. | AG. z. BGB. § 96. Bremen AGG. z. BGB. § 53. 
S.-Kob.-G. Ach. z. BGB. Art. 4392. | 


Anderweite Regelung in: 
Sachsen V. z. A. d. BOB. § 33 


Bad 8.8828, 29 
Den 0. z. BGB. Art. 118 Zuſtändig das Amtsgericht. 
S-Mein. Ac. z. BOB. Art. 25 § 5 | 
re | AG. 3. 868. 8 e 
ayern Zuſt. VO. 89 18, 19 | Polizeidirektion München. 


Württemb. Ach. z. BOB. Art. 266 (Standesbeamte). j 
a 857 e Elſ.⸗ 
Lothr. geb. Kindern taatsanwalt⸗ 
Els.-Lothr. | A. z. BGB. $ 118 ſchaft 892 LG., in welchem der Ehe⸗ 
mann ſeinen Wohnſitz od. Aufenthalt hat. 
. 8221 (Juſtizminiſterium). 
. 8219 (Landesregierung). — 
BGG. § 68 (Aufſichtsbeh. f. die Standesämter). 
Note II I b. 5 
1355 Note II und § 1708 Abſ. 1 Satz 1. 


M.-Schw. V. z. 
NM. -Strelite V A 
amburg AG. 
II. Adel vgl. 8 
III. Stand vgl. 


A 
A 
3. 
2 
8 


$ 1706. 


3. Die Sorge für das 
Kind. 


II. Pflichten aus der un⸗ 
chelichen Daterfihaft, 
1. Unterhaltung des 
Kindes. 
a. Dauer u. Umfang. 
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§ 1707. Der Mutter ſteht nicht die elterliche Gewalt über das 
uneheliche Kind zu. Sie hat das Recht und die Pflicht, für die 
Perſon des Kindes zu ſorgen; zur Vertretung des Kindes iſt ſie 
nicht berechtigt. Der Vormund des Kindes hat, ſoweit der Mutter 
die Sorge zuſteht, die rechtliche Stellung eines Beiſtandes. 

§ 1708. Der Vater des unehelichen Kindes iſt verpflichtet, dem 
Kinde bis zur Vollendung des ſechzehnten Lebensjahrs den der 
Lebensſtellung der Mutter entſprechenden Unterhalt zu gewähren. 
Der Unterhalt umfaßt den geſammten Lebensbedarf ſowie die Koſten 
der Erziehung und der Vorbildung zu einem Berufe. 

Iſt das Kind zur Zeit der Vollendung des ſechzehnten Lebens⸗ 
jahrs in Folge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen außer Stande, 
ſich ſelbſt zu unterhalten, ſo hat ihm der Vater auch über dieſe Zeit 
hinaus Unterhalt zu gewähren; die Vorſchrift des § 1603 Abſ. 1 
findet Anwendung. 


§ 1707. 1. Der Mutter ſteht nicht die elterliche Gewalt über das un⸗ 
eheliche Kind und ſomit auch nicht die Nutznießung am Kindesvermögen 
(§ 1649) zu. 

2. Da das uneheliche Kind nicht unter elterlicher Gewalt ſteht, iſt es ge⸗ 
mäß § 1773 während der Minderjährigkeit zu bevormunden. 

a. Eine geſetzliche Vormundſchaft über das Kind tritt nicht ein; vielmehr 
muß der Vormund nach den allgemeinen Vorſchriften ($$ 1773 ff.) ber 
ſtellt werden. Zum Vormunde kann auch die uneheliche Mutter beſtellt 
werden. Vgl. §§ 1778 Abſ. 3, 1783. 

b. Ueber das Recht und die Pflicht der Mutter, für die Perſon des Kindes 
zu ſorgen, und die Stellung des Vormundes als Beiſtand der Mutter 
(§ 1689) vgl. zu § 1696. 

3. Die thatſächliche Sorge der Mutter für die Perſon (val. 
$$ 1631 f.) berechtigt insbeſondere die Mutter, ihr uneheliches Kind bei ſich in 
Pflege zu haben. 

a. Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts gemäß §§ 1666, 1838 Satz 2. 
Ein die Gefährdung des Kindes begründender Mißbrauch des elterlichen 
Rechtes kann auch in dem Verlangen der Mutter gefunden werden, das 
Kind in eigene Pflege zu bekommen, wenn ſie außer Stande iſt, ihm 
die nothwendige Pflege zu Theil werden zu laſſen oder es gegen Miß⸗ 
handlung ihres Mannes zu ſchützen, vgl. Oe. 289 (Bay. Obe G.). Vgl. 
auch § 1632 Note 2. 

b. Im Falle der Ehelichkeitserklärung ($ 1738) und der Annahme des Kin⸗ 
des an Kindesſtatt ($ 1765) verliert die Mutter das Recht und die Pflicht, 
für die Perſon des Kindes zu ſorgen. 

4. Die Mutter kann durch Annahme ihres unehelichen Kindes an Kindes⸗ 
ſtatt die elterliche Gewalt über das Kind erlangen. Vgl. § 1741 Note II 1 d. 

$ 1708. 1. Der Unterhaltsanſpruch des Kindes iſt ein familienrechtlicher, 
ſeine Zulaſſung bedeutet eine Ausnahme des in § 1589 Abſ. 2 ausgeſpro⸗ 
chenen Grundſatzes und die Anerkennung der leiblichen Verwandtſchaft. 

Dies wird dadurch zum Ausdrucke gebracht, daß das Geſetz von dem „Vater“ 

des unehelichen Kindes ſpricht. Feſtſtellung der Vaterſchaft 88 1717f. 

2. Der Unterhaltsanſpruch ſteht nur dem Kinde zu. 

a. Er iſt deshalb von dem Vormunde, von der Mutter alſo nur, wenn ſie 
Vormund des Kindes iſt, nicht aber von ihr aus eigenem Rechte geltend 
zu machen. Vgl. §§ 1707, 1708, 1773, 1793. Vgl. indeß für die Gel- 
tendmachung des Anſpruchs vor der Geburt für die erſten drei Monate § 1716. 

b. Der Anſpruch ſteht nicht den Abkömmlingen des unehelichen Kindes zu 
und erliſcht mit dem Tode des Kindes, § 1713. 
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§ 1709. Der Vater iſt vor der Mutter und den mütterlichen 
Verwandten des Kindes unterhaltspflichtig. 

Soweit die Mutter oder ein unterhaltspflichtiger mütterlicher Ver⸗ 
wandter dem Kinde den Unterhalt gewährt, geht der Unterhaltsan⸗ 
ſpruch des Kindes gegen den Vater auf die Mutter oder den Ver⸗ 
wandten über. Der Uebergang kann nicht zum Nachtheile des Kindes 
geltend gemacht werden. 

§ 1710. Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer Geldrente zu 
gewähren. 

Die Rente iſt für drei Monate vorauszuzahlen. Durch eine Vor⸗ 
ausleiſtung für eine ſpätere Zeit wird der Vater nicht befreit. 


3. Unterhaltspflichtig iſt lediglich der Vater des unehelichen 
Kindes, nicht aber die Eltern oder Voreltern des Vaters. §8 160 1 ff. be⸗ 
ziehen ſich nur auf die Unterhaltspflicht Verwandter (§ 1589 Abſ. 2). 

4. Regelmäßiger Inhalt der Unterhaltspflicht. 

a. Standesgemäßer Unterhalt (vgl. § 1610). Bei nachträglicher Aenderung 
der Lebensſtellung der Mutter oder der Bedürfniſſe des Kindes CPO. 

F 323 (Titelvorb. vor § 759). 

. Regelmäßige Dauer der Unterhaltspflicht bis zum vollendeten 16. Lebens⸗ 
jahre. Berechnung §§ 187 Abſ. 2, 188. 

6. Die regelmäßige Unterhaltspflicht bis zum vollendeten 16. Lebensjahre 
des Kindes iſt unabhängig von der Bedürftigkeit des Kindes (vgl. § 1602) 
und von der Leiſtungsfähigkeit (vgl. $ 1603, vgl. indeß Note 6) des Va⸗ 
ters, vgl. auch § 1709. 

5. (Abſ. 2.) Außerordentlicher Unterhaltsanſpruch des Kindes 

(Zuſatz der Reichstagskommiſſion, Druckſ. Nr. 440 b S. 160). 

a. Das Kind iſt beweispflichtig für die Vorausſetzungen der Fortdauer des 
Unterhaltsanſpruchs. Zur Zeit der Vollendung des 16. Lebensjahrs 
nicht vorhandene, aber ſpäter eintretende Bedürftigkeit begründet den 
Anſpruch nicht. 

b. Der Unterhaltsanſpruch geht, wie in Abſ. 1, auf den der Lebensſtellung 
der Mutter entſprechenden Unterhalt. 

Die Fortdauer des Unterhaltsanſpruchs wird von der Fortdauer der Be⸗ 
dürftigkeit abhängig ſein müſſen. Nach rechtskräftiger Verurtheilung ein⸗ 
tretende Aenderung der Verhältniſſe CRD. § 323 (Titelvorb. vor § 759). 

d. Fortfall der Unterhaltspflicht nach Maßgabe der Leiſtungsunfähigkeit des 
Vaters § 1603 Abſ. 1. — CPO. § 323 (Titelvorb. vor § 759). 

6. Verwirklichung des Unterhaltsanſpruchs im Pr ozeſſe. 

a. Vgl. Titelvorb. vor $ 1601 Note III 8. Der Unterhaltsanſpruch des uns 
ehelichen Kindes ſteht indeß hinſichtlich der Zwangsvollſtreckung dem 
eigenen nothdürftigen Unterhalte des Vaters und ſeiner geſetzlichen 
Unterhaltspflicht gegenüber den Verwandten, der Ehefrau und der 
früheren Ehefrau nach. Vgl. Lohnbeſchlagnahmegeſetz vom 21. Juni 1869, 
9 Mai 1898 § 4a (zu § 400) und die entſprechende Vorſchrift CPO. 
8.850 Abſ. 4. 

b. Sohn der Hinterlegung des auf drei Monate entfallenden Unter- 
halts im Wege der einſtweiligen Verfügung vor der Geburt des Kindes 
auf Antrag der Mutter § 1716. Im Uebrigen iſt ein Recht des nasciturus 
gegen den Vater auf Sicherung des Unterhaltsanſpruchs durch Arreſt 
nicht begründet und deshalb auch die Beſtellung eines Pflegers für dieſen 
Zweck nicht zuläſſig, vgl. § 1912. KG. Jahrb. 22 A 30. 

Konkurs des Vaters KO. § 3 Abſ. 2 (zu § 1360). 

9 1709. 1. Abſ. 1. Vgl. § 1606. 

2. Abſ. 2. Vgl. § 1607 Ab}. 2 und Bemerkungen daſelbſt. 


9. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 18 


b. Verhältniß z. Unter⸗ 
haltspflicht der Ver⸗ 
wandten. 


c. Art der Unterhalts⸗ 
gewährung. 
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Hat das Kind den Beginn des Vierteljahrs erlebt, ſo gebührt ihm 
der volle, auf das Vierteljahr entfallende Betrag. 

$ 1711. Der Unterhalt kann auch für die Vergangenheit ver- 
langt werden. 

§ 1712. Der Unterhaltsanſpruch erliſcht nicht mit dem Tode des 


Vaters; er ſteht dem Kinde auch dann zu, wenn der Vater vor der 


. Tod des Kindes. 


. Beſchränkung der 


Vertragsfreiheit in 
Anſehung des zu⸗ 
künftig. Unterhalts. 


Geburt des Kindes geſtorben iſt. 

Der Erbe des Vaters iſt berechtigt, das Kind mit dem Betrag ab- 
zufinden, der dem Kinde als Pflichttheil gebühren würde, wenn es 
ehelich ware. Sind mehrere uneheliche Kinder vorhanden, ſo wird 
die Abfindung ſo berechnet wie wenn ſie alle ehelich wären. 

§ 1713. Der Unterhaltsanſpruch erliſcht mit dem Tode des Kindes, 
ſoweit er nicht auf Erfüllung oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
für die Vergangenheit oder auf ſolche im Voraus zu bewirkende 
Leiſtungen gerichtet ift, die zur Zeit des Todes des Kindes fallig find. 

Die Koſten der Beerdigung hat der Vater zu tragen, ſoweit ihre 
Bezahlung nicht von dem Erben des Kindes zu erlangen iſt. 

§ 1714. Eine Vereinbarung zwiſchen dem Vater und dem Kinde 
über den Unterhalt für die Zukunft oder über eine an Stelle des 
Unterhalts zu gewährende Abfindung bedarf der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts. 

Ein unentgeltlicher Verzicht auf den Unterhalt für die Zukunft iſt 
nichtig. 

§ 1710. Vgl. $ 760 und die Titelvorb. vor § 759. 

8 1711. 1. Vgl. dagegen die Vorſchrift des § 1613. Vierjährige Ver⸗ 
jährung der einzelnen Rentenraten §§ 197, 201; keine Hemmung aus $ 204, 
vgl. Titelvorb. vor § 1705 II 1. Keine Verjährung des Unterhaltsanſpruchs 
für die Zukunft $ 194 Abſ. 2 (etwa im Falle des § 1708 Abſ. 2). 

2. Der Unterhalt kann von dem Kinde nicht für die Zeit verlangt wer⸗ 
den, für welche ihm Unterhalt durch die Mutter oder einen mütterlichen Ver⸗ 
ie gewährt iſt. Vgl. den Uebergang des Unterhaltsanſpruchs $ 1709 
N 

3. Unterhaltsgewährung durch einen Dritten als Geſchäftsführer ohne 
Auftrag ($ 679) vgl. § 1613 Note 3. 

§ 1712. 1. Der Unterhaltsanſpruch geht als Nachlaßverbindlichkeit (§§ 1967, 
1975 ff.) auf den Erben über. 

2. Pflichttheil 88 2303 ff. 

3. Im Falle der Tödtung des Vaters richtet ſich der Schadenserſatzan⸗ 
ſpruch des Kindes gegen den Thäter nach §§ 823 ff., 844. Bgl. zu § 844 
Note II 2eß. 

§ 1713. 1. Vgl. $ 1615. Im Voraus zu bewirkende Leiſtungen, die zur 
Zeit des Todes des Kindes fällig find, § 1710 Ab. 3. 

2. Beerdigungskoſten § 1968, vgl. auch $ 1615 Abſ 2. Die Verpflichtung 
des Vaters zur Tragung der Beerdigungskoſten tritt nicht ein, wenn die 
Unterhaltspflicht bereits vor dem Tode des Kindes gemäß §§ 1708, 1714 
Abſ. I erloſchen iſt. 

8 1714. 1. Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts und Vertrags“ 
schließung ohne die erforderliche Genehmigung vgl. §§ 1828 ff. a 

2. Die Genehmigung iſt auch für ſolche Verträge erforderlich, durch die 
nur die Art der Gewährung in einer von der geſetzlichen Vorſchrift ad’ 
weichenden Weiſe geregelt wird. 
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§ 1715. Der Vater iſt verpflichtet, der Mutter die Koſten der 
Entbindung ſowie die Koſten des Unterhalts für die erſten ſechs Wochen 
nach der Entbindung und, falls in Folge der Schwangerſchaft oder 
der Entbindung weitere Aufwendungen nothwendig werden, auch die 
dadurch entſtehenden Koſten zu erſetzen. Den gewöhnlichen Betrag 
der zu erſetzenden Koſten kann die Mutter ohne Rückſicht auf den 
wirklichen Aufwand verlangen. 

Der Anſpruch ſteht der Mutter auch dann zu, wenn der Vater 
vor der Geburt des Kindes geſtorben oder wenn das Kind todt ge⸗ 
boren iſt. 

Der Anſpruch verjährt in vier Jahren. Die Verjährung beginnt 
mit dem Ablaufe von ſechs Wochen nach der Geburt des Kindes. 

§ 1716. Schon vor der Geburt des Kindes kann auf Antrag 
der Mutter durch einſtweilige Verfügung angeordnet werden, daß der 
Vater den für die erſten drei Monate dem Kinde zu gewährenden 
Unterhalt alsbald nach der Geburt an die Mutter oder an den Vor⸗ 
mund zu zahlen und den erforderlichen Betrag angemeſſene Zeit vor 
der Geburt zu hinterlegen hat. In gleicher Weiſe kann auf Antrag 
der Mutter die Zahlung des gewöhnlichen Betrags der nach § 1715 
Abſ. 1 zu erſetzenden Koſten an die Mutter und die Hinterlegung 
des erforderlichen Betrags angeordnet werden. 

Zur Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung iſt nicht erforderlich, 
daß eine Gefährdung des Anſpruchs glaubhaft gemacht wird. 


3. Vergleich oder Schiedsvertrag über den Unterhaltsanſpruch § 1822 Ziff. 12. 

4. Der Vater iſt wegen der vom Vormundſchaftsgerichte verſagten Geneh⸗ 
migung der Vereinbarung nicht zur Beſchwerde befugt. KG. Jahrb. 20 A 
136, OLG. 1 190. 

5. Stirbt das Kind vor erfolgter Genehmigung, ſo wird regelmäßig der 
Kindes n 05 Abf. Du im Zweifel ſich nicht dem Erben 852 
indes zur Zahlung der Abfindung verpflichten wollte, vgl. § 153, § 1882 
Note II 6. OLG. 4416 5 Pi i 

8 1715. J. Zu den weiteren Aufwendungen, welche in Folge der 
Schwangerſchaft oder der Entbindung nothwendig werden, kann entgangener 
Arbeitsverdienſt nicht gerechnet werden (a. M. Fiſcher⸗Henle). Gedacht iſt 
an die Nachwehen der Entbindung (vgl. Reichstagskommiſſtonsbericht Druckſ. 
440b S. 163 f., Sten. Bericht S. 2990). Vgl. ORG. 4 353. 

2. Verjährung §8 194 ff.; ſechswöchige Friſt $$ 187 Abi. 1, 188 Abſ. 2. 
8 3. Der Anſpruch aus $ 1715 im Konkurſe des Vaters KO. § 3 Abſ. 2 (zu 

1360). 

4. Weitergehende Erſatzanſprüche der Mutter gegen den Vater können nach 
§§ 825, 847 Abſ. 2, 1300 begründet jein. 

§ 1716. 1. Die Mutter iſt für die Geltendmachung des Anſpruchs aus 
$ 1716 aktiv legitimirt; es bedarf deshalb nicht der Beſtellung eines Pfle⸗ 
gers aus § 1912. Unzuläſſigkeit der Beſtellung eines Pflegers für den 
nasciturus zur Sicherung feines Unterhaltsanſpruchs KG. Jahrb. 22 A 30. 

2. Es iſt glaubhaft zu machen, daß der in Anſpruch Genommene der 
Mutter zu einer Zeit, die nach dem gegenwärtigen Stande ihrer Schwanger⸗ 
ſchaft vorausſichtlich in die Empfängnißzeit fällt, beigewohnt hat. Die 
exceptio plurium ($ 1717) kann unter Glaubhaftmachung der fie begründen⸗ 
den thatſächlichen Behauptungen im Widerſpruchsverfahren geltend gemacht 
werden. Das Verfahren richtet ſich nach CPO. SS 935 ff. 

18* 
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von Unterhaltsgeldern 
u. Sechswochenkoſten 
vor der Geburt des 
Kindes. 


4, Feſtſtellung d. unehe⸗ 
lichen Vaterſchaft. 
a. Exceptio plurium. 


b. Empfängnißzeit. 


©. Bedeutung der An⸗ 
erkennung d. Vater⸗ 


ſchaft. 


276 Viertes Buch. Familienrecht. 


§ 1717. Als Vater des unehelichen Kindes im Sinne der $$ 1708 
bis 1716 gilt, wer der Mutter innerhalb der Empfängnißzeit beige⸗ 
wohnt hat, es ſei denn, daß auch ein Anderer ihr innerhalb dieſer 
Zeit beigewohnt hat. Eine Beiwohnung bleibt jedoch außer Betracht, 
wenn es den Umſtänden nach offenbar unmöglich iſt, daß die Mutter 
das Kind aus dieſer Beiwohnung empfangen hat. 

Als Empfängnißzeit gilt die Zeit von dem einhunderteinundacht⸗ 
zigſten bis zu dem dreihundertundzweiten Tage vor dem Tage der 
Geburt des Kindes, mit Einſchluß ſowohl des einhunderteinundacht⸗ 
zigſten als des dreihundertundzweiten Tages. 

8 1718. Wer ſeine Vaterſchaft nach der Geburt des Kindes in 
einer öffentlichen Urkunde anerkennt, kann ſich nicht darauf berufen, 
daß ein Anderer der Mutter innerhalb der Empfängnißzeit beigewohnt 
habe. 


8 1717. 1. Die Vorſchrift des $ 1717 betrifft nur den Beweis der un⸗ 
ehelichen Vaterſchaft im Sinne der $$ 1708 —1716, alſo als Vorausſetzung 
des Unterhaltsanſpruchs des Kindes und des Entſchädigungsanſpruchs der 
Mutter. Hingegen kommt dieſe Vorſchrift nicht in Betracht für den Beweis 
der Vaterſchaft im Sinne des § 1310 (Ehehinderniß der Verwandtſchaft) und 
auf dem Gebiete des Strafrechts. 

In dieſen Beziehungen bleibt es bei den allgemeinen Regeln von der Be⸗ 
weisführung. — Sonderregelung für den Beweis der Vaterſchaft bei der 
nr durch nachfolgende Ehe $ 1720. 

Wegen der Empfängnißzeit vgl. zu § 1592 Abſ. 1. — Der Nachweis 
einer längeren Empfängnißzeit (§ 1592 Abſ. 2) iſt für die Feſtſtellung der 
unehelichen Vaterſchaft nicht zugelaſſen. Vgl. OLG. 4 407. 

3. Die ſog. exceptio plurium coneumbentium iſt keine Einrede 
im Sinne des BGB. (vgl. Bd. I S. 5), ſondern Einwendung; für ihre Vor⸗ 
ausſetzungen iſt der als Vater in Anſpruch Genommene beweispflichtig. 
Replik der offenbaren Unmöglichkeit der Zeugung durch den Dritten vgl. 
Note 4. Die Anerkennung der unehelichen Vaterſchaft gemäß § 1718 ſchließt 
die exceptio plurium aus, vgl. § 1718. 

4. Die offenbare (vgl. § 1591 Note Ib) Unmöglichkeit der Em⸗ 
pfängniß kann ſowohl von dem Beklagten in Anſehung ſeiner Beiwohnung 
als auch von der Klägerin in Anſehung der Beiwohnung des Dritten gel⸗ 
tend gemacht werden. 

5. Die Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens oder des Nichtbeſtehens 
der unehelichen Vaterſchaft unterliegt nicht den beſonderen Vorſchriften 
CPO. 8 640 —643, ſondern den allgemeinen prozeſſualen Vorſchriften, vgl. 
CPO. § 644 (Titelvorb. vor § 1705). 

Die Verurtheilung des Beklagten zur Anerkennung der unehelichen Vater⸗ 
ſchaft wirkt ebenſo wie die Abweiſung der Klage nicht gegen Dritte. Es 
wird lediglich unter den Parteien feſtgeſtellt, ob der Beklagte verpflichtet 
iſt, die uneheliche Vaterſchaft anzuerkennen und dem Kinde Unterhalt zu ge⸗ 
währen. Die Entſcheidung iſt auch nicht dafür präjudizirlich, ob im Falle 
nachfolgender Verheirathung der Mutter mit dem als Vater Verurtheilten 
eine Legitimation durch nachfolgende Ehe eingetreten oder nicht eingetreten 
iſt, vgl. zu § 1720. 

§ 1718. I. Anerkennung der unehelichen Vaterſchaft allgemein. 

1. Die verſchiedenen Bedeutungen der Anerkennung. 

Die Anerkennung der unehelichen Vaterſchaft hat verſchiedene Voraus⸗ 
ſetzungen und Bedeutungen, je nach dem Rechtsverhältniſſe, für welches fie 
in Betracht kommt. Dieſe Rechtsverhältniſſe find: 
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a. der Unterhaltsanſpruch des Kindes und die Erſatzanſprüche der Mutter 
aus § 1718. Vgl. hierüber zu II; 

b. die Legitimation durch nachfolgende Ehe, vgl. §§ 1720, 1883; 

e. die Legitimation durch Ehelichkeitserklärung, vgl. § 1725. 

2. Anerkennung der Vaterſchaft in einer öffentlichen Urkunde. 
a. Oeffentliche Urkunde vgl. CRD. $ 415, vgl. § 129 Note 2. 

b. Zuſtändige Behörde. 

a. FV. 8167 Abs. 2. Für die öffentliche Beglaubigung einer Unterschrift 
sind ausser den Notaren die Amtsgerichte zuständig. Das Gleiche gilt 
für die Aufnahme der im $1718 und im $ 1720 Abs. 2 des Bürger- 
lichen Geselæbuchs vorgesehenen öffentlichen Urkunden über die Anerken- 
nung der Vaterschaft; für die Aufnahme dieser Urkunden ist, wenn die 
Anerkennung der Vaterschaft bei der Anzeige der Geburt des Kindes 
oder bei der KEheschliessung seiner Eltern erfolgt, auch der Standes- 
beamte zuständig, welcher die Geburt oder die Eheschliessung beurkundet. 

8. Vorbehalt für die LandesgeſetzgebungFrG. § 191; vgl. auch FrG. § 200. 

(Für die Aufnahme der in $$ 17181720 BGB. vorgeſehenen öffentlichen 
Urkunden wird der Standesbeamte, welcher die Geburt des [unehelichen] 
Kindes oder die Eheſchließung ſeiner Eltern beurkundet hat, durchweg für zu⸗ 
ſtändig erklärt.) 

Preussen 2G. z. BGB. Art. 70,71 || S.-Mein. Ac. z. BGB. Art. 23. 

Sachsen G. z. A. einig. RG. § 44. S.-Kob.-G. AG. z. BGB. Art. 45. 

Württemb. AGG. z. BGB. Art. 267. Anhalt AG. z. BGB. Art. 61. 

Hessen AG. z. BGB. Art. 119. Schw.-Rud. | AG. z. BGB. Art. 153. 

M.-Schw. V. z. A. § 222 (Amtsge⸗ Schw.-S. AG. z. BGB. Art. 52. 

richte, Notare, Standes⸗ Waldeck AG. z. BGB. Art. 34. 
beamte, Vormund⸗ Sch.- Lippe Ach. z. BGB. § 42. 
ſchafts⸗ u. Nachlaß beh.) Lippe AG. z. BGB. § 38. 
M.-Strelitz! V. z. A. $ 220 (Amtöge: | Lübeck AG. z. BGB. § 119. 
richte, Notare, Standes⸗ Hamburg FG. § 12. 
beamte, Vormund⸗ 
ſchafts⸗ u. Nachlaßbeh.) 

J. Für im Felde ſtehende Militärperſonen und die Beſatzung von Schiffen 
der Kaiſerlichen Marine außerhalb eines deutſchen Hafens vgl. RG. 
betr. die Gerichtsbarkeit und andere Rechtsangelegenheiten in Heer 
5 gern vom 28. Mai 1901 (RGBl. S. 185), abgedruckt zu EG. 
Art. 4. 

3. Eintragung der Anerkennung in die Standesregiſter, Per⸗ 
ſonenſtandsgeſetz § 25 (3 313). Dazu $$ 14 —16 der Vorſchriften des Bundes⸗ 
ratbhs z. A. d. Perſonenſtandsgeſetzes v. 25. März 1899 (RGBl. S. 225). 
Vgl. hierzu Bayer. Os G. Seuff. 57 251. g 

4. Fälſchliche Anerkennung der unehelichen Vaterſchaft als Verände⸗ 
rung des Perſonenſtandes StGB. § 169 (vgl. Olshauſen Note 4 daſelbſt). 
Berichtigung der Standesregiſter, wenn eine falſche Anerkennung eingetragen 
iſt, vgl. KG. Jahrb. 22 A S. 254. 

II. Die Anerkennung der unehelichen Vaterſchaft in Anſehung des Unter⸗ 
haltsanſpruchs des Kindes und des Erſatzanſpruchs der Mutter (§ 1718). 

1. Vorausſetzungen der Anerkennung aus $ 1718. 

a. Erklärung der Anerkennung nach der Geburt (vgl. § 1 Note 1 2) des 
Kindes. Eine vor der Geburt abgegebene Anerkennung hat nicht die 
Wirkung aus § 1718. 

b. Anerkennung in einer öffentlichen Urkunde Note I 2. 

2. Rechtliche Natur der Anerkennung aus § 1718. 

a. Die Anerkennung iſt ein Rechtsgeſchäft. (Vgl. Bayer. Os. Seuff. 
57 251.) Soweit es ſich lediglich um die in § 1718 ausgeſprochene Wir⸗ 
kung (Rote 3) der Anerkennung handelt, ſind (anders wie für die An⸗ 
erkennung der ehelichen Vaterſchaft in §8 1598 Abſ. 2, 3, 1595 Abſ. 1, 


§1718. 
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Siebenter Titel. 
Legitimation unehelicher Kinder. 
I. Segitimation durch nachfolgende Ehe. 


1. Vorgusſezungen und § 1719. Ein uneheliches Kind erlangt dadurch, daß ſich der 
* Vater mit der Mutter verheirathet, mit der Eheſchließung die recht⸗ 
liche Stellung eines ehelichen Kindes. 


vgl. auch § 1720 Note 2) Beſonderheiten nicht beſtimmt. Es gelten für 
ſie deshalb die Vorſchriften des dritten Abſchnitts des allgemeinen Theiles, 
insbeſondere über Geſchäftsfähigkeit, Willensmängel, Zuläſſigkeit von 
Bedingungen, Zeitbeſtimmung und Vertretung. Ueber das Erforderniß 
der Zuſtimmung des Vormundes zur Vaterſchaftsanerkennung ſeitens eines 
Minderjährigen vgl. OLG. 4 220. 

b. Die Anerkennung iſt eine nicht empfangs bedürftige Willens⸗ 
erklärung, vgl. § 130 Note A II. 

3. Die Wirkung der Anerkennung. 

a. Die Vorſchrift des § 1718 dient zur Ergänzung des § 1717. Die An⸗ 
erkennung ſchließt lediglich die Geltendmachung der exceptio plurium 
bei der Feſtſtellung der unehelichen Vaterſchaft im Sinne der §§ 1708 
bis 1716 (vgl. § 1717 Note 1) aus. 

b. Unberührt bleibt durch die Anerkennung insbeſondere 
a. das Beſtreiten der Beiwohnung innerhalb der Empfängnißzeit. Vgl. 

indeß END. § 286; 
6. die Behauptung offenbarer Unmöglichkeit der Empfängniß aus der 

Beiwohnung ($ 1717 Abſ. 1 Satz 2). 

4. Anerkenntniß der Unterhalts⸗ ($ 1708) bzw. Erſatzpflicht 

(§ 1715), ſei es für ſich allein, ſei es in Verbindung mit der Anerkennung 

der Vaterſchaft aus § 1718, richtet ſich nach den Vorſchriften der §§ 781, 


782, 518. 
Worbemerſung zum 1. Das BGB. kennt zwei Arten der Legitimation. 
7. Titel, a. Durch nachfolgende Ehe der Eltern erhält das Kind die rechtliche 


Stellung eines ehelichen Kindes auch in Anſehung der Verwandten des 
Mannes, vgl. § 1719. 

b. Durch Ehelichkeitserklärung wird nur ein verwandtſchaftliches Ver⸗ 
hältniß zwiſchen dem Vater einerſeits und dem Kinde und deſſen Ab⸗ 
kömmlingen andererſeits, nicht aber ein Verwandtſchafts⸗ oder Schwäger⸗ 
ſchaftsverhältniß zwiſchen dem Kinde und den Verwandten bzw. der Ehe⸗ 
frau des Vaters begründet, § 1737. 

2. Eintragung der Legitimation in das Geburtsregiſter, Per⸗ 
ſonenſtandsgeſetz § 26 (3 313). 

3. Wohnſitz des legitimirten Kindes § 11. 

4. Staatsangehörigkeit des legitimirten Kindes Gef. über die Er: 
werbung und den Verluſt der Bundes: und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 
1870 (BGBL. S. 355) §§ 2, 4, 12 (3 264). 

5. Uebergangsvorſchrift EG. Art. 209. 

6. Internationales Privatrecht EGG. Art. 22. 


§ 1719. I. Vorausſetzungen der Legitimation. 

J. Legitimationsfähig iſt jedes uneheliche Kind. Zwiſchen den ver⸗ 
ſchiedenen Arten (vgl. Titelvorb. vor § 1705 Note I) der unehelichen Kinder 
iſt nicht unterſchieden. 0 
a. Für Kinder, die in Blutſchande (§ 1310) erzeugt ſind, kann Legitimation 

durch nachfolgende Ehe regelmäßig nicht in Betracht kommen. Vgl. 
$ 1310, StGB. § 178. Iſt dennoch eine Ehe entgegen der Vorſchrift des 
§ 1310 abgeſchloſſen, fo tritt trotz der Nichtigkeit der Ehe ($ 1327) Legi⸗ 
timation des Kindes gemäß § 1721 ein. 
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b. Für Kinder, die im Ehebruch erzeugt find, findet die Legitimation eine 
Schranke, ſoweit das Eheverbot des § 1312 reicht. Iſt die Ehe mit 
Dispens geſchloſſen, ſo iſt die Legitimation nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften zu beurtheilen. 

2. Unehelichkeit des Kindes. 

a. Unehelichkeit liegt nicht vor, wenn das Kind nach §§ 1591 ff., 1699 ff. 
ehelich iſt oder als ehelich gilt. Iſt der Ehemann der Mutter, ohne das 
Recht, die Ehelichkeit des Kindes anzufechten, verloren zu haben, geſtorben 
(§ 1593), fo kann der ſpätere Ehemann der Mutter, welcher das Kind 
erzeugt zu haben behauptet, zum Zwecke der Feſtſtellung der erfolgten 
Legitimation geltend machen, daß das Kind in Anſehung der früheren 
Ehe unehelich iſt. Vgl. § 1593 Note 3 und OLG. 3 191. 

b. Die Ehelichkeitserklärung auf Antrag des Vaters ($ 1723) oder Annahme 
an Kindesſtatt durch den Vater (§§ 1741 ff.) gewähren dem unehelichen 
Kinde nicht die volle Stellung eines ehelichen Kindes (vgl. $$ 1737, 1762). 
Sie ſchließen die weitergehende Legitimation durch nachfolgende Ehe 
nicht aus (vgl. indeß bei Ehelichkeitserklaͤrung auf Antrag eines Dritten 
ud). 

(& nahme des Kindes an Kindesſtatt durch einen Dritten ſchließt die 
Legitimation durch nachfolgende Ehe nicht aus. Die Wirkungen der 
Legitimation treten inſoweit ein, als fie mit der Vorſchrift des § 1757 
vereinbar ſind. Das Verhältniß iſt das gleiche wie in dem Falle, daß 
ein Dritter das Kind nach der Eheſchließung der Eltern an Kindesſtatt 
angenommen hat. Vgl. RG. 33 196. 

d. Legitimation durch Ehelichkeitserklärung ſchließt die anderweite Legi⸗ 
timation durch Chelichkeitserklärung auf Antrag eines Anderen oder 
durch Eheſchließung der Mutter mit einem Anderen aus, weil die unan⸗ 
fechtbare Feſtſtellung der Vaterſchaft des Dritten (§§ 1725, 1735), die 
Vaterſchaſt eines Anderen ausſchließt. — Daſſelbe gilt in Anſehung einer 
voraufgegangenen Legitimation durch nachfolgende Ehe, wenn und in⸗ 
ſoweit das hierdurch begründete Eltern⸗ und Kindesverhältniß in Ge⸗ 
10 § 643 ERD. mit Wirkung für und gegen Alle rechtskräftig 
eſtgeſtellt iſt. 

e. Einflußloſigkeit der Entſcheidung in dem Rechtsſtreit auf Anerkennung 
der unehelichen Vaterſchaft für die Legitimation durch nachfolgende 
Ehe, vgl. zu § 1717 Note 5. 

3. Vaterſchaft des Ehemanns der Mutter vgl. § 1720. 

4. Gültigkeit der Ehe vgl. § 1721. a 

II. Eintritt der Legitimation kraft Geſetzes. 

1. Wenn ihre Vorausſetzungen (vgl. zu I) vorliegen, tritt die Legitimation 
unabhängig von dem Willen der Betheiligten kraft Geſetzes ein, ohne daß 
es der Zuſtimmung der Ehegatten oder des Kindes bedarf. 

2. Der Vater, die Mutter, das Kind und jeder Dritte (vgl. z. B. der Vor⸗ 
mund des Kindes im Falle des $ 1883), der ein rechtliches Intereſſe daran 
hat, kann die Legitimation des Kindes mit der Behauptung, daß die Vor⸗ 
ausſetzungen der Legitimation (vgl. zu J vorliegen und daß die Mutter des 
Kindes und ihr Ehemann innerhalb der Empfängnißzeit den Beiſchlaf voll⸗ 
zogen haben (ogl. $ 1720), geltend machen, ſolange nicht das Gegentheil 
durch Urtheil feſtgeſtellt iſt (vgl. CPO. SS 640—643 Zitelvorb. vor § 1591). 

III. Wirkung der Legitimation. 

1. Rechtsſtellung des Kindes als eines ehelichen Kindes. 

a. In Anſehung der durch das BGB. geregelten Rechtsverhältniſſe gilt der 
Satz des § 1719 ausnahmslos, insbeſondere alſo in Anſehung der Ver⸗ 
wandtſchaft, der Unterhaltspflicht und des Erbrechts (SS 1589 Abſ. 2, 
1601 ff., 1719, 1924, 2303). Eine Beſchränkung, wie in den §§ 1737, 

17863, iſt nicht vorgefehen. 

5. Wegen der Reichsjuſtizgeſetze vgl. EG. Art. 33. 


§171ʃ9. 
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$ 1720. Der Ehemann der Mutter gilt als Vater des Kindes, 
wenn er ihr innerhalb der im § 1717 Abſ. 2 beſtimmten Empfängniß⸗ 
zeit beigewohnt hat, es ſei denn, daß es den Umſtänden nach offen⸗ 
bar unmöglich ift, daß die Mutter das Kind aus dieſer Beiwohnung 


empfangen hat. 


Erkennt der Ehemann ſeine Vaterſchaft nach der Geburt des Kindes 
in einer öffentlichen Urkunde an, ſo wird vermuthet, daß er der 
Mutter innerhalb der Empfängnißzeit beigewohnt habe. 

§ 1721. it die Ehe der Eltern nichtig, fo finden die Vorſchriften 
der SS 1699 bis 1704 entſprechende Anwendung. 

§ 1722. Die Eheſchließung zwiſchen den Eltern hat für die Ab⸗ 
kömmlinge des unehelichen Kindes die Wirkungen der Legitimation 
auch dann, wenn das Kind vor der Eheſchließung geſtorben iſt. 


e. Wegen des Verhältniſſes der Vorſchrift zu anderen Geſetzen und Rechts⸗ 
geſchäften, insbeſondere auf dem Gebiete des Lehens⸗, Fideikommiß⸗ und 
Stammgutsrechts vgl. Titelvorb. vor $ 1591 Note 2. 

2. Beginn der Wirkung. Die Erlangung der rechtlichen Stellung 
eines ehelichen Kindes tritt mit der Eheſchließung ein und wirkt nur für 
die Zukunft. Die nach dem Tode eines väterlichen Verwandten ſtattfindende 
Legitimation gewährt dem Kinde nicht ein geſetzliches Erbrecht, welches es 
bei Vorhandenſein der Verwandtſchaft zur Zeit des Erbfalls gehabt hätte. 
Die Anciennität als eheliches Kind rechnet erſt von der Legitimation ab. 
Iſt z. B. dem älteſten ehelichen Kinde einer Familie etwas ausgeſetzt, ſo 
würde das jüngere Kind, welches als eheliches vor der Legitimation des den 
Lebensjahren nach älteren unehelichen Kindes geboren iſt, vorgehen (val. 
Mot. IV S. 923 f.). 

3. Elterliche Gewalt und Vormundſchaft. Trotz der kraft Geſetzes 
mit der Eheſchließung (ogl. zu II und § 1626) eintretenden elterlichen Ge⸗ 
walt über das minderjährige legitimirte Kind iſt aus Zweckmäßigkeitsgründen 
der Fortbeſtand der Vormundſchaft gemäß § 1883 vorgeſehen. 


§ 1720. 1. 5 1720 regelt den Beweis der Vaterſchaft als einer der Vor: 
ausſetzungen der Legitimation durch nachfolgende Ehe, vgl. § 1719 Note 1 3. 
Die Legitimation des Kindes tritt ein, wenn die Möglichkeit der Vater⸗ 
ſchaft gegeben iſt. Die exceptio plurium ſteht der Legitimation ebenſowenig 
wie der ehelichen Vaterſchaft entgegen. Vgl. § 1591 und daſelbſt Note I b. 

2. Anerkennung der Vaterſchaft in öffentlicher Urkunde (vgl. § 1718 
Note 1 2) nach der Geburt des Kindes (ob vor oder nach der Eheſchlie⸗ 
ßung, iſt gleichgültig) begründet die Vermuthung (END. § 292) der Bei⸗ 
wohnung innerhalb der Empfängnißzeit. Eine von einem Vertreter ab⸗ 
gegebene Anerkennung (vgl. § 1718 Note II 2 a) dürfte indeß für § 1720 
nicht ausreichen (vgl. Analogie aus § 1598 Abſ. 2, 3). — Landesgeſetzliche Zu: 
ſtändigkeitsvorſchriften vgl. zu § 1718. 

§ 1721. Vgl. $ 1719 Note I 1a und b, 4, ſowie $$ 1699 —1704. 


§ 1722. 1. Als Abkömmlinge des unehelichen Kindes gelten auch die 
unehelichen Abkömmlinge einer unehelichen Tochter ($ 1705), 
nicht hingegen die unehelichen Abkömmlinge eines unehelichen Sohnes (§ 1589 
Abſ. 2), ſofern fie nicht durch nachfolgende Ehe legitimirt find ($ 1719). 
Legitimation durch Ehelichkeitserklärung oder Annahme an Kindesſtatt be 
gründen dieſe Wirkung nicht (§§ 1737, 1763). 

2. Findet die Eheſchließung ſtatt, nachdem das uneheliche Kind mit Hinter⸗ 
laſſung von Abkömmlingen geſtorben iſt, auf welche ſich die Wirkung der 
Legitimation erſtreckt (vgl zu 1), jo führen die Abkömmlinge fortab als ihren 
Familiennamen den Namen des durch die Eheſchließung ſein verſtorbenes 
Kind und deſſen Abkömmlinge legitimirenden Großvaters. 
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II. Ehelichkeitserklärung. 
§ 1723. Ein uneheliches Kind kann auf Antrag feines Vaters 1. Zuläffgteit und Erfor- 


durch eine Verfügung der Staatsgewalt für ehelich erklärt werden. 1. Anlrag des Vaters u. 


Die Ehelichkeitserklarung ſteht dem Bundesſtaate zu, dem der Vater a 
angehört; iſt der Vater ein Deutſcher, der keinem Bundesſtaat ange- a 
hört, fo jteht fie dem Reichskanzler zu. 

Ueber die Ertheilung der einem Bundesſtaate zuſtehenden Ehelich⸗ 
keitserklärung hat die Landesregierung zu beſtimmen. 


§ 1723. 1. Die Ehelichkeitserklärung iſt Gnadenſache. Ein Anſpruch auf 
die Erklarung beſteht nicht, auch wenn alle ſonſtigen Vorausſetzungen im 
Uebrigen vorliegen, vgl. § 1754. 

2. Ueber die Ertheilung (d. h. die Art und Weiſe der Ertheilung, die Zu⸗ 
ſtändigkeit, das Wirkſamwerden) haben die Landesregierungen zu beſtimmen. 
Daß aber Ertheilung einer öffentlichen Urkunde geboten iſt, ergiebt ſich aus 
§§ 2354 Ziff. 2, 2356. 

3. Unehelichkeit vgl. zu § 1719 Note J 2. 

4. Staatsangehörigkeit bzw. Reichsangehörigkeit ohne Staatsangehörigkeit 
vgl. zu EG. Art. 41 und 3 264 ff. 

5. Landesgeſetzgebung. 

Geregelt iſt meiſt nur die Zuſtändigkeit für die Ertheilung der Ehelich⸗ 
keitserklärung, in Ausnahmefällen ſind auch Verfahrensvorſchriften getroffen. 
Preussen V. z. A. Art. 13. (Juſtiz⸗ Braunsch. AG. z. BGB. § 79. 

miniſterium; bei An⸗ Sachs.-M. AG. z. BGB. Art. 24 $1 


nahme eines adligen (Staatsminiſterium, 
Namens Kgl. Geneh⸗ Abtheil. f. Juſtiz), § 3 
migung). Dazu Pf. v. (bei Adel landesherrl. 
14. Dez. 1899 88 3, 4 Genehmigung). 
(SMBL. S. 784); für | Sachs. A4. V. z. A. § 18 (Landes⸗ 
Berlin Vf. v. 4. Sept. herr). 
1900 Ziff 7 (IJMBl. S.-Kob.-G. V. z. A. §12(Landesjuſtiz⸗ 
S. 560). verwaltung). 
Bayern Zuſt. BD. § 20 (Landes: || Anhalt AG. z. BGB. Art. 62 
herr). (Landesherr). 
Sachsen V. z. A. § 34 (Juſtiz⸗ Schw.-R. AG. z. BGB. Art. 154 
miniſterium). (Landesherr). 
Württemb. AG. z. BGB. Art. 268 Schw.-S. AG. z. BGB. Art. 53 
(Juſtizminiſterium). (landesherrl. Gnaden⸗ 
Baden V. z. A. d. BGB. §§ 28 ff. erlaß). 
(Juſtizminiſterium). Waldeck V. z. A. Art. 12 (Preuß. 
Hessen AG. z. BGB. Art. 120 Juſtizminiſter). 
(Großherzog), Art. 122 Neuss ä. L. AG. z. BGB. $ 121 
(hinſichtlich der Ueber⸗ (Landesherr), V. z. A. 
tragbarkeit des Adels). 87. 
M.-Schw. V. z. A. § 223 (Landes-. Reuss). L. AG. z. BGB. $ 112 
herr). (Landesherr). 
Sachs.-W. Ac. z. BGB. $ 195 Lippe AG. z. BGB. 8 39 
Staatsminiſterium). (Staatsminiſterium). 
M.-Strelitz V. z. A. § 221 (Landes⸗ Lübeck 88 1 $ 120 
ee enat). 
Oldenburg 8. Wer (Landesherr), Bremen V z. A. $2 (Senat). 
10. Hamburg V. z. A. § 3 (Senat). 
Braunsch. V. 3. A. § 2 Staats⸗ EHls.-Lotfir. V. O. v. 1. Nov. 1899 


(Statthalter) § 1. 


| 

miniſterium, Abtheil.d. 

Jiuſtiz, bei Erwerb eines 
adlig. Namens landes⸗ 
herrl. Genehmigung). 


= 


0 


282 Viertes Buch. Familienrecht. 


ee 1724. Die Ehelichkeitserklärung kann nicht unter einer Be⸗ 
Bedingung u. Zeit- . 7 22 41 
beſtimmung. dingung oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen. 
b. Baterſchaftsaner⸗ § 1725. Der Antrag muß die Erklärung des Vaters enthalten, 
N daß er das Kind als das ſeinige anerkenne. 
Erforderliche Ein 5 1726. Zur Ehelichkeitserklärung iſt die Einwilligung des Kindes 
und, wenn das Kind nicht das einundzwanzigſte Lebensjahr vollendet 
hat, die Einwilligung der Mutter erforderlich. Iſt der Vater ver⸗ 
heirathet, ſo bedarf er auch der Einwilligung ſeiner Frau. 
Die Einwilligung hat dem Vater oder der Behörde gegenüber zu 
erfolgen, bei welcher der Antrag einzureichen iſt; ſie iſt unwiderruflich. 
Die Einwilligung der Mutter iſt nicht erforderlich, wenn die Mutter 
zur Abgabe einer Erklärung dauernd außer Stande oder ihr Aufent⸗ 
halt dauernd unbekannt iſt. Das Gleiche gilt von der Einwilligung 
der Frau des Vaters. 
Vormundſchaftsge⸗ § 1727. Wird die Einwilligung von der Mutter verweigert, jo 
mcktterlichen eng. kann fie auf Antrag des Kindes durch das Vormundſchaftsgericht er- 
gung. ſetzt werden, wenn das Unterbleiben der Ehelichkeitserklärung dem 
Kinde zu unverhältnißmäßigem Nachtheile gereichen würde. 


„Beſchräntte Zuläſſi⸗ § 1728. Der Antrag auf Ehelichkeitserklärung ſowie die Ein- 


keit von Vertretung. 


willigung der im § 1726 bezeichneten Perſonen kann nicht durch 
einen Vertreter erfolgen. 


Geſchäftzunſähigkeit. Iſt das Kind geſchäftsunfähig oder hat es nicht das vierzehnte 


kindes endlichkeit d. Lebensjahr vollendet, fo kann fein geſetzlicher Vertreter die Einwilligung 


mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ertheilen. 


§ 1724. 1. Vgl. Titelvorb. vor § 158. 

2. Die Beifügung einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung bewirkt Nichtig⸗ 
keit der Ehelichkeitserklärung. 

§ 1725. 1. Der Antrag iſt einſeitiges Rechtsgeſchäft, auf welches, ſoweit 
nicht §§ 1726 ff. Anderes beſtimmen, die allgemeinen Vorſchriften Anwen⸗ 
dung finden. Willensmangel §§ 116 ff.; vgl. auch § 1731. Im Falle der 
Anfechtung des anfechtbaren Antrags ($ 1731) iſt der Antrag von Anfang 
an nichtig (§ 142). Die dennoch erfolgte Ehelichkeitserklärung iſt, wie eine 
ohne Antrag erfolgte, von Anfang an nichtig. 

2. Fälſchliche Anerkennung der Vaterſchaft § 1735. 

3. Vgl. im Uebrigen § 1718 Note I. — Form $ 1730. 

§ 1726. 1. Stets unerläßliche Erforderniſſe find nur der die Vater⸗ 
ſchaftsanerkennung enthaltende Antrag des Vaters und die Einwilligung des 
Kindes. Vgl. § 1735. 

2. Wegen der Einwilligung der Mutter des Kindes und der Frau des 
Antragſtellers vgl. Abſ. 3 und § 1735; vgl. auch § 1305 Abſ. 2, 1307 Note 3. 

3. Erklärung der Einwilligung § 130; Unwiderruflichkeit daſelbſt Note B. 


§ 1727. 1. Vormundſchaftsgericht FrG. 35, 43. 

2. Beſchwerde des Kindes Fr. §§ 20, 59; ſofortige Beſchwerde der Mutter 
316. §§ 60 Ziffer 6, 53. 

3. Wirkſamwerden der Verfügung Fr. § 53 (zu § 1357). 

4. FVO. 5 55 Abs. 2. Eine Verfügung, durch welche die Zustimmung zu 
einer Ehelichkeitserklärung ersetzt wird, kann nicht mehr geändert werden, wenn 
die Ehelichkeitserklärung erfolgt ist. 

5. Landesgeſetzgebung. 

Württemb. AG. z. BGB. Art. 52 Ziff. 9. (Zuſtändig das Amtsgericht an 
Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſ. EG. Art. 147.) 
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$ 1729. Iſt der Vater in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo 
bedarf er zu dem Antrag, außer der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen 
Vertreters, der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

Iſt das Kind in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo gilt das 
Gleiche für die Ertheilung ſeiner Einwilligung. 

Iſt die Mutter des Kindes oder die Frau des Vaters in der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo iſt zur Ertheilung ihrer Einwilligung 
die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters nicht erforderlich. 

§ 1730. Der Antrag ſowie die Einwilligungserklarung der im 
§ 1726 bezeichneten Perſonen bedarf der gerichtlichen oder nota⸗ 
riellen Beurkundung. 

§ 1731. Iſt der Antrag oder die Einwilligung einer der im 
§ 1726 bezeichneten Perſonen anfechtbar, fo gelten für die Anfech⸗ 
tung und für die Beſtätigung der anfechtbaren Erklärung die Vor- 
ſchriften der 88 1728, 1729. 

§ 1732. Die Ehelichkeitserklärung iſt nicht zuläſſig, wenn zur 
Zeit der Erzeugung des Kindes die Ehe zwiſchen den Eltern nach 
§ 1310 Abſ. 1 wegen Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft ver- 
boten war. 

§ 1733. Die Ehelichkeitserklärung kann nicht nach dem Tode 

des Kindes erfolgen. 
Nach dem Tode des Vaters iſt die Ehelichkeitserklärung nur zu⸗ 
läſſig, wenn der Vater den Antrag bei der zuständigen Behörde ein⸗ 
gereicht oder bei oder nach der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung des Antrags das Gericht oder den Notar mit der Ein⸗ 
reichung betraut hat. 


§ 1728. 1. Vgl. Titelvorb. vor § 164 Note F Ziffer 13. 

2. , e 
Württemb. | AG. z. BGB. Art. 52 Ziff. 9. (Zuſtändig das Amtsgericht an 

Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſ. EG. Art. 147.) 

§ 1729. 1. Vgl. zu Abſ. 1 Titelvorb. vor § 164, Note F Ziffer 14; zu 
Abſ. 2 Ziff. 13. 

2. Der Mangel der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung in den Fällen 
des Abſ. 1 und 2 macht den Antrag und damit auch die etwa erfolgte Ehe: 
lichkeitserklärung unwirkſam. 

3. Landesgeſetzgebung. e 
Württemb. Ac. z. BOB. Art. 52 Ziff. 9. (Zuſtandig das Amtsgericht an 
Stelle des Vormundſchaftsgerichts, |. EG. Art. 147.) 

$ 1730. 1. Formmangel bewirkt Nichtigkeit § 125. 

2. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung vgl. FrG. SS 167 ff. 

§ 1731. 1. Anfechtung des anfechtbaren Antrags (vgl. $ 1725 Note 1) 
beſeitigt auch die Wirkſamkeit der Ehelichkeitserklärung (vgl. $ 1735 Note 2). 
9 2. Anfechtung wegen Willensmängel §8 119 ff., 142 ff. — Beſtätigung des 
Antrags $ 144. 

3. Landesgeſetzgebung. A 
Württemb. Ach. z. BGB. Art. 52 Ziff. 9. (Zuſtändig das Amtsgericht an 

Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ik EG. Art. 147.) 
S 1732. Der Zeitpunkt der Zeugung iſt nach allgemeinen Beweisgrund⸗ 
lägen zu ermitteln. Die Vorſchriften über die Empfängnißzeit § 1717 Abſ. 2 
konnen wohl einen Anhalt bieten, find aber nicht unmittelbar anwendbar. 
Sal. § 1717 Note 1. 


* 


-1 


. Beſchränkte Geſchäfts⸗ 


fähigkeit eines Be⸗ 
theiligten. 


. Formvorſchrift. 


Anfechtung anfechtb. 


Willenserklärungen. 


„Ehehindernde Ver⸗ 


wandtſchaft d. Eltern. 


Tod des Kindes oder 


Vaters vor erfolgter 
Ehelichkeitserklärung. 
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Die nach dem Tode des Vaters erfolgte Ehelichkeitserklärung hat 
die gleiche Wirkung, wie wenn ſie vor dem Tode des Vaters er⸗ 
folgt wäre. 

10. Yerfagung der he. § 1734. Die Ehelichkeitserklärung kann verſagt werden, auch 
lichten sertlerung. wenn ihr ein geſetzliches Hinderniß nicht entgegenſteht. 

11. Unerhebliche Mängel § 1735. Auf die Wirkſamkeit der Ehelichkeitserklärung iſt es 

der Vorausſeßungen. ohne Einfluß, wenn der Antragſteller nicht der Vater des Kindes 

iſt oder wenn mit Unrecht angenommen worden iſt, daß die Mutter 

des Kindes oder die Frau des Vaters zur Abgabe einer Erklärung 

dauernd außer Stande oder ihr Aufenthalt dauernd unbekannt ſei. 

II. wirkung d. Eheligteits-- § 1736. Durch die Ehelichkeitserklärung erlangt das Kind die 

1. find und Vater. rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes. 

2. Die beiderſeitigen un- § 1737. Die Wirkungen der Ehelichkeitserklärung erſtrecken ſich 

* auf die Abkömmlinge des Kindes; ſie erſtrecken ſich nicht auf die 

Verwandten des Vaters. Die Frau des Vaters wird nicht mit dem 

Kinde, der Ehegatte des Kindes wird nicht mit dem Vater verſchwägert. 

Die Rechte und Pflichten, die ſich aus dem Verwandtſchaftsver⸗ 
hältniſſe zwiſchen dem Kinde und ſeinen Verwandten ergeben, bleiben 
unberührt, ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes vorſchreibt. 


§ 1733. 1. In welchem Zeitpunkte die Ehelichkeitserklärung wirkſam 
wird, entſcheidet ſich nach Landesrecht, vgl. § 1723 Abſ. 3 und Note 2 daſelbſt. 

2. Nach Stellung des Antrags eintretende Geſchäftsunfähigkeit kann zwar 
für die Staatsgewalt ein Grund für die Ablehnung des Antrags ſein, be⸗ 
einträchtigt aber nicht die Rechtsbeſtändigkeit des Antrags, § 130 Abf. 2. 

3. Gebundenheit des Antragſtellers liegt ſolange nicht vor, als die Ehe⸗ 
lichkeitserklärung ſelbſt noch nicht erfolgt iſt. Vgl. die anderweite Regelung 
für die Annahme an Kindesſtatt (§ 1754 Abſ. 1 Satz 2). 

4. Bei Tod des Kindes bzw. des Vaters vgl. die ähnliche Vorſchrift für 
die Annahme an Kindesſtatt § 1753. 

5. (Abſ. 3.) Vgl. § 1736. — Ausſetzung der Erbtheilung bis zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Ehelichkeitserklärung § 2043 Abſ. 2. 

§ 1734. Die Vorſchrift bringt den Charakter der Ehelichkeitserklärung als 
Gnadenſache zum Ausdrucke, vgl. § 1723 Note 1. 

§ 1735. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift bei der Annahme an Kindes⸗ 
ſtatt § 1756. 

2. Die anderen Erforderniſſe der Ehelichkeitserklärung ſind dergeſtalt 
weſentlich, daß bei ihrem Mangel die Ehelichkeitserklärung wirkungslos iſt. 
Im Falle der Anfechtbarkeit weſentlicher Erklärungen vgl. zu § 1731 Note 1. 


§ 1736. Vgl. § 1719 Note III. Vgl. indeß die Einſchränkung des § 1737. 
Vgl. auch Note 2 daſelbſt. 
§ 1737. 1. Zu Abſ. 1 vgl. die für die Annahme an Kindesſtatt beſtehen⸗ 
den Vorſchriften der §§ 1762, 1763, 1764. 
2. (Abſ. 2.) Einwirkungen auf die aus dem Verwandtſchaftsverhältniſſe 
ſich ergebenden Rechte und Pflichten finden ſtatt 
a. gemäß § 1738; N 
b. gemäß § 1305 Abſ. 1 letzter Satz, wonach die Einwilligung der Mutter 
zur Eheſchließung des Kindes nicht mehr erforderlich iſt; 
€. in erbrechtlicher Beziehung inſofern, als durch die Ehelichkeitserklärung 
zugleich ein Erb⸗ und Pflichttheilsrecht des Vaters gegenüber dem Kinde 
und deſſen Abkömmlingen begründet und dadurch das Erb⸗ und Pflicht⸗ 
theilsrecht der Verwandten des Kindes dieſem gegenüber beſchränkt wird. 
Vgl. 88 1736, 1737 Ab. 1 Satz 1 verbunden mit $$ 1925, 1926, 2303. 


II. Abſchn. Verwandtſchaft. 8. Titel. Annahme an Kindesſtatt. 285 


8 1738. Mit der Ehelichkeitserklarung verliert die Mutter das 
Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen. Hat 
ſie dem Kinde Unterhalt zu gewähren, ſo treten Recht und Pflicht 
wieder ein, wenn die elterliche Gewalt des Vaters endigt oder wenn 
ſie wegen Geſchäftsunfähigkeit des Vaters oder nach § 1677 ruht. 

§ 1739. Der Vater iſt dem Kinde und deſſen Abkömmlingen 
vor der Mutter und den mütterlichen Verwandten zur Gewährung 
des Unterhalts verpflichtet. 

§ 1740. Will der Vater eine Ehe eingehen, während er die 
elterliche Gewalt über das Kind hat, ſo finden die Vorſchriften der 
§§ 1669 bis 1671 Anwendung. 


Achter Titel. 
Annahme an Kindesſtatt. 


§ 1738. 1. Nach § 1736 in Verbindung mit $ 1626 erlangt der Vater 
durch die Ehelichkeitserklärung die elterliche Gewalt über das minderjährige 
Kind. Es iſt nicht als angemeſſen erachtet, im Falle der Ehelichkeits⸗ 
erklärung des Kindes neben der elterlichen Gewalt des Vaters der Mutter 
die ihr gemäß § 1707 zuſtehende Sorge für die Perſon des Kindes zu be⸗ 
laſſen. Es tritt deshalb nach Satz 1 mit der Ehelichkeitserklärung der Ver⸗ 
af des Rechtes und der Pflicht der Mutter, für die Perſon des Kindes zu 
orgen, ein. 

2. Recht und Pflicht der Sorge für die Perſon des Kindes treten nur in 
dem Falle wieder ein, daß die Mutter dem Kinde Unterhalt zu gewähren 
hat (§§ 1601 ff., 1739) und die elterliche Gewalt des Vaters endigt ($$ 1679, 
1680) oder wegen Geſchäftsunfähigkeit ($ 1676 Abſ. 1) oder wegen thatſäch⸗ 
a als dauernd feſtgeſtellter Behinderung 
0 ruht. 

3. Das Erforderniß der mütterlichen Einwilligung zur Eheſchließung tritt 
ſelbſt dann nicht wieder ein, wenn der Vater geſtorben oder zur Abgabe 
einer Erklärung dauernd außer Stande iſt (§ 1305 Abſ. 1, 2). 

4. Pgl. die für die Annahme an Kindesſtatt geltenden Vorſchriften des $ 1765. 
Sr Die Vorſchrift ſteht mit § 1606 Abſ. 2 im Einklange, vgl. auch 

766. 

8 1740. 1. Durch § 1740 wird der Vater im Falle feiner Verheirathung 
verpflichtet, das ſeiner Verwaltung unterliegende Kindesvermögen zu ver⸗ 
zeichnen und erforderlichen Falles eine Auseinanderſetzung mit dem Kinde 
herbeizuführen. Die Chelichkeitserklärung ſteht in dieſer Hinſicht einer früheren 
Ehe gleich. Vgl. 8$ 16691671; § 1761; § 1314. 

2. Landesgeſetzgebung. 1 . Im 
Württemb. | Ach z. BGB. Art. 52 Ziff. 7. (Buftändig das Amtsgericht an 

Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſ. EG. Art. 147.) 

1. Die Annahme an Kindesſtatt iſt im BGB. als einheitliches 
Rechtsinſtitut, welches dem Angenommenen die rechtliche Stellung eines ehe⸗ 
lichen Kindes des Annehmenden zu geben bezweckt, ausgebildet: keine Unter⸗ 
cheidung zwiſchen der Annahme eines unter elterlicher Gewalt ſtehenden 
und eines bereits ſelbſtändigen Kindes (Adoption —Arrogatton), kein Unter⸗ 
chied, ob der Annehmende Mann oder Frau iſt. % 

2. Einzelvorſchriften des BGB., welche außer den Vorſchriften dieſes 
Titels in Betracht kommen: 

a. Abgeleiteter Wohnſitz des Kindes § 11. - 
b. Erforderniß der Einwilligung des Annehmenden zur Eheſchließung des 

Angenommenen $$ 1306 ff. 


8 * 


. Die Sorge der Mutter 
für die Perſon des 
Kindes. 


Die Unterhaltspflicht 
der Verwandten des 
Kindes. 


„Pflichten des Vaters 


bei Eheſchließung. 


Vorbemerkung zum 
Titel. 
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1. Fulaſſigkeit und Erfor- § 1741. Wer keine ehelichen Abkömmlinge hat, kann durch Ver⸗ 


47 „ Pr 1 „ — 
1. Ungtläzliche erſor trag mit einem Anderen dieſen an Kindesſtatt annehmen. Der Ver⸗ 


der niſſe. 
a. Kinderloſigteit. 


. Gerichtliche Beſtäti⸗ 


gung. 


trag bedarf der Beſtätigung durch das zuſtändige Gericht. 


6. Ehehinderniß der Adoptivverwandtſchaft § 1311; vgl. auch § 1771. 
dl. Einfluß der Annahme an Kindesſtatt auf die Berufung zum Vormunde 
F 1776 Abſ. 2, 1899 Abſ. 2. 
e. Ausſetzung der Erbtheilung bis zur Entſcheidung über die Beſtätigung 
des Annahmevertrags § 2043. 

3. Staatsangehörigkeit wird durch die Annahme an Kindesſtatt für 
ſich allein nicht begründet. Vgl. Geſ. über die Erwerbung und den Ver⸗ 
luſt der Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 (3 264). 

4. Religiöſe Erziehung Ech. Art. 134. 

5. Uebergangsvorſchrift EG. Art. 209. 

6. Internationales Privatrecht EG. Art. 22. 

7. Standesamtliche Eintragung der Annahme an Kindesſtatt und 
der Aufhebung derſelben in das Geburtsregiſter, Perſonenſtandsgeſetz § 26 
(3 313). Vgl. dazu KG. Jahrb. 22 A S. 250. 


8 1741. 1. Allgemeiner Inhalt. 

1. Die Zuläſſigkeit des Annahmevertrags wird ausgeſprochen, weil für 
das Familienrecht das Prinzip der Vertragsfreiheit nicht gilt. 

2. Die unerläßlichen Erforderniſſe jedes Annahmevertrags. 
§ 1741 enthalt die aus dem Rechte der Kindesannahme ſich ergebenden be⸗ 
ſonderen Erforderniſſe, welche für jeden Annahmevertrag ſchlechthin noth⸗ 
wendig ſind und deren Mangel den Vertrag nichtig macht. Die Vorſchrift 
erhält ihre Ergänzung durch die §§ 1742, 1743. 

II. Die einzelnen unerläßlichen Erforderniſſe. 

1. Mangel ehelicher Abkömmlinge. 

a. Eheliche Abſtammung §§ 1591 ff., 1699 ff. 

b. Die durch Legitimation verbundenen Abkömmlinge (§§ 1719, 1722, 1786, 
1737 Abſ. 1 Satz 1) haben die Stellung ehelicher Kinder und gehören des⸗ 
halb auch zu den ehelichen Abkömmlingen. 

e. Das Vorhandenſein eines bereits angenommenen Kindes würde gemäß 
88 1757, 1741 — ebenſo wie die zu b bezeichneten Kinder — die An: 
nahme eines weiteren Kindes ausſchließen, wenn § 1743 nicht die ent⸗ 
gegengeſetzte Vorſchrift enthielte. 

d. Uneheliche Kinder einer Frau ſtehen zwar im Prinzipe der Mutter gegen⸗ 
über den ehelichen Kindern gleich (vgl. §§ 1705 ff.), doch bleibt es immer⸗ 
hin ein uneheliches Kind und ſchließt deshalb die Annahme an Kindes⸗ 
ſtatt nicht aus. Insbeſondere kann die Mutter auch ihr eigenes unehe⸗ 
liches Kind an Kindesſtatt annehmen und ihm dadurch die Rechtsſtellung 
eines ehelichen Kindes geben und ſomit die elterliche Gewalt über das 
Kind erlangen (§ 1757). Vgl. auch § 1747 Note 2b. 

e. Ein nasciturus ſchließt die Annahme an Kindesſtatt nicht aus. § 1746 
Abſ. 1 gewährt Schutz. 

1. Verſtorbene Abkömmlinge ſind als ſolche fortgefallen und hindern des⸗ 

halb nicht die Annahme an Kindesſtatt. Nicht nur eheliche Kinder, ſon⸗ 

dern auch ſonſtige eheliche Abkömmlinge (Enkel) ſchließen die Annahme 
an Kindesſtatt aus; alſo iſt auch Annahme des eigenen Enkels an Kindes⸗ 
ſtatt ausgeſchloſſen. 

. Die Todeserklärung begründet die Vermuthung des Todes. Ein für tobt 
erklärter Abkömmling hindert ſomit nicht die Annahme an Kindesſtatt 
(vgl. zu f). Stellt ſich nachträglich heraus, daß derſelbe noch zur Zeit 
des Annahmevertrags am Leben geweſen ift, jo iſt der Annahmevertrag 
nichtig (vgl. zu § 1742). 

2. Der Annahmevertrag. 

Der Vertrag unterliegt den allgemeinen Vorſchriften über die Rechts⸗ 


gs 
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$ 1742. Die Annahme an Kindesſtatt kann nicht unter einer 
Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen. 


geſchäfte ($$ 104 ff.), ſoweit nicht die Vorſchriften der SS 174] ff. Beſonder⸗ 

heiten feſtſetzen. 

3. Beſtätigung durch das Gericht. 

a. Die Beſtätigung des Gerichts iſt keine Gnadenſache. Sie kann nicht ver⸗ 
ſagt werden, wenn ihr ein geſetzliches Hinderniß nicht entgegenſteht 
($ 1754 vgl. mit § 1734). Ihr Zweck iſt nicht, das wirthſchaftliche oder 
perſönliche Intereſſe der Kontrahenten wahrzunehmen, ſondern die Ab: 
ſchließung ungültiger Annahmeverträge zu verhindern. Das Gericht hat 
ſich deshalb auf eine Prüfung des Rechtspunkts zu beſchränken (vgl. 
1756). 

b. Die Annahme an Kindesſtatt tritt erſt mit der Beſtätigung in Kraft. 

Bindung der Parteien vor der Beſtätigung § 1754. 

„ Einfluß des Todes eines der Kontrahenten auf die 1 § 1753. 

. Das Verfahren wird im dritten Abſchnitte des Geſ. über die Angelegen⸗ 

heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit geordnet. — Bei Annahme eines 

minderjährigen Kindes hat das beſtätigende Gericht dem zuſtändigen Vor⸗ 

mundſchaftsgerichte Nachricht zu geben. FrG. § 50 vgl. § 1760 Note 2. 


FG. Dritter Abschnitt. 
Annahme an Kindesstatt. 


8 65. Die Bestätigung des Vertrags, durch welchen Jemand an Kindesstatt 
angenommen oder das durch die Annahme an Kindesstatt begründete Rechts- 
verhältniss wieder aufgehoben wird, gehört zur Zuständigkeit der Amtsgerichte. 

$ 66. Für die Bestätigung ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirke der 
Annehmende zu der Zeit, zu welcher der Antrag auf Bestätigung eingereicht 
oder nach Massgabe des $ 1753 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs das Ge- 
richt oder der Notar mit der Einreichung betraut wird, seinen Wohnsitz oder 
in Ermangelung eines inländischen Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat. 

Ist der Annehmende ein Deutscher und hat er im Inlande weder Wohnsitz 
noch Aufenthalt, so ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirke der Annehmende 
seinen letzten inländischen Wohnsitz hatte. In Ermangelung eines solchen Wohn- 
sitzes wird das zuständige Gericht, falls der Annehmende einem Bundesstaat 
angehört, von der Landesjustizverwaltung, anderenfalls von dem Reichskanzler 
bestimmt. 

$ 67. Der Beschluss, durch den die Bestätigung ertheilt wird, tritt mit der 
Bekanntmachung an den Annehmenden in Wirksamkeit. 

Ist die Bestätigung noch nach dem Tode des Annehmenden zulässig, so tritt 
der Beschluss, unbeschadet der Vorschriften des $ 176 Abs. & und des $ 1770 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs, mit der Bekanntmachung an das Kind in Wirk- 
samkeit: wird nach dem Tode des Kindes das zwischen den übrigen Bethei- 
ligten bestehende Rechtsverhältniss durch Vertrag aufgehoben, so tritt der Be- 
schluss, durch welchen die Aufhebung nach dem Tode des Annehmenden be- 
stätigt wird, mit der Bekanntmachung an die übrigen Betheiligten in Wirksamkeit. 

Das Gericht ist zu einer Aenderung des Beschlusses nicht befugt. 

$ 68. Gegen den Beschluss, durch welchen die Bestätigung eriheilt wird, 
findet kein Rechtsmittel. statt. g \ 

Gegen den Beschluss, durch welchen die Bestätigung versagt wird, findet die 
sofortige Beschwerde statt. Die Beschwerde steht jedem der Vertragschliessen- 
den zu, auch wenn der Antrag auf Bestätigung von zm nicht gestellt war. Die 
Vorschriften des & 22 Abs. 2, des $ 24 Abs. 3 und des $ 26 Satz 2 finden 
keine Anwendung. 


8 1742. Unzuläſſigkeit von Bedingung nnd Zeitbeſtimmung. Vgl. hierzu 
Titelvorb. vor § 158. — Fall der conditio tacita vgl. § 1741 Note II 1g. 


m. 


c. Unbedingte und un⸗ 
befriſtete Annahme. 
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§ 1743. Das Vorhandenſein eines angenommenen Kindes ſteht 
einer weiteren Annahme an Kindesſtatt nicht entgegen. 

§ 1744. Der Annehmende muß das fünfzigſte Lebensjahr voll⸗ 
endet haben und mindeſtens achtzehn Jahre älter ſein als das Kind. 
Befreiung hinsichtlich § 1745. Von den Erforderniſſen des § 1744 kann Befreiung 
der lltersvorſchriften bewilligt werden, von der Vollendung des fünfzigſten Lebensjahrs 

jedoch nur, wenn der Annehmende volljährig iſt. 

Die Bewilligung ſteht dem Bundesſtaate zu, dem der Annehmende 
angehört; iſt der Annehmende ein Deutſcher, der keinem Bundes⸗ 
ſtaat angehört, ſo ſteht die Bewilligung dem Reichskanzler zu. 

Ueber die Ertheilung der einem Bundesſtaate zuſtehenden Bewilli⸗ 
gung hat die Landesregierung zu beſtimmen. 


d. Vorhandenſein 
eines angenomme⸗ 
nen Kindes. 

2. Lebensalter der Be⸗ 
theiligten. 


§ 1743. Vgl. § 1741 Note II Ie. 

1744. 1. Altersberechnung gemäß §§ 187 Abſ. 2, 188. 

2. Verſtoß gegen die Muß vorſchrift des § 1744 bewirkt, ſofern nicht Be: 
freiung gemäß § 1745 vorliegt, Nichtigkeit der Annahme. Die Nichtigkeit 
wird durch den nachträglichen Eintritt des Alters nicht behoben. 

§ 1745. 1. Vgl. 55 1322 Abſ. 1, 1723 Abſ. 2, 3. 

2. Landesgeſetzgebung. Geregelt iſt meiſt nur die Zuſtändigkeit für 
die Bewilligung der Befreiung; in Ausnahmefällen finden ſich auch Ver⸗ 
fahrensvorſchriften. — Für die Ertheilung der Ehelichkeitserklärung und die 
Bewilligung der Befreiung von den Erforderniſſen des § 1744 ſind regel⸗ 
mäßig dieſelben Organe zuſtändig; anderenfalls die niedere Behörde. 


Preussen V. z. A. Art. 14 (Juſtiz⸗ S.-Alt. V. z. A. § 19 (Minift.; 
miniſterium). Abtheil. f. Juſtizange⸗ 

Bayern ZutRd. § 21 (Landes⸗ legenheiten). 
herr). §.-Kob.-G. V. z. A. § 13 (Landes⸗ 

Sachsen V. z. A. § 35 (Juſtizmi⸗ juſtizverwaltung). 
niſterium). Anhalt AG. z. BGB. Art. 62 (Lan: 

Würtiemb. AH. z. BGB. Art. 269 desherr). 
(Juſtizminiſterium). Sch.-Rud. AG. z. BGB. Art. 155 

Baden V. z. A. des BGB. § 33 ( iniſterium). 
(Juſtizminiſterium). Sch.-Sond. AG. z. BGB. Art. 54 (Mi: 

Hessen AG. z. BGB. Art. 121 niſterium, Juſtizab⸗ 
(Miniſt. d. Juſtiz) Art. theil.). 

122 (Uebertragbarkeit Waldeck V. z. A. Art. 12 (Preuß. 
des Adels). Juſtizminiſterium). 

M.-Schw. V. z. A. § 224 (Juſtiz⸗ Reuss ä. L. AGG. z. BGB. § 122 (Lan⸗ 
miniſterium). desherr). 

S.-Meim. AG. z. BGB. §196(Staats⸗ Reuss J. L. AG. z. BGB. § 115 (Mi⸗ 
miniſterium). niſterium). 

M.-Strel. V. z. A. § 222 (Landes⸗ Lippe AG.. 3. BGB. §40(Staats⸗ 
regierung). miniſterium). 

Oldenburg V. z. A. §7 (Landesherr), Lübeck AG. 5 BGB. § 121 (Se⸗ 

11. Bench), 

Braunsch. V. 3. A. 83 (Landesherrl. Bremen V. z. A. § 3 (Senat). 
Genehm. beim Adels- Hamburg V. z. A. § 4 (Senat). 
erwerb). Els.-Lothr. V. x. 1. Nov. 1899 (Statt: 

S.-Mein. AG. z. BGB. Art. 24 81 halter) § 1. 
(Staatsminiſt.; Ab⸗ 
theil. d. Juſtiz), § 3 
(bei Adel landesherrl. 

Genehmigung). 


II. Abſchn. Verwandtſchaft. 8. Titel. Annahme an Kindesſtatt. 289 


8 1746. Wer verheirathet iſt, kann nur mit Einwilligung feines 
Ehegatten an Kindesſtatt annehmen oder angenommen werden. 

Die Einwilligung iſt nicht erforderlich, wenn der Ehegatte zur 
Abgabe einer Erklärung dauernd außer Stande oder ſein Aufenthalt 
dauernd unbekannt iſt. 

§ 1747. Ein eheliches Kind kann bis zur Vollendung des ein- 
undzwanzigſten Lebensjahrs nur mit Einwilligung der Eltern, ein 
uneheliches Kind kann bis zum gleichen Lebensalter nur mit Ein⸗ 
willigung der Mutter an Kindesſtatt angenommen werden. Die 
Vorſchrift des $ 1746 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 

8 1748. Die Einwilligung der in den §§ 1746, 1747 bezeich⸗ 
neten Perſonen hat dem Annehmenden oder dem Kinde oder dem 
für die Beſtätigung des Annahmevertrags zuſtändigen Gerichte gegen⸗ 
über zu erfolgen; ſie iſt unwiderruflich. 

Die Einwilligung kann nicht durch einen Vertreter ertheilt werden. 
Iſt der Einwilligende in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo bedarf 
er nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters. 

Die Einwilligungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung. 


1746. 1. Vgl. über die Ertheilung der Einwilligung § 1748. 

2. Zu Abſ. 2 vgl. § 1305 Abf. 2, $ 1307 Note 3. 

3. Annahme unter Verletzung der Vorſchrift des § 1746 bewirkt Nichtigkeit. 
Vgl. indeß unrichtige Annahme der Vorausſetzungen des Abſ. 2 durch das 
beſtätigende Gericht $ 1756. 

4. Gemeinſchaftliche Annahme an Kindesſtatt ſeitens der Ehegatten § 1749. 

5. Die Ehegatten ſelbſt konnen nicht von derſelben Perſon als Kinder 
angenommen werden, vgl. § 1311. 


§ 1747. 1. Eheliche Kinder (vgl. § 1741 Note II I a—ec). 

a. Erforderniß elterlicher Genehmigung, alfo der Genehmigung des Va⸗ 
ters und der Mutter. 

b. Volljährigkeitserklärung des Kindes beſeitigt nicht das Erforderniß elter⸗ 
licher Genehmigung; entſcheidend iſt das vollendete 21. Lebensjahr als 
ſolches! Vgl. zu §§ 3—5 Note VI. — Altersberechnung §§ 187 Abſ. 2, 188. 

2. Annahme eines unehelichen Kindes. 

u. Die Einwilligung der Mutter iſt auch dann erforderlich, wenn das Kind 
für ehelich erklärt iſt (vgl. $ 1737 Abſ. 2). Das Erforderniß der Ein⸗ 
willigung des Vaters ergiebt ſich aus §§ 1747 Abſ. 1, 1763. 

b. Ein uneheliches Kind kann auch von ſeiner Mutter an Kindesſtatt ange: 
nommen werden; vgl. § 1741 Note II 1d. — Das Intereſſe der Mutter 
an einer ſolchen Kindesannahme kann. namentlich in der Erlangung der 
elterlichen Gewalt beſtehen, vgl. § 1707. Das Intereſſe des minderjäh⸗ 
rigen Kindes wird genügend durch das Erforderniß vormundſchafts⸗ 
gerichtlicher Mitwirkung ($$ 1750 f.) geſchützt. x x 

€. Auch der uneheliche Vater kann fein uneheliches Kind an Kindesſtatt an⸗ 
nehmen, z. B. wenn der Gnadenweg der Ehelichkeitserklärung verſchloſſen 
iſt oder wenn er ſeine uneheliche Vaterſchaft nicht aufdecken will. . 
3. Die Anwendbarkeit des § 1746 Abſ. 2 ermöglicht die rechtsbeſtändige 

Annahme eines Findelkindes an Kindesſtatt. — Vgl. auch § 1773 Abſ. 2. 

4. Im Uebrigen vgl. zu §§ 1746 Note 2 u. 3, 1748. 
§ 1748. 1. Einwilligung iſt e Zuſtimmung, $ 188. Da die 

Annahme erſt mit der gerichtlichen Beſtätigung des Vertrags in Wirkſamkeit 

tritt, iſt dem Erforderniſſe der Einwilligung als vorheriger Zuſtimmung 
H. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 19 


3. Erforderliche Ein⸗ 
willigungen 
a. des Ehegatten, 


b. der Eltern. 


e. Einwilligungserkla⸗ 
rung. 


290 Viertes Buch. Familienrecht. 


4. Annahme durch 
Mehrere. 


§ 1749. Als gemeinſchaftliches Kind kann ein Kind nur von 


einem Ehepaar angenommen werden. 


Ein angenommenes Kind kann, ſolange das durch die Annahme 


begründete Rechtsverhältniß beſteht, nur von dem Ehegatten des An⸗ 
nehmenden an Kindesſtatt angenommen werden. 


5. Die Vertragsſchließg. 
g. Beſchrünkte Zur 


8 1750. Der Annahmevertrag kann nicht durch einen Vertreter 


läſſigkeit d Vertre⸗geſchloſſen werden. Hat das Kind nicht das vierzehnte Lebensjahr 
tung. vollendet, ſo kann fein geſetzlicher Vertreter den Vertrag mit Ge- 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts ſchließen. 


b. Form des Vertrags. 


Der Annahmevertrag muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider 


Theile vor Gericht oder vor einem Notar geſchloſſen werden. 


6. Beſchränkte Ge⸗ 
ſchäftofähigkeit von 


§ 1751. Iſt der Annehmende in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, 


Vater oder Kind. ſo bedarf er zur Eingehung des Vertrags, außer der Zuſtimmung 


genügt, wenn die Erklärung der Einwilligung zwar nach dem Abſchluſſe des 
Annahmevertrags, aber vor der gerichtlichen Beſtätigung erfolgt. Die ſpätere 
Genehmigung würde die Nichtigkeit der Annahme nicht beſeitigen können. 
Vgl. auch E. I. § 1611 und Prot. IV. S. 722. 


2. Erklärung der Einwilligung gegenüber dem Annehmenden oder dem 


Kinde ($ 130 Abſ. 1, 2; § 131); gegenüber dem zuſtändigen (FG. §§ 65 f. 
zu § 1741) Gerichte $ 130 Abf. 3. N 


3. Unwiderruflichkeit der Einwilligung vgl. § 183 Note J. 
4. Ausſchließung der Vertretung vgl. Titelvorb. vor § 164 Note F Ziff. 15. 


Im Falle der Geſchäftsunfähigkeit greifen §§ 1746 Abſ. 2, 1747 Satz 2 ein. 


$ 


5. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung vgl. Fr. 88 167 ff. (hinter 
129) EG. Art. 141. 


8 1749. 1. Das Kind erlangt die rechtliche Stellung eines gemeinſchaft⸗ 


lichen ehelichen Kindes der Annehmenden, § 1757 Abſ. 2 


2. Wenn außer dem Falle des Abſ. 2 ein bereits von einem Anderen an 


Kindesſtatt angenommenes Kind angenommen werden ſoll, jo iſt erſt Auf 
hebung des durch die erſte Annahme geſchaffenen Rechtsverhältniſſes gemäß 


8 


1768 erforderlich. 
§ 1750. l. Vertragsform. Vertragsſchließung vor Gericht oder Notar 


5 ne Anweſenheit der Parteien (Abſ. 2) vgl. § 128 und Noten 
aſelbſt. 


a 


2. Vertretung. 


Vertretung auf Grund rechtsgeſchäftlicher Vertretungsmacht (Vollmacht 
b. 


vgl. §§ 167 ff.) ift nach § 1750 vollſtändig ausgeſchloſſen. 
Vertretung durch einen geſetzlichen Vertreter iſt ausgeſchloſſen auf Seiten 
des Annehmenden; ſie iſt vorbehaltlich der Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts (§§ 1828—1830) zugelaſſen für (geſchäftsunfähige oder in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte) Kinder, die das 14. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben (§§ 187 Abſ. 2, 188). Iſt das unter 14 Jahre 
alte Kind nicht geſchäftsunfähig (§ 104), ſondern nur in der Geſchafts⸗ 
fähigkeit beſchränkt, jo kann es auch den Annahmevertrag ſelbſt gemäß 
§ 1751 ſchließen. 

Vgl. Titelvorb. por § 164 Note J Ziff. 16, 17 und die anderweite Faſſung 
des § 1728 Abſ. 2. 
3. Gebundenheit der Parteien an den Vertrag tritt mit dem Ver⸗ 


tragsſchluß unabhängig von der gerichtlichen Beſtätigung ein, vgl. § 1754 
Abſ. 1 Satz 2. W 


4. Landesgeſetzgebung. 


Mürttemb. Ach. z. BGB. Art. 52 Ziff. 10. (Zuſtändig das Amtsgericht an 


Stelle des Vormundſchaftsgerichts, Ec. Art. 147). 
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ſeines geſetzlichen Vertreters, der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts. 

Das Gleiche gilt für das Kind, wenn es in der Geſchäftsfähig⸗ 
keit beſchränkt iſt. 

§ 1752. Will ein Vormund feinen Mündel an Kindesſtatt an⸗ 
nehmen, ſo ſoll das Vormundſchaftsgericht die Genehmigung nicht 
ertheilen, ſolange der Vormund im Amte iſt. Will Jemand ſeinen 
früheren Mündel an Kindesſtatt annehmen, ſo ſoll das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht die Genehmigung nicht ertheilen, bevor er über ſeine 
Verwaltung Rechnung gelegt und das Vorhandenſein des Mündel⸗ 
vermögens nachgewieſen hat. 

Das Gleiche gilt, wenn ein zur Vermögensverwaltung beſtellter 
Pfleger ſeinen Pflegling oder ſeinen früheren Pflegling an Kindes⸗ 
ſtatt annehmen will. 

$ 1753. Die Beſtätigung des Annahmevertrags kann nicht nach 
dem Tode des Kindes erfolgen. 

Nach dem Tode des Annehmenden iſt die Beſtätigung nur zuläſſig, 
wenn der Annehmende oder das Kind den Antrag auf Beſtätigung 


§ 1751. 1. Beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Annehmenden 

($ 114). Der Annehmende ſelbſt muß, da der Annahmevertrag durch feinen 

Vormund nicht geſchloſſen werden kann ($ 1750), als Vertragsſchließender auf: 

treten; er bedarf aber zum Vertragsſchluß außer der nach 88 107—109 zu 

beurtheilenden Zuſtimmung des Vormundes, gemäß § 1751 der Genehmigung 

des Vormundſchaftsgerichts (§§ 18281830, 1847). 

2. Beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Kindes ($$ 106, 114). 

a. Der Annahmevertrag kann entweder gemäß § 1751 von dem Kinde 
ſelbſt mit Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters ($$ 107109) und mit 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (SS 18281830, 1847) oder, 
wenn das Kind das vierzehnte Lebensjahr nicht vollendet hat (val. zu b), 
von dem geſetzlichen Vertreter gemäß § 1750 (vgl. daſelbſt Note 2b) abge⸗ 
ſchloſſen werden. 2 P 

b. Hat das in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Kind 980 106, 114) das 
vierzehnte Lebensjahr vollendet, ſo iſt nur die Vertragsſchließung gemäß 
$ 1751 (Vertragsabſchluß durch das Kind, Zuſtimmung des geſetzlichen 
Vertreters SS 107 — 109, Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts §§ 1828 
bis 1830, 1847) zuläſſig. 5 nr 
3. Die Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts beſtimmt ſich, je nachdem 

es ſich um ein bevormundetes oder ein unter elterlicher Gewalt ſtehendes 

Kind handelt, nach 1 $$ 35 ff. oder nach FrG. $$ 35, 48. 

4. Landesgeſetzgebung. > . 

Württemb. 400 55 GC. Art. 52 Ziff. 10. (Zuſtändig das Amtsgericht an 

Stelle des Vormundſchaftsgerichts, EG. Art. 147.) 

1752. 1. Die Ordnungsvorſchrift des § 1752 ergänzt die allgemeinen 
Ben über die Fürſorge und Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts 
($$ 1837 ff.) für die Fälle, daß eine Genehmigung aus §§ 1750 oder 1751 
zu ertheilen iſt. Der Zweck der Beſtimmung iſt die Sicherung des Kindes 
in Anſehung ſeines Vermögens. Zuwiderhandlung des Vormundſchafts⸗ 
richters kann ihn gemäß $$ 1674, 1848 ſchadenserſatzpflichtig machen. 
2. An ſich würde Abf. 2 ſich ſchon aus § 1915 ergeben; indeß mit Rück⸗ 
ſicht auf den Zweck der Vorſchrift iſt ihre Anwendung auf den Pfleger, 
welcher zu einer Vermögensverwaltung berufen iſt, beſchränkt. 

3. Württemb. | Ach. z. BGB. Art. 52 Ziff. 10. (Zuſtändig das Amtsgericht 
an Stelle des Vormundſchaftsgerichts, EG. Art. 147.) 
op 


d. Annahme eines Kin⸗ 
des durch ſeinen 
Vormund, früheren 
Vormund od. Pfleger. 


6. Tod des Kindes oder 
des Annehmenden vor 
der gerichtlichen Be⸗ 
ſtätigung. 


7. Inkrafttreten der An⸗ 
nahme. — Getheilung 
und Verſagung der 
gerichtl. Beſtätigung. 
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bei dem zuſtändigen Gericht eingereicht oder bei oder nach der ge⸗ 
richtlichen oder notariellen Beurkundung des Vertrags das Gericht 
oder den Notar mit der Einreichung betraut hat. 

Die nach dem Tode des Annehmenden erfolgte Beſtätigung hat 
die gleiche Wirkung, wie wenn ſie vor dem Tode erfolgt wäre. 

§ 1754. Die Annahme an Kindesſtatt tritt mit der Beſtätigung 
in Kraft. Die Vertragſchließenden ſind ſchon vor der Beſtätigung 
gebunden. 

Die Beſtätigung iſt nur zu verſagen, wenn ein geſetzliches Er⸗ 
forderniß der Annahme an Kindesſtatt fehlt. Wird die Beſtätigung 
endgültig verſagt, ſo verliert der Vertrag ſeine Kraft. 


& 1753. 1. Vgl. die für die Ehelichkeitserklärung geltende Vorſchrift des 
$ 1733. — Abf. 3 ſetzt eine nach Abf. 2 zuläſſiger Weiſe erfolgte Beſtätigung 
voraus. Die unzuläſſiger Weiſe ertheilte Beſtätigung iſt unwirkſam. 

2. Durch Abſ. 3 wird ſichergeſtellt, daß trotz der erſt nach dem Tode des 
Annehmenden eintretenden Wirkſamkeit des Annahmevertrags (§ 1754) die 
Stellung des Kindes als ehelichen Kindes (§ 1757) des Erblaſſers und 
damit als geſetzlichen Erben deſſelben (§ 1924) nicht beeinträchtigt wird. 

1 1 9 und Zuſtändigkeit vgl. § 1741 Note II 3 und daſelbſt 
FrG. 8 66. 

4. Der nach dem Vertragsſchluß und vor der gerichtlichen Beſtätigung 
in der Perſon des einen oder des anderen Kontrahenten eintretende Mangel 
der Geſchäftsfähigkeit hat keinen Einfluß auf die Wirkſamkeit des Vertrags. 
$ 1754 Abſ. 1 Satz 2, §§ 130, 153. 


8 1754 1. Inkrafttreten des Aunahmevertrags. 

1. Der Annahmevertrag tritt mit der Beſtätigung in Kraft. Wirkſam⸗ 
werden des Beſtätigungsbeſchluſſes Fr. § 67 (zu § 1741 Note II 3). Keine 
Beſchwerde gegen die Ertheilung der Beſtätigung FrG. § 68. 

2. Die Beſtätigung hat — unbeſchadet der Vorſchrift des § 1753 Abſ. 3 
(Tod 9 Annehmenden) — keine rückwirkende Kraft. Vgl. indeß auch $ 1762 
Satz 2. 

3. Die Beſtätigung iſt nur ein Erforderniß der Annahme an Kindes⸗ 
ſtatt. Sie ſpricht aus, daß die übrigen geſetzlichen Erforderniſſe der Kindes⸗ 
annahme vorliegen. Mangels Zuläſſigkeit einer Beſchwerde erlangt die Be⸗ 
ſtätigung keine formale Rechtskraft. Fehlt ein weſentliches Erforderniß, ſo 
iſt der Annahmevertrag trotz der Beſtätigung nichtig. Vgl. § 1756. 

4. Die Eintragung der Annahme an Kindesſtatt in das Geburtsregiſter 
(Perſonenſtandsgeſetz § 26) hat keine konſtitutive Bedeutung. 

II. Die Gebundenheit der Kontrahenten. 

1. Jede der Parteien hat das Recht, die gerichtliche Beſtätigung des Ver⸗ 
trags zu betreiben. 

2. Aufhören der Gebundenheit im Falle endgültiger Verſagung (vgl. zu 
II). Vorausſetzung für das Hinfälligwerden des Vertrags iſt indeß nur 
eine ſachliche Entſcheidung. Wird die Beſtätigung wegen Unzuſtändigkeit 
des Gerichts verſagt, ſo hat bis dahin eine rechtswirkſame Einreichung zur 
Beſtätigung noch gar nicht ſtattgefunden. 

III. Die Verſagung der Beſtätigung. 

Die Beſtätigung tft nicht Gnadenſache (vgl. $ 1741 Note II 3). Sofortige 
und weitere ſofortige Beſchwerde gegen den die Beſtätigung auf Grund 
ſachlicher Prüfung verſagenden Beſchluß Fr. § 68 Abf. 2 Gu 8 1741 
Note II 3), FG. §§ 22, 29 Abi. 2, 31. Lehnt das Amtsgericht die ſachliche 
Prüfung des Antrags wegen Unzuſtändigkeit ab, fo findet nicht ſofortige, 
ſondern die friſtloſe Beſchwerde aus FrG. § 19 ſtatt. Seuff. 57 176. 


in 
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§ 1755. Iſt der Annahmevertrag oder die Einwilligung einer 
der in den §§ 1746, 1747 bezeichneten Perſonen anfechtbar, fo 
gelten für die Anfechtung und für die Beſtätigung des anfechtbaren 
Rechtsgeſchäfts die Vorſchriften des § 1748 Abſ. 2, des 8 1750 
Abſ. 1 und des S 1751. 

§ 1756. Auf die Wirkſamkeit der Annahme an Kindesſtatt iſt 
es ohne Einfluß, wenn bei der Beſtätigung des Annahmevertrags 
mit Unrecht angenommen worden iſt, daß eine der in den SS 1746, 
1747 bezeichneten Perſonen zur Abgabe einer Erklärung dauernd 
außer Stande oder ihr Aufenthalt dauernd unbekannt ſei. 


8. Anfechtung und Be⸗ 
ſtätigung anfechtbarer 
Wilflenserklärungen. 


9. Uner hebliche Mängel 
der Vorausſetzungen. 


§ 1757. Durch die Annahme an Kindesſtatt erlangt das Kind u. wirkung der Annahme. 


die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes des Annehmenden. 

Wird von einem Ehepaare gemeinſchaftlich ein Kind angenommen 
oder nimmt ein Ehegatte ein Kind des anderen Ehegatten an, ſo 
erlangt das Kind die rechtliche Stellung eines gemeinſchaftlichen ehe⸗ 
lichen Kindes der Ehegatten. 


8 1755. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 1731. 

2. Die Anfechtbarkeit, die Anfechtung und die Beſtätigung der anfechtbaren 
Willenserklärung richten ſich nach $$ 119 ff., 142— 144. Durch § 1755 wird 
nur der perſönlichen Natur der Anfechtungserklärung Rechnung getragen. 

3. Landesgeſetzgebung. 

Württemb. | AG. z. BGB. Art. 52 Ziff. 10. (Zuſtändig das Amtsgericht an 
Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſ. EG. Art. 147). 

8 1756. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 1735. 

2. Durch die gerichtliche Beſtätigung (vgl. $ 1754 Note 1 3, § 1741 
Note II 3) als ſolche wird ein mit weſentlichen Mängeln behafteter An⸗ 
nahmevertrag nicht rechtsbeſtändig. Die Annahme an Kindesſtatt wird in 
ihrer Rechtswirkſamkeit nur dann nicht beeinträchtigt, wenn zwar die erfor⸗ 
derliche Einwilligung des Ehegatten ($ 1746) oder der Eltern (§ 1747) ob: 
jektiv zu Unrecht fehlt, aber bei der gerichtlichen Beſtätigung von dem Gerichte 
die Entbehrlichkeit auf Grund der §§ 1746 Abſ. 2, 1747 Satz 2 angenommen 
worden iſt. Es empfiehlt ſich, in die Begründung des Beſtätigungsbe⸗ 
ſchluſſes geeigneten Falles aufzunehmen, daß die dauernde Unfähigkeit oder 
Undefanntheit des Aufenthalts angenommen worden ſei. Zu beachten iſt 
übrigens, daß nach FrG. § 12 das Gericht die erforderlichen Ermittelungen 
von Amtswegen zu veranlaſſen hat. Fahrläſſige Unterlaſſung der ge⸗ 
botenen Ermittelungen kann Schadenserſatzpflicht des Richters gemäß § 839 
hervorrufen. 

§ 1757. 1. Die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes, 
welche der Angenommene im Verhältniſſe zu dem Annehmenden erlangt, er⸗ 
giebt ſich aus den $$ 1616 ff., ſowie aus den in der Litelvorb, vor § 1616 
Note 2 aufgeführten Vorſchriften. — Nachträgliche Legitimation des a. K. an⸗ 
genommenen unehelichen Kindes $ 1719 Note 120. 

2. Nur diejenige Stellung, welche das eheliche Kind nach dem 
BGB. einnimmt, erlangt der Angenommene. Die Vorſchrift bezieht 
ſich alſo nicht auf Rechtsverhältniſſe, welche im BGB. nicht geregelt find, 
insbeſondere alſo nicht auf die dem öffentlichen Rechte des Reichs (z. B. 
Gef. über die Erwerbung und den Berluft der Bundes: und Staatsange⸗ 
hörigkeit vom 1. Juni 1870) oder der Bundesſtaaten angehörigen Rechtsver⸗ 
hältniſſe, namentlich alſo nicht auf den Erwerb des Adels (nal. § 12 
Note A II 3, § 1758 Note 1). Ob in Anſehung der außerhalb des BGB. 
geregelten Rechtsverhältniſſe dem angenommenen Kinde die gleiche Rechts⸗ 
ſtellung wie dem ehelichen Kinde zukommen ſoll, iſt nach den für das be⸗ 


1. Auchtliche Stellung 
des Kindes. 
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2. Namensführung des § 1758. Das Kind erhält den Familiennamen des Annehmenden. 
—— Wird das Kind von einer Frau angenommen, die in Folge ihrer 
Verheirathung einen anderen Namen führt, ſo erhält es den Fa⸗ 
miliennamen, den die Frau vor der Verheirathung geführt hat. In 
den Fällen des § 1757 Abſ. 2 erhält das Kind den Familiennamen 

des Mannes. 

Das Kind darf dem neuen Namen ſeinen früheren Familien⸗ 
namen hinzufügen, ſofern nicht in dem Annahmevertrag ein Anderes 
beſtimmt iſt. 

3. Erbrecht des Anneh⸗ § 1759. Durch die Annahme an Kindesſtatt wird ein Erbrecht 
— für den Annehmenden nicht begründet. 


treffende Rechtsverhältniß maßgebenden Geſetzen zu beurtheilen, vgl. 8 1589 
Note 40. EG. Art. 4, 32, 55 u. KG. Jahrb. 22 A 233 (religiöſe Erziehung 
des Kindes EG. Artt. 134). 

3. Annahme eines Kindes als eines gemeinſchaftlichen Kindes kann 
nur von Seiten eines Ehepaars geſchehen, § 1749. 

4. Die rechtliche Stellung eines gemeinſchaftlichen Kindes er⸗ 
langt auch das Kind eines Ehegatten, welches von dem anderen Ehegatten 
an Kindesſtatt angenommen wird. Eine ſolche Kindesannahme kann für 
eheliche und uneheliche Kinder der Frau ($ 1705), aber nicht für uneheliche 
Kinder des Mannes in Frage kommen. 

5. Die Erlangung der rechtlichen Stellung eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Kindes der Ehegatten bewirkt insbeſondere: 

a. bei Annahme eines Kindes der Frau ſeitens des Mannes 
. Unterwerfung des Kindes unter die elterliche Gewalt des Vaters 
gemäß SS 1626 ff.; 
8. Erlangung des väterlichen Familiennamens ſeitens des Kindes § 1758; 
b. bei Annahme eines Kindes des Mannes durch die Frau 
. Verbleiben des Kindes in der elterlichen Gewalt feines Vaters, unter 
Hinzutritt der elterlichen Gewalt der Mutter, $$ 1634, 1684 ff.; 
8. Nichterlangung des Familiennamens der annehmenden Mutter ſeitens 
des Kindes, ſondern Weiterführung des Namens des Vaters, § 1758. 


§ 1758. 1. Die Namensvorſchrift des § 1758 läßt die Frage des Gr: 
werbes des Adels völlig unberührt. Für den Adel als ein im Weſent⸗ 
lichen öffentlich⸗ rechtliches Inſtitut (vgl. RG. vom 17. Dezember 1896 JW. 
1896 S. 117%) iſt das Landesrecht entſcheidend. Vgl. auch Küntzel in Gruchot 
41 443 ff. Vgl. § 12 Note A II 3. Für Preußen vgl. wegen der Namens: 
führung und des Adels bei Annahme eines Bürgerlichen durch einen Adligen 
und umgekehrt SS 683 ff. II 2 ALR. und dazu Anh. $ 100; ferner AE. v. 
16. Auguſt 1854 (GS. S. 516) Zuſtändigkeit des Miniſteriums des Königl. 
Hauſes. Nach AG. v. 25. April 1870 (vgl. IM Bl. S. 126) iſt für Annahme 
eines adligen Namens Königliche Genehmigung erforderlich. 

2. Namensführung des von einer verheiratheten oder verheirathet geweſenen 
Frau angenommenen Kindes vgl. zu § 1706 Abſ. 2 Satz 1 und Note I daſelbſt. 

3. Wird eine verheirathete oder verheirathet geweſene Frau 
an Kindesſtatt angenommen, ſo behält ſie den Familiennamen des Ehemanns 
bei. Durch die nach der Eheſchließung erfolgende Annahme an Kindesſtatt 
erleidet nur der Familienname, welchen die Frau vor Schließung der Ehe 
geführt hat, eine Aenderung (vgl. Mot. IV S. 982). 

4. Namensführung bei Aufhebung der Annahme a. K. § 1772. 

§ 1759. I. Das Erbrecht des Augenommenen. 

1. Aus § 1757 in Verbindung mit $$ 1589, 1924 ff., 2303 ergiebt ſich, 
daß dem Angenommenen wie auch ſeinen Abkömmlingen, ſoweit nach $ 1762 
die Wirkungen der Annahme an Kindesſtatt ſich auf dieſe erſtrecken, gegen⸗ 
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$ 1760. Der Annehmende hat über das Vermögen des Kindes, 4. Vermogensverwaltung. 


ſoweit es auf Grund der elterlichen Gewalt ſeiner Verwaltung unter⸗ 
liegt, auf feine Koſten ein Verzeichniß aufzunehmen und dem Vor— 
mundſchaftsgericht einzureichen; er hat das Verzeichniß mit der Ver⸗ 
ſicherung der Richtigkeit und Vollſtändigkeit zu verſehen. Iſt das 
eingereichte Verzeichniß ungenügend, ſo findet die Vorſchrift des 
8 1640 Abſ. 2 Satz 1 Anwendung. 

Erfüllt der Annehmende die ihm nach Abſ. 1 obliegende Ver⸗ 
pflichtung nicht, ſo kann ihm das Vormundſchaftsgericht die Ver⸗ 
mögensverwaltung entziehen. Die Entziehung kann jederzeit wieder⸗ 
aufgehoben werden. 


Verzeichnißpflicht. 


§ 1761. Will der Annehmende eine Ehe eingehen, während er s. Anseinanberfegungs- 


die elterliche Gewalt über das Kind hat, ſo finden die Vorſchriften 
der $$ 1669 bis 1671 Anwendung. 


über dem Annehmenden daſſelbe geſetzliche Erb- und Pflichttheilsrecht zuſteht, 

wie ehelichen Abkömmlingen. — Ausſchließung des Erbrechts in dem An⸗ 

nahmevertrage § 1767. 

2. Für Lehen, Fideikommiſſe, Stamm⸗ und Bauerngüter iſt die Frage, ob 
ein Sukzeſſionsrecht des angenommenen Kindes begründet iſt, nach Landes⸗ 
recht zu beurtheilen. EG. Art. 59. 

II. Erbrecht des Aunehmenden. 

1. Das ohne die Vorſchrift des § 1759 ſich für den Annehmenden er⸗ 
gebende Erb: und Pflichttheilsrecht ($$ 1757, 1925, 2303) wird durch § 1759 
ausgeſchloſſen, um die Spekulation auf die Beerbung des Kindes als Motiv 
für die Annahme an Kindesſtatt auszuſchalten. Dem Kinde ſteht es offen, 
ſein Vermögen, vorbehaltlich des Pflichttheilsrechts der leiblichen Verwandten, 
durch letztwillige Verfügung oder Erbvertrag (vgl. $ 1767 Note 2c) dem An: 
nehmenden zuzuwenden. 

= Vgl. § 1766 Abj. 2 in Verbindung mit § 1611 Note 20. 
§ 1760. 1. Aus § 1757 in Verbindung mit $ 1626 folgt, daß das an 
Kindesſtatt angenommene Kind während ſeiner Minderjährigkeit unter die 
elterliche Gewalt des Annehmenden tritt. 

Die Vorſchriften über die elterliche Gewalt finden unmittelbare Anwendung. 
Insbeſondere: 

a. Der Annehmende erlangt auch die Nutznießung am Kindesvermögen ge⸗ 
mäß §§ 1649 f, Zuläſſigkeit vertragsmäßiger Ausſchließung der Nutz⸗ 
nießun 1767; 

b. Bes rah ſeitens einer Frau oder bei Annahme eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Kindes ($ 1757 Abſ. 2) find auch die Vorſchriften über die elter⸗ 
liche Gewalt der Mutter anwendbar. N 5 N 
2. Durch § 1760 wird eine der Sicherung des Kindes dienende Verpflich⸗ 

tung des Annehmenden zur Aufnahme und Einreichung eines Vermögens⸗ 

verzeichniſſes aufgeſtellt. Val. zu § 1640. Dem Vormundſchaftsgericht ift 
durch das beſtätigende Gericht (§ 1754) von der Annahme des minderjähri⸗ 

gen Kindes Nachricht zu geben. Fr. § 50. 

3. Landesgeſetzgebung. 9 , 
Württemb. AG. z. BGB. Art. 52 Ziff. 7. (Zuſtändig das Amtsgericht an 

Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſ. EG. Art. 147.) 

§ 1761. 1. Vgl. § 1740. — Die nach der ‚Annahme an Kindesſtatt von 
dem Annehmenden geſchloſſene Ehe hat im Verhältniſſe, zu dem Angenommenen 
materiell die Bedeutung einer zweiten Ehe. Vgl. 89 1669—1671 und Be⸗ 
merkungen daſelbſt. 

2. Landesgeſetzgebung. dh 8 | 
Württemb. | AS. z. BGB. Art. 52 Ziff. 7. (Zuſtandig das Amtsgericht an 

Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſ. EG. Art. 147). 


pflicht d. Annehmenden 
bei Verheirathung. 
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6. Wirkung der Annahme 


$ 1762. Die Wirkungen der Annahme an Kindesſtatt erſtrecken 


linge des aide. ſich auf die Abkömmlinge des Kindes. Auf einen zur Zeit des 
Vertragsabſchluſſes ſchon vorhandenen Abkömmling und deſſen ſpäter 
geborene Abkömmlinge erſtrecken ſich die Wirkungen nur, wenn der 
Vertrag auch mit dem ſchon vorhandenen Abkömmlinge geſchloſſen wird. 


§ 1762. I. Erſtreckung der Wirkungen der Annahme an Kindes⸗ 


ſtatt auf die Abkömmlinge des Kindes (einſchließlich der legitimirten 
und der an Kindesſtatt angenommenen Kinder des Kindes ſowie der un⸗ 
ehelichen Kinder einer an Kindesſtatt angenommenen Mutter) bedeutet, daß 
dieſen Abkömmlingen die rechtliche Stellung von Abkömmlingen eines ehe⸗ 


lich 


en Kindes des Annehmenden beigelegt wird. Vgl. § 1589 Note 3, 5, 


§ 1776 Abf. 2. Die Vorſchrift des § 1762 greift auch bei der Annahme eines 
gemeinſchaftlichen Kindes durch Ehegatten (§ 1757 Abſ. 2) Platz. 


II. Auf die zur Zeit des Vertragsabſchluſſes noch nicht vor⸗ 


handenen Abkömmlinge und deren Abkömmlinge erſtrecken ſich die 
Wirkungen der Annahme kraft Geſetzes und zwar ohne die Möglichkeit, dieſe 
Erſtreckung überhaupt im Annahmevertrag auszuſchließen ($ 1767 Abf. 2.). 
Inwieweit Einzelnes vertragsmäßig geändert werden kann vgl. § 1767 Note 5. 


1. Entſcheidend iſt der Zeitpunkt des Vertragsabſchluſſes, nicht derjenige 
1). 


der gerichtlichen Beſtätigung (Ausnahme von § 1754 Abſ. 1 Satz 


2. Ein zur Zeit des Vertragsabſchluſſes noch nicht geborener, aber ſchon 


empfangener Abkömmling des Kindes iſt kein ſchon vorhandener Abkömmling 
(vgl. § 1 Note 2), arg. ex $ 1923 Abſ. 2. 


3. Ein verſtorbener Abkömmling des Kindes iſt zwar kein noch vor⸗ 


handener, wohl aber ein ſchon vorhandener Abkömmling. Iſt der Ab⸗ 
kömmling unter Hinterlaſſung eines naseiturus verſtorben, jo würde ſich die 
Annahme des Kindes (d. i. des Großvaters des nasciturus) nicht kraft Ge⸗ 
ſetzes auf den nasciturus erſtrecken. 


III. Die zur Zeit des Vertragsabſchluſſes ſchon vorhandenen 


Abkömmlinge (vgl. auch Note II 3). 


1. Die Erſtreckung der Wirkungen erfordert, daß der Annahmevertrag 


auch mit den den Wirkungen der Annahme zu unterwerfenden Abkömmlingen 
geſchloſſen wird. 
a. Vertragsabſchluß SS 1750 f.; insbeſondere Vertragsſchließung des Kindes 


b. 


für ſeinen unter 14 Jahre alten, unter ſeiner elterlichen Gewalt befind⸗ 
lichen Abkömmling mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

Der Vertrag mit den Abkömmlingen ift zwiſchen dem Annehmenden, den 
Kinde und den betreffenden Abkömmlingen des Letzteren zu ſchließen (vgl. 
§ 1762 Satz 2). Auch für dieſen Vertrag gilt § 1750 Abſ. 2. Zweifelhaft 
iſt, ob der Vertrag mit einem vorhandenen Abkömmlinge nachträglich —- 
d. h. nach dem Vertrage mit dem Kinde — nachgeholt werden kann. — 
Beſonderheiten über das Verhältniß des Abkömmlinges, etwa über Namens⸗ 
führung, Erbrecht ꝛc. find nicht zuläſſig (vgl. § 1767 Abſ. 2). Der Ber: 
trag kann nicht dahin gehen, daß der Abkömmling des Kindes als Enkel 
angenommen wird — eine ſolche Regelung iſt nicht zugelaſſen —, ſon⸗ 
dern nur dahin, daß der Abkömmling mit dem zwiſchen dem Annehmen⸗ 
den und dem Kinde geſchloſſenen Annahmevertrag auch ſeinerſeits ein⸗ 
verſtanden iſt und daß der Annehmende und das Kind dies acceptiren. 


Die Wirkungen der Annahme auf die Abkömmlinge, mit welchen der 


Vertragsabſchluß ſtattgefunden hat, ſind die gleichen wie zu J. 
2. Die von dem Vertrage nicht betroffenen Abkömmlinge des Kindes 


bleiben von den Wirkungen der Annahme unberührt. Die einzige Aus⸗ 
nahme iſt, daß das Ehehinderniß der Adoptivverwandtſchaft ($$ 1311, 1771) 
auch bezüglich derjenigen Abkömmlinge beſteht, auf welche fih die Annahme 
an Kindesſtatt im Uebrigen nicht miterſtreckt. Insbeſondere: 
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$ 1763. Die Wirkungen der Annahme an Kindesſtatt erſtrecken 7. Wirkung d. Annahme o. 


ſich nicht auf die Verwandten des Annehmenden. Der Ehegatte des 
Annehmenden wird nicht mit dem Kinde, der Ehegatte des Kindes 
wird nicht mit dem Annehmenden verſchwägert. 

§ 1764. Die Rechte und Pflichten, die ſich aus dem Verwandt⸗ 
ſchaftsverhältniſſe zwiſchen dem Kinde und feinen Verwandten er⸗ 
geben, werden durch die Annahme an Kindesſtatt nicht berührt, ſo⸗ 
weit nicht das Geſetz ein Anderes vorſchreibt. 

§ 1765. Mit der Annahme an Kindesſtatt verlieren die leib⸗ 
lichen Eltern die elterliche Gewalt über das Kind, die uneheliche 
Mutter das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu 
ſorgen. 


a. die Abkömmlinge, auf welche ſich die Annahme nicht erſtreckt, behalten 
ihren bisherigen Familiennamen; 

b. die Großväter der von der Annahme nicht betroffenen Abkömmlinge 
bleiben gemäß § 1776 Abſ. 1 als Vormünder berufen, vgl. § 1776 Abſ. 2. 


8 1763. 1. Keine Verwandtſchaft alſo auch keine Unterhaltspflicht 
($$ 1601 ff.) und kein Erbrecht (§§ 1924 ff.) tritt ein 
a. zwiſchen dem Kinde und deſſen durch die Annahme gemäß 5 1762 he: 

troffenen Abkömmlingen einerſeits und den Verwandten des Annehmen⸗ 

den andererſeits. 

a. Der Vater des Annehmenden iſt nicht Großvater des Kindes, alſo 
nicht gemäß § 1776 (Ziff. 3 u. 4) zur Vormundſchaft über das Kind 
berufen. Vgl. auch $ 1926 (Erbrecht). 

5. Das angenommene Kind tritt nicht in ein Geſchwiſterverhältniß (vgl. 
3. B. § 1775) zu den etwa vorhandenen leiblichen (ogl. § 1741 II 1 
d u. é) oder angenommenen ($ 1743) Kindern des Annehmenden. 

b. zwiſchen dem Annehmenden einerſeits und ſolchen Verwandten des Kindes, 
welche nicht Abkömmlinge des letzteren ſind, andererſeits. 

2. Kein Schwägerſchaftsverhältniß ($ 1590 u. Note 5 daſ.) tritt ein 
a. zwiſchen dem Ehegatten des Annehmenden einerſeits und dem Kinde und 

deſſen von der Annahme an Kindesſtatt betroffenen Abkömmlingen ($ 1762) 

andererſeits. Annahme des Kindes als eines gemeinſchaftlichen Kindes 

der Ehegatten vgl. § 1757 Abſ. 2. 

b. zwiſchen dem Ehegatten des Kindes und dem Annehmenden. 

8 1764. 1. Das Kind tritt nicht in die Familie des Annehmenden 
G 1763); es behält dafür aber feine Zugehörigkeit zu feiner natürlichen 
Familie. Es bleiben die Rechte und Pflichten, welche zwiſchen dem Kinde 
und ſeinen Verwandten beſtehen, von der Annahme an Kindesſtatt unberührt, 
ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes vorſchreibt (vgl. zu 2). Vgl. § 1737 und 

emerkungen daſelbſt. 

2. Bauch kungen er Annahme an Kindesſtatt auf die aus dem Verwandt⸗ 
ſchaftsverhältniſſe ſich ergebenden Rechte und Pflichten finden ftatt gemäß: 
a. § 1765: Die leiblichen Eltern verlieren die elterliche Gewalt bzw. die 

Sorge für die Perſon des Kindes. al 

b. § 1306: Das Erforderniß der Einwilligung der leiblichen Eltern zur Ehe⸗ 
ließung des Kindes fällt fort. 
E. en Die 92 ſind erſt nach dem Annehmenden unterhalts⸗ 

flichtig. g 

d. 85 1706 Abſ. 2, 1899 Abſ. 2: Einfluß der Annahme an Kindesſtatt auf 

die Berufung zur Vormundſchaft. . . 

e. Auf dem Gebiete des Erbrechts wird (anders als bei der Ehelichkeits⸗ 

erklärung vgl. § 1737 Note 2c) durch die Annahme an Kindesſtatt die 

Stellung der Verwandten des Kindes nicht beeinträchtigt. § 1759. 


K. auf Verwandte des 
Annehmenden u. die bei⸗ 
derſeitigen Ehegatten. 


8. Verhältniß zwiſchen 
dem Kinde und ſeinen 
Verwandten. 


9. Verhältniß zwiſchen 
dem Kinde und ſeinen 
leiblichen Eltern. 


10. Unterhaltspflicht des 
Annehmenden. 


11. Rechtsgeſchäftliche Ab⸗ 
ünderung der Wirkung. 
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Hat der Vater oder die Mutter dem Kinde Unterhalt zu gewähren, 
ſo treten das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu 
ſorgen, wieder ein, wenn die elterliche Gewalt des Annehmenden 
endigt oder wenn ſie wegen Geſchäftsunfähigkeit des Annehmenden 
oder nach § 1677 ruht. Das Recht zur Vertretung des Kindes 
tritt nicht wieder ein. 

$ 1766. Der Annehmende ift dem Kinde und denjenigen Ab- 
kömmlingen des Kindes, auf welche ſich die Wirkungen der Annahme 
erſtrecken, vor den leiblichen Verwandten des Kindes zur Gewährung 
des Unterhalts verpflichtet. 

Der Annehmende ſteht im Falle des F 1611 Abſ. 2 den leib⸗ 
lichen Verwandten der aufſteigenden Linie gleich. 

§ 1767. In dem Annahmevertrage kann die Nutznießung des 
Annehmenden an dem Vermögen des Kindes ſowie das Erbrecht 
des Kindes dem Annehmenden gegenüber ausgeſchloſſen werden. 

Im Uebrigen können die Wirkungen der Annahme an Kindesſtatt 
in dem Annahmevertrage nicht geändert werden. 


§ 1765. 1. (Abſ. 1.) Durch die Annahme an Kindesſtatt erlangt der 
Annehmende gemäß §§ 1757, 1626 die elterliche Gewalt über das minder: 
jährige Kind, während die leiblichen Eltern des ehelichen Kindes dieſe Gewalt 
(8 1627 ff., 1634, 1697), die uneheliche Mutter das Recht und die Pflicht, 
für die Perſon des Kindes zu ſorgen ($ 1707), dauernd verlieren. 

2. Abſ. 2 (vgl. § 1738) ſtellt klar, inwieweit unter den in Abſ. 2 ber 
zeichneten Vorausſetzungen das Recht und die Pflicht der Eltern, für die 
Perſon des Kindes zu ſorgen, — unter Ausſchluß jeder Vertretungsmacht 
vgl. § 1630 — wieder eintritt. 

n. Recht und Pflicht der Sorge für die Perſon des Kindes treten nur in 
dem Falle wieder ein, daß der leibliche Vater oder die leibliche Mutter 
dem Kinde Unterhalt zu gewähren verpflichtet iſt (§§ 1601 ff., 1606, 
1766) und die elterliche Gewalt des Annehmenden endigt (§§ 1679, 
1680) oder wegen Geſchäftsunfähigkeit (§ 1676 Abſ. 1) oder wegen that⸗ 
ſächlicher, vom Vormundſchaftsgericht als dauernd feſtgeſtellter Behinde⸗ 
rung (§ 1677) ruht. — Iſt das Kind von einem Ehepaar angenommen, 
fo liegen die Vorausſetzungen erſt vor, wenn auch in der Perſon der an⸗ 
nehmenden Ehefrau (§§ 1757 Abſ. 2, 1684, 1685, 1697) die Gründe der 
Beendigung oder des Ruhens der elterlichen Gewalt vorhanden ſind. 

b. Die elterliche Gewalt der leiblichen Eltern tritt nicht wieder ein, auch 
nicht, wenn die Annahme an Kindesſtatt gemäß § 1768 durch Vertrag 
wieder aufgehoben wird. Für das minderjährige Kind iſt ſolchenfalls 
gemäß § 1773 ein Vormund zu beſtellen. 

3. Auf den Fall, daß die uneheliche Mutter ihr uneheliches Kind an 
Kindesſtatt annimmt (ogl. § 1741 Note II 14) ſowie auf den Fall, daß ein 
Ehegatte das Kind des anderen annimmt ($ 1757 Abſ. 2) bezieht ſich 9 1765 
nicht. Vgl. Mot. IV S. 991. 

§ 1766. 1. Die gegenfeitige Unterhaltspflicht des Annehmenden einer⸗ 
ſeits und des Kindes ſowie feiner von der Annahme betroffenen Abkömm⸗ 
linge (§ 1762) andererſeits ergiebt ſich aus §§ 1601 ff. 

2. Die Vorſchrift des Abſ. 1 (vgl. § 1739) ergänzt die Vorſchrift des § 1606; 
vgl. daſelbſt. — Daß in den Fällen des § 1757 Ab. 2 und zwar auch dann, 
wenn die Ehefrau das Kind des Ehemanns annimmt, der Ehemann vor 
der Ehefrau haftet, ergiebt fi) aus § 1606 Abſ. 2 Satz 2 in Verbindung mit 
dem Prinzipe des § 1757 Abi. 2 von ſelbſt (Mot.). 

3. Abſ. 2 vgl. § 1611 Note 20. 
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$ 1768. Das durch die Annahme an Kindesſtatt begründete un Aufhebung des Redıis- 


Rechtsverhältniß kann wiederaufgehoben werden. Die Aufhebung 
kann nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen. 

Die Aufhebung erfolgt durch Vertrag zwiſchen dem Annehmenden, 
dem Kinde und denjenigen Abkömmlingen des Kindes, auf welche 
ſich die Wirkungen der Annahme erſtrecken. 

Hat ein Ehepaar gemeinſchaftlich ein Kind angenommen oder hat 
ein Ehegatte ein Kind des anderen Ehegatten angenommen, ſo iſt 
zu der Aufhebung die Mitwirkung beider Ehegatten erforderlich. 


§ 1767. 1. Die perſönlichen Verhältniſſe. 

a. Eine Aenderung der geſetzlichen Wirkungen der Annahme an Kindesſtatt 
iſt in Anſehung des perſönlichen Verhältniſſes der Parteien ausgeſchloſſen. 
Die einzige Ausnahme bildet die die Namensführung betreffende Vor⸗ 
ſchrift des $ 1758 Abſ. 2. — Wird die Begründung eines familienrecht⸗ 
lichen Verhältniſſes nur zu einem anderen Zwecke, insbeſondere der Er⸗ 
langung eines beſtimmten Namens ſimulirt, ſo iſt der Vertrag nichtig, 
vgl. § 12 Note A II 1c; RG. 29 123, KG. Jahrb. 22 A 251. 

b. Annahme an Enkelsſtatt (vgl. § 1762 Note III b) iſt nicht zugelaſſen, 
ebenſowenig die Ausdehnung der mit der Annahme an Kindesſtatt kraft 
Geſetzes verbundenen Wirkungen auf die beiderſeitigen Familienangehö⸗ 
rigen §§ 1762, 1763. 

2. Die vermögensrechtlichen Verhältniſſe. 

a. Das maßgebende Prinzip, die Vertragsfreiheit auch für vermögensrecht⸗ 
liche Verhältniſſe ſoweit auszuschließen, als die rechtsgeſchäftliche Aende⸗ 
rung der entſprechenden Wirkungen des natürlichen Eltern: und Kindes⸗ 
verhältniſſes (§ 1757) ausgeſchloſſen ift, iſt poſitiv dahin ausgedrückt, daß 
Aenderungen nur hinſichtlich der elterlichen Nutznießung (vgl. 88 1757, 
1626, 1649, 1662) und des Erbrechts des Kindes (vgl. 98 1924, 1759, 
2303, 2346) vereinbart werden können. Inſoweit die Nutznießung des 
Annehmenden ausgeſchloſſen iſt, iſt das Vermögen des Kindes freies 
Vermögen ($$ 1650 f.). 

b. Insbeſondere kann die Vermögensverwaltung des Annehmenden (§§ 1638, 
1760) nicht ausgeſchloſſen werden. 

e. Ein Erbrecht des Annehmenden ($ 1759) kann in dem Annahmevertrag 
und als Theil deſſelben nicht beſtimmt werden, unbeſchadet der Zuläſſig⸗ 
keit eines ſelbſtändigen Erbeinſetzungsvertrags (§§ 2274 ff., insbeſondere 
§ 2275). 

er Abänderungen der geſetzlichen Wirkungen der 

Annahme an Kindesſtatt ſind nichtig. Einfluß theilweiſer Nichtigkeit des 

Vertrags iſt nach § 139 zu beurtheilen. Durch die gerichtliche Beſtätigung 

eines ſolchen Vertrags wird hieran nichts geändert (vgl. § 1754 Note 13). 

4. Nachträgliche Aenderung der geſetzlichen Wirkungen der Annahme 
an Kindesſtatt iſt nur inſoweit zuläſſig, als die entſprechende Aenderung 
auch im Verhältniſſe zwiſchen leiblichen Eltern und ihren Kindern zuläſſig 
wäre (§ 1757). € 

5. K. ne der Abkömmlinge des Kin des, auf welche ſich die 

Annahme an Kindesſtatt erſtreckt (§ 1762), kommt eine Ausſchließung der 

Rutznießung nicht in Betracht. Ob das Erbrecht des Abkömmlinges gegen⸗ 

über dem Annehmenden im Annahmevertrag ausgeſchloſſen werden kann, 

zann mit Rückſicht auf den Wortlaut des Abf. 1 (Erbrecht des Kindes) in 

Verbindung mit Abſ. 2 zweifelhaft fein. Die Zuläſſigkeit der Ausſchließung 

giebt ſich aber aus dem Prinzipe (vgl. Note 2a in Verbindung mit § 2349). 

Schlimmſtenfalls kann ein ſelbſtändiger Erbverzicht gemäß § 2346, 2349 

aushelfen, der zwiſchen dem Kinde und dem Annehmenden für den Fall der 

irkſamkeit des Annahmevertrags gleichzeitig mit dieſem geſchloſſen wird. 


verhaltniſſes 
1. durch Vertrag. 
a. Prinzip der@indeit- 
lichkeit hinſichtlich 
aller Betheiligten. 


b. Aufhebung nach dem 
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§ 1769. Nach dem Tode des Kindes können die übrigen Bes 


ode eines Bethetligten thelligten das zwiſchen ihnen beſtehende Rechtsverhältniß durch Ver⸗ 


Zu 88 1768 fl. 


trag aufheben. Das Gleiche gilt in den Fällen des § 1757 Abſ. 2 
nach dem Tode eines der Ehegatten. 


Die Aufhebung des durch die Annahme au Kindesſtatt begründeten 

Rechtsverhältniſſes. 

1. Anfechtung, anfechtbare Willenserklärung. 
§§ 1768 ff. handeln nur von der Aufhebung einer rechtsbeſtändig erfolgten 

Annahme an Kindesſtatt. Die Anfechtung des Annahmevertrags wegen 

Willensmängel (vgl. § 1755) wird durch §§ 1768 ff. nicht berührt. 

a. Die angefochtene anfechtbare Willenserklärung iſt gemäß § 142 Abſ. 1 
von Anfang an nichtig und fällt aus dem Thatbeſtande des Vertrags⸗ 
ſchluſſes von Anfang an fort. Iſt danach der ganze Vertrag nichtig, ſo 
find die Rechtswirkungen aus §§ 1757 ff. überhaupt nicht eingetreten. 

b. Theilweiſe Nichtigkeit des Vertrags. 

a. Iſt ein Theil nichtig, welcher geſetzliche Vorausſetzung des Vertrags 
it (z. B. §§ 1746, 1747), fo iſt der Vertrag nichtig. Daſſelbe gilt 
z. B., wenn im Falle des § 1762 die Willenserklärung des Kindes 
ſich als nichtig erweiſt, während die Willenserklärung des Abkömm⸗ 
lings an ſich rechtsbeſtändig iſt. Die Willenserklärung des Abkömm⸗ 
lings kann ohne die Willenserklärung des Kindes nicht beſtehen und 
kommt mit dieſer in Wegfall. 

3. Iſt ein Theil des Vertrags nichtig, ohne welchen der Vertrag an ſich 
beſtehen konnte, jo ift nach § 139 die Erheblichkeit des nichtigen 
Theiles für den Beſtand des Vertrags zu beurtheilen. Iſt z. B. die 
Willenserklärung eines Abkömmlinges im Falle des § 1762 Satz 2 
nichtig, diejenige des Kindes aber rechtsbeſtändig, ſo iſt gemäß § 139 
zu beurtheilen, ob auch ohne die Willenserklärung des Abkömmlinges 
der Annahmevertrag geſchloſſen wäre, und danach über den Beſtand 
des Vertrags überhaupt zu entſcheiden. 

2. Die Aufhebung rechts beſtändig begründeter Annahme an 

Kindesſtatt. 

a. Als Gründe für die Aufhebung find nur zugelaſſen: 

a. Vertrag §§ 1768-1770. 

3. Eheſchließung unter Verletzung des durch die Annahme an Kindesſtatt 
gemäß § 1311 begründeten Eheverbots § 1771. 

b. Als Aufhebungsgründe find nicht zugelaſſen: 

a. Einſeitiger Wille eines der Betheiligten. 

8. Tod eines der Betheiligten. 

C. Wirkungen der Aufhebung § 1772. 


$ 1768. 1. Der Aufhebungsvertrag iſt im Weſentlichen in Anlehnung 
an 115 Annahmevertrag geſtaltet. Vgl. Abſ. 1 Satz 2 mit § 1742, ferner 
§ 1770, 

2. (Abſ. 2.) Vertragſchließende find: 

a. der Annehmende; 

b. das Kind; wenn das Kind verſtorben iſt, vgl. § 1769; 

e. die zur Zeit des Aufhebungsvertrags vorhandenen Abkömmlinge, auf 
welche ſich die Wirkungen der Annahme erſtrecken (vgl. § 1762), mögen 
dieſelben zur Zeit der Annahme ſchon vorhanden geweſen oder erſt 
ſpäter geboren ſein. (Prinzip der Einheitlichkeit der Aufhebung.) 

3. Abſ. 3. Die Mitwirkung beider Ehegatten iſt ſowohl erforderlich, wenn 
ſie zuſammen ein fremdes Kind als gemeinſchaftliches angenommen haben, 
als auch in dem Falle, daß der eine Ehegatte das Kind des anderen ange 
nommen hat ($ 1757 Abſ. 2). Nach dem Tode des einen Ehegatten vgl. § 1769. 

4. Einwilligungen Dritter (vgl. §§ 1746 f) kommen für den Aufhebungs⸗ 
vertrag nicht in Frage. 
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8 1770. Die für die Annahme an Kindesſtatt geltenden Vor⸗ 
ſchriften des § 1741 Satz 2 und der §§ 1750, 1751, 1753 bis 
1755 gelten auch für die Aufhebung. 

§ 1771. Schließen Perſonen, die durch Annahme an Kindes⸗ 
ſtatt verbunden find, der Vorſchrift des §8 1311 zuwider eine Ehe, 
ſo tritt mit der Eheſchließung die Aufhebung des durch die Annahme 
zwiſchen ihnen begründeten Rechtsverhältniſſes ein. 

Iſt die Ehe nichtig, ſo wird, wenn dem einen Ehegatten die 
elterliche Gewalt über den anderen zufteht, dieſe mit der Eheſchließung 
verwirkt. Die Verwirkung tritt nicht ein, wenn die Nichtigkeit der 
Ehe auf einem Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Hei⸗ 
rathsregiſter eingetragen worden iſt. 


§ 1769. 1. Der Tod des Kindes ſoll gemäß § 1769 die Aufhebung der 

Annahme an Kindesſtatt nicht hindern (Einſchränkung des § 1768 Abſ. 2). 

Der Aufhebungsvertrag muß indeß einerſeits von ſämmtlichen Abkömm- 

lingen, auf welche ſich die Wirkungen der Annahme erſtrecken (vgl. § 1768 

Note 2c), und andererſeits von dem Annehmenden geſchloſſen werden. 

2. Der Tod des Annehmenden. 

a. Iſt der Annehmende geſtorben, ſo iſt die Aufhebung des durch die An⸗ 
nahme an Kindesſtatt begründeten Rechtsverhältniſſes regelmäßig (vgl. 
zu b) ausgeſchloſſen. 

b. Nur, wenn das Kind durch die Annahme die Stellung eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Kindes von Ehegatten erlangt hat ($ 1757 Abſ. 2), bleibt nach 
dem Tode des einen Ehegatten die Aufhebung des zwiſchen dem über⸗ 
lebenden Ehegatten und dem Angenommenen beſtehenden Rechtsverhält⸗ 
niſſes gemäß § 1769 Satz 2 zuläſſig. 

a. Vertragsparteien find der überlebende Ehegatte einerſeits und das 
Kind und deſſen ſämmtliche von der Annahme betroffenen Abkömm⸗ 
linge ($ 1768 Abſ. 2) oder nach dem Tode des Kindes nur die 
ſämmtlichen von der Annahme betroffenen Abkömmlinge (§ 1769) 
andererſeits. 

6. Das zwiſchen dem verſtorbenen Ehegatten und dem Angenommenen 
bzw. deſſen Abkömmlingen beſtehende Rechts verhältniß wird indeß 
durch die nach ſeinem Tode gemäß § 1769 Satz 2 erfolgte Aufhebung 
nicht berührt. Die Kontrahenten ſind nur in der Lage, das zwiſchen 
ihnen beſtehende Rechtsverhältniß aufzuheben ($ 1769 Satz 1). 

1. Namensführung des Kindes § 1772 Satz 2. 

§ 1770. 1. Die in Bezug genommenen Vorſchriften betreffen: 

9,1741 Satz 2: Erforderniß gerichtlicher Beſtätigung 

§§ 1750, 1751: Die Vertragsſchließung (beſchränkte Zuläſſigkeit der Ver⸗ 
tretung, Form des Vertrags, beſchränkte Geſchäftsfähigkeit). 

$ 1753: Beſtätigung nach dem Tode eines Vertragsſchließenden. 
N $ 1754: Inkrafttreten des Aufhebungsvertrags, Ertheilung und Verſagung 
er gerichtlichen Beſtätigung. 

N 155 ; Achtung un Beftätigung anfechtbarer Willenserklärung. 

2. Landesgeſetzgebung. 
Württemb. | a 80 Act. 52 Ziff. 10. (Zuſtändig das Amtsgericht an 

Stelle des Vormundſchaſtsgerichts, ſ. EG. Art. 147). 

§ 1771. 1. Abſ. 1. Gültige Ehe. f 

Nur das dischen den Eheſchließenden ſelbſt durch die Annahme an Kindes⸗ 

ſtatt begründete Rechtsverhältniß wird mit der dem Eheverbote des § 1311 

entgegen erfolgten Eheſchließung aufgehoben. In Anſehung der anderen 

perſonen, auf welche die Wirkungen der Annahme ſich erſtrecken, bleibt das 

Rechtsverhältniß beſtehen. Heirathet z. B. der Annehmende das Kind des 


c. Die Vertragsſchließung. 


2. durch ver botswidrige 
Ehe. 


3. Wirkungen der Auf⸗ 
hebung. Namens füh 
rung des Kindes. 


Vorbemerkung zum 
III. Aöſchnitt. 


(Note A.) 


302 Viertes Buch. Familienrecht. 


§ 1772. Mit der Aufhebung der Annahme an Kindesſtatt 
verlieren das Kind und diejenigen Abkömmlinge des Kindes, auf 
welche ſich die Aufhebung erſtreckt, das Recht, den Familiennamen 
des Annehmenden zu führen. Dieſe Vorſchrift findet in den Fällen 
des § 1757 Abſ. 2 keine Anwendung, wenn die Aufhebung nach 
dem Tode eines der Ehegatten erfolgt. 


Dritter Abſchnitt. 
Uormundſchaft. 


Angenommenen, alſo ein Adoptivenkelkind, jo hört das Adoptivverhältniß 
zwiſchen den Ehegatten auf, bleibt aber in Anſehung des Annehmenden und 
des Kindes ſowie deſſen anderen Abkömmlingen beſtehen. 

2. Abſ. 2. Nichtige Ehe. 

a. Iſt die Ehe kraft Geſetzes (§§ 1323 ff.) oder kraft Anfechtung (§§ 1330 ff.) 
nichtig, ſo tritt Verwirkung der dem einen Ehegatten über den anderen 
etwa zuſtehenden elterlichen Gewalt (vgl. $ 1680) ein. Die Verwirkung 
bezieht ſich, wie in § 1680, nur auf dasjenige Kind, mit dem die nichtige 
Ehe geſchloſſen ift. 

b. (Abſ. 2 S. 2.) Formnichtige, auch in das Heirathsregiſter nicht einge⸗ 
tragene Ehe, vgl. $ 1318 Note 4 b. — Unter Umſtänden kann in dieſem 
Falle Verwirkung der elterlichen Gewalt auf Grund des § 1680 eintreten 
oder die vormundſchaftsgerichtliche Entziehung der elterlichen Gewalt 
gemäß $ 1666 angezeigt fein. 

§ 1772. 1. Die Vorſchrift des § 1772 bezieht ſich ſowohl auf die Auf⸗ 
hebung durch Vertrag ($ 1768) als auch auf den Fall des § 1771. 

2. Das Kind und die Abkömmlinge deſſelben, auf welche ſich die Auf⸗ 
hebung erſtreckt ($$ 1768, 1771), verlieren das Recht, den Familiennamen 
des Annehmenden zu führen; damit tritt von ſelbſt wieder der Name ein, 
den das Kind vor der Annahme geführt hat. Eine inzwiſchen etwa erfolgte 
Namensänderung ſeines leiblichen Vaters oder ſeiner leiblichen Mutter 
($ 1706) läßt den Namen des Kindes unberührt. 

3. Satz 2 iſt eine Konſequenz des zu § 1769 Note 2bß angegebenen 
Prinzips. 

A. Vormundſchaftsſachen. 

Der zweite Abſchnitt des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit führt die Ueberſchrift „Vormundſchaftsſachen“ als zu⸗ 
ſammenfaſſende Bezeichnung aller den Vormundſchaftsgerichten obliegenden 
Verrichtungen. Zu denſelben gehören nicht nur die eine Vormundſchaft im 
Sinne des dritten Abſchnitts (vgl. zu B J) betreffenden, ſondern insbeſondere 
auch folgende Angelegenheiten: 

1. Volljährigkeitserklärung §§ 3—5. 

II. Angelegenheiten der §§ 112, 113, betreffend: 

1. die Erweiterung der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt Geſchäftsfähiger durch 
Ermächtigung zum ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts und zur 
Eingehung von Dienſt⸗ und Arbeitsverhältniſſen; 

2. die Zurücknahme dieſer Ermächtigungen. 

III. Auf dem Gebiete des Eheſchließungsrechts: 

1. die Erſetzung der erforderlichen ie des geſetzlichen Vertreters 
bzw. der Eltern zur Eheſchließung, §§ 1304, 1308. 

2. die Genehmigung zur Anfechtung der Ehe durch den geſetzlichen Ver⸗ 
treter, § 1336. 

3. die Erſetzung der von dem Vormunde verweigerten Genehmigung einer 
ohne ſeine Einwilligung von dem Mündel geſchloſſenen Ehe, § 1337. 
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IV. Angelegenheiten der Ehegatten, betreffend: 

1. die perſönlichen Rechtsbeziehungen 8 1353 ff.): 

a. Streitigkeiten der Ehegatten über die Schlüſſelgewalt, § 1357; 

b. Ermächtigung des Mannes zur Kündigung von Dienſtverträgen der Frau; 
an der ehemännlichen Zuſtimmung zu Dienſtverträgen der Frau, 
§ 1358; 

2. das eheliche Güterrecht: 

a. Geſetzlicher Güterſtand §§ 1379, 1402. 

b. Allgemeine Gütergemeinſchaft $$ 1437, 1447, 1451; (1484, 1491, 1492 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft); Errungenſchaftsgemeinſchaft § 1519, 
Fahrnißgemeinſchaft § 1549. 

V. Genehmigung der Anfechtung der Chelichkeit eines Kindes durch den 
geſetzlichen Vertreter eines geſchäftsunfähigen Ehemanns $ 1595. — Anfech⸗ 
tung der Anerkennung § 1599. — CRD. 88 612, 641. 

VI. Abänderung der elterlichen Beſtinmung der Art des einem unver: 
heiratheten Kinde von den Eltern zu gewährenden Unterhalts § 1612. 

VII. Verrichtungen in Angelegenheiten der elterlichen Gewalt: 

1. Entſcheidung von Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem Vater und 
dem Pfleger $ 1629. 

2. Entziehung der Vertretungsmacht wegen konkurrirender Intereſſen 
1630. 

3. Unterſtützung des Vaters oder der Mutter in der Erziehung des Kindes 
Sn Anwendung von Zuchtmitteln §§ 1631, 1634, 1686, 1696, 1697, 1698, 

707. 

4. Regelung des perſönlichen Verhältniſſes geſchiedener Ehegatten zu den 

Kindern $$ 1635 ff., vgl. auch § 1637. 

1835 1 bei der elterlichen Vermögensverwaltung $$ 1639, 1640, 

6. Elterliche Nutznießung §§ 1653, 1662. 

s ie 9 des Vormundſchaftsgerichts im Intereſſe des Kindes 88 1665 

18 1673. 

8. Uebertragung der elterlichen Gewalt auf die Mutter § 1685 Abſ. 2. 

9. Beſtellung und aus des Beiftandes für die Mutter, Auf: 
hebung der Beſtellung §§ 1687—1695. 

VIII. Genehmigung der Vereinbarung über den Unterhaltsanſpruch des 
unehelichen Kindes $ 1714. 

IX. Mitwirkung bei der Ehelichkeitserklärung des Kindes §§ 1727, 1729. 

X. Mitwirkung bei der Annahme an Kindesſtatt SS 17501752; 1760; 
bei der Aufhebung der Annahme an Kindesſtatt § 1770. 

XI. Witwirkung in erbrechtlichen Angelegenheiten: 

1, Inventarerrichtung, wenn der Erbe unter elterlicher Gewalt oder Vor⸗ 
mundſchaft ſteht § 1999. . 

2. Abſchließung, Anfechtung und Aufhebung eines Erbvertrags, wenn eine 
der Parteien durch einen geſetzlichen Vertreter vertreten iſt 88 2275, 2282, 
2290, 2292. 

3. Abſchließung eines Erbverzichts, wenn der Verzichtende unter Vormund⸗ 

Galt oder elterlicher Gewalt ſteht § 2347. — Aufhebung des Erbverzichts 

9 2351. 


XII. Genehmigung des Antrags auf Entlaſſung eines Staatsangehörigen, 
der unter elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft ſteht, aus dem Staatsver⸗ 
bande, § 14a des Geſ. über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes⸗ 
u. Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870, vgl. EG. Art. 41 Ziff. II. 

XIII. Anordnung der Zwangserziehung auf Grund vorbehaltenen Landes⸗ 
rechts EGG. Art. 135. 


B. Das Vormnudſchaftsrecht des BGB. 


J. Begriff der Vormundſchaft. N I 
Die Vormundſchaft in dem weiteren Sinne der Ueberſchrift des dritten 
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Abſchnitts iſt die geſetzlich geregelte Fürſorge für die derſelben bedürftigen 
Perſonen und Vermögensmaſſen (§ 1914) und deren geſetzliche Vertretung. 
a. Die Vormundſchaft im engeren Sinne iſt die grundſätzlich die geſammten 
Angelegenheiten (vgl. $$ 1793—1797) umfaſſende Fürſorge und Vertretung 
eines geſchäftsunfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Men⸗ 
ſchen. Sie zerfällt in 
a. die Vormundſchaft über Minderjährige (Altersvormundſchaft), welche 
in dem erſten Titel §§ 1773—1895 als Normalfall der Vormund⸗ 
ſchaft, erſchöpfend geregelt iſt, und 

8. die Vormundſchaft über Volljährige (§§ 1896—1908), welche entweder 
eine endgültige Vormundſchaft über Entmündigte oder eine vorläu⸗ 
fige Vormundſchaft über Volljährige, deren Entmündigung beantragt 
iſt (§ 1906), ſein kann. — Die Vormundſchaft über Volljährige iſt 
im 2. Titel des III. Abſchnitts durch Bezugnahme auf die Vorſchriften 
über die Altersvormundſchaft unter Feſtſetzung der Abweichungen ge⸗ 
regelt (§ 1897). 

b. Unter Pflegſchaft werden diejenigen Fälle zuſammengefaßt, in welchen 
nicht, wie bei der Vormundſchaft, das Bedürfniß einer allgemeinen Für⸗ 
ſorge ſowohl für die Perſon als auch für das Vermögen des Pfleglings 
vorliegt, ſondern ein vormundſchaftlicher Schutz nur für beſondere An⸗ 
gelegenheiten angezeigt iſt. — Die Pflegſchaft iſt unter Bezugnahme auf 
die Vorſchriften über die Vormundſchaft unter Hervorhebung der Ab⸗ 
weichungen geregelt, $ 1915. Im Uebrigen vgl. §§ 1915 ff. 

II. Die rechtliche Natur des Vormundſchaftsrechts. 

1. Das materielle Vormundſchaftsrecht. 

Das BGB. hat lediglich das materielle Vormundſchaftsrecht (und zwar in 
umfaſſender Anlehnung an die Preußiſche Vormundſchaftsordnung vom 
5. Juli 1875) geregelt. Die Ordnung der das Verfahren in Vormundſchafts⸗ 
ſachen (zu A) betreffenden Beſtimmungen iſt in dem Geſetz über die Ange⸗ 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit erfolgt, vgl. zu IV. 

2. Das Vormundſchaftsrecht iſt zwingendes Recht. 

a. Keine Bevormundung oder Pflegſchaft ohne einen als Rechtsgrund einer 
ſolchen zugelaſſenen Thatbeſtand; insbeſondere keine rechtsgeſchäftliche 
Unterwerfung unter eine Vormundſchaft RG. 4 164. Vgl. auch § 1910. 

b. Keine rechtsgeſchäftliche Abänderung vormundſchaftsrechklicher Vorſchrif⸗ 
ten, welche nicht durch das Geſetz zugelaſſen iſt, vgl. $$ 1852 ff., 1803. 

III. Organe der Vormundſchaft. 

1. Das Vormundſchaftsgericht. 

Das Vormundſchaftsgericht als ſolches wird im BGB. als gegeben vor⸗ 
ausgeſetzt. Das Vormundſchaftsgericht iſt diejenige Behörde, welcher durch 
Geſetz die Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts, ſei es in erſter Inſtanz 
oder in den höheren Inſtanzen übertragen ſind. 

a. Sachliche Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts. 

a. Reichsrecht. 
FG. S 35. Für die dem Vormundschaftsgericht obliegenden Verrichtungen 
sind die Amtsgerichte zuständig. 
Familienrath als Vormundſchaftsgericht $$ 1858 ff., 1872. 
8. Landesgeſetzlich vorbehaltene Uebertragung an andere als gerichtliche 
Behörden. EG. Art. 147, FrG. $$ 194 —196. 
Die Verfügung einer ſachlich unzuſtändigen Behörde iſt unwirkſam; 
vgl. FrG. § 7 (zu b). 0 

b. Oertliche Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts. 

FG.S 4. Unter mehreren zuständigen Gerichten gebührt demjenigen der 
Vorzug, welches zuerst in der Sache tatig geworden ist. 

FG.$5. Besteht Streit oder Ungewissheit darüber, welches von mehreren 
Gerichten örtlich zuständig ist, so wird das zuständige Gericht durch das ge 
meinschaftliche obere Gericht bestimmt. Ist das zuständige Gericht in eine 
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einzelnen Falle an der Ausübung des Richteramts rechtlich oder thatsächlich 
verhindert, so erfolgt die Bestimmung durch das ihm im Instanzenzuge vorge- 
ordnete Gericht. 

Eine Anfechtung der Entscheidung findet nicht statt. 

FG.$ 7. Gerichtliche Handlungen sind nicht aus dem Grunde unwirksam, weil 
sie von einem örtlich unzusländigen Gericht oder von einem Richter vorgenommen 
sind, der von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen ist. 

Verſtöße find nur im Wege der Beſchwerde zu rügen. 
Die einzelnen Zuſtändigkeitsvorſchriften ſind folgende: 

4. Vormundſchaft über Minderjährige und Volljährige FrG. § 36. 

FG. S 46. Für die Vormundschaft ist das Gericht zuständig, in dessen Be- 
zirke der Mündel zu der Zeit, zu welcher die Anordnung der Vormundschajt 
erforderlich wird, seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines inländischen Wohn- 
sitzes seinen Aufenthalt hat. Wird die Anordnung einer Vormundschaft über 
Geschwister erforderlich, die in den Bezirken verschiedener Vormundschafts- 
gerichte ihren Wohnsitz oder ihren Aufenthalt haben, so ist, wenn für einen der 
Mündel schon eine Vormundschaft anhängig ist, das für diese zuständige Gericht, 
anderenfalls dasjenige Gericht, in dessen Bezirke der jüngste Mündel seinen 
Wohnsitz oder seinen Aufenthalt hat, für alle Geschwister massgebend. 

Ist der Mündel ein Deutscher und hat er im Inlande weder Wohnsitz noch 
Aufenthalt, so ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirke der Mündel seinen 
letzten inländischen Wohnsitz hatte. In Ermangelung eines solchen Wohnsitzes 
wird das zuständige Gericht, falls der Mündel einem Bundesstaat angehört, von 
der Landesjustizverwaltung, anderenfalls von dem Reichskanzler bestimmt. 

Für die Vormundschaft über einen Minderjährigen, dessen Familienstand nicht 
zu ermitteln ist, ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirke der Minderjährige 
aufgefunden wurde. 

8. Für die einzelnen Fälle der Pflegſchaft vgl. zu den $$ 1909 ff. 

7. Für Verrichtungen, die nicht eine Vormundſchft oder Pflegſchaft be⸗ 
treffen. 3176. § 43 (zu § 1626). 

„Vorläufige Maßregeln im Bedürfnißfalle Fr. § 44 zu § 1846. 

& In Angelegenheiten der Ehegatten Fr. § 45 (zu § 1357). 

e. Abgabe der Vormundſchaft 

4. an eine andere inländiſche Vormundſchaftsbehörde. 

FG. $ 40. Das Vormundschaftsgericht kann die Vormundschaft aus wich- 
tigen Gründen an ein anderes Vormundschaftsgericht abgeben, wenn sich dieses 
zur Uebernahme der Vormundschaft bereit erklärt; nach der Bestellung des 
Vormundes ist jedoch dessen Zustimmung erforderlich. 

Einigen sich die Gerichte nicht oder verweigert der Vormund oder, wenn 
mehrere Vormünder die Vormundschaft gemeinschaftlich führen, einer von ihnen 
seine Zustimmung, so entscheidet das gemeinschaftliche obere Gericht. Hine An- 
fechtung der Entscheidung Jindet nicht statt. g 895 h 

Diese Vorschriften finden auf die Pflegschaft und die im & 43 bezeichneten 
Angelegenheiten entsprechende Anwendung. 

B. an einen ausländiſchen Staat FrG. § 47 Abſ. 2 (vgl. zu EG. Art. 23). 

5 mund. 

a. ne hat den Charakter eines öffentlichen Amtes und einer 

öffentlichen Pflicht (ogl. $$ 1785, 1890, 1898). e 

Haftung des Vormundes § 1833. Ordnungsſtrafrecht des Vormund⸗ 

ſchaftsgerichts § 1857. Sicherheitsbeſtellung § 1844. 

b. Beſtellungs⸗ und Entlaſſungsprinzip :: er. 

a. Das Amt des Vormundes beginnt grundſätzlich erſt mit feiner Be⸗ 
ſtellung als Vormund $$ 1774 (daf, Rote 1), 1789. — Keine geſetz⸗ 
liche Vormundſchaft, mit alleiniger Ausnahme der landesgeſetzlich vor⸗ 
behaltenen geſetzlichen Vormundſchaft des Anſtaltsvorſtandes EG, 
Art. 136. 

. Neumann, Sandausgabe des BB. II. 3. Aufl. 20 
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8. Das Amt des Vormundes endigt — abgeſehen von den Fällen der 
Beendigung der Vormundſchaft (§§ 1882 — 1884) grundſätzlich erſt mit 
der Entlaſſung §§ 1886— 1889. Ausnahmen: Tod, Entmündigung, 
Todeserklärung des Vormundes $ 1885. 

C. Prinzip der Selbſtändigkeit des Vormundes. 

Der Vormund hat in Gemäßheit der geſetzlichen Vorſchriften innerhalb 
der geſetzlichen Schranken ($$ 1793 ff.) die Vormundſchaft ſelbſtändig und 
auf eigene Verantwortung (§ 1833) zu führen. Vgl. § 1793 Note 1 I, 
§ 1837 Note I I u. 2. 

d. Die Vormundſchaft begründet ein Pietätsverhältniß zwiſchen dem Vor⸗ 
mund und dem Mündel (§ 204: Hemmung der Verjährung der beider⸗ 
ſeitigen Anſprüche während der Dauer des Vormundſchaftsverhältniſſes). 
3. Gemeindewaiſenrath §§ 1849 ff. und daſelbſt FrG. § 49. 

4. Verwandte und Verſchwägerte des Mündels. 

a. Mitwirkung der Angehörigen des Mündels als Mitglieder des Familien⸗ 
raths §§ 1858 ff. 

b. Verwandte und Verſchwägerte ſind gemäß § 1847 in wichtigen Fragen 
von dem Vormundſchaftsgericht als Auskunftsperſonen zu hören. 

c. Den Verwandten und Verſchwägerten iſt ein Beſchwerderecht beigelegt. 
36. § 57 Ziff. I. 3—5, 8, 9. 

5. Anzeigepflichtige Behörden (vgl. § 839). 

a. Standesbeamte. 

FG. S 45. Wird bei einem Standesbeamten der Tod einer Person, die ein 
minderjähriges Kind hinterlassen hat, oder die Geburt eines ehelichen Kindes 
nach dem Tode des Vaters oder die Geburt eines unehelichen Kindes oder die 
Auffindung eines Minderjährigen, dessen Familienstand nicht zu ermitteln ist, 
angezeigt oder wird vor einem Standesbeamten von einer Frau, die ein minder- 
jähriges eheliches Kind hat, eine Ehe geschlossen, so hat der Standesbeamte 
hiervon dem Vormundschaftsgericht Anzeige zu machen. 


b. Gerichte. 
a. Allgemeine Vorſchrift. 

FG.S50. Wird die Anordnung einer Vormundschaft oder einer Pflegschaft in 
Folge eines gerichtlichen Verjahrens erforderlich, so hat das Gericht das zu- 
ständige Vormundschaftsgericht hiervon zu benachrichtigen. 

Einzelne Anzeigefälle: $ 1680 Strafurtheil, welches die Verwirkung 
der elterlichen Gewalt herbeiführt; §§ 1754, 1760 Beſtätigung des 
Annahmevertrags, durch den ein minderjähriges Kind an Kindesſtatt 
angenommen wird. 

8. 990350. CPO. §§ 627 Abſ. 3 (Titelvorb. vor § 1564), 630 (zu 
35). 


+. Entmündigungsſachen CPO. $$ 657, 660, 674, 683. 
5. Setzung einer Inventarfriſt § 1999. 
IV. Verfahren in Vormundſchaftsſachen. 

Die allgemeinen Vorſchriften über das Verfahren in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit (Fr. §§ 1, 34) find auch für Vormundſchafts⸗ 
ſachen maßgebend. Sie werden namentlich ergänzt durch Vorſchriften über 
den Beginn der Wirkſamkeit vormundſchaftsgerichtlicher Verfügungen Fr. 
§§ 51 53, durch Vorſchriften über das Beſchwerderecht (Erweiterungen des 
Beſchwerderechts Fr®. § 57, die Fälle ſofortiger Beſchwerde Fr. § 60). Auf 
die Vorſchriften iſt bei den betreffenden Vorſchriften des BGB. verwieſen. 
Selbſtändiges Beſchwerderecht des Mitvormundes, Fr. § 58 zu § 1798. 

Selbſtändiges Beſchwerderecht des 14 Jahre alten Mündels nach Fri. 
§ 59 in den ſeine Perſon betreffenden Angelegenheiten, bei denen es ſich un⸗ 
mittelbar um die Wahrnehmung der Sorge für feine Perſon handelt, vgl. 
SS 3, 1308, 1612, 1666, 1838, 1337 Abſ. 1, 1357 Abſ. 2, ferner Bayr. Obs G. 
Seuffert 58 117. 
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FG. 5859. Ein unter elterlicher Gewalt stehendes Kind oder ein unter Por- 
mundschaft stehender Mündel kann in allen seine Person betreffenden Ange- 
legenheiten ohne Mitwirkung seines gesetzlichen Vertreters das Beschwerderecht 
ausüben. Das Gleiche gilt in Angelegenheiten, in denen der Mündel vor einer 
Entscheidung des Vormundschaftsgerichts gehört werden soll. 

Diese Vorschriften finden auf Personen, die geschäftsunfähig sind oder nicht 
das vierzehnte Lebensjahr vollendet haben, keine Anwendung. 


V. Objektiv ungerechtfertigte Vormundſchaft oder Pflegſchaft. 

1. Rechtsgeſchäfte, welche von oder gegenüber dem zu Unrecht beſtellten 
Vormunde, Pfleger oder Beiſtande vorgenommen find, Fr®. $ 32. 

FG. 5 32. Ist eine Verfügung, durch die Jemand die Fähigkeit oder die Be- 
fugniss zur Vornahme eines Rechtsgeschäfts oder zur Entgegennahme einer 
Willenserklärung erlangt, ungerechtfertigt, so hat, sofern nicht die Verfügung 
wegen Mangels der sachlichen Zuständigkeit des Gerichts unwirksam ist, die 
Aufhebung der Verfügung auf die Wirksamkeit der inzwischen von ihm oder ihm 
gegenüber vorgenommenen Rechtsgeschäfte keinen Einfluss. 

2. Rechtsgeſchäfte, welche von dem objektiv zu Unrecht bevormundeten 
Mündel oder Pfleglinge vorgenommen ſind. 

a. Unrichtige Annahme der Minderjährigkeit beeinträchtigt nicht die Geſchäfts⸗ 
fähigkeit des Vollfährigen. Wegen Prozeßfähigkeit vgl. zu 3. 

h. Aufhebung des Entmündigungsbeſchluſſes in Folge einer Anfechtungs⸗ 
klage vgl. § 115 Abſ. 1. 

e. Vorläufige Vormundſchaft des § 1906. FG. § 61 (zu § 1906). 

3. Prozeßfähigkeit. 

Mit Rückſicht darauf, daß die Pflegſchaft (vgl. $$ 1909 ff.) nicht eine Be⸗ 
ſchränkung der Geſchäftsfähigkeit hervorruft, trifft END, § 53 im Intereſſe 
der e des Rechtsverkehrs für den Fall der Pflegſchaft eine Sonder⸗ 
regelung: 

. $ 55. Wird in einem Rechtsstreit eine prozessfähige Person durch 
einen Pfleger vertreten, so steht sie für den Rechtsstreit einer nicht prozessfähigen 
Person gleich. 

Die Borſchrift wird (arg, a potiori) indeß auch auf die Fälle einer die 
Geſchaftsfahigkeit des Mündels unberührt laſſenden Vormundſchaft anzu⸗ 
wenden fein. §§ 1906, Fr. §§ 52, 61. 

VI. Terminologie. 

1. Vormund. 

a. Vormund im weiteren Sinne umfaßt den Vormund im engeren 

Sinne (zu b), den Gegenvormund $$ 1792, 1833, 1895, den Pfleger 

§ 1915, den Beiſtand der Mutter § 1693. 

b. Vormund im engeren Sinne. 
a. Vormund bezeichnet den verwaltenden Vormund im Gegenſatze 
zum Gegenvormunde SS 1792, 1799. ü 
8. Vormund iſt der geſetzliche Vertreter kraft Vormundſchaft im Gegen⸗ 
ſatze zu dem geſetzlichen Vertreter kraft elterlicher Gewalt, vgl. z. B. 
§ 113 Abſ. 3, § 1304 Abſ. 2, § 2275 Abf. 2 Satz 2. 
e. Mehrere verwaltende Vormünder heißen Mitvormünder, vgl. $ 1778 

Abſ. 4. 

2. Ein Gegenvormund kann nicht nur neben dem verwaltenden Vor⸗ 
ie ſondern auch neben ach ß vorhanden ſein. Die entſprechende 

ezeichnung Gegenpfleger iſt nicht aufgenommen. 

x bel 5 Abbe ſowohl bei der Altersvormundſchaft 
als auch bei der Vormundſchaft über Volljährige. Zur Bezeichnung deſſen, 
der einen Pfleger erhalten hat, kommt die Bezeichnung Pflegling vor, 
1752 Abſ. 2. 

VII. Prozeßführung. 8 | 
„1. Im Prozeß unterliegt der Vormund den für den geſetzlichen Vertreter 
überhaupt geltenden Vorſchriften der Prozeßordnung, inſonderheit alſo Prü⸗ 
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Erſter Titel. 
Vormundſchaft über Minderjährige. 
I. Anordnung der Vormundſchaft. 


fung der geſetzlichen Vertretung von Amtswegen, CPO. § 56. — Der dem 
Kläger obliegenden Legitimationsführung, wenn der Beklagte, vertreten durch 
einen Vormund, belangt werden ſoll, dient Fr. § 34. 

FdG. 5 34. Die Einsicht der Gerichtsakten kann Jedem insoweit gestattet 
werden, als er ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht. Das Gleiche gilt 
von der Ertheilung einer Abschrift; die Abschrift ist auf Verlangen zu be- 
glaubigen. 

2. Tod des geſetzlichen Vertreters als Grund der Unterbrechung (ED. 
§ 241) oder Ausſetzung (§ 246) des Verfahrens. 

3. Das Armuthszeugniß, auf welches das Geſuch um Ertheilung des 
Armenrechts geſtützt wird, kann nach CPO. § 118 Abſ. 2 vom Vormund⸗ 
ſchaftsgericht ertheilt werden. 

VIII. Strafrechtliche Vorſchriften. 

1. Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte bewirkt Unfähigkeit, Vormund 
e StGB. $ 34 Ziff. 6 (Faſſung des EG. Art. 34 J). Vgl. § 1751 
Ziff. 4. 

2. Strafantrag des Vormundes für den Mündel StGB. § 65 (Faſſung 
des EG. Art. 34 III). 

3. Diebſtahl, Unterſchlagung, Betrug, begangen von dem Mündel gegen 
den Vormund, als Antragsvergehen, StGB. §§ 247, 263. 

4. Unzüchtige Handlungen, vorgenommen vom Vormunde mit dem Mündel 
StGB. $ 174, Kuppelei, begangen von dem Vormund an dem Mündel 
StGB. § 181. 

5. Untreue. 

StB. 5 266 Abs. 1 Ziffer 1, Abs. 2. egen Untreue werden mit Ge- 
fängniss, neben welchem auf Verlust der bürgerlichen Ehvenrechte erkannt 
werden kann. bestraft: 

1. Vormünder, Kuratoren, Güterpfleger, Sequester, Massenverwalter, Voll- 
strecker letztwilliger Verfügungen und Verwalter von Stiftungen, wenn sie 
absichtieh zum Nachtheile der ihrer Aufsicht anvertrauten Personen oder 
Sachen handeln. 

Wird die Untreue begangen, um sich oder einem Anderen einen Vermögens- 
vortheil zu verschaffen, so kann neben der Gefänynissstrafe auf Geldstrafe bis 
u dreitausend Mark erkannt werden. 

IX. Uebergangsvorſchrift EG. Artt. 210, 160. 

X. Internationales Privatrecht EG. Art. 23. Die Regelung des das 
Vormundſchaftsrecht betreffenden Internationalen Privatrechts durch inter⸗ 
nationalen Staatsvertrag ſteht bevor. Vgl. Vorb. zu Ech. Art. 7 ff. Note 13. 

1. Im erſten Titel iſt die Vormundſchaft über Minderjährige ge⸗ 
regelt. Die Minderjährigkeit dauert gemäß § 2 bis zum vollendeten 21. Le⸗ 
bensjahre. Der für volljährig Erklärte hat gemäß § 3 die rechtliche Stellung 
11155 Volljährigen, ſteht mithin nicht unter Altersvormundſchaft (S$ 1773, 
1882). 

2. Auf die Vormundſchaft über Volljqährige (88 1896— 1908) finden gemäß 
§ 1897 die für die Vormundſchaft über Minderjährige, auf die Pflegſchaſt 
die für die Vormundſchaft geltenden Vorſchriften Anwendung, ſoweit ſich 
nicht aus dem Geſetz (vgl. 85 1898—1908, 1915) ein Anderes ergiebt. Vgl. 
daſelbſt. Die Abweichungen der Volljährigenvormundſchaft und der Pfleg⸗ 
ſchaft von den Vorſchriften über die Altersvormundſchaft ſind bei den ein⸗ 
zelnen Vorſchriften vermerkt. 

1. Dem Vormundſchaftsrechte des BGB. liegt das Beſtellungsprinz ip 
zu Grunde (vgl. Abſchnittvorb. Note B III 2b). 

2. Internationales Privatrecht EG. Art. 23. 
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$ 1773. Ein Minderjähriger erhält einen Vormund, wenn er 1. vorausſehungen der 
nicht unter elterlicher Gewalt ſteht oder wenn die Eltern weder in mufsſchaft 
den die Perſon noch in den das Vermögen betreffenden Angelegen⸗ 
heiten zur Vertretung des Minderjährigen berechtigt ſind. 

Ein Minderjähriger erhält einen Vormund auch dann, wenn ſein 
Familienſtand nicht zu ermitteln iſt. 


§ 1773. A. Allgemeiner Inhalt. 

l. In § 1773 werden erſchöpfend die Vorausſetzungen beſtimmt, bei deren 
Vorliegen ein Minderjähriger einen Vormund erhält. In allen in § 1773 
erwähnten Fällen beſteht für den Minderjährigen das Bedürfniß einer all⸗ 
gemeinen Fürſorge für die Perſon und das Vermögen. Inſofern neben 
der über einem Minderjährigen beſtehenden elterlichen Gewalt oder Vor⸗ 
mundſchaft eine Fürſorge für einzelne Angelegenheiten nothwendig wird, 
greift die Pflegſchaft gemäß § 1909 ein. 

II. Die Vormundſchaft beginnt erſt mit der Beſtellung des Vormundes. 
Bis zur erfolgten Beſtellung iſt der Minderjährige, in deſſen Perſon die 
Vorausſetzungen des § 1773 vorliegen, ohne Vormund und deshalb ohne 
geſetzlichen Vertreter (vgl. § 206). Das Vormundſchaftsgericht hat die im 
Intereſſe des Mündels erforderlichen Maßregeln zu treffen ($ 1846). Die 
Vorſchriften über Geſchäftsführung ohne Auftrag ſowie über die ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung greifen ein. 

il Die Vorausſetzungen, welche § 1773 für die Anordnung einer Vor⸗ 
mundſchaft aufftellt, find zugleich die Voraussetzungen ihrer Fortdauer. Mit 
ie der Vorausſetzungen endigt die Vormundſchaft kraft Geſetzes, 


B. Die einzelnen Bevormundungsfälle. 

J. Uneheliche Kinder. 

1. In Anſehung der unehelichen Kinder iſt eine elterliche Gewalt 
vom Geſetz überhaupt nicht anerkannt (vgl. § 1707 und Bemerkungen da: 
ſelbſt). Zu den unehelichen Kindern gehören auch die Kinder aus einer nich⸗ 
tigen Ehe, in Anſehung deren nicht die Vorausſetzungen des § 1699 vor⸗ 
liegen, inſonderheit alſo die Kinder aus einer formnichtigen in das Heiraths⸗ 
regiſter nicht eingetragenen Ehe ($ 1699 Abſ. 2). 

2. Im Falle der Legitimation ($$ 1719 ff., 1723 ff., 1736) oder der An⸗ 
nahme an Kindesſtatt ($$ 1741 ff., 1757) erlangt das uneheliche Kind die 
rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes. 

3. Uneheliche Kinder erhalten demnach ſtets einen Vormund, ſofern ſie 
nicht durch Legitimation oder Annahme an Kindesſtatt die rechtliche Stel⸗ 
lung ehelicher Kinder erlangt haben (vgl. zu 2). Auch in Anſehung der un⸗ 
ehelichen Kinder tritt eine geſetzliche Vormundſchaft nicht ein, vielmehr iſt 
Beſtellung des Vormundes nach den allgemeinen Vorſchriften erforderlich. 
Zum Vormunde kann auch die uneheliche Mutter beſtellt werden, 88 1778 
Abſ. 3, 1783. 4 

li Eheliche und die ihnen gleichſtehenden Kinder (vgl. Titelvorb. vor 
F 1591 Note 2). so 

Die chelchen Kinder (§§ 1591 ff., 1699 Abſ. 1) und die ihnen gleichſtehen⸗ 
den legitimirten (F 1719, 1736) oder an Kindesſtatt angenommenen ($ 1736) 
Kinder ſtehen während der Minderjährigkeit nach § 1626 unter elterlicher 
Gewalt, die ſowohl dem Vater als auch der Mutter (§§ 1627 ff., 1684 ff.) 
zuſtehen kann. Be 8 

Eheliche minderjährige Kinder find demnach nur zu bevor- 
munden, Rn: 

J. wenn die elterliche Gewalt beendigt if. 

A. Beendigung der elterlichen Gewalt in der Perſon beider Eltern. Val. 

Vorb. zu §§ 1679, 1680. i 

4. Tod oder Todeserklärung beider Eltern §§ 1679, 1686. 


II. Anordnung von Amts⸗ 
wegen. 
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§ 1774. Das Vormundſchaftsgericht hat die Vormundſchaft von 
Amtswegen anzuordnen. 


ß. a der elterlichen Gewalt ſeitens beider Eltern $ 1680. Vgl. 
auch zu b. 

7. Wiederverheirathung der Mutter, welcher die elterliche Gewalt zuſtand 
($ 1697). 

b. Beendigung der elterlichen Gewalt des Vaters ohne Uebergang der Ge⸗ 
walt auf die Mutter. Dies iſt der Fall, wenn die elterliche Gewalt vom 
Vater verwirkt wird und die Ehe der Eltern nicht aufgelöſt iſt (§ 1684 
Ziff. 2). 

2. bei fortdauernder elterlicher Gewalt, wenn die Eltern, d. i. 
Vater und Mutter weder in den die Perſon noch in den das Vermögen 
betreffenden Angelegenheiten zur Vertretung des Kindes berechtigt ſind. 
Ei thatſächliche Verhinderung genügt nicht.) Dieſe Berechtigung fehlt den 

ltern 

a. während der Ehe, 

a. wenn dem Vater die Vertretung des Kindes in Anſehung ſowohl der 
Perſon wie des Vermögens gemäß $ 1666 entzogen iſt (vgl. §§ 1685, 
1665 Note 3, 1628 Note 1a 5), 

8. in den anderen Fällen der Nichtberechtigung des Vaters zur Vertre⸗ 
tung des Kindes tritt gemäß § 1685 zunächſt die elterliche Gewalt der 
Mutter ein, welcher gemäß § 1687 ein Beiſtand beſtellt werden kann. 
Eine Vormundſchaft iſt während der Ehe — abgeſehen von dem Falle 
zu @ und zu ib — nur geboten, wenn die der Mutter an ſich zu⸗ 
ſtehende elterliche Gewalt beendigt iſt (§§ 1679, 1680) oder ruht 
(§ 16761678). 

b. nach Auflöſung der Ehe, 

a. wenn dem Vater oder nach Uebergang der elterlichen Gewalt auf die 
Mutter ($ 1684) dieſer die Vertretung des Kindes in Anſehung der 
Perſon und des Vermögens gemäß §§ 1666, 1686 entzogen iſt, 

8. wenn die elterliche Gewalt des Vaters ruht ($$ 1676, 1677) und die 
Ausübung der elterlichen Gewalt nicht gemäß § 1685 Abſ. 2 der 
Mutter durch das Vormundſchaftsgericht übertragen iſt. 

3. Als beſonderer Fall iſt hervorzuheben, daß die leiblichen Eltern eines 
an Kindesſtatt angenommenen Kindes zur Vertretung des Kindes nicht be⸗ 
81105 ſind, wenn die elterliche Gewalt des Annehmenden endigt oder ruht 

ah 

4. Iſt der Gewalthaber nur in einzelnen Beziehungen an der Sorge für 
das Kind verhindert, ſo findet nach § 1909 Abſ. 1 die Beſtellung eines 
Pflegers ſtatt. 

III. Einfluß der elterlichen Gewalt der Mutter auf die zur Zeit des 
Inkrafttretens des BGB. beſtehenden Vormundſchaften, vgl. zu §§ 1684 ff. 
Note IV. 


$ 1774. 1. Durch § 1774 wird das Beſtellungsprinzip (vgl. Ab⸗ 
ſchnittvorb. Note B III 2b) zum Ausdrucke gebracht. Keine Vormundſchaft 
ohne Anordnung und Beſtellung ($ 1789) ſeitens des Vormundſchaftsgerichts 
(FG. §§ 35 ff.) — Alleinige Ausnahme: Landesgeſetzlicher Vorbehalt für 
die Bevormundung durch einen Anſtaltsvorſtand vgl. Ech. Art. 136. 

2. Pflicht der Standesbeamten, Gemeindewaiſenräthe und Gerichte, dem 
Vormundſchaftsgerichte die Bevormundungsfälle mitzutheilen. FrG. 88 48 
bis 50 (Abſchnittvorb. Note B III). j 
N 3. Beſchwerde bei Ablehnung der Anordnung einer Vormundſchaft Frl. 

57 Ziff. 1. 

FG. j 57 Ziffer 1. Die Beschwerde steht, unbeschadet der Vorschriften 
des $ 20, zu: 

1. gegen eine Verfügung, durch welche die Anordnung einer Vormundschaft 

abgelehnt oder eine Vormundschaft aufgehoben wird, Jedem, der ein recht- 
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§ 1775. Das Vormundſchaftsgericht fol, ſofern nicht beſondere in. veſtellung des vor- 


Gründe für die Beſtellung mehrerer Vormünder vorliegen, für den 
Mündel und, wenn mehrere Geſchwiſter zu bevormunden ſind, für 
alle Mündel nur einen Vormund beſtellen. 

$ 1776. Als Vormünder find in nachſtehender Reihenfolge 
berufen: 

1. wer von dem Vater des Mündels als Vormund benannt iſt; 

2. wer von der ehelichen Mutter des Mündels als Vormund 

benannt iſt; 

3. der Großvater des Mündels von väterlicher Seite; 

4. der Großvater des Mündels von mütterlicher Seite. 

Die Großväter ſind nicht berufen, wenn der Mündel von einem 
Anderen als dem Ehegatten ſeines Vaters oder ſeiner Mutter an 
Kindesſtatt angenommen iſt. Das Gleiche gilt, wenn derjenige, von 


liches Interesse an der Aenderung der Verfügung hat, sowie dem Ehegatten, 
den Verwandten und Verschwägerten des Mündels, es sei denn, dass die 
Verfügung eine vorläufige Vormundschaft betrifft. 


§ 1775. 1. Die Vorſchrift bezieht ſich zunächſt nur auf den (verwalten: 
den) Vormund. Wegen Beſtellung eines Gegenvormundes vgl. § 1792. 

2. Mitvormünder. 

a. Die Beſtellung mehrerer Vormünder kann auf der Berufung durch den 
zur letztwilligen Benennung eines Vormundes Berechtigten (88 1776 
Abſ. 1 Ziff. 1 u. 2, 1777) oder auf Anordnung des Vormundſchaftsge⸗ 
richts beruhen. 

b. Wegen der Führung der Vormundſchaft §§ 1797 f. 

€. Beſtellung eines Mitvormundes neben einem als Vormund Berufenen 
§ 1778 Abſ. 4. 

3. Im Sinne des § 1775 macht es keinen Unterſchied, ob die Geſchwiſter 
vollbürtig oder halbbürtig ſind; auch mehrere uneheliche Kinder derſelben 
Mutter erhalten regelmäßig denſelben Vormund, auch wenn ſie verſchiedene 
Väter haben. Angenommene Kinder vgl. § 1763 Note 1 a 6. Die Vormund⸗ 
ſchaft über mehrere Geſchwiſter zählt für das Ablehnungsrecht nur als eine 
Vormundſchaft § 1786 Ziff. 8. 

4. Treten konkurrirende Intereſſen der mehreren Mündel, für die ein ge⸗ 
meinſchaftlicher Vormund beſtellt iſt, ein, ſo iſt erforderlichen Falles für 
jeden einzelnen Mündel ein beſonderer Vertreter (Pfleger § 1909) zu be⸗ 
ſtellen, vgl. $ 1795 und KG. Jahrb. 22 A 34. 

1. Die Berufung ($ 1776) hat nur die Bedeutung, daß der Berufene von 
dem Vormundſchaftsgerichte nicht ohne Grund (§ 1778) übergangen werden 
darf ($ 1778). Sofortige Beſchwerde des Uebergangenen FrG. § 60 Ziff. 1 
(zu 8 1778 Note 1). 2 5 

2. Die Berufung zur Vormundſchaft begründet keinen Zwang zur Ueber⸗ 
nahme der Vormundſchaft. Ein folder (vgl. § 1778) tritt erſt ein, wenn 
der Berufene gemäß § 1779 von dem Vormundſchaftsgericht ausgewählt wird. 
Var. § 1785 Note 1 Ib. a er 

3. Die Reihenfolge der Berufungen iſt ſowohl für die erſte Einleitung 
der Vormundſchaft als auch für den Fall maßgebend, daß während beſtehen⸗ 
der Vormundſchaft das vormundſchaftliche Amt durch den Wegfall des bis⸗ 
herigen Vormundes erledigt wird. 0 e j 

4. Sonderregelung für die Vormundſchaft über Volljährige §8 1898 f., 
für die Pflegſchaft SS 1916f. | 

5. Vorbehalt für die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach denen der An⸗ 
ſtaltsvorſtand vor den nach § 1776 berufenen Perſonen zum Vormunde be⸗ 
ſtellt werden kann, EG. Art. 136 Ziff. 3. 


mundes. 
1. Zahl der Vormünder 


2.1Die Perſon des Vor⸗ 
mundes. 
a. Berufungsgründe. 


Ju 58 1776 1778. 


b 


Benennung durch die 
Eltern des Mündels 
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welchem der Mündel abſtammt, von einem Anderen als dem Ehe⸗ 
gatten ſeines Vaters oder ſeiner Mutter an Kindesſtatt angenommen 
iſt und die Wirkungen der Annahme ſich auf den Mündel erſtrecken. 
8 1777. Der Vater kann einen Vormund nur benennen, wenn 
ihm zur Zeit ſeines Todes die elterliche Gewalt über das Kind zu⸗ 
ſteht; er hat dieſes Recht nicht, wenn er in den die Perſon oder in 
den das Vermögen betreffenden Angelegenheiten nicht zur Vertretung 
des Kindes berechtigt iſt. Das Gleiche gilt für die Mutter. 

Der Vater kann für ein Kind, das erſt nach ſeinem Tode geboren 
wird, einen Vormund benennen, wenn er dazu berechtigt ſein würde, 
falls das Kind vor ſeinem Tode geboren wäre. 

Die Benennung des Vormundes erfolgt durch letztwillige Verfügung. 


§ 1776. 1. Ziff, 1. Benennung durch den Vater des Mündels. 

a. Vorausſetzungen des Benennungsrechts § 1777. — Das elterliche Be: 
ee gilt nicht für die Vormundſchaft über das volljährige Kind 
§ 1897. 

b. Vorzug des Ehemanns der minderjährigen Ehefrau vor dem Benannten 
§ 1778 Abſ. 3. 

c. Benennung unter Befreiung von vormundſchaftsrechtlichen Beſchränkungen 
(Befreite Vormundſchaft) §§ 1852 ff. 

d. Benennung unter Bedingung oder Befriſtung vgl. zu § 1777 Note II 3. 

e. Benennung mehrerer Vormünder unter Beſtimmungen über die Ent⸗ 
ſcheidung von Meinungsverſchiedenheiten und über die Vertheilung der 
Geſchäfte § 1797 Abſ. 3. 

2. Ziffer 2. Benennung durch die eheliche Mutter. Vgl. § 1705 Note 3. 
Vgl. im Uebrigen zu Note J. 

3. Ziffer 3. 

a. Der Großvater des Mündels von väterlicher Seite. Der Vater eines 
unehelichen Vaters ſteht zu dem unehelichen Kinde nicht im Großvater⸗ 
verhältniſſe § 1589 Abſ. 2. — Durch Ehelichkeitserklärung kann eine 
Großvaterſchaft überhaupt nicht (§ 1737), durch Annahme an Kindesſtatt 
nicht im Verhältniſſe zwiſchen dem Kinde und dem Vater des Annehmen⸗ 
den ($ 1763), ſondern nur im Verhältniſſe des Annehmenden zu den Ab⸗ 
kömmlingen des Kindes (§ 1762) begründet werden. 

b. Vorzug des Ehemanns vor dem Großvater § 1778 Abſ. 3. 

e. Wegen Abſ. 2 des § 1776 vgl. Note 5. 

d. Die Beſtellung des Großvaters kann durch den Vater oder die eheliche 
Mutter des Mündels gemäß § 1782 ausgeſchloſſen ſein. 

4. Ziffer 4. Der Großvater des Mündels von mütterlicher Seite (ogl. 
auch zu 3). 

a. Für ein uneheliches Kind würde hiernach zunächſt der Großvater berufen 
fein; nach § 1778 Abſ. 3 kann indeß die Mutter vor dem Großvater be⸗ 
ſtellt werden. 

b. Wegen Abſ. 2 des § 1776 vgl. Note 5. 

5. (Abſ. 2) ſchließt mit Rückſicht darauf, das — abgeſehen von dem Falle 
der Annahme ſeitens des Ehegatten des Vaters oder der Mutter (vgl. § 1757 
Abſ. 2) — durch die Annahme eines Kindes an Kindesſtatt regelmäßig eine 
Entfremdung des Kindes gegenüber den leiblichen Verwandten einzutreten 
pflegt, die geſetzliche Berufung des Großvaters in den entſprechenden Fallen 
aus. Es wird hierdurch eine Ausnahme von § 1764 begründet. Vgl. § 1764 
Note 2d. Der Satz 2 des Abſ. 2 entſpricht dem § 1762. 

§ 1777. J. Materielle Voransſetzungen des Beuennungsrechts. 

1. Das Benennungsrecht ft ein Ausfluß der elterlichen Gewalt. Es iſt 
deshalb für die Vormundſchaft über Volljährige nicht gegeben § 1898. 
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§ 1778. Wer nach $ 1776 als Vormund berufen iſt, darf ohne e. uebergehung Berufener. 
ſeine Zuſtimmung nur übergangen werden, wenn er nach den §§ 1780 
bis 1784 nicht zum Vormunde beſtellt werden kann oder ſoll oder 
wenn er an der Uebernahme der Vormundſchaft verhindert iſt oder 
die Uebernahme verzögert oder wenn ſeine Beſtellung das Intereſſe 
des Mündels gefährden würde. 

Iſt der Berufene nur vorübergehend verhindert, jo hat ihn das a. Vorübergehende Ber- 
Vormundſchaftsgericht nach dem Wegfalle des Hinderniſſes auf feinen binderung. 
Antrag an Stelle des bisherigen Vormundes zum Vormunde zu beſtellen. 

Für eine Ehefrau darf der Mann vor den nach § 1776 Beru- 3. Vorzug d. Ehemanns. 
fenen, für ein uneheliches Kind darf die Mutter vor dem Großvater 
zum Vormunde beſtellt werden. 5 

Neben dem Berufenen darf nur mit deſſen Zuſtimmung ein Mit: „. Beſtellung eines Mit 
vormund beſtellt werden. Werfen 

2. Der entſcheidende Zeitpunkt für das Vorhandenſein der in $ 1777 auf: 
geführten Vorausſetzungen iſt der Zeitpunkt des Todes, nicht der Zeitpunkt 
der Errichtung der letztwilligen Verfügung (Abſ. 3). Es können daher der 
Vater oder die Mutter unter den ſonſtigen Vorausſetzungen des § 1777 
auch im Hinblick auf ihre künftigen Kinder einen Vormund wirkſam be⸗ 
nennen. 

3. Der Vater kann gemäß § 1777 einen Vormund nicht benennen, 

a. wenn ihm zur Zeit feines Todes die elterliche Gewalt nicht zuſteht: 

a. Todeserklärung § 1679; vgl. indeß auch § 1679 Abſ. 2; 

6. Verwirkung § 1680. 

b. wenn er zur Zeit feines Todes außer den Fällen zu a nicht zur Ber: 

tretung des Kindes in den die Perſon oder das Vermögen betreffenden 

Angelegenheiten berechtigt ift (vgl. § 1630). 

c. Konkurs § 1647. 

ß. . e der Vertretung durch das Vormundſchaftsgericht §§ 1666, 

70. 
1. Ruhen der elterlichen Gewalt 88 16761678. 

5. Im Falle der Annahme des Kindes an Kindesſtatt vgl. § 1765. 

4. Die Mutter kann außer den zu 3 aufgeführten Fällen (vgl. § 1686) 
gemäß § 1777 einen Vormund nicht benennen: 

a. im Falle ihrer Wiederverheirathung § 1697; 
b. im Falle der Uebertragung der Vermögensverwaltung auf den Beiſtand 

$$ 1693, 1628. 

II. Die Benennung. 0 N 5 

1. Die Benennung kann nur mittelſt letztwilliger Verfügung (§ 1937), nicht 
auch mittelſt Erbvertrag ($ 2278) wenn auch in demſelben ($ 2299) erfolgen. 

2. Wegen Errichtung, Anfechtbarkeit, Aufhebung der letztwilligen Ver⸗ 
fügung, mittelſt deren ein Vormund benannt wird, gelten die allgemeinen 
erbrechtlichen Vorſchriften $$ 1937, 2064 ff., 2078 fl. f g 

3. Benennung unter einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung iſt, da nicht 
ausgeſchloſſen, zuläſſig. . 5 5 
a. Aach bende en oder Zeitbeſtimmung, welche zur Zeit der Anord⸗ 

nung der Vormundſchaft noch nicht eingetreten iſt, Toll nach Mot. IVS. 1054 

eine vorübergehende Verhinderung im Sinne des § 1778 Abſ. 1, 2 fein. 

b. Der Eintritt einer beigefügten auflöſenden Bedingung oder eines End: 

termins beendigt nicht kraft Geſetzes das Amt des beſtellten Vormundes 

($$ 1888, 1889). Die Entlaſſung des Vormundes kann gemäß § 1790 

für den Fall des Eintritts der Bedingung oder der Zeitbeſtimmung vor⸗ 

behalten werden. j . 0 n 

4. Benennung eines Vormundes als befreiten Vormundes §§ 1852 ff. 


d. Auswahl des Vor⸗ 
mundes durch das 
Gericht 
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8 1779. Sit die Vormundſchaft nicht einem nach § 1776 Be⸗ 
rufenen zu übertragen, ſo hat das Vormundſchaftsgericht nach Anhörung 
des Gemeindewaiſenraths den Vormund auszuwählen. 

Das Vormundſchaftsgericht ſoll eine Perſon auswählen, die nach 
ihren perſönlichen Verhältniſſen und ihrer Vermögenslage ſowie nach 
den ſonſtigen Umſtänden zur Führung der Vormundſchaft geeignet 
iſt. Bei der Auswahl iſt auf das religtöſe Bekenntniß des Mündels 
Rückſicht zu nehmen. Verwandte und Verſchwägerte des Mündels 
ſind zunächſt zu berückſichtigen. 


§ 1778. 1. Der Berufene hat, wenn nicht einer der Uebergehungsgründe 
des § 1778 vorliegt, ein Recht auf ſeine Beſtellung als Vormund. Sofortige 
Beſchwerde des Uebergangenen Fr. § 60 Abt. I Ziffer 1 und Abſ. 2. Es 
iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß er von vornherein zur Sicherheitsleiſtung 
gemäß § 1844 angehalten wird. Vgl. auch § 1786 Ziffer 6. 

FG. 5 60 Abs. 1 Ziffer 1, Abs. 2. Die sofortige Beschwerde findet statt: 
1. gegen eine Verfügung, durch die ein als Vormund, Pfleger, Gegenvormund, 
Beistand oder Mitglied des Familierraths Berufener übergangen wird. 

Die Frist beginnt in den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 mit dem Zeitpunkt, in 
welchem der Beschwerdeführer von seiner Uebergehung Kenntniss erlangt, im 
Falle der Aufhebung des Familienraths mit dem Zeitpunkt, in welchem das Vor- 
mundschaftsgericht die bisherigen Mitglieder von der Aufhebung in Kenntniss setzt. 

In KG. Jahrb. 22 A S. 213 wird eine Beſchwerde des Uebergangenen 
auch nach Beſtellung eines anderweiten Vormundes anerkannt. 

2. Uebergehungsgründe. 

Unfähigkeit zur Vormundſchaft § 1780. 

Untauglichkeit zur Vormundſchaft § 1781. 

Ausſchließung durch den Vater oder die Mutter § 1782. 

Mangelnde Zuſtimmung des Ehemanns einer als Vormund benannten 

Frau 8 1783. 

e. Mangel der landesgeſetzlich vorgeſchriebenen dienſtlichen Erlaubniß, wenn 
ein Beamter oder Religionsdiener benannt iſt, § 1784. 

1. Verhinderung des Berufenen zu der Zeit, in welcher die Anordnung der 
Vormundſchaft erforderlich wird. Vorübergehende Verhinderung § 1778 
Abſ. 2. Vgl. auch § 1777 Note II 3. Es iſt zweckmäßig, bei vorüber⸗ 
gehender Verhinderung des Berufenen den an deſſen Stelle tretenden 
Vormund mit dem Vorbehalte der Entlaſſung für den Fall zu beſtellen, 
daß der Berufene nach Wegfall des Hinderungsgrundes ſeine Beſtellung 
beantragt. 

g. Verzögerung der Uebernahme, auch wenn dieſelbe unverſchuldet iſt. 

h. Gefährdung des Intereſſes des Mündels vgl. §§ 1666, 1667, 1886. 

3. Für eine minderjährige (vgl. die Titelüberſchrift) Ehefrau kann 
nach Abſ. 3 der Ehemann vor den nach § 1776 Berufenen zum Vormunde 
beſtellt werden. 

4. Die uneheliche Mutter kann nach Abſ. 3 vor dem mütterlichen Groß⸗ 
vater des Mündels (§ 1776 Ziffer 4) beſtellt werden. 

5. (Abſ. 4.) Beſtellung eines Mitvormundes (vgl. §§ 1775, 1786 Ziffer 7) 
zu unterſcheiden vom Gegenvormunde ($ 1792). Ueber die Führung der 
Vormundſchaft durch mehrere Vormünder § 1797. 

§ 1779. 1. Die Vormundſchaft iſt einem nach $ 1776 Berufenen nicht zu 
übertragen, 

a. wenn ein ſolcher überhaupt nicht vorhanden, 

b. wenn die Uebergehung des Berufenen gemäß § 1778 angezeigt iſt. 

2. Sind mehrere nach einander gemäß § 1776 berufene Perſonen vor⸗ 
handen und will der zuerſt Berufene die Vormundſchaft nicht übernehmen, 
fo iſt das Vormundſchaftsgericht nicht befugt, den Ablehnenden gemäß § 1779 
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§ 1780. Zum Vormunde kann nicht beſtellt werden, wer ge- 
ſchäftsunfähig oder wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunk⸗ 
ſucht entmündigt iſt. 
§ 1781. Zum Vormunde ſoll nicht beſtellt werden: 
1. wer minderjährig oder nach § 1906 unter vorläufige Vor⸗ 
mundſchaft geſtellt iſt; 
2. wer nach § 1910 zur Beſorgung ſeiner Vermögensangelegen⸗ 
heiten einen Pfleger erhalten hat; 
3. wer in Konkurs gerathen iſt, während der Dauer des Konkurſes; 
4. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt iſt, jo- 
weit ſich nicht aus den Vorſchrifteu des Strafgeſetzbuchs ein 
Anderes ergiebt. 


Abſ. 1 auszuwählen (§§ 1785, 1788); vielmehr kommen zunächſt die Nach⸗ 
berufenen für die Vormundſchaft in Betracht. Erſt wenn dieſe die Vor⸗ 
mundſchaft nicht annehmen wollen oder ihre Uebergehung gemäß § 1778 be⸗ 
gründet iſt, hat das Vormundſchaftsgericht den Vormund auszuwählen. 
Die Wahl kann insbeſondere auch auf die ablehnenden Berufenen oder auf 
die eheliche Mutter oder den Ehegatten des Mündels fallen. 

3. Anhörung des Gemeindewaiſenraths (§§ 1849 ff.) bedeutet, daß ihm 
Gelegenheit zur Aeußerung zu geben iſt. Das Vormundſchaftsgericht kann 
darüber, ob Jemand für die Vormundſchaft geeignet iſt, auch ſonſtige Er⸗ 
mittelungen, insbeſondere auch Zeugenvernehmungen gemäß Fr. § 12 von 
Amtswegen vornehmen, vgl. KG. Jahrb. 22 A S. 205. 

4. Berückſichtigung des religiöſen Bekenntniſſes vgl. $ 1801 und EG. 
Art 134. — Die Rückſichtnahme auf das religiöſe Bekenntniß iſt nur vor⸗ 
geſchrieben für die Fälle, in denen eine Auswahl des Vormundes ſtatt⸗ 
findet, alſo weder in den Fällen des § 1776, noch in den Fällen, daß ein 
Gemeindevormund eintritt (EG. Art. 136), vgl. KG. Jahrb. 22 A S. 217. 

5. Zwangsmaßregeln gegen den in Gemäßheit des § 1779 als Vormund 
510 8788 der ſich das Amt zu übernehmen grundlos weigert, $$ 1785 
is 1788. 


§ 1780. 1. Liegen die Unfähigkeitsgründe des § 1780 zur Zeit der Be⸗ 
ſtellung (vgl. Wirkſamwerden der Entmündigung § 6 Note B II 4) in der 
Perſon des Beſtellten vor, jo iſt die Beſtellung nichtig („kann nicht beſtellt 
werden“). 
a. Beldäftsunfäßigteit $ 104: Kindesalter, Geiſteskrankheit und Entmündi⸗ 

gung wegen Geiſtes krankheit. Vgl. § 6 Note AT. 
5h. Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung und Trunkſucht ($ 6). 

2. Die von einem nichtiger Weiſe als Vormund Beſtellten für den Mündel 
vorgenommenen Rechtsgeſchäfte ſind nach den Vorſchriften der Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag (§§ 677 ff., 165, 177 ff.) zu beurtheilen. Haftung des 
Handelnden § 682. Haftung des Vormundſchaftsrichters § 1848. 

3. Nachträglich erfolgende Entmündigung des Vormundes beendigt ſein 
Amt als Vormund, § 1885. - — 

4. Weitere Unfähigkeitsgründe, welche die Beſtellung nichtig machen, be⸗ 
ſtehen nicht. Wegen der Untauglichkeitsgründe vgl. § 1781. 


§ 1781. 1. Die Untauglichkeitsgründe. ö n 

Die Untauglichkeitsgründe des § 1781 machen die unter Zuwiderhandlung 
gegen die Sollvorſchrift des § 1781 erfolgte Beſtellung nicht nichtig. Der 
Beſtellte iſt Vormund und hat die Fähigkeit, den Mündel innerhalb der 
dem Vormund als ſolchem zukommenden Vertretungsmacht zu vertreten. 
Entlaſſung des Vormundes wegen Vorliegens eines der Untauglichkeitsgründe 
des § 1781 nal. § 1886. 


e. Unfähigkeit zur Vor 
mundſchaft 


f. Untauglichkeit zur 
Vormündſchaft 
a. kraft Geſetzes. 


§ 1781. 
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1. Ziffer 1. 

a. Minderjährigkeit § 2. Der für volljährig Erklärte hat auch in Anſehung 
95 . Vormund zu ſein, die rechtliche Stellung eines Volljährigen, 
3 Abſ. 2. 

b. Vorläufige Vormundſchaft des § 1906 wegen beantragter Entmündigung. 

2. Ziffer 2: Gebrechlichkeitspflegſchaft des § 1910 vgl. daſelbſt. 

3. Jiffer 3: Konkurs. 

a. In Konkurs gerathen iſt ſchon derjenige, über deſſen Vermögen der Kon⸗ 
kurs eröffnet iſt. Der Zeitpunkt der Erlaſſung des Eröffnungsbeſchluſſes 
iſt maßgebend (RD. § 108), nicht erſt der Zeitpunkt der Rechtskraft des 
Eröffnungsbeſchluſſes. Vgl. § 1647. 

b. Dauer des Konkurſes vgl. KO. §§ 163, 190, 202, 204. Vgl. auch KD. 
§§ 109, 116. 

4. Ziffer 4: Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte. 

a. StB. § 34 Ziffer 6, § 36. 

StB. 5 34 (EG. Art. 34 /). Die Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte bewirkt ferner die Unfähigkeit, während der im Urtheile bestimmten Zeit 

6. Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Beistand der Mutter, Mitglied eines 

Familienraths oder Kurator zu sein, es sei denn, dass es sich um Ver- 
wandte absteigender Linie handele und die obervormundschaftliche Behörde 
oder der Familienrath die Genehmigung ertheile. 

StGB. 5 36. Die Wirkung der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
überhaupt, sowie der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter insbesondere, 
ritt mit der Rechtskraft des Urtheils ein; die Zeitdauer wird von dem Tage 
berechnet, un dem die Freiheitsstrafe, neben welcher jene Aberkennung ausge- 
sprochen wurde, verbüsst, verjährt oder erlassen ist. 

b. Durch die Faſſung des § 1781 Ziff. 4 ſoll zum Ausdrucke gebracht werden, 
daß das jeweilige Strafgeſetzbuch maßgebend iſt, jo daß eine etwaige 
Aenderung des gegenwärtigen Strafgeſetzbuchs eine Aenderung des § 1781 
nicht erforderlich macht. 

e. Wenn StGB. § 34 an den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte die Un⸗ 
fähigkeit, Vormund zu ſein, knüpft, ſo wird damit nicht ein Fall des 
§ 1780 geſchaffen, ſondern lediglich eine Sollvorſchrift im Sinne des 
§ 1781 gegeben. Nach den Mot. (IV S. 1066 f.) läßt es § 1781 Ziff. 4 
(in Uebereinſtimmung mit der Pr. Bormd. § 21 Ziff. 3, vgl. auch § 25) 
bei der Beſtimmung des StGB. § 34 Ziff. 6 bewenden. 

II. Der in der Geſchüftsfähigkeit beſchräukte Vormund. 

Die Untauglichkeitsgründe der Ziff. 1 (Minderjährigkeit und vorläufige 
Vormundſchaft aus § 1906) begründen die beſchränkte Geſchäftsfähigkeit 
(ss 106 ff., 114). Die Beſtellung des untauglichen Vormundes iſt bis zur 
erfolgenden Entlaſſung ($ 1886) wirkſam. Vgl. Note I. 

1. Das Verhältniß nach Außen. 

Die von oder gegenüber dem in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Vor⸗ 
mund abgegebenen Erklärungen werden gemäß § 165 in ihrer Wirkſamkeit 
durch die beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Vormundes nicht beeinträchtigt. 

2. Für das Verhältniß nach Innen (Verantwortlichkeit des Vor⸗ 
mundes gegenüber dem Mündel § 1833) iſt entſcheidend, daß die Beſtellung 
des Vormundes kein rechtsgeſchäftlicher Akt im Sinne des § 106, ſondern 
Uebernahme eines Amtes ift (vgl. Abſchnittvorb. vor $ 1773 Note B III 2a). 
Für die Haftung des in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Vormundes 
($ 1833) iſt eine dem $ 682 (Geſchäftsführung ohne Auftrag) entſprechende 
Vorſchrift nicht gegeben. Wenn man nicht gerade davon ausgehen will, 
daß, wem Gott ein Amt giebt, auch den erforderlichen Verſtand giebt, wird 
man den $ 682 zur entſprechenden Anwendung bringen und den Vormund⸗ 
a ($$ 1781, 1886, 1848) geeigneten Falles aushülfsweiſe haften 
aſſen. 
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§ 1782. Zum Vormunde ſoll nicht beſtellt werden, wer durch 
Anordnung des Vaters oder der ehelichen Mutter des Mündels von 
der Vormundſchaft ausgeſchloſſen iſt. Die Mutter kann den von 
dem Vater als Vormund Benannten nicht ausſchließen. 

Auf die Ausſchließung finden die Vorſchriften des § 1777 An⸗ 
wendung. 

$ 1783. Eine Frau, die mit einem Anderen als dem Vater 
des Mündels verheirathet iſt, ſoll nur mit Zuſtimmung ihres Mannes 
zum Vormunde beſtellt werden. 

§ 1784. Ein Beamter oder Religionsdiener, der nach den Landes⸗ 
geſetzen einer beſonderen Erlaubniß zur Uebernahme einer Vormund⸗ 
ſchaft bedarf, ſoll nicht ohne die vorgeſchriebene Erlaubniß zum Vor⸗ 
munde beſtellt werden. 


III. Keine Untauglichkeitsgründe find insbeſondere: 

1. das weibliche Geſchlecht (§§ 1783, 1786 Ziff. 1). Die Beſtellung einer 
Frau wird namentlich dann empfehlenswerth ſein, wenn es ſich bei der Vor⸗ 
mundſchaft im Weſentlichen um die Sorge für die Perſon eines Mädchens 
handelt. Vgl. Reichstagskomm. Druckſ. 440 b S. 167; 

2. der Mangel der Reichsangehörigkeit, vgl. § 1785. 

§ 1782. 1. Das Ausſchließungsrecht ſteht dem Vater bzw. der Mutter 
nur in Anſehung beſtimmter Perſonen, nicht in Anſehung ganzer Klaſſen 
von Perſonen zu (Mot.) Insbeſondere können auch die nach § 1778 be⸗ 
rufenen Perſonen ausgeſchloſſen werden. Kein Ausſchließungsrecht beſteht 
in den Fällen, in denen nach vorbehaltenem Landesrechte (EG. Art. 136 
Ziff. 1) der e die Stellung eines Vormundes kraft Geſetzes, alſo 
ohne Beſtellung, hat. Wenn eine Beſtellung erforderlich iſt (vgl. EG. Art. 136 
Ziff. 3), können einzelne beſtimmte Perſonen gemäß § 1782 ausgeſchloſſen fein. 

2. Wegen der Vorausſetzungen der Ausſchließung vgl. § 1777. 

3. Der überwiegende Einfluß, welcher dem Vater bei der elterlichen Ge⸗ 
walt (§ 1634) zugeſtanden iſt, bleibt auch hier maßgebend. Der Vater kann 
auch die Mutter von der Vormundſchaft ausſchließen. Dies kann indeß nur 
in Frage kommen, wenn der Mutter ausnahmsweiſe, insbeſondere im Falle 
ihrer Wiederverheirathung ($ 1697) die elterliche Gewalt nicht zuſteht ($ 1684). 
Wegen Anordnung einer Beiſtandſchaft für die Mutter als Inhaberin der 
elterlichen Gewalt ſeitens des Vaters vgl. § 1687 Ziff. l. 

4. Für die Vormundſchaft über Volljährige beſteht das elterliche Aus⸗ 
ſchließungsrecht, welches ein Ausfluß der elterlichen Gewalt iſt, nicht. 

§ 1783 1. Die Zuſtimmung des Ehemanns iſt mit Rückſicht auf die ſich 

aus der Ehe ergebenden Pflichten der Ehefrau für erforderlich erachtet. Bgl. 
88 1356, 1358. In Betracht kommt auch, daß die durch die Vormundſchaft 
etwa entſtehenden Verbindlichkeiten der Ehefrau ($ 1833) nach den Vorſchriften 
des ehelichen Güterrechts dem Manne gegenüber wirkſam find. Vgl. 
§§ 1411 ff., 1459 ff. i g . 
Die Frau bedarf der Zuſtimmung des Mannes nicht, wenn es ſich um 
die Vormundſchaft über das Kind ihres Mannes handelt, gleichgültig, ob es 
fh um ein gemeinſchaſtliches Kind der Eheleute oder um ein von dem 
Manne in die Ehe gebrachtes eheliches ($ 1589 Abſ. 2) Kind handelt. Dieſer 
Fall kann namentlich eintreten, wenn der Mann die väterliche Gewalt ver⸗ 
wirkt hat ($$ 1680, 1684) oder wenn ihm die Sorge für die Perſon und das 
Vermögen des Kindes gemäß $ 1666 entzogen iſt. 

3. Verheirathung der zum Vormunde beſtellten Frau § 1887 Abſ. 1 — 
Verſagung oder Widerruf der ehemännlichen Zuſtimmung § 1886 Abſ. 2. 

4. Ablehnungsrecht der Frau § 1786 Ziff. 1. 

5. Beſtellung der Frau zum Vormund ihres Mannes § 1900. 


1 


F. kraft elterlicher 


Ausſchließung. 


g. Ehefrau als Vormund. 


h. Beamter u. Religions⸗ 
diener als Vormund. 


3. Staatsbürgerl. Pflicht 
zur Uebernahme der 
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§ 1785. Jeder Deutſche hat die Vormundſchaft, für die er von 
dem Vormundſchaftsgericht ausgewählt wird, zu übernehmen, ſofern 
nicht ſeiner Beſtellung zum Vormund einer der in den $$ 1780 bis 
1784 beſtimmten Gründe entgegenſteht. 


S 1784. 1. Reichsbeamte. 

a. Für die Reichseivilbeamten tft eine beſondere Regelung nicht erfolgt. 
Gemäß $ 19 des Gei. betr. die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten vom 
31. März 1873 (RG Bl. S. 61) finden diejenigen Vorſchriften Anwendung, 
welche an dem Wohnſitze des Reichsbeamten für die Landesbeamten gelten 
(vgl. zu 2). 

b. Militärperſonen. 

Reichsmilitärgeseiz vom 2. Mai 1874 $ 41 (RGBl. S. 45). Militär- 
personen des Friedensstandes und die Civilbeamten der Militärverwaltung können 
die Uebernahme der Vormundschaft ablehnen und sind zu deren Uebernahme nur 
mit Genehmigung ihrer Vorgesetzten berechtigt. 

c. Für die der Reichsmarine angehörenden Perſonen iſt eine entſprechende 
Beſtimmung nicht getroffen. 

2. Landesbeamte und Religionsdiener. 

a. Das Erforderniß der Erlaubniß zur Uebernahme einer Vormundſchaft 
richtet ſich nach den Landesgeſetzen (zu 3). Ein ſelbſtändiges Ablehnungs⸗ 
recht (vgl. zu 1b) beſteht nicht. Andererſeits beſteht auch keine Verpflich⸗ 
tung zur Uebernahme der Vormundſchaft, ſofern die erforderliche Erlaubniß 
nicht vorliegt § 1785 Note 12a e. 

b. Entlaſſung des Vormundes bei Verſagung oder Zurücknahme der Er⸗ 
laubniß § 1888. 

e. Anwendbarkeit der Vorſchrift auf die Beſtellung des Gegenvormundes 
§ 1792 Abſ. 4, des Vormundes für einen Volljährigen $ 1897, des Pflegers 
§ 1915, eines Beiſtandes der Mutter § 1694. 

3. Landesgeſetzgebung. 

Die Erlaubniß der vorgeſetzten Dienſtbehörde wird für Beamte und Geiſt⸗ 
liche e 


M.-Schw. | V. z. A. § 225. 
M.-Strelitz V. z. A. 8 223. 
Reuss j. L. AG. z. BGB. § 114. 
S.-Mein- Ac. z. BGB. Art. 27. 
§ 1785. 1. Die Zwangspflicht der Reichsangehörigen zur Uebernahme 
einer Vormundſchaft. 
1. Vorausſetzungen. 
a. Reichsangehörigkeit vgl. EG. Art. 41. 4 
b. Auswahl durch das Vormundſchaftsgericht. Die Zwangspflicht des $ 1785 
trifft nur den auf Grund des § 1779 Abſ. 1 durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht als Vormund Ausgewählten, nicht auch denjenigen, welcher auf 
95 751 Te Abſ. Vals Vormund berufen iſt. Vgl. zu 88 1776—1778 
ote 1 und 2. 


nur bei entgeltlicher Führung 
der Vormundſchaft. 


Preussen G. z. BGB. Art. 72. 
Sachsen Ac. z. BGB. § 40. 
Württ. AG. 3. BGB. Art. 67. 
Baden AG. z. BGB. Art. 34. 
Hessen AG. z. BGB. Art. 123. 
Oldenburg As. z. BGB. $ 20. ſowohl bei entgeltlicher als auch 
Birkenfeld AG. z. BGB. § 65. N bei unentgeltlicher Führung 
Lübeck-F. | A. . 868. $ 19. der Vormundſchaft. 
Braunsch. AG. z. BGB. $$ 99, 100. 
Anhalt | AG. z. BGB. Art. 64. 
Schw.-Rd. | AG. z. BGB. Art. 168. 

Taldeck AG. 3. BGB. Art. 35. 
Sch.-Lippe Ac. z. BGB. § 43. 

| 
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§ 1786. Die Uebernahme der Vormundſchaft kann ablehnen: 

1. eine Frau; 

2. wer das ſechzigſte Lebensjahr vollendet hat; 

3. wer mehr als vier minderjährige eheliche Kinder hat; ein von 

einem Anderen an Kindesſtatt angenommenes Kind wird nicht 

gerechnet; 

4. wer durch Krankheit oder durch Gebrechen verhindert iſt, die 
Vormundſchaft ordnungsmäßig zu führen; 

5. wer wegen Entfernung ſeines Wohnſitzes von dem Sitze des 

Vormundſchaftsgerichts die Vormundſchaft nicht ohne beſondere 

Beläſtigung führen kann; 

wer nach § 1844 zur Sicherheitsleiſtung angehalten wird; 

wer mit einem Anderen zur gemeinſchaftlichen Führung der 

Vormundſchaft beſtellt werden ſoll; 

8. wer mehr als eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft führt; die 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft über mehrere Geſchwiſter gilt 
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2. Die Zwangspflicht aufhebende Umſtände. 

a. Der Beſtellung entgegenſtehende Gründe (§§ 1780 — 1784), welche die 

Zwangspflicht der Uebernahme ausſchließen. 
die Unfähigkeitsgründe des § 1780. 

. die Untauglichkeitsgründe des § 1781. 

Ausſchließung durch den Vater oder die Mutter gemäß § 1782. 

Mangel der erforderlichen Erlaubniß des Ehemanns § 1783. Vgl. auch 
$ 1786 Ziff. 1. 

Mangel der erforderlichen Erlaubniß für Landesbeamte und Religions⸗ 
diener $ 1784. Wegen der Reichsbeamten und Militärperſonen vgl. 
§ 1784 Note 1. 

b. Ablehnungsgründe § 1786. 

c. Sofortige Beſchwerde gegen die die Weigerung der Vormundſchaftsüber⸗ 

nahme zuruckweiſende Verfügung FrG. § 60 Ziff. 2. 

FG. $ 60 Ziffer 2. Die sofortige Beschwerde findet statt: 

2, gegen eine Verfügung, durch welche die Weigerung, eine Vormundschaft, 
Bflegschaft, (regenvormundschaft oder Beistandschaft zu übernehmen, zurück- 
gewiesen wird. 5 

3. Verſtoß gegen die Uebernahmepflicht. 

a. Schadenserſatz § 1787. 

b. Ordnungsſtrafen § 1788. 4 
4. Geltungsbereich der Vorſchrift. | 
Die Vorſchrift des § 1785 iſt anwendbar auf die Beftellung des Gegen⸗ 

vormundes § 1792 Abſ. 4, des Vormundes für einen Volljährigen § 1897, 

des Beiſtandes der Mutter 88 1694, 1915; des Pflegers § 1915, einſchließlich 

der Nachlaßpflegſchaft zur Sicherung des Nachlaſſes (SS 1960 ff.) aber aus⸗ 
ſchließlich der Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der Befriedigung der Nachlaß⸗ 

gläubiger (Nachlaßverwaltung §§ 1981, 1975). 

II. Ausländer als Vormünder. h * 

1. Dem Ausländer iſt, auch wenn derſelbe feinen Wohnſitz im Inlande 
hat, eine Verpflichtung zur Uebernahme eines vormundſchaftlichen Amtes 
nicht auferlegt. — Zuläſſigkeit eines Vergeltungsrechts EG. Art. 31. 

Hat der Ausländer eine inländiſche Vormundſchaft übernommen, fo 
iſt das inländiſche Recht uneingeſchränkt auf die aus der Vormundſchaft ſich 
ergebenden Rechtsverhältniſſe anwendbar. Der Mangel der Reichsangehörig⸗ 
keit berechtigt weder den Ausländer ſeine Entlaſſung als Vormund zu ver⸗ 
langen (vgl. § 1889), noch das Gericht, den Vormund zu entlaſſen, § 1886. 
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a. Ablehnungsgründe. 
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nur als eine; die Führung von zwei Gegenvormundſchaften 
ſteht der Führung einer Vormundſchaft gleich. 

Das Ablehnungsrecht erliſcht, wenn es nicht vor der Beſtellung 
bei dem Vormundſchaftsgerichte geltend gemacht wird. 


8 1786. I. Geltendmachung des Ablehnungsrechts. 

(Abſ. 2.) Das Ablehnungsrecht aus § 1786 erliſcht, wenn es nicht vor 
der Beſtellung (§ 1789) geltend gemacht wird. Dementſprechend gilt auch 
nur der Eintritt eines der zu Ziff. 2 bis 7 aufgeführten Umſtände im Ver⸗ 
laufe der Vormundſchaft ſchlechthin als wichtiger Grund für den Antrag des 
Vormundes auf Entlaſſung $ 1889. 

II. Die einzelnen Ablehnungsgründe. 

1. Frauen, d. h. verheirathete und unverheirathete Frauensperſonen, 
haben als ſolche das Ablehnungsrecht. Vgl. auch §§ 1783, 1887. 

2. Zurückgelegtes ſechzigſtes Lebensjahr. Berechnung SS 187 
Abſ. 2, 188. — Eintritt dieſes Alters im Verlaufe der Vormundſchaft, Ueber⸗ 
nahme nach vollendetem 60. Lebensjahr vgl. § 1889 Note II. 

3. Beſitz von mindeſtens fünf eigenen minderjährigen Kindern. 
a. 855 rs erklärte Kinder zählen nicht als minderjährige Kinder 

§ 3 Abſ. 2. 

b. Legitimirte und an Kindesſtatt angenommene Kinder rechnen wie eigene 
eheliche Kinder §§ 1719, 1736, 1757. 

c. An Kindesſtatt von einem Dritten angenommene Kinder ($$ 1749 ff.) 
kommen für den leiblichen Vater in Anſehung der Anwendbarkeit der 
Ziff. 3 nicht in Betracht. 

d. Ein Nasciturus zählt nicht mit. Nach der Geburt deſſelben während der 
Dauer der Vormundſchaft kann § 1889 anwendbar werden. 

4. Krankheit und Gebrechen können auch gemäß SS 1780, 1781 
Ziff. 2 als Unfähigkeits⸗ bzw. Untauglichkeitsgründe in Betracht kommen. 

5. Wohnſitz SF 7 ff. Entſcheidend iſt nicht, ob der Wohnſitz innerhalb 
des Gerichtsbezirkes belegen iſt. Ein innerhalb des Gerichtsbezirkes, aber 
entfernt von dem Sitze des Vormundſchaftsgerichts belegener Wohnſitz kann 
zur Ablehnung berechtigen, während andererſeits ein außerhalb des Gerichts⸗ 
bezirkes belegener Wohnſitz die Ablehnung nicht zu begründen braucht. Ent⸗ 
ſcheidend wird die Art der zu führenden Verwaltung und der Umfang des 
hierdurch erforderlich werdenden perſönlichen Verkehrs des Vormundes mit 
dem Vormundſchaftsgerichte ſein müſſen. 

6. Ziff. 6 trifft den Fall, daß die Sicherheitsleiſtung (§ 1844) von 
vornherein verlangt wird. Bei nachträglich verlangter Beſtellung oder Er⸗ 
höhung einer Sicherheit vgl. § 1889. 

7. Die Beſtellung eines Mitvormundes (vgl. $$ 1775, 1773 Abſ. 4) 
indeß nur, wenn die Führung der Vormundſchaft gemeinſchaftlich geſchehen 
ſoll (8 1797 Abſ. 1), nicht wenn Vertheilung der Geſchäfte nach verſchiedenen 
Wirkungskreiſen gemäß § 1797 Abſ. 2 erfolgt. Der Grund iſt die beſondere 
Unbequemlichkeit einer gemeinſchaftlichen Vormundſchaftsführung und die 
dadurch unter Umſtänden verurſachte geſammtſchuldneriſche Haftung für 
fremde Pflichtwidrigkeit ($ 1833 Abſ. 2). 

8. Führung mindeſtens zweier Vormundſchaften oder Pfleg⸗ 
ſchafken. . 

a. Vormundſchaft, Pflegſchaft und Beiſtandſchaft mit Vermögensverwaltung 
(§ 1693) find gleichwerthig. Die Gleichwerthigkeit von Vormundſchaft 
und Pflegſchaft, welche ſich ſchon aus § 1915 ergiebt, iſt nach den Mot. 
hier nur zur Verdeutlichung zum Ausdrucke gebracht. Die Nichtanführung 
der Beiſtandſchaft läßt ſomit kein arg. e contr. zu. 

h. Die Gegenvormundſchaft, welcher eine Beiſtandſchaft ohne Vermögens⸗ 
verwaltung ($ 1694) gleichwerthig iſt, gilt als halbe Vormundſchaft. 

c. Die Vormundſchaft, Pflegſchaft oder Beiſtandſchaft für mehrere Ger 
ſchwiſter (vgl. § 1775) zählt nur als eine Vormundſchaft ꝛc. 
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§ 1787. Wer die Uebernahme der Vormundſchaft ohne Grund 
ablehnt, iſt, wenn ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt, für den 
Schaden verantwortlich, der dem Mündel dadurch entſteht, daß ſich 
die Beſtellung des Vormundes verzögert. 

Erklärt das Vormundſchaftsgericht die Ablehnung für unbegründet, 
ſo hat der Ablehnende, unbeſchadet der ihm zuſtehenden Rechtsmittel, 
die Vormundſchaft auf Erfordern des Vormundſchaftsgerichts vor⸗ 
läufig zu übernehmen. 

§ 1788. Das Vormundſchaftsgericht kann den zum Vormund 
Ausgewählten durch Ordnungsſtrafen zur Uebernahme der Vormund⸗ 
ſchaft anhalten. 

Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark nicht 
überſteigen. Die Strafen dürfen nur in Zwiſchenräumen von minde⸗ 
ſtens einer Woche verhängt werden. Mehr als drei Strafen dürfen 
nicht verhängt werden. 


8 1787. J. (Abſ. 1.) Der Schadenserſatzauſpruch. 

J. Natur der Uebernahmepflicht. Die Vorſchrift des § 1787 ge⸗ 
ſtaltet die Verpflichtung (§ 1785) zur Uebernahme der Vormundſchaft durch 
den gemäß § 1779 zum Vormunde Ausgewählten als eine gegenüber dem 
Mündel zu erfüllende geſetzliche Verpflichtung. Vgl. daneben das Ordnungs⸗ 
ſtrafverfahren aus § 1788. 

2. Von dem Kläger darzuthuende Voraus ſetzungen des Scha- 
denserſatzanſpruchs. 

a. Auswahl des Ablehnenden durch das Vormundſchaſtsgericht gemäß § 1779. 
Berufung gemäß § 1776 genügt nicht. Vgl. zu § 1785 Note 1 1 b. 

b. Grundloſe Ablehnung, d. i. ohne einen die Ablehnung nach §§ 1785, 1786 
rechtfertigenden Grund. 

€. Verſchuldete Ablehnung. Verſchulden (§ 276) gehört zur Klagbegründung. 

d. Eine Verzögerung der Beſtellung des Vormundes, welche durch die grund⸗ 
loſe Weigerung des Ausgewählten verurſacht iſt. 

e. Ein Schaden, der durch die Verzögerung der Vormundsbeſtellung verur⸗ 
ſacht iſt. Ein Schaden, welcher nicht durch Verzögerung, ſondern z. B. 
durch die Beſtellung eines ungeeigneten Vormundes verurſacht iſt, kommt 
nicht in Betracht. 

3. Der Schadenserſatzanſpruch (val. zu 2) richtet ſich im Uebrigen 
nach $$ 249 ff. Ob die Vorausſetzungen des Schadenserſatzanſpruchs vor⸗ 
liegen, insbeſondere ob die Ablehnung eine grundloſe war, entſcheidet das 
Prozeßgericht. Die Entſcheidung des Vormundſchafts⸗ bzw. des Beſchwerde⸗ 
gerichts iſt nicht ſchlechtweg maßgebend. Vgl. zu II 2. 

II. (Abſ. 2.) Vorläufige Uebernahmepflicht. 

1. Auch die dem Abſ. 2 zuwider erfolgende n der vorläufigen 
Uebernahme der Vormundſchaft iſt geeignet, beim Vorliegen der übrigen 
Vorausſetzungen des Abſ.! die Schadenserſatzpflicht aus Abſ. 1 zu begründen. 

2. Dem zum Vormund Ausgewählten ſteht als Rechtsmittel gegen die 
Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts die ſofortige Beſchwerde (Fr. 88 19, 
20, 60 Ziff. 2 zu § 1785) ſowie die weitere ſofortige Beſchwerde (FrGö. § 29) 
zu. Aufſchiebende Wirkung kommt der Beſchwerde nicht zu. Fr. § 24. — 
Die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts bzw. des Beſchwerdegerichts 
greift der Entſcheidung des Prozeßgerichts über die Vorausſetzungen des 
Schadenserſatzanſpruchs aus § 1787 nicht vor. Vgl. zu 13. 

§ 1788. 1. Die Ordnungsſtrafe kann nur dem durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht Ausgewählten (§ 1779), nicht aber dem gemäß § 1776 Berufenen 
gegenüber feſtgeſetzt werden. Vgl. § 1785 Note J U b. 
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b. Grundloſe Ablehnung. 
„k. Schadenserfaßpflicht. 


F. Ordnungsſtrafen. 


4. Der Beſtellungsakt. 
a. Verpflichtung durch 
Handſchlag. 


b. Vorbehalt der Ent⸗ 


laſſung. 


c. Ertheilung der Be⸗ 
ſtallung. 
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§ 1789. Der Vormund wird von dem Vormundſchaftsgerichte 
durch Verpflichtung zu treuer und gewiſſenhafter Führung der Vor⸗ 
mundſchaft beſtellt. Die Verpflichtung ſoll mittelſt Handſchlags an 
Eidesſtatt erfolgen. 
§ 1790. Bei der Beſtellung des Vormundes kann die Entlaſſung 
für den Fall vorbehalten werden, daß ein beſtimmtes Ereigniß ein⸗ 
tritt oder nicht eintritt. 

§ 1791. Der Vormund erhält eine Beſtallung. 

Die Beſtallung ſoll enthalten den Namen und die Zeit der Ge: 
burt des Mündels, die Namen des Vormundes, des Gegenvormundes 
und der Mitvormünder ſowie im Falle der Theilung der Vormund⸗ 
ſchaft die Art der Theilung. Iſt ein Familienrath eingeſetzt, ſo iſt 
auch dies anzugeben. 


2. Nach FrG. § 33 hat der Feſtſetzung der Strafe eine Androhung vor⸗ 
aufzugehen. 

3. Ein Mindeſtmaß der Strafe iſt nicht vorgeſehen. 

4. Die Ordnungsſtrafe iſt lediglich Geldſtrafe. Umwandlung in eine 
Haftſtrafe findet nicht ſtatt. 

5. Die Beſchwerde, welche dem in Strafe Genommenen gemäß FrG. §§ 19, 
20 zuſteht, hat aufſchiebende Wirkung, FrG. § 24. 

6. Nachträgliche Niederſchlagung der Straffeſtſetzung Fr. § 18. 

7. Die dreimalige Straffeſtſetzung wegen Nichtübernahme einer Vormund⸗ 
ſchaft ſchließt die Auswahl des ſich Weigernden zu einer anderen Vormund⸗ 
ſchaft und ein neues Ordnungsſtrafverfahren nicht aus. 

8. Ordnungsſtrafrecht des Vormundſchaftsgerichts während der Dauer der 
Vormundſchaft § 1837 Abſ. 2. 

9. Landesgeſetzgebung: 

Wünrttemb. | AG. z. BB. Art. 52 Ziff. 11. (Zuſtändig das Amtsgericht an 
Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſ. EG. Art. 147.) 


| 


8 1789. 1. Die Beſtellung des Bormundes und die Vornahme der 
Verpflichtung iſt kein Rechtsgeſchäft, ſondern ein obrigkeitlicher Akt (vgl. 
Prot. IV S. 829 und auch $ 1781 Note II 2). Auf denſelben finden ſomit 
auch die Vorſchriften über die Rechtsgeſchäfte (58 104 ff.) nicht Anwendung. 
Da Vertretung des Vormundes bei der Beſtellung nicht zugelaſſen iſt, iſt 
dieſelbe unzuläſſig. 

2. Die Beſtellung durch ein anderes Gericht im Wege der Rechtshülfe 
richtet ſich nach Fr. § 2. 

3. Die Verpflichtung mittels Handſchlags an Eidesſtatt hat lediglich eine 
moraliſche Bedeutung. Eine ſtrafrechtliche Folge hat die Verletzung dieſer 
Eidespflicht als ſolcher nicht. Die Unterlaſſung der durch Soll vorſchrift 
vorgeſchriebenen Verpflichtung mittels Handſchlags beeinträchtigt nicht die 
Rechtswirkſamkeit der Beſtellung. 

4. Bei Beſtellung mehrerer Mitvormünder können Beſtimmungen über 
die Entſcheidung von Meinungsverſchiedenheiten getroffen werden, vgl. 
§ 1797 Abſ. 1. 

8 1790. 1. Die Vorſchriften des allgemeinen Theiles über Bedingung und 
Befriſtung bei Rechtsgeſchäften ſind auf die Beſtellung des Vormundes nicht 
anwendbar, weil dieſelbe kein Rechtsgeſchäft iſt. Vgl. Abſchnittvorb. vor 
§ 104 Note 1—4; § 1789 Note 1. 

2. Ueber einen Anwendungsfall des § 1790 vgl. § 1778 Abſ. 2 und daſelbſt 
Note 2k; ferner § 1876 Note 1. m 

3. Das Amt des Vormundes endigt bei Eintritt bzw. Nichteintritt des 
vorbehaltenen Falles nicht kraft Geſetzes, ſondern erſt mit der Entlaſſung, 
Vgl. zu §§ 1885 ff. 
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§ 1792. Neben dem Vormunde kann ein Gegenvormund beſtellt ıy. Beſtellung eines Gegen 
werden. votmundes. 
Ein Gegenvormund ſoll beſtellt werden, wenn mit der Vormund⸗ 
ſchaft eine Vermögensverwaltung verbunden iſt, es ſei denn, daß die 
Verwaltung nicht erheblich oder daß die Vormundſchaft von mehreren 
Vormündern gemeinſchaftlich zu führen iſt. 


§ 1791. 1. Die rechtliche Natur der Beſtallung. 

1. Die Beſtallung hat — ebenſo wie dies nach der Preuß. Vormund⸗ 
ſchaftsordnung der Fall iſt — lediglich die Bedeutung eines gerichtlichen 
Zeugniſſes darüber, daß die darin bezeichnete Perſon nach Maßgabe des 
Inhaltes der Beſtallung als Vormund beſtellt iſt. Die Vertretungsmacht des 
Vormundes iſt unabhängig von der Ertheilung der Beſtallung. Dieſe hat 
keine konſtitutive Bedeutung. 

2. Eine Schutzvorſchrift (vgl. für die Vollmacht §§ 170 ff., für den Erb⸗ 
ſchein § 2366, das Zeugniß über die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers 
$ 2868) für den ſich auf den Inhalt der Beſtallung verlaſſenden gutgläubigen 
Dritten beſteht nicht. Der Dritte iſt ſomit insbeſondere bei nachträglich ein⸗ 
tretenden aus der Beſtallung ſich nicht ergebenden Aenderungen der Vertre⸗ 
tungsmacht des Vormundes (Entlaſſung des Vormundes, Beendigung der 
Vormundſchaft) trotz feines guten Glaubens an die Richtigkeit der Beſtallung 
nicht geſchützt. Der Dritte, welcher ſich mit einem Vormund in Rechtsver⸗ 
kehr einläßt, hat die Rechtsbeſtändigkeit und Fortdauer der Vormundſchaft 
auf eigene Gefahr zu prüfen. Zu dieſem Zwecke kann dem Dritten die Ein⸗ 
ſicht der Akten geſtattet und (beglaubigte) Abſchrift aus denſelben ertheilt 
werden, SG. § 34 (Abſchnittvorb. Note B VII). In Fällen, die zu Zweifeln 
irgend welchen Anlaß bieten, wird dem Dritten das Recht zur Hinterlegung 
gemäß § 372 zugeſtanden werden müſſen. 

Abf. . der Beſtallung bei Beendigung der Vormundſchaft § 1893 

4. Beſtallungen erhalten außer dem Vormunde: 

a. der Gegenvormund § 1792 Abſ. 4; 

b. der Pfleger § 1915, auch der Nachlaßpfleger (SS 1960 ff., 1975, 1981ff.); 

c. der Beiſtand der Mutter $ 1694, vgl. auch § 1693. 

II. Inhalt der Beſtallung. 

1. Geſetzlich vorgeſchriebener Sollinhalt. 

a. Der Name und die Zeit der Geburt des Mündels. Es wird hierdurch 
dem Dritten die Möglichkeit gewährt, feſtzuſtellen, ob die Altersvormund⸗ 
ſchaft noch fortdauert oder durch Vollendung des 21. Lebensjahrs des 
Mündels beendigt iſt. u 

b. Der Name des Vormundes, des Gegenvormundes ($ 1792) und der 
Mitvormünder (§ 1775). Die Theilung der Vormundſchaft unter mehrere 
Mitvormünder (88 1797 ff.). N 8 

c. Familienrath §§ 1858 ff., insbeſondere bei Aufhebung des Familienraths 
$ 1851. 

2. Sonſtiger Inhalt. f 

ae Weise werden ſolche Angaben nachträglich in die Beſtallung 
aufzunehmen ſein, welche für die Vertretungsmacht und die Führung der 

Vormundſchaft Dritten gegenüber von Intereſſe ſind. Insbeſondere z. B.: 

a. die Befreiung des Vormundes von gewiſſen Beſchränkungen $$ 1852 ff. 
bzw. die Aufhebung der diesbezüglichen elterlichen Anordnungen durch das 
Vormundſchaftsgericht § 1857; h . 

b. die allgemeine Ermächtigung des Vormundes zu gewiſſen Rechtsgeſchäften 
§ 1825. h 

0. Verwaltungsanordnungen des Erblaſſers oder Vermögenszuwenders im 
Sinne des $ 1803. 

21 * 
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Iſt die Vormundſchaft von mehreren Vormündern nicht gemein⸗ 
ſchaftlich zu führen, ſo kann der eine Vormund zum Gegenvormunde 
des anderen beſtellt werden. 

Auf die Berufung und Beſtellung des Gegenvormundes finden die 
für die Berufung und Beſtellung des Vormundes geltenden Vor⸗ 
ſchriften Anwendung. 


8 1792. I. Die Rechtsſtelluug des Gegeuvormundes. 

1. Der Gegenvormund iſt ein Aufſichtsorgan. 

a. Aufſichts⸗ und Anzeigepflicht, Recht auf Auskunft ſeitens des Vormundes 
und auf Einſicht der Papiere § 1799. 

b. Auskunftspflicht des Gegenvormundes gegenüber dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte § 1839. 

c. Mitwirkung des Gegenvormundes bei der Aufnahme des Vermögensver⸗ 
zeichniſſes § 1802. 

d. Mitwirkung des Gegenvormundes bei Anlegung von Mündelgeld § 1810. 

e. Anhörung des Gegenvormundes durch das Vormundſchaftsgericht vor 
Ertheilung der Genehmigung zu einer Handlung des Vormundes § 1826; 
vor Feſtſetzung einer Vergütung für Führung der Vormundſchaft § 1836; 
Beſchwerderecht des Gegenvormundes Fr. § 57 Ziff. 7 (zu § 1836). 

f. Prüfung der Rechnungslegung bzw. der Vermögensüberſicht des Bor: 
mundes durch den Gegenvormund §§ 1842, 1854, 1891. 

g. Antrag des Gegenvormundes auf Einſetzung eines Familienraths §§ 1859 
Abſ. 1, 1905; Einberufung des Familienraths auf Antrag des Gegen⸗ 
vormundes § 1873. 

h. Beſchwerderecht des Gegenvormundes bei Ablehnung ſeines Antrags auf 
Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts gegen den Vormund oder Ent⸗ 
laſſung deſſelben FrG. § 57 Ziff. 6 (zu § 1790). 

2. Der Gegen vormund ergänzt die beſchränkte Vertretungs⸗ 
macht des Vormundes. 

a. Die die Genehmigung des Gegenvormundes erfordernden Rechtsgeſchäfte 
des Vormundes SS 1812, 1813, 1825. 

b. Ueberlaſſung von Gegenſtänden, zu deren Veräußerung die Genehmigung 
des Gegenvormundes erforderlich iſt, an den Mündel § 1824. ü 

e. Erſetzung der Genehmigung des Gegenvormundes durch die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts § 1812 Abſ. 2. 

d. Befreiung des Vormundes von der Beſchränkung durch den Gegenvor⸗ 
mund (Befreite Vormundſchaft) §§ 1852 ff. 

3. Das Rechtsverhältniß zwiſchen Gegenvormund und 
Mündel. 

a. Haftung dem Mündel gegenüber § 1833. 

bh. Aufwendungen des Gegenvormundes $ 1835. 

c. Vergütung für die Führung der Gegenvormundſchaft § 1836. 

4. Der Gegenvormund iſt als ſolcher nicht Vertreter des Mündels in 
Fällen, in denen der Vormund von der Vertretung ausgeſchloſſen ift, vgl. 
RG. IW. 1901 S. 26942; es iſt indeß geeignetenfalls ſeine Beſtellung als 
Pfleger ($ 1909) nicht ausgeſchloſſen. 

II. Beſtellung des Gegenvormundes. 

17 n ein Gegenvormund zu beſtellen iſt, richtet ſich nach 
8 1792. 

a. Neben jedem Vormunde kann ein Gegenvormund beſtellt werden. 

b. Bei einer Vormundſchaft mit Vermögensverwaltung ſoll ein Gegenvor⸗ 
mund beſtellt werden (Haftung des Vormundſchaftsrichters bei Unter⸗ 
laſſung § 1848). 

Ausnahmen: 
3. Unerheblichkeit der Verwaltung. 
8. Gemeinſchaftliche Vorm undſchaftsführung § 1797 Abſ. 1, nicht auch bei 
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II. Führung der Vormundſchaſt. 


§ 1793. Der Vormund hat das Recht und die Pflicht, für die 
Perſon und das Vermögen des Mündels zu ſorgen, insbeſondere den 
Mündel zu vertreten. 


Theilung der Geſchäfte in Gemäßheit des § 1797 Abſ. 2. — Ueber 

die Perſon des Gegenvormundes vgl. Note 2. 

J. Befreite Vormundſchaft. Ausſchließung der Beſtellung eines Gegen⸗ 
vormundes durch den Vater (F 1352) oder die Mutter (§ 1855) des 
Mündels. — Vgl. indeß Außerkraftſetzung dieſer Anordnungen durch 
das Vormundſchaftsgericht § 1857. 2 

„Kraft Geſetzes befreite Vormundſchaft des Vaters oder der ehelichen 
Mutter über das volljährige Kind §§ 1903, 1904. 

& Neben der Pflegſchaft iſt ein Gegenvormund niemals erforderlich 
($ 1915 Abſ. 2), aber ſtets zuläſſig und unter Umſtänden auch zweckmäßig. 

Landesgeſetzlicher Vorbehalt bei Bevormundungen durch den Anſtalts⸗ 
vorſtand EG. Art. 136 Ziff. 4. 

2. Die Perſon des Gegenvormundes und die Art feiner Be- 
ſtellung beſtimmt ſich nach § 1792 Abſ. 4 in Verbindung mit &$ 1776 bis 
1791, insbeſondere können bei getheilter Vormundſchaft (§ 1797 Abſ. 2) die 
mehreren Vormünder einander zu Gegenvormündern beſtellt werden. 

III. Uebergangsbeſtimmung EG. Art. 210. 


§ 1793. J. Das Recht und die Pflicht der Sorge für den Mündel. 
1. Das Recht der Sorge begründet: 
a. die Selbſtändigkeit des Vormundes in der Führung der Vormundſchaft 
gegenüber dem Vormundſchaftsgerichte. Das Vormundſchaftsgericht iſt 
dem Vormunde gegenüber nur inſoweit zur Einmiſchung in die Führung 
der Vormundſchaft berechtigt, als ſein Aufſichtsrecht (vgl. § 1837 Note I 1) 
reicht. Vgl. auch § 1802 Einreichung eines Vermögensverzeichniſſes, 
§§ 1840 —1843 Rechnungslegung; 
b. die Befugniß zur Ausübung der Sorge, damit insbeſondere zur Inbeſitz⸗ 
nahme des Mündelvermögens 
a. dem Mündel gegenüber. Die Geſchäftsbeſorgung des Vormundes iſt 
feine ſolche ohne Auftrag (vgl. § 677), ſondern kraft vormundſchaft⸗ 
lichen Rechtes; 

8. 1 85 De gegenüber, insbeſondere dem Vater des Mündels, vgl. 
B. § 1632. 

2. Bie Pflicht des Vormundes, für die Perſon und das Ver⸗ 
mögen des Mündels zu ſorgen, begründet: 

a. dem Mündel gegenüber die Verantwortlichkeit des Vormundes für unter⸗ 
laſſene oder unſachgemäße Ausübung der Sorge, vgl. § 1833 

b. Dritten gegenüber: 5 N 
a. die Verpflichtung des Vormundes, ſich als der geſetzliche Vertreter des 

Mündels in die Angelegenheiten des Mündels einzulaſſen; 
8. die Haftung wegen Vernachläſſigung der aus der Sorge für die Perſon 
ſich ergebenden Aufſichtspflicht (LS 832, 1800, 1631). 

3. Recht und Pflicht des Vormundes beginnen mit der Beſtellung des 
Vormundes ($ 1789 Beſtellungsprinzip; vgl. Abſchnittvorb Note B III 2b). — 
Bis zur Beſtellung des Vormundes können vorläufige Maßregeln des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts, insbeſondere Veſtellung eines Pflegers ( 1816, 1909 
Abſ. 3) oder Geſchäftsführung ohne Auftrag (§§ 677 ff.) von Seiten hülfs⸗ 
bereiter Perſonen eingreifen. , 

4. Die öffentlich-rechtlice Natur des vormundſchaftlichen Amtes und der 
mit ihm verbundenen Pflichten vgl. Abſchnittvorb. vor § 1773 Note BIII 2, 
§ 1833 Note 1. Die Erfüllung der öffentlich ⸗rechtlichen Pflichten des Vor⸗ 
mundes geht ſeinem Privatintereſſe vor, er kann ſich, ſolange er Vormund 
iſt, nicht mit Mangel an Zeit entſchuldigen, OSG. 4 414. 
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J 


J. Recht und pflicht der 
Sorge für den Mündel 
überhaupt. 


91793. 
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II. Die allgemeine Fürſorge für den Mündel. 

1. Im Gegenſatze zur Pflegſchaft (§ 1909), welche nur die Fürſorge in 
einzelnen Angelegenheiten bezweckt, iſt die Vormundſchaft auf eine allgemeine 
Fürſorge gerichtet. Wegen der einzelnen Theile der Fürſorge (die Sorge für 
die Perſon und das Vermögen) vgl. §§ 1800 ff. — Die Vertretung des Mün⸗ 
dels vgl. zu III. 

2. Der Umfang der Fürſorge iſt grundſätzlich unbeſchränkt, ſoweit nicht 
Einſchränkungen ſich aus den Vorſchriften im Einzelnen ergeben, vgl. §§ 1794 
bis 1798. — Auch landesgeſetzliche Beſchränkungen können in Anſehung der 
dem vorbehaltenen Landesrecht angehörenden Materien begründet ſein, ſo 
z. B. für das Lehnrecht (EG. Art. 59) gemäß § 996 IT 18 ALR. Beſtellung 
eines Lehnskurators vorgeſchrieben. Vgl. auch §§ 112, 168 118 ALR. 

3. Stellung des Vormundes neben der Mutter in Anſehung der Sorge 
für die Perſon des Mündels, vgl §§ 1696, 1707. Stellung der Mutter 
neben dem Vormunde des Mannes § 1698. 

III. Die Vertretungsmacht des Vormundes. 

1. Umfang der Vertretungsmacht. 

Als ein Theil der Fürſorge für den Mündel iſt die Vertretungsmacht des 
Vormundes grundſätzlich unbeſchränkt, ſoweit nicht aus den Vorſchriften im 
Einzelnen ſich Einſchränkungen ergeben ($$ 1794— 1798). 

2. Inhalt der Vertretungsmacht. 

a. Rechtsgeſchaftliche Vertretungsmacht. 

a. Als geſetzlicher Vertreter des Mündels iſt der Vormund im Umfange 
ſeiner Vertretungsmacht (zu 1) zur Vornahme und Entgegennahme 
von Rechtsgeſchäften Namens des Mündels berechtigt (SS 164 ff., 
130 ff.), ſowie befugt, die erforderliche Zuſtimmung zu Rechtsgeſchäften 
des Mündels zu geben oder zu verweigern ($$ 106 ff.). 

6. Beſchränkungen der Vertretungsmacht. 
ax. Schenkungsverbot § 1804. 

BB. Erforderniß der Genehmigung des Gegenvormundes bzw. des 
Vormundſchaftsgerichts. Vgl. §§ 1812— 1322, 1902. Ferner 
§§ 112; 1437 Abſ. 2, 1549; 1714, 1729; 1751, 1752, 1770. 

JJ. Höchſtperſönliche Rechtsgeſchäfte, welche Vertretung nicht zulaſſen. 
Vgl. Titelvorb. vor § 164 Note F. 

34. Argliſt des Vormundes gegen den Mündel bei Vornahme von 
Rechtsgeſchäften beeinträchtigt nicht die aus denſelben Dritten 
gegenüber entſtehenden Verbindlichkeiten des Mündels. StGB. 
$ 266 (Untreue) und die Schadenserſatzpflicht des Vormundes aus 
§ 1833 greifen ein. Bei argliſtigem Zuſammenſpiele des Vor⸗ 
mundes mit dem Dritten vgl. § 164 Note II 2d. 

b. Unerlaubte Handlungen des Vormundes in Ausübung der Vertretungs⸗ 
macht verpflichten den Mündel nicht. Vgl. indeß Haftung des Mündels 
für Verſchulden des Vormundes bei Erfüllung von Verbindlichkeiten des 
Mündels § 278. 

C. Rechtsſtreitigkeiten. Die Vertretung des Mündels durch den Vormund 
im Prozeſſe richtet ſich nach den Vorſchriften der CPO. SS 51, 52, 56. 
Eheſachen CPO. § 612, Statusſachen CpO. § 641. — Tod des Vor⸗ 
mundes oder Aufhören feiner Vertretungsmacht CPO. § 241. 

d. In Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit richtet ſich die Ver⸗ 
tretungsmacht des Vormundes nach den allgemeinen Vorſchriften. Dem 
Vormunde ſteht auch das Beſchwerderecht aus der Perſon des Mündels 
gegen Verfügungen des Vormundſchaftsgerichts zu, FrG. § 20. Ausübung 
dieſes Rechtes durch den Mündel ſelbſt vom vollendeten 14. Lebensjahr 
ab, Fr. § 59. : 

e. Berechtigung zum Strafantrage richtet ſich nach StGB. § 65 in der 
Faſſung des EG. Art. 34 II; vgl. auch StGB. § 195, EG. Art. 34 VI. 

1. Berechtigung des Vormundes, in Strafprozeſſen gegen den Mündel als 
deſſen Beiſtand aufzutreten SPD. § 149. 


1. Tit. Vormundſchaft über Minderjährige. II. Führung d. Vorm. 327 


§ 1794. Das Recht und die Pflicht des Vormundes, für die 1. Einſchränkung der Sorge 
Perſon und das Vermögen des Mündels zu ſorgen, erſtreckt ſich nicht durch Pflegschaft. 
auf Angelegenheiten des Mündels, für die ein Pfleger beſtellt iſt. 
§ 1795. Der Vormund kann den Mündel nicht vertreten: 2. Ausſchließung der Ver⸗ 
1. bei einem Rechtsgeſchäfte zwiſchen feinem Ehegatten oder einem Ftereſtenkehlſonegen 
ſeiner Verwandten in gerader Linie einerſeits und dem Mündel 4. kraft Geſetzes, 
andererſeits, es ſei denn, daß das Rechtsgeſchäft ausſchließlich 
in der Erfüllung einer Verbindlichkeit beſteht; 
2. bei einem Rechtsgeſchäfte, das die Uebertragung oder Belaſtung 
einer durch Pfandrecht, Hypothek oder Bürgſchaft geſicherten 
Forderung des Mündels gegen den Vormund oder die Auf- 
hebung oder Minderung dieſer Sicherheit zum Gegenſtande hat 
oder die Verpflichtung des Mündels zu einer ſolchen Ueber⸗ 
tragung, Belaſtung, Aufhebung oder Minderung begründet; 
3. bei einem Rechtsſtreite zwiſchen den in Nr. 1 bezeichneten Per⸗ 
ſonen ſowie bei einem Rechtsſtreit über eine Angelegenheit der 
in Nr. 2 bezeichneten Art. 
Die Vorſchrift des § 181 bleibt unberührt. 


§ 1794. 1. Der vormundſchaſtlichen Verwaltung unterſteht auch das von 
dieſer Verwaltung durch Anordnung des Vermögenszuwenders ausgeſchloſſene 
Vermögen bis zu der in Gemäßheit des § 1909 erfolgten Beſtellung eines 
Pflegers. Für die elterliche Vermögensverwaltung vgl. die anderweite Re: 
gelung in § 1638. Vgl. § 1909 Note I 2e. 

2. Gutgläubige Geſchäftsführung des Vormundes in Angelegenheiten, für 
welche ein Pfleger beſtellt iſt, vgl. § 1893 Note La. 

§ 1795. I. Ausſchluß der Vertretungsmacht. 

1. Nimmt der Vormund entgegen der Vorſchrift des § 1795 eine Rechts⸗ 
handlung Namens des Mündels vor, ſo handelt er als Vertreter ohne Ver⸗ 
tretungsmacht (SS 177180). Im Falle des § 1795 Ziffer 3 (Rechtsſtreitig⸗ 
keiten) kommen Cp. $$ 56, 89, 579 Ziffer 4 (Nichtigkeitsklage) in Betracht. 

2. Aus dem Ausſchluſſe der geſetzlichen Vertretung ergiebt ſich, daß dem 
Vormund in den Fällen des § 1795 auch das Recht, die Einwilligung oder 
Genehmigung zu Rechtsgeſchäften des Mündels zu ertheilen oder zu ver⸗ 
weigern (val. SS 108, 111, 1793 Note III 2a) nicht zuſteht. 

3. Die Hemmung der Verjährung ($ 204) beruht auf dem zwiſchen Bor: 
mund und Mündel beſtehenden perſönlichen Verhältniſſe. Die Hemmung 
wird deshalb nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Anſpruch zu den Ange⸗ 
legenheiten gehört, für welche ein Pfleger beſtellt iſt. Vgl. auch § 204 
Note 3; § 1797 Note 2). Pr 

4. Die dem Vormunde nicht zuſtehende Vertretungsmacht wird von einem 
Pfleger ($ 1909) wahrgenommen. Der Gegenvormund als ſolcher iſt zur 
Vertretung des Mündels nicht befugt vgl. $ 1792 Note 14. Die Pflicht des 
Vormundes zur Anzeige bei Eintritt des Bedürfniſſes einer Pflegſchaftsanord⸗ 
nung § 1909 Abſ. 3. 5 5 i 

5. Die gleiche Regelung für die elterliche Gewalt § 1630 Abſ. 2. 

II. Die einzelnen Fülle. 

e J 5 N # 

a. Verwandte in gerader Linie find die Eltern oder Abkömmlinge, § 1589 

Abſ. 1. 1 
b. Die für Erfüllungsgeſchäfte gemachte Ausnahme läßt das nach den 

ſonſtigen Vorſchriften etwa vorhandene Erforderniß der Genehmigung 

des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts (SS 1812, 1897 f.) 

unberührt. 
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d. kraft vormundſchafts⸗ § 1796. Das Vormundſchaftsgericht kann dem Vormunde die 
hercchtl. Entstehung. Vertretung für einzelne Angelegenheiten oder für einen beſtimmten 
Kreis von Angelegenheiten entziehen. 

Die Entziehung ſoll nur erfolgen, wenn das Intereſſe des Mün⸗ 
dels zu dem Intereſſe des Vormundes oder eines von dieſem ver⸗ 
tretenen Dritten oder einer der im § 1795 Nr. 1 bezeichneten Per⸗ 
ſonen in erheblichem Gegenſatze ſteht. 

. 8 1797. Mehrere Vormünder führen die Vormundſchaft gemein- 
na ſchaftlich. Bei einer Meinungsverſchiedenheit entſcheidet das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht, ſofern nicht bei der Beſtellung ein Anderes be⸗ 
ſtimmt wird. 
b. heilung nach beſtimm⸗ Das Vormundſchaftsgericht kann die Führung der Vormundſchaft 
den wirkungskreiſen. unter mehrere Vormünder nach beſtimmten Wirkungskreiſen vertheilen. 
Innerhalb des ihm überwieſenen Wirkungskreiſes führt jeder Vormund 
die Vormundſchaft ſelbſtändig. 
e. Elterl. Anordnungen. Beſtimmungen, die der Vater oder die Mutter für die Entſcheidung 
von Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den von ihnen benannten 
Vormündern und für die Vertheilung der Geſchäfte unter dieſe nach 


2. Ziff. 2. Die Vorſchrift der Ziff. 2 ſoll den Mündel namentlich in den 
Fällen ſchützen, in denen nach §§ 1852, 1855, 1903, 1904 die Vorſchriften 
der §§ 1812, 1822 Nr. 13 außer Anwendung find. — Wichtiger als für das 
Vormundſchaftsrecht iſt die Vorſchrift für das Recht der elterlichen Gewalt, 
für welches die §§ 1812, 1822 Ziff. 13 nicht gelten (vgl. § 1643); die Vor⸗ 
ſchrift trifft inſonderheit für die nicht ſeltenen Fälle zu, in denen der Vater 
auf Grund einer zwiſchen ihm und dem Kinde, z. B. in Folge der Wieder⸗ 
verheirathung (§§ 1669, 1845) erfolgten Vermögensauseinanderſetzung Schuld⸗ 
ner des Kindes geworden iſt und wegen dieſer Schuld dem Kinde Sicherheit 
beſtellt hat. — Auch wenn das für die Forderung des Mündels gegen den 
Vormund hypothekariſch haftende Grundſtück inzwiſchen veräußert iſt, ift der 
Vormund von der Vertretung des Mündels bei Einziehung der Forderung 
ausgeſchloſſen, KG. 24 A 17. 


3. Ziff. 3. Vgl. Note J 1. 


4. (Abſ. 2) Wegen des Kontrahirens des Vormundes mit ſich ſelbſt im 
eigenen Namen oder im Namen einer von ihm ebenfalls vertretenen anderen 
Perſon vgl. $ 181. Prozeßführung zwiſchen Vormund und Mündel vgl. 
§ 181 Note III und § 1909 Note I 4. — Sonderregelung für die Frau als 
Vormund des Mannes in Anſehung des geſetzlichen Güterrechts vgl. § 1409. 

§ 1796. 1. Die in § 1796 vorgeſehene Entziehung der Vertretungsmacht 
durch das Vormundſchaftsgericht wegen Kolliſion der Intereſſen wird nament⸗ 
lich in eiligen Fällen, wenn ein Pfleger noch nicht beſtellt ($S 1909, 1794) 
dann Platz greifen, wenn der Vormund an der Vornahme von Rechtshand⸗ 
lungen für den Mündel in gewiſſen Angelegenheiten des letzteren für die 
Zukunft gehindert werden ſoll, ohne daß die Anordnung einer Pflegſchaft 
zur Zeit erforderlich iſt. Anlaß für Entziehung der Vertretungsmacht kann 
3. B. geboten ſein, wenn der Vormund eine Hypothek an ſeinem Grundſtücke 
für den Mündel von dem Hyppothekengläubiger erwerben will (58 1807 
Ziff. 1, 1809, 1799), oder wenn der Vormund für fi) eine einem Dritten 
gegen den Mündel zuſtehende Forderung erwirbt und dadurch die Intereſſen 
des Mündels gefährdet. 

2. Dem Vormunde ſteht gegen die Verfügung, durch welche ihm die Ver⸗ 
Pa el gemäß $ 1796 entzogen wird, die Beſchwerde gemäß Fr®. 
§ 20 zu. 
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Maßgabe des § 1777 getroffen hat, ſind von dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte zu befolgen, ſofern nicht ihre Befolgung das Intereſſe des 
Mündels gefährden würde. 

§ 1798. Steht die Sorge für die Perſon und die Sorge für 
das Vermögen des Mündels verſchiedenen Vormündern zu, ſo ent⸗ 
ſcheidet bei einer Meinungsverſchiedenheit über die Vornahme einer 
ſowohl die Perſon als das Vermögen des Mündels betreffenden Hand⸗ 
lung das Vormundſchaftsgericht. 


$ 1797. 1. Mehrere Vormünder (vol. 8 2224 Mehrere Teſtaments⸗ 
vollſtrecker). 

a. Regelmäßig wird, wenn ausnahmsweiſe (§ 1775) mehrere Vormünder be⸗ 
ſteut find, die Vormundſchaft gemeinſchaftlich (vgl. N 718) geführt. 

b. Beim Wegfall eines der mehreren Vormünder haben bis zur etwaigen 

Beſtellung eines neuen Mitvormundes die übrigbleibenden die Vormund⸗ 

ſchaft weiter zu führen (Mot.). 

Ein Mitvormund erſetzt bei gemeinſchaftlicher Vormundſchaftsführung 

den Gegenvormund vgl. $$ 1792, 1810, 1812. 

d. Meinungsverſchiedenheiten kann das Vormundſchaftsgericht nur in der 
Weiſe entſcheiden, daß es einer der vertretenen Meinungen beitritt, nicht 
aber dadurch, daß es eine eigene neue Meinung den Vormündern auf⸗ 
zwingt. Die Schlußworte des Abs.! ſollen dem Vormundſchaftsgerichte 
die Möglichkeit gewähren, im Voraus eine andere Beſtimmung über die 
Entſcheidung von Meinungsverſchiedenheiten zu treffen, 3. B. das Mehr: 
heitsprinzip feſtzuſetzen. — Anordnungen der Eltern über die Entſchei⸗ 
dung von Meinungsverſchiedenheiten der Mitvormünder vgl. Abſ. 3. 

e e jedes einzelnen Mitvormundes Fr. § 58 (zu § 1798 
ote 2). 

l. Zuſtellung an einen der Mitvormünder iſt genügend CPO. § 171. 

5. Kenntniß oder Kennenmüſſen eines Mitvormundes vgl. zu § 166 Note 3. 
2. Theilung der Geſchäfte. 

a. Nur eine von dem Vormundſchaftsgericht angeordnete, nicht eine von 
den Vormündern unter ſich vereinbarte Theilung der Geſchäfte nach be⸗ 
ſtimmfen Wirkungskreiſen gewährt jedem Vormunde die Selbſtändigkeit 
innerhalb feines Wirkungskreiſes 

b. Wegen der Hemmung der Verjährung von Anſprüchen zwiſchen Mündel 
und einem Mitvormunde, welche außerhalb ſeines Wirkungskreiſes fallen, 
§§ 204 Note 3, 1795 Note 13. 

3. Landes geſetzgebung. 8 ’ . 

Württemb. | AG. z. BB Art. 52 Ziff. 13. (Zuſtändig das Amtsgericht an 

Stelle des Vormundſchaftsgerichts, |. EG. Art. 147.) 

1798. 1. Vgl. die entſprechende Regelung bei Meinungsverſchieden⸗ 
heiten zwiſchen ben Vater und dem Pfleger $ 1629. — Vgl. auch $ 1797 
Note 1 d. 

2. Selbſtändiges Beſchwerderecht der betheiligten Mitvormünder Fr. § 58. 
FG. $ 58. Führen mehrere Vormünder oder Pfleger die Vormundschaft oder 
die Pflegschaft gemeinschaftlich, so kann jeder von ihnen für den Mündel das 

Beschwerderecht selbständig ausüben. ö 
Diese Vorschrift findet in den Fällen den $$ 1629, 1798 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. N 5 5 
3. Ruht die Sorge für die Perſon und die Sorge für das Vermögen in 

verſchiedenen Händen (vgl. Titelvorb vor § 164 Note GI 1 d), fo umfaßt 

die Sorge für die Perſon auch die Vertretungsmacht in ſolchen perſönlichen 

Angelegenheiten, mit welchen kraft Geſetzes vermögensrechtliche Folgen ver⸗ 

bunden ſind; denn die Rückwirkung des die perſönlichen Angelegenheiten 
betreffenden Rechtsgeſchäfts auf das Vermögen beruht nicht auf dem rechts⸗ 


e. 


© 


d. Meinungsverſchieden⸗ 
heiten. 


II. Wirlungstreis d. Gegen⸗ 
vormundes. 


III. Die Sorge für die Per⸗ 
ſon des Mündels. 


Religiöſe Erziehung des 
Mündels. 
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§ 1799. Der Gegenvormund hat darauf zu achten, daß der Vor⸗ 
mund die Vormundſchaft pflichtmäßig führt. Er hat dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte Pflichtwidrigkeiten des Vormundes ſowie jeden Fall 
unverzüglich anzuzeigen, in welchem das Vormundſchaftsgericht zum 
Einſchreiten berufen iſt, insbeſondere den Tod des Vormundes oder 
den Eintritt eines anderen Umſtandes, in Folge deſſen das Amt des 
Vormundes endigt oder die Entlaſſung des Vormundes erforderlich wird. 

Der Vormund hat dem Gegenvormund auf Verlangen über die 
Führung der Vormundſchaft Auskunft zu ertheilen und die Einſicht 
der ſich auf die Vormundſchaft beziehenden Papiere zu geſtatten. 

§ 1800. Das Recht und die Pflicht des Vormundes, für die 
Perſon des Mündels zu ſorgen, beſtimmt ſich nach den für die elter⸗ 
liche Gewalt geltenden Vorſchriften der Ss 1631 bis 1633. 

$ 1801. Die Sorge für die religiöſe Erziehung des Mündels 
kann dem Vormunde von dem Vormundſchaftsgericht entzogen werden, 
wenn der Vormund nicht dem Bekenntniß angehört, in dem der 
Mündel zu erziehen iſt. 


geſchäftlichen Willen des Vertreters, ſondern auf dem Geſetze. Im Uebrigen 
bedarf es, wenn eine Handlung in den Bereich der Sorge ſowohl für die 
Perſon als auch für das Vermögen fällt, der Mitwirkung der mehreren Ver⸗ 
treter (Mot. IV S. 1084). 

4. Der Vertreter, welchem die Sorge für die Perſon zuſteht, iſt zuſtändig 
für die Stellung des Entmündigungsantrags (CPO. § 646) und für die 
ſonſtige Mitwirkung in dem Entmündigungsverfahren CPO. SS 653, 664, 
666, 675, 679, 685, 686. 

§ 1799. 1. Ueber die Rechtsſtellung des Gegenvormundes vgl. § 1792. 

2. (Abf. 2.) Zur Erzwingung der Auskunftsertheilung und Einſichtsge⸗ 
währung konnen Ordnungsſtrafen von dem Vormundſchaftsgerichte verhängt 
werden § 1837 Abſ. 2. l 

3. 8E@.S 57 Ziffer 6. Die Beschwerde steht, unbeschadet der Vorschriften des 
§ 20, zu: 

6. gegen eine Verfügung, durch die ein Antrag des Gegenvormundes oder des 
Beistandes zurückgewiesen wird, gegen den gesetzlıchen Vertreter wegen 
pflichtwidrigen Verhaltens einzuschreiten oder den Vormund oder den Pfleger 
aus einem der im $ 1886 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Gründe 
zu entlassen, dem Antraysteller. 


$ 1800. 1. Die in Bezug genommenen Vorſchriften, welche im Uebrigen 
zu vergleichen ſind, betreffen: 

a. die Erziehungsgewalt § 1631; 

b. den Anſpruch auf Herausgabe des Kindes § 1632, vgl. auch den ſtraf⸗ 
rechtlichen Schutz StGB. § 235; 

e. die Beſchränkung der Sorge für die Perſon einer bevormundeten Ehe⸗ 
frau auf die Vertretung in den die Perſon betreffenden Angelegenheiten 
1633. 

1 Die Stellung des Vormundes neben der Mutter in Anſehung der 

Sorge für die Perſon des Mündels vgl. §§ 1697, 1707. 

3. Einſchränkung des Prinzips der Selbſtändigkeit des Vormundes in 

Anſehung der Sorge für die Perſon: 8 

a. § 13% Abſ. 2: Erſetzung der von dem Vormunde verweigerten Einwilli⸗ 
gung zur Eingehung der Ehe durch das Vormundſchaftsgericht. 

b. 81838: Anordnung der Zwangserziehung durch das Vormundſchaftsgericht. 

4. Sonderbeſtimmung für die Vormundſchaft über Volljährige § 190], 

insbeſondere bei Vormundſchaft über eine volljährige Ehefrau $ 1901 Abſ. 2. 


J. Tit. Vormundſchaft über Minderjährige. II. Führung d. Vorm. 331 


$ 1802. Der Vormund hat das Vermögen, das bei der Anord- ıv. Sorge für das Der- 


nung der Vormundſchaft vorhanden iſt oder ſpäter dem Mündel zu⸗ 
fällt, zu verzeichnen und das Verzeichniß, nachdem er es mit der 
Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändigkeit verſehen hat, dem 
Vormundſchaftsgericht einzureichen. Iſt ein Gegenvormund vorhan- 
den, fo hat ihn der Vormund bei der Aufnahme des Verzeichniſſes 
zuzuziehen; das Verzeichniß iſt auch von dem Gegenvormunde mit 
der Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändigkeit zu verſehen. 

Der Vormund kann ſich bei der Aufnahme des Verzeichniſſes der 
Hülfe eines Beamten, eines Notars oder eines anderen Sachverſtän⸗ 
digen bedienen. 

Iſt das eingereichte Verzeichniß ungenügend, ſo kann das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht anordnen, daß das Verzeichniß durch eine zuſtän⸗ 
dige Behörde oder durch einen zuſtändigen Beamten oder Notar auf- 
genommen wird. 

§ 1803. Was der Mündel von Todeswegen erwirbt oder was 
ihm unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, 
hat der Vormund nach den Anordnungen des Erblaſſers oder des 
Dritten zu verwalten, wenn die Anordnungen von dem Erblaſſer 
durch letztwillige Verfügung, von dem Dritten bei der Zuwendung 
getroffen worden ſind. 

Der Vormund darf mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
von den Anordnungen abweichen, wenn ihre Befolgung das Intereſſe 
des Mündels gefährden würde. 

Zu einer Abweichung von den Anordnungen, die ein Dritter bei 
einer Zuwendung unter Lebenden getroffen hat, iſt, ſolange er lebt, 
ſeine Zuſtimmung erforderlich und genügend. Die Zuſtimmung des 
Dritten Tann durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden, wenn 
der Dritte zur Abgabe einer Erklärung dauernd außer Stande oder 
ſein Aufenthalt dauernd unbekannt iſt. 


§ 1801. 1. Bei der Auswahl des Vormundes iſt auf das religiöſe Be⸗ 
kenntniß des Mündels Rückſicht zu nehmen § 1779 Abſ. 2. 

2. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für die Vorſchriften über die religiöſe Er: 
ziehung der Kinder EG. Art. 134. 

3. Landesgeſetzgebung. Pr N 
Württemb. | AB. z. BGB. Art. 52 Ziff. 12. (Zuſtändig das Amtsgericht an 

Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſ. EG. Art. 147.) 

§ 1802. 1. Der Vormund kann von dem Vormundſchaftsgericht im Auf⸗ 
ſichtswege (§ 1837) zur Aufnahme und Einreichung des Vermögens verzeich⸗ 
niſſes angehalten werden. Entlaſſung des Vormundes kann gemäß § 1886 
erfolgen. 

2e Verzeichnißpflicht kann dem Vormunde weder von den Eltern des 
Mündels (§§ 1852—1855) noch von dem Vermögenszuwender ($ 1803) er⸗ 
laſſen werden. e N 

3. Die Zuſtändigkeit der zur Mitwirkung bei der Aufnahme des Ver⸗ 
mögensverzeichniſſes berufenen Behörden richtet ſich nach Landesrecht. 

4. Auch auswärtiges, d. h. im Auslande befindliches Vermögen iſt in das 
Vermögensverzeichniß aufzunehmen. g 

5. Die Koſten des Vermögensverzeichniſſes fallen dem Mündel zur Laſt. 
Vgl. auch § 1835. 


mögen des Mündels. 
1. Vermögensverzeichniß. 


2. Anordnungen des Erb⸗ 
laſſers od. Zuwenders 
für die Vermögens⸗ 
verwaltung. 


3. Schenkungsverbat. 
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§ 1804. Der Vormund kann nicht in Vertretung des Mündels 
Schenkungen machen. Ausgenommen ſind Schenkungen, durch die 
einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rück⸗ 
ſicht entſprochen wird. 


§ 1803. 1. Die Befugniß, Anordnungen für die vormundſchaftliche Ver⸗ 
waltung mit der aus § 1803 ſich ergebenden Wirkung zu geben, kommt dem 
Erblaſſer und dem Vermögenszuwender als ſolchem in Anſehung der von 
ihm hinterlaſſenen oder zugewendeten Vermögensgegenſtande und deren 
Surrogate zu. Erwerb von Todeswegen vgl. § 1369. — Ein als Nachwir⸗ 
kung der elterlichen Gewalt (vgl. §§ 1176, 1777, 1852 ff.) ſich darſtellendes 
A Verwaltungsanordnungen zu treffen, iſt den Eltern als ſolchen nicht 
gegeben. 

2. Die Verwaltungsanordnungen des § 1803 unterſcheiden ſich von den 
Auflagen im Sinne der §§ 525, 1940, 2192 ff. dadurch, daß ſie nicht eine 
dem Bedachten auferlegte obligatoriſche Verpflichtung, ſondern eine Pflicht 
des Vormundes gegenüber dem Mündel begründen, bei Führung der Vor⸗ 
mundſchaft in Anſehung der betroffenen Gegenſtände die getroffenen Anord⸗ 
nungen zu befolgen. Der bloße, allgemeine Wunſch der Eltern iſt keine 
Anordnung im Sinne des § 1803. Vgl. RG. Gruchot 30 1047. 

3. Letztwillige Verfügung §§ 1937, 2299. 

4. Die Beachtung der nach § 1803 wirkſamen Anordnungen hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht gemäß § 1837 zu überwachen und gegebenenfalls durch 
Ordnungsſtrafen herbeizuführen. Schadenserſatzpflicht des abweichenden Vor⸗ 
mundes § 1833. 

5. Die Anordnung kann auch dahin gehen, daß die Anlegung nicht noth⸗ 
wendiger Weiſe in mündelſicheren Werthen, ſondern nach dem freien und 
pflichtgemäßen Ermeſſen des Vormundes zu erfolgen habe. 

6. Zuläſſige Abweichung von den Verwaltungsanordnungen. 

a. Sit der Anordnende nicht mehr am Leben, jo ift die Abweichung nur zu⸗ 
läſſig mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (§ 1826), und wenn 
die Befolgung das Intereſſe des Mündels gefährden würde. Hierzu 
iſt nicht ſchon das Entgehen von Gewinn zu rechnen. 

bh. Iſt der Anordnende noch am Leben, fo iſt feine Zuſtimmung zu der Ab⸗ 
weichung auch bei Gefährdung erforderlich und genügend. Erſetzung der 
Zuſtimmung durch das Vormundſchaftsgericht (Abſ. 3) iſt nur im Falle 
dauernder Behinderuug oder Abweſenheit des Dritten zuläſſig. Vgl. 
§§ 1305 Abſ. 2, 1307 Note 3. 

7. Landesgeſetzgebung. 

Württemb. | AG. z. BGB. Art. 52 Ziff. 13. (Zuſtändig das Amtsgericht an 

Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſ. EG. Art. 147). 


8 1804. 1. Schenkung. 


a. Der Begriff der Schenkung iſt nach §§ 516 ff. zu beſtimmen. Darunter 
fallen ſowohl die ſchenkungsweiſe erfolgenden Zuwendungen ($ 516) als 
auch das ſchenkungsweiſe ertheilte Verſprechen zu einer Leiſtung ($ 518). 
Schenkung iſt nicht die Unterlaſſung eines Vermögenserwerbes oder der 
Verzicht auf ein angefallenes, aber noch nicht endgültig erworbenes Recht 
oder die Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes § 517, 
vol § 1822 Ziff 2. Schenkungsweiſe erfolgter Verzicht auf Sicherheits⸗ 
leiſtung RG. 33 210. 

b. Pflicht und Anſtandsſchenkungen vgl. Titelvorb. vor § 516 Note Ab. 
Pflicht⸗ und Anſtandsſchenkungen konnen vom Vormunde regelmäßig nur 
gemacht werden, wenn die ſittliche Pflicht ꝛc. zweifellos vorhanden iſt, 
vgl. OL. 3 109. 8 

e. Ausſlattung eines Kindes (bei Vormundſchaft über Volljährige in Be⸗ 
tracht kommend) vgl. §§ 1624, 1902. 
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$ 1805. Der Vormund darf Vermögen des Mündels nicht für 
ſich verwenden. 

§ 1806. Der Vormund hat das zum Vermögen des Mündels 
gehörende Geld verzinslich anzulegen, ſoweit es nicht zur Beſtreitung 
von Ausgaben bereit zu halten iſt. 


2. Wirkung der Vorſchrift. 

a. Zweifelhaft kann fein, ob die entgegen der Vorſchrift des § 1804 vorge⸗ 
nommene Schenkung ſchlechthin nichtig iſt (§ 134), oder ob ſie nur als 
ein durch einen Vertreter ohne Vertretungsmacht geſchloſſener Vertrag 
( 177—179) zu beurtheilen iſt. Die Faſſung ſpricht für Nichtigkeit, vgl. 
Planck zu § 181 Note 2, die Verweiſung in den Mot. auf RS. 3 308 
dafür, daß nur der Mündel nicht verpflichtet wird. Der Unterſchied zeigt 
ſich darin, daß die Beſtätigung durch den ſelbſtändig gewordenen Mündel 
im erſteren Falle gemäß § 141 durch Wiederholung des Geſchäfts in der 
etwa erforderlichen Form, im zweiten Falle durch formloſe Genehmi⸗ 
gung ($ 185) erfolgen kann. 

b. Die verbotswidrig in Vertretung des Mündels von dem Vormunde vor: 
genommene Schenkung iſt ebenſo zu beurtheilen, wie wenn ein beliebiger 
Dritter das Rechtsgeſchäft für den Mündel vorgenommen hätte. Mangels 
Vertretungsmacht iſt Eigenthum nicht übergegangen, eine Verpflichtung 
des Mündels nicht entſtanden. Hieraus ergiebt ſich der Eigenthums⸗ 
anſpruch des Mündels bzw. fein Anſpruch aus ungerechtfertigter Be: 
reicherung, vgl. § 985 und daſelbſt Note 3. Der Anſpruch kann ſowohl 
von dem Mündel, vertreten durch den Vormund, als auch durch ihn 
ſelbſt nach erlangter Selbſtändigkeit geltend gemacht werden. 

€. Unter § 1804 gehören auch die Fälle, in denen eine Schenkung von dem 
Mündel mit Einwilligung oder Genehmigung des Vormundes vorge⸗ 
nommen wird (vgl. RG. bei Gruchot 30 1046). 

3. Schenkungen des Vormundes in ſeinem eigenen Namen 
aus dem Vermögen des Mündels fallen nicht unter § 1804. Vgl. 


$ 523. Der Vormund, welcher Sachen des Mündels verſchenkt und als ſeine 
eigenen übereignet. macht ſich der Unterſchlagung ſchuldig. Eigenthums⸗ 
erwerb des Dritten § 932; pgl. auch § 935. Rückforderungsrecht des Mündels 
§ 816 Aoſ, 1 Satz 2. 

$ 1805. 1. Der Vormund hat das Vermögen des Mündels und das 
eigene getrennt zu halten. Er darf insbeſondere Mündelgelder nicht in 
ſeinem Nutzen verwenden, auch nicht in Form eines Darlehens an ſich ſelbſt 
(ogl. § 1795 Abſ. 2). Aber auch der bloße Gebrauch (§ 100) von Mündel⸗ 
ſachen iſt dem Vormunde durch § 1805 unterſagt, ſofern ihm derſelbe nicht 
durch gültiges Abkommen G 1795 Abſ. 2) geſtattet iſt. 

2. Zuwiderhandlung begründet Zinspflicht gemäß § 1834, ferner Schadens⸗ 
erſatzpflicht gemäß § 1833, Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts SS 1837, 
1886. — Vgl. auch StGB. § 266 (Abſchnittvorb. Note B. VIII). 

§ 1806. 1. Für die Anlegung der Mündelgelder geben die $$ 1807 bis 
1809 nähere Vorſchriften. Die Bedeutung dieſer Vorſchriften iſt nicht die, 
daß eine nach Maßgabe derſelben erfolgende Anlegung den Vormund und 
den Gegenvormund ($ 1810) ſchlechthin von der Verantwortlichkeit befreit: 
vielmehr bleiben dieſelben in allen Fällen für etwaige verſchuldete Schadens⸗ 
zufügung gemäß § 1833 verhaftet. Andererſeits darf aber der Vormund die 
in § 1806 bezeichneten, zur dauernden Kapitalsanlage beſtimmten Gelder, 
vorbehaltlich der Vorſchrift des § 1811, in anderer Art als in § 1807 vor: 
geſchrieben iſt, nicht zinsbar anlegen. 

2. Vorſchriftswidrige Anlage. A 
a. Der Mündel kann nicht die Anlage überhaupt zurückweiſen und Her⸗ 

ausgabe des angelegten Geldes verlangen, ſondern nur anderweite An⸗ 
legung und Schadenserſatz fordern, RG. 16 205 ff., §§ 1833, 249—252. 


4. 


5 


5. 


Eigennützige Verwen⸗ 
dung. 


Anlegung der Mündel⸗ 
gelder. 
4. Anlegungspflicht. 


b. Gebotene Arten ber 
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§ 1807. Die im $ 1806 vorgeſchriebene Anlegung von Mündel⸗ 

geld ſoll nur erfolgen: 

1, in Forderungen, für die eine ſichere Hypothek an einem in⸗ 
ländiſchen Grundſtücke beſteht, oder in ſicheren Grundſchulden 
oder Rentenſchulden an inländiſchen Grundſtücken; 

2. in verbrieften Forderungen gegen das Reich oder einen Bundes⸗ 
ſtaat ſowie in Forderungen, die in das Reichsſchuldbuch oder 
in das Staatsſchuldbuch eines Bundesſtaats eingetragen ſind; 

3. in verbrieften Forderungen, deren Verzinſung von dem Reiche 
oder einem Bundesſtaate gewährleiſtet iſt; 

4. in Werthpapieren, insbeſondere Pfandbriefen, ſowie in ver⸗ 
brieften Forderungen jeder Art gegen eine inländiſche kom⸗ 
munale Körperſchaft oder die Kreditanſtalt einer ſolchen Kör⸗ 
perſchaft, ſofern die Werthpapiere oder die Forderungen von 
dem Bundesrathe zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet 
erklärt ſind; 

5. bei einer inländiſchen öffentlichen Sparkaſſe, wenn ſie von der 
zuſtändigen Behörde des Bundesſtaats, in welchem ſie ihren 
Sitz hat, zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt iſt. 

Die Landesgeſetze können für die innerhalb ihres Geltungsbereichs 

belegenen Grundſtücke die Grundſätze beſtimmen, nach denen die 
Sicherheit einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld 
feſtzuſtellen iſt. 


b. Anlegung, welche zum Theil innerhalb, zum Theil außerhalb der mündel⸗ 
mäßigen Beleihungsgrenze erfolgt vgl. RG. 4 167. 

©. Mangel des urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen vorſchriftswidriger 
Anlegung und Schadenszufügung, wenn der Schaden auch bei vorſchrifts⸗ 
mäßiger Anlegung eingetreten wäre. RG. 4 169, II 307, 33 211. 

3. Abweichende Anordnung des Erblaſſers bezw. des Zuwendenden über 
die Anlegung $ 1803. 

4. Andere Anlegung mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts § 1811. 

5. Die Vorſchriften beziehen ſich nicht auf ſolche Kapitalsanlagen, welche 
ſich im Vermögen des Mündels bereits vorfinden, ohne die vorgeſchriebene 
Sicherheit zu gewähren. Dem Vormund iſt für ſolche Fälle nicht ohne 
Weiteres die Umſetzung in mündelſichere Anlagen vorgeſchrieben. Seine Ver⸗ 
pflichtung zu einer dem Intereſſe ſeines Mündels entſprechenden Umwandelung 
91555 ſich aus der allgemeinen Vorſchrift des § 1793 in Verbindung mit 
$ 1833. 

§ 1807. J. Allgemein. 

1. Die Bedeutung der Anlegungsvorſchriften im Allgemeinen vgl. zu $ 1806 
Note 1. 

2. Mitwirkung des Gegenvormundes bzw. des Vormundſchaftsgerichts bei 
der Anlegung § 1810. 

3. In der Wahl unter den in § 1807 zugelaſſenen Anlegungsarten iſt 
der Vormund an eine beſtimmte Reihenfolge nicht gebunden. 

II. Die einzelnen Anulegungsarten. 

1. Hypotheken⸗, Grund⸗ und Rentenſchulden an inländiſchen 
d. h. im Deutſchen Reiche belegenen Grundſtücken und (vgl. $ 1017) Erbbau⸗ 
rechten vgl. Pr. IMBl. 1902 S. 6. Bei ausländiſchen Hypotheken ift § 1811 
zu beobachten. Werthsermittelung und Beleihungsgrenze (Abſ. 2). Für 
Preußen vgl. AG. z. B B. Art. 73. Vgl. über die Behandlung der Hypo’ 
theken ıc. während der vormundſchaftlichen Verwaltung zu § 1821 Note Ibz. — 
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Zur Erhebung des Geldes bedarf der Vormund der Genehmigung des Gegen⸗ 

vormundes oder des Vormundſchaftsgerichts, §§ 1812, 1813 Abſ. 2. 

2. Schuldverſchreibungen des Reiches oder eines Bundesſtaats. 
a. Elſaß⸗Lothringen als Bundesſtaat EG. Art. 5. 

b. Reichsſchuldbuch vgl. EG. Art. 50. 

e. Staatsſchuldbuch vgl. EG. Artt. 97, 98. 

Zur Erhebung des Geldes bedarf der Vormund der Genehmigung des 
Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts, §§ 1812, 1813 Abſ. 2. 

3. Verbriefte Forderungen, deren Verzinſung von dem Reiche oder einem 
Bundesſtaate (EG. Art. 5) gewährleiſtet iſt. Zur Erhebung des Geldes be⸗ 
darf der Vormund der Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts, $$ 1812, 1813 Abſ. 2. 

4. Schuldverſchreibungen inländiſcher (d. i. Deutſcher) kommunaler Körper⸗ 
ſchaften oder deren Kreditanſtalten, ſofern die Werthpapiere oder Forderungen 
von dem Bundesrathe zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt 
ſind. Vgl. EG. Art. 212, Pr. AG. Art. 74. — Zur Erhebung des aus dem 
Werthpapiere geſchuldeten Betrags bedarf der Vormund der Genehmigung 
des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts, §§ 1812, 1813 Abſ. 2. 
— Auf Grund des § 1807 Abſ. 1 Nr. 4 ſind vom Bundesrathe für mündel⸗ 
ſicher erklärt worden: 

a. die 4 proz. Schuldverſchreibungen der evangeliſchen Kirchengemeinde zu 
Mainz v. Jahre 1900. Bek. v. 22. März 1901 (RGBl. S. 37). 

b. verbriefte Forderungen gegen eine inländiſche kommunale Körperſchaft 
oder die Kreditanſtalt einer ſolcher Körperſchaft, wenn die Forderungen 
von Seiten des Gläubigers kündbar ſind oder einer regelmäßigen Tilgung 
unterliegen. Bek. v. 7. Juli 1901 (RGBl. S. 263). 

c. die Kur: und Neumärkiſchen Kommunalſchuldverſchreibungen. Bek. v. 
28. Dez. 1901 (RG Bl. 1902 S. 3). 

5. Inländiſche öffentliche Sparkaſſen vgl. PrAG. Art. 75. Die Anlegung 
ſoll mit der Beſtimmung erfolgen, daß zur Erhebung des Geldes die Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts erforderlich 
iſt, § 1809. Die Wirkung dieſer Beſtimmung iſt, daß der Vormund ohne 
die als erforderlich bezeichnete Genehmigung zur Erhebung des Geldes nicht 
ermächtigt iſt. §§ 1812, 1813 Ziff. 3 und Abſ. 2. 

III. Landesgeſetzgebung. 

Nach EG. Art. 212 bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften in Kraft, 
nach denen gewiſſe Werthpapiere zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet 
erklärt ſind. 

Preussen 2G. z. B(§ B. Art. 7376. M.-Schw. V. z. A. 88 227232. 

Bayern | UebergBſt. Art. 32 AG. | S.-Werm. 915 BGB. §§ 211 bis 


z. BGB. Art. 92, Zuſt. 

§ 22. M.- Strelitz| V. z. A. §§ 225 — 230. 
Sachsen Geſ. v. 22. Dez. 1899 die Oldenburg. | AG. z. BGB. §§ 21—23. 
Anleg. v. Mündelgeld Birkenfeld | AS. z. BGB. SS 66—68. 
betreff, Geſ.⸗ u. VS Bl. Lüb. Fürst. AG. z. BGB. $$ 20, 21. 
S. 619, V. z. A. d. B.⸗ Draunsch. AG. z. BGB. §§ 101, 


GB. $ 36. 102, 109 (88 103108, 
Württemb. AG. z. BGB. Art. 68— 70. 110 betr. Stiftungs⸗ 
Baden Vz A. d. BGB. 835,36, gelder). 


AG. z. BGB. Art. 33. S.- Mein. Ach. z. BGB. Art. 28. 
Hessen Ach. BGB. Art 124 bis S.-Altenb. AG. z. BOB. § 123 bis 


126, VO. v. 12. Dez. 127 ($ 128 Stiftungs⸗ 
1900 betr. Feſtſtellung gelder). 
des Werthes v. Grund⸗ S.-Kob.-@. AS. z. BGB. Art. 50, Mi⸗ 
ſtücken z. Zwecke mün⸗ niſterialverfügung be⸗ 
delmäßiger Beleihung treffend die Anlegung 


(GGeſ.⸗ u. VOBl. S. 952). von Mündelgeld, vom 


$ 1807. 
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e. Anlegung bei einer § 1808. Kann die Anlegung den Umſtänden nach nicht in der 
ſbakeren Umſtänden im § 1807 bezeichneten Weiſe erfolgen, jo iſt das Geld bei der 
eichsbank, bei einer Staatsbank oder bei einer anderen durch 
Landesgeſetz dazu für geeignet erklärten inländiſchen Bank oder bei 
einer Hinterlegungsſtelle anzulegen. 
„ Vordebalt der Mitwir- § 1809. Der Vormund fol Mündelgeld nach § 1807 Abſ. 1 
ad des Jem Gerichs Nr. 5 oder nach § 1808 nur mit der Beſtimmung anlegen, daß 
bei Erhebung d. Felder zur Erhebung des Geldes die Genehmigung des Gegenvormundes 
oder des Vormundſchaftsgerichts erforderlich iſt. 
Witwirtung d. Gegen- § 1810. Der Vormund ſoll die in den 8$.1806 bis 1808 vor- 
weandſch Gerdes bei geſchriebene Anlegung nur mit Genehmigung des Gegenvormundes 
der Anlegung. bewirken; die Genehmigung des Gegenvormundes wird durch die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erſetzt. Iſt ein Gegen⸗ 
vormund nicht vorhanden, ſo ſoll die Anlegung nur mit Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erfolgen, ſofern nicht die Vormundſchaft 
von mehreren Vormündern gemeinſchaftlich geführt wird. 


28. Dez. 1899. GS. Reuss J. L. AG. z. BGB. §§ 115 bis 
S. 470. 117 G 118 Stiftungs⸗ 
Anhalt AG. z. BGB. Artt. 67,68. gelder). 
Schw.-Rd. AGG. z. BGB. Artt. 164 || Sch.- Lippe AG. z. BGB. §§ 44—84. 
bis 167. Lippe AG. z. BGB. § 41. 
Schw.-Scdh.| US z. BGB. Art. 56. Bremen AG. z. BGB. §§ 56—58. 
Waldeck z. BGB. Artt. 36 bis Hamburg | V. z. A. § 5, AGG. z. BGB. 
300 | J 73, 74. 
Neuss dl. L. Sn BGB. §§ 137 bis || Kis.-Lothr. ao‘, BGB. $$ 141,142. 


§ 1808. 1. Die Anlegung ſoll mit der Beſtimmung erfolgen, daß zur 
Erhebung des Geldes die Genehmigung des Gegenvormundes oder des 
Vormundſchaftsgerichts erforderlich iſt, $ 1809. Die Wirkung dieſer Be⸗ 
ſtimmung iſt, daß der Vormund ohne die als erforderlich bezeichnete Ge⸗ 
nehmigung zur Erhebung des Geldes nicht ermächtigt iſt, §§ 1812, 1813 
Ziff. 3 und Abſ 2. 

2. Die Reichsbank nimmt nach einer Bekanntmachung vom 3. Dezember 
1878 Gelder von Vormündern, Pflegern und Privatperſonen zur zinsbaren 
Belegung nicht an. 

3. Für vorübergehende Anlegung werden ſich oft die in § 1807 Ziff. 5 
genannten Sparkaſſen eignen. 

4. Für Preußen vgl. AG. z. BGB. Art. 76. Bei den preußiſchen Hinter⸗ 
legungsſtellen findet hiernach (vgl. EG. Art. 144) die Anlegung nicht ſtatt. 


$ 1809. 1. Die Anlegung mit der aus § 1809 ſich ergebenden Beſtimmung 
bewirkt, daß der Vormund ohne die Genehmigung des Gegenvormundes 
oder des Vormundſchaftsgerichts gemäß §§ 1812, 1813 Ziff. 3 und Abſ. 2 
zur Erhebung des Geldes nicht ermächtigt iſt. 

2. Von dieſer Vorſchrift beſtehen Ausnahmen Ne» 
a. für den befreiten Vormund §§ 1852, 1855; vgl. indeß § 1857. 
b. bei Vormundſchaft über Volljährige für den Vater oder die Mutter des 

Mündels gemäß $$ 1903 f. ! 8 

3. Nach Beendigung der Vormundſchaft iſt der ſelbſtandig gewordene 
Mündel unter Nachweis ſeiner Selbſtändigkeit zur Erhebung des Geldes ohne 
Weiteres berechtigt. Anders anſcheinend KG. OLG. 2 263. 


§ 1810. 1. Die Vorſchrift des § 1810 iſt nur eine Ordnungsvorſchrift. 
Es handelt ſich hier nicht um Rechtsgeſchäfte, zu deren Vornahme der Vor⸗ 
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§ 1811. Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Gründen t. Gerichtliche Geſtattung 


dem Vormund eine andere Anlegung als die in den 88 1807, 1808 
vorgeſchriebene geſtatten. 


anderweiter Anlegung. 


§ 1812. Der Vormund kann über eine Forderung oder über s. Genehmigung d. Gegen⸗ 


ein anderes Recht, kraft deſſen der Mündel eine Leiſtung verlangen 
kann, ſowie über ein Werthpapier des Mündels nur mit Genehmigung 
des Gegenvormundes verfügen, ſofern nicht nach den 8s 1819 bis 
1822 die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich iſt. 
Das Gleiche gilt von der Eingehung der Verpflichtung zu einer 
ſolchen Verfügung. 

Die Genehmigung des Gegenvormundes wird durch die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erſetzt. 

Iſt ein Gegenvormund nicht vorhanden, ſo tritt an die Stelle der 
Genehmigung des Gegenvormundes die Genehmigung des Vormund— 
ſchaftsgerichts, ſofern nicht die Vormundſchaft von mehreren Vor⸗ 
mündern gemeinſchaftlich geführt wird. 


mund der Genehmigung des Gegenvormundes bzw. des Vormundſchafts⸗ 
gerichts bedarf (i. S. der $$ 1829 ff., 1832). Die Anlegung iſt wirkſam für 
den Mündel, der Vormund indeß gegebenen Falles ſchadenserſatzpflichtig. Vgl. 
auch wegen des Aufſichtsrechts des Vormundſchaftsgerichts 58 1837 ff Aus: 
nahmen von dieſer Vorſchrift beſtehen in den zu § 1809 Note 2 aufgeführten 
Fällen. 

fl. Gemeinſchaftliche Vormundſchaftsführung mehrerer Vormünder § 1797 
Abſ. 1. 

§ 1811. Verantwortlichkeit des Vormundſchaftsgerichts § 1848. 


$ 1812. J. Die Einſchränkung der Vertretungsmacht des Vormundes. 

I. Durch $ 1812 wird die dem Vormund in § 1793 beigelegte Vertretungs⸗ 
macht eingeſchränkt. Es handelt ſich hier um die Beſchränkung minderen 
Grades, welche nur die Genehmigung des Gegenvormundes, nicht die des 
Vormundſchaftsgerichts (58 18191822) erfordert. In den der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts vorbehaltenen Fällen erfolgt die Mitwirkung des 
Gegenvormundes in Form der Anhörung durch das Vormundſchaftsgericht 
($ 1826). 

2. Die Genehmigung des Gegenvormundes aus § 1812 iſt, unbeſchadet 
der Zuläſſigkeit ihrer Erſetzung durch das Vormundſchaftsgericht (Abſ. 2), 
immer erforderlich, wenn ein Gegenvormund überhaupt vorhanden iſt, gleich⸗ 
gültig ob die Verwaltung in der Hand eines oder mehrerer Vormünder 
ruht (6 1797). Iſt ein Gegenvormund nicht vorhanden, obwohl er vorhanden 
fein ſollte ($ 1792 Abſ. 2), fo iſt die Genehmigung des Gegenvormundes 
nicht erforderlich, wenn mehrere gemeinſchaftlich verwaltende Vormünder 
($ 1797 Abſ. 1) vorhanden find, ſonſt tritt an ihre Stelle die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts, vgl. zu 3. 8 we 

3. Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ($$ 1826--1831) erſetzt 
in allen Fällen die Genehmigung des Gegenvormundes, § 1812 Abſ. 2. Das 
Vormundſchaftsgericht kann dem Vormund eine allgemeine Ermächtigung au 
den nach § 1812 genehmigungsbedürftigen Geſchäften ertheilen, $ 1825. 

4. Bei Vornahme eines Rechtsgeſchäfts ohne die erforderliche Genehmigung 
des Gegenvormundes oder ihre Erſetzung durch das Vormundſchaftsgericht 
richtet fi das Rechtsverhältniß nach § 1832. A . 

5. Dritte, welche ſich mit dem Vormund einlafjen, müſſen das Vorhanden⸗ 
ſein und die Perſon des Gegenvormundes auf eigene Gefahr prüfen. Die 
Noſtallung (vgl. §§ 1791, 1792) iſt nicht ſchlechthin maßgebend. Vgl. zu § 1791 
tote J. 


H., Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 22 


vormundes oder d. Vor⸗ 
mundſch. Gerichts erfor⸗ 
dernde Rechtsgeſchäfte. 
u. Verfügungen über 
Forderungen, Rechte, 
Werthpapiere. 


b. Frei einziehbare 
Leiſtungen. 
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$ 1813. Der Vormund bedarf nicht der Genehmigung des 
Gegenvormundes zur Annahme einer geſchuldeten Leiſtung: 
1.“ wenn der Gegenſtand der Leiſtung nicht in Geld oder Werth: 
papieren beſteht; 


6. Die Einſchränkung der Vertretungsmacht des Vormundes bezweckt, den 
Gegenvormund bzw. das Vormundſchaftsgericht in den Stand zu ſetzen, das 
weitere vorſchriftsmäßige Verfahren des Vormundes in Anlegung der Gelder 
u. ſ. w. zu beaufſichtigen und eine Gefährdung des Mündels zu verhindern. 

Vgl. für den Gegenvormund § 1799, für das Vormundſchaftsgericht 
ss 1837 ff. 

7. Befreiter Vormund. 

a. Befreiung des Vormundes von dem durch § 1812 aufgeſtellten Erforder⸗ 
niſſe der Mitwirkung des Gegenvormundes bzw. des Vormundſchafts⸗ 
gerichts durch Anordnung des Vaters bzw. der Mutter des Mündels 
($$ 1852, 1855, 1856, 1857). 

b. Bei Bevormundung eines volljährigen Kindes durch feinen Vater oder 
feine Mutter §§ 1903, 1904. 

8. Allgemeine Ermächtigung des Vormundes ſeitens des Vormundſchafts⸗ 
gerichts § 1825. 

9. Die Beweislaſt für das Vorhandenſein der erforderlichen Genehmigung 
oder die das Erforderniß ausſchließenden Umſtände hat derjenige, der die 
Vertretungsmacht des Vormundes behauptet. Vgl. zu § 1813 Note I; 
§§ 1821, 1822 Note 13. 

II. Umfang der Eiunſchränkung. 

1. Rechtsgeſchäftliche Verfügungen. 

a. Gegenſtand der Verfügungen. 

a. Forderungen, das find Anſprüche des Mündels aus einem obligato⸗ 
riſchen Rechtsverhältniſſe. 

3. Andere Rechte, kraft deren der Mündel eine Leiſtung verlangen kann. 
Hierunter fallen namentlich die dinglichen Anſprüche aus der Hypothek, 
die Anſprüche aus Grund⸗ und Rentenſchuld (vgl. Abſchnittvorb. vor 
$ 1113 Note II). Vgl. ferner § 1821 Note U be. 

1. Die Hervorhebung von Werthpapieren, obwohl an ſich unter den Be⸗ 
griff der Forderungen fallend, beruht auf der beſonderen Wichtigkeit 
dieſer Gegenſtände. 

b. Zu den Verfügungsgeſchäften (vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5) ge⸗ 
hören insbeſondere Veräußerung, Belaſtung, Kündigung und Einziehung. 
Die Genehmigung des Gegenvormundes wird nicht dadurch entbehrlich, 
daß bereits eine Verpflichtung zur Verfügung beſteht. Indeß vgl. die 
Sonderregelung für die Befugniſſe des Vormundes zur Annahme einer 
geſchuldeten Leiſtung in § 1813. 

c. Prozeßführung gehört nicht zu den Verfügungsgeſchäften (vgl. Abſchnitt⸗ 
vorb. vor § 104 Note 5d). Der Vormund iſt deshalb nicht beſchränkt in 
der Prozeßführung. Vgl. Abſchnittvorb. Note B VII. Wegen der in pro⸗ 
zeſſualen Formen vorgenommenen Rechtsgeſchafte vgl. § 1400 Note 111 b. 

2. Obligatoriſche Rechtsgeſchäfte, durch welche die Verpflichtung 
des Mündels in Anſehung der zu à aufgeführten Verfügungsgeſchäfte be⸗ 
gründet werden ſoll. Ohne dieſe Vorſchrift würde der Mündel ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig ſein, wenn er die für ihn begründete Verpflichtung nicht er⸗ 
füllen würde, vgl. $ 1448 Note 1. 

3. Die Beſchränkung der Vertretungsmacht des Vormundes erſtreckt ſich 
insbeſondere nicht auf 
a. die Verfügung über bewegliche Sachen, einſchließlich der Koſtbarkeiten 

(vgl. indeß §§ 1818, 1819); 

b. die Prozeßführung. Vgl. Note II Ic und zu § 1822 Note II 12; 

€. auf die im Intereſſe der Verkehrserleichterung in § 1813 beſtimmten 
Ausnahmen. 
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wenn der Anſpruch nicht mehr als dreihundert Mark beträgt; 

wenn Geld zurückgezahlt wird, das der Vormund angelegt hat; 

wenn der Anſpruch zu den Nutzungen des Mündelvermögens 
gehört; 

5. wenn der Anſpruch auf Erſtattung von Koſten der Kündigung 
oder der Rechtsverfolgung oder auf ſonſtige Nebenleiſtungen 
gerichtet iſt. 

Die Befreiung nach Abſ. 1 Nr. 2, 3 erſtreckt ſich nicht auf die 
Erhebung von Geld, bei deſſen Anlegung ein Anderes beſtimmt 
worden iſt. Die Befreiung nach Abſ. 1 Nr. 3 gilt auch nicht für 
die Erhebung von Geld, das nach § 1807 Abſ. 1 Nr. 1 bis 4 
angelegt iſt. 


— 2 00} 


$ 1813. I. Die Annahme der 0 Leiſtung durch die Gläubiger 
gehört an ſich zu den Verfügungsgeſchäften i. S. des § 1812. Vgl. daſelbſt 
Note II Ib. 

II. Im Intereſſe der Erleichterung des Verkehrs macht § 1813 eine Aus⸗ 
nahme von der die Vertretungsmacht des Vormundes beſchränkenden Bor: 
ſchrift des § 1812 für ſolche Fälle, in denen mit der unbeſchränkten Ver⸗ 
tretungsmacht eine Gefährdung des Mündels nicht oder doch nur in gerin⸗ 
gerem Maße verbunden iſt. Die Vorſchrift des § 1813 bezieht ſich in allen 
Fällen nur auf die geſchuldete Leiſtung, nicht aber auf Annahme eines 
Erfüllungsſurrogats ꝛc. — Die Beweislaſt für das Vorliegen der beſonderen 
Vorausſetzungen der Entbehrlichkeit der Genehmigung des Gegenvormundes 
hat derjenige, der die Vertretungsmacht des Vormundes behauptet (val. zu 
§ 1812 Note 19). 

1. Ziff. 1. Ob der Gegenſtand der geſchuldeten Leiſtung von vornherein 
in Geld oder Werthpapieren beſtand oder ob die Geldſchuld als ſolche erſt 
nachträglich (etwa in Folge der Nichterfüllung) entſtanden iſt, iſt gleich⸗ 
gültig. Entſcheidend iſt der thatſächliche Gegenſtand der Leiſtung, vgl. indeß 
bei Beträgen bis 300 M. Ziff. 2. 

2. Ziff. 2. 

a. Nicht die Höhe der Leiſtung, ſondern der Betrag des Anſpruchs iſt 
entſcheidend, ſo daß der Vormund auch nicht Theilzahlungen auf den Be⸗ 
trag eines 300 M. überſteigenden Anſpruchs ohne Genehmigung des 
Gegenvormundes ($ 1812) annehmen kann. 

b. Für die Berechnung der Höhe ſind die zu 4 aufgeführten Nutzungen 
und die zu 5 aufgeführten Koſten dem Kapital nicht hinzuzurechnen, 
wie durch die geſonderte Aufführung dieſer Anſprüche zum Ausdrucke 
gebracht worden iſt. — Vgl. § 1821 Note 1 be a. E. 

e. Bei Erhebung von Geld, bei deſſen Anlegung die Genehmigung des 
Gegenvormundes als Erforderniß für die Erhebung beſtimmt iſt ($ 1809), 
findet die Befreiung des $ 1813 Abſ. 1 Nr. 2 keine Anwendung, § 1813 Abſ. 2. 

3. Ziff. 3. Die Befreiung in Anſehung der Rückzahlung der von dem 
Vormund angelegten Gelder bezieht ſich nach Abſ. 2 nicht auf die Anlagen 
des § 1807 Abſ. I Ziff. 1— 4. Es bleiben alſo nur die Anlagen gemäß 
§ 1807 Ziff. 5 (Sparkaſſenanlagen), $$ 1808, 1811; aber auch in dieſen 
Fallen tritt die Befreiung nach Abſ. 2 nicht ein, wenn die Erhebung von 
der Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts ab⸗ 
hängig gemacht iſt, vgl. § 1809. 

4. Ziff. 4. Die Nutzungen ($$ 99, 100), vgl. Note 2b. 

5. Ziff. 5. Vgl. Koſten und Nebenleiſtungen (vgl. §§ 224, 1115). Vgl. 
Note 2b. 

22 w 


7. Werthpapiere u. Koſt⸗ 
barteiton, 

a. Geſetzlich vorgeſchrie⸗ 
bene Sicherungsmaß⸗ 
regeln. 

a. Hinterlegung der 
Inhaberpapiere. 


Zu 88 18141820. 
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§ 1814. Der Vormund hat die zu dem Vermögen des Mündels 
gehörenden Inhaberpapiere nebſt den Erneuerungsſcheinen bei einer 
Hinterlegungsſtelle oder bei der Reichsbank mit der Beſtimmung zu 
hinterlegen, daß die Herausgabe der Papiere nur mit Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts verlangt werden kann. Die Hinterlegung 
von Inhaberpapieren, die nach § 92 zu den verbrauchbaren Sachen 
gehören, ſowie von Zins⸗, Renten⸗ oder Gewinnantheilſcheinen iſt 
nicht erforderlich. Den Inhaberpapieren ſtehen Orderpapiere gleich, 
die mit Blankoindoſſament verſehen ſind. 


Die in dieſen Vorſchriften vorgeſehenen Sicherungsmittel ſollen ſowohl 
gegen Untreue des Vormundes als auch gegen Zufälle, die von außen ein⸗ 
treten (Brand, Diebſtahl ꝛc.), Schutz bieten. 

§ 1814. J. Hinterlegungspflicht. 

1. Die Hinterlegungspflicht bezieht ſich nach Satz 2 nicht auf Werth⸗ 
papiere, welche zu den verbrauchbaren Sachen (§ 92) gehören (sgl. 
§§ 92, 1081 Note 1, 1084), ferner nicht auf Zins, Renten⸗, Gewinnantheil⸗ 
ſcheine. Es bleiben ſomit regelmäßig die Stücke ſelbſt nebſt den Erneue⸗ 
rungsſcheinen zu hinterlegen. Vgl. indeß die erweiterte Hinterlegungspflicht 
auf Grund vormundſchaftsgerichtlicher Anordnung $ 1818. 

2. Schuldhafte Verzögerung der Hinterlegung macht den Vormund ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig gemäß § 1833. Im Uebrigen vgl. wegen des Ordnungsſtraf⸗ 
rechts des Vormundſchaftsgerichts § 1837 Abſ. 2. 

3. Befreiung des Vormundes von der Hinterlegungspflicht 
a. durch das Vormundſchaftsgericht § 1817; vgl. aber § 1848; 

b. durch den Vater oder die eheliche Mutter Fs 1853, 1855; 
e. kraft Geſetzes, wenn der Vater oder die Mutter das volljährige Kind 
bevormunden, gemäß §§ 1903, 1904. 

4. Erweiterung der Hinterlegungspflicht durch Anordnung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts § 1818. 

5. Erſatz der Hinterlegung durch Umwandlung der Inhaberpapiere in 
5181 oder durch Eintragung in das Reichs⸗ oder Staatsſchuld buch 

5. 

II. Wirkung der Hinterlegung. 

1. Die Herausgabe kann nur mit Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts verlangt und bewirkt werden, §§ 1814, 1819, in Verbindung mit 
den landesgeſetzlichen Vorſchriſten über die Hinterlegung EG. Artt. 144 f., 
Preuß. Hinterlegungsordnung § 51. Vgl. § 1819 Note 1. 

2. Zu Verfügungen des Vormundes über die hinterlegten Werthpapiere, 
ſowie zu obligatoriſchen Verpflichtungen zu ſolchen Verfügungen bedarf der 
Dee $ 1819 vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung (§§ 18256, 
1828—183]). 

3. Nach Beendigung der Vormundſchaft ift der felbftändig gewordene 
Mündel unter Nachweis ſeiner Selbſtändigkeit zur Empfangnahme ohne 
Weiteres berechtigt. Anders anſcheinend OL. 2 263 (KG.). 

4. Dieſe Wirkungen der Hinterlegung (Note 1 und 2) treten nur ein, 
wenn die Hinterlegung in Gemäßheit der §§ 1814, 1818 erfolgt iſt; nicht 
aber, wenn die Hinterlegung rechtlich nicht geboten war (§§ 1817; 1853, 
1855; 1903, 1904). 


III. Hinterlegung bei der Reichsbank. } 

Die Hinterlegung erfolgt ausſchließlich bei dem Comptoir der Reichsbank 
für Werthpapiere zu Berlin in der Form ſog. offener Depots. Die näheren 
Beſtimmungen ſind in einer Bekanntmachung des Reichsbankdirektoriums 
enthalten, welche koſtenfrei bei jeder Reichsbankſtelle verabfolgt wird. 

IV. Hinterleguugsſtelle Ech Art. 144. 
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§ 1815. Der Vormund kann die Inhaberpapiere, ſtatt ſie nach 
§ 1814 zu hinterlegen, auf den Namen des Mündels mit der Be- 
ſtimmung umſchreiben laſſen, daß er über ſie nur mit Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts verfügen kann. Sind die Papiere von 
dem Reiche oder einem Bundesſtaat ausgeſtellt, ſo kann er ſie mit 
der gleichen Beſtimmung in Buchforderungen gegen das Reich oder 
den Bundesſtaat umwandeln laſſen. 

Sind Inhaberpapiere zu hinterlegen, die in Buchforderungen gegen 
das Reich oder einen Bundesſtaat umgewandelt werden können, fo 
kann das Vormundſchaftsgericht anordnen, daß fie nach Abſ. 1 in 
Buchforderungen umgewandelt werden. 

§ 1816. Gehören Buchforderungen gegen das Reich oder gegen 
einen Bundesſtaat bei der Anordnung der Vormundſchaft zu dem 
Vermögen des Mündels oder erwirbt der Mündel ſpäter ſolche 
Forderungen, ſo hat der Vormund in das Schuldbuch den Vermerk 
eintragen zu laſſen, daß er über die Forderungen nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts verfügen kann. 

§ 1817. Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Gründen 
den Vormund von den ihm nach den §§ 1814, 1816 obliegenden 
Verpflichtungen entbinden. 

§ 1818. Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Gründen 
anordnen, daß der Vormund auch ſolche zu dem Vermögen des 
Mündels gehörende Werthpapiere, zu deren Hinterlegung er nach 
$ 1814 nicht verpflichtet iſt, ſowie Koſtbarkeiten des Mündels in 
der im § 1814 bezeichneten Weiſe zu hinterlegen hat; auf Antrag 
des Vormundes kann die Hinterlegung von Zins-, Renten⸗ und Ge: 


$ 1815. 1. Umſchreibung der Inhaberpapiere auf den Namen des Mün⸗ 
dels § 806. Außerkursſetzung findet nicht mehr ftatt; eine nach altem Rechte 
erfolgte Außerkursſetzung tritt außer Kraft, EG. Art. 176. 

2. Reichsſchuldbuch vgl. ES. Art. 50. 

3. Staatsſchuldbuch vgl. EG. Art. 97. 

4. Außer der ſich aus § 1815 ergebenden Wirkung tritt ferner die Be⸗ 
ſchränkung der Verpflichtungsbefugniß gemäß § 1820 ein. 


§ 1816. 1. Befreiung von der Verpflichtung des § 1816 
a. durch das Vormundſchaftsgericht § 18177 5 
b. durch Anordnung des Vaters oder der ehelichen Mutter gemäß §§ 1853, 
1855; 
e. kraft Geſetzes, wenn der Vater oder die Mutter das volljährige Kind be⸗ 
vormundet gemäß §§ 1903, 1904. 
2. Wirkungen des Vermerkes. 
a. Verfügungsbeſchränkung gemäß § 1816. 
b. Verpflichtungsbeſchränkung ge $ 1820. 
3. Vgl. im Uebrigen zu § 1815. 
§ 1817. 1. Das Vormundſchaftsgericht hat unter Würdigung aller Um⸗ 
ſtände (Perſönlichkeit des Vormundes, feiner Vermoͤgensverhältniſſe ꝛc. ꝛc.) 
unter Berückſichtigung der eigenen Verantwortlichkeit ($ 1848) zu entſcheiden. 
2. Die Entbindung von der Verpflichtung aus § 1814 beſeitigt zugleich 
die Anwendbarkeit des § 1815 Abſ. 1, da dieſe Vorſchrift die Hinterlegungs⸗ 
pflicht vorausſetzt und nur Surrogate der Hinterlegung zuläßt. 
3. Andere Befreiungsgründe §§ 1853, 1855, 1903, 1904. 


F. Unſchreibung der 
Inhaberpapiere u. 
Umwandlung derſ. 
in Buchforderung. 
gg. Reich od. Staat 
auf den Namen des 
Mündels. 


Vermerk vorn. ge⸗ 
richtlicher Mitwir⸗ 
kung im Schuld⸗ 
buche des Reiches 
oder Staates. 


0. Gerichtl. Befreiung. 


b. Gerichtliche Anordnung 
der Hinterlegung ſonſti⸗ 
ger Werthpapiere und 
Koſtbarkeiten. 


c. Beſchränkung der Ver⸗ 
tretungsmacht des Vor⸗ 
mundes bez. Verfügung 
und Verpflichtung in 
Anſehung d geſicherten 


Gegenſtände. 
. Hinterlegung. 
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winnantheilſcheinen angeordnet werden, auch wenn ein beſonderer 
Grund nicht vorliegt. 

§ 1819. Solange die nach § 1814 oder nach $ 1818 hinter⸗ 
legten Werthpapiere oder Koſtbarkeiten nicht zurückgenommen ſind, 
bedarf der Vormund zu einer Verfügung über ſie und, wenn Hypo⸗ 
theken⸗, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbriefe hinterlegt ſind, zu einer 
Verfügung über die Hypothekenforderung, die Grundſchuld oder die 
Rentenſchuld der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Das Gleiche 
gilt von der Eingehung der Verpflichtung zu einer ſolchen Verfügung. 


§ 1818. 1. Die die Hinterlegungspflicht des Vormundes erweiternde 
Anordnung des Vormundſchaftsgerichts kann insbeſondere bei Mißtrauen 
gegen den Vormund oder bei dem Mangel einer geeigneten Aufbewahrungs⸗ 
gelegenheit geboten fein. Beſchwerde des Vormundes Fr. §§ 20 ff. 

2. Die Wirkung der Hinterlegung vgl. § 1814 Note II, insbeſondere auch 
Beſchränkung der Verfügungs⸗ und Verpflichtungsfähigkeit in Anſehung der 
hinterlegten Gegenſtände § 1819. 

3. Zu den Werthpapieren gehören insbeſondere auch die Hypotheken⸗, 
Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldbriefe, vgl. § 1819. 

4. Zu den Koſtbarkeiten gehören z. B. Gold⸗ und Silberſachen, Juwelen, 
Perlen, ſeltene Münzen, Medaillen, auch Kunſtgegenſtände und Antiquitäten, 
RG. 13 36. Vgl auch Abſchnittvorb. vor § 90 Note VI 3b. 

5. Auf Geld bezieht ſich § 1818 nicht; die $$ 1806—1811 find maßgebend. 

§ 1819. 1. Daß der Vormund die nach $$ 1814, 1818 hinterlegten Werth⸗ 
papiere und Koſtbarkeiten nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
zurücknehmen kann, ift als ſelbſtverſtändlich unausgeſprochen geblieben. Bgl. 

Prot. VI S. 323 Nr. 26. Eine ohne dieſe Genehmigung erfolgende Zurück⸗ 

nahme iſt in ihrer Wirkſamkeit gegenüber dem Mündel gemäß §§ 1828 ff. zu 

beurtheilen. — Vgl. auch die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Heraus⸗ 

gabe hinterlegter Gegenſtände an einen Vormund. Vgl. EG. Artt. 144 f. 

Preußiſche Hinterlegungsordnung v. 14. März 1879 (GS. S. 249) $ 51. 

2. Durch § 1819 wird nicht ein Veräußerungsverbot im Sinne der 
50 iner ſondern eine Beſchränkung der Vertretungsmacht des Vormundes 

egründet. 

a. Der Vormund iſt ohne die erforderliche vormundſchaftsgerichtliche Geneh⸗ 
migung nicht legitimirt, 

a. über die hinterlegten Werthpapiere, Koſtbarkeiten oder über die in den 
hinterlegten Hypothekenbriefen ꝛc. verbrieften Rechte zu verfügen; 
8. den Mündel zur Vornahme ſolcher Verfügungen zu verpflichten. 

b. Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erfolgt dem Vormunde gegen⸗ 
über nach Anhörung des Gegenvormundes §§ 1828, 1826. 

e. Vornahme von Rechtsgeſchäften durch den Vormund ohne bie erforder: 
liche Genehmigung §§ 1829 —1831. 

3. Die Dauer der Beſchränkung des Vormundes in der Vertretungsmacht. 
a. Die Beſchränkung der Vertretungsmacht beginnt mit der Hinterlegung 

und endigt mit der Zurücknahme (vgl. Note 1). Befindet ſich der Vormund 

zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts mit dem Dritten im Beſitze 

der Sachen, welche das Rechtsgeſchäft betreffen, jo kann von einer Be⸗ 

58 ſeiner Vertretungsmacht auf Grund des § 1819 nicht die 
ede fein. 

b. Auch bei Zurücknahme ohne die vorgeſchriebene vormundſchaftsgerichtliche 
Genehmigung (vgl. zu 1) oder bei Unterlaſſung der gebotenen Hinter: 
legung gilt das zu 3a Geſagte ſelbſt bei Kenntniß des Dritten von der 
vorſchriſtswidrig unterlaſſenen Hinterlegung oder n Zurücknahme. 
Das Erforderniß der Genehmigung des Gegenvormundes bzw. des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts zu einer Verfügung aus § 1812 greift ein. 
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$ 1820. Sind Inhaberpapiere nach $ 1815 auf den Namen 
des Mündels umgeſchrieben oder in Buchforderungen umgewandelt, 
ſo bedarf der Vormund auch zur Eingehung der Verpflichtung zu 
einer Verfügung über die ſich aus der Umſchreibung oder der Um⸗ 
wandlung ergebenden Stammforderungen der Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts. 

Das Gleiche gilt, wenn bei einer Buchforderung des Mündels der 
im § 1816 bezeichnete Vermerk eingetragen iſt. 


§ 1820. 1. Die Vorſchrift betrifft nur die Beſchränkung der Vertretungs⸗ 
macht in Eingehung von obligatoriſchen Verpflichtungen zur Vornahme von 
Verfügungen über die in §§ 1815, 1816 bezeichneten Forderungen. 

2. Wegen der Beſchränkung der Vertretungsmacht in Anſehung von Ver⸗ 
fügungen und Rückverwandlung der in Namenpapiere verwandelten Papiere 
in Inhaberpapiere bzw. Beſeitigung des Vermerkes in den Schuldbüchern vgl. 
zu § 1815 und zu § 1819 Note 1. 

1. Beſchränkung der Vertretungsmacht. 

a. Die Vorſchriften der §§ 1821, 1822 beſchränken die Vertretungsmacht des 
Vormundes ($ 1793) in Anſehung einzelner beſonders wichtiger und über 
die Grenzen einer gewöhnlichen Verwaltung hinausgehender Rechtsgeſchäfte 
durch das Erforderniß vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung. 
Die Beweislaſt für das Vorhandenſein derſelben hat derjenige, der beim 
Vorliegen eines e ee Geſchäfts die Vertretungsmacht 
des Vormundes behauptet, vgl. § 1812 Note J 9. 

b. Die Beſchränkung der Vertretungsmacht gilt gleichmäßig für den Fall, 
daß der Vormund Namens des Mündels handelt ($$ 164ff.) wie für 
den, daß der Mündel mit Einwilligung ($ 107) oder Genehmigung 
(8$ 108 ff.) des Vormundes das Rechtsgeſchäft vornimmt. Vgl. § 1793 
Note III 2 a und OLG. A 414 (Bayr. Obs. 

c. Wegen Ueberlaſſung an den Mündel zur freien Verfügung § 1824. 

2. Die Ertheilung der vormundſchaftsgerichtl. Genehmigung, 1899.85 des 
Gegenvormundes und des über 18 Jahre alten Mündels §§ 18261828. 

3. Geſchäftsvornahme ohne die erforderliche vormundſchaftsgerichtliche Se: 
nehmigung §§ 18291831. 

4. Die der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedürf— 
tigen Rechtsgeſchäfte. 

a. Außer den in §§ 1821 und 1823 aufgeführten Geſchäften kommen für die 
Vermögens verwaltung in Betracht: 

a, Ermächtigung des Mündels zum ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts und Zurücknahme derſelben § 112. ö 

3. Vereinbarung über den Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes 

1714. 

Y. NechtBocichäftfiche Verfügungen und Verpflichtungen zur Vornahme 
derſelben in Anſehung: der hinterlegten Werthpapiere oder Koſtbar⸗ 
keiten; der dem Mündel zuſtehenden Hypotheken, Grund⸗ und Renten⸗ 
ſchulden, wenn die bezüglichen Briefe hinterlegt ſind; der auf den Namen 
des Mündels geſchriebenen Werthpapiere und Reichs⸗ oder Staats⸗ 
ſchuldbuchforderungen, vgl. SS 1812, 1814, 1818, 1819, 1820. 

8. Eintragung des Mündels in ein Börſenregiſter. Börſengeſetz vom 
22. Juni 1896 $ 58. 8 5 

e. Antrag auf Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer 
Gemeinſchaft an einem Grundſtücke Zw. § 181 Abſ. 2 (zu $ 753). 

b. Wegen der dem Familien- und Erbrechte angehörigen Geſchäfte vgl. Titel⸗ 
vorb. vor § 164 Note L. m 

e. Bei Bevormundung Volljähriger vgl. ferner $ 1902 (Verſprechen oder Se: 
währung einer Ausſtattung). 


F. Umwandlung in Na⸗ 
menpapiere od. Vuch⸗ 
forderungen. 


7. Vermerk vorm. gerichtl. 
Mitwirkung im Schuld⸗ 
buche. 


Zu 88 1821, 1822. 


8. Erforderniß der Geneh⸗ 
migung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts. 

a. Rechtsgeſchäfte in An⸗ 
ſehung von Grund⸗ 
ſtücken oder Rechten 
an ſolchen, mit Aus⸗ 
nahme von Hypo⸗ 
theken, Grund⸗ und 
Rentenſchulden. 
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§ 1821. Der Vormund bedarf der Genehmigung des Vormund⸗ 

ſchaftsgerichts: 

1. zur Verfügung über ein Grundſtück oder über ein Recht an 
einem Grundſtücke; 

2. zur Verfügung über eine Forderung, die auf Uebertragung 
des Eigenthums an einem Grundſtück oder auf Begründung 
oder Uebertragung eines Rechtes an einem Grundſtück oder 
auf Befreiung eines Grundſtücks von einem ſolchen Rechte 
gerichtet iſt; 

3. zur Eingehung der Verpflichtung zu einer der in Nr. 1, 2 
bezeichneten Verfügungen; 

4. zu einem Vertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb eines 
Grundſtücks oder eines Rechtes an einem Grundſtücke gerichtet iſt. 

Zu den Rechten an einem Grundſtück im Sinne dieſer Vorſchrif⸗ 

ten gehören nicht Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden. 


5. Einer Beſchränkung iſt die Vertretungsmacht des Vormundes inſonder⸗ 
heit nicht unterworfen in Anſehung 
a. von an ſich nicht genehmigungsbedürftigen Rechtsgeſchäften aus dem 

Grunde, weil fie größere Anlagen (Bauten 2c.) bezwecken. Es bleibt bei 
§§ 1833 u. 1799; 

b. der Prozeßführung, vgl. indeß § 1822 Note II 12 b. 

6. Das Erforderniß vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung beſteht, wenn 
nur das genehmigungsbedürftige Geſchäft nach Inkrafttreten des BGB. vor⸗ 
genommen wird, ohne Rückſicht darauf, ob das Rechtsverhältniß im Uebrigen 
nach altem Rechte zu beurtheilen iſt, vgl. KG. Jahrb. 21 A 24. 

§ 1821. Vgl die vorſtehenden Bemerkungen. 

1. Ziffer J. ($ 1643.) Verfügung vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5. 
Die Unterwerfung des Hypothekenſchuldners unter die ſofortige Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen der auf ſeinem Grundſtücke haftenden Hypothek iſt als 
Verfügung über das Grundſtück im Sinne des § 1821 Ziffer 1 erachtet in 
KG. Jahrb. 21 A 19; vgl. auch Abſchnittvorb. § 104 Note 5a. 

a. Den Grundſtücken ſtehen gleich das Erbbaurecht (§ 1017) und gewiſſe 
landesrechtliche Immobiliarrechte, vgl. EG. Artt. 63, 68, 196. Grund⸗ 
ſtücksantheile ſind auch im Sinne dieſer Vorſchrift als Grundſtücke zu be⸗ 
handeln, vgl. § 1008 Note 1. Daher iſt auch die Veräußerung des ge⸗ 
meinſchaftlichen Grundſtücks zwecks Theilung (§ 752) genehmigungs⸗ 
bedürftig (OLG. 1 309). 

b. Rechte an Grundſtücken. 

. Dienſtbarkeiten $$ 1018 ff., 1030 ff., 1090 ff. 

5. Vorkaufsrecht ($$ 1094 ff.). 

7. Reallaſten (SS 1105 ff. Auf die einzelnen Leiſtungen finden die für 
Hypothekenzinſen geltenden Vorſchriften gemäß $ 1107 Anwendung, 
vgl. zu e a. E.). 

5. Erbbaurecht vgl. zu a. 

. Die Hypothek ($$ 1113 ff), Grundſchuld (§§ 1191 ff.) und 
Rentenſchuld (§§ 1199 ff.) gelten im Sinne des § 1821 (vgl. 
Abſ. 2) nicht als Rechte an Grundſtücken, ſo daß auf Grund des 
$ 1821 zur Verfügung über dieſe Rechte die vormundſchaftsgerichtliche 
Genehmigung nicht erforderlich iſt. Maßgebend iſt deshalb für Ver⸗ 
fügungen über dieſe Rechte und für Verpflichtungen zu einer ſolchen 
Verfügung die Vorſchrift des § 1812, nach der die Genehmigung des 
Gegenvormundes oder ſtatt derſelben die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts erforderlich iſt. — Nur wenn gemäß $$ 1818, 1814 der 
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§ 1822. Der Vormund bedarf der Genehmigung des Vormund⸗ b. Sonſtige Rechesgeſchäfte. 

ſchaftsgerichts: 

1. zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das der Mündel zu einer Ver⸗ 
fügung über ſein Vermögen im Ganzen oder über eine ihm 
angefallene Erbſchaft oder über ſeinen künftigen geſetzlichen 
Erbtheil oder ſeinen künftigen Pflichttheil verpflichtet wird, 
ſowie zu einer Verfügung über den Antheil des Mündels an 
einer Erbſchaft; 

2. zur Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes, 
zum Verzicht auf einen Pflichttheil ſowie zu einem Erbtheilungs⸗ 
vertrage; 


Hypotheken-, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbrief auf Grund vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlicher Anordnung hinterlegt iſt, iſt die vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigung ſowohl zu Verfügungen wie zu obligatoriſchen 
Rechtsgeſchäften in Anſehung dieſer Rechte nach § 1819 erforderlich. 
Auf die Zinſen⸗ und Koſtenanſprüche beziehen ſich indeſſen dieſe 
Beſchränkungen nicht. Dieſe ſind im Sinne der vormundſchaftlichen 
Verwaltungsvorſchriften als ſelbſtändige Forderungen zu betrachten 
(val. § 1813 Note II 2 b), über welche der Vormund ſtets ohne die 
Genehmigung des Gegenvormundes (§ 1813 Ziffer 4 und 5) und des 
Vormundſchaftsgerichts verfügen kann. Vgl. auch $$ 1158— 1160. 

e. Iſt die der genehmigungsbedürftigen Verfügung zu Grunde liegende Ver: 
pflichtung mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts gemäß Ziffer 3 
eingegangen, ſo wird die dieſer Verpflichtung entſprechende Ver⸗ 
fügung als mitgenehmigt anzuſehen ſein, alſo einer beſonderen Genehmi⸗ 
gung nicht bedürfen. 

d. Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung iſt auch zu ſolchen Ver⸗ 
fügungen erforderlich, die in Vollziehung eines von dem Erblaſſer des 
Mündels eingegangenen Vertrags erfolgen. 

2. Ziffer 2. (§ 1643.) KGG. 24 A 103 ſieht in der die Forderung zum 
Erloſchen bringenden Entgegennahme der Erfüllung keine genehmigungs⸗ 
bedürftige Verfügung über die Forderung auf Uebertragung des Grundſtücks⸗ 
eigenthums ꝛc. im Sinne der Ziffer 2, wenn der Vormund das Rechtsgeſchäft, 
aus welchem die Forderung hervorgegangen iſt, ohne vormundſchaftsgericht⸗ 
liche Genehmigung vornehmen konnte, alſo wenn der Vormund die Auf⸗ 
laſſung des dem Mündel geſchenkten oder der Vater, für den Ziffer 4 nach 
§ 1643 nicht gilt, auch des entgeltlich erworbenen Grundſtücks entgegennimmt. 

Dieſe Entſcheidung erſcheint bedenklich; in der Entgegennahme der Yeiftung 
liegt eine Verfügung über die Forderung. Nur iſt es nicht Sache des 
Grundbuchrichters, ſondern der Gegenpartei, die ohne die vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigung nicht befreit wird, über das Vorhandenſein der 
Genehmigung zu wachen. Die ſachenrechtliche Wirkſamkeit der von dem 
Vormund entgegengenommenen Auflaſſung wird durch den Mangel der vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nicht berührt (vgl. auch § 1375 Note A). 

3. Ziffer 3. ($ 1643.) Die Beſchränkung der Vertretungsmacht in An⸗ 
ſehung dieſer Verpflichtungsgeſchäfte iſt erforderlich, damit der Mündel nicht 
durch Schadenserſatzanſprüche wegen Nichterfüllung geſchädigt werden kann. 
Vgl. § 1812 Note II 2. 

4. Ziffer 4 bezieht ſich (gemäß Abſ. 2) nicht auf den entgeltlichen Erwerb 
von G heren, Grad und Rentenſchulden. (Vgl. § 1807 Ziffer 1) — 
Erforderniß der Vorlegung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung in 
öffentlich beglaubigter Urkunde bei Abgabe eines Gebots bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung eines Grundſtücks Zw. § 71 Abſ. 2. 

Für die elterliche Gewalt gilt Ziffer 4 nicht, § 1643. 
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3. zu einem Vertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb oder die 

Veräußerung eines Erwerbsgeſchafts gerichtet iſt, ſowie zu einem 

Geſellſchaftsvertrage, der zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts 
eingegangen wird; 

4. zu einem Pachtvertrag über ein Landgut oder einen gewerb⸗ 
lichen Betrieb; 

5. zu einem Mieth⸗ oder Pachtvertrag oder einem anderen Ver⸗ 
trage, durch den der Mündel zu wiederkehrenden Leiſtungen 
verpflichtet wird, wenn das Vertragsverhältniß länger als ein 
Jahr nach der Vollendung des einundzwanzigſten Lebensjahrs 
des Mündels fortdauern ſoll; 

6. zu einem Lehrvertrage, der für längere Zeit als ein Jahr ge— 
ſchloſſen wird; 

7. zu einem auf die Eingehung eines Dienſt⸗ oder Arbeitsver⸗ 

hältniſſes gerichteten Vertrage, wenn der Mündel zu perſönlichen 

Leiſtungen für längere Zeit als ein Jahr verpflichtet werden ſoll; 

zur Aufnahme von Geld auf den Kredit des Mündels; 

zur Ausſtellung einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber 

oder zur Eingehung einer Verbindlichkeit aus einem Wechſel 

oder einem anderen Papiere, das durch Indoſſament übertragen 
werden kann; 

10. zur Uebernahme einer fremden Verbindlichkeit, insbeſondere zur 
Eingehung einer Bürgſchaft; 

11. zur Ertheilung einer Prokura; 

12. zu einem Vergleich oder einem Schiedsvertrag, es ſei denn, 
daß der Gegenſtand des Streites oder der Ungewißheit in 
Geld ſchätzbar iſt und den Werth von dreihundert Mark nicht 
überſteigt; 

13. zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das die für eine Forderung 
des Mündels beſtehende Sicherheit aufgehoben oder gemindert 
oder die Verpflichtung dazu begründet wird. 


8 1822. I. Allgemein vgl. Bemerkungen zu §§ 1821 u. 1822. 
II. Im Einzelnen: 
1. Ziffer 1 G 1643). 

a. Verpflichtung des Mündels zu einer Verfügung über 

a. ſein Vermögen im Ganzen, $$ 310, 311, 419; 
ß. eine angefallene Erbſchaft §§ 2371—2385; 
J. den künftigen geſetzlichen Erbtheil oder künftigen Pflichttheil § 312. 

b. Verfügung über den Antheil des Mündels an einer Erbſchaft §§ 1922 
Abſ. 2, § 2033. 

2. Ziffer 2 (vgl. § 1643 Abſ. 2). 

a. Ausſchlagung einer Erbſchaft §§ 1942 ff. 

b. Ausſchlagung eines Vermächtniſſes § 2180. 

e. Verzicht auf den Pflichttheil, d. i. den bereits angefallenen Pflichttheil 
§§ 2303 ff. Für den Verzicht auf das zukünftige Pflichttheilsrecht (Erb⸗ 
verzicht) durch Vertrag mit dem Erblaſſer gelten die beſonderen Vor⸗ 
ſchriften des § 2347. 

d. Erbtheilungsvertrag §§ 2042 ff., FrG. § 97 abgedruckt zu §8 2032 ff. — 
Zur Erhebung der Theilungsklage und zu dem Antrage, die zu einem 
gemeinſchaftlichen Nachlaſſe gehörenden Gegenſtände zum Zwecke der 


so 00 
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Theilung zu verkaufen ($$ 2042, 753), bedarf es nicht der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung. 

e. Hinſichtlich des definitiven Erwerbes der Erbſchaft (Annahme, Verſäumung 
der Ausſchlagungsfriſt § 1943) iſt vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung 
nicht erforderlich. Hier greift zum Schutze des Mündels die Ordnungs⸗ 
vorſchrift des 5 1999 ein, wonach dem Vormundſchaftsgerichte ſeitens des 
Nachlaßgerichts Mittheilung von der einem Mündel gegenüber erfolgten 
Beſtimmung einer Inventarfriſt zu machen iſt. 

3. Ziff. 3 (§ 1643). 

a. Entgeltlicher Erwerb oder Veräußerung eines Erwerbsgeſchäfts. An⸗ 
hörung des Mündels durch das Vormundſchaftsgericht vor Entſcheidung 
über die Genehmigung § 1827. Nicht unter Ziff. 3 fällt 
a. unentgeltlicher Erwerb unter Lebenden oder von Todeswegen; 

8. thatſächlicher Beginn oder Auflöſung eines Erwerbsgeſchäfts § 1824. 

b. Geſellſchaftsverträge zum Betriebe eines Erwerbsgeſchäfts §§ 705 ff.; 
Handelsgeſellſchaften Titelvorb. vor § 705 Note 5. — Der Erwerb eines 
Antheils an einer korporativ ausgeſtalteten Geſellſchaft, bei welcher die 
Haftung auf die Einlage beſchränkt iſt (Aktie, Antheil an einer Geſell⸗ 
haft mit beſchränkter Haftung), fällt jedenfalls nicht unter Ziff. 3, wohl 
aber anſcheinend der Gründungsvertrag. 

4. Ziff. 4. Pachtverträge 
a. über ein Landgut vgl. §§ 581 ff., 593. — Nicht hierunter fällt die Ver: 

pachtung einzelner landwirthſchaftlicher Grundſtücke, vgl. §§ 591 ff.; 

b. über einen gewerblichen Betrieb §§ 581 ff.; über ein Handelsgeſchäft 
SGB. § 22. 

5. Ziff. 5 (§ 1643). Mieth⸗ und Pachtverträge ($$ 535 ff., 581 ff.), ſowie 
andere Vertrage über wiederkehrende Leiſtungen des Mündels (z. B. Ver⸗ 
ſicherungs⸗, Altentheilsverträge). 

a. Die Beſtimmung iſt anwendbar ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um 
Mieth⸗ oder Pachtverträge über Grundſtücke oder andere Gegenſtände 
handelt, ob für den Mündel vermiethet und verpachtet oder gemiethet 
und gepachtet werden ſoll. 

h. Entſcheidend iſt, ob der Vertrag länger als ein Jahr nach der Vollendung 
des einundzwanzigſten Lebensjahrs (nicht nach erreichter Voll: 
jährigkeit) dauern ſoll, jo daß auch im Falle der Volljährigkeitserklärung 
dieſe Zeitdauer maßgebend bleibt. Vgl. § 3 Note D 2. 

e. Der Mangel der erforderlichen Genehmigung beeinträchtigt die Wirkſam⸗ 
keit des ganzen Vertrags, nicht blos den über das vollendete 22. Lebens⸗ 
jahr des Mündels hinausreichenden Theil, es ſei denn, daß die Vertrag⸗ 
ſchließenden den Vertrag überhaupt nicht als einen einheitlichen haben 
ſchließen wollen. Ba 

d. Bei Vormundſchaft über Volljährige vgl. § 1902 Abſ. 2. 

6. Ziff. 6. Lehrverträge vgl. GewO. SS 126 ff. (Faſſung vom 26. Juli 
1897, RG Bl. S. 663) HGB. SS 76 ff. Anhörung des Mündels § 1827. 

7. Ziff. 7. Dienſt⸗ oder Arbeitsverträge (SS 611 ff.). j 
a. Die Vorſchrift bezieht ſich auch auf den Geſindevertrag; fie regelt die 

Vertretungsmacht des Vormundes gehört alſo dem Vormundſchaftsrechte, 

g nicht dem 11 8 0 9027 GG. Art. 95). 

„. Anhörung des Mündels 8 . 0 2 , 

C. au 8 143 Erweiterte Geſchäftsfähigkeit des Mündels durch die Er⸗ 
mächtigung, in Dienſt oder Arbeit zu treten. . Ri 

8. Ziff. 8 (§ 1643). Aufnahme von Geld auf den Kredit des Mündels. 
Kreditgeſchäfte, welche nicht auf Aufnahme von Geld gehen, z. B. Kauf auf 
11825 fallen nicht unter Ziff. 8. — Allgemeine Ermächtigung des Vormundes 
§ 1825. 

9. Ziff. 9 G 1643). . 

a. Schuldverſchreibung auf den Inhaber 58 793 ff., 807. — Wechſelverbind⸗ 


$ 1822. 


51822. 
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lichkeit, Wechſelordn. Artt. 8, 9 ff., 23. — Indoſſable Papiere vgl. HGB. 


h. 


88 363—365 (zu § 792). 1 
Allgemeine Ermächtigung iſt zuläffig, § 1825. 


. Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts braucht nicht in der Ur⸗ 


kunde enthalten zu ſein. Dies ergiebt ſich aus der Zuläſſigkeit allgemeiner 
Ermächtigung. 
10. Ziff. 10 (8 1643). Uebernahme einer fremden Verbindlichkeit (allge⸗ 


meine Ermächtigung iſt zuläſſig, § 1825). 


a 
». 


dl. 


a. 


a. 


Schuldübernahme §§ 414 ff. 


Bürgſchaft SI 765 ff. Wird für den Mündel das Geſchäft eines Kom⸗ 
miſſionärs betrieben, in welchem die Uebernahme der Delkredere (HGB. 
§ 394) gewöhnlich, ſo wird zweckmäßiger Weiſe die allgemeine vormund⸗ 
ſchaftsgerichtliche Ermächtigung gemäß § 1825 herbeigeführt. 


. Zweifelhaft iſt, ob die Fälle, in denen Eintritt in fremde Schuld als ges 


ſetzliche Folge eines Rechtsgeſchäfts erfolgt (vgl. Abſchnittvorb. vor § 414 
Vorb. Note 3), unter Ziff. 10 fallen. Bei der allgemeinen Faſſung der 
Ziff. 10 iſt es wohl anzunehmen. 

Nicht unter Ziffer 10 gehört der Fall der kraft Geſetzes ohne rechtsgeſchäft⸗ 
liche Mitwirkung des Vormundes eintretenden Haftung des Mündels als 
Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten (§§ 1967 ff.). 

11. Ziff. 11 G 1643). Ertheilung einer Prokura HGB. 88 48 ff. 

Eine ohne vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung ertheilte Prokura iſt 
als Prokuraertheilung unwirkſam, § 1831. Hieran wird auch nichts durch 
die Eintragung der Prokura in das Handelsregiſter (SGB. § 15) ge⸗ 
ändert. Vgl. indeß Staub zu HGB. § 48 Anm. 4. Der Handelsregiſter⸗ 
richter wird vor der auf Antrag eines Vormundes erfolgenden Eintragung 
einer Prokura das Vorhandenſein der vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung zu prüfen haben (§ 839). 


. Die mit vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung ertheilte Prokura hat 


den durch HB. § 49 beſtimmten Umfang. Insbeſondere ift der Pro⸗ 
kuriſt auch zu den in § 1822 Ziff. 8 bis 10 aufgeführten Rechtsgeſchäften 
ohne Einholung einer beſonderen vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 
Dritten gegenüber befugt. 


. Ertheilung ſonſtiger Vollmachten ($$ 166 ff.; Handlungsvollmacht HGB. 


§§ 54 ff.) bedürfen nicht der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung. 
Der von dem Vormunde bevollmächtigte Vertreter kann aber niemals 
eine über die Vertretungsmacht des Vormundes hinausgehende Vertre⸗ 
tungsmacht haben. 


12. Ziff. 12. 


Vergleich § 779; Schiedsvertrag CPO. § 1025. 

a. Die Beweislaſt für die Vorausſetzungen der Entbehrlichkeit der vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung hat derjenige, der die Vertre⸗ 
tungsmacht des Vormundes behauptet. Vgl. zu §§ 1821, 1822 Note La. 

?. Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung kann im einzelnen Falle 
nach Ziff. 12 zwar entbehrlich, indeß mit Rückſicht auf die Art der 
Leiſtung nach § 1821 oder nach einer der ſonſtigen Vorſchriften des 
§ 1822 (z. B. Ziff. 2, 4, 5, 9, 10) erforderlich fein. 


. Prozeßvergleich. Vgl. CPO. § 54, RG. 19 362, ferner § 1400 Note III b. 
Zwangsvergleich (KO. §§ 173 ff.). Zur Abgabe der nach KO. § 182 er⸗ 


forderlichen Vergleichsannahmeerklärung bedarf der Vormund der vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung gemäß Ziff. 12. Inſofern aber 
der Zwangsvergleich ohne oder gegen den Willen des Vormundes zu 
19 9 kommt, iſt für eine vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung kein 
Platz. 


Abfindung oder Vergleich über den Unterhaltsanſpruch eines unehelichen 


Kindes § 1714. 
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$ 1823. Der Vormund ſoll nicht ohne Genehmigung des Vor— 
mundſchaftsgerichts ein neues Erwerbsgeſchäft im Namen des Mündels 
beginnen oder ein beſtehendes Erwerbsgeſchäft des Mündels auflöſen. 

§ 1824. Der Vormund kann Gegenſtände, zu deren Veräuße⸗ 
rung die Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts erforderlich iſt, dem Mündel nicht ohne dieſe Genehmi⸗ 
gung zur Erfüllung eines von dieſem geſchloſſenen Vertrags oder 
zu freier Verfügung überlaſſen. 


c. Beginn und Auflö⸗ 
fung eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts. 


d. Ueberlaſſg. von Ver⸗ 
mögensgegenſtänden 
an den Mündel. 


§ 1825. Das Vormundſchaftsgericht kann dem Vormunde zu V. Die Genehmigung des 


Rechtsgeſchäften, zu denen nach § 1812 die Genehmigung des Gegen- 
vormundes erforderlich iſt, ſowie zu den im § 1822 Nr. 8 bis 10 
bezeichneten Rechtsgeſchäften eine allgemeine Ermächtigung ertheilen. 

Die Ermächtigung ſoll nur ertheilt werden, wenn ſie zum Zwecke 
der Vermögensverwaltung, insbeſondere zum Betrieb eines Erwerbs- 
geſchäfts, erforderlich iſt. 


13. Ziff. 13. Aufhebung oder Minderung einer Sicherheit. Hierzu ge⸗ 
hören aber nicht die Fälle der Veräußerung der durch die Sicherheit ge⸗ 
ſchützten Forderung; für Hypothekenforderungen vgl. § 1821. 

a. Aufhebung der für eine Forderung beſtehenden Hypothek (vgl. §§ 875, 
1168), Vorrechtseinräumung $$ 880 ff. Das Vormundſchaftsgericht darf 
nicht eine Veränderung der Sicherheit genehmigen, durch welche die 

_ Mündelmäßigfeit der aaa ($ 1807) beeinträchtigt wird ($ 1848). 

9. Aufgeben einer für den Mündel beſtellten Sicherheit 88 232 ff. Wegen 
der von dem Vormunde beſtellten Sicherheit vgl. § 1844. 

6. Aufgeben eines Pfandrechts ($$ 1204 ff., 1253, vgl. daſelbſt Note 1); § 1255. 

d. Aufgeben einer Bürgſchaft oder einer bürgenähnlichen Haftung vgl. 
SS 765 ff., auch § 765 Note 8 

e. Vollſtändiges oder theilweiſes Aufgeben eines dem Mündel zuſtehenden 
Konkursvorrechts KO. § 61, vgl. OLG. 3 109. 

§ 1823. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des $ 1645. — Anhörung 
des über 18 Jahre alten Mündels § 1827 Abſ. 2. 

2. Die Vorſchrift des § 1823 iſt eine Ordnungsvorſchrift. Der Mangel 
der Genehmigung beeinträchtigt weder die Rechtsbeſtändigkeit der im Betriebe 
des Erwerbsgeſchäfts abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte noch berechtigt er den 
Regiſterrichter, die Eintragung der Firma in das Handelsregiſter abzulehnen. 
KG. Jahrb. 20 A 160, OLG. 1 286. 

3. Als Beginn eines neuen Erwerbsgeſchäfts kann auch die umfaſſende 
Aenderung eines beſtehenden Erwerksgeſchäfts ſich darſtellen. 

4. Zuwiderhandlung gegen § 1823 rechtfertigt und erfordert das Ein⸗ 
ſchreiten des Gegenvormundes und des Vormundſchaftsgerichts (88 1799, 
1837). Schadenserſatzpflicht des Vormundes $ 1833. 

5. Erwerb und Veräußerung eines Erwerbsgeſchäfts erfordern vormund⸗ 
ſchaftsgerichtliche Genehmigung gemäß § 1822 Ziff. 3. Verpachtung eines 
Erwerbsgeſchäfts § 1822 Ziff. 4. 


§ 1824. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 1644. Vgl. ferner $ 110. 
Die ohne die erforderliche vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erfolgte 
Ueberlaſſung von Gegenſtänden hat nicht die Wirkung des § 110. 


§ 1825. 1. Vgl. die in § 1825 angeführten Geſetzesſtellen und die Be: 
merkungen zu denſelben. 8 5 ee, 

2. Die allgemeine Ermächtigung wird in ihrer Rechtswirkſamkeit nicht da⸗ 
durch beeinträchtigt, daß ſie der Ordnungsvorſchrift des Abſ. 2 zuwider er⸗ 
theilt iſt. Haftung des Vormundſchaftsrichters § 1848. 


Vormundſchaffsgerichts. 
1. Die Ertheilung der 
Genehmigung. 
a. Allgem. Ermächti⸗ 
gung d. Vormundes. 


b. Anhörung d. Gegen⸗ 
vormundes. 


e. Anhörung des 
Milndels. 


d. Empfänger d. Geneh⸗ 
migungserklärung. 
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§ 1826. Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor der Entſcheidung 
über die zu einer Handlung des Vormundes erforderliche Genehmi⸗ 
gung den Gegenvormund hören, ſofern ein ſolcher vorhanden und 
die Anhörung thunlich iſt. 

§ 1827. Das Vormundſchaftsgericht ſoll den Mündel hören vor 
der Entſcheidung über die Genehmigung eines Lehrvertrags oder 
eines auf die Eingehung eines Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes ge⸗ 
richteten Vertrags und, wenn der Mündel das vierzehnte Lebensjahr 
vollendet hat, über die Entlaſſung aus dem Staatsverbande. 

Hat der Mündel das achtzehnte Lebensjahr vollendet, ſo ſoll ihn 
das Vormundſchaftsgericht, ſoweit thunlich, auch hören vor der Ent⸗ 
ſcheidung über die Genehmigung eines der im § 1821 und im § 1822 
Nr. 3 bezeichneten Rechtsgeſchäfte ſowie vor der Entſcheidung über 
die Genehmigung des Beginns oder der Auflöſung eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts. 

§ 1828. Das Vormundſchaftsgericht kann die Genehmigung zu 
einem Rechtsgeſchäfte nur dem Vormunde gegenüber erklären. 


§ 1826. 1. Durch die Vorſchrift ſoll dem Gegenvormunde ($ 1792) Ge: 
legenheit zur Ausübung ſeines Amtes (§ 1799) gegeben werden. 

2. Die Vorſchrift bezieht ſich auf alle Fälle der Ertheilung der Genehmi⸗ 
gung zu einer Handlung (Rechtsgeſchäft, Rechtshandlung, rein thatſäch⸗ 
liches Handeln, z. B. § 1823) des Vormundes. 

3. Die Anhörung iſt Gewährung rechtlichen Gehörs und kann auch ſchrift⸗ 
lich geſchehen. 

4. Die Nichtbeobachtung der Ordnungsvorſchrift des § 1826 macht zwar 
die ertheilte Genehmigung nicht unwirkſam, kann aber den Vormundſchafts⸗ 
richter verantwortlich machen (§ 1848). 

5. Ueber die Berückſichtigung moraliſcher Pflichten des Mündels durch das 
. bei der Entſcheidung über die Genehmigung vgl. OLG. 

8 1827. 1. Vgl. $ 1826 Note 3 und 4. 

2. Lehrvertrag vgl. zu § 1822 Ziff. 6. Vertrag auf Eingehung eines 
Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes vgl. § 1822 Ziff. 7. 

3. Der Antrag auf Entlaſſung des Mündels aus dem Staatsverbande 
bedarf der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts in Gemäßheit des 
§ 14a des Geſetzes über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes⸗ und 
Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 (EG. Art. 41), abgedruckt 3 264. 

4. § 1821 betrifft die Rechtsgeſchäfte in Anſehung von Grundſtücken und 
Rechten an denſelben. 

5. § 1822 Ziff. 3 betrifft Verträge über den entgeltlichen Erwerb oder 
die Veräußerung von Erwerbsgeſchäften ſowie den auf den Betrieb eines 
Erwerbsgeſchäfts gerichteten Geſellſchaftsvertrag. 

6. Thatſächlicher Beginn oder Auflöfung eines Erwerbsgeſchäfts § 1823. 

7. Das Vormundſchaftsgericht kann ſelbſtverſtändlich den Mündel auch vor 
anderen als den in § 1823 aufgeführten Entſcheidungen hören. 

8. Anhörung von Verwandten oder Verſchwägerten des Mündels § 1847. 

§ 1828. 1. Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung zu einem Rechts⸗ 
geſchäfte kann nur dem Vormunde gegenüber erklärt werden. Demnach iſt 
jede anderweit erklärte Genehmigung (z. B. bloßer Genehmigungsvermerk in 
den Akten) keine Genehmigung im Sinne derjenigen Vorſchriften, welche die 
vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erfordern. Ob der Vormund von 
der vormundſchaftsgerichtlich ertheilten Genehmigung gegenüber dem anderen 
Theile gemäß § 1829 Gebrauch machen will, iſt in ſein pflichtgemäßes Er⸗ 
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$ 1829. Schließt der Vormund einen Vertrag ohne die erforder: 
liche Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, ſo hängt die Wirk⸗ 
ſamkeit des Vertrags von der nachträglichen Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts ab. Die Genehmigung ſowie deren Verweigerung 
wird dem anderen Theile gegenüber erſt wirkſam, wenn ſie ihm durch 
den Vormund mitgetheilt wird. 

Fordert der andere Theil den Vormund zur Mittheilung darüber 
auf, ob die Genehmigung ertheilt ſei, ſo kann die Mittheilung der 
Genehmigung nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem 
Empfange der Aufforderung erfolgen; erfolgt ſie nicht, ſo gilt die 
Genehmigung als verweigert. 

Iſt der Mündel volljqährig geworden, ſo tritt ſeine Genehmigung 
an die Stelle der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 


meſſen geſtellt. Vgl. OLG. 4 114. Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmi⸗ 
gung wird dem anderen Theile gegenüber nur wirkſam, wenn ſie von dem 
Vormundſchaftsgerichte dem Vormund und von dieſem dem anderen Theile 
mitgetheilt iſt. Vgl. KG. Jahrb. 24 A 11. 

2. Die Rechtonatur der Genehmigung iſt beſtritten. Die Motive Bd. IV 
S. 1153 halten die Vorſchriften des allgemeinen Theiles über die Genehmi⸗ 
gung für anwendbar. Dem entſpricht RG. 25 282 ff., wo die Anfechtung der 
ertheilten Genehmigung wegen Irrthums des Vormundſchaftsrichters zuge: 
laſſen wird. In den Prot. IV S. 799 wird davon ausgegangen, daß die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts keine vechtsgeſchäftliche Erklärung, 
ſondern eine obrigkeitliche Handlung ſei. Nimmt man (vgl. hierzu Abſchnitt⸗ 
vorb. vor § 104 Note 4 a) letzteres an, ſo verbietet ſich zwar die unmittel⸗ 
bare, nicht aber die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über die Rechts⸗ 
geſchäfte. Vgl. in dieſem Sinne RG. 50 284, JW. 1902 S. 442, KG. Jahrb. 
23 A 173. — Genehmigung unter Bedingung vgl. RG. IW. 1900 S. 161%, 
Gruchot 44 1110. 

EG. $ 5% Abs. 1. Eine Verfügung, durch welche die Genehmigung zu einem 
Rtechtsgeschäft ertheilt oder verweigert wird, kann von dem Vormundschafts- 
gericht insoweit nicht mehr geändert werden, als die Genehmigung oder deren 
Verweigerung einem Dritten gegenüber wirksam geworden ist. 

Entſprechende Regelung für die Beſchwerde und die weitere Beſchwerde 
Frcf. §§ 62, 63. — Gegen die die Genehmigung verweigernde Verfügung 
des Vormundſchaftsgerichts ſteht dem Vormunde Namens des Mündels die 
Beſchwerde zu, RA. 2 119, KG. Jahrb. 22 P S. 6. — Dem Gegenkontrahenten 
als ſolchem ſteht ein Beſchwerderecht gegen die Verfügung des Vormundſchafts⸗ 
richters jedenfalls dann nicht zu, wenn er kein Recht auf Abſchluß des be⸗ 
treffenden Vertrags hatte, KG. Jahrb. 24 A 14. Vgl. indeß auch Seuff. 56 
164, OLG. 4 97. * 

3. Die Terminologie des BGB. bezüglich des Ausdrucks Genehmigung 
weicht von der in den §§ 182 —185 beobachteten Ausdrucksweiſe ab. Vgl. 
Titelvorb. vor § 182 Note 1 b. Die vormundſchaftsgerichtlicke Genehmigung 
kann, wie §§ 1829—1831 erkennen laſſen, ertheilt werden, ſowohl vor als 
auch nach der Vornahme des Rechtsgeſchäftes durch den Vormund. 

4. Stempelrechtliche Behandlung vgl. Pr. IM. 1900 S. 3. 

$ 1829. 1. Vgl. hierzu die entſprechende Vorſchrift des § 108 und die 
Bemerkungen daſelbſt. — In DIS. 4 115 wird angenommen, daß von dem 
anderen Theile auf die Mittheilung ähnlich wie bei der Vertragſchließung 
nach § 151 verzichtet und dem Vormunde geſtattet werden könne, ſeinen 
Entſchluß, von der Genehmigung Gebrauch zu machen, auf andere Weiſe 
3. B. durch Herbeiführung des genehmigten Grundbucheintrags zu bethätigen. 

2. Iſt der Mündel vor der Ertheilung der vormundſchaftsgerichtlichen 


2. Mangel der erforder⸗ 
lichen Genehmigung. 
a. Verträge des Vor⸗ 

mundes. 

a. Nachträgliche Er⸗ 
klärung d. Geneh⸗ 
migung. 
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b. Widerruf des an⸗ § 1830. Hat der Vormund dem anderen Theile gegenüber der 
deren heile. Wahrheit zuwider die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts be⸗ 
hauptet, ſo iſt der andere Theil bis zur Mittheilung der nachträg⸗ 
lichen Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zum Widerrufe be⸗ 
rechtigt, es ſei denn, daß ihm das Fehlen der Genehmigung bei dem 
Abſchluſſe des Vertrags bekannt war. 

b. Einſeitige Recht⸗ § 1831. Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das der Vormund ohne 
N erforderliche Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts vornimmt, 
iſt unwirkſam. Nimmt der Vormund mit dieſer Genehmigung ein 
ſolches Rechtsgeſchäft einem Anderen gegenüber vor, ſo iſt das Rechts⸗ 
geſchäft unwirkſam, wenn der Vormund die Genehmigung nicht in 
ſchriftlicher Form vorlegt und der Andere das Rechtsgeſchäft aus 

dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſt. 

vi. Pie Genehmigung des § 1832. Soweit der Vormund zu einem Rechtsgeſchäfte der 
Hegenvormundes. Genehmigung des Gegenvormundes bedarf, finden die Vorſchriften 
der §§ 1828 bis 1831 entſprechende Anwendung. 

VII. Haftung des Dormun- § 1833. Der Vormund iſt dem Mündel für den aus einer 
bermundes Segen, Pflichtverletzung entſtehenden Schaden verantwortlich, wenn ihm ein 
1. gegenüb. dem Mündel. Verſchulden zur Laſt fällt. Das Gleiche gilt von dem Gegenvormande. 
2 Gefommtguitnerifge Sind für den Schaden Mehrere neben einander verantwortlich, ſo 
Rüccgri d. Geſammt⸗ haften fie als Geſammtſchuldner. Iſt neben dem Vormunde für 
bern: ein den von dieſem verurſachten Schaden der Gegenvormund oder ein 
5 Mitvormund nur wegen Verletzung ſeiner Aufſichtspflicht verantwort⸗ 
lich, ſo iſt in ihrem Verhältniſſe zu einander der Vormund allein 

verpflichtet. 


Genehmigung geſtorben, fo kann die Genehmigung von dem Erben ertheilt 
werden, vorausgeſetzt, daß nach der Auslegung des Vertrags der andere 
Theil dieſem gegenüber gebunden fein wollte. Vgl. § 153 Note 2 und S 1714; 
ferner § 108 Note 4, § 1882 Note II 6. 

§ 1830. Vgl. die entſprechende Vorſchrift § 109 Abſ. 2. 

§ 1831. Vgl. die entſprechende Vorſchrift § 111 Satz 1 u. 2. 

§ 1832. 1. Erforderniß der Genehmigung des Gegenvormundes § 1812. 

2. Iſt die Genehmigung des Gegenvormundes ein obrigkeitlicher Akt oder 

ein Rechtsgeſchäft? Vgl. § 1828 Note 2. 
§ 1833. 1. Charakter der vormundſchaftlichen Haftung. 

a. Die Vormundſchaft iſt ein Amt (Abſchnittvorb. vor § 1773 B III 2), 
durch welches ein geſetzliches Schuldverhältniß zwiſchen Vormund und 
Mündel begründet wird. Auf daſſelbe und die einzelnen aus demſelben 
entſtehenden Verbindlichkeiten finden die allgemeinen Vorſchriften des 
zweiten Buches Anwendung (vgl. Vorb. zum 2. Buche Note 2), ſoweit 
ſich nicht Abweichungen aus den ſpeziellen Vorſchriften ergeben, vgl. auch 
§ 1793 Note 4. 

b. Würde man die verſchuldete Pflichtverletzung des Vormundes als eine 
unerlaubte Handlung im Sinne der $$ 823 ff., 839 anſehen, ſo würden 
die Vorſchriften der $$ 827—829 über die Deliktsfahigkeit (vgl. Note 2 c), 
des § 852 (dreijährige Verjährung, vgl. Note 7 und § 204), des § 831 
(Haftung für Gehülfen vgl. Note 6) anwendbar ſein. 

2. Verſchulden des Vormundes. 

a. Das Verſchulden des Vormundes gehört zur Klagbegründung. Vorſatz 
oder Fahrläſſigkeit vgl. auch Titelvorb. vor § 823 Note C. — Die Be: 
weislaſt regelt ſich nach § 282. 
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§ 1834. Verwendet der Vormund Geld des Mündels für ſich, vnn. Sinspflict ei eigen- 
ſo hat er es von der Zeit der Verwendung an zu verzinſen. e 
§ 1835. Macht der Vormund zum Zwecke der Führung der IX. Aufwendungen dee 
Vormundſchaft Aufwendungen, ſo kann er nach den für den W ae 
geltenden Vorſchriften der SS 669, 670 von dem Mündel Vorſchuß 
oder Erſatz verlangen. Das gleiche Recht ſteht dem Gegenvor- 
munde zu. 
Als Aufwendungen gelten auch ſolche Dienſte des Vormundes oder 
des Gegenvormundes, die zu ſeinem Gewerbe oder ſeinem Berufe 
gehören. 
$ 1836. Die Vormundſchaft wird unentgeltlich geführt. Das X. Unentgeitlihteitd. vor. 
Vormundſchaftsgericht kann jedoch dem Vormund und aus beſonderen Vece 
Gründen auch dem Gegenvormund eine angemeſſene Vergütung be. sätnng. 
willigen. Die Bewilligung ſoll nur erfolgen, wenn das Vermögen 
des Mündels ſowie der Umfang und die Bedeutung der vormund⸗ 
ſchaftlichen Geſchäfte es rechtfertigen. Die Vergütung kann jederzeit 
für die Zukunft geändert oder entzogen werden. 


b. Die Genehmigung eines Geſchäftes durch den Gegenvormund befreit an 
ſich nicht den Vormund, die Genehmigung durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht nicht den Vormund und den Gegenvormund gegenüber dem 
Mündel. Andererſeits kann die Einholung der vormundſchaftsgericht⸗ 
lichen Genehmigung im einzelnen Falle Verſchulden ausſchließen, fo z. B. 
wenn das Verſchulden in einem Rechtsirrthume des Vormundes liegt und 
das Vertrauen, das der Vormund in die Rechtskenntniß des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts geſetzt hat, kein ſchuldhaftes iſt. 

„ in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Vormundes vgl. § 1781 

om II 2. 

3. Inhalt des Schadenserſatzanſpruchs §§ 249 ff. 

4. (Abſ. 2 Satz J.) Geſammtſchuldneriſche Haftung §§ 421 ff. 

5. (Abſ. 2 Satz 2.) Der Regreß iſt dem § 840 entſprechend geregelt. 

6. Haftung für Gehülfen § 278. 

7. Dreißigjährige Verjährungsfriſt § 195; vgl. auch Hemmung während 

der Dauer der Vormundſchaft § 204. 

8. Die in § 1833 für den Vormund und Gegenvormund eines Minder⸗ 
jährigen beſtimmte Haftung beſteht auch für den Vormund und Gegenvor⸗ 
mund eines Volljährigen § 1897, für den Pfleger § 1915 und für den Bei⸗ 
ſtand der Mutter § 1694. n f 

9. Strafrechtliche Vorſchrift StGB. § 266 (Abſchnittvorb. vor § 1773 
Note B VID. 


§ 1834. 1. Das Verbot eigennütziger Verwendung vgl. § 1805. 

2. Vgl. die dem § 1834 entſprechenden Vorſchriften bei Auftrag und Ver⸗ 
wahrung 88 668, 698. Vgl. die Bemerkungen zu $ 668. 

3. Geſetzlicher Zinsfuß 4 pCt. § 246. Br ’ 

4. Verzögerung der Anlegung ohne eigennügige Verwendung begründet 
Haftung nach § 1833. R 

5. Geltendmachung des Anſpruchs während der Vormundſchaft 8 1843 
Abſ. 2. — Hemmung der Verjährung § 204. 


§ 1835. 1. Ueber den Verwendungsanſpruch vgl. § 256, 257 und Be⸗ 
merkungen daſelbſt. Vgl. ferner die dem § 1835 entſprechende Vorſchrift bei 
der elterlichen Gewalt N 1648. 5 

2. Geltendmachung der Anſprüche während der Vormundſchaft 8 1843 
Abſ. 2. Hemmung der Verjährung $ 204. 

H. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 23 


C. 


J. Pflicht der Aufſicht und 
En Einſchreiten. 


II. Mittel des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts. 
1. Ordnungsſtrafrecht. 
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Vor der Bewilligung, Aenderung oder Entziehung ſoll der Vor⸗ 
mund und, wenn ein Gegenvormund vorhanden oder zu beſtellen iſt, 
auch dieſer gehört werden. 

III. Fürſorge und Aufficht des Vormundſchaſtsgerichts. 

§ 1837. Das Vormundſchaftsgericht hat über die geſammte 
Thätigkeit des Vormundes und des Gegenvormundes die Aufficht zu 
führen und gegen Pflichtwidrigkeiten durch geeignete Gebote und Ver⸗ 
bote einzuſchreiten. 

Das Vormundſchaftsgericht kann den Vormund und den Gegen⸗ 
vormund zur Befolgung ſeiner Anordnungen durch Ordnungsſtrafen 
anhalten. Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert 
Mark nicht überſteigen. 


§ 1836. 1. Es beſteht nicht etwa dem Grunde nach ein Anſpruch des 
Vormundes auf eine der Höhe nach durch richterliches Ermeſſen (vgl. §§ 315ff.) 
feſtzuſetzende Vergütung. Auch die Entſcheidung darüber, ob überhaupt 
eine Vergütung zu bewilligen iſt, iſt in das verſtändige Ermeſſen des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts geſtellt. Nach KG. Jahrb. 21 A 199 (OLG. 2 262) kann 
die Bewilligung der Vergütung auch nach Beendigung der Vormundſchaft 
erfolgen. Vgl. $ 1837 Note 13 und § 1882 Note II. 

2. Die Bewilligung der Vergütung iſt nicht Vertragsſchließung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts als geſetzlichen Vertreters des Mündels mit dem Vor⸗ 
munde, ſondern Ausübung der Amtsgewalt. Der Vormund erlangt durch 
die Bewilligung für die Zukunft kein wohlerworbenes klagbares Recht auf 
die Vergütung. — Iſt indeß die vormundſchaftsgerichtliche Verfügung, durch 
welche die Vergütung bewilligt wird, wirkſam geworden (Fr. § 16), fo be⸗ 
ſteht der klagbare Anſpruch des Vormundes gegen den Mündel auf Gewäh⸗ 
rung der Vergütung bis zu dem Zeitpunkt, in welchem die die Vergütung 
für die Zukunft aufhebende vormundſchaftsgerichtliche Verfügung wirkſam wird. 

3. Beſchwerde des Gegenvormundes über die Bewilligung einer Ver⸗ 
gütung an den Vormund Fr. § 57 Ziff. 7. Der Vormund hat das Be 
ſchwerderecht ſowohl für ſich als auch, wenn es ſich um eine dem Gegen⸗ 
828. 5 20 bewilligte Vergütung handelt, als Vertreter des Mündels gemäß 
FrG. § 20. : 

FG. 5 67 Ziffer 7. Die Beschwerde steht, unbeschadet der Vorschriften 
des $ 20, zu: 

7. gegen eine Verfügung, durch die dem Vormund oder dem Pfleger eine Ver- 

gütung bewilligt wird, dem Geyenvormunde. 

4. Die Vorſchrift des § 1836 iſt auch in Anſehung des Pflegers ($ 1915) 
und des Beiſtandes der Mutter (§ 1694) anwendbar. 

§ 1837. 1. Die vormundſchaftsgerichtliche Aufſicht. 

J. Durch die Mitwirkung des Vormundſchaftsgerichts wird die dem Vor⸗ 
munde zukommende Selbſtändigkeit der Vormundſchaftsführung an ſich nicht 
berührt. Das Vormundſchaftsgericht iſt nicht berechtigt, in Zweckmäßigkeits⸗ 
fragen (z. B. über den Betrag der aufzuwendenden Erziehungskoſten KG. 
Jahrb. 21 A 194) dem Vormunde bindende Anweiſungen zu geben. Seine 
Aufgabe iſt vielmehr nur die Führung der Aufſicht und das Einſchreiten 
gegen Pflichtwidrigkeit des Vormundes. Dem Vormundſchaftsgerichte 
ſtehen zur Durchführung feiner Aufgaben die ihm in SS 1837 ff. an die 
Hand gegebenen Mittel ſowie das Entlaſſungsrecht § 1886 zu Gebote. 

2. Einſchränkungen der Selbſtändigkeit des Vormundes zu Gunſten des 
unmittelbaren Eingreifens des Vormundſchaftsgerichts beſtehen nur für 
2. 3 uns der Einwilligung zur Eheſchließung des Mündels § 1304 


b. die Anordnung der Zwangserziehung § 1838. 
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§ 1838. Das Vormundſchaftsgericht kann anordnen, daß der 
Mündel zum Zwecke der Erziehung in einer geeigneten Familie oder 
in einer Erziehungsanſtalt oder einer Beſſerungsanſtalt untergebracht 
wird. Steht dem Vater oder der Mutter die Sorge für die Perſon 
des Mündels zu, ſo iſt eine ſolche Anordnung nur unter den Vor⸗ 
ausſetzungen des § 1666 zuläſſig. 


3. Das Aufſichtsrecht des Vormundſchaftsgerichts beſteht nur während der 
Dauer der Vormundſchaft. Vgl. indeß wegen der Schlußrechnung zu § 1892. 
Es erſtreckt ſich auch auf die ohne Beſtellung im Amte befindlichen Vor⸗ 
münder, vgl. EG. Art. 136 (Anſtaltsvormund), ſowie auf die nach EG. 
Art. 210 beim Inkrafttreten des BGB. im Amte bleibenden Vormünder. 

4. Die Gehülfen des Vormundſchaftsgerichts in Ausübung der Aufficht 
find der Gegenvormund (vgl. § 1799) und der Gemeindewaiſenrath ($ 1850). 
Es kann aber auch Jedermann dem Vormundſchaftsgerichte Mittheilung von 
Pflichtwidrigkeiten des Vormundes machen und auf dieſe Weiſe die Chülig⸗ 
keit des Vormundſchaftsgerichts in Bewegung ſetzen. 

5. Beſchwerde gegen die das Einſchreiten gegen den Vormund ablehnende 
Verfügung des Vormundſchaftsgerichts FrGG. § 57 Ziff. 6 und 9. 

6. Dem Vormundſchaftsgerichte ſteht nicht das Recht der weiteren Beſchwerde 
zu, wenn ſeine Verfügung durch das Beſchwerdegericht aufgehoben oder ab⸗ 
geändert wird, FrG. § 20. 

II. Das Ordnungsſtrafrecht des Vormundſchaftsgerichts. 

1. Die Ordnungsſtrafe iſt nur ein Mittel, den Vormund zur Befolgung 
von Anordnungen anzuhalten. Sie kann deshalb nicht als Strafe für 
bereits begangene Pflichtwidrigkeiten, ſondern nur als Zwangsmittel für die 
Zukunft verhängt werden. Nach Beendigung der Vormundſchaft kann eine 
Ordnungsſtrafe nicht mehr verhängt werden. Vgl. indeß wegen Schlußrech⸗ 
nung zu § 1892 Note 1, 

2. Das Verfahren richtet ſich nach Fr. Vgl. insbeſondere FrG. § 33 
(Androhung), FrG. § 24 (aufſchiebende Kraft der Beſchwerde). 

3. Das Vormundſchaftsgericht iſt nicht — wie in § 1788 Abſ. 2 — an eine 
Höchſtzahl von Strafverhängungen gebunden. Bei nalen der Straf: 
d 8 1880 bleibt als äußerſtes Mittel die Entlaſſung des Vormundes ge⸗ 
mäß $ 1856. 

4. Eine Umwandlung der Ordnungsſtrafen in Haft findet nicht ſtatt. 

5. Niederſchlagung der feſtgeſetzten Ordnungsſtrafe, FrG. § 18. 

6. Die Vollſtreckung der Ordnungsſtrafe richtet ſich nach dem Landesrechte. 

7. Dem elterlichen Gewalthaber gegenüber beſteht das Ordnungsſtrafrecht 
des Vormundſchaftsgerichts nicht. Dieſem gegenüber iſt gemäß SS 1666 ff., 
1686, 1687 zu verfahren; vgl. auch Oc G. 1 284 (KG). 

8. Von der Ordnungsſtrafe aus § 1837 iſt die Strafe wegen Ungebühr 
vor dem Vormundſchaftsgerichte (Fr. § 8, GGG. § 179) zu unterſcheiden, 
vgl. hierüber Tee 15 5 

9. Landesgeſetzgebung. a 
i 918, 4. BSR. Art. 52 Ziff. 11. (Bei Ordnungsſtrafen über 30 M. 

iſt das Amtsgericht an Stelle des Vormundſchaftsgerichts zu⸗ 
ſtändig, ſ. EG. Art. 147.) b 

$ 1838. 1. Wegen der Zwangserziehung vgl. zu $ 1666 Note III. Das 
Preußiſche Fürſorgeerziehungsgeſetz iſt als Anhang zu dieſem Bande 
abgedruckt. N g 

25 Durch $ 1838 wird dem Vormundſchaftsgerichte die Befugniß der An⸗ 
ordnung der Zwangserziehung auch gegen den Willen und ohne Verſchulden 
(val. 8 1666) des Vormundes gegeben. Das Beſchwerderecht ſteht dem Vor⸗ 
mund als Vertreter des Mündels gemäß Fr. § 20 und dem über 14 Jahre 
alten Mündel nach Frö. § 59 felbjtändig zu. 

3. Wenn dem Vater (88 1676 Abſ. 2, 1765 Abs. 2) oder der Mutter 

23* 


2. Anordnung d. Zwangs⸗ 
erziehung des Mitndels. 


3. Auskunftspflicht des 
Vormundes u. Gegen⸗ 
vormundes. 


4. PeriodiſcheRechnungs⸗ 


legung d. Vormundes. 
a, Jeit der Rechnungs⸗ 
legung. 


b. Einrichtung der 
Rechnung. 
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§ 1839. Der Vormund ſowie der Gegenvormund hat dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht auf Verlangen jederzeit über die Führung der 
Vormundſchaft und über die perſönlichen Verhältniſſe des Mündels 
Auskunft zu ertheilen. 
§ 1840. Der Vormund hat über ſeine Vermögensverwaltung 
dem Vormundſchaftsgerichte Rechnung zu legen. 

Die Rechnung iſt jährlich zu legen. Das Rechnungsjahr wird 
von dem Vormundſchaftsgerichte beſtimmt. 

Iſt die Verwaltung von geringem Umfange, ſo kann das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht, nachdem die Rechnung für das erſte Jahr gelegt 
worden iſt, anordnen, daß die Rechnung für längere, höchſtens drei⸗ 
jährige Zeitabſchnitte zu legen iſt. 

§ 1841. Die Rechnung ſoll eine geordnete Zuſammenſtellung 
der Einnahmen und Ausgaben enthalten, über den Ab⸗ und Zugang 
des Vermögens Auskunft geben und, ſoweit Belege ertheilt zu werden 
pflegen, mit Belegen verſehen ſein. 

Wird ein Exwerbsgeſchäft mit kaufmänniſcher Buchführung be⸗ 
trieben, ſo genügt als Rechnung eine aus den Büchern gezogene 
Bilanz. Das Vormundſchaftsgericht kann jedoch die Vorlegung der 
Bücher und ſonſtigen Belege verlangen. 


(8$ 1696, 1697, 1702 Abſ. 2, 1707, 1738, 1765 Abſ. 2) die Sorge für die 

Perſon des Kindes zuſteht, ſo iſt die Anordnung der Zwangserziehung auf 

Grund des BGB. (vgl. § 1838 Satz 2) nur zuläſſig, wenn der Vater oder 

die Mutter die Sorge für die Perſon des Kindes vernachläſſigen oder miß⸗ 

brauchen, oder wenn ſie ſich eines unſittlichen oder ehrloſen Verhaltens 
ſchuldig machen. Vgl. ferner StGB. §§ 55, 56 (zu § 1666 Note III). — 

Wegen der nach vorbehaltenem Landesrechte zuläſſigen Zwangserziehung 

EG. Art. 135. 

4. Inwieweit das Vormundſchaftsgericht mit Gewalt die angeordneten 
Maßregeln (z. B. die Fortnahme des Kindes) zur Durchführung bringen 
kann, richtet ſich nach dem Landesrechte. Für Preußen vgl. AG. z. FrG. Art. 17. 

§ 1839. Anhaltung des Vormundes zur Ertheilung des verlangten Be: 

richts durch Ordnungsſtrafe § 1837 Abſ. 2. 
§ 1840. 1. Die Verpflichtung zur periodiſchen Rechnungslegung während 

der Dauer der Vormundſchaft tritt kraft Geſetzes ohne voraufgegangene vor⸗ 

mundſchaftsgerichtliche Aufforderung ein. — Befreiung von der Pflicht zur 

Rechnungslegung während der Dauer der Vormundſchaft durch Anordnung 

der Eltern §§ 1854, 1855, 1857; vgl. auch §§ 1903, 1904 (Vater oder Mutter 

als Vormund des volljährigen Kindes). 

2. Die Verpflichtung des Vormundes zur Rechnungslegung iſt ſowohl eine 
öffentlich⸗rechtliche als privatrechtliche Pflicht. 

a. Als öffentlich⸗rechtliche Pflicht hat fie den in $$ 1840 1843 beſtimmten 
Inhalt, ohne die Offenbarungspflicht aus § 259 Abſ. 2 und iſt im Auf⸗ 
ſichtsweg erzwingbar ($$ 1837 Abi. 2, 1843). 

b. Als privatrechtliche, dem Mündel gegenüber beſtehende Rechenſchaftspflicht 
umfaßt ſie auch die Offenbarungspflicht (§ 259) und kann nöthigen Falles 
im Wege der Klage durch einen zu dieſem Zwecke dem Mündel zu be⸗ 
ſtellenden Pfleger ($ 1909 Abſ. 1) geltend gemacht werden. 

3. Zuläſſigkeit der Bezugnahme auf die dem Vormundſchaftsgeriichte ge⸗ 
legte Rechnung bei Legung der Schlußrechnung § 1890 Satz 2. 

8 1841. 1. Vgl. § 259 Abſ. 1. Wegen der Offenbarungspflicht (§ 259 
Abſ. 2) vgl. § 1840 Nöte 25 ehfücht (6 
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$ 1842. Iſt ein Gegenvormund vorhanden oder zu beſtellen, jo 
hat ihm der Vormund die Rechnung unter Nachweiſung des Ver⸗ 
mögensbeſtandes vorzulegen. Der Gegenvormund hat die Rechnung 
mit den Bemerkungen zu verſehen, zu denen die Prüfung ihm An⸗ 
laß giebt. 

$ 1843. Das Vormundſchaftsgericht hat die Rechnung rechnungs⸗ 
mäßig und ſachlich zu prüfen und, ſoweit erforderlich, ihre Berich⸗ 
tigung und Ergänzung herbeizuführen. 

Anſprüche, die zwiſchen dem Vormund und dem Mündel ſtreitig 
bleiben, können ſchon vor der Beendigung des Vormundſchaftsver⸗ 
hältniſſes im Rechtswege geltend gemacht werden. 

§ 1844. Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Grün⸗ 
den den Vormund anhalten, für das ſeiner Verwaltung unterliegende 
Vermögen Sicherheit zu leiſten. Die Art und den Umfang der 
Sicherheitsleiſtung beſtimmt das Vormundſchaftsgericht nach ſeinem 
Ermeſſen. Das Vormundſchaftsgericht kann, ſolange das Amt des 
Vormundes dauert, jederzeit die Erhöhung, Minderung oder Auf⸗ 
hebung der Sicherheit anordnen. 

Bei der Beſtellung, Aenderung oder Aufhebung der Sicherheit 
wird die Mitwirkung des Mündels durch die Anordnung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts erſetzt. 

Die Koſten der Sicherheitsleiſtung ſowie der Aenderung oder der 
Aufhebung fallen dem Mündel zur Laſt. 


2. Abſ. 2 bezieht ſich nicht nur auf kaufmänniſche Erwerbsgeſchäfte. Ent⸗ 
ſcheidend iſt das Vorhandenſein einer kaufmänniſchen Buchführung. Vgl. 
auch SB. §§ 2, 3. — Wegen der kaufmänniſchen Buchführung und Bilanz 
vgl. HGB. SS 38 ff. 

$ 1842. 1. Die Rechnung iſt vor der Einreichung bei dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte dem Gegenvormunde ($ 1792) vorzulegen und von dieſem mit 
ſeinen Bemerkungen zu verſehen Der Gegenvormund wird auch zu ver⸗ 
merken haben, daß ihm der Sollbeſtand des Vermögens nachgewieſen iſt. 

2. Die Rechnungspflicht mehrerer Mitvormünder iſt, je nachdem der Fall 
des § 1797 Abf. 1 oder des Abſ. 2 vorliegt, eine gemeinſchaftliche oder eine 
ſelbſtändige. 

$ 1843. 1. Die Abnahme der Rechnung durch das Vormundſchaftsgericht 
erfolgt lediglich auf Grund der Aufſichtsführung. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht hat keine Vertretungsmacht für den Mündel und kann deshalb nicht 
die Rechnung mit eivilrechtlicher Wirkung für den Mündel als richtig an⸗ 
erkennen. Vielmehr bleibt das Recht des Mündels, bei Beendigung oder 
auch während des Laufes der Vormundſchaft (vgl Abſ. 2 und Note 4) Aus⸗ 
ſtellungen gegen die Rechnung zu erheben, unberührt N N 

2. Die ſachliche Prüfung des Vormundſchaftsgerichts hat ſich inſonderheit 
auch auf die Beobachtung der in den 88 1803 ff. gegebenen Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften zu erſtrecken. 4 
Er Auf un der Erinnerungen kann das Vormundſchaftsgericht durch 
Ordnungsſtrafen (§ 1837 Abi. 2) hinwirken. g £ 

4. Die gerichtliche Geltendmachung der Aniprüche, welche zwiſchen dem 
Vormund und dem Mündel ſtreitig bleiben, erfordert die Beſtellung eines 
Pflegers für den Mündel ($$ 1795, 181, 1909, RG. 7 404 ff.). 

§ 1844. I. Die Sicherheitsleiſtung des Vormundes. (Bol. die ent: 
ſprechende Vorſchrift bei der elterlichen Gewalt SS 1668, 1670 — 1672). 


o. Mitwirkung des 
wegenvormundes. 


d. . durch das 
Vorm. gericht. 


e. Erledigung von 
Streitpunkten. 


5. Anordnung d. Sicher» 
heitsleiſtung. 


$ 1844. 
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1. Sicherheits leiſtungspflicht. 

a. Das BGB. geht davon aus, daß den Vormund regelmäßig eine Sicher⸗ 
heitsleiſtungspflicht nicht trifft. Nur aus beſonderen Grunden, die 
keineswegs in Bedenken gegen die Ehrenhaftigkeit und Zuverläſſigkeit 

des Vormundes zu beſtehen brauchen, wie z. B. bei der Möglichkeit ob⸗ 

jektiver Gefährdung des Mündels — vgl. DLS. 4 115 — kann das Bor: 
mundſchaftsgericht auf Grund ſeines Aufſichtsrechts den Vormund zur 
Sicherheitsbeſtellung anhalten. Die Anordnung kann vor der Beſtellung 
(vgl. $ 1786 Ziff. 6) oder während der Dauer der Vormundſchaft (§ 1844, 
vgl. Note 3) erfolgen. Die vormundſchaftsgerichtliche Anordnung der 
Sicherheitsleiſtung kann durch elterliche Anordnung nicht ausgeſchloſſen 
werden, §§ 1852 ff. 

b. Die Sicherheitsleiſtungspflicht iſt keine privatrechtliche, im Wege der Klage 
geltend zu machende, ſondern eine öffentlich -rechtliche Pflicht, auf deren 
Erfüllung das Vormundſchaftsgericht hinwirken kann 
4. durch Uebergehung des berufenen Vormundes gemäß § 1778 Abf. 1 

wegen Gefährdung des Mündels; 
8. durch Ordnungsſtrafe ($ 1837 Abſ. 2) oder Entlafjung gemäß § 1886. 

c. Die Anordnung der Stcherheitsleiſtung berechtigt zur Ablehnung der 
Uebernahme der Vormundſchaft gemäß § 1786 Ziff. 6 und zum Antrag 
auf Entlaſſung aus der Vormundſchaft gemäß § 1889. — Beſchwerderecht 
des Vormundes ergiebt ſich aus Fr. §§ 19, 20. 

2. Für die Art und den Umfang der Sicherheitsleiſtung ſind 
zwar nicht die allgemeinen Vorſchriften der §§ 232 ff., ſondern das Ermeſſen 
des Vormundſchafksgerichts gemäß § 1844 maßgebend (vgl. Abſchnittvorb. 
vor § 232 Note II), indeß bilden dieſe Vorſchriften immerhin einen Anhalts⸗ 
punkt für das vormundſchaftsgerichtliche Ermeſſen. 

3. Nach Beendigung der Vormundſchaft iſt das Vormundſchafts⸗ 
gericht zu Anordnungen über Beſtellung, Aenderung und Aufhebung der 
Sicherheitsleiſtung, welche Ausfluß ſeines mit der Beendigung der Vormund⸗ 
ſchaft erlöſchenden Aufſichtsrechts ſind, nicht mehr berechtigt. Vgl. § 1892 
Note 3. Der Vormund muß erforderlichen Falles gegen den Mündel auf Frei⸗ 
gabe der Sicherheitsleiſtung klagen. Anders anſcheinend KG. OLG. 2 263. 
Wegen der Anordnung der Sicherheitsbeſtellung vor Veſtellung des Vor⸗ 
mundes vgl. Note I ba. 


4. Die Mitwirkung des Mündels, welche ohne die Vorſchrift des 
Abſ. 2 durch einen Pfleger ($ 1909) erfolgen müßte, wird durch die Anord⸗ 
nung des Vormundſchaftsgerichts erſetzt (vgl. FrG. § 54 zu Note 5). Das 
Vormundſchaftsgericht hat hierbei nicht etwa die rechtsgeſchäftliche Vertretung 
des Mündels, ſondern handelt auf Grund öffentlichen Rechtes (analoger Fall 
CPO. $ 941). 

5. Eintragung einer Sicherungshypothek oder eines Schiffs⸗ 
pfandrechts Fr. 554. Vgl. dazu § 873 Note B II Ie; Sicherheitshypo⸗ 
thek §§ 1184 ff., GO. § 39 (zu § 885); Schiffspfandrecht §§ 1259 ff., Fr®. 
§ 110 (au $ 1259). 

FG. 5 52. Liegen nach dem Ermessen des Vormundschaftsgerichts die Por- 
aussetzungen vor, unter denen der Formund, der Pfleger oder der Beistand zur 
Sicherheitsleistung angehalten werden kann, so ist das Gericht befugt, das 
Grundbuchamt um die Eintragung einer Sicherungshypothek an Grundstücken des 
Vormundes, des Hflegers oder des Beistandes zu ersuchen. Der Vormund, der 
Dfleger oder der Beistand soll soweit thunlich vorher gehört werden. Die 
Hypothek entsteht mit der Eintragung. 

Diese Vorschriften finden auf die Eintragnng eines Pfandrechts an einem im 
Schiffsregister eingetragenen Schiffe entsprechende Anwendung. 

6. Auch für den Vormund eines Volljährigen, den Pfleger und den ver⸗ 
91844. Beiſtand der Mutter (§§ 1897, 1915, 1693) gilt die Vorſchrift des 
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§ 1845. Will der zum Vormunde beſtellte Vater oder die zum 6. Nerheirathung d. zum 
Vormunde beſteuten 


Vormunde beſtellte eheliche Mutter des Mündels eine Ehe eingehen, Vaters od. der Mutter. 
fo liegen ihnen die im $ 1669 beſtimmten Verpflichtungen ob. 

§ 1846. Iſt ein Vormund noch nicht beſtellt oder iſt der Vor⸗ n Einftweitige Wiafregeln 
mund an der Erfüllung ſeiner Pflichten verhindert, ſo hat das Vor⸗ eee 
mundſchaftsgericht die im Intereſſe des Mündels erforderlichen Maß— 
regeln zu treffen. 


II. Anderweite Vorſchriften, welche die Sicherung des Mündels gegen⸗ 
über dem Vormunde bezwecken. 
1. Vorrecht des Mündels im Konkurſe des Vormundes KO. § 61 Ziff. 5 
Gu $ 1647). 
2. Rechnungslegung und Vermögensnachweiſung in dem Falle der An⸗ 
nahme des Mündels an Kindesſtatt von Seiten des Vormundes § 1752. 
§ 1845. J. Eine Vormundſchaft des Vaters oder der Mutter über das 
minderjährige Kind kann in Folge der Vorſchriften über die elterliche Ge⸗ 
walt gemäß § 1773 nur ausnahmsweiſe vorkommen, ſo wenn im Falle der 
Annahme an Kindesſtatt die elterliche Gewalt des Annehmenden während 
der Minderjährigkeit des Kindes beendigt wird (§ 1765), oder im Falle der 
Beendigung der elterlichen Gewalt in Folge Wiederverheirathung der Mutter 
G 1697). Häufiger können die Fälle des § 1845 bei der Vormundſchaft über 
volljährige Kinder vorkommen, $$ 1896 ff, 1897. 
2 Durch § 1845 wird die Auseinanderſetzungspflicht gemäß § 1669 (mo: 
ſelbſt zu vergleichen) begründet. Der Mangel der Auseinanderſetzung als 
aufſchiebendes Ehehinderniß § 1314. 
3. Wie aus §§ 1723, 1757 in Verbindung mit §§ 1740, 1761 ſich ergiebt, 
findet die Vorſchrift des § 1845 auch Anwendung, wenn der Mündel ein 
durch Ehelichkeitserklärung legitimirtes Kind des Vaters oder ein angenom⸗ 
menes Kind des Vaters oder der Mutter iſt. 
§ 1846. 1. Fälle des Eingreifens des Vormundſchaftsgerichts. 
a. Fall des § 1846, wenn ein Vormund noch nicht beſtellt oder an der Er: 
füllung feiner Pflichten rechtlich (§§ 1795 ff.) oder thatſächlich verhindert 
oder das Amt des bisherigen Vormundes beendigt iſt (55 1885 ff). Im 
Falle feines Todes vgl. § 1894. Vgl. den entſprechenden Fall bei der 
elterlichen Gewalt 8 

b. Fall des EG. Art. 23 Abſ. 2: Vorläufige Maßregeln im Intereſſe eines 
der Fürſorge bedürftigen Ausländers. 

2. Die Zuſtändigkeit des Gerichts, in deſſen Bezirke das Bedürfniß 
der Fürſorge hervortritt, iſt neben der des ordentlichen Vormundſchaftsge⸗ 
richts begründet, FrG. § 44. 

FG. 5 44. Fur die in den 88 1665, 1846 des Bürgerlichen (esetzbuchs und 
im Artikel 23 Abs. 2 des Einführungsgeseizes zum Bürgerlichen Gesetzbuche be- 
zeichneten Massregeln ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirke das 
Bedürfniss der Fürsorge hervortritt. Das Gericht soll, wenn eine Vormund- 
schaft, Pflegschaft oder Beistandschaft anhängig ist, von den angeordneten 
Massregeln dem nach $ 43 Abs. 2 zuständigen Gerichte Mittheilung machen. 

3. Ueber die Art der zu treffenden Maßregeln hat das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu befinden. Der regelmäßige Fall wird 
die Beſtellung eines Pflegers ſein, vgl. § 1909 Abſ. 3. Die Beauftragung 
des Gerichtsdieners oder eines Gerichtsvollziehers richtet ſich ebenſo wie die 
Inanſpruchnahme ſonſtiger Behörden, insbeſondere der Polizeibehörden nach 
den Landesgeſetzen. ® . 

4. Schleunige Maßregeln des Vormundſchaftsrichters als Vorſitzenden des 
Familienraths §§ 1876, 1860. b 1 | 

5. Maßregeln des Nachlaßgerichts zur Sicherung eines Nachlaſſes $$ 1960 ff. 
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IV. Anhörung von ver⸗ 
wandten. 


§ 1847. Das Vormundſchaftsgericht fol vor einer von ihm zu 


treffenden Entſcheidung auf Antrag des Vormundes oder des Gegen⸗ 


vormundes Verwandte oder Verſchwägerte des Mündels hören, wenn 
es ohne erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnißmäßige Koſten 
geſchehen kann. In wichtigen Angelegenheiten foll die Anhörung 
auch ohne Antrag erfolgen; wichtige Angelegenheiten ſind insbeſon⸗ 
dere die Volljährigkeitserklärung, die Erſetzung der Einwilligung zur 
Eheſchließung im Falle des § 1304, die Erſetzung der Genehmigung 
im Falle des § 1337, die Entlaſſung aus dem Staatsverband und 
die Todeserklärung. 


Die Verwandten und Verſchwägerten können von dem Mündel 


Erſatz ihrer Auslagen verlangen; der Betrag der Auslagen wird 
von dem Vormundſchaftsgerichte feſtgeſetzt. 


V. Haftung des Vormund⸗ 
ſchafterſchlere. 


8 


§ 1848. Verletzt der Vormundſchaftsrichter vorſätzlich oder fahr⸗ 


läſſig die ihm obliegenden Pflichten, ſo iſt er dem Mündel nach 


839 Abſ. 1, 3 verantwortlich. 


§ 1847. J. Das Geſetz legt grundſätzlich Werth darauf, daß der Zu⸗ 
jammenhang der vormundſchaftlichen Verwaltung mit den Anſchauungen der 
Familie des Mündels gepflegt und das Vormundſchaftsgericht ſich in wichtigen 


Angelegenheiten über 


ie Anſichten der nächſten Angehörigen des Mündels 


vergewiſſert. 


2. Verwandte und Verſchwägerte vgl. 8$ 1589, 1590. 
3. Die beiſpielsweiſe in § 1847 aufgeführten wichtigen Angelegenheiten: 


a. Volljährigkeitserklärung §§ 3—5. 


b. Erſetzung der Einwilligung des Vormundes zur Eheſchließung des Mündels 
§ 1304. — Erſetzung der elterlichen Einwilligung des § 1305 iſt nur bei 
einem volljährigen Kinde zuläſſig und richtet ſich nach § 1308, woſelbſt 
auch die Anhörung von Verwandten vorgeſchrieben iſt. 

€. Erſetzung der Genehmigung einer ohne die erforderliche Zuſtimmung des 
Vormundes abgeſchloſſenen Ehe § 1337. 

d. Entlaſſung aus dem Staatsverbande vgl. § 14a des Geſetzes über die Er⸗ 
werbung und den Verluſt der Bundes: und Staatsangehörigkeit vom 
1. Juni 1870 (zu EG. Art. 41). Vgl. ferner § 1827. 

e. Todeserklärung vgl. §8 13 ff.; CPO. § 962 (zu § 13). 

4. Andere Fälle, in denen das Vormundſchaftsgericht Verwandte anzu⸗ 
hören hat. 

5 Erſetzung der elterlichen Einwilligung zur Eheſchließung volljähriger 
Kinder N 1308. 

b. Entziehung oder Beſchränkung der elterlichen Gewalt § 1673. 

e. Auswahl von Mitgliedern des Familienraths § 1862. 

5. Als wichtige Fälle werden insbeſondere noch anzuſehen ſein: 

a. Ermächtigung des Mündels zum ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts und Zurücknahme derſelben § 112. 

b. Beginn eines neuen oder Auflöſung eines beſtehenden Erwerbsgeſchäfts 
$ 1823. 

§ 1848. 1. Bedeutung der Vorſchrift. 

3. Die Vorſchrift des § 1848 ſtellt klar, daß die dem Vormundſchaftsgericht 
in Anſehung der Anordnung und Führung der Vormundſchaft obliegenden 
Amtspflichten als ſolche aufzufaſſen find, welche ihm im Sinne des § 839 
Abſ. 1 gegenüber dem Mündel, d. h. gegenüber demjenigen obliegen, 
über welchen die Vormundſchaft anzuordnen iſt oder beſteht. 

b. Andererſeits fol durch den $ 1848 die Annahme ausgeſchloſſen werden, 


vaß durch die Verletzung der dem Vormundſchaftsrichter als ſolchem ob⸗ 
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IV. Mitwirkung des Gemeindewaiſenraths. 


§ 1849. Der Gemeindewaiſenrath hat dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte die Perſonen vorzuſchlagen, die ſich im einzelnen Falle zum 
Vormunde, Gegenvormund oder Mitglied eines Familienraths eignen. 


liegenden Pflichten für ſonſtige davon betroffene dritte Perſonen Schadens⸗ 
erſatzanſprüche begründet werden. Die beſonderen Pflichten find dem 
Vormundſchaftsrichter nur im Intereſſe des Mündels, nicht Dritter auf⸗ 
erlegt. Dritte können daher den Vormundſchaftsrichter wegen einer 
Pflichtverletzung nur in Anſpruch nehmen, wenn dieſelbe nach Maßgabe 
der ſonſtigen Vorſchriften ſich als Verletzung einer abſoluten Norm oder 
als Eingriff in den durch § 823 geſchützten Rechtskreis darſtellt. 

2. Eigenſchaft als Vor mundſchaftsrichter. 

a. Vormundſchaftsrichter im Sinne des § 1848 iſt jeder (richterliche) Beamte, 
dem nach den maßgebenden Beſtimmungen die Ausübung der Gerichts⸗ 
barkeit in Vormundſchaftsſachen in erſter Inſtanz oder in den höheren 
Inſtanzen übertragen iſt. 

b. Wenn von der Landesgeſetzgebung (vgl. EG. Art. 147) die dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht obliegenden Verrichtungen anderen als gerichtlichen Behörden 
übertragen ſind, ſo findet die Vorſchrift des § 1848 auch auf die Mit⸗ 
glieder jener Behörden Anwendung, weil ſie die Stellung des Vormund⸗ 
ſchaftsrichters im Sinne des BGB. und damit auch die Pflicht eines 
ſolchen haben. 

0. a als Vormundſchaftsgericht. Haftung der Mitglieder § 1872 
Ab 


3. Inhalt der Haftung vgl. zu § 839 Abſ. 1 und 3 und Bemerkungen 
daſelbſt. Da § 839 Abſ. 2 nicht anwendbar iſt, fo wird der Vormundſchafts⸗ 
richter auch für fahrläſſigen Rechtsirrthum haftbar zu machen ſein. 

s 01 die entſprechende Vorſchrift für das Recht der elterlichen Gewalt 
8 1849. 1. Die Organiſation des Gemeindewaiſenraths wird 
im BGB. vorausgeſetzt und iſt der Landesgeſetzgebung überlaſſen. 


Die organiſatoriſchen Beſtimmungen der Landesgeſetze über den Gemeinde⸗ 
alfa 


Preussen AG. z. BGB. Art. 77. | M.-Strelüz V. z. A. §§ 231246; 

Bayern Ac. z. BH B. Artt 93-99. Bek. betr. d. Gemeinde⸗ 
MiniſtBek. v. 23. Aug. waiſenräthe v. 28. Juni 
1900, betr. den Ge⸗ 1899. 
meindewaiſenrath, I.» | Oldenburg Ac. z. BGB. 88 24—26. 
ME. S. 1134. Lüb. Fürst. AG. z. BGB. 88 22—24. 


Sachsen Ac. z. BGB. § 41. V. z. Birkenfeld Ac. z. BGB. §§ 69—71. 
A. d. BGB. §§ 3847. Braunsch. Ach. z. BGB. 5880 — 100. 
Spez. BO. v. 11. März S.-Mein. Ac. z. BGB. Art. 29. 
1901, betr. Stellung S.-Altend. AG. 3. BGB. §8 129 bis 


des Gemeinde⸗Waiſen⸗ 136. 

raths, JMBl. ©. 25. S.-Kob.-G. AG. z. BGB. Art. 51. V. 
Württemb. AG. z. BGB. Art. 56. J. A. § 15; MiniftBerf. 
Baden V. z. A. d. BGB. § 52. über die Gemeinde⸗ 

Fr G. §8 5—15. | waiſenräthe v. 10. Dez. 
Hessen FG. Art. 138. 1899 (GS. S. 329). 
M.-Schw. V. z. A. 88 237— 248. Anhalt AG. z. BGB. Art. 66. 


S.-Weim. A. z. BGB. 8$ 216 bis Schw.-Rd. AG. z. BGB. Artt. 169 
230; Minifterial: BD. bis 183; VO. über die 
v. 9. Nov. 1899, betr. Gemeindewaiſenräthe 
den Gemeindewaiſen⸗ v. 8. Nov. 1899 (GS. 
rath. | ©. 149). 


1. Vorſchlag d. geeigneten 
Per ſonen. 


2. Ueberwachungs⸗ und 


Anzeigepflicht. 


3. Mittheilungen des Wer 
richts an d. G. Waiſen⸗ 


rath. 


4. Mittheilungen beim 
Wechſel d. Aufent 


eines Mündels. 
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§ 1850. Der Gemeindewaiſenrath hat in Unterſtützung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts darüber zu wachen, daß die Vormünder der ſich 
in ſeinem Bezirk aufhaltenden Mündel für die Perſon der Mündel, 
insbeſondere für ihre Erziehung und ihre körperliche Pflege, pflicht⸗ 
mäßig Sorge tragen. Er hat dem Vormundſchaftsgerichte Mängel 
und Pflichtwidrigkeiten, die er in dieſer Hinſicht wahrnimmt, 
anzuzeigen und auf Erfordern über das perſönliche Ergehen und das 
Verhalten eines Mündels Auskunft zu ertheilen. 

Erlangt der Gemeindewaiſenrath Kenntniß von einer Gefährdung 
des Vermögens eines Mündels, ſo hat er dem Vormundſchaftsgericht 
Anzeige zu machen. 

§ 1851. Das Vormundſchaftsgericht hat dem Gemeindewaiſen⸗ 
rathe die Anordnung der Vormundſchaft über einen ſich in deſſen 
Bezirk aufhaltenden Mündel unter Bezeichnung des Vormundes und 
des Gegenvormundes ſowie einen in der Perſon des Vormundes oder 
des Gegenvormundes eintretenden Wechſel mitzutheilen. 


Wird der Aufenthalt eines Mündels in den Bezirk eines anderen 


zaltes Gemeindewaiſenraths verlegt, ſo hat der Vormund dem Gemeinde 


waiſenrathe des bisherigen Aufenthaltsorts und dieſer dem Gemeinde⸗ 
waiſenrathe des neuen Aufenthaltsorts die Verlegung mitzutheilen. 


Schw.-Sdh.' AG. z. BGB. Art. 57. Lubeck AG. z. BGB. §§ 122 bis 
Waldeck AG. z. BGB. Art. 40. 2805 
Heuss d. L. AG.] BOB. § 140. V. Bremen Ach. 3. BGB. §§ 59—61. 
z. A. § 8. 5 Hamburg | AG. z. BGB. § 77. Bek., 
Reuss j. L. AG. z. BGB. §§ 119 bis betr. Wahrnehmung der 
130 MiniſtVerf. v. Geſchäfte des Gemein⸗ 
18. Nov. 1899, den Ge. dewaiſenraths v. 2. De⸗ 
meindewaiſenrath betr⸗ zember 1899. 
(GS. S. 345). | Els.-Lothr. AG. z. BGB. §§ 128 bis 
Sch.-Lippe AG. z. BGB. §8 49—61. 135. 
Lippe AG. z. BGB. §§ 42, 43. 


2. Der Gemeindewaiſenrath hat im einzelnen Falle die Perſonen vorzu⸗ 
ſchlagen, welche ſich zum Vormunde ($ 1779), Gegenvormunde ($ 1792 Abſ. 4), 
Pfleger (§ 1915), Beiſtande der Mutter ($ 1694), ſowie zum Mitglied eines 
Familienraths (§ 1862 ff.) eignen. 

3. Das Vormundſchaftsgericht iſt an den Vorſchlag des Gemeindewaiſen⸗ 
raths nicht gebunden. 

4. FG. 5 49. Erlangt der Gemeindewaisenrath von einem Fulle Kenntniss, 
in welchem ein Vormund, ein Gegenvormund oder ein Pfleger zu bestellen ist, so 
hat er dem Vormundschaftsgericht Anzeige zu machen. Zugleich soll er die 
Person vorschlagen, die sich zum Vormunde, Gegenvormund oder Pfleger eignet. 


§ 1850. Der Gemeindewaiſenrath hat ein berechtigtes Intereſſe an den 
die Sorge für die Perſon des Mündels betreffenden Angelegenheiten im 
Sinne von Fr. § 57 Ziffer 9 (ſelbſtändiges Beſchwerderecht) vgl. KG. 20 
A 139, OLG. 1 282). 


5 1851. Wegen der Mitwirkung des Gemeindewaiſenraths bei der Auf- 
ie a uuuanioftsgerigts über die Ausübung der elterlichen Gewalt 
vg 5. 
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V. Befteite Vormundſchaft. 


8 1852. Der Vater kann, wenn er einen Vormund benennt, die 1. Befreiung durch d. vater 
Beſtellung eines Gegenvormundes ausſchließen. er 

Der Vater kann anordnen, daß der von ihm benannte Vormund 2 Samui 
bei der Anlegung von Geld den in den SS 1809, 1810 beſtimmten wirkung d. Gegenvor⸗ 
Beſchränkungen nicht unterliegen und zu den im § 1812 bezeichneten innen 
Rechtsgeſchäften der Genehmigung des Gegenvormundes oder des 
Vormundſchaftsgerichts nicht bedürfen ſoll. Dieſe Anordnungen ſind 
als getroffen anzuſehen, wenn der Vater die Beſtellung eines Gegen— 
vormundes ausgeſchloſſen hat. 

§ 1853. Der Vater kann den von ihm benannten Vormund von 3. Befreiungn. d. Hinter⸗ 
der Verpflichtung entbinden, Inhaber- und Orderpapiere zu hinter- enüngspfliczt ze 
legen und den im § 1816 bezeichneten Vermerk in das Reichsſchuldbuch 


oder das Staatsſchuldbuch eintragen zu laſſen. 


1. Nur die in §§ 1852 ff. aufgeführten Befreiungen des Vormundes find Zu 88 1852 ff. 
zugelaſſen. Nicht zugelaſſen und deshalb unwirkſam ſind danach insbeſondere 
Anordnungen, daß der benannte Vormund nicht verpflichtet ſein ſoll, 

a. Sicherheit gemäß § 1844 zu leiſten; 

b. die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts in den in §§ 1821 ff. ent: 
haltenen Fällen nachzuſuchen; 

e. ein Vermögensverzeichniß gemäß § 1802 einzureichen; 

d. Schlußrechnung gemäß § 1890 zu legen. 

2. Geſetzliche Befreiung des Vaters und der Mutter als Vormundes eines 
volljährigen Kindes §§ 1903, 1904. 

3. Landesgeſetzlicher Vorbehalt über Befreiung des Anſtaltsvorſtandes als 
Vormundes EG. Art. 136 Ziffer 4. 

4. Befreiung des Pflegers, welcher ein der Verwaltung des Vaters oder 
Vormundes entzogenes Vermögen fuͤr den Pflegling zu verwalten hat, durch 
den Erblaſſer oder Vermögenszuwender § 1917 Abſ. 2. 

& 1852. 1. Benennung eines Vormundes durch den Vater §§ 1776 
Ziffer 1, 1777. 

2. Beſtellung eines Gegenvormundes § 1792. 

3. Der benannte Vormund ($ 1776 Ziffer 1) kann befreit werden: 

a. von der Beſchränkung des § 1809, wonach die Anlegung von Mündelgeld 
bei Sparkaſſen, Banken oder Hinterlegungsſtellen mit der Beſtimmung 
zu erfolgen hat, daß zur Erhebung des Geldes die Genehmigung des 
Vormundes oder des Vormundſchaftsgerichts erforderlich iſt. Vgl. § 1813 
Abſ. 1 Ziffer 3 und Abi. 2; 

b. von der Beſchränkung des § 1810, wonach Anlegung von Mündelgeld 
nur mit Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vormundſchafts⸗ 
gerichts erfolgen ſoll; 

c. von dem Erforderniſſe der Genehmigung des Gegenvormundes oder des 
Vormundſchaftsgerichts zu Verfügungen über Forderungen, Rechte auf 
eine Leiſtung und über Werthpapiere des Mündels ($ 1812). 

4. Vorausſetzungen der Anordnung vgl. zu § 1856. 

§ 1853. 1. Hinterlegung der Inhaber: und Orderpapiere ngl. § 1814; 
§ 1815 ift nicht erwähnt, weil dieſe Vorſchrift lediglich ſtatt der Hinterlegung 
die Umſchreibung auf den Namen des Mündels nachläßt. Beſteht keine Ver⸗ 
bindlichkeit zur Hinterlegung aus $ 1814, jo iſt § 1815 gegenſtandslos. 

2. Auf den gemäß $ 1853 befreiten Vormund, welcher trotz der Befreiung. 
die in § 1853 bezeichneten Papiere hinterlegt, die Werthpapiere nach § 1815 
umſchreiben oder gemäß § 1816 in Buchforderungen des Reiches oder Staates 
umwandeln läßt, finden die die Vertretungsmacht des Vormundes be⸗ 
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4. Entbindung d. d. veri⸗ § 1854. Der Vater kann den von ihm benannten Vormund von 
a eng der Verpflichtung entbinden, während der Dauer feines Amtes Rech⸗ 
nung zu legen. 

Der Vormund hat in einem ſolchen Falle nach dem Ablaufe von 
je zwei Jahren eine Ueberſicht über den Beſtand des ſeiner Verwal⸗ 
tung unterliegenden Vermögens dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. 
Das Vormundſchaftsgericht kann anordnen, daß die Ueberſicht in 
längeren, höchſtens fünfjährigen Zwiſchenräumen einzureichen iſt. 

Iſt ein Gegenvormund vorhanden oder zu beſtellen, ſo hat ihm 
der Vormund die Ueberſicht unter Nachweiſung des Vermögensbe⸗ 
ſtandes vorzulegen. Der Gegenvormund hat die Ueberſicht mit den 
Bemerkungen zu verſehen, zu denen die Prüfung ihm Anlaß giebt. 

I. Befrelungturhbieebe  —& 1855. Benennt die eheliche Mutter einen Vormund, fo kann fie die 
a er gleichen Anordnungen treffen wie nach den §§ 1852 bis 1854 der Vater. 
I. Dorausfeungen dee F 1856. Auf die nach den SS 1852 bis 1855 zuläſſigen An⸗ 
en ordnungen finden die Vorſchriften des § 1777 Anwendung. 
. Anferfraftiehung de, § 1857. Die Anordnungen des Vaters oder der Mutter können 
Vorm. Gerſct. von dem Vormundſchaftsgericht außer Kraft geſetzt werden, wenn ihre 
Befolgung das Intereſſe des Mündels gefährden würde. 


VI. Janmilienrath. 
I. Die Schaffung des $ 1858. Ein Familienrath ſoll von dem Vormundſchaftsgericht 


A erung b Samiliene eingeſetzt werden, wenn der Vater oder die eheliche Mutter des Mün⸗ 
. Anordnung d. Eltern. dels die Einſetzung angeordnet hat. 

Der Vater oder die Mutter kann die Einſetzung des Familienraths 
von dem Eintritt oder Nichteintritt eines beſtimmten Ereigniſſes ab⸗ 
hängig machen. 

Die Einſetzung unterbleibt, wenn die erforderliche Zahl geeigneter 
Perſonen nicht vorhanden iſt. 


ſchränkenden Vorſchriften der §§ 1814, 1815, 1816, 18181820 keine An: 
wendung. 

§ 1854. Der Vormund kann von den Verpflichtungen zur Einreichung 
eines Vermögensverzeichniſſes ($ 1802) und zur Legung der Schlußrechnung 
($ 1890) nicht befreit werden. 

§ 1855. Benennung des Vormundes durch die eheliche Mutter val. 
§§ 1776 Ziffer 2, 1777. 

§ 1856. Vgl. zu § 1777. — Ueber die Auslegung von letztwilligen An⸗ 
ordnungen des in SS 1852 ff. behandelten Inhalts, welche vor dem 1. Januar 
1900 im Hinblick auf das alte Recht abgefaßt find, vgl. KG. 20 A 220. 

§ 1857. 1. Vgl. § 1778 Abſ. 1. 

2. Landesgeſetzgebung. 
Württemb. | AGG. z. BGB. Art. 52 Ziff. 13. (Zuſtändig das Amtsgericht an 

| Stelle des Vormundſchaftsgerichts, |. EG. Art. 147.) 

Zu 88 1858 f. 1. Der Familienrath ſoll die Möglichkeit gewähren, die Familie des 
Mündels in umfaſſenderer Weiſe, als dies in § 1847 vorgeſehen iſt, an der 
vormundſchaftlichen Verwaltung zu betheiligen. Der Jamilienrath hat die 
Rechte und Pflichten des Vormundſchaftsgerichts § 1872 

2. Sonderbeſtimmungen bei Vormundſchaft über Volljährige $ 1905. 
§ 1858. 1. Die näheren Vorſchriften über die Anordnung vgl. § 1868. 
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§ 1859. Ein Familienrath fol von dem Vormundſchaftsgericht 
eingeſetzt werden, wenn ein Verwandter oder Verſchwägerter des Mün⸗ 
dels oder der Vormund oder der Gegenvormund die Einſetzung be⸗ 
antragt und das Vormundſchaftsgericht ſie im Intereſſe des Mündels 
für angemeſſen erachtet. 

Die Einſetzung unterbleibt, wenn der Vater oder die eheliche Mutter 
des Mündels ſie unterſagt hat. 

§ 1860. Der Familienrath beſteht aus dem Vormundſchaftsrichter 
als Vorſitzendem und aus mindeſtens zwei, höchſtens ſechs Mitgliedern. 


Gegenüber der elterlichen Anordnung (vgl. dagegen § 1859) hat das Bor: 
mundſchaftsgericht kein Prüfungsrecht, ob die Einſetzung des Familienraths 
dem Intereſſe des Mündels gemäß iſt. Der einzige Ablehnungsgrund iſt 
der des Abi. 3. 

2. (Abſ. 3.) Darüber, ob die zur Einſetzung des Familienraths erforder: 
liche Zahl von Perſonen, welche fähig und geeignet ſind, Mitglieder deſſelben 
zu fein (8$ 1865 1867, 1861, 1862), vorhanden iſt, entſcheidet das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht und zwar, ſoweit der Vater oder die Mutter beſtimmte 
Perſonen als Mitglieder des Familienraths benannt haben, nach Maßgabe 
des § 1861 Satz 2 verbunden mit § 1778 Abſ. 1, 2. 

3. Beſchwerde wegen Ablehnung der Einſetzung eines Familienraths ſteht 
nach den allgemeinen Vorſchriften des FrG. § 20 dem Mündel, vertreten dur ch 
ſeinen Vormund, ſowie dem über 14 Jahre alten Mündel gemäß FrG. § 59 
zu. Ferner vgl. FrG. § 57 Ziff. 4. 

FG. 857 Ziffer 4. Die Beschwerde steht, unbeschadet der Vorschriften des 
$ 20, zu: 

4. gegen eine Verfügung, durch welche die Einsetzung eines Familienraths ab- 

gelehnt oder der Familienrath aufgehoben wird, dem Ehegatten sowie den 
"erwandten und Verschwägerten des Mündels. 
so die Vormundſchaft über Volljährige ift § 1858 nicht anwendbar, 

5. Landesgeſetzgebung. 

Württemd. AGG. z. BGB. Art. 52 Ziff. 14. Dem Amtsgerichte vorbehalten 
ſind die Einſetzung oder Aufhebung des Familienraths und 
die Mitwirkung bei demſelben, ſ. EGG. Art. 147. 

§ 1859. 1. Verwandtſchaft und Schwägerſchaft find gemäß $$ 1589, 1590 
zu beurtheilen. 

2. Wenn der Antrag auf Einſetzung des Familienraths von einem Ver⸗ 
wandten oder Verſchwägerten, dem Vormunde oder dem Gegenvormunde 
geſtellt ift, To iſt weiter (anders, als im Falle des § 1858, vergl. daſelbſt 
Note 1) erfordert, daß das Vormundſchaftsgericht die Einſetzung eines Fa⸗ 
milienraths im Intereſſe des Mündels für angemeſſen erachtet. 

3. Die Einſetzung des Familienraths erfordert ferner, daß ſich mindeſtens 
zwei Verwandte oder Verſchwägerte des Mündels zur Uebernahme des Amtes 
eines 1511 25 . Familienraths freiwillig bereit erklären ($$ 1860, 1867, 
1869, 1874 Abſ. 1). 0 

4. Das Beſchwerderecht des Antragſtellers bei Ablehnung ſeines Antrags 
folgt aus feinem Antragsrechte FrG. § 20; vgl. auch Fr. § 57 Ziff. 4 zu 
5 1358. 

. 5. (Abſ. 2.) Auf die die Einſetzung des Familienraths unterſagende An⸗ 
ordnung des Vaters oder der ehelichen Mutter findet § 1868 Anwendung. — 
Auf die Vormundſchaft über Volljährige iſt Abſ. 2 nicht anwendbar, § 1905. 

$ 1860. 1. Die Leitung der Geſchäfte liegt dem Vorſitzenden ob, § 1872 
Abſ. 1 Sat 2. N N 

2. In Fallen der Verhinderung des Vorſitzenden tritt der Vertreter des 


b. Antrag von Ver 
wandten ꝛc., d. Vor⸗ 
mundes od. Gegen 
vormundes. 


2. Zuſammenſetzung. 


366 Viertes Buch. Familienrecht. III. Abſchnitt. Vormundſchaft. 


* Verufungbungeltee- § 1861. Als Mitglied des Familienraths ift berufen, wer von 
e benennung. dem Vater oder der ehelichen Mutter des Mündels als Mitglied be⸗ 
nannt iſt. Die Vorſchriften des § 1778 Abſ. 1, 2 finden ent: 
ſprechende Anwendung. 
b. J cer ic das 8§ 1862. Soweit eine Berufung nach § 1861 nicht vorliegt oder 
i die Berufenen die Uebernahme des Amtes ablehnen, hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht die zur Beſchlußfähigkeit des Familienraths erfor⸗ 
derlichen Mitglieder auszuwählen. Vor der Auswahl ſollen der Ge- 
meindewaiſenrath und nach Maßgabe des § 1847 Verwandte oder 
Verſchwägerte des Mündels gehört werden. 
Die Beſtimmung der Zahl weiterer Mitglieder und ihre Auswahl 
ſteht dem Familienrathe zu. 
5. Beſienung von er- § 1863. Sind neben dem Vorſitzenden nur die zur Beſchluß⸗ 
ſabmiesktezern. fähigkeit des Familienraths erforderlichen Mitglieder vorhanden, fo 
ſind ein oder zwei Erſatzmitglieder zu beſtellen. 
Der Familienrath wählt die Erſatzmitglieder aus und beſtimmt die 
Reihenfolge, in der ſie bei der Verhinderung oder dem Wegfall eines 
Mitglieds in den Familienrath einzutreten haben. 
Hat der Vater oder die eheliche Mutter Erſatzmitglieder benannt 
und die Reihenfolge ihres Eintritts beſtimmt, ſo iſt dieſe Anordnung 
zu befolgen. 


Vormundſchaftsrichters als ſolchen, nicht eins der ſonſtigen Mitglieder des 
Familienraths an ſeine Stelle. 8 

3. Landesgeſetzlicher Vorbehalt über den Vorſitz im Familienrathe EG. 
Art. 147, Fr. § 190. 

§ 1861. 1. Wie bei der Berufung zur Vormundſchaft (§ 1778 Abſ. 1 
Ziff. 1, 2) gehen die von dem Vater benannten Perſonen den von der 
Mutter benannten vor (§ 1868 Abſ. 2). Die Mutter kann jedoch, wenn ſie 
die elterliche Gewalt erlangt hat ($$ 1868, 1777), innerhalb der geſetzlich 
zuläſſigen Maximalzahl (§ 1860) neben den von dem Vater benannten Per⸗ 
ſonen noch weitere Mitglieder benennen. 

2. Uebergehung eines Berufenen richtet ſich nach denſelben Vorſchriften 
wie die Uebergehung bei der Berufung zur Vormundſchaft (§§ 1778 Abſ. 1, 
1861 Satz 2). § 1778 Abſ. 2 behandelt die vorübergehende Behinderung des 


Berufenen. 

3. Sofortige Beſchwerde des Uebergangenen Fr. § 60 Ziff. 1 (zu § 1778 
Note 1). 

4. Auf die Vormundſchaft über Volljährige ift § 1861 nicht anwendbar, 
8 1905. 


$ 1862. 1. Das Vormundſchaftsgericht hat innerhalb der geſetzlichen 
Schranken ($$ 1865 —1867) freies Ermeſſen in der Auswahl. Es iſt nament⸗ 
lich nicht an Alter, Nähe des Verwandtſchaftsgrads oder Zugehörigkeit einer 
beſtimmten Anzahl von Mitgliedern des Familienraths zur väterlichen oder 
zur mütterlichen Familie des Mündels gebunden. , 

2. Das Vormundſchaftsgericht hat nur die zur Beſchlußfähigkeit erforder: 
lichen zwei Mitglieder (§ 1874 Abſ. 1) auszuwählen. Die Auswahl weiterer 
Mitglieder (§ 1860) ſteht dem Familienrathe zu. 

3. Während das Vormundſchaftsgericht — abgeſehen von den Fällen vor: 
übergehender Verhinderung eines Mitglieds — nur Verwandte oder Ver⸗ 
ſchwägerte des Mündels zu beſtellen hat, kann der Familienrath auch Fremde 
beſtellen (§ 1867). 

5 1863. 1. Die Beſtellung von Erſatzmitgliedern durch den Familien⸗ 
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§ 1864. Wird der Familienrath durch vorübergehende Verhin⸗ 
derung eines Mitglieds beſchlußunfähig und iſt ein Erſatzmitglied 
nicht vorhanden, ſo iſt für die Dauer der Verhinderung ein Erſatz⸗ 
mitglied zu beſtellen. Die Auswahl ſteht dem Vorſitzenden zu. 
§ 1865. Zum Mitgliede des Familienraths kann nicht beſtellt 
werden, wer geſchäftsunfähig oder wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwen⸗ 
dung oder Trunkſucht entmündigt iſt. 
8 1866. Zum Mitgliede des Familienraths ſoll nicht beſtellt 
werden: 
1. der Vormund des Mündels; 
2. wer nach § 1781 oder nach § 1782 nicht zum Vormunde be⸗ 
ſtellt werden ſoll; 
3. wer durch Anordnung des Vaters oder der ehelichen Mutter 
des Mündels von der Mithliedſchaft ausgeſchloſſen iſt. 
$ 1867. Zum Mitgliede des Familienraths ſoll nicht beſtellt 
werden, wer mit dem Mündel weder verwandt noch verſchwägert iſt, 
es ſei denn, daß er von dem Vater oder der ehelichen Mutter des 
Mündels benannt oder von dem Familienrath oder nach $ 1864 von 
dem Vorſitzenden ausgewählt worden iſt. 


rath iſt beſonders wichtig, wenn abgeſehen von den vorhandenen zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung erforderlichen ($$ 1860, 1874 Abſ. 1) Mitgliedern Verwandte 
oder Verſchwägerte des Mündels, die zur Mitgliedſchaft geeignet ſind, nicht 
vorhanden ſind, da nur der Familienrath, nicht auch das Vormundſchafts⸗ 
gericht fremde Perſonen beſtellen darf ($ 1867). Mangels eines von dem 
Familienrathe beſtellten Erſatzmanns müßte ſolchenfalls die Auflöſung 
des Familienraths erfolgen, § 1879. 

2. Benennung von Erſatzmitgliedern durch die Eltern vgl. §§ 1861, 1868. 

§ 1864. Im Falle des § 1864 kann ausnahmsweiſe auch von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht ein mit dem Mündel weder verwandtes noch verſchwägertes 
Mitglied beſtellt werden ($ 1867). 

8 1865. Vgl. die gleichen Unfähigkeitsgründe für die Vormundſchaft 
§ 1780. 

§ 1866. 1. Ziff. 1. Der Gegenvormund iſt von der Mitgliedſchaft nicht 
ausgeſchloſſen. 0 N N 0 , 

2. Zu Ziff. 2 u. 3. Während nach Ziff. 2 in Verbindung mit § 1782 der 
von dem Vater oder der ehelichen Mutter von der Vormundſchaft Aus⸗ 
geſchloſſene auch von der Mitgliedſchaft im Familienrath ausgeſchloſſen ſein 
ſoll, wird durch Ziff. 3 die unmittelbare elterliche Ausſchließung (vgl $ 1868) 
von dem Familienrath anerkannt. Ziff. 3 iſt auf die Vormundſchaft über 
Vollfährige nicht anwendbar § 1905. * f 

3. Auch Frauen können Mitglieder des Familienraths ſein. 1 

4. Für die Beſtellung von Beamten und Religionsdienern zu Mitgliedern 
des Familienraths iſt eine dem $ 1794 entſprechende Vorſchrift nicht aufge⸗ 
nommen. — Sollte ſich nachträglich im Intereſſe des Dienſtes die Unthun⸗ 
lichkeit der Mitgliedſchaft herausſtellen fo kann der Beamte gemäß §§ 1878 
Abſ. 1, 1889 feine Entlaſſung als Mitglied des Familienraths beantragen. 

5 1867. 1. Verwandtſchaft $ 1589, Schwägerſchaft § 1590. 

9. Perſonen, die mit dem Mündel nicht verwandt oder verſchwägert ſind, 
können zu Mitgliedern des Familienraths nur beſtellt werden, 

a. wenn fie von dem Vater oder der ehelichen Mutter benannt find, S$ 1861, 
1868. 


d. Beſchlußunfahigkeit 
in Folge vorülber⸗ 
gehender Verhinde⸗ 
rung eines Mit⸗ 
gliedes. 


e. Unfähigkeit zur Mit: 
gliedſchaft. 


f. Untauglichkeit zur 
Mitgliedſchaft. 


g. Ausnahmsweiſe 
Zulaſſung nicht ver⸗ 
wandter Mitglieder. 
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3. Vorqusſefungen der K 1868. Für die nach den 88 1858, 1859, 1861, 1863, 1866 
een knördnans zuläſſigen Anordnungen des Vaters oder der Mutter gelten die Vor⸗ 
ſchriften des § 1777. 
Die Anordnungen des Vaters gehen den Anordnungen der Mutter 
vor. 
2 eee § 1869. Niemand iſt verpflichtet, das Amt eines Mitglieds des 
5 Familienraths zu übernehmen. 
5. Die Yeflelung der $ 1870. Die Mitglieder des Familienraths werden von dem 
fc kung. Vorſitzenden durch Verpflichtung zu treuer und gewiſſenhafter Führung 
des Amtes beſtellt. Die Verpflichtung ſoll mittelſt Handſchlags an 
Eidesſtatt erfolgen. 
8 § 1871. Bei der Beſtellung eines Mitglieds des Familienraths 
5 kann die Entlaſſung für den Fall vorbehalten werden, daß ein be- 
ſtimmtes Ereigniß eintritt oder nicht eintritt. 
IT. Die, Beptsftettung und $ 1872. Der Familienrath hat die Rechte und Pflichten des 
ee een Vormundſchaftsgerichts. Die Leitung der Geſchäfte liegt dem Vor⸗ 
1. Leitung der Geſchäfte. ſitzenden ob. 
2. fPerſönliche naübung. Die Mitglieder des Familienraths können ihr Amt nur perſönlich 


Miiglieder. ert der ausüben. Sie find in gleicher Weiſe verantwortlich wie der Vor⸗ 
mundſchaftsrichter. 


b. wenn fie vom Familien rathe (nicht bloß vom Vormundſchaftsgericht, 
nal. zu § 1863 Note 1) ausgewählt worden ſind; 
€. wenn fie, im Falle vorübergehender Verhinderung eines Mitglieds 

vom Vormundſchaftsgericht ausgewählt find. Vgl. § 1862. 

3. Zwiſchen dem Vormundſchaftsrichter und dem Mündel beſtehende Ver⸗ 
wandtſchaft und Schwägerſchaft iſt nach den allgemeinen Vorſchriften Fr. 
§§ 5, 6 zu beurtheilen. 

4. Aufhebung des Familienraths bei dem Mangel zur Ergänzung geeig⸗ 
neter Perſonen § 1879. 

5 1868. 1. Die in § 1858 erwähnten Anordnungen des Vaters oder der 
5010 Mutter (vgl. $ 1705 Note 3a und § 1741 Note II 1d, 8 1747 

ote 2 b): 

$ 1858: die Einſetzung eines Familienraths. — Elterliche Anordnung der 
Aufhebung des Familienraths § 1880. 

$ 1859: die Unterſagung der Einſetzung eines Familienraths. 

§ 1861: die Benennung eines Mitglieds des Familienraths. 

§ 1863: die Benennung von Erſatzmitgliedern und die Beſtimmung der 
Reihenfolge ihres Eintritts. 

$ 1866: die Ausſchließung einer Perſon von der Mitgliedſchaft. 

2. Das Anordnungsrecht der Eltern iſt eine Nachwirkung der bis zum 
Tode beſtehenden elterlichen Gewalt, vgl. § 1777, und beſteht nicht in An⸗ 
ſehung der Vormundſchaft über Volljährige § 1905. 

3. (Abſ. 2). Die Maßgeblichkeit der väterlichen Anordnungen gilt auch, 
wenn die Mutter den Vater überlebt hat, gegenüber ſpäteren Anordnungen 
der Mutter. 

§ 1869. Die Freiwilligkeit (vgl. dagegen § 1785) bezieht ſich nur auf die 
Uebernahme des Amtes, nicht aber auf die Führung und Fortführung des 
Amtes (vgl. $$ 1875, 1878). 

§ 1870. Vgl. $ 1789. Eine Beſtallung erhalten die Mitglieder des Fa⸗ 
milienraths nicht. 


$ 1871. Vgl. § 1790; ferner $$ 1858 Abſ. 2, 1880. 
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§ 1873. Der Familienrath wird von dem Vorſitzenden einberufen. 
Die Einberufung hat zu erfolgen, wenn zwei Mitglieder, der Vor⸗ 
mund oder der Gegenvormund ſie beantragen oder wenn das Inter⸗ 
eſſe des Mündels ſie erfordert. Die Mitglieder können mündlich oder 
ſchriftlich eingeladen werden. 

§ 1874. Zur Beſchlußfähigkeit des Familienraths iſt die An- 
weſenheit des Vorſitzenden und mindeſtens zweier Mitglieder erfor⸗ 
derlich. 

Der Familienrath faßt ſeine Beſchlüſſe nach der Mehrheit der 
Stimmen der Anweſenden. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden. 

Steht in einer Angelegenheit das Intereſſe des Mündels zu dem 
Intereſſe eines Mitglieds in erheblichem Gegenſatze, ſo iſt das Mit⸗ 
glied von der Theilnahme an der Beſchlußfaſſung ausgeſchloſſen. Ueber 
die Ausſchließung entſcheidet der Vorſitzende. 

§ 1875. Ein Mitglied des Familienraths, das ohne genügende 
Entſchuldigung der Einberufung nicht Folge leiſtet oder die rechtzeitige 
Anzeige ſeiner Verhinderung unterläßt oder ſich der Theilnahme an 
der Beſchlußfaſſung enthält, iſt von dem Vorſitzenden in die dadurch 
verurſachten Koſten zu verurtheilen. 


§ 1872. 1. Der Familienrath hat den Charakter einer Behörde. Während 
ſeines Beſtehens tritt der Familienrath für die den Mündel betreffenden 
Angelegenheiten an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts. Auch außerhalb 
des Vormundſchafsrechts geregelte Angelegenheiten unterliegen feiner Zus 
ſtändigkeit, z. B. die Volljährigkeitserklärung ($$ 3 ff.), die Erſetzung der 
Einwilligung des Vormundes zur Eheſchließung des Mündels u. ſ. w. Vgl. 
38. 43 Abſ. 2 (zu § 1626 Note II). 

2. Dem Vorſitzenden ($ 1860) ſteht außer der Leitung der Geſchäfte auch 
8 1800. zu einem ſelbſtändigen Eingreifen in dringenden Fällen zu, 

3. Ordnungsſtrafrecht des Vorſitzenden gegenüber den Mitgliedern, Ver⸗ 
urtheilung eines Mitglieds durch den Vorſttzenden in die durch das Mit- 
glied verurſachten Koſten, § 1875. 

4. Die Verantwortlichkeit des Mitglieds dem Mündel gegenüber richtet 
ſich nach 85 1848, 839; Geſammthaftung der Mitglieder vgl. § 840. — Vgl. 
indeß auch zu § 1833 Note 1. 8 | 

5. Die Rechte und Pflichten des Familienraths erſtrecken ſich auch auf 
eine während der Vormundſchaft über das Kind etwa erforderlich werdende 
Pflegſchaft ($ 1909). Vgl. Mot IV S. 1267. 

§ 1873. Gegen die die Einberufung ablehnende Verfügung des Vor⸗ 
ſitzenden ſteht dem Antragſteller Beſchwerde gemäß FrG. § 20 zu. 

§ 1874. 1. Auf die Berathung und Abſtimmung finden gemäß Fr®- 
$8 die Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes (GVG. §§ 194 ff.) ent⸗ 
ſprechende Anwendung, ſofern 10 nicht aus den Vorſchrifren über den 
Familienrath Abweichungen ergeben (§ 1874 Abſ. 2 und 3). ü 

2. Abſ. 2 ſetzt Mündlichkeit der Abſtimmung unter Ausſchluß der Abſtim⸗ 
mung im Wege der Korreſpondenz voraus (Mot.). 

3. Für die Form der Beſchlüſſe ſind die für das Vormundſchaftsgericht 
5 geltenden Vorſchriften maßgebend (§ 1872 Abſ. 1). FrG. 88 16, 
53, 55, 56. N 

4. (Ab. 3.) Das kollidirende Intereſſe des Mitglieds kann auch ein nur 
mittelbares ſein. Vgl. § 1795. 

H. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 24 
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Der Vorſitzende kann gegen das Mitglied eine Ordnungsſtrafe bis 
zu einhundert Mark verhängen. 
Erfolgt nachträglich genügende Entſchuldigung, ſo ſind die getroffenen 
Verfügungen aufzuheben. 
n § 1876. Wird ein ſofortiges Einſchreiten nöthig, fo hat der Vor 
ge e ee, ſitzende die erforderlichen Anordnungen zu treffen, den Familienrath 
einzuberufen, ihn von den Anordnungen in Kenntniß zu ſetzen und 
einen Beſchluß über die etwa weiter erforderlichen Maßregeln herbei⸗ 
zuführen. 

9. Erſat der Auslagen. § 1877. Die Mitglieder des Familienraths können von dem 
Mündel Erſatz ihrer Auslagen verlangen; der Betrag der Auslagen 
wird von dem Vorſitzenden feſtgeſetzt. 

10. — der Mit⸗ § 1878. Das Amt eines Mitglieds des Familienraths endigt 

8 0 aus denſelben Gründen, aus denen nach den §§ 1885, 1886, 1889 
das Amt eines Vormundes endigt. 

Ein Mitglied kann gegen ſeinen Willen nur durch das dem Vormund⸗ 

ſchaftsgericht im Inſtanzenzuge vorgeordnete Gericht entlaſſen werden. 


§ 1875. 1. Abſ. 1 vgl. § 1877. 

2. Abſ. 2 vgl. § 1837 Note II. 

§ 1876. J. Wie die Faſſung des § 1876 ergiebt, hat ſich der Vorſitzende, 
ſoweit es nach Lage der Sache möglich iſt, auf proviſoriſche Maßregeln zu 
beſchränken, z. B. einen Vormund, Gegenvormund oder Pfleger, deſſen Be⸗ 
ſtellung nothwendig wird, mit dem Vorbehalte der Entlaſſung für den Fall 
der Wahl einer anderen Perſönlichkeit durch den Familienrath zu beſtellen 
($ 1790). 

92 Der Vorſitzende iſt in der Art der zu ergreifenden Maßregeln nicht 
beſchränkt. Er kann jede Verfügung treffen, die auch der Familienrath zu 
treffen befugt wäre. 

3. Ob ein ſofortiges Einſchreiten nöthig wird, hat der Vorſitzende zu 
entſcheiden, eine Verfügung kann nicht deshalb als ungültig angefochten 
9055 weil eine Veranlaſſung zu ſofortigem Einſchreiten nicht vorgelegen 

abe. 

4. Analoge Anwendung hat die unmittelbar für den Fall der bereits er⸗ 
folgten Einſetzung des Familienraths geltende Vorſchrift zu finden, wenn 
der Familienrath noch nicht eingeſetzt iſt (Mot.). 

§ 1877. 1. Das Amt des Mitglieds eines Familienraths iſt ein unent⸗ 
geltlich zu verwaltendes Ehrenamt. 

2. Wegen der Auslagenerſtattung vgl. § 1847 Abſ. 2. 

3. Das Beſchwerderecht gegen die Feſtſetzung ſteht ſowohl dem Vormunde 
für den Mündel als auch dem von der Feſtſetzung betroffenen Mitgliede ge⸗ 
mäß Fr. § 20 zu. 

§ 1878. I. Beendigungsgründe. 

1. Beendigung kraft Geſetzes. 

Entmündigung oder Todeserklärung des Mitglieds § 1885. Uebergangs⸗ 
vorſchrift EG. Artt. 156, 160. 

2. Beendigung mittelſt Entlaſſung. 

a. Gefährdung des Intereſſes des Mündels bei Fortführung des Amtes, 

insbeſondere Pflichtwidrigkeit des Mitglieds $ 1886. 

b. Vorliegen eines Untauglichkeitsgrundes (§§ 1781, 1886). 
4. Minderjährigkeit oder vorläufige Vormundſchaft ($ 1906). 
6. Gebrechlichkeitspflegſchaft ($ 1910). 
1. Konkurs. 
8. Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte. 
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§ 1879. Das Vormundſchaftsgericht hat den Familienrath auf- III. 


zuheben, wenn es an der zur Beſchlußfähigkeit erforderlichen Zahl 
von Mitgliedern fehlt und geeignete Perſonen zur Ergänzung nicht 
vorhanden ſind. 

§ 1880. Der Vater des Mündels kann die Aufhebung des von 
ihm angeordneten Familienraths für den Fall des Eintritts oder 
Nichteintritts eines künftigen Ereigniſſes nach Maßgabe des § 1777 
anordnen. Das gleiche Recht ſteht der ehelichen Mutter des Mündels 
für den von ihr angeordneten Familienrath zu. 

Tritt der Fall ein, ſo hat das Vormundſchaftsgericht den Familien⸗ 
rath aufzuheben. * 

§ 1881. Von der Aufhebung des Familienraths hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht die bisherigen Mitglieder, den Vormund und den 
Gegenvormund in Kenntniß zu ſetzen. 

Der Vormund und der Gegenvormund erhalten neue Beſtallungen. 
Die früheren Beſtallungen find dem Vormundſchaftsgerichte zurück⸗ 
zugeben. 


e. Antrag des Mitglieds auf Entlaſſung wegen eines wichtigen 
Grundes § 1889. 
d. Eintritt des Falles, für welchen die Entlaſſung vorbehaltenwar, § 1871. 


II. Verfahren bei der Eutlaſſung. 

1. Entlaſſung wider Willen des Entlaſſenen. 
a. Der Vorſitzende hat behufs Beſchlußfaſſung die Akten dem vorgeordneten 

Gerichte vorzulegen. 
b. Beſchwerde FrG. 88 60 Ziff. 4, 64, vgl. auch § 199 Abſ. 2. 

FG. 5 6% Ziffer 4. Die sofortige Beschwerde findet statt: 

4. geyen eine Verfügung, durch die der Familienrath aufgehoben oder ein Mit- 

ler des Familienraths gegen seinen Willen entlassen wird. 

F . 8 . Gegen eine Verfügung, durch die über die Entlassung eines 
Mitglieds des Fannlienraths von dem Gerichte, welches dem Vormundschafts- 
gericht im Instanzenzuge vorgeordnet ist, entschieden wird, findet die Beschwerde 


an das Oberlandesgericht stalt. Die weitere Beschwerde ist ausgeschlossen. 

2. Die Entlaſſung im Einverſtändniſſe mit dem Entlaſſenen 
erfolgt durch Beſchluß des Familienraths, §§ 1889, 1878 Abſ. 1, 1872 Abſ. 1. 

§ 1879. 1. Beſchlußfähigkeit § 1874. 

2. Geeignete Perſonen 88 1865 — 1867. 

3. Beſchwerderecht jedes Mitglieds des Familienraths Fr®. § 20; ferner 
316. § 57 Ziff. 4 (zu § 1858), Fr6. § 60 Ziff. 4 (zu F 1878). 

§ 1880. 1. Vgl. $ 1858 Abſ. 2. — Sofern nicht die Anordnung, daß 
der Familienrath in dem Falle des Eintritts oder Nichteintritts eines künf⸗ 
tigen Ereigniſſes aufgehoben werden ſoll, zugleich als das Verbot der Ein⸗ 
ſetzung eines neuen Familienraths ($ 1859 Abf. 2) aufzufaſſen iſt, kann das 
Vormundſchaftsgericht nach Maßgabe des § 1859 Abſ. 1 die Einſetzung eines 
neuen Familienraths beſchließen. 5 gad 
N 1880 ift auf die Vormundſchaft über Volljährige nicht anwendbar, 

5. 

$ 1881. 1. Nach erfolgter Aufhebung des Familienraths iſt die Vor⸗ 
mundſchaft nach Maßgabe derjenigen Vorſchriften zu behandeln, welche gelten, 
wenn ein Familienrath nicht beſteht. 

2. Wegen Auswechſelung der Beſtallungen vgl. §§ 1791 Abſ. 2 Satz 2, 
1792 Abf. 4. 
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VII. Beendigung der Vormundſchaft. 


§ 1882. Die Vormundſchaft endigt mit dem Wegfalle der im 
§ 1773 für die Anordnung der Vormundſchaft beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen. 


& 1882. I. Gründe der Beendigung der Vormundſchaft. 

1. Der Tod des Mündels beendigt ſelbſtverſtändlich die Vormund⸗ 
ſchaft, vgl. §§ 1893, 1683; Verſchollenheit und Todeserklärung des Mündels 

1884. 


2. Volljährigkeit ($ 2) und Volljährigkeitserklärung ($ 3 
Abſ. 2) des Mündels beſeitigen die Vorausſetzungen des § 1773, da ein 
Minderjähriger nicht mehr vorhanden iſt, und beendigen ſomit die Vor⸗ 
mundſchaft. Die Geſchäftsfähigkeit des Mündels tritt kraft Geſetzes ein, 
ohne daß es eines beſonderen obrigkeitlichen Aktes (3. B. der Mündigkeits⸗ 
erklärung) bedarf. 

3. Eintritt der elterlichen Gewalt. 

a. Uneheliche Kinder vgl. § 1773 Note B 1. Bei Legitimation durch nach⸗ 
folgende Ehe vgl. indeß § 1883. 

b. Eheliche Kinder vgl. § 1773 Note B II. 

6. Iſt die elterliche Gewalt beider leiblicher Eltern beendigt ($ 1773 

Note B II 1a), jo kommt nur Annahme des Mündels an Kindesſtatt 
($ 1736) in Betracht. 

6. Iſt die elterliche Gewalt des Vaters verwirkt ($ 1773 Note B II 1b), 
ſo erlangt mit der Auflöſung der Ehe der Eltern die Mutter die 
elterliche Gewalt, § 1684 Ziff. 2 (vgl. daſelbſt Note bß); damit endigt 
die Vormundſchaft. 

Eintritt der elterlichen Gewalt der Mutter über das nach altem Rechte 

bevormundete Kind beim Inkrafttreten des BGB., vgl. Vorb. zu 

§§ 1684 ff. Note IV. 

4. Eintritt der Berechtigung des Vaters oder der Mutter zur 
Vertretung des Mündels in den die Perſon oder das Vermögen 
betreffenden Angelegenheiten (ogl. $ 1773 Note B II 2), ; 

a. wenn dem Vater oder der Mutter die durch Anordnung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts entzogene Vertretungsmacht im Ganzen oder in Anſehung 
der Perſon oder in Anſehung des Vermögens gemäß $ 1671 wieder 
ertheilt wird. Ueber die etwa erforderlich werdende Pflegſchaft vgl. 
$ 1909; 

b. wenn das die Vertretungsmacht ausſchließende Ruhen der elterlichen (er 
walt endigt (SS 1676-1678, 1696); 

c. wenn nach Auflöſung der Ehe die Ausübung der in der Perſon des 
Vaters ruhenden elterlichen Gewalt gemäß § 1685 Abſ. 2 der Mutter 
übertragen wird. 

5. Ermittelung des bis dahin unbekannten Familienſtandes 
des Mündels (vgl. § 1773 Abſ. 2) mit dem Ergebniſſe, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Einleitung der Vormundſchaft ($ 1773) nicht vorhanden 
oder weggefallen (vgl. zu 2—4) ſind. 

6. Verluſt der Reichsangehörigkeit von Seiten des Mündels vgl. 
zu EG. Art. 23. = 

7. Für die Vormundſchaft über Volljährige iſt gemäß § 1897 
die Vorſchrift des § 1882 dahin zu verſtehen, daß die Vormundſchaft mit dem 
Wegfalle der in § 1896 für die Anordnung beſtimmten Vorausſetzungen 
endigt. — Beendigung der vorläufigen Vormundſchaft § 1908. 

8. Für die Pflegſchaft. Aufhebungsprinzip § 1919. 

II. Rechtsverhältniſſe bei Beendigung der Bormundſchaft. 

1. Mit der Beendigung der Vormundſchaft tritt auch Beendigung des 
Amtes der Vormundſchaft im Sinne der $$ 1890—1892 ein. 

2. Gutgläubige Fortführung der objektiv beendigten Vormundſchaft § 1893. 


1. 
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der Legitimation 


§ 1883. Wird der Mündel durch nachfolgende Ehe legitimirt, 2. Sonderregelung für ben 
a 


fo endigt die Vormundschaft erſt dann, wenn die Vaterſchaft des 
Ehemanns durch ein zwiſchen ihm und dem Mündel ergangenes 
Urtheil rechtskräftig feſtgeſtellt iſt oder die Aufhebung der Vormund⸗ 
ſchaft von dem Vormundſchaftsgericht angeordnet wird. 

Das Vormundſchaftsgericht hat die Aufhebung anzuordnen, wenn 
es die Vorausſetzungen der Legitimation für vorhanden erachtet. 
Solange der Ehemann lebt, ſoll die Aufhebung nur angeordnet 
werden, wenn er die Vaterſchaft anerkannt hat oder wenn er an der 
Abgabe einer Erklärung dauernd verhindert oder ſein Aufenthalt 
dauernd unbekannt iſt. 


3. Anſchluß einer Pflegſchaft (vgl. Note 1 4a und § 1909) oder Vormund⸗ 
ſchaft über den entmündigten Mündel (vgl. § 1896 Note 3) nach Beendigung 
der Altersvormundſchaft iſt, auch wenn der bisherige Vormund zum Pfleger 
oder Vormund beſtellt wird, ein ſelbſtändig für ſich beſtehendes Rechtsver⸗ 
hältniß. Es hat eine neue Beſtellung und Verpflichtung gemäß §§ 1897, 
1915, 1789 zu erfolgen. — Die Rechnungslegung (§ 1890) hat dem Inhaber 
der elterlichen Gewalt (Note 13) bzw. einem zu dieſem Zwecke zu beſtellen⸗ 
den Pfleger (N$ 1795 Abſ. 2, 181, 1909) gegenüber zu erfolgen. — Die 
Herausgabe des Vermögens braucht, ſoweit der bisherige Vormund als 
neuer Pfleger oder neuer Vormund es zu behalten hat, nicht erſt an einen 
zu dieſem Zwecke zu beſtellenden Pfleger zu erfolgen, da lediglich Erfüllung 
einer Verbindlichkeit (§ 181) in Frage ſteht. 

4. Verjährung der Anſprüche zwiſchen Vormund und Mündel vgl. § 204. 

5. Die von dem Vormund innerhalb ſeiner Vertretungsmacht für den 
Mündel begründeten Rechtsverhältniſſe werden durch die Beendigung der 
Vormundſchaft nicht berührt. Wegen einer über die Dauer der Vormund⸗ 
ſchaft hinaus ertheilten Vollmacht vgl. RG. JW. 1898 S. 400, 

6. Nachwirkungen der Vormundſchaft beſtehen noch inſoweit als die recht⸗ 
liche Erledigung der anhängig geweſenen Vormundſchaft fie erfordert (vgl. 
a. Moe A 55 24 A 23, OLG. 2 263). 

a. Möglichkeit und Pflicht einſtweiliger Fortführung der Vormundſchaft na 
Beendigung 88 1803168216835 aan: De 

b. Serausgabe des Vermögens und Rechnungslegung §§ 1890-—1892. 

e. Ueber das Erforderniß vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung zur Er⸗ 
hebung gemäß § 1809 angelegter Gelder bzw. der gemäß § 1814 hinter: 
legten Werthpapiere vgl. zu §§ 1809 Note 3 u. 1814 Note II 3. 

d. Ueber Aufhebung der vom Vormunde gemäß § 1844 geleiſteten Sicher: 
heit vgl. § 1844 Note 13. 5 

e. Nachträgliche Feſtſetzung einer Vergütung für den Vormund § 1836 
Note 1. 

7. Die der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts oder des Gegenvor⸗ 
mundes bedürftigen, aber zur Zeit der Beendigung der Vormundſchaft noch 
nicht genehmigten Verträge ſind von dem ſelbſtändig gewordenen Mündel zu 
genehmigen, vgl. § 108 Note 4. Iſt die Vormundſchaft durch den Tod des 
Mündels beendigt, ſo tritt der Erbe ein, ſofern ſich nicht aus dem Inhalte 
des Vertrags oder den Umſtänden ergiebt, daß mit ihm nicht kontrahirt 
werden ſollte, vgl. $$ 153 Note 2, 1714 Note 5. 

§ 1883. 1. Legitimation durch nachfolgende Ehe SS 1719 ff. Die Vor: 
ſchrift des § 1883 bildet eine auf Zweckmäßigkeitsgründen beruhende Aus⸗ 
nahme von § 1882 in Verbindung mit §§ 1719, 1626 (vgl. zu $ 1719 
Note II). — Obwohl die elterliche Gewalt mit der Eheſchließung beginnt, 
gewährt dieſelbe während der Fortdauer der Vormundſchaft keine Vertretungs⸗ 
macht (Analogie aus §§ 1628, 1630). Für die Legitimation durch Ehelich⸗ 
keitserklärung §8 1723 ff., 1736 bleibt es bei der Regel des § 1882. 


durch nachfolgende Ehe, 


3. Ver ſchollenheit und 
Todeserklärung des 
Mündels. 


II. Beendigung d. vormund⸗ 
ſchaftlichen Amtes 
1. kraft Geſetzes. 


Ju 58 1885 ff. 
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§ 1884. Iſt der Mündel verſchollen, ſo endigt die Vormund⸗ 
ſchaft erſt mit der Aufhebung durch das Vormundſchaftsgericht. Das 
Vormundſchaftsgericht hat die Vormundſchaft aufzuheben, wenn ihm 
der Tod des Mündels bekannt wird. 

Wird der Mündel für todt erklärt, jo endigt die Vormundſchaft 
mit der Erlaſſung des die Todeserklärung ausſprechenden Urtheils. 

§ 1885. Das Amt des Vormundes endigt mit ſeiner Entmün⸗ 
digung. 

Wird der Vormund für todt erklärt, ſo endigt ſein Amt mit der 
Erlaſſung des die Todeserklärung ausſprechenden Urtheils. 


2. Beendigung der Vormundſchaft kraft Geſetzes erfordert rechts⸗ 
kräftige Feſtſtellung der Vaterſchaft, vgl. § 1719 Note II 2. Die Anerkennung 
der Vaterſchaft genügt nicht, weil dieſelbe nach § 1720 Abſ. 2 die Vaterſchaft 
nicht feſtſtellt, ſondern nur die Vermuthung der Beiwohnung während der 
Empfängnißzeit begründet. 

3. Beendigung der Vormundſchaft kraft vormundſchafts⸗ 
gerichtlicher Anordnung. 

a. Die Vorausſetzungen der Legitimation (§§ 1719 ff.) find vom Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte von Amtswegen (Fr. § 12) zu ermitteln. 

b. Die 1 der Vaterſchaft bedarf keiner beſonderen Form, vgl. 
§ 1718 Note J. 

C. Dauernde Verhinderung oder Abweſenheit des Vaters vgl. SS 1305 Abſ. 2, 
1307 Note 3. 

d. Die der Aufhebung der Vormundſchaft zu Grunde liegende Annahme des 
Vormundſchaftsgerichts, daß die Vorausſetzungen der Legitimation vor⸗ 
handen ſind, greift der anderweiten Feſtſtellung der Vaterſchaft im Pro⸗ 
zeſſe natürlich nicht vor. 

e. Das Beſchwerderecht ſteht dem Ehemanne der Mutter ſowohl als Ver⸗ 
ſchwägerten des Kindes als auch auf Grund ſeines rechtlichen Intereſſes 
zu, 3:6. § 57 Ziff. 1 (zu § 1774). 

f. Iſt die Aufhebung der Vormundſchaft zu Unrecht erfolgt, ſo iſt das Kind 
von da ab ohne geſetzlichen Vertreter, ſo daß ihm die Vortheile des 
§ 206 in Anſehung der Anſpruchsverjährung zu Statten kommen. 


8 1884. 1. Verſchollenheit (vgl. zu § 13 Note 1). Ebenſo wie die 
Abweſenheitspflegſchaft (§ 1921 Abſ. 2) wird die Vormundſchaft über den 
verſchollenen Mündel nicht ſchon durch den Tod des Mündels, ſondern erſt 
mit der Aufhebung durch das Vormundſchaftsgericht beendigt. Iſt der Ver⸗ 
ſchollene vor der Aufhebung der Vormundſchaft geſtorben, jo gilt die geſetz⸗ 
liche Vertretungsmacht des Vormundes für denjenigen, den es angeht (gl. 
Prot. IV S. 860). 

2. Todeserklärung (vgl. §§ 13 ff.). 

a. Für den minderjährigen Mündel (vgl. § 14 Abi. 1) kommt die Todes⸗ 
erklärung nur in den Fällen der Kriegs⸗, See⸗ und Gefahrverſchollenheit 
(§§ 15—17) in Frage. Die Vormundſchaft endigt kraft Geſetzes. 

b. Ueberlebt der Mündel die Todeserklärung, ſo iſt er während der Minder⸗ 
jährigkeit ohne geſetzlichen Vertreter, ſo daß ihm insbeſondere die Vor⸗ 
ſchrift des § 206 in Anſehung des Laufes der Anſpruchsverjährung zu 
Statten kommt. 

€. Uebergangsbeſtimmung (Todeserklärung vor 1900) GG. Art. 160. 

d. Der Antrag des geſetzlichen Vertreters auf Todeserklarung des Mündels 
bedarf vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung, CPO. § 962 (zu § 13). 

Dem Beſtellungsprinzip (vgl. Abſchnittvorb. B III 2b) entſpricht das Ent⸗ 
laſſungsprin zip, wonach das Amt des Vormundes nicht mit dem Eintritt 
eines gewiſſen Thatbeſtandes kraft Geſetzes, ſondern erſt mit der auf Grund 
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§ 1886. Das Vormundſchaftsgericht hat den Vormund zu ent⸗ 
laſſen, wenn die Fortführung des Amtes, insbeſondere wegen pflicht⸗ 
widrigen Verhaltens des Vormundes, das Intereſſe des Mündels 
gefährden würde oder wenn in der Perſon des Vormundes einer 
der im § 1781 beſtimmten Gründe vorliegt. 


dieſes Thatbeſtandes erfolgenden Entlaſſung endigt. Die Ausnahme von 
dieſem Prinzip enthält $ 1885, zu deſſen Fällen ſelbſtverſtändlich noch der 
Tod des Vormundes (vgl. § 1894) hinzutritt. Beim Eintritt eines dieſer 
Thatbeſtände in der Perſon eines von mehreren Vormündern wird das 
Amt von Mit⸗ oder Gegenvormündern (vgl. §§ 1775, 1792) nicht berührt. 


§ 1885. 1. Beendigung des vormundſchaftlichen Amtes kraft Geſetzes 
tritt ein mit dem Wirkſamwerden des Entmündigungsbeſchluſſes (vgl. § 6 
Note b II 4) und zwar in allen Fällen der Enkmündigung. — Eintritt 
der Geſchäftsunfähigkeit ($ 104 Ziff. 2) oder beſchränkter Geſchäftsfähigkeit 
(88 114, 1906) bewirken nicht kraft Geſetzes die Beendigung, ſondern be⸗ 
gründen nur die Entlaſſung gemäß § 1886, vgl. daſelbſt Note 2b a und Note 3. 
Uebergangsbeſtimmung (Entmündigung vor 1900) EG. Artt. 155, 156. 

2. Todeserklärung §8 13 ff. Uebergangsbeſtimmung (Todeserklärung vor 
1900) EG. Art. 160. 

3. Mittheilung der die Beendigung der Vormundſchaft herbeiführenden 
Umſtände iſt von dem Gerichte, welches die Entmündigung bzw. die Todes⸗ 
erklärung ausſpricht, gemäß FrG. $ 50 dem Vormundſchaftsgerichte zu machen. 
Desgleichen von dem Vormunde des Entmündigten bzw. dem Erben des für 
todt Erklärten. Vgl. § 1894 Note 2. 


§ 1886. 1. Der Vormund iſt allgemein in allen Fällen zu entlaſſen, in 
denen die Fortführung des Amtes das Intereſſe des Mündels gefährden 
würde (vgl. § 1778 Abf. 1). Vgl. auch § 1796. 

2. Als beſonders wichtige Fälle der Gefährdung ſind hervorzuheben: 

a. Gefährdung durch pflichtwidriges, d. h. gegen eine treue und gewiſſenhafte 
ührung der Vormundſchaft G 1789) es Verhalten. 
b. Vorhandenſein eines der Untauglichkeitsgründe des § 1781, mag derſelbe 
von vornherein beſtanden haben oder nachträglich eingetreten ſein. 

a. Minderjährigkeit oder vorläufige Bevormundung ($ 1906). 

ß. Gebrechlichkeitspflegſchaft (8 1910). 

J. Konkurs. Vorrecht des Mündels im Konkurſe des Vormundes KO. 
§ 61 Ziff. 5 (§ 1647). Nur der Herausgabeanſpruch des Mündels, 
nicht auch ſein Rechenſchaftsanſpruch (§ 1890), der kein Anſpruch aus 
dem Vermögen des Vormundes iſt, iſt Konkursforderung. Sache 
des Mündels iſt es, ſeinen Anſpruch aus der vormundſchaftlichen 
Verwaltung nach allgemeinen Grundſätzen zu ſubſtantifren. 

8. Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte. 

3. Geiſteskrankheit des Vormundes ohne hinzutretende Entmündigung be⸗ 
endigt nicht kraft Geſetzes (§ 1885) das vormundſchaftliche Amt. Vgl. indeß 
8 1781, wonach die zur Zeit der Beſtellung vorhandene Geſchäftsunfähigkeit 
die Beſtellung nichtig macht. 5 R 
a. Dieſe Regelung ſoll vermeiden, daß eine äußerlich fortgefuͤhrte Vormund⸗ 

ſchaft durch eine im früheren Verlaufe derſelben vorhanden geweſene 

geiſtige Erkrankung des Vormundes mit der Wirkung beendigt wird, 
daß alle im weiteren Verlaufe von dem angeblichen Vormunde vorge⸗ 
nommenen Rechtsgeſchäfte ohne Vertretungsmacht für den Mündel erfolgt 

find. 5 e 
b. Die von dem Vormund in einem feine Geſchäftsunfähigkeit ($ 104 Ziff. 2) 

begründenden Zuſtande vorgenommenen Rechtsgeſchäfte find nichtig, § 165. 
e. Zweifelhaft iſt, ob die Geſchäftsunfähigkeit des Vormundes dem Mangel 

eines Vertreters im Sinne des § 206 (Ablauf der Verjährungsfriſt) 

gleichzuſtellen iſt. 


2. Eutlaſſung des Vor⸗ 
mundes. 
a. Gefährdung des 
Mündelintereſſes. 
b. Eintritt eines Un⸗ 
tauglichkeitsgrundes. 
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0. Verheirathung der § 1887. Das Vormundſchaftsgericht kann eine Frau, die zum 
rau. un Be Vormunde beſtellt iſt, entlaſſen, wenn fie ſich verheirathet. 

el en des Ehe. Das Vormundſchaftsgericht hat eine verheirathete Frau, die zum 
manns der f. Vorm. Vormunde beſtellt iſt, zu entlaſſen, wenn der Mann ſeine Zuſtimmung 
beſtelten Frau. zur Uebernahme oder zur Fortführung der Vormundſchaft verſagt 

oder die Zuſtimmung widerruft. Dieſe Vorſchrift findet keine An⸗ 
wendung, wenn der Mann der Vater des Mündels iſt. 

. Dienſtliche Verhält⸗ § 1888. Iſt ein Beamter oder ein Religionsdiener zum Vor⸗ 
nn munde beſtellt, fo hat ihn das Vormundſchaftsgericht zu entlaſſen, 
Religionsdieners. wenn die Erlaubniß, die nach den Landesgeſetzen zur Uebernahme 

der Vormundſchaft oder zur Fortführung der vor dem Eintritt in 
das Amts⸗ oder Dienſtverhältniß übernommenen Vormundſchaft er⸗ 
forderlich iſt, verſagt oder zurückgenommen wird oder wenn die nach 
den Landesgeſetzen zuläſſige Unterſagung der Fortführung der Vor⸗ 
mundſchaft erfolgt. 

f. Eutlaſſungsantrag § 1889. Das Vormundſchaftsgericht hat den Vormund auf 
des Bormündes. ſeinen Antrag zu entlaſſen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; ein 

wichtiger Grund iſt insbeſondere der Eintritt eines Umſtandes, der 
den Vormund nach § 1786 Abſ. 1 Nr. 2 bis 7 berechtigen würde, 
die Uebernahme der Vormundſchaft abzulehnen. 


4. Daß die Entlaſſung des unter Vorbehalt der Entlaſſung beſtellten Vor⸗ 
mundes bei Eintritt des Vorbehalts zuläſſig iſt, ergiebt ſich aus § 1790. 
5. Sofortige Beſchwerde des entlaſſenen Vormundes Fr. §§ 20, 60 
3 


Ziff. 3. 
15 § 60 Ziffer 3. Die sofortige Beschwerde findet statt: 
3. gegen eine Verfügung, durch dıe ein Vormund, Pfleger, Gegenvormund oder 
Beistand gegen seinen Willen entlassen wird. 

6. Beſchwerderecht des Gegenvormundes gegen eine Zurückweiſung feines 
Antrags auf Entlaſſung des Vormundes aus einem der in § 1886 bezeich⸗ 
neten Gründe, FrG. § 57 Ziff. 6 (zu § 1799). 

7. Landesgeſetzgebung. 

Württemb. En z. BGB. Art. 52 Ziff. 16. (Zuſtändig das Amtsgericht an 
Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſ. EG. Art. 147.) 

$ 1887. 1. Abſ. 2 entſpricht der Vorſchrift des § 1783. Wenn die Ver⸗ 
ſagung oder der Widerruf der Zuſtimmung vorliegt, hat die Entlaſſung zu 
erfolgen, ohne daß es im Uebrigen noch eines beſonderen Antrags der Frau 
oder des Mannes bedarf. 

2. Die Vorſchrift des Abſ. 1 ſoll dem Vormundſchaftsgerichte die Möglich⸗ 
keit der Entlaſſung gewähren, wenn die mit der Verheirathung der Frau 
verbundene Aenderung ihrer Verhältniſſe die Entlaſſung angezeigt er⸗ 
ſcheinen läßt. 

3. Landesgeſetzgebung. 

Württemb. | AG. z. BB. Art. 52 Ziff. 16. (Zuſtändig das Amtsgericht an 
Stelle des Vormundſchaftsgerichts, |. EG. Art. 147.) 

& 1888. Vgl. § 1784. 

§ 1889. I. Wichtiger Grund. 

Die Beurtheilung, ob ein wichtiger, den Entlaſſungsantrag rechtfertigender 
Grund vorliegt, iſt, ſoweit nicht der zweite Halbſatz (vgl. Note II) eingreift, 
von dem Vormundſchaftsgerichte nach freiem Ermeſſen zu beurtheilen. Bgl. 
auch den Fall des § 1752. 

II. Einzelne wichtige Gründe. 

Die in § 1786 Ziff. 2—7 aufgeführten Ablehnungsgründe rechtfertigen 
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1890. Der Vormund hat nach der Beendigung feines Amtes u. echteverhaltniſſe bei 


dem Mündel das verwaltete Vermögen herauszugeben und über die 
Verwaltung Rechenſchaft abzulegen. Soweit er dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte Rechnung gelegt hat, genügt die Bezugnahme auf dieſe 
Rechnung. 

§ 1891. Iſt ein Gegenvormund vorhanden, fo hat ihm der Vormund 
die Rechnung vorzulegen. Der Gegenvormund hat die Rechnung mit den 
Bemerkungen zu verſehen, zu denen die Prüfung ihm Anlaß giebt. 

Der Gegenvormund hat über die Führung der Gegenvormundſchaft 
und, ſoweit er dazu im Stande iſt, über das von dem Vormunde 
verwaltete Vermögen auf Verlangen Auskunft zu ertheilen. 


immer den Entlaſſungsantrag, vorausgeſetzt, daß ſie nach der Beſtellung ein⸗ 
treten. Die einzelnen Gründe ſind: 

Ziff. 2: vollendetes 60. Lebensjahr. — Iſt die Vormundſchaft erſt nach 
vollendetem 60. Lebensjahr übernommen, ſo iſt der Entlaſſungsantrag nur 
gerechtfertigt, wenn ſich das hohe Lebensalter im einzelnen Fall als ein 
wichtiger Grund darſtellt (Note I). 

Ziff. 3: Vorhandenſein von mehr als vier ehelichen minderjährigen Kindern. 

Ziff. 4: Krankheit und Gebrechen. 

Ziff. 5: Beläſtigende Entfernung des Wohnſitzes des Vormundes vom 
Sitze des Vormundſchaftsgerichts, ſei es, daß der Vormund ſeinen Wohnſitz 
verlegt, ſei es, daß das Vormundſchaftsgericht wechſelt, FrG. $$ 46, 47. 

a 6: Anhaltung des Vormundes zur Sicherheitsleiftung gemäß § 1844. 

Ziff. 7: Beitellung eines Mitvormundes zur gemeinſchaſtlichen Führung 
der Nundschaft im Sinne des § 1797 Abſ. 1. 

III. Beſchwerde gegen die den Entlaſſungsantrag ablehnende Verfügung 
FrG. § 20. 

§ 1890. 1. Die Herausgabepflicht umfaßt die Verpflichtung, über das 
Vermögen Auskunft zu ertheilen ſowie ein Vermögensverzeichniß aufzuſtellen 
und bafjelbe erforderlichen Falles mit dem Offenbarungseide zu bekräftigen. 
Pg, 99,260, 261; Prozeßhaftung des Vormundes $ 202. 

„2. Die gecenſchaftspflicht richtet ſich nach $$ 259, 261. Val. ferner CPO. 
9889, Fritz § 163 (Gu $ 261). Bezugnahme auf eine frühere, dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte gelegte Rechnung SS 1840 ff. Vgl. im Uebrigen zu § 1892. 

3. Verbindung der Klage auf Herausgabe und Rechnungslegung unter 
Vorbehalt der beſtimmten Angabe der beanſpruchten Leiſtungen bis nach er⸗ 
folgter Mittheilung der Rechnung, Vorlegung des Vermögensverzeichniſſes 
und Leiſtung des Offenbarungseids CPO. § 254 (zu § 261). 

4. Herausgabe und Rechnungslegung in dem Falle, daß ſich an die bis⸗ 
herige Vormundſchaft eine weitere Vormundſchaft oder Pflegſchaft anſchließt 
und der bisherige Vormund auch die Pflegſchaft oder die neue Vormund⸗ 
ſchaft führt. Vgl. § 1882 Note II 3. Rechnungspflicht bei Annahme des 
Mündels an Kindesſtatt von Seiten des Vormundes § 1752. 

5. Die Rechnungs⸗ und Herausgabepflicht geht nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen auf den Erben über ($$ 1967 ff.). 5 

6. Bei Konkurs des Vormundes vgl. § 1886 Note 2 by. 

7. Keine Befreiung des Vormundes von der Rechnungslegung durch elter⸗ 
liche Anordnung (vgl. $$ 1852 ff.). 5 

8. Verzicht des ſelbſtändig gewordenen Mündels auf Rechnungslegung iſt 
nach allgemeinen Grundſätzen ($ 397) wirkſam. 

9. Dechargeertheilung des Mündels, vgl. § 368 und Prot. IV S. 819 
gegen Mot. IV S. 1189. — Der Vormund kann auch auf Anerkennung 
feiner Rechnungslegung klagen; vgl. Mot. IV S. 1188. 


$ 1891. Vgl. $ 1842. 


eendigung der Vor⸗ 
mundſchaft. 

1. Herausgabe⸗ und Rech⸗ 
nungspflicht. 


a. Mitwirkung des 
Gegen vormundes. 


b. Mitwirkung des 
Vorm. Gerichts. 


2 Fortführung der Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung trotz 
Beendigung d. Amtes. 


3. Rückgabe d. Beſtallung. 


4. Anzeige des Todes des 
Vormundes, Gegen⸗ 


oder Mitvormundes. 
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§ 1892. Der Vormund hat die Rechnung, nachdem er fie dem 
Gegenvormunde vorgelegt hat, dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. 

Das Vormundſchaftsgericht hat die Rechnung rechnungsmäßig und 
ſachlich zu prüfen und deren Abnahme durch Verhandlung mit den 
Betheiligten unter Zuziehung des Gegenvormundes zu vermitteln. 
Soweit die Rechnung als richtig anerkannt wird, hat das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht das Anerkenntniß zu beurkunden. 

1893. Im Falle der Beendigung der Vormundſchaft oder 

des vormundſchaftlichen Amtes finden die Vorſchriften der SS 1682, 
1683 entſprechende Anwendung. 

Der Vormund hat nach der Beendigung feines Amtes die Be⸗ 
ſtallung dem Vormundſchaftsgerichte zurückzugeben. 

§ 1894. Den Tod des Vormundes hat deſſen Erbe dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht unverzüglich anzuzeigen. 


§ 1892. J. Vgl. § 1843. Die Mitwirkung des Vormundſchaftsgerichts 
iſt lediglich eine vermittelnde. Zwangsmaßregeln gegen den früheren Vor⸗ 
mund ſtehen ihm nicht mehr zu. Gegen denſelben muß nöthigen Falles durch 
den ſelbſtändig gewordenen Mündel oder deſſen neuen Vormund im Wege 
der Klage vorgegangen werden, KG. Jahrb. 24 A 23. In den Prot. IV 
S. 820 wird angenommen, daß die Verhängung von Ordnungsſtrafen auch 
noch gegen den früheren Vormund auf Grund des F 1892 zuläſſig ſei. Vgl. 
auch Os. 2 263 und andererſeits daſ. 394 u. 4 116. — Ebenſowenig iſt das 
Vormundſchaftsgericht berechtigt, den Mündel zur Berichtigung der von ihm 
begründet befundenen Erſtattungsanſprüche zc. des Vormundes zu verurtheilen, 
OLG. A 415. 

2. Der Nachfolger des Vormundes bzw. der ſelbſtändig gewordene Mündel 
iſt zur Rechnungsabnahme und Quittungsleiſtung ($ 368) verpflichtet und 
kann deswegen verklagt werden. Hat der Rechnungsnehmer die Rechnungs⸗ 
legung als Erfüllung der Rechenſchaftspflicht angenommen, ſo findet bei 
nachträglicher Bemängelung § 363 Anwendung. — Vorbehaltslos ertheilte 
Entlaſtung befreit von der Haftung für Mängel der Verwaltung auch dann, 
wenn die Folgen derſelben erſt ſpäter eintreten, RG. 38 335. 

3. Die Aufhebung und Zurückgabe der Sicherheit an den Vormund er⸗ 
fordert nach Beendigung des vormundſchaftlichen Amtes die Freigabe von 
Seiten des ſelbſtändig gewordenen Mündels bzw. deſſen nunmehrigen geſetz⸗ 
lichen Vertreters, vgl. § 1844 Note 13. Der Vormund, welcher allen ſeinen 
Verbindlichkeiten genügt hat, kann im Prozeßwege die Aufhebung der 
Sicherheit und im Falle eines Verzugs Schadenserſatz verlangen (SS 234 ff.). 
Vgl. indeß KG. OLG. 2 263. 


§ 1893. 1. Für die entſprechende Anwendung lautet: 

a. § 1682: Der Vormund iſt auch nach der Beendigung der Vormundſchaft 
oder ſeines vormundſchaftlichen Amtes zur Fortführung der mit der Sorge 
für die Perſon und das Vermögen des Mündels verbundenen Geſchäfte 
berechtigt, bis er von der Beendigung Kenntniß erlangt oder fie kennen 
muß. Ein Dritter kann ſich auf dieſe Berechtigung nicht berufen, wenn 
er bei der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts die Beendigung der Vormund⸗ 
ſchaft oder des vormundſchaftlichen Amtes kennt oder kennen muß. 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn und inſoweit 
die Vertretungsmacht des Vormundes theilweiſe aufhört (§ 1794). 

b. § 1683: Endigt die Vormundſchaft in Folge des Todes des Mündels, 
ſo hat der Vormund diejenigen Geſchäfte, mit deren Aufſchube Gefahr 
verbunden iſt, zu beſorgen, bis der Erbe anderweit Fürſorge treffen kann. 

2. Beſtallung § 1791. 
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Den Tod des Gegenvormundes oder eines Mitvormundes hat der 
Vormund unverzüglich anzuzeigen. 

§ 1895. Die Vorſchriften der SS 1885 bis 1889, 1893, 1894 uw. Beendigung e. Gegen 
finden auf den Gegenvormund entſprechende Anwendung. vormundſchaft. 


Zweiter Titel, 
Vormundſchaft über Volljährige. 


$ 1896. Ein Volljähriger erhält einen Vormund, wenn er 1. Dormundjhaft über Ent 
entmündigt iſt. mündigte. 


§ 1894. 1. Unterlaffung unverzüglicher (§§ 121, 276) Todesanzeige macht 
den Erben ſchadenserſatzpflichtig. Vgl. NUR (Auftrag). Die daſelbſt für 
den Erben des Beauftragten vorgeſehene Pflicht der Fortführung unaufſchieb⸗ 
barer Geſchäfte iſt dem Erben des Vormundes nicht auferlegt. § 1846 in 

Verbindung mit § 1894 greift ein. 

2. Bei Entmündigung und Todeserklärung (§ 1885) iſt neben FrG. § 50 

$ 1894 entſprechend anwendbar. Vgl. § 1885 Note 3. 8 

§ 1895. 1. Die anwendbaren Vorſchriften betreffen: 

a. Entmündigung des Gegenvormundes § 1885 Abſ. 1; Entmündigung vor 
1900 EG. Artt. 155, 156. 

b. Todeserklärung des Gegenvormundes § 1885 Abſ. 2; Todeserklärung vor 
1900 EG. Art. 160. 

e. Entlaſſung wegen Pflichtwidrigkeit oder wegen Eintritts eines Untaug⸗ 
lichkeitsgrundes § 1886. 

d. Entlaſſung der zum Gegenvormunde beſtellten Frau wegen Verheirathung, 
Verſagung oder Widerruf der ehelichen Zuſtimmung § 1887. 

e. Entlaſſung auf Grund dienſtlicher Verhältniſſe, wenn der Gegenvormund 
ein Beamter oder Religionsdiener iſt, § 1888. 

1. Entlaſſung auf eigenen Antrag des Gegenvormundes wegen eines wich⸗ 
tigen Grundes § 1889. 

8. Gutgläubige Fortführung der Gegenvormundſchaft trotz objektiver Be⸗ 
endigung des Amtes oder der Vormundſchaft $$ 1893, 1682 (die Vor⸗ 
ſchrift kann z. B. im Falle des § 1812 anwendbar werden). 

h. Die Fürſorgepflicht beim Tode des Mündels kommt ($$ 1893, 1682) für 
den Gegenvormund nur inſoweit in Betracht, als er bei diesbezüglichen 
Rechtsgeſchäften des Vormundes mitzuwirken hat. 

i. Anzeigepflicht des Erben des Gegenvormundes beim Tode des letzteren 
§ 1894 Abſ. 1. 

k. Anzeigepflicht des Gegenvormundes beim Tode des Vormundes eines 
Mitvormundes oder Mitgegenvormundes § 1894 Abſ. 2. 

2. Die Gegenvormundſchaft iſt ein Akzeſſorium der Vormundſchaft; ſie 

endigt deshalb in allen Fällen mit dieſer. Vgl. SS 1882-1884. 

3. Die entſprechende Regelung der in $ 1895 geordneten Rechtsverhältniſſe 

bezüglich des Pflegers § 1915, bezüglich des Beiſtandes der Mutter § 1694. 

Die Vormundſchaft über Volljährige einſchließlich der für volljährig Er⸗Zu 88 1896 f. 

klärten (§ 3 Abſ. 2) kommt in zwei Arten vor: 5 

a. Die Vormundſchaft über den Entmündigten §§ 18961905. 

b. Die vorläufige Vormundſchaft über denjenigen, deſſen Entmündigung 
beantragt iſt, $$ 1906 — 1908. 

1896. 1. Entmündigung $ 6. 18 
„Ein nicht unter Vormundſchaft ſtehender Volljähriger, welcher durch 
feinen geiftigen Zuſtand ganz oder theilweiſe verhindert iſt, ſeine Vermögens⸗ 
angelegenheiten zu beſorgen, kann einen Pfleger gemäß § 1910 erhalten. 
3. Die Entmündigung kann gemäß § 6 (vgl. daſelbſt Note B III I) auch 
ſchon während der Minderjährigkeit beantragt werden und erfolgen. Die 


380 Viertes Buch. Familienrecht. III. Abſchnitt. Vormundſchaft. 


1. wenne die 8 1897. Auf die Vormundſchaft über einen Volljqährigen finden 
Altersvormundſchaft. die für die Vormundſchaft über einen Minderjährigen geltenden 
Vorſchriften Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den §§ 1898 bis 

1908 ein Anderes ergiebt. 
2. Abweichungen. "8 1898. Der Vater und die Mutter des Mündels find nicht 


„Elterk-Anord 81 585 0 
ne dle Perſon des berechtigt, einen Vormund zu benennen oder Jemand von der Vor: 


ee mundſchaft auszuſchließen. 
v. Berufung d. Eltern § 1899. Vor den Großvätern iſt der Vater und nach ihm die 
zur Vormundschaft. eheliche Mutter des Mündels als Vormund berufen. 

Die Eltern ſind nicht berufen, wenn der Mündel von einem 
Anderen als dem Ehegatten ſeines Vaters oder ſeiner Mutter an 
Kindesſtatt angenommen iſt. 

Stammt der Mündel aus einer nichtigen Ehe, ſo iſt der Vater 
im Falle des § 1701, die Mutter im Falle des § 1702 nicht 
berufen. 

e. Berufung des Che. § 1900. Eine Ehefrau darf zum Vormund ihres Mannes auch 
Hi ohne deſſen Zuſtimmung beſtellt werden. 

Der Ehegatte des Mündels darf vor den Eltern und den Groß⸗ 
vätern, die eheliche Mutter darf im Falle des § 1702 vor den Groß⸗ 
vätern zum Vormunde beſtellt werden. 

eee Die uneheliche Mutter darf vor dem Großvater zum Vormunde 
; beſtellt werden. 


Vormundſchaft aus § 1906 bzw. § 1896 kann ſomit unmittelbar an die 
Altersvormun dſchaft angeſchloſſen werden. Vgl. über die ſich hierbei er⸗ 
gebenden Rechtsverhältniſſe zu § 1882 Ziffer II 3. 

4. Die Entmündigung iſt von dem die Entmündigung ausſprechenden 
1155 dem Vormundſchaftsgerichte mitzutheilen, vgl. Abſchnittvorb. Note B 

5 b. 

5. Wegen der Beendigung der Vormundſchaft vgl. zu § 1908 Note 2. 


§ 1897. 1. Auf die aus §§ 1898— 1908 ſich ergebenden Abweichungen 
von den für die Vormundſchaft über Minderjährige (§§ 1773—1895) geltenden 
Beſtimmungen iſt bei den einzelnen Beſtimmungen hingewieſen. 

2. Die allge meine Verweiſung auf die die Vormundſchaft über Minder⸗ 
jährige regeln den Vorſchriften ſoll ſich nicht auf den Vorbehalt des EG. 
Art. 136 (geſetzliche Vormundſchaft des Anſtaltsvorſtandes) beziehen. Vgl. 
daſelbſt. 

§ 1898. 1. Benennung des Vormundes § 1776 Abſ. 1 Nr. 1, 2, § 1777 
Note 11. — Ausſchließung eines Vormundes § 1782 Note 4. 

2. Für die vorläufige Vormundſchaft vgl. § 1907. 

§ 1899. 1. Die Reihenfolge der Berufenen (§ 1776) iſt ſonach regelmäßig: 
a. der Vater des Mündels (vgl. indeß Abi. 2); 8 
b. die eheliche Mutter des Mündels ($ 1900 Abſ. 2, 3); 8 
c. der Großvater des Mündels von väterlicher Seite ($ 1776 Ziffer 3 und 

Abſ. 2); | 
d. der Großvater des Mündels von mütterlicher Seite ($ 1776 Ziffer 4 und 

Abſ. 2). 

2. Zu Abſ. 2 vgl. §§ 1776 Abſ. 2, 1757 Abſ. 2. 

3. Zu Ab). 3. Der Fall des § 1701 iſt Kenntniß des Vaters, der Fall 
ven N 1702 Kenntniß der Mutter von der Nichtigkeit der Che bei der Che⸗ 

ießung. 

4. Die in § 1778 Abf. 1 zugelaſſene Uebergehung des Berufenen aus den 
daſelbſt angegebenen Gründen bleibt unberührt, § 1897. 
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8 1901. Der Vormund hat für die Perſon des Mündels nur 
inſoweit zu ſorgen, als der Zweck der Vormundſchaft es erfordert. 

Steht eine Ehefrau unter Vormundſchaft, ſo tritt die im § 1633 
beſtimmte Beſchränkung nicht ein. 

§ 1902. Der Vormund kann eine Ausſtattung aus dem Ver⸗ 
mögen des Mündels nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
verſprechen oder gewähren. 

Zu einem Mieth- oder Pachtvertrage ſowie zu einem anderen Ver⸗ 
trage, durch den der Mündel zu wiederkehrenden Leiſtungen verpflichtet 
wird, bedarf der Vormund der Genehmigung des Vormundſchaftsge⸗ 
richts, wenn das Vertragsverhältniß länger als vier Jahre dauern 
ſoll. Die Vorſchrift des $ 1822 Nr. 4 bleibt unberührt. 

§ 1903. Wird der Vater des Mündels zum Vormunde beſtellt, 
ſo unterbleibt die Beſtellung eines Gegenvormundes. Dem Vater 
ſtehen die Befreiungen zu, die nach den §§ 1852 bis 1854 ange⸗ 
ordnet werden können. Das Vormundſchaftsgericht kann die Befrei⸗ 
ungen außer Kraft ſetzen, wenn ſie das Intereſſe des Mündels gefährden. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, wenn der Vater im 
Falle der Minderjährigkeit des Mündels zur Vermögensverwaltung 
nicht berechtigt ſein würde. 


8 1900. 1. Abſ. 1 iſt eine Abweichung von §§ 1783, 1897. — Stellung 
des Vormundes, insbeſondere der Ehefrau als Vormundes des Mannes 
Pflichten der aus dem ehelichen Güterrechte ſich ergebenden Rechte und 

ichten 
a. bei geſetzlichem Güterſtande § 1409; 

b. bei allgemeiner Gütergemeinſchaft $ 1457. 

2. Abs. 2 u. 3 vgl. zu § 1899. 

§ 1901. 1. Abſ. 1 iſt Abweichung von § 1800. Der Zweck der Vor⸗ 
mundſchaft über Volljahrige beſchränkt ſich auf die Vertretung in perſönlichen 
Angelegenheiten ſowie auf Beſorgung des zur etwa nothwendigen Pflege, 
Heilung, Beaufſichtigung und Sicherung des Mündels Erforderlichen, 70 
Unterbringung des Trunkſüchtigen in eine Frinkerheilanſtalt. Dem Vor⸗ 
mund eines Volljährigen ſteht die durch das Erziehungsbedürfniß des 
Mündels bei der Altersvormundſchaft gebotene Erziehungs⸗ und Zuchtgewalt 
nicht zu, unbeſchadet der Zuläſſigkeit der durch den Zweck der Vormundſchaft 
gebotenen Zwangsmaßregeln gegen den Mündel. 

2. (Abſ. 2.) Ohne die Vorſchrift des Abſ. 2 würde nach §§ 1897, 1800, 
1633 die thatſächliche Sorge für die Perſon nicht dem Vormunde der voll⸗ 
jährigen Ehefrau, ſondern lediglich dem Ehemann überlaſſen ſein. Durch 
Abſ. 2 wird das Recht und die Pflicht des Vormundes unbeſchadet der 
dem Ehemann als ſolchem gemäß § 1354 zuſtehenden Rechte — auf dieſe 
Sorge erſtreckt. 1 9 1624 g 5 

2. 1. (Abſ. 1.) Ausſtattung vgl. § 1624. Inſoweit Ausſtattung 
120 91624 8 I findet $ 1804 Anwendung. 8 

2. Abſ. 2 enthält eine Anpaſſung der Vorſchrift des § 1822 Ziff. 5 an die 
bei der Vormundſchaft über Volljährige obwaltenden Verhältniſſe. — § 1822 
Ziff. 4 betrifft den Pachtvertrag über ein Landgut oder einen gewerblichen 
Betrieb. 

§ 1903. 1. Abſ. 1 Satz 1 enthält eine Abweichung von § 1792. Wegen 
der geſetzlich dem Vater zuſtehenden Befreiungen der SS 1852—18 4 dal. 
daſelbſt. Entziehung der Befreiung durch das Vormundſchaftsgericht wegen 
Gefährdung des Mündels vgl. § 1857. 


e. Umfang der Sorge 
für die Perſon des 
Miündels. 


f. Vermögensverwal⸗ 
tung. 
a. Gewährung einer 
Ausſtattung. 


F. Mieth⸗ u. Pacht 
verträge. 


g. Kraft Geſetzes be⸗ 
freiteBormundſchaft 
a. des Vaters. 


f. der ehelichen Mutter. 


h. Anordnungen der 
Eltern bezüglich des 
Familienraths. 
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§ 1904. - Iſt die eheliche Mutter des Mündels zum Vormunde 
beftellt, jo gilt für ſie das Gleiche wie nach § 1903 für den Vater. 
Der Mutter iſt jedoch ein Gegenvormund zu beſtellen, wenn ſie die 
Beſtellung beantragt oder wenn die Vorausſetzungen vorliegen, unter 
denen ihr nach § 1687 Nr. 3 ein Beiſtand zu beſtellen fein würde. 
Wird ein Gegenvormund beſtellt, fo ſtehen der Mutter die im § 1852 
bezeichneten Befreiungen nicht zu. 

§ 1905. Ein Familienrath kann nur nach § 1859 Abſ. 1 ein⸗ 
geſetzt werden. 

Der Vater und die Mutter des Mündels ſind nicht berechtigt, An⸗ 
ordnungen über die Einſetzung und Aufhebung eines Familienraths 
oder über die Mitgliedſchaft zu treffen. 


2. (Abſ. 2.) Als Fälle, in denen der Vater zur Vermögensverwaltung 
für das minderjährige Kind nicht berechtigt wäre, kommen in Betracht (vgl. 
§ 1656 Note 1): 

a. Konkurs des Vaters § 1647; 

h. die Vorausſetzungen für das Ruhen der elterlichen Gewalt §§ 1676, 
1677; 

c. die Vorausſetzungen für die Verwirkung der elterlichen Gewalt § 1680. 
Die Befreiung fällt kraft Geſetzes mit dem Eintritte der zu a—c aufge⸗ 

führten Thatbeſtände fort, gleichgültig ob dieſer Eintritt bereits zur Zeit 

der Beſtellung des Vaters zum Vormunde oder aber erſt nachträglich erfolgt. 

Beſtehen derartige Verhältniſſe bereits zur Zeit der Beſtellung, ſo wird ſich 

regelmäßig die Uebergehung des Vaters empfehlen, § 1899 Note 4. 

3. Die Großeltern des Mündels (vgl. § 1899 Note 1c, d) genießen nicht 
die Befreiungen aus § 1903. 


4. Befreiung durch elterliche Anordnung findet ebenſowenig wie Benen⸗ 
nung des Vormundes auf dieſem Wege (vgl. $ 1898) ſtatt. 

5. Landesgeſetzgebung. 

Württemb. AGG. z. BGB. Art. 52 Ziff. 13. (Zuſtändig das Amtsgericht an 

Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſ. EG. Art. 147.) 

§ 1904. 1. Beſtellung der ehelichen Mutter zum Vormunde (vgl. 
§ 1899 Note 1b). Die Bezugnahme auf § 1903 ergiebt, daß die Befreiungen 
aus § 1903 nicht eintreten (§ 1903 Abſ. 2), wenn die Mutter im Falle der 
Minderjährigkeit des Mündels zur Vermögensverwaltung nicht berechtigt 
wäre. Vgl. § 1903 Note 2 in Verbindung mit $ 1686; ferner §§ 1684, 1685, 
1697. 

2. Beſtellung eines Gegenvormundes ($ 1792) hat gemäß § 1904 unter 
den gleichen Vorausſetzungen zu erfolgen wie die Beſtellung des Beiſtandes 
nach § 1687, mit Ausnahme des Falles der väterlichen Anordnung, für 
welche bei einem volljährigen Kinde kein Platz iſt. Demnach iſt ein Gegen⸗ 
vormund zu beſtellen: a 
a. wenn die Mutter die Beſtellung beantragt (vgl. § 1687 Ziff. 2); 

b. wenn das Vormundſchaftsgericht aus beſonderen Gründen, insbeſondere 
wegen des Umfanges oder der Schwierigkeit der Vermögensverwaltung 
oder in den Fällen der §§ 1666, 1667 (Gefährdung der Perſon oder des 
Vermögens des Kindes) die Beſtellung eines Gegenvormundes im Inter⸗ 
eſſe des Kindes für nöthig erachtet ($ 1687 Ziff. 3). Bei dem Vorliegen 
der Vorausſetzungen der 8$ 1666, 1667 kann auch die Entlaſſung der 
Mutter als Vormund gemäß $$ 1886, 1897 in Frage kommen. 

3. Landesgeſetzgebung. A 
Württemb. | Ach. z. BGB. Art. 52 Ziff. 13. (Zuſtändig das Amtsgericht an 

[Stelle des Vormundſchaftsgerichts, |. EG. Art. 147.) 
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§ 1906. Ein Volljähriger, deſſen Entmündigung beantragt iſt, u. 


kann unter vorläufige Vormundſchaft geſtellt werden, wenn das 
Vormundſchaftsgericht es zur Abwendung einer erheblichen Gefährdung 
der Perſon oder des Vermögens des Volljährigen für erforderlich 
erachtet. 


§ 1905. J. Durch Abſ. 1 wird die als Ausfluß der elterlichen Gewalt 
den Eltern in § 1858 Abf. 1 beigelegte Befugniß, die Einſetzung eines Fa⸗ 
milienraths für die Bevormundung ihrer minderjährigen Kinder anzuordnen, 
für die volljährigen Kinder beſeitigt. Die Einſetzung des Familienraths bei 
der Vormundſchaft über einen Volljährigen richtet ſich ausſchließlich nach 
§ 1859 Abſ. 1. Die Einſetzung erfolgt alſo nur, wenn ein Verwandter oder 
Verſchwägerter, der Vormund oder der Gegenvormund des Mündels ſie be⸗ 
antragt und das Vormundſchaftsgericht ſie im Intereſſe des Mündels für 
angemeſſen erachtet. 

2. Abſ. 2 ſchließt das Anordnungsrecht der Eltern, welches lediglich ein 
Ausfluß der elterlichen Gewalt ift, aus, $$ 1858, 1859 Abſ. 2, 1861, 1866 
Ziff. 3, 1868, 1880. 


§ 1906. 1. Die vorläufige Vormundſchaft kann in allen Fällen der be⸗ 
antragten Entmündigung ($ 6) angeordnet werden, mag der Antrag auf 

Geiſteskrankheit, Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht geſtützt ſein. 

f 2. Materielle Vorausſetzungen der vorläufigen Vormund⸗ 
aft. 

4 Ein Entmündigungsantrag liegt nur vor, wenn er von einem Antrags⸗ 
berechtigten an das für die Entmündigung zuſtändige Gericht (val. § 6 
Note BI) geſtellt iſt. Vorher kann nur die eld einer Gebrechlich⸗ 
keitspflegſchaft im Sinne des § 1910 (nal. daſelbſt namentlich auch Abſ. 3) 
in Frage kommen. Andererſeits erfüllt das Vorliegen des Antrags die 
formale Vorausſetzung für die Anordnung der vorläufigen 0 50 05 
es iſt darüber hinaus nicht erfordert, daß das Entmündigungsgericht auch 
das Verfahren bereits eingeleitet hat, vgl. CPO. § 649. Nach KG. Jahrb. 
21 A 212 hat das Vormundſchaftsgericht nach Einleitung des Entmün⸗ 
digungsverfahrens nicht zu prüfen, ob der Einleitungsbeſchluß zu Recht 
beſteht, ſondern nur ob die Fürſorgemaßregeln angezeigt ſind. 

b. Die Erforderlichkeit der vorläufigen Vormundſchaft zur Abwendung einer 
erheblichen Gefährdung der Perſon oder des Vermögens des zu Ent⸗ 
mündigenden iſt in das freie Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts ge⸗ 
ſtellt. Das Vormundſchaftsgericht iſt hierbei insbeſondere auch voll⸗ 
kommen unabhängig von der Anſicht des Prozeßgerichts. Die ungerecht⸗ 
fertigte Annahme dieſer Erforderlichkeit beeinträchtigt nicht die Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Vormundſchaftsanordnung, ſondern begründet nur die 
Beſchwerde (vgl. Note 3c). 

3. Zuſtändigkeit und Verfahren des Vormundſchaftsgerichts. 

a. Zuständigkeit Fr. $$ 35, 36; vgl. indeß auch FG. §7 (Abſchnittvorb. 
Note B III). Das für die Anordnung der vorläufigen Vormundſchaft 
unzuſtändige Gericht kann indeß für vorläufige Maßregeln zuſtändig ſein, 
88 1846, 1897 in Verbindung mit Fr. § 44 (zu § 1846). . 

b. Das Vormundſchaftsgericht wird von Amtswegen thätig, gleichviel ob 
der Antrag eines Intereſſenten, die Anzeige des Gemeindewaiſenraths 
(FrG. 849) oder eine Mittheilung des Prozeßgerichts CPO. § 657 oder 
des Staatsanwalts (Pr. Allg V. v. 28. Nov. 1899 IM Bl. S. 388 § 8) vor⸗ 
liegt. 

CPO. 5 657. Sobald das Gericht die Anordnung einer Fürsorge für die 

Person oder das Vermögen des zu Entmündigenden für erforderlich hält, ist der 

Ormundschaftsbehörde zum Zwecke dieser Anordnung Mittheilung zu machen. 


Dorläuf. Vormundſch 
auf Grund des E 
mündigungsantrags. 


aft 
nis 


1906. 
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0. Beſchwerde. 
a. Beſchwerderecht der Intereſſenten. Für den Staatsanwalt vgl. auch 
§ 8 der Pr. Allg B. v. 28. Nov. 1899 (zu b). 


FG. 5 57 Ziffer 2. Die Beschwerde steht, unbeschadet der Vorschriften 
des $ 20, zu: 
2. gegen eine Verfügung, durch welche die Anordnung einer vorläufigen Vor- 
mundschaft abgelehnt oder eine solche Vormundschaft aufgehoben wird, den- 
engen, welche den Antrag auf Entmändigung zu stellen berechtigt sind. 


g. Sofortige Beſchwerde des Bevormundeten; vgl. auch FrG. §§ 20, 59 
(Abſchnittvorb. B IV). 

FG. 5 60 Ziger 5. Die sofortige Beschwerde findet statt: 

5. gegen eine Verfügung, durch die ein Volljähriger unter vorläufige Vormund- 

schaft gestellt wird. 

Die bis zur Aufhebung vorgenommenen Rechtsgeſchäfte des Mundels 
Fr. §61, des Vormundes FrG. § 32 vgl. zu Note 6b u. c. 

4. Die rechtliche Natur der vorläufigen Vormundſchaft. 

Ibrer rechtlichen Natur nach ift die vorläufige Vormundſchaft eine Vormund⸗ 
ſchaft über Volljährige und unterſteht den Vorſchriften der §§ 1896 ff. mit den 
ſich aus $$ 1907 u. 1908 ergebenden Beſonderheiten. — Nicht ausgeſchloſſen 
iſt, daß anſtatt einer vorläufigen Vormundſchaft eine vorläufige Pflegſchaft 
gemäß § 1909 Abſ 3 angeordnet wird. Vgl. 9 1909 Note 12d, § 1915 Note I2e. 

5. Die Wirkung der vorläufigen Vormundſchaft. 

a. Beſchränkte Geſchäftsfähigkeit ($$ 114, 107 ff) des unter vorläufige Vor⸗ 
mundſchaft geſtellten Volljährigen. Wegen des Zeitpunktes des Wirkſam⸗ 
werdens vgl. zu Note 6. 

b. Einfluß der Zurücknahme oder Abweiſung des Entmundigungsantrags 
und der Aufhebung des angefochtenen Entmündigungsbeſchluſſes auf die 
von 500 gegenüber dem Bevormundeten vorgenommenen Rechtsgeſchäfte 
§ 115 Abſ. 2. 

Bei Aufhebung der Vormundſchaftsanordnung durch das Beſchwerde⸗ 
gericht vgl. Fr. § 61 (Note 6b). 

e. Stellung unter vorläufige Vormundſchaft bewirkt Untauglichkeit zu vor⸗ 
mundſchaftlichen Aemtern ($$ 1781, 1792 Abſ. 4, 1694, 1866, 1897, 1915) 
und begründet die Entlaſſung aus denſelben, § 1886. 

d. Die Eidesfähigkeit des unter vorläufige Vormundſchaft Geſtellten im 
Prozeſſe CPO. § 473 Abi. 3. 

6. Wirkſamwerden der die vorläufige Vormundſchaft anord⸗ 
nenden und aufhebenden Verfügung. 

a. Der Zeitpunkt des Wirkſamwerdens der die Vormundſchaft anordnenden 
und aufhebenden Verfügung iſt zugleich für den Eintritt und Fortfall 
der Beſchränkung des Bevormundeten in der Geſchäftsfahigteit (vgl. 
Note 5a) maßgebend. Der Zeitpunkt richtet ſich nach FrG. § 52. 

FdG. 5 52. Eine Verfügung, durch die ein Volljähriger unter vorläufige 
Vormundschaft gestellt wird, tritt, wenn die Entmündigung wegen Geistexkrank- 
heit beantragt ist, mit der Bestellung des Vormundes, wenn die Entmündigung 
wegen Geistesschwäche, wegen Verschwendung oder wegen Trunksucht beantragt 
ist, mit der Bekanntmachung an den zu Entmündigenden, eine Verfügung, durch 
die eine vorläufige Vormundschaft aufgehoben wird, tritt mit der Bekanntmachung 
an den Mündel in Wirksamkeit. 


b. Wird die Vormundſchaftsanordnung auf Grund ſofortiger Beſchwerde 
(nal. Note 305) aufgehoben, fo gilt für die Wirkſamkeit der inzwiſchen 
vorgenommenen Rechtsgeſchäfte des Mündels FrG. § 61. 

FG. f 61. Wird eine Verfügung, durch die ein Volljähriger unter vor- 
lüufige Vormundschaft gestellt ist, von dem Beschwerdegericht aufgehoben, so 
kann die Wirksamkeit der von oder gegenüber dem Volhjiihrigen vorgenommenen 
‚Rechtsgeschäfte nicht auf Grund der aufgehobenen Verfügung in Frage gestellt 
werden. 
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§ 1907. Die Vorſchriften über die Berufung zur Vormundſchaft 
gelten nicht für die vorläufige Vormundſchaft. 

§ 1908. Die vorläufige Vormundſchaft endigt mit der Rücknahme 
oder der rechtskräftigen Abweiſung des Antrags auf Entmündigung. 

Erfolgt die Entmündigung, ſo endigt die vorläufige Vormundſchaft, 
wenn auf Grund der Entmündigung ein Vormund beſtellt wird. 

Die vorläufige Vormundſchaft iſt von dem Vormundſchaftsgericht 
aufzuheben, wenn der Mündel des vorläufigen vormundſchaftlichen 
Schutzes nicht mehr bedürftig iſt. 


Die Wirkſamkeit der Rechtsgeſchäfte des Vormundes richtet ſich nach 
FrG. § 32 Abſchnittvorb. Note B V. 
e. Für den Fall der Zurücknahme oder der Abweiſung des Entmündigungs⸗ 
antrags oder erfolgreicher Anfechtung der Entmündigung vgl. zu Jb. 
d. Prozeßfähigkeit vgl. Abſchnittvorb. Note B V3. 

7. Vorläufige Vormundſchaft über Ausländer, gegen die im In⸗ 
lande Entmündigungsantrag geſtellt iſt (EG. Art. 8), vgl. zu EG. Art. 23 
Note IIb. 

8. Landesgeſetzgebung. 

Württemb. | Ac. z. BGB. Art. 52 Ziff. 15. (Zuſtändig das Amtsgericht an 
Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſ. EG. Art. 147.) 

$ 1907. 1. Der Grund für die Vorſchrift liegt in der dringlichen Natur 
der in Betracht kommenden Fälle. 

2. Die Perſon des Vormundes iſt demnach gemäß §§ 1897, 1779—1781, 
1784 ff. vom Vormundſchaftsgericht auszuwählen. Auch die Ausſchließung 
einer Perſon durch die Eltern gemäß § 1782 findet nach § 1898 nicht ſtatt. 

§ 1908. 1. Nach der allgemeinen Vorſchrift des § 1897 finden auf die 
Beendigung der Vormundſchaft über Volljährige die §§ 1882 ff. Anwendung 
(vgl. Note 2). Durch § 1908 werden dieſe Vorſchriften für die vorläufige 
Vormundſchaft ergänzt (Note 3). 

2. Die Beendigung der Vormundſchaft über Volljährige. 

Ab geſehen von dem Tode des Mündels (vgl. $ 1882 Note I) endigt nach 

§ 1897 in Verbindung mit §§ 1882 ff. die Vormundſchaft über Volljährige: 

a. wenn die Entmündigung, ſei es in Folge der Anfechtungsklage, ſei es in 
Folge der Wiederaufhebung, wegfällt. Vgl. § 1882 Note 1 7 und $6 
Abſ. 2, ſowie daſelbſt Note BIV und V; . 

b. bei Verſchollenheit des Mündels mit der Aufhebung der Vormundſchaft 
§ 1884 Abſ. 1; . 

e. bei Todeserklärung des Mündels mit der Erlaſſung des die Todes⸗ 
erklärung ausſprechenden Urtheils § 1884 Abſ. 2. 
3. Beſondere Beendigungsgründe der vorläufigen Vormund⸗ 
ſchaft. Von den zu 2 aufgeführten Beendigungsgründen kommen für die 
vorläufige Vormundſchaft nur die zu b und o in Betracht. Zu dieſen werden 
durch § 1908 folgende Beendigungsgründe hinzugefügt: h 
a. Zurücknahme des Entmündigungsantrags, vgl. hierzu § 1906 Note 5 b, 
§ 115 Abſ. 2. 

b. 1 1 (CPO. SS 663, 680 Abf. 3) Abweiſung des Entmündigungs⸗ 
antrags (vgl. § 1906 Note 5 b, § 115 Abſ. 2). 4 

€ Im Falle der Entmündigung endigt die vorläufige Vormundſchaft mit 
der Beſtellung des Vormundes auf Grund des § 1896. Eine beſondere 
Aufhebung der vorläufigen Vormundſchaft findet nicht ſtatt. Wegen der 
aus dem Anſchluſſe der einen Vormundſchaft an die andere ſich ergeben⸗ 
den Rechtsverhältniſſe vgl. $ 1882 Note 11 3. 8 

d. Aufhebung der Vormundſchaft durch das Vormundſchaftsgericht wegen 
Fortfalls des Bedürfniſſes des vorläufigen vormundſchaftlichen Schutzes. 
Beſchwerde vgl. FrG. § 57 Ziff. 2 (zu § 1906). 
„ Neumann, Handausgabe des BOB. II. 3. Aufl. 25 


!. Keine Berufung zur 
Vormundſchaft. 


2. Beendigung der vor⸗ 
läufig. Vormundſchaft 
a. kraft Geſetzes. 


b, kraft vorm. gericht⸗ 
licher Aufhebung. 


Borbemerkung zum 
3. Titel. 
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* Dritter Titel. 
Pflegſchaft. 


4 Ueber die Wirkſamkeit der während der Dauer der vorläufigen Vor⸗ 
mundſchaft von dem Bevormundeten bzw. von dem Vormunde vorgenommenen 
Rechtsgeſchäfte, wenn die Vormundſchaft endigt, weil der Antrag auf Ent⸗ 
mündigung zurückgenommen oder rechtskräftig abgewieſen oder der die Ent⸗ 
mündigung ausſprechende Beſchluß in Folge einer Anfechtungsklage auf⸗ 
gehoben wird § 115; wenn die Vormundſchaftsanordnung auf ſofortige Be⸗ 
ſchwerde aufgehoben wird Fr&. § 8 32, 61, vgl. zu § 1906 Note 6 b. 

5. Gutgläubige Fortführung der objektiv beendigten Bor: 
mundſchaft. Von beſonderer Wichtigkeit kann im Falle des § 1908 Abſ. 1 
und 2 die Vorſchrift der $$ 1893, 1682 über die gutgläubige Fortführung 
der objektiv beendigten Vormundſchaft durch den bisherigen Vormund werden. 

6. Landesgeſetzgebung. 

Württemb. | AG. z. BG B. Art. 52 Ziff. 15. (Zuſtändig das Amtsgericht an 
Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſ. EG. Art. 147.) 

J. Verhältniß der Pflegſchaft zur Vormundſchaft. Die Pfleg⸗ 
ſchaft iſt eine Unterart der Vormundſchaft im weiteren Sinne. Ueber das 
Verhältniß zwiſchen Vormundſchaft im engeren Sinne und Pflegſchaft vgl. 
Abſchnittvorb. vor $ 1773 Note B Il, 

II. Pfleger und Pflegling. 

1. Mit Ausnahme des Falles des § 1914 (Pflegſchaft für ein Sammel⸗ 
vermögen) find die Pflegſchaften des BGB., insbeſondere auch die Nach⸗ 
laßpflegſchaft (ogl. $ 1961 Note 1 4), Perſonal⸗, nicht Realpflegſchaften, vgl. 
Seuff. 36 315. 

2. Wie der Vormund iſt der Pfleger innerhalb des ihm zugewieſenen be⸗ 
ſonderen Wirkungskreiſes geſetzlicher Vertreter des Pfleglinges. 

3. Die Pflegſchaft als ſolche beeinträchtigt nicht die Geſchaftsfahigkeit des 
Pfleglinges. Dieſelbe richtet ſich vielmehr nach den allgemeinen Grundſätzen. 
Nur für den Prozeß iſt zur Vermeidung von ſich widerſprechenden Er⸗ 
klärungen des Pflegers und des geſchäftsfähigen Pfleglinges die beſondere 
Vorſchrift CPO. § 53 erforderlich erachtet. 

CPO. 5 53. Wird in einem Rechtsstreit eine prozessfähige Ferson durch 
einen Pfleger vertreten, so steht sie für den Rechtsstreit einer nicht prozess- 
fähigen Person gleich. 

Wegen der Eidesfähigkeit vgl. CPO. §§ 473, 477. 

III. Die Arten der Pflegſchaft. 

1. Die Pflegſchaft kann einen Rechtsgrund haben, welcher zugleich den 
Rechtsgrund einer Vormundſchaft oder der elterlichen Gewalt bildet. Die 
Pflegſchaft tritt in ſolchen Fallen nur deshalb ein, weil die vormundſchaft⸗ 
liche oder elterliche Fürſorge aus thatſachlichen oder rechtlichen Gründen nicht 
ſtattfinden kann ($ 1909). 

2. Die Pflegſchaft kann eine ſelbſtändige ſein, d. h. ſie kann unabhängig 
pon einer Vormundſchaft oder der elterlichen Gewalt beſtehen. Die Anordnung 
ſolcher Pflegſchaften iſt nur unter den beſtimmt bezeichneten geſetzlichen 
Vorausſetzungen zuläſſig. Es beſteht keine clausula generalis. Außer den 
Pflegſchaftsfällen der SS 1910—1914 kennt das BGB. nur noch die erbrecht⸗ 
lichen Pflegſchaften, nämlich: > j 
a. die Nachlaßpflegſchaft für denjenigen, der Erbe fein wird. §§ 1960 ff.; 
b. die Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der Befriedigung der Nachlaßgläubiger 

(Nachlaß verwaltung) F 1975 ff. 3 
e. vgl. auch die erbrechtliche Abweſenheitspflegſchaft für einen bei dem Aus⸗ 
einanderſetzungsverfahren der Miterben Betheiligten. FrG. § 88. 

3. Spezialnebenpflegſchaft. 

Die entſprechende Anwendung (vgl. § 1915) des für die Vormundſchaft 
in § 1909 ausgeſprochenen Prinzips, daß der Rechtsgrund der Vormundſchaft 
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§ 1909. Wer unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft !. 
ſteht, erhält für Angelegenheiten, an deren Beſorgung der Gewalt⸗ 
haber oder der Vormund verhindert iſt, einen Pfleger. Er erhält 
insbeſondere einen Pfleger zur Verwaltung des Vermögens, das er 
von Todeswegen erwirbt oder das ihm unter Lebenden von einem 
Dritten unentgeltlich zugewendet wird, wenn der Erblaſſer durch letzt⸗ 
willige Verfügung, der Dritte bei der Zuwendung beſtimmt hat, daß 
dem Gewalthaber oder dem Vormunde die Verwaltung nicht zuſtehen ſoll. 

Tritt das Bedürfniß einer Pflegſchaft ein, ſo hat der Gewalthaber 
oder der Vormund dem Vormundſchaftsgericht unverzüglich Anzeige 
zu machen. 

Die Pflegſchaft iſt auch dann anzuordnen, wenn die Vorausſetzungen 
für die Anordnung einer Vormundſchaft vorliegen, ein Vormund aber 
noch nicht beſtellt iſt. 


immer zugleich den Grund für die Anordnung einer Pflegſchaft bilden kann, 
auf die Pflegſchaft ergiebt, daß der Rechtsgrund der Pflegſchaft immer zu⸗ 
gleich den Rechtsgrund für eine ſpeziellere, neben der Hauptpflegſchaft be⸗ 
ſtehende Nebenpflegſchaft für ſolche Fälle bilden kann, in denen die Haupt⸗ 
pflegſchaft aus einem thatſächlichen oder rechtlichen Grunde nicht ausreicht. 

4. Sonſtige Fälle von Pflegſchaft können ſich aus den reichsrechtlichen 

Spezialgeſetzen (EG. Art. 32) ſowie aus dem vorbehaltenen Landesrechte 

(E Artt. 55 ff.) 9 295 z. B. Güterpflege der §§ 334, 480 StPO., § 361 

MISGO. (OLG. 3 250) in den Fällen der Vermögensbeſchlagnahme, 

welche gegen den abweſenden Angeſchuldigten und im Falle des StGB. 

9 15 rc und Landesverrath) verfügt ift. — Vgl. auch FrG. § 88 (§ 1911 
ote 4a). 

5. Fälle von ſonſtigen Spezialvertretern im Reichsrechte vgl. 

Titelvorb. vor 8 164 55 0 13. ö * 2 

IV. Uebergangsvorſchrift EG. Artt. 210, 160. 

V. Internationales Privatrecht. Art. 23. 

nn i Verfahren. 

Die Zuſtändigkeit iſt für die einzelnen egſchaftsfälle geſondert ge⸗ 

regelt. Fr. §§ 37 — 42, vgl. zu 88 19091914 gſchaftsf gef 2 

2. Beſchwerde wegen Ablehnung der Pflegſchaftsanordnung oder wegen 

Aufhebung einer Pflegschaft Fr. § 57 Zfff. 3. 

FG. $57 Ziffer 3. Die Beschwerde steht, unbeschadet der Vorschriften 

des $ 20, zu: 

3. gegen eine Verfügung, durch welche die Anordnung einer Pflegschaft abge- 
lehnt oder eine Pflegschaft aufgehoben wird, Jedem, der ein rechtliches 
Interesse an der Aenderung der Verfügung hat, in den Fällen der 8$ 1909, 
1910 des Bürgerlichen Gesetzbuchs auch dem Ehegatten sowie den Per- 
wandten und Verschwägerten des Pflegebefohlenen; diese Vorschrift gilt 
jedoch im Falle des $ 1910 nur dann, wenn eine Verständigung mit dem 
‚Pflegebefohlenen nicht möglich ist. 

$ 1909. I. Pflegſchaft neben der elterlichen Gewalt, Vormundſchaft 

oder Pflegſchaft. ; 

1. Pflegſchaft neben der elterlichen Gewalt. . 

3. Der Umfang der dem Gewalthaber obliegenden Sorge für das Kind 

vgl. §§ 1627 ff. . m: 

a. Die Verhinderung des Gewalthabers kann eine thatſächliche ($ 1665) 
oder rechtliche fein (vgl. zu § 1628 Note 1). Prozeßführung zwiſchen 
Gewalthaber und Kind vgl. Note 4. 

g. Zur Beſtellung und Aufhebung einer von dem Vormundſchaftsgerichte 


25 * 


Pflegſchaft aus d. Rechts⸗ 
grunde der elterlichen 
Gewalt oder der Dor 
mundſchaft. 


$ 1909. 
Note I. 
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d. 


e. 
f. 


a. 


gemäß 81668 dem Vater auferlegten Sicherheitsleiſtung bedarf es 
keiner Pflegſchaft. § 1672. 

J. Wegen Ausſchließung des Gewalthabers durch den Vermögenszuwender 
von der Verwaltung des zugewendeten Vermögens vgl. zu 2 e. 


Für eine Pflegſchaft bleibt bei Verhinderung des Vaters nur Raum, ſo⸗ 


weit nicht die elterliche Gewalt der Mutter eintritt. § 1665 Note 3. 


„Einwirkung der Pflegſchaft auf die elterliche Gewalt. 


a. Einſchränkung der elterlichen Sorge und Vertretungsmacht im Umfange 
der Pflegſchaft § 1628. 

8. Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem Gewalthaber und dem Pfleger 
§ 1629. 

Anzeigepflicht von dem Eintritte des Bedürfniſſes, einen Pfleger zu be⸗ 

ſtellen § 1909 Abſ. 3, §§ 121, 1664. 

Keine Berufung zur Pflegſchaft $$ 1909, 1916. 

Beendigung der Pflegſchaft § 1918 Note 1 und 3. 

2. Pflegſchaft neben der Vormundſchaft. 

Der W der dem Vormund obliegenden Sorge für den Mündel. 

§§ 1798 ff. 

a. Die Fälle thatſächlicher ($ 1846) oder rechtlicher ($$ 1795, 1796, vgl. 
auch $$ 1801, 1845) Verhinderung des Vormundes. — Prozeßführung 
zwiſchen Vormund und Mündel vgl. Note 4. 

8. Zur Beſtellung und Aufhebung einer von dem Vormundſchaftsgerichte 
dem Vormund auferlegten Sicherheitsleiſtung ($ 1844) bedarf es keiner 
Pflegſchaft. § 1844 Abſ. 2. 

J. Auch der Gegenvormund (vgl. $ 1792 Note 1 4) kann geeigneten Falles 
als Pfleger beſtellt werden. 


Das Verhälkniß zwiſchen Vormund und Pfleger ergiebt ſich aus § 1794; 


Meinungsverſchiedenheit §8 1798, 1915. 


„Anzeigepflicht des Vormundes bei dem Eintritte des Bedurfniſſes, einen 


Pfleger zu beſtellen $$ 1909 Abſ. 3, 1833. — Berufung zur Pflegſchaft 
in den Fällen des § 1909, vgl. §§ 1916, 1917. 


„Durch Abſ. 3 wird die Beſtellung eines Pflegers für unaufſchiebbare An⸗ 


gelegenheiten in den Fällen ermöglicht, in denen die Vorausſetzungen 
für die Anordnung einer Vormundſchaft ($$ 1773, 1896, 1906) zwar 
vorliegen, ein Vormund aber noch nicht beſtellt iſt, und der ſofortigen 
Beſtellung Hinderniſſe entgegenſtehen. (Vgl. §§ 1846, 189.) 


( Abſ. 1 Satz 2.) Ausſchließung des Gewalthabers oder des Vormundes 


von der Verwaltung des dem Kinde oder dem Mündel zugewendeten 

Vermögens durch den Vermögenszuwender. 

a. Daß die Ausſchließung des Vormundes von der Vermogensver⸗ 
waltung die Anordnung einer Pflegſchaft rechtfertigt, mußte beſonders 
hervorgehoben werden, weil das Vorhandenſein der Ausſchließungs⸗ 
anordnung den Vormund nicht kraft Geſetzes ausſchließt (vgl. Note 1 
zu § 1794) und ſomit § 1909 Abſ. 1 Satz 1 den Fall eigentlich nicht 
trifft. Wenn derſelbe dennoch als ein Unterfall durch Verwendung 
des Wortes „insbeſondere“ bezeichnet iſt, ſo iſt dies in dem Sinne 
für nicht unrichtig erachtet, daß die Anordnung des Dritten, wenn 
auch nicht unmittelbar, ſo doch mittelbar als rechtlicher Grund der 
Behinderung des Vormundes erſcheint (Mot.). 

8. Für den Fall der elterlichen Gewalt ergiebt ſich der Rechtsgrund für 
die Beſtellung des Pflegers ſchon aus §§ 1638, 1909 Abſ. 1 Satz 1. 
Die Erwähnung iſt nur erfolgt, um einem unrichtigen argumentum 
e contrario zu begegnen und um das Geſetz verſtandlicher zu machen. 

J. Die Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 2 ſchließt natürlich nicht aus, daß der 
Erblaſſer die Verwaltung des dem Kinde oder dem Mündel zufallenden 
Vermögens einem Teſtamentsvollſtrecker (88 2197 ff.) überträgt. Die 
dem Pfleger gemäß § 1909 Abſ. 1 Satz 2 zufallende Verwaltung 
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§ 1910. Ein Volljähriger, der nicht unter Vormundſchaft ſteht, u. pft aus anderen 
nden. 


kann einen Pfleger für ſeine Perſon und ſein Vermögen erhalten, 
wenn er in Folge körperlicher Gebrechen, insbeſondere weil er taub, 
blind oder ſtumm iſt, ſeine Angelegenheiten nicht zu beſorgen vermag. 

Vermag ein Volljähriger, der nicht unter Vormundſchaft ſteht, in 
Folge geiſtiger oder körperlicher Gebrechen einzelne feiner Angelegenheiten 
oder einen beſtimmten Kreis ſeiner Angelegenheiten, insbeſondere ſeine 
Vermögensangelegenheiten nicht zu beſorgen, ſo kann er für dieſe An⸗ 
gelegenheiten einen Pfleger erhalten. 

Die Pflegſchaft darf nur mit Einwilligung des Gebrechlichen an⸗ 
geordnet werden, es ſei denn, daß eine Verſtändigung mit ihm nicht 
möglich iſt. 


würde ſich alsdann auf die Wahrnehmung der dem Kinde oder dem 
Mündel gegen den Leſtamentsvollſtrecker zuſtehenden Rechte (vgl. 
§ 2218) beſchränken. 
5. Ueber die Beſtimmung der Perſon des Pflegers durch den Vermögens⸗ 
zuwender § 1917. 
f. Annahme des Pfleglinges an Kindesſtatt von Seite des zur Vermögens⸗ 
verwaltung beſtellten Pflegers § 1752 Abſ. 2. 
g. Beendigung der Pflegſchaft $ 1918 Note 1 und 3. 

3. Pflegſchaft neben einer Pflegſchaft (vgl. Titelvorb. Note III 3). 

4. Die Prozeßführung kann nicht von derſelben Perſon für beide Parteien 
erfolgen, vgl. $ 181 Note III. Wird ein Rechtsſtreit beabſichtigt zwiſchen 
dem Gewalthaber und dem Kinde oder zwiſchen dem Vormunde (Pfleger) 
und ſeinem Mündel, ſo iſt ein Pfleger hierzu zu beſtellen, ohne daß das 
Vormund ſchaftsgericht zu prüfen hat, ob ein die Klagerhebung materiell recht⸗ 
fertigender Grund vorliegt. Bay. ObLG. Seuffert 58 91. 

Das Verhältniß der Nebenpflegſchaft zur Hauptpflegſchaft iſt das gleiche 
wie das der Pflegſchaft zur Vormundſchaft im Falle der Note 2. 

II. Zuſtändigkeit und Verfahren. 

1. Zuſtändigkeit. 

FG. 8 #7. Soll Jemand nach $ 1909 des Bürgerlichen Gesetzbuchs einen 
Pfleger erholten, so ist, wenn bei einem inländischen Gericht eine Vormundschaft 
über ihn unhängig ist, für die Pflegschaft dieses Gericht zuständig. Im Uebrigen 
finden auf die Pflegschaft die Vorschriften des $ 36 Anwendung. 

Für die Pfleyschaft über einen Ausländer, für den bei einem inländischen 
Gericht eine Vormundschaft nicht anhängig ist und der im Inlande weder Wohn- 
sitz noch Aufenthalt hat, ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirke das Be- 
dürfniss der Fürsorge hervortrüt. 

2. Beſchwerde wegen Ablehnung der Anordnung einer Pflegſchaft oder 
wegen Aufhebung derſelben. FrG. § 57 Ziff. 3 (Titelvorb. Note VI). 


§ 1910. 1. Arten der Gebrechlichkeitspflegſchaft, 

a. (Abſ. 1.) Die allgemeine Pflegſchaft für Perſon und Vermögen. Sie 
wird nur angewendet bei körperlicher Gebrechlichkeit, insbeſondere 
Taubheit, Blindheit, Stummheit. — Wegen geiſtiger Gebrechen kann eine 
allgemeine Pflegſchaft nicht angeordnet werden. Entmündigung (§ 6) 
und Vormundſchaft (§ 1896) greifen ein. . 

b. (Abs. 2.) Die auf einzelne Angelegenheiten oder einen beſtimmten Kreis 
derſelben. insbeſondere auf die Vermögensangelegenheiten beſchränkte 
Pflegſchaft. In dieſem Umfange kann die Pflegſchaft wegen geiſtiger 
oder körperlicher Gebrechen angeordnet werden. Z. B. Beſtellung eines 
Pflegers für den geiſteskranken Ehegatten zur Durchführung des gegen 
ihn gerichteten Scheidungsprozeſſes, vgl. § 1569 Note 5. 


Gr 5 
J. Gebrechlichkeitspfleg⸗ 
ſchaft. 


2. Abweſenheitspflegſchaft. 
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8 1911. Ein abweſender Volljähriger, deſſen Aufenthalt unbe⸗ 
kannt iſt, erhält für ſeine Vermögensangelegenheiten, ſoweit ſie der 
Fürſorge bedürfen, einen Abweſenheitspfleger. Ein ſolcher Pfleger 
iſt ihm insbeſondere auch dann zu beſtellen, wenn er durch Ertheilung 


eines Auftrags oder einer Vollmacht Fürſorge getroffen hat, aber 


Umſtände eingetreten ſind, die zum Widerrufe des Auftrags oder der 
Vollmacht Anlaß geben. 


2. (Abſ. 3.) Die Pflegſchaft darf nur mit Einwilligung ($ 183) 
des Gebrechlichen angeordnet werden. Die Zuwiderhandlung macht 
die Anordnung der Pflegſchaft nicht nichtig, ſondern bewirkt nur die Scha⸗ 
denserſatzpflicht des Vormundſchaftsrichters (88 1848, 1915). Ob eine Ber: 
ſtändigung möglich oder unmöglich iſt, entſcheidet das Vormundſchaftsgericht. 
Der Pfleger iſt, ſobald er als ſolcher thätig wird, den allgemeinen vor⸗ 
mundſchaftsrechtlichen Beſchränkungen in Anlegung des Mündelvermögens 
(88 1807 ff.) und bei der Vornahme von Rechtsgeſchäften ꝛc. (§§ 1821 ff.) 
unterworfen. Nicht ausgeſchloſſen erſcheint, daß in geeigneten Fällen der 
Gebrechliche ſelbſt eingreift oder auch den Pfleger oder einen Dritten zur 
Geſchäftsvornahme beauftragt und rechtsgeſchäftlich bevollmächtigt; inſoweit 
würden die vormundſchaftsrechtlichen Vorſchriften nicht anwendbar ſein. 

3. Wirkungen der Gebrechlichkeitspflegſchaft. 

a. Der Pfleger iſt innerhalb ſeines Wirkungskreiſes geſetzlicher Vertreter 
des Gebrechlichen. Die Geſchäftsfähigkeit des Gebrechlichen wird durch 
die Pflegſchaft aber nicht beeinträchtigt. Vgl. indeß für den Prozeß 
ERD. § 53 (Titelvorb. Note II), auch RG. 14 269. — Der Pfleger, dem 
die Sorge für die Perſon des Gebrechlichen zuſteht, iſt geeigneten Falles 
zum Antrag auf Entmündigung berechtigt, CPO. §§ 646, 680. 

b. Auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts. 

8. Klage der Frau auf Aufhebung der ehemännlichen Verwaltung und 
Nutznießung, wenn der Mann nach § 1910 einen Pfleger zur Beſor⸗ 
gung feiner Vermögensangelegenheiten erhalten hat. § 1418 Ziff. 4 
1547 Note II 4; § 1425. — Errungenſchaftsgemeinſchaft §§ 1542, 
340 

8. Berechtigung der in Gütertrennung lebenden Frau zur Zurückbehal⸗ 
tung ihres Beitrags zum ehelichen Aufwande, wenn der Mann auf 
Grund des § 1910 einen Pfleger erhallen hat. § 1428 Abi. 2. 

c. Die Pflegſchaft aus § 1910 bewirkt Ruhen der dem Gebrechlichen zu⸗ 
ſtehenden elterlichen Gewalt. $ 1676 Abf. 2. 

d. Untauglichkeit des Gebrechlichen zu vormundſchaftlichen Aemtern. §§ 1781, 
1792 Abſ. 4, 1866 Ziff. 2, 1915 Abſ. 1. 

e. Die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers iſt unwirkſam, wenn er zu der 
Zeit, zu welcher er das Amt anzutreten hat, nach § 1910 zur Beſorgung 
ſeiner Vermögensangelegenheiten einen Pfleger erhalten hat. 

4. Zuſtändigkeit und Verfahren. 

a. Zuſtändigkeit FrG. § 38. 

FG. $ 38. Auf die Zuständigkeit für die Pflegschaft über einen Gebrech- 
lichen finden die Vorschriften des $ 36 Abs. I, 2 und des $ 37 Abs. 2 ent- 
sprechende Anwendung. 

b. Beſchwerde wegen Ablehnung der Pflegſchaftsanordnung oder Aufhebung 
der Pflegſchaft FrG. § 57 Ziff. 3 (Titelvorb. Note VI). 

5. Beendigung der Gebrechlichkeitspflegſchaft § 1920. 

6. Uebergangsvorſchrift. 

EG. Art. 210 Abſ. 1 Satz 2. Iſt die Vormundſchaft wegen eines körper⸗ 

lichen Gebrechens angeordnet, ſo gilt fie als eine nach § 1910 Abſ. 1 des 

Bürgerlichen Geſetzbuchs angeordnete Pflegſchaft. 
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Das Gleiche gilt von einem Abweſenden, deſſen Aufenthalt bekannt, 
der aber an der Rückkehr und der Beſorgung ſeiner Vermögensan⸗ 
gelegenheiten verhindert iſt. 


8 1911. 1. Inhalt der Abweſenheitspflegſchaft. 

Die Abweſenheitspflegſchaft erſtreckt ſich ausſchließlich auf Vermögens 
angelegenheiten; alſo keine Vertretung des Abweſenden in Ehe⸗ und 
Statusſachen, keine Anerkennung der Chelichfeit eines Kindes der Ehefrau 
des Abweſenden (§ 1965). Die Pflegſchaft braucht nicht nur die Erhaltung 
des vorhandenen Vermögens, ſondern kann auch die Verwaltung deſſelben 
in dem dem Pfleger zugewieſenen Umfang umfaſſen. Der Pfleger kann des⸗ 
halb, insbeſondere auch von Todeswegen, für ſeinen Pflegling erwerben. 

2. Vor ausſetzungen für die Anordnung einer Abweſenheits⸗ 
pflegſchaft. N 
a. Abweſenheit eines Volljährigen (58 2, 3 Abſ. 2). Für Minderjährige 

reicht Vormundſchaft oder elterliche Gewalt aus. Tod des Abweſenden 

zur Zeit der Pflegſchaftsanordnung beeinträchtigt nicht die Rechtswirk⸗ 
ſamkeit der Pflegſchaft (arg. ex § 1921 Abſ. 2, vgl. RG. 12 68). 

b. Abweſenheit, d. i. Abweſenheit vom Wohnſitze (SS 7 ff.). — Unbekannt⸗ 
heit des Aufenthalts; vgl. Verſchollenheit § 13 Note 1 oder Behinderung 
zurückzukehren und die Vermögensangelegenheiten zu beſorgen. 

. Bedürfniß der Fürſorge liegt nicht vor, wenn und inſoweit der Ab⸗ 
weſende durch Auftrag oder Vollmacht Vorſorge getroffen hat. Der 
Widerruf (Abſ. 1 Satz 2) der Vollmacht ($ 168) oder des Auftrags ($ 671) 
erfolgt gegebenen Falles durch den beſtellten Abweſenheitspfleger nicht durch 
das Vormundſchaftsgericht. Die Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 2 gilt auch 
in den Fällen, in denen die für den Auftrag geltenden Vorſchriften An⸗ 
wendung finden, alſo für den eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande 
8112. Dienſt⸗ oder Werkvertrag $ 675 und für den Geſellſchaftsvertrag 


3. Wirkungen der Abweſenheitspflegſchaft. 
a. fc 5 de wird durch die e ee 
ni eeinträchtigt. ‚indek für die! ähigkeit CPO. § 52 

(Atelvorb. Note 15 g gl. indeß für die Prozeßfähigkeit CPO. § 53 

b. Eheliches Güterrecht. 

a. Klage der Frau anf Aufhebung der ehemännlichen Verwaltung und 
Nutznießung, wenn der Mann einen Abweſenheitspfleger erhalten hat 
und die baldige Aufhebung nicht zu erwarten iſt. § 1418 Ziff. 5, 
n Note II 53; § 1425. — Errungenſchaftsgemeinſchaft §§ 1542, 
1547. 

8. Berechtigung der in Gütertrennung lebenden Frau zur Zurückbehal⸗ 
tung ihres Beitrags zum ehelichen Aufwande, wenn ein Abweſenheits⸗ 
pfleger für den Mann beſtellt iſt. § 1428 Abſ. 2. 

4 Zuſtändigkeit und Verfahren. 8 

a. Zuſtändigkeit Frch. § 39. Für den Fall eines über 10 Jahre im Aus⸗ 
fand Abweſenden, über deſſen fortdauernde Reichsangehörigkeit Zweifel 
beſtehen (§ 21 d. Staatsangehörigkeitsgeſetzes) vgl. OLG. 4 117. — Wegen 
der Abweſenheitspflegſchaft für einen abweſenden Betheiligten im Aus: 
einanderſetzungsverfahren vgl. 31:6. § 88 zu §§ 2032 ff. 

FG. 5 39 Für die Pflegschaft über einen Abwesenden ist das Gericht zu- 
ständig, in dessen Bezirke der Abwesende seinen Wohnsitz hat. 

Hat der Abwesende im Inlande keinen Wohnsitz, so finden die Vorschriften 
des $ 36 Abs. 2 und des $ 37 Abs. 2 entsprechende Anwendung. 

b. Die Pflegſchaftsbeſtellung erfolgt von Amtswegen im Intereſſe des Ab⸗ 
weſenden, unbeſchadet der Möglichkeit, durch Anträge die Thätigkeit des 
Vormundſchaftsgerichts zu veranlaffen. — Anzeigepflicht des Gemeinde⸗ 
waiſenraths Fr. § 49 (zu § 1849). 
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„ Pflegschaft für eine § 1912, Eine Leibesfrucht erhält zur Wahrung ihrer künftigen 


Leibesfrucht. 


Rechte, ſoweit dieſe einer Fürſorge bedürfen, einen Pfleger. Die 
Fürſorge ſteht jedoch dem Vater oder der Mutter zu, wenn das Kind, 
falls es bereits geboren wäre, unter elterlicher Gewalt ſtehen würde. 


5. Sonftige Wirkungen der Abweſenheit vgl. § 13 Note 2 u. 3; 
insbeſondere Todeserklärung §§ 13 ff. — Eheſcheidung wegen böslicher Ver⸗ 
laſſung § 1567. 

6. Beendigung der Abweſenheitspflegſchaft § 1921. 

§ 1912. 1. Die Vorſchrift des § 1912 betrifft nur die für eine Leibes⸗ 
frucht, d. i. für den ſchon erzeugten Ungeborenen (nasciturus), einzuleitende 
Pflegſchaft. Wegen der für noch nicht Erzeugte einzuſetzenden Pflegſchaft, 
z. B. eine ſogenannte Deſzendenzkuratel, vgl. § 1913. Vorausſetzungen für die 
Einleitung einer Pflegſchaft aus § 1912 find (vgl. KG. Jahrb. 22 A 50): 

a. Se einer Leibesfrucht, d. h. Schwangerſchaft der angeblichen 

utter. 

b. RN hinſichtlich der Wahrung künftiger Rechte des nasciturus, 
vgl. zu 2. 

e. Das Fehlen der elterlichen Gewalt, falls das Kind ſchon jetzt geboren 
wäre. Val. für eheliche Kinder $$ 1626, 1684 f.; für Kinder aus nichtigen 
Ehen §§ 1701 ff.; für uneheliche Kinder §§ 1589 Abſ. 2, 1707. 

2. Die Wahrung künftiger Nechte des nasciturus kann nur in ſolchen 
Rechtsverhältniſſen in Frage kommen, in denen das Geſetz Rechte eines 
nasciturus anerkennt (vgl. § 1 Note III und KG. Jahrb. 22 A 30) insbeſon⸗ 
dere alſo: 

a. bei der Schadenserſatzpflicht wegen Tödtung des Ernährers (§ 844); 

b. auf dem Gebiete des Erbrechts (§§ 1923 Abſ. 2, 2108, 2128). Das Be: 
dürfniß kann namentlich hervortreten, wenn der nasciturus als Ver⸗ 
mächtnißnehmer oder Nacherbe eingeſetzt iſt (ogl. § 1923 Abſ. 2, 2114, 
2116-2118, 2142). Für den nasciturus als Erben wird regelmäßig 
die Nachlaßpflegſchaft aus § 1960 ausreichen. Vgl. § 1923 Note B II 2 as. 

e. in Fällen, in denen Spezialgeſetze künftige Rechte des na⸗citurus aner⸗ 
kennen, ſo namentlich auf dem Gebiete der Fideikommiſſe und der Familien⸗ 
ſtiftungen, EG. Art. 59. 

d. Keine Fälle der Pflegſchaft für die Leibesfrucht bilden: 

a. der Anſpruch der Mutter des nasciturus auf Unterhalt aus dem 
Nachlaſſe § 1963; 

8. der Anſpruch der Mutter des unehelichen nasciturus auf Hinterlegung 
des Unterhaltsgeldes vor der Entbindung § 1716. 

+. Der Anſpruch des unehelichen nasciturus gegen den Vater auf Ge⸗ 
währung des Unterhalts vgl. KG. Jahrb. 22 A 30. 

3. Auch die Pflegſchaft für die Leibesfrucht ift eine Perſonalkuratel (vgl. 
Titelvorb. Note II 1). Der Pfleger hat innerhalb des ihm zugewieſenen 
Wirkungskreiſes als Vertreter des naseiturus die künftigen Rechte deſſelben 
zu wahren. 

4. Die Pflegſchaft für den naseiturus kann ſowohl für eheliche als für 
uneheliche Geburten eingeleitet werden. 

5. Wegen der elterlichen Gewalt §§ 1626 ff. 

6. Zuſtändigkeit und Verfahren. 

a. Zuſtändigkeit FrG. § 40. 

FG. 5 4%. Für die Pflegschaft über eine Leibesfrucht ist das Gericht zu- 
ständig, welches für die Vormundschaft zuständig sein würde, falls das Kind 
zu der Zeit, zu welcher das Bedürfniss der Fürsorge hervortritt, geboren wäre. 
b. Die Pflegſchaftsbeſtellung erfolgt von Amtswegen im Intereſſe der 

Leibesfrucht, unbeſchabet der Veranlaſſung der vormundſchaftsgerichtlichen 
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§ 1913. Iſt unbekannt oder ungewiß, wer bei einer Angelegen⸗ 
heit der Betheiligte iſt, ſo kann dem Betheiligten für dieſe Angelegen⸗ 
heit, ſoweit eine Fürſorge erforderlich iſt, ein Pfleger beſtellt werden. 
Insbeſondere kann einem Nacherben, der noch nicht erzeugt iſt oder 
deſſen Perſönlichkeit erſt durch ein künftiges Ereigniß beſtimmt wird, 
für die Zeit bis zum Eintritte der Nacherbfolge ein Pfleger beſtellt 
werden. 

$ 1914. Iſt durch öffentliche Sammlung Vermögen für einen vor⸗ 
übergehenden Zweck zuſammengebracht worden, ſo kann zum Zwecke 
der Verwaltung und Verwendung des Vermögens ein Pfleger beſtellt 
werden, wenn die zu der Verwaltung und Verwendung berufenen 
Perſonen weggefallen ſind. 


Thätigkeit durch einen Antragſteller. — Anzeigepflicht des Gemeinde⸗ 
waiſenraths FrG. § 49 (zu § 1849). 

6. Beſchwerde wegen Ablehnung oder Aufhebung der Pflegſchaft Fr. § 57 
Ziff. 3 (Titelvorb. Note VI). 

7. Beendigung der Pflegſchaft $ 1918 Note 2. 

§ 1913. 1. Unbekanntheit oder Ungewißheit der Betheiligten 
kann namentlich vorliegen in Fällen, 

à in denen ausnahmsweiſe zukünftige Rechte einer noch nicht erzeugten 
Perſon anerkannt werden, vgl. § 1 Note III 1. Hierher gehört die ſog. 
Deſzendenzkuratel, welche für eine zukünftige Deſzendenz nur zur Wah⸗ 
rung der ausnahmsweiſe vom Geſetz anerkannten künftigen Rechte ſolcher 
Deſzendenz, nicht aber allgemein z. B. zum Abſchluſſe eines Kaufvertrags 
zu Gunſten der künftigen Deſzendenz zuläſſig iſt, vgl. KG. Jahrb. 20 
A241. — Pflegſchaft für den nasciturus § 1912; 

b. in denen die Perſon des mit einem Vermächtniſſe Bedachten oder des 
Nacherben erſt durch ein zur Zeit des Erbfalls noch nicht eingetretenes 
Ereigniß beſtimmt wird (vgl. § 2178), vgl. Seuff. 56 314. Im Falle 
der Erbſchaft greift die Nachlaßpflegſchaft aus §§ 1960 ff. ein; 

e. in denen ein Betheiligter fein Recht nicht in der für die Geltendmachung 
ra erforderlichen Form nachweiſen kann, vgl. z. B. zu $$ 1170, 
1171 Note 3; § 1196 Note Za. 8 

2. Die Pflegſchaft iſt Perſonalkuratel für denjenigen, den es an⸗ 
gehen wird. Der Umfang der Befugniſſe und Aufgaben des Pflegers iſt 
von Fall zu Fall zu beſummen. Daß der Pfleger es auch als feine Auf⸗ 
gabe anzuſehen hat, den Berechtigten zu ermitteln, iſt ſelbſtverſtändlich. 

3. Die Fflegſchaft iſt nicht auf Vertretung in Rechts angelegenheiten 
beſchränkt, ſondern kann auch zwecks faktiſcher Fürſorge eingeleitet wer⸗ 
den, z. B. bei Ueberſchwemmungen und anderen größeren Unglücksfällen. 
(Mot.) — Fflegſchaft für die unbekannten Betheiligten bei der Teſtaments⸗ 
eröffnung vgl. § 2262 Note 3. 0 u 

4. Die Pflegſchaft iſt für den Pflegling und zwar nur, ſoweit eine 
Fürſorge erforderlich iſt, anzuordnen, alſo nur im Intereſſe des Pfleg⸗ 
linges, nicht aber ſonſtiger Betheiligten z. B. eines Gegenkontrahenten, vgl. 
OLG. 1 386. 

5. Zuſtändigkeit und Verfahren. 

a. Zuſtändigkeit FrG. § 41. 

FG. 5 41. Wird im Falle des $ 1913 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die 
-Inordnung einer Pflegschaft für den bei einer Angelegenheit Betheiligten erfor- 
derlich, so ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirke das Bedürfniss der 
7. ürsorge hervortrüt. 


b. Einleitung der Pflegichaft geſchieht von Amtswegen, vgl. $ 1912 Note 6b. 


4. Pflegſchaft für unbe⸗ 
kannte Betheiligte. 


5. Pflegſchaft für ein zu 
einem vorübergehen⸗ 
den Zwecke öffentlich 
geſammeltes Vermog. 


III. Abweichungen von den 


für die Vormundſchaft 


geltenden Vorſchriften. 


1. Gegenvormund. 
2. Berufung zur Pfleg⸗ 
ſchaft. 
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1913. Auf die Pflegſchaft finden die für die Vormundſchaft 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus 
dem Geſetz ein Anderes ergiebt. 

Die Beſtellung eines Gegenvormundes iſt nicht erforderlich. 
$ 1916. Für die nach § 1909 anzuordnende Pflegſchaft gelten 
die Vorſchriften über die Berufung zur Vormundſchaft nicht. 


8 1914. 1. Zuſtändigkeit Fr. § 42. 

G. 5 42. Für die Pflegschaft zum Zwecke der Verwaltung und Verwen- 
dung eines durch öffentliche Sammlung zusammengehrachten Vermögens ist das 
Gericht des Ortes zuständig, an welchem bisher die Verwaltung geführt wurde. 

2. Einleitung der Pflegſchaft geſchieht von Amtswegen, $ 1912 Note 6 b. 

3. Beſchwerde wegen Ablehnung oder Aufhebung der Pflegſchaft Fr. 
§ 57 Ziff. 3 (Titelvorb. Note VI). 

8 1915. I. Analogie der Vormundſchaft. 

1. Allgemeines. 

Das Prinzip des Abſ. 1 erſtreckt ſich nicht nur auf die in dem dritten 
Abſchnitte des vierten Buches enthaltenen Vorſchriften, ſondern auf alle das 
vormundſchaftliche Verhältniß berührenden Vorſchriften des BGB., ſoweit 
fi nicht aus denſelben ein Anderes ergiebt, z. B. SS 1999, 2275. Bei an⸗ 
deren Geſetzen iſt es Auslegungsfrage, ob die die Vormundſchaft betreffenden 
Vorſchriften ſich auch auf die Pflegſchaft beziehen ſollen. 

2. Im Einzelnen ergiebt ſich aus dem Prinzipe des Abſ. I 
insbeſondere: 

a. Der Rechtsgrund der Pflegſchaft kann immer auch den Rechtsgrund für die 
Anordnung einer Spezialnebenpflegſchaft bilden. Vgl. Titelvorb. Note III3. 

b. Der Pfleger bedarf zur Ausübung der Vertretungsmacht für den Pfleg⸗ 
ling in demſelben Umfange wie der Vormund der Genehmigung des 
Gegenvormundes bzw. des Vormundſchaftsgerichts ($$ 1812, 1821, 1822). 

c. Die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit tritt ebenſo wie durch Stellung 
unter vorläufige Vormundſchaft ($$ 114, 1906) auch ein, wenn gemäß 
§ 1909 Abſ. 3 anſtatt der vorläufigen Vormundſchaft eine vorläufige 
Pflegſchaft angeordnet wird. 

d. Soweit zwiſchen der Vormundſchaft über Minderjährige ($$ 1773 ff.) und 
über Volljährige (58 1896 ff) ein Unterſchied beſteht, beſtimmen ſich die 
für die Pflegſchaft anwendbaren Vorſchriften danach, ob der Pflegling 
minderjährig oder volljährig iſt (vgl. Mot. IV S. 1267). 

e. Die Vertährung von Anſprüchen zwiſchen Pfleger und Pflegling iſt 
während der Dauer der Pflegſchaft gemäß §9 204, 1915 gehemmt. 

II. Abweichungen von der Vormundſchaft. 

1. Gegenvormundſchaft. 

a. Entbehrlichkeit des Gegenvormundes § 1915 Abſ. 2, vgl. mit 5 1792 
Abf. 2. An die Stelle der erforderlichen Genehmigung des Gegenvor⸗ 
mundes tritt beim Nichtvorhandenſein eines ſolchen gemäß $ 1812 Abſ. 3 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Vgl. KG. 24 A 20, OLG. 4422. 

b. Dem neben dem Vormunde beſtellten Gegenvormunde kann auch die 
Gegenvormundſchaft in Anſehung der Pflegſchaft übertragen werden. 
Indeß beſteht keine Vorſchrift, daß der neben dem Vormunde beſtellte 
Gegenvormund kraft Geſetzes Gegenvormund in Anſehung der Pflegſchaft iſt. 

e. Der neben dem Pfleger beſtellte Gegenvormund heißt ebenfalls Gegen⸗ 
vormund, nicht Gegenpfleger. 1 
2. Berufung zur Pflegſchaft $$ 1916 ff., vgl. daſelbſ. — Wegen der 

F Pflicht zur Annahme der Pflegſchaft vgl. § 1785 u. Note 14 
elbſt. 

3. Sonderregelung für die Nachlaßpflegſchaft vgl. § 1961 u. 
Note daſelbſt. 

§ 1916. 1. Die Pflegſchaft des § 1909 iſt eine Dativkuratel. Die §§ 1776, 
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§ 1917. Wird die Anordnung einer Pflegſchaft nach § 1909 
Abſ. 1 Satz 2 erforderlich, ſo iſt als Pfleger berufen, wer als 
ſolcher von dem Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, von dem 
Dritten bei der Zuwendung benannt worden iſt; die Vorſchriften des 
§ 1778 finden entſprechende Anwendung. 

Für den benannten Pfleger kann der Erblaſſer durch letztwillige 
Verfügung, der Dritte bei der Zuwendung die in den §§ 1852 bis 
1854 bezeichneten Befreiungen anordnen. Das Vormundſchaftsgericht 
kann die Anordnungen außer Kraft ſetzen, wenn ſie das Intereſſe 
des Pflegebefohlenen gefährden. 

Zu einer Abweichung von den Anordnungen des Dritten iſt, ſo⸗ 
lange er lebt, ſeine Zuſtimmung erforderlich und genügend. Die Zu⸗ 
ſtimmung des Dritten kann durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt 
werden, wenn der Dritte zur Abgabe einer Erklärung dauernd außer 
Stande oder ſein Aufenthalt dauernd unbekannt iſt. 


3. Anordnungen desErb⸗ 
laſſers oder Vermö 
enszuwenders für die 
erwaltung des dem 
Pfleglinge zugewende⸗ 
ten Vermögens. 


§ 1918. Die Pflegſchaft für eine unter elterlicher Gewalt oder ıv. Beendigung der Pileg- 


unter Vormundſchaft ſtehende Perſon endigt mit der Beendigung der 
elterlichen Gewalt oder der Vormundſchaft. 

Die Pflegſchaft für eine Leibesfrucht endigt mit der Geburt des 
Kindes. 

Die Pflegſchaft zur Beſorgung einer einzelnen Angelegenheit endigt 
mit deren Erledigung. 


1899, 1900 ſind nicht anwendbar. Wegen des Falles des § 1909 Abſ. 1 
Satz 2 vgl. indeß § 1917. 

2. Bezüglich der anderen Pflegſchaftsfälle bleibt es bei den für die Vormund⸗ 
ſchaft geltenden Berufungsvorſchriften (FF 1776, 1899, 1900), ſoweit nicht ihre 
Anwendbarkeit, wie in den Fällen der §§ 1913 und 1914, durch die Natur der 
Sache ausgeſchloſſen iſt (§ 1917). Vgl. zu § 1909 Note I 2e, §§ 1638, 1794. 

§ 1917. 1. Ueber den Fall, daß der Vater ſelbſt als Pfleger beſtimmt 
und beſteut iſt zur Verwaltung des der elterlichen Vermögensverwaltung 
entzogenen Vermögens vgl. KG. Jahrb. 20 A 220. Der praktiſche Zweck 
beſteht darin, daß der Pfleger ſtrengeren Vorſchriften unterworfen iſt als 
der elterliche Gewalthaber, vgl. § 1626 Note II. 

2. Wegen der zuläſſigen Befreiungen des Pflegers vgl. 89 1852, 1854 
und Bemerkungen daſelbſt. 

3. Außerkraftſetzung der Anordnungen durch das Vormundſchaftsgericht 
vgl. 88 1857, 1803. 

4. Landesgeſetzgebung me 
Württemb. | AG. z. BOB. Art. 52 Ziff. 13. (Zuſtändig das Amtsgericht an 

[Stelle des Vormundſchaftsgerichts, |. CG. Art. 147.) 
§ 1918. 1. (Abſ. 1.) Beendigung der neben der elterlichen Ge⸗ 
walt oder einer Vormundſchaft beſtehenden Pflegſchaft (§ 1909). 
a. Nur in dem Falle des Abſ. 1 tritt Beendigung der Pflegſchaft kraft Ge⸗ 
ſetzes ein, ſonſt muß Aufhebung durch das Vormundſchaftsgericht gemäß 
§ 1919 erfolgen. j 8 

b. Vorausſetzung der Beendigung der Pflegſchaft auf Grund des Abſ. 1 iſt, 
daß das allgemeine Schutzbedürfniß, welchem die Vormundſchaft oder 
die elterliche Gewalt Rechnung trägt, überhaupt weggefallen iſt. — Abs.! 
kann alſo insbeſondere nicht angewendet werden, wenn entweder an die 
beendigte elterliche Gewalt ſich ſofort eine Vormundſchaft anſchließt oder 
wenn die Vormundſchaft aufhört, weil der Mündel unter elterliche Ge⸗ 
walt tritt (z. B. Annahme des Mündels an Kindesitatt). 


aft 
1. aft Heſetzes. 


2. 


* 


kraft vormundſchafts⸗ 
gerichtl. Aufhebung. 


„Aufhebung d. Gebrech⸗ 


lichkeirapflegſchaft auf 
Antrag des Gebrech⸗ 
lichen. 


Beendigung der Ab⸗ 


wefenheitspflegſchaft. 


396 Viertes Buch. Familienrecht. III. Abſchnitt. Vormundſchaft. 


§ 1919. Die Pflegſchaft iſt von dem Vormundſchaftsgericht auf⸗ 
zuheben, wenn der Grund für die Anordnung der Pflegſchaft weg⸗ 
gefallen iſt. 

$ 1920. Eine nach § 1910 angeordnete Pflegſchaft iſt von dem 
Vormundſchaftsgericht aufzuheben, wenn der Pflegebefohlene die Auf- 
hebung beantragt. 

§ 1921. Die Pflegſchaft für einen Abweſenden iſt von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht aufzuheben, wenn der Abweſende an der Beſor⸗ 
gung ſeiner Vermögensangelegenheiten nicht mehr verhindert iſt. 

Stirbt der Abweſende, ſo endigt die Pflegſchaft erſt mit der Auf⸗ 
hebung durch das Vormundſchaftsgericht. Das Vormundſchaftsge⸗ 
richt hat die Pflegſchaft aufzuheben, wenn ihm der Tod des Ab⸗ 
weſenden bekannt wird. 

Wird der Abweſende für todt erklärt, ſo endigt die Pflegſchaft 
mit der Erlaſſung des die Todeserklärung ausſprechenden Urtheils. 


5 | 2.) Beendigung der Pflegſchaft für eine Leibesfrucht 
($ 1912). 

a. Die Beendigung kraft Geſetzes tritt nur ein, wenn die Geburt des Kindes 
erfolgt. Das Kind tritt nunmehr in die elterliche Gewalt oder es wird 
eine Vormundſchaft (oder erforderlichen Falles eine Pflegſchaft aus § 1909) 
eingeleitet. 

b. In allen übrigen Fällen (vgl. zu a) erfolgt, wenn ein Bedürfniß nicht 
mehr vorliegt, die Aufhebung der Pflegſchaft durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht gemäß § 1919, insbeſondere wenn eine Schwangerſchaft irrthümlich 
angenommen war oder durch abortus beendigt iſt, oder wenn die für 
die Anordnung der Pflegſchaft maßgebend geweſenen Gründe weggefallen 
ſind oder nicht mehr für erheblich gehalten werden. 

3. (Abſ. 3.) Pflegſchaft zur Beſorgung einer einzelnen Ange⸗ 
legenheit. Daß eine zur Beſorgung einer einzelnen Angelegenheit ange⸗ 
ordnete Pflegſchaft mit der Erledigung dieſer Angelegenheit endigt, liegt 
in der Natur der Sache und gilt für alle Arten der Pflegſchaften ohne 
Rückſicht auf ihren Rechtsgrund. 

§ 1919. 1. Die vormundſchaftsgerichtliche Aufhebung der Pflegſchaft iſt 
zu ihrer Beendigung in allen Fällen, für welche nicht eine andere Be⸗ 
ſtimmung getroffen iſt ($$ 1918, 1921 Abſ. 3), erforderlich. 

2. Die vormundſchaftsgerichtliche Aufhebung wird mit der an den Pfleger 
erfolgenden Bekanntmachung unwirkſam Fr. § 16. 

3. Beſchwerde wegen der Aufhebung der Pflegſchaft FrG. § 57 Ziff. 3 (Titelvorb.). 

$ 1920. Die Gebrechlichkeitspflegſchaft des § 1910 wird beendigt: 

a. kraft Geſetzes 
a. durch Tod oder Todeserklärung des Pfleglinges (88 1915, 1884 Abſ. 2); 
6. im Falle des § 1918 Abſ. 3 durch die Erledigung der einzelnen An⸗ 

gelegenheit; 

b. durch vormundſchaftsgerichtliche Aufhebung: 

a. bei Verſchollenheit des Pfleglings §§ 1915, 1884 Abi. 1; 
3. bei Wegfall des für die Anordnung maßgebenden Grundes § 1919; 
+. wenn der Pflegling die Aufhebung beantragt § 1920, vgl. § 1910 Abſ. 3. 

8 1921. 1. (Abf. 2.) Als Eigenthümlichkeit der Abweſenheitspflegſchaft 
bringt Abi. 2 zum Ausdrucke, daß der Tod des Pfleglinges die Pflegſchaft 
nicht beendigt. Selbſt der vor der Anordnung der Abweſenheitspflegſchaft 
eingetretene Tod des Abweſenden kann die Wirkſamkeit der Pflegſchaft nicht 
beeinträchtigen, vgl. RO. 12 68. 

2. Abſ. I entſpricht dem $ 1919. 

3. Todeserklärung §§ 13 f. 
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Erſter Abſchnitt. 
Erbfolge. 


$ 1922. Mit dem Tode einer Perſon (Erbfall) geht deren Ver- 1. Atigemeine Htungſage. 
1 als Ganzes auf eine oder mehrere andere Per- 1 Anfen trat gſeges. 
onen (Erben) über. 

Auf den Antheil eines Miterben (Erbtheil) finden die ſich auf die 2. erbtheil. 
Erbſchaft beziehenden Vorſchriften Anwendung. 


1. Erbrecht iſt im BGB. ſowohl im objektiven Sinne zur Bezeichnung Vorbemerkung zum 
der Geſammtheit der erbrechtlichen Normen (Ueberſchrift des fünften Buches) 5. Buche. 
als auch im ſubjektiven Sinne zur Bezeichnung der Erbberechtigung (3. B. 

8$ 1759, 1767, 1933, EG. Art. 139) verwendet. 

2. Gegenſtand des reichsrechtlichen Erbrechts. Das Erbrecht des 
BGB. behandelt nur das für alle Kreiſe der Geſellſchaft und der Bevölkerung 
geltende Erbrecht. Die Regelung der Erbfolge der landesherrlichen und vor⸗ 
mals reichsſtändiſchen Familien (EG. Artt. 57, 58), der Erbfolge in Fidei⸗ 
kommiß⸗, Lehens⸗ und Stammgüter (EG. Art. 59), ſowie des bäuerlichen 
Erbrechts (Anerbenrecht) (EG. Art. 64) ſind der Landesgeſetzgebung vorbe⸗ 
halten (vgl. zu 6 c—e). 

3. Reichsrechtliche Ergänzungen der erbrechtlichen Vorſchriften. 

Auf die Ergänzungen, welche das Erbrecht durch Einzelvorſchriften aus 
anderen Theilen des BGB. ſowie durch ſonſtige reichsrechtliche Vorſchriften 
Waagen KO., Fr., GO.) erfährt, iſt an den einſchlägigen Stellen 
ingewieſen. 

4. Uebergangsvorſchriften. EG. Artt. 213 bis 217, 218. 

5. Internationales Privatrecht. Ec. Artt. 24, 26, 27, 28, 29. 

6. Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung. 

a. Sonderrecht der landesherrlichen und der denſelben gleichgeſtellten Hänſer, 

des mittelbaren hohen Adels ꝛc. EG. Artt. 57, 58. 
Familienfideikommiſſe, Lehen, Stammgüter, EG. Art. 59. 

Rentengüter EG. Art. 62. a 

Erbpacht⸗, Büdner⸗ Häuslerrecht EG. Art. 63. 

„Anerbenrecht EG. Art. 644. 

„Erwerbsbeſchränkungen der juriſtiſchen Perſonen EG. Art. 86. 
Erwerbsbeſchränkungen der Religioſen. Ech. Art. 87 Abſ. 2. 
„Geſetzliches Erbrecht einer Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des öffent: 

lichen Rechtes an Stelle des Fiskus, EGG. Art 138. 5 
1. Erbrechtliche Vorſchriften zu Gunſten des Fiskus oder einer anderen 

juriſtiſchen Perſon in Anſehung des Nachlaſſes einer verpflegten oder 

unterſtützten Perſon EG. Art. 169. 1 
k. Ergänzende Vorſchriften über die Fürſorge des Nachlaßgerichts. EG. 

Ark. 140. 

Die in den 88 1922, 1923 enthaltenen Vorſchriften find Zu sg 1922. 1923. 
zwingende, ol Erbrecht des BGB. beherrſchende en 
Grundſatze, welche ſowohl für die geſetzliche als auch für die auf Verfügung 
en Todeswegen (Teſtament oder Erbvertrag vgl. $ 1937) beruhende Erbfolge 
elten, 


S = 


8 1922. 
(Note A.) 


(Note B.) 
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§ 1922. A. Die Grundſätze des § 1922. 

J. Erbſchaftserwerb kraft Geſetzes. (Der Todte erbt den Lebendigen.) 
Vgl. hierzu § 1942 und Bemerkungen daſelbſt, ferner §§ 1953 Abſ. 2, 2344. 

Nachweis der Erbfolge vgl. Vorb. vor $ 2353 Note 6. 

II. Prinzip der Uuiverſalſukzeſſion. 

Der Erbe iſt nicht Sondernachfolger (Singularſukzeſſor) in die einzelnen 
Rechte des Erblaſſers als ſolche, ſondern Geſammtnachfolger in das 
geſammte Vermögen als ſolches als ein Ganzes. (Vgl. § 90 
Note III 4.) Es werden nicht bloß eine Mehrzahl von Rechten zuſammen 
übertragen, ſondern „die ideale Geſammtheit als ſolche bildet den nächſten 
Gegenſtand der Sukzeſſion, während die einzelnen Rechte nur mittelbar als 
in ihr enthaltene Elemente übergehen“. (Bruns.) Daraus folgt: 

1. Der Erwerb geſchieht uno actu für die Geſammtheit des Vermögens 
und umfaßt zugleich von ſelbſt den Erwerb aller einzelnen Rechte und 
Rechtspoſitionen des Erblaſſers, ſoweit ſolche nicht an die Perſon des Erb⸗ 
laſſers geknüpft ſind und mit dieſem untergehen, ohne Rückſicht auf die 
ſonſtige Möglichkeit und Form ihrer Uebertragung und darauf, ob der Erbe 
ſie kennt oder nicht. 

2. Mit den Rechten gehen auch die Schulden über, ohne Rückſicht darauf, 
ob die Rechte oder Schulden überwiegen (vgl. $$ 1967 ff.). Wegen der auf 
81975 f. beſchränkten Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten 

0 5 

3. Es tritt Konfuſion und Konſolidation ein, vgl. §§ 1976 f. 

4. Ueber Verjährung der zu einem Nachlaſſe gehörenden oder ſich gegen 
9 939 Nachlaß richtenden Anſprüche § 206. — Erſitzung gegen einen Nachlaß 

III. Nothwendigkeit der erbſchaftlichen Nachfolge. 

Der erbſchaftliche Vermögensübergang (Erbfolge) iſt nothwendig. In Er⸗ 
mangelung eines anderen Erben tritt der Fiskus als Erbe ohne Ausſchla⸗ 
gungsbeſugniß ein, §§ 1936, 1942 Abſ. 2. 

B. Die Begriffsbeſtimmungen des § 1922. 

1. Erbfall. 

1. Jeder Erbfall ſetzt einen Todesfall voraus. 

a. Nur der natürliche Tod eines rechtsfähigen ($ 1) Menſchen begründet 
einen Erbfall; vivi hereditas non datur, eine Klage auf Feſtſtellung 
eines erbrechtlichen Verhältniſſes bezüglich des Nachlaſſes eines noch Leben⸗ 
den iſt ausgeſchloſſen, RG. JW. 1901 S. 598. Der ſogenannte bürger⸗ 
liche Tod, ſei es als Strafe, ſei es als Folge der Ablegung des Kloſter⸗ 
gelübdes (vgl. EG. Art. 87), iſt im deutſchen Rechte nicht anerkannt. Ju⸗ 
riſtiſche Perſonen werden nicht beerbt, vgl. über das Schickſal des Ver⸗ 
mögens einer aufgelöſten juriſtiſchen Perſon §8 45, 46, 88, EGG. Art. 85. 

b. Beweis des Todes vgl. § 1 Note 4. Tod und Zeitpunkt des Todes ſind 
von demjenigen zu beweiſen, der Rechte auf dieſe Thatſachen gründet. — 
Der Beweis des Todes wird durch die mittels Todeserklärung geſchaffene 
Todesvermuthung erſetzt. Vgl. §§ 13 ff., 18; §§ 2031, 2370 Abſ. 2. 

2. Jeder Todesfall iſt ein Erbfall. 

a. Auch wenn der Erblaſſer kein oder kein die Schulden deckendes Aktiv⸗ 
vermögen beſitzt, liegt ein Erbfall vor. 

b. Auch für die Religioſen beſteht keine Aus nahme. Ihre Beerbung unter⸗ 
liegt den allgemeinen Grundſätzen. 

II. Erbſchaft. Nachlaß. 

1. Zur Bezeichnung des Vermögens des Erblaſſers dienen im 
BGB. die Ausdrücke Erbſchaft und Nachlaß. 

a. Erbſchaft wird gebraucht von dem nachgelaſſenen Vermögen einer Perſon, 
wenn dieſes zugleich als mit einem beſtimmten neuen Subjekt (Erben), 
auf welches das Vermögen übergeht, in Beziehung ſtehend bezeichnet 
werden ſoll. 
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b. Der Ausdruck Nachlaß wird verwendet, wenn objektiv die Geſammtheit 
der einzelnen Stücke oder Beſtandtheile des Vermögens des Erblaſſers 
ohne Rückſicht auf die zu dem Erben beſtehende ſubjektive Beziehung be⸗ 
zeichnet werden ſoll (vgl. Mot. V S. 603). 

2. Gegenſtand der Erbſchaft (Nachlaß) iſt das (Aktiv⸗ und Paſſiv⸗) 
Vermögen des Erblaſſers, d. i. der Inbegriff aller ſeiner Vermögensrechte 
und Schulden und der auf dieſelben ſich beziehenden Rechtspoſitionen, ſo wie 
fie ſich im Zeitpunkt und unter Berückſichtigung des Todes geftalten. — Zu 
den eee gehört nicht die Erbſchaft als Ganzes, auch nicht 
ein Erbtheil ($ 1922 Abf. 2). — Vgl. § 2366 Note 12 b. 

Landesgeſetzliche Vorbehalte bezüglich der Sonderrechte der landes⸗ 
herrlichen Familien ꝛc., der Familien des hohen Adels, ſowie der Familien⸗ 
fideikommiſſe, Zehen: und Stammgüter EG. Artt. 57 — 59. 


3. Zum Aktiv nachlaſſe gehören alle vermögensxechtlichen Rechte und 
Rechtspoſitionen, ſoweit ihnen nicht die Fähigkeit, vererbt zu werden, fehlt 
(vgl. Note 4). Die Unübertragbarkeit eines Rechtes unter Lebenden be⸗ 
gründet keineswegs ſchon die Unvererblichkeit. Vgl. Abſchnittvorb. vor § 398 
Note 1. Vererblich und deshalb zum Nachlaſſe gehörig ſind insbeſondere: 
a. der Beſitz (§ 857) und damit die Erſitzungspoſition des Erblaſſers, vgl. 

§§ 937 Note 5, 943 Note 3; 

b. das Recht des Erben und des Vermächtnißnehmers, die Erbſchaft bzw. 
das Vermächtniß auszuſchlagen §§ 1952, 2180 Abſ. 3; 

c. das den übrigen Miterben in Anſehung des von einem der Miterben 
verkauften Antheils am Nachlaſſe zuſtehende Vorkaufsrecht § 2034; 

d. das dem eingeſetzten Nacherben, welcher vor dem Eintritte des Falles 

5 Pocherbfolge, aber nach dem Erbfalle ſtirbt, zuſtehende Recht § 2108 

9 2 
der (mit dem Erbfalle entſtandene) Pflichttheilsanſpruch § 2317; 
die Rechte, deren Erwerb durch den Tod des Erblaſſers (aufſchiebend) 

bedingt iſt. Vgl. §§ 158 Abſ. 1, 1522. Verträge, insbeſondere Lebens⸗ 

verſicherung des Erblaſſers zu Gunſten eines Dritten vgl. § 331; 
Urheberrecht an Werken der Literatur und Tonkunſt, vgl. § 8 des Geſetzes 

betr. das Urheberrecht vom 19. Juni 1901 (3 357). Inſoweit eine fur 

riſtiſche Perſon als Erbe in Betracht kommt vgl. Note 4 d. 

4. Zum Aktipnachlaſſe gehören nicht: 

a. diejenigen Anſprüche, Rechte und Rechtspoſirionen des Erblaſſers, welche 
ihrem Inhalte nach an die Perſon des Erblaſſers geknüpft find ($$ 153, 
399, 412, 613 Note 2), und mit feinem Tode erlöſchen: 

. die . a inſoweit die Satzung nicht anders beſtimmt 
F 38, 40; 

8. 905 Vorkaufsrecht, ſofern nicht die Vererblichkeit beſtimmt iſt. Als 
ſolche Beſtimmung gilt im Zweifel die Beſchränkung auf eine be⸗ 
ſtimmte Zeit G8 514, 1098). Wegen des Vorkaufsrechks des Miterben 
(§ 2034) vgl. zu Note 3e; h 

y. der Anſpruch auf Fortſetzung der Geſellſchaft, ſofern nicht aus dem 
Geſellſchaftsvertrage ſich ein Anderes ergiebt, § 727 Abſ. 1. Offene 
Handelsgeſellſchaft Oh B. SS 131 Ziff. 4, 139, Kommanditgeſellſchaft 
SGB. § 161 Abſ. 2, indeß bei Tod des Kommanditiſten HGB. § 177; 

3. der Anſpruch auf Zahluug einer Leibrente nach der Auslegungsregel 

des § 759 Abſ. 1; 6 8 „ F 
der Nießbrauch $ 1061, die beſchränkte Dienſtbarkeit $ 1090; das Woh⸗ 

nungsrecht vgl. $ 1093 Note 2; j 
das Recht des Erblaſſers, als überlebender Ehegatte bei der Ausein⸗ 
anderſetzung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft das Geſammtgut oder 
einzelne Gegenſtände deſſelben gegen Wertherſatz zu übernehmen $ 1502, 
der Unterhaltsanſpruch des Ehegatten (59 1360 Abſ. 3, 1580, 1583, 
1351), des bedürftigen Verwandten ($ 1615), des unehelichen Kindes 


— 


E 


9 


4 * 
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$ 1922. 
(Note B.) 


§ 1922. 
(Note B.) 
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G 1713), des verarmten Schenkers (§ 528); der Ausſteueranſpruch der 
Tochter ($ 1620) iſt vererblich, vgl. zu §§ 1623 Note 1; 

9. die rechtsgeſchäftlich unter der auflöſenden Bedingung des Todes des 
Erblaſſers ſtehenden Rechte § 158 Abſ. 2. — Wegen der Rechte, deren 
e den Tod des Erblaſſers aufſchiebend bedingt iſt, vgl. 
Note 3f; 

b. die Anſprüche und Rechte, deren Geltendmachung von einer höchſtperſön⸗ 
lichen Entſchließung des Berechtigten abhängen. Unvererblich iſt: 

a. das Widerrufsrecht: 
az. des Stifters, nachdem er das Genehmigungsgeſuch eingereicht oder 

das beurkundende Gericht oder den Notar mit dieſer Einreichung 
betraut hat, § 81 Abſ. 2; 

68. des Schenkers wegen Undankes des Beſchenkten, ausgenommen den 
Fall vorſätzlicher oder widerrechtlicher Tödtung oder Verhinderung 
am Widerrufe, § 530; 

11. des unſchuldigen Ehegatten wegen der dem allein für ſchuldig er: 
klärten Ehegatten gemachten Geſchenke § 1584 Abſ. 2. — Wegen 
9 ame! der Brautgeſchenke beim Tode des Verlobten 
1301; 

ß. der Anſpruch auf Erſetzung immateriellen Schadens, es ſei denn, daß 
dieſer Anſpruch rechtshängig geworden oder durch Vertrag anerkannt 
iſt, in den Fällen des § 847 (Verletzung des Körpers oder der Ge⸗ 
ſundheit, Freiheitsentziehung; unſittliche Handlung gegen eine Frauens⸗ 
perſon, erſchlichene oder erzwungene Beiwohnung), des § 1300 (De⸗ 
florationsanſpruch der Braut). — Wegen des Erſatzanſpruchs für die 
dem Verletzten für den Erwerb oder das Fortkommen entſtandenen 
Nachtheile vgl. § 842 Note 2 a. E.; 

e. bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft (§§ 1482 ff.) und der Fahrnißge⸗ 
meinſchaft (§§ 1549, 1557) 

a. der Antheil des überlebenden Ehegatten an dem gütergemeinſchaft⸗ 
lichen Geſammtgute bei beerbter Ehe: das Recht der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft (§§ 1483 ff.) greift ein. Bei unbeerbter Ehe ge⸗ 
91 Antheil des verſtorbenen Ehegatten zu ſeinem Nachlaſſe, 

6. der Antheil eines antheilsberechtigten Abkömmlinges an dem Ge⸗ 
ſammtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1490; 

d. Rechte, inſoweit ſie kraft ausdrücklicher Vorſchrift erloſchen. Urheberrecht 
an Werken der Literatur und Tonkunſt erliſcht, ſoweit es dem Erblaſſer 
zuſteht, wenn der Fiskus oder eine andere juriſtiſche Perſon geſetzlicher 
Erbe ($ 1936) iſt. § s des Geſetzes betr. das Urheberrecht vom 19. Juni 
1901 (3 357); 

e. die Gegenſtände, in Anſehung deren nach vorbehaltenem Landesrecht eine 
Sondernachfolge ſtattfindet, vgl. Vorb. zum 5. Buche Note 6 (vor $ 1922). 

5. Wegen der Zugehörigkeit zum Paſſivnachlaſſe (Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten) vgl. 98 1967 ff. 

III. Erbe vgl. zu § 1923. 

IV. Erbtheil. 

1. Mehrheit von Erben $$ 2032 ff. 0 

2. Die allgemeine Vorſchrift des Abſ. 2 erſpart eine fortlaufende Wieder⸗ 

holung dieſes Satzes bei den einzelnen Anwendungsfällen, insbeſondere z. B. 

bei der Regelung der Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft $$ 1943 

bis 1946, 1948, 1949, 192, 1956. Die Vorſchrift gilt nicht nur für die 

im 5. Buche, ſondern auch für die in den anderen Theilen des BGB. ent⸗ 

haltenen Vorſchriften. Vgl. z. B. §§ 1089, 1822 Ziff.! und 2. — Die Vor⸗ 

ſchrift gilt nicht, inſoweit die beſonderen Vorſchriften über die Mehrheit der 

Erben ihre Anwendung ausſchließen, z. B. die dingliche Uebertragbarkeit des 

Erbtheils § 2033. 
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§ 1923. Erbe kann nur werden, wer zur Zeit des Erbfalls lebt. 
Wer zur Zeit des Erbfalls noch nicht lebte, aber bereits erzeugt 
war, gilt als vor dem Erbfalle geboren. 


3. Erbtheil iſt Antheil eines Miterben an der Erbſchaft als einem Ver⸗ 
mögensganzen. Antheil iſt mithin immer ein Bruchtheil der Erbſchaft, nicht 
aber eine beſtimmte Summe oder ein einzelner Nachlaßgegenſtand; etwas 
Anderes iſt „Theil der Erbſchaft“ in §§ 1950, 1952 Abſ. 3, KG. Jahrb. 20 
A 265 (Os G. 1 398). 

§ 1923. A. Begriff und Arten des Erben. 

J. Der Erbenbegriff. 5 

1. Erbe iſt derjenige, auf welchen bei einem Erbfalle die Erbſchaft als 
Ganzes oder zu einem Bruchtheil übergeht (vgl. 88 1922, 2087). 

2. Der Erbe unterſcheidet ſich von dem Vermächtnißnehmer (88 2147 ff.) 
dadurch, daß der Vermächtnißnehmer, ſelbſt wenn der ihm zugewandte Ver⸗ 
mögensvortheil (§ 1939) die geſammte Erbſchaft umfaßt, nicht Univerſal⸗ 
ſukzeſſor ( 1922 A II) wird, ſondern nur ein Forderungsrecht auf Leiſtung 
gegen den Beſchwerten erwirbt G 2174). 

3. „Hinterbliebene“ und Erben brauchen nicht dieſelben Perſonen zu 
ſein. Während als „Hinterbliebene“ nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauche 
die nächſten Familienangehörigen, insbeſondere die Wittwe und die ehelichen 
Nachkommen, bezeichnet werden (vgl. auch die verſchiedenen Geſetze über die 
Fürſorge der Beamten und Militärperſonen und ihre Hinterbliebenen, zu: 
letzt das Geſetz betr. die Kriegsinvaliden und die Kriegshinterbliebenen vom 
31. Mai 1901 RGSBl. S. 193), find Erben die Perſonen, auf die durch den 
Willen des Erblaſſers oder durch das Geſetz das Vermögen des Erblaſſers 
als Ganzes übergeht. Seuff. 56 446 (Lebensverſicherung zu Gunſten der 
Hinterbliebenen). 

II. Die verſchiedenen Arten von Erben. 

J. Nach dem Berufungsgrunde find zu unterſcheiden der geſetzliche 
Erbe (SS 1924 ff.), der durch Teſtament beſtimmte Erbe (§ 1937) und der 
Vertragserbe (§ 1941). 

2. Von Miterben ſpricht das Geſetz, wenn die Erbſchaft nicht auf eine, 
Role 1 mehrere Perſonen übergeht (§ 1922 Abſ. 2, vgl. daſelbſt 

ote . 

3. Erſatzerbe iſt der für den Fall, daß ein anderer Erbe vor oder nach 
dem Eintritte des Erbfalls wegfällt, durch Verfügung von Todeswegen ein! 
geſetzte Erbe ($$ 2096, 2278). 

4. Nacherbe iſt, wer von dem Erblaſſer in der Weiſe eingeſetzt iſt, daß 
er erſt Erbe wird, nachdem zunächſt ein Anderer Erbe (Vorer be vgl. $ 2106) 
geworden iſt ($$ 2100 ff.). 

B. Der Inhalt des § 1923. . 5 

J. Erforderniß der Koexiſtenz des Erblaſſers und des Erben zur Zeit 
des Erbfalls. 

J. 95 § 1923 beſtimmt in Anbetracht des Grundſatzes: „Der Todte erbt 
den Lebendigen“, daß Erbe nur ſein kann, wer zur Zeit des Erbfalls lebt 
($ 1922), d. h. noch lebt und ſchon lebt. En 

2. Abgeſehen von der ſich aus § 1925 ergebenden Beſchränkung, daß der: 
jenige nicht Erbe werden kann, der zur Zeit des Erbfalls nicht lebt (vgl. in⸗ 
deß zu Note II 2a, III 3 wegen des § 1923 Abſ. 2 und des § 84) ſind alle 
Cerſonen, insbeſondere alſo auch die juriſtiſchen Perſonen erbfähig. Vgl. 
EG. Artt. 86 f. 

3. Die Zeweislaſt für die Exiſtenz zur Zeit des Erbfalls hat derjenige, 
der Rechte darauf ſtützt. Vgl. die Lebensvermuthung des § 19; Fall des 
gemeinſamen Todes $ 20. EEE Y 

+ Nur eine natürliche oder juriſtiſche Perſon kann Erbe werden. Aus⸗ 
geſchloſſen iſt demnach, daß ein zu einem vorübergehenden Zwecke beſtimmtes 

„Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 26 


3. Koexiſtenz von Erb 
laffer und Erben. 


8 1923. 


402 Fünftes Buch. Erbrecht. 


7 


Sammelvermögen ($ 1914) Erbe wird. Beſchwerung des Erben mit einer 
Auflage ($ 1940) greift ein. 

5. Für die Nacherbfolge vgl. § 2108 Abf. 1. 

II. Auwendung des § 1923 auf natürliche Perſonen. 

J. Der Erbe muß zur Zeit des Erbfalls noch leben. 

Der vor dem Erblaſſer Verſtorbene kann nicht ſein Erbe werden. 
Wohl aber iſt es möglich, daß beim Wegfalle des in erſter Linie Berufenen 
der Anfall an einen Erben erfolgt, der zwar zur Zeit des Erbfalls noch 
lebte, der aber zur Zeit ſeiner Berufung bereits verſtorben iſt. Vgl. § 1952 
Note J 2; § 1930 Note dc. 

2. Der Erbe muß zur Zeit des Erbfalls ſchon leben. 

a. Der nasciturus. 

a. Hinſichtlich des zur Zeit des Erbfalls zwar ſchon Erzeugten, aber noch 
nicht Geborenen (vgl. § 1 Note III 2) wird in Abſ. 2 der allgemeine, 
das geſammte Erbrecht (ngl. Note zu 88 1922, 1923) beherrſchende 
Satz aufgeſtellt, daß er als vor dem Erbfalle geboren (pro lam nato) 
gilt. Dabei iſt natürlich vorausgeſetzt, daß der nasciturus überhaupt 
zu einem rechtsfähigen Subjekt gedeiht, daß der naseitnrus geboren 
wird (§ J), ſonſt iſt keine Perſon vorhanden, die mit „Wer G 1923 
Abſ. 2) bezeichnet fein kann. 

Die Wirkung dieſer Fiktion erſtreckt ſich nicht nur auf die Fähig⸗ 
keit, Erbe zu ſein, ſondern auch auf die Stellung des nasciturus als 
geſetzlichen und Teſtamentserben, als Vermächtnißnehmer, auf den 
Anfall und Erwerb der Erbſchaft und des Vermachtniſſes. Vgl. Prot. 
VS. 4, 7, 212, 463; ferner § 2109 Note II 1b. Wegen des Be⸗ 
ginnes der Ausſchlagungsfriſt vgl. zu § 1944 Note II 3 e. 

8. Wegen des Beweiſes der zu einem gewiſſen Zeitpunkte bereits ſtatt⸗ 
gehabten Empfängniß vgl. zu §1 Note III 3. Iſt die Thatſache der 
Empfängniß zur Zeit des Erbfalls feſtgeſtellt, ſo richtet ſich die Be⸗ 
urtheilung der Ehelichkeit des Kindes nach den §§ 1591 ff. 

J. Die Fiktion des § 1923 Abf. 2 geht nur dahin, daß der nasciturus 
vor dem Erbfalle geboren iſt. Würde ein nasoſturus bei der Fiktion 
ſeiner Geburt zur Zeit des Erbfalls uneheliches Kind ſein, ſo kommt 
er für die Erbfolge in den Nachlaß eines Verwandten ſeines Vaters 
ſelbſt dann nicht in Betracht, wenn nachträglich, d. h. nach dem Erb⸗ 
falle Legitimation durch nachfolgende Ehe eintritt. Vgl. § 1719 
Note III 2. Der vor der Ehe erzeugte, nach der Eheſchließung ge⸗ 
borene nasciturus iſt eheliches Kind, § 1591. Ehelichkeitserklärung 
nach dem Tode des Vaters § 1733 Abſ 3. — Beſtätigung der An⸗ 
nahme an Kindesſtatt nach dem Tode des Annehmenden § 1753. 

8. Die Vertretung des nasciturus. 

Kommt der nascitnrus als Erbe in Betracht, fo iſt die Nachlaß⸗ 
vflegſchaft (SS 1960 ff) regelmäßig ausreichend; daneben kann auch 
noch etwa zur Wahrnehmung der Rechte des nasciturus gegenüber 
dem Nachlaßyfleger ein Pfleger für die Leibesfrucht aus § 1912 er⸗ 
forderlich werden. In anderen Fällen, namentlich wenn der naseſftuxus 
mit einem Vermächtniſſe bedacht oder als Nacherbe eingeſetzt tft, iſt 
8 1912 anwendbar. Vgl. SS 2114, 2116, 2142. 

2. Der nasciturns als Miterbe $$ 1922 Abſ. 2, 2043 Abſ. 1. 

€. Unterhaltsanſpruch der Mutter des als Erben in Betracht kommenden 
nasciturus $ 1963. 

b. Der zur Zeit des Erbfalls noch nicht Erzeugte. _ 

a. Fähigkeit, Erbe zu ſein, iſt dem noch nicht Erzeugten durch § 1925 
abgeſprochen. Ein zur Zeit des Erbfalls noch nicht Erzeugter kommt 
als Erbe auch nicht in Betracht, wenn er zu der Zeit, zu welcher ſeine 
Berufung zur Erbſchaft erfolgen würde, bereits geboren iſt. Vgl. 
§ 1930 Note 3 b. 
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8 1924. Geſetzliche Erben der erſten Ordnung find die Abkömm⸗ ır. Gejehtihe Erpfolge 


linge des Erblaſſers. 1. dee Sex 


Ein zur Zeit des Erbfalls lebender Abkömmling ſchließt die durch a Erbfolge nach paren⸗ 


b er len und Sta 
ihn mit dem Erblaſſer verwandten Abkömmlinge von der Erbfolge aus. 5 gleichen Thelen 


An die Stelle eines zur Zeit des Erbfalls nicht mehr lebenden “ Erſte Ordnung. 
Abkömmlinges treten die durch ihn mit dem Erblaſſer verwandten 
Abkömmlinge (Erbfolge nach Stämmen). 

Kinder erben zu gleichen Theilen. 


6. Nicht ausgeſchloſſen iſt hingegen ſeine Fähigkeit, Nacherbe zu werden, 
vgl. §§ 2101, 2108. 5 
7. Vermächtniß für einen noch nicht Erzeugten § 2178. 

III. Anwendung des § 1923 auf die juriſtiſche Perſon (58 21 ff.). 

1. Die Erbfähigkeit der juriſtiſchen Perſon ergiebt ſich, ohne daß es 
einer beſonderen Beſtimmung bedarf, aus ihrer Rechtsfähigkeit (ogl. Titel⸗ 
vorb. vor § 21 Note 1). 

2. Koexiſtenz mit dem Erblaſſer zur Zeit des Erbfalls. 

Dem Leben des Menſchen im Sinne des § 1923 Abſ. 1 ſteht das Bor: 
handenſein der Rechtsfähigkeit gleich. Danach kann eine juriſtiſche Perſon 
nur Erbe ſein, wenn ſie zur Zeit des Erbfalls bereits und noch rechtsfähig 
iſt. Dies gilt uneingeſchränkt für Vereine. Für Stiftungen ergiebt ſich 
eine dem § 1923 Abſ. 2 entſprechende Sonderregelung aus § 84. — Erbein⸗ 
ſetzung einer noch nicht vorhandenen juriſtiſchen Perſon wird im Zweifel in 
Einſetzung als Nacherbe umgedeutet § 2101 Abſ. 1. 

3. Juriſtiſche Perſon als Nacherbe § 2101 Abſ. 2. 

4. Landesgeſetzliche Beſchränkung der Fähigkeit juriſtiſcher Perſonen 
zum Erwerbe von Todeswegen EG. Art. 86. 


Geſetzliche Erbfolge der Verwandten §8 1924 — 1930. Zu 89 1924-1930. 
1. Der maßgebende Zeitpunkt. 

a. Für die geſetzliche Erbfolge iſt grundſätzlich der Zeitpunkt des Erbfalls 
J 1922) maßgebend. Dies auch, wenn die Erbſchaft ausgeſchlagen wird 
($ 1953, vgl. auch § 2344). — Abweichende Regelung für die Nacherb⸗ 
ſchaft in dem Falle zeitlich begrenzter Erbeinſetzung § 2104. 

b. Der Zeitpunkt des Erbfalls iſt auch dafür entſcheidend, mit welchen 
le der Erblaſſer in verwandtſchaftlichen Beziehungen ſteht, vgl. zu 

Ute 2b. 
2. Verwandtſchaft. Pe 

a, Daß die Ausdrücke „Abkömmlinge“, „Eltern“, „Voreltern“ im Sinne 
der 88 1924 ff. nach der väterlichen Seite hin eheliche Abſtammung 
vorausſetzen und die durch Legitimation und Annahme an Kindesftatt 
begründete Familienverbindung in gewiſſem Umfange mitumfaſſen, vgl. 
zu § 1589 Note 1-4. Ein Erbrecht des unehelichen Kindes, ein⸗ 
ſchließlich der Brautkinder ſowie der Kinder aus einer formnichtigen, in 
das Heirathsregiſter nicht eingetragenen Ehe, im Verhältniſſe zu dem 
Vater und umgekehrt des Vaters im Verhältniſſe zu ſeinem unehelichen 
Kinde iſt nicht anerkannt. g . g 

b. Der für das Vorhandenſein eines Verwandtſchaftsverhältniſſes maß: 
gebende Zeitpunkt, vgl. Note 1b; § 1719 Note III 2 (Fall nachträglicher 
Legitimation) vgl. § 2053 Note 2; § 1923 Note B II 2 ay. 

3. Parentelenſyſtem. Ber, 

a. Berwandt:, welche mit dem Erblaſſer die näheren Stammeltern gemein: 
ſam haben, ſchließen ſolche Verwandte aus, welche durch entferntere 
Stammeltern mit dem Erblaſſer verbunden ſind. In dieſem Sinne ſtellt 
das BGB. fünf Ordnungen auf. Solange ein Verwandter in der vorher⸗ 
gehenden Ordnung vorhanden iſt, wird ein Verwandter, welcher einer 
folgenden Ordnung angehört, nicht zur Erbfolge berufen ($ 1930). 

28 * 
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b. Innerhalb der drei erſten Ordnungen findet Erbfolge nach Stämmen 
ſtatt, d. h. es treten an Stelle eines zur Zeit des Erbfalls nicht mehr 
lebenden Verwandten deſſen durch ihn mit dem Erblaſſer verwandte Ab⸗ 
kömmlinge ($$ 1924 Abſ. 3, 1925 Abſ. 3, 1926 Abſ. 5). 

e. Innerhalb der zweiten Ordnung (Eltern des Erblaſſers und deren Ab⸗ 
kömmlinge) und der dritten Ordnung (Großeltern des Erblaſſers und 
deren Abkömmlinge) kommt die Theilung nach Linien (der Vater⸗ und 
der Mutterfeite) in Betracht, vgl. zu §8 1925, 1926; vgl. § 1928 Abſ. 2. 

d. Von der vierten Ordnung ab (§§ 1928, 1929) findet weder Erbfolge 
nach Stämmen noch nach Linien ſtatt, vielmehr iſt die Gradesnähe ent⸗ 
ſcheidend. 

e. Das mit dem Verwandtenerbrechte konkurrirende geſetzliche Erbrecht des 
Ehegatten §§ 1931 — 1934. 

4. Nachweis der geſetzlichen Erbfolge vgl. § 2354 u. Vorb. vor 
§ 2353 Note 6. 

§ 1924. Geſetzliche Erben erſter Orduung. 

(Kinder, Enkel, Urenkel; Geſetzliches Erbrecht des Ehegatten auf ½ der 
Erbſchaft § 1931.) 

1. Abkömmlinge ſind die Kinder, Kindeskinder und entferntere Deſzen⸗ 
denten des Erblaſſers. Wegen des Erforderniſſes der Verwandtſchaft und 
des Ausſchluſſes der unehelichen Kinder in Anſehung der väterlichen Seite 
vgl. zu $$ 1924 — 1930 Note 2 a. 

2. (Abſ. 2.) 

a. Ein zur Zeit des Erbfalls lebender (vgl. Note 3) Abkömmling ſchließt 
die durch ihn mit dem Erblaſſer verwandten Abkömmlinge von der Erb⸗ 
folge nur dann aus, wenn er zur Erbfolge gelangt, nicht aber, wenn er 
a. die Erbſchaft ausſchlägt (§ 1953); 

8. für erbunwürdig erklärt wird G 2344); 

J. für feine Perſon auf das geſetzliche Erbrecht verzichtet hat (38 2346, 2349); 

5. als Mitglied eines religiöſen Ordens ꝛc die zum Erwerbe von Todes⸗ 
wegen landesgeſetzlich erforderte ſtaatliche Genehmigung nicht erhält, 
EG. Artt. 87 Abſ. 2, 86 Satz 2. 

In dieſen Fällen tritt gemäß §§ 1953, 2344, 2346 die Erbfolge 

derart ein, wie wenn der Wegfallende zur Zeit des Erbfalls nicht ge⸗ 
lebt hätte, alſo Eintritt ſeiner Abkömmlinge gemäß Abſ. 3. 

b. Zt ein Abkömmling des Erblaſſers durch letztwillige Verfügung von der 
geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen, ſo tritt an ſeine Stelle zunächſt der 
letztwillig als Erbe Berufene, unbeſchadet des dem Ausgeſchloſſenen zu⸗ 
ſtehenden Pflichttheilsanſpruchs ($$ 2303 ff.). Iſt ein Erbe an Stelle des 
Ausgeſchloſſenen nicht beſtimmt ($ 1938), fo iſt der Ausgeſchloſſene als 
im Zeitpunkte des Erbfalls nicht vorhanden zu betrachten, vgl. Planck zu 
§ 1924 Note 2, Wilke und Genoſſen zu § 1938 Anm. 3. Wegen des 
Pflichttheilsanſpruchs in dieſem Falle vgl. §§ 2309, 2320. 

3. (Abſ. 3.) Eintrittsrecht der entfernteren Abkömmlinge. 

a. Die an die Stelle des näheren (verſtorbenen vgl. auch zu b) Abkömmlinges 
zur Erbfolge berufenen Abkömmlinge deſſelben treten aus eigenem ſelbſtän⸗ 
digen Rechte ein. Sie erben deshalb auch, wenn der Verſtorbene, an deſſen 

Stelle fie treten, auf Grund letztwilliger Verfügung des Erblaſſers (§ 1938) 
oder wegen eines nicht auf ſie erſtreckten Erbverzichts (§ 2349) oder 
wegen Erbunwürdigkeit ($ 2343) nicht Erbe geworden wäre. 

b. Als verſtorben gilt in Anſehung des Erbſchaftsanfalls (vgl. zu 2), 

a. wer die Erbſchaft ausſchlägt (§ 1953 Abſ 2); 

8. wer für erbunwürdig erklärt wird (§ 2344 Abi. 2); 

J. auf deſſen Perſon ſich ein mit dem Erblaſſer geſchloſſener Erbverzicht 

(83 2346, 2349) erſtreckt; 
5. wer von dem Erblaſſer durch Teſtament von der geſetzlichen Erbfolge 
ausgeſchloſſen iſt, $ 1938; 
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§ 1925. Geſetzliche Erben der zweiten Ordnung ſind die Eltern 
des Erblaſſers und deren Abkömmlinge. 

Leben zur Zeit des Erbfalls die Eltern, ſo erben ſie allein und 
zu gleichen Theilen. 

Lebt zur Zeit des Erbfalls der Vater oder die Mutter nicht 
mehr, ſo treten an die Stelle des Verſtorbenen deſſen Abkömmlinge nach 
den für die Beerbung in der erſten Ordnung geltenden Vorſchriften. 
Sind Abkömmlinge nicht vorhanden, ſo erbt der überlebende Theil allein. 


e. wer als Mitglied eines religiöſen Ordens ꝛc. die landesgeſetzlich er⸗ 
forderte ſtaatliche ene zum Erbſchaftserwerbe nicht erhält. 
EG. Artt. 87 Abſ. 2, 86 Satz 2. 

c. Die eintretenden Abkömmlinge treten in ihrer Geſammtheit an die Stelle 
ihres weggefallenen Vorfahren und erhalten deſſen Erbportion. 

4. Pflichttheilsanſpruch bir. Abkömmlinge §§ 2303 ff. 

5. Ausgleichungspflicht bei Wegfall eines ausgleichungspflichtigen Ab⸗ 
kömmlinges $ 2051. 8 

6. Die geſetzliche Erbfolgeordnung maßgebend als Grundlage für die 
Unterhaltspflicht der Abkömmlinge vgl. § 1606 Abſ. 1. 

8 1925. J. Geſetzliche Erben zweiter Ordnung. 

(Eltern, Geſchwiſter und deren Abkömmlinge. Daneben geſetzliches Erb⸗ 
recht des Ehegatten auf die Hälfte der Erbſchaft § 1981.) 

1. Die Eltern des Erblaſſers, das iſt der eheliche Vater (§ 1589 
Abſ. 2) und die eheliche oder uneheliche Mutter des Erblaſſers. Vgl. zu 
$$ 1924 — 1930 Note 2 a. Wegen des Vaters eines Kindes aus nichtiger 
Ehe vgl. § 1701 Note 2 a. 

a. Der uneheliche Vater erlangt durch Legitimation des Kindes, ſei es 
im Wege nachfolgender Ehe, ſei es der Chelichkeitserklärung die rechtliche 
Stellung eines ehelichen Vaters ($$ 1719, 1736) und damit das geſetzliche 
Erbrecht aus § 1925. 

b. Durch Annahme an Kindesſtatt erlangt zwar das Kind die rechtliche 
Stellung eines ehelichen Kindes des Annehmenden (§ 1757), indeß wird 
ein geſetzliches Erbrecht des Annehmenden nicht begründet (§ 1759). 

2. Abkommlinge der Eltern. 

a. Abkömmlinge der Eltern des Erblaſſers find zwar auch die in der erſten 
Klaſſe berufenen (§ 1924) Abkömmlinge des Erblaſſers. Wenn indeß 
ſolche vorhanden ſind, iſt nicht § 1925, ſondern § 1924 anwendbar. § 1930. 

b. Die Wirkungen der Ehelichkeitserklärung (§ 1737 Abſ. 1) und der An⸗ 
nahme an Kindesſtatt ($ 1763) erſtrecken ſich nicht auf die Verwandten 
des Vaters bzw. des Annehmenden. Das für ehelich erklärte bzw. ange⸗ 
nommene Kind kann ſomit in Anſehung der Erbfolge in der zweiten und 
in der folgenden Ordnung nicht als Abkömmling des Vaters des An⸗ 
nehmenden in Betracht kommen. 

II. Geſtaltung der Erbfolge in der zweiten Ordnung. 

1. (Abſ. 2.) Wenn die Eltern, d. h. bei ehelichen Kindern beide 
Eltern, bei unehelichen Kindern die Mutter zur Zeit des Erb⸗ 
falls (§ 1922) leben, fo tritt reines Schooßfallsrecht ein. Die Eltern 
erhalten die geſammte Erbſchaft zu gleichen Theilen, ohne Rückſicht darauf, ob 
as Vermögen des Kindes von dem einen oder dem anderen Etterntheile her⸗ 
rührt. (Der Satz paterna paternis, materna maternis iſt nicht aufgenommen.) 

2. Iſt zur Zeit des Erbfalls nur ein Elterntheil vorhanden, ſei 
es, daß der andere verſtorben iſt, oder aus den zu § 1924 Note 3 bu—e 
aufgeführten Gründen (Erbſchaftsausſchlagung, Erbunwürdigkeit, Erbverzicht, 
teſtamentariſche Ausſchließung durch den Erblaſſer, Verweigerung der für 
ihn als Religioſen erforderlichen ſtaatlichen Genehmigung) als nicht vor⸗ 
handen gilt, fo nimmt der Vorhandene feine Hälfte wie zu 1. 


5. Zweite Ordnung. 


7. Dritte Ordnung. 
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§ 1926. Geſetzliche Erben der dritten Ordnung ſind die Groß⸗ 
eltern des Erblaſſers und deren Abkömmlinge. 

Leben zur Zeit des Erbfalls die Großeltern, ſo erben ſie allein 
und zu gleichen Theilen. 

Lebt zur Zeit des Erbfalls von den väterlichen oder von den 
mütterlichen Großeltern der Großvater oder die Großmutter nicht 
mehr, ſo treten an die Stelle des Verſtorbenen deſſen Abkömmlinge. 
Sind Abkömmlinge nicht vorhanden, fo fällt der Antheil des Ver⸗ 
ſtorbenen dem anderen Theile des Großelternpaars und, wenn dieſer 
nicht mehr lebt, deſſen Abkömmlingen zu. 

Leben zur Zeit des Erbfalls die väterlichen oder die mütterlichen 
Großeltern nicht mehr und ſind Abkömmlinge der Verſtorbenen nicht 
vorhanden, jo erben die anderen Großeltern oder ihre Abkömm⸗ 
linge allein. 

Soweit Abkömmlinge an die Stelle ihrer Eltern oder ihrer Vor⸗ 
eltern treten, finden die für die Beerbung in der erſten Ordnung 
geltenden Vorſchriften Anwendung. 


a. An die Stelle des vorverſtorbenen bzw. weggefallenen Elterntheils treten 
deſſen Abkömmlinge nach den für die erſte Ordnung G 1924) geltenden 
Vorſchriften (Stammerbfolge, Gleichtheilung unter den Stämmen). Zu 
bemerken ift, daß nur die Abkömmlinge des verſtorbenen Elterntheils 
an deſſen Stelle treten, daß alſo, wenn der Erblaſſer von dem über⸗ 
lebenden Elterntheile nicht herrührende Halbgeſchwiſter hinterläßt, 
dieſe an die Stelle des verſtorbenen Elterntheils, deſſen Abkömmlinge ſie 
nicht ſind, nicht miteintreten. ö 

b. Hat der vorverſtorbene Elterntheil Abkömmlinge nicht hinterlaſſen, welchem 
Falle Ausſchlagung, Erbunwürdigkeitserklärung, Erbverzicht, letztwillige 
Ausſchließung ꝛc. F 1924 Note 3 b) gleichſtehen, jo erbt der überlebende 
Elterntheil allein. 

3. Sind beide Eltern vorverſtorben, wobei Ausſchlagung, Erb⸗ 
verzicht, letztwillige Ausſchließung dem Tode gleichſtehen (vgl. § 1924 Note 3b), 
ſo treten an die Stelle eines Jeden von ihnen deſſen Abkömmlinge. Sind 
vollbürtige und halbbürtige Geſchwiſter des Erblaſſers vorhanden, ſo erben 
die vollbürtigen in beiden (der väterlichen und der mütterlichen) Linie, 
während die halbbürtigen nur in der Linie des ihnen mit dem Erblaſſer 
gemeinſchaftlichen Elterntheils erben. Im Uebrigen findet auch hier Stammes⸗ 
erbfolge und Gleichtheilung unter den Stämmen, wie in der erſten Ordnung 
($ 1924) ftatt. 

III. Ein Pflichttheilsauſpruch ſteht von den in zweiter Ordnung ber 
rufenen Verwandten nur den Eltern des Erblaſſers zu, § 2303. 


§ 1926. 1. Geſetzliche Erben der dritten Ordnung: (Großeltern, Onkel 
und Tante und deren Abkömmlinge; daneben geſetzliches Erbrecht des Ehe⸗ 
gatten auf die Hälfte der Erbſchaft und auf dasjenige, was nach § 1926 
Abkömmlingen von Großeltern zufallen würde). 
1. Großeltern find (Verwandte vgl. zu FH 1924— 1930 Note 2) Aſzen⸗ 
denten zweiten Grades. Hierbei iſt zu beachten: 
a. Uneheliche Blutsverbindung begründet ($ 1589 Ab}. 2) nach der väterlichen 
Seite keine Verwandtſchaft 8 
b. Die Wirkungen der Legitimation durch nachfolgende Ehe treten erſt von 
dem Zeitpunkte der Eheſchließung ab für die Zukunft ein, vgl. Note 2b 
zu §§ 1924 — 1930. 
c. Die Wirkungen der Ehelichkeitserklärung erſtrecken ſich zwar auf die Ab⸗ 
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§ 1927. Wer in der erſten, der zweiten oder der dritten Ord⸗ 
nung verſchiedenen Stämmen angehört, erhält den in jedem dieſer 
Stämme ihm zufallenden Antheil. Jeder Antheil gilt als beſon⸗ 
derer Erbtheil. 

§ 1928. Geſetzliche Erben der vierten Ordnung ſind die Ur⸗ 
großeltern des Erblaſſers und deren Abkömmlinge. 

Leben zur Zeit des Erbfalls Urgroßeltern, ſo erben ſie allein; 
mehrere erben zu gleichen Theilen, ohne Unterſchied, ob ſie derſelben 
Linie oder verſchiedenen Linien angehören. 

Leben zur Zeit des Erbfalls Urgroßeltern nicht mehr, ſo erbt von 
ihren Abkömmlingen derjenige, welcher mit dem Erblaſſer dem Grade 
nach am nächſten verwandt iſt; mehrere gleich nahe Verwandte erben 
zu gleichen Theilen. 


kömmlinge des Kindes, nicht aber auf die Verwandten, alſo auch nicht 

auf die Eltern des unehelichen Vaters (8 1737). 

d. Die Wirkungen der Annahme an Kindesſtatt erſtrecken ſich nicht auf die 
Verwandten des Annehmenden ($ 1763), auf die Abkömmlinge des Kindes 
indeß nach näherer Vorſchrift des § 1762. 

2. Abkömmlinge der Großeltern vgl. $ 1924 Note 2, § 1925 Note 1 2. 

I. Geſtaltung der Erbfolge in der dritten Ordnung. 

1. Wenn die Großeltern, d. h. alle Großeltern leben, jo findet Abs. 2 
Anwendung. Im Regelfalle kommen vier Großeltern, wenn ein Elterntheil 
des Erblaſſers uneheliches Kind war, drei, wenn beide Eltern unehelich 
waren, zwei Großeltern in Betracht. 

2. (Abſ. 3.) Sind nicht mehr alle vier Großeltern vorhanden (wobei dem 
Tode die in § 1924 Note 3b aufgeführten Gründe gleichſtehen), ſo zerfällt 
der für die Verwandtenerbfolge (vgl. §§ 1931 ff.) zur Verfügung bleibende An⸗ 
theil an der Erbſchaft in zwei gleiche Theile, von denen der eine für die 
väterliche Seite, der andere für die mütterliche Seite des Erblaſſers beſtimmt 
iſt. Jede Seite theilt unter ſich in der Weiſe, daß 
a. an Stelle eines nicht vorhandenen (§ 1924 Note 3b) Großelterntheils 

deſſen Abkömmlinge nach Stämmen unter Gleichtheilung (vgl. $ 1924) treten; 

b. in Ermangelung von Abkömmlingen eines nicht vorhandenen Großeltern⸗ 
theils, deſſen Antheil dem anderen Theile des Großelternpaares derſelben 
Seite und wenn dieſer nicht mehr lebt oder wegfällt ($ 1924 Note 3 b) 
deſſen Abkömmlingen nach Stämmen unter Gleichtheilung zufällt. 

3. (Abſ. 4.) Erſt wenn zur Zeit des Erbfalls auf der einen (wäterlichen 
oder mütterlichen) Seite weder Großeltern noch Abkömmlinge derſelben vor⸗ 
handen ſind (oder die bzw. vorhandenen als nicht vorhanden gelten § 1924 
Note 31), fällt die für dieſe (erbenloſe) Seite beſtimmte Hälfte der für die 
Verwandtenerbfolge zur Verfügung ſtehenden Erbſchaft an die andere Seite. 

III. Ein Pflichttheilsauſpruch ſteht den in der dritten Ordnung berufenen 
Verwandten nicht zu, § 2303. 

§ 1927. 1. Die Vorſchrift dieſes Satzes! dient nur zur Klarſtellung 
einer bereits aus §§ 1924 —1926 zu ziehenden Folgerung. Vgl. die ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift für den verwandten Ehegatten § 1934. Die Hauptfälle 
doppelter Berufung liegen vor, wenn doppelte leibliche Verwandſchaftsver⸗ 
hältniſſe beſtehen, ſo wird z. B. das Kind aus der Ehe von Vetter und 
Baſe den Urgroßvater, den gemeinſamen Großvater ſeiner Eltern, zugleich 
in dem Stamme des Vaters wie in dem der Mutter beerben können. Ueber 
einige Fälle der Schaffung doppelter Verwandtſchaft durch Annahme an 
Kindesſtatt vgl. Mot. V S. 363. Mr me 
2. Die Bedeutung des Satzes 2 ergiebt ſich aus §§ 1951, 2007. Vgl. auch 
$S 1935, 2095. 


5. Zugehörigkrit zu meh⸗ 
reren Stämmen. 


b. Erbfolge nach Pa 
rentelen u. Grades⸗ 


nähe. 
a. Vierte Ordnung. 
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5. Fünfte Ordnung & 1929. Geſetzliche Erben der fünften Ordnung und der ferneren 
1 5 Ordnungen ſind die entfernteren Voreltern des Erblaſſers und deren 
Abkömmlinge. 
Die Vorſchriften des § 1928 Abſ. 2, 3 finden entſprechende 
Anwendung. 
e. Successlo ordinum. K 1930. Ein Verwandter iſt nicht zur Erbfolge berufen, ſolange 
ein Verwandter einer vorhergehenden Ordnung vorhanden iſt. 
2 Geſetzliche Erbfolge des § 1931. Der überlebende Ehegatte des Erblaſſers iſt neben Ver⸗ 
. wandten der erſten Ordnung zu einem Viertheile, neben Verwandten 
der zweiten Ordnung oder neben Großeltern zur Hälfte der Erb- 
ſchaft als geſetzlicher Erbe berufen. Treffen mit Großeltern Ab⸗ 
kömmlinge von Großeltern zuſammen, ſo erhält der Ehegatte auch 
von der anderen Hälfte den Antheil, der nach § 1926 den Ab⸗ 
kömmlingen zufallen würde. 
Sind weder Verwandte der erſten oder der zweiten Ordnung noch 
Großeltern vorhanden, ſo erhält der überlebende Ehegatte die ganze 
Erbſchaft. 


$ 1928. Für die vierte Ordnung bleibt von dem Parentelenſyſteme nur 
übrig, daß nicht unbeſchränkt die dem Grade nach nächſten Verwandten, 
ſondern zunächſt die Urgroßeltern erben. Sind Urgroßeltern nicht vorhanden 
(vgl. § 1924 Note 3b), jo erbt derjenige dem Grade nach ($ 1589 Abſ. 1) 
nächſte Verwandte, welcher durch einen der Urgroßeltern mit dem Erblaſſer 
verwandt iſt. In der vierten Ordnung gilt weder Erbfolge nach Stämmen 
(ogl. Ss 1924 Abi. 3, 1925 Abſ 2, 1926 Abſ. 5), noch Berückſichtigung doppelter 
Verwandtſchaft (§§ 1927, 1928 Abſ. 2). ’ 

$ 1929. Eine äußere Erbrechtsgrenze nach Parentelen oder Verwandt⸗ 
ſchaftsgraden iſt nicht gegeben. Daß ein Erbe näherer Ordnung den Erben 
fernerer Ordnung ausſchließt, ergiebt § 1930. 

§ 1930. J. Durch § 1930 wird das Prinzip der successio ordinmm zum 
Ausdrucke gebracht. Zunächſt iſt die vorhergehende Ordnung berufen, erſt 
wenn ein Erbe in dieſer Ordnung nicht vorhanden iſt oder als nicht vor⸗ 
handen gilt (vgl. § 1924 Note 3b), tritt die nächſte Ordnung ein. 

2. Die Reihenfolge der Berufung innerhalb der einzelnen Ordnungen er⸗ 
giebt ſich aus den für die einzelnen Ordnungen beſtehenden Vorſchriflen der 
§§ 1924 —1926, 1928 f. 

3. Der für die Ermittelung des berufenen Erben maßgebende Zeitpunkt 
iſt un bleibt ſtets der Zeitpunkt des Erbfalls ($ 1922). Vgl. §§ 1953, 2344, 
2346. 

a. Ein zur Zeit des Erbfalls Erzeugter, aber noch nicht Geborener gilt als 
vor dem Erbfalle geboren ($ 1923 Abſ. 2). Vgl. daſelbſt Note II 2a. 

b. Ein zur Zeit des Erbfalls noch nicht Erzeugter kommt für die Erbfolge 
dauernd nicht in Betracht ($ 1923 Abſ. 1), auch wenn er zu der Zeit, zu 
welcher ſeine Berufung zur Erbſchaft erfolgen würde, ſchon geboren iſt. 
Vgl. § 1923 Note II 2b. 

c. Der zur Zeit des Erbfalls noch Lebende bleibt berufen, auch wenn er zur 
Zeit der Berufung bereits verſtorben iſt, vgl. $ 1923 Note II I. 

§ 1931. J. Das geſetzliche Erbrecht des Ehegatten iſt unabhängig davon, 
ob die Ehe eine beerbte oder unbeerbte iſt und ob der Mann oder die Frau 
der überlebende Theil iſt. — Wegen der Uebergangsvorſchrift für die 
zur Zeit des Inkrafttretens des BSB. beſtehenden Ehen vgl. zu EG. Art. 200. 

2. Vorausſetzung des geſetzlichen Erbrechts des Ehegatten ift eine bis zum 
Tode des erſtverſterbenden Ehegatten fortdauernde gültige Ehe. 


J. Abſchnitt. Erbfolge. 409 


§ 1932. Iſt der überlebende Ehegatte neben Verwandten der 
zweiten Ordnung oder neben Großeltern geſetzlicher Erbe, jo ge- 
bühren ihm außer dem Erbtheile die zum ehelichen Haushalte ge- 
hörenden Gegenſtände, ſoweit ſie nicht Zubehör eines Grundſtücks 
ſind, und die Hochzeitsgeſchenke als Voraus. Auf den Voraus finden 
die für Vermächtniſſe geltenden Vorſchriften Anwendung. 


a. Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe, vgl. 88 1323 ff., 1329, 1330 ff., 
1343 Abſ. 2. 

a. Die Nichtigkeit der objektiv anfechtbaren Ehe ($$ 1330, 1350) tritt 
bereits mit Erhebung der Anfechtungsklage ein, § 1341. Der Rechts⸗ 
ſtreit, der vor dem Tode des anfechtenden Ehegatten nicht beendigt 
iſt, iſt mit dem Tode als in der Hauptſache erledigt anzuſehen, 
ERD. § 628 (Litelvorb vor $ 1564). Der Streit über das geſetzliche 
Erbrecht iſt in einem ſelbſtändigen Prozeß auszutragen; dem Ehe⸗ 
gatten gegenüber iſt zu beweiſen, daß die Ehe anfechtbar war und 
daß die Anfechtung friſt⸗ und formgerecht ſowie vor dem zuſtändigen 
Gerichte (CPO. § 606) erfolgt iſt. 

8. Sit die Anfechtung der Ehe von dem überlebenden Ehegatten erfolgt, 
ſo ſteht ihm, wenn die Ehe anfechtbar iſt, ein geſetzliches Ehegatten⸗ 
erbrecht ebenfalls nicht zu. Die Klage kann er nicht mehr zurück⸗ 
nehmen, CPO. § 628. Nach dem Tode erfolgt die Anfechtung gemäß 
§ 1342. Der Erbe, welcher dem Ehegatten das Erbrecht beſtreitet, iſt 
auch in dieſem Falle beweispflichtig wie zu a. 

b. Der Auflöſung der Ehe durch Scheidung ($$ 1564 ff.) ſteht die Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft durch Urtheil gleich. Vgl. $$ 1586 Note II 2n, 
1587. — Ausſchließung des Erbrechts als Folge der Erhebung der Schei— 
dungsklage § 1933. 

6. Auflöfung der Ehe durch Wiederverheirathung des einen Ehegatten nach 
erfolgter Todeserklärung des anderen Ehegatten § 1348 Abt. 2. 

d. Trennung von Tiſch und Bett nach früherem Rechte vgl. EG. Art. 202. 

3 (Abi. 1 Satz 2.) Beim Zuſammentreffen des Ehegatten mit Großeltern 
und Abkömmlingen verſtorbener Großeltern des Erblaſſers iſt die Regelung 
folgendermaßen: 

a. Der 1 Ehegatte erhält die Hälfte der Erbſchaft vorweg (Abſ. 1 
Satz 1). 

b. Die andere Hälfte iſt rechnungsmäßig ſo zu theilen, wie wenn Großeltern 
und Abkömmlinge allein als Erben in Betracht kamen (§ 1926). Die da⸗ 
nach für die Abkömmlinge von Großeltern ausgeworfenen Erbtheile er⸗ 
hält der Ehegatte außer der ihm nach Abſ. 1 Satz I zukommenden Hälfte. 
Der geſammte Erbtheil, welchen der Ehegatte als ſolcher erhält, bildet 
einen einheitlichen Erbtheil (vgl. § 1934). Der Ehegatte ſchließt die 
Onkel, Tanten, Vettern und Baſen des Erblaſſers aus. 

4. Den nicht vorhandenen Verwandten ſtehen die als nicht vorhanden 
geltenden gleich. Ausſchlagung der Erbſchaft (8 1953), Erbunwürdigleit 
($ 2344), Erbverzicht ($$ 2346, 2549), letztwillige Ausſchließung (5 1938). Vgl. 
zu § 1924 Note 3. — Anders für die Berechnung des Pflichttheils gemäß 
§ 2310. 

5. Pflichttheilsrecht der Ehegatten $ 230 Abſ. 2. 

6. dee Gütergemeinſchaft §§ 1482 ff., 1549, 1557. 

$ 1932. 1. Neben Verwandten der erſten Ordnung, Abkömmlingen 
($ 1924) beſteht kein Anſpruch des überlebenden Ehegatten auf den Voraus. 

2. Gegenſtand des Voraus find: 5 N 
a. die zum ehelichen Haushalte gehörenden Gegenſtände (vgl. §§ 1382, 1620, 

1640, 1969), ſoweit ſie nicht (was von dem Einwendenden zu beweiſen 

iſt) Zubehör eines Grundſtücks ($$ 97, 98) find. Die zum ehelichen 

Haushalte gehörenden Gegenſtände müſſen nicht nothwendig Sachen 


b. Voraus der Ehegatten. 
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e. Einſluß der erhobenen § 1933. Das Erbrecht des überlebenden Ehegatten ſowie das 
Scheidungskläge. Recht auf den Voraus iſt ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer zur 
Zeit ſeines Todes auf Scheidung wegen Verſchuldens des Ehegatten 
zu klagen berechtigt war und die Klage auf Scheidung oder auf Auf⸗ 

hebung der ehelichen Gemeinſchaft erhoben hatte. 


($ 90) fein, fo fallen z. B. darunter die Anſprüche auf Fortſetzung der 
im Intereſſe des Haushalts geſchloſſenen Verträge (etwa des Miethvertrags 
über die Chewohnung (F 569), des Zeitungsabonnements u. ſ. w.). 

b. die Hochzeitsgeſchenke. 

3. Der Voraus iſt ein neben den geſetzlichen Erbtheil des Ehegatten 
($ 1921) tretendes geſetzliches Vermächtniß. Vgl. Begründung zu KD. § 226 
Abſ. 3 (§ 205 i. d. Entw.). Die Anwendung der für Vermächtniſſe geltenden 
Vorſchriften (88 2147 ff.) ergiebt (vgl. ferner §8 2110 Abſ. 2, 2150, 2169 bis 
2172, 2345, 2373) insbeſondere: 

a. Dem überlebenden Ehegatten ſteht lediglich ein Forderungsrecht auf 
Leiſtung des Voraus gegen den Erben bzw. die Miterben zu (§ 2174). 

b. In Anſehung des Voraus ift der Ehegatte Nachlaßgläubiger §§ 1967 ff., 
dem Erben ſteht alſo auch die Befugniß zu, den Voraus mit Rückſicht 
auf ſeine beſchränkte Schuldenhaftung ſowie wegen Verletzung ſeines 
Pflichttheils zu kürzen, § 2318. 

c. Der Ehegatte behält auch den Anſpruch auf den Voraus, wenn er nicht 
Erbe wird, § 2161. 

4. Bei Berechnung des Pflichttheils der Abkömmlinge und des Ehegatten 
wird der Voraus als zum Nachlaſſe gehörig mitgerechnet, während er bei 
Berechnung des elterlichen Pflichttheils außer Anſatz bleibt (S 2311). 

5. Der Voraus hat nicht den Charakter eines Pflichttheils (§ 2303) und 
kann von dem Erblaſſer dem überlebenden Ehegatten entzogen werden. 

6. Wegfall des Rechtes auf den Voraus § 1933. — Anfechtung des An⸗ 
ſpruchs auf den Voraus durch den Erben wegen eines Erbunwürdigkeits⸗ 
grundes in der Perſon des Ehegatten § 2345. 


& 1933. 1. Mit dem Ausſchluſſe des geſetzlichen Erbrechts ($ 1931) des 
Ehegatten wird für die in $ 1933 geregelten Fälle (vgl. Note 2) auch das 
Pflichttheilsrecht des Ehegatten beſeitigt (§ 2303 Abſ. 2). — Voraus § 1932. 

2. Die in § 1933 vorausgeſetzten Thatbeſtände. 

a. Eine zur Zeit feines Todes für den Erblaſſer beſtehende Berechtigung, 
wegen Verſchuldens (§§ 1565 — 1568, nicht wegen Geiſteskrankheit § 1569) 
auf Scheidung zu klagen, iſt dann nicht vorhanden, wenn das Scheidungs⸗ 
recht durch Verzeihung ($ 1570), Friſtablauf ($ 1571) oder prozeſſuale 
Konſumtion CPO. § 616 (zu § 1573) erloſchen iſt. 

b. Die Erhebung (CPO. § 253) der Scheidungsklage ($ 1564) oder der 
Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft ($ 1575) iſt nur wirkſam, 
wenn fie vor dem zuständigen Gerichte (CPO. § 606) erhoben iſt. Der 
Erhebung der Klage ſteht die Erhebung der Widerklage gleich. Der bloße 
Antrag auf Schuldigerklärung des Klägers (vgl. 5 1674 Abſ. 3) würde 
nicht ausreichen. — Die Frage, ob die Ladung zum Sühnetermin auch 
im Sinne des § 1933 der Erhebung der Scheidungsklage (vgl. § 1571 
Abſ. 3) gleichſteht, wird von Wilke gegen Planck bejaht. 

3. Der Streit darüber ob das Erbrecht des Ehegatten gemäß § 1933 aus: 
geſchloſſen ift, wird in einem neuen Rechtsſtreite zwiſchen dem Ehegatten und 
denjenigen, welche dieſen Ausſchluß behaupten, ausgetragen. Der Eheſchei⸗ 
dungsprozeß ift gemäß END. §§ 628 (Titelvorb. vor § 1564), 639 (zu § 1575) 
durch den Todesfall in der Hauptſache erledigt. 

4. Wegen der ſonſtigen Vorſchriften, welche erbrechtliche Wirkungen an die 
Erhebung der Scheidungsklage knüpfen, vgl. Titelvorb. vor § 1564 Note III 3. 
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§ 1934. Gehört der überlebende Ehegatte zu den erbberechtigten 
Verwandten, ſo erbt er zugleich als Verwandter. Der Erbtheil, der 
ihm auf Grund der Verwandtſchaft zufällt, gilt als beſonderer Erbtheil. 

§ 1935. Fällt ein geſetzlicher Erbe vor oder nach dem Erbfalle 
weg und erhöht ſich in Folge deſſen der Erbtheil eines anderen 
geſetzlichen Erben, jo gilt der Theil, um welchen ſich der Erbtheil 
erhöht, in Anſehung der Vermächtniſſe und Auflagen, mit denen 
dieſer Erbe oder der wegfallende Erbe beſchwert iſt, ſowie in An⸗ 
ſehung der Ausgleichungspflicht als beſonderer Erbtheil. 

§ 1936. Iſt zur Zeit des Erbfalls weder ein Verwandter noch 
ein Ehegatte des Erblaſſers vorhanden, jo iſt der Fiskus des Bundes: 
ſtaats, dem der Erblaſſer zur Zeit des Todes angehört hat, geſetz⸗ 
licher Erbe. Hat der Erblaſſer mehreren Bundesſtaaten angehört, 
ſo iſt der Fiskus eines jeden dieſer Staaten zu gleichem Antheile 
zur Erbfolge berufen. 

War der Erblaſſer ein Deutſcher, der keinem Bundesſtaat an⸗ 
gehörte, ſo iſt der Reichsfiskus geſetzlicher Erbe. 


§ 1934. Vgl. § 1927. Auch § 1931 Note 3b. 
§ 1935. 1. Erhöhung eines Erbtheils als beſonderer Erbtheil. 
a. Das BGB. ſpricht von „Anwachſung“ nur bei Erhöhung des Erbtheils 
durch Wegfall eines eingeſetzten, nicht eines geſetzlichen Erben, vgl. § 2094. 
b. Nach §§ 2161, 2192 werden Vermächtniſſe und Auflagen, ſofern nicht ein 
anderer Wille des Erblaſſers erhellt, nicht dadurch unwirkſam, daß der 
Beſchwerte nicht Erbe oder Vermächtnißnehmer wird. Beſchwert iſt nach 
$ 2161 in dieſem Falle derjenige, welchem der Wegfall des zunächſt 
Beſchwerten unmittelbar zu Statten kommt. In ähnlicher Weiſe iſt nach 
$ 2051 derjenige Abkömmling zur Ausgleichung verpflichtet, der an Stelle 
eines weggefallenen ausgleichungspflichtigen Abkömmlinges tritt. Für 
ſolche Fälle ſchützt § 1935 den geſetzlichen Erben in derſelben Weiſe vor 


Ueberbürdung, wie dies § 2095 im Falle der A G des 
Teſtamentserben thut. s nn 


c. Wegen der Schuldenhaftung vgl zu $ 2007. 
d. Die Erhöhung des Erbtheils durch den nach dem Erbſchaftsverkauf ein⸗ 
getretenen Wegfall eines Miterben iſt im Zweifel nicht mitverkauft, § 2373. 
2. Wegfall eines Erben (vgl. § 1924 Note 3b) kann eintreten, 
a. vor dem Erbfalle 
a. durch den Tod des Erben § 1923; 
8. durch letztwillige Verfügung im Sinne des § 1938; 
. durch Erbverzicht § 2346. f 
Wenn in dieſen Fällen vom Wegfall eines geſetzlichen Erben ge⸗ 
ſprochen wird, obwohl der Weggefallene die rechtliche Stellung eines 
Erben noch nicht erlangt hat und vor dem Erbfall auch begrifflich 
nicht erlangen konnte, ſo geſchieht dies von der Vorſtellung aus, welche 
ſich der Erblaſſer von der dereinſtigen Vertheilung ſeines Nachlaſſes 
gemacht hat. Vgl. Planck Note 1 ſowie Küntzel in Gruchot 41 808 ff. 
b. nach dem Erbfalle 
4. durch Ausſchlagung § 1953; . 
8. durch Erbunwürdigkeitserklärung § 2344, 
7. durch Verſagung der Staatlichen Genehmigung an einen Erben, der 
als Religioſer derſelben nach vorbehaltenem Landesrechte bedarf, EG. 
Artt. 87 Abſ. 2, 86 Satz 2. 


§ 1936. 1. Das Erbrecht des Fiskus iſt ein wahres privatrechtliches 


d. Ehegatte als erbbe⸗ 
rechtigter Verwand⸗ 
ter. 


3. Erhöbung d. geſetzlichen 
Erbtheils in Folge Weg⸗ 
falls eines geſetzlichen 
Erben. 


„ Geſetzliche Erbfolge des 
Fiskus. 


III. Verfügungen v. Todes⸗ 
wegen. 
1. Teſtament. 
2. Erbeinſetzung. 


Zu 88 19371941. 
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8 1937. Der Erblaſſer kann durch einſeitige Verfügung von 
Todeswegen (Teſtament, letztwillige Verfügung) den Erben beſtimmen. 


geſetzliches Erbrecht. Der Fiskus gehört im Sinne der §§ 2104, 2149 nicht 


zu den geſetzlichen Erben. 


2. Als nicht vorhanden iſt auch der Erbe anzuſehen, der vor oder nach 
dem Erbfalle weggefallen iſt, vgl. § 1935 Note 2. 

3. Für das Erbrecht des Fiskus gelten folgende Sonderbeſtimmungen: 
a. Der Fiskus kann die Erbſchaft nicht ausſchlagen, § 1942 Abſ. 2 und da⸗ 

ſelbſt Note II 4. 

b. Der Fiskus kann auf ſein geſetzliches Erbrecht nicht verzichten, § 2346. 

6. Das Nachlaßgericht hat das Erbrecht des Fiskus gemäß SS 1964 f. feſt⸗ 
zuſtellen. Vor dieſer Feſtſtellung konnen aus dem Erbfalle Rechte weder 
von noch gegenüber dem Fiskus geltend gemacht werden, § 1966. 

d. Eine Inventarfriſt kann dem Fiskus als geſetzlichem Erben nicht beſtimmt 
a Auskunftspflicht des Fiskus gegenüber den Nachlaßgläubigern 
§ 2011. 

e. Der als geſetzlicher Erbe verurtheilte Fiskus kann die Beſchränkung feiner 
Haftung geltend machen (§§ 1975 ff.), auch wenn ſie ihm im Urtheile 
nicht vorbehalten iſt, CPO. § 780 Abſ. 2. 

4. Bundes-, Staats- und Reichsangehörigkeit vgl. EG. Art. 41. Elſaß⸗ 
Lothringen als Bundesſtaat EG. Art. 5. 

5. Vorbehalt für die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach denen im Falle des 
§ 1936 an Stelle des Fiskus eine andere Körperſchaft, Stiftung oder An⸗ 
ſtalt des öffentlichen Rechtes geſetzlicher Erbe iſt. Ech. Art. 138. 

6. Vorbehalt für die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach denen dem Fiskus 
ein Erbrecht, ein Pflichttheilsanſpruch oder ein Recht auf beſtimmte Sachen 
in Anſehung des Nachlaſſes einer verpflegten oder unterſtützten Perſon zu⸗ 
ſteht. EG. Art. 139. 8 

7. Anfall des Vermögens einer juriſtiſchen Perſon an den Fiskus bei Auf⸗ 
löſung oder Entziehung der Rechtsfähigkeit § 46. 

8. Internationales Privatrecht vgl. EG. Artt. 24, 25, 29. 


1. Das BGB. geht von der geſetzlichen Erbfolge, wie fie in den $$ 1924 
bis 1936 geregelt iſt, als der Regel aus. Daneben wird dem Erblaſſer die 
Befugniß eingeräumt, durch Rechtsgeſchäft von Todeswegen rechts verbindliche 
Anordnungen über ſein Vermögen zu treffen. 

2. Das Erbrecht wird, anders wie das Recht der Schuldverhältniſſe, aber 
in Uebereinſtimmung mit dem Sachen- und Familieurechte von dem Grund: 
ſatze beherrſcht, daß Anordnungen von Todeswegen nur innerhalb der für 
ſie zugelaſſenen Grenzen rechtswirkſam getroffen werden können. Dement⸗ 
ſprechend wird im Einzelnen ausgeſprochen, was Gegenſtand einer Verfügung 
von Todeswegen ſein kann. Innerhalb dieſer Grenzen herrſcht das Prinzip 
der Teſtirfreiheit, das wiederum den durch die Vorſchriften über die Teſta⸗ 
mentsfähigkeit (58 2229, 2230, 2247), den Pflichttheil (§§ 2303 ff.) und 
die Gebundenheit des Erblaſſers durch Erbvertrag und gemeinſchaftliches 
Teſtament (§§ 2289, 2271 Abſ. 2) gegebenen Einſchränkungen unterliegt. Im 
Uebrigen iſt die Teſtirfreiheit durch die Vorſchriften des § 2253 (jederzeitige 
Widerruflichkeit letztwilliger Verfügungen), des § 2302 (Nichtigkeit der Ver⸗ 
pflichtung zur Errichtung oder Nichterrichtung, Aufhebung oder Nichtaufhe⸗ 
bung einer Verfügung von Todeswegen) ſowie durch die Vorſchrift des § 2339 
Ziff. 2 über die Erbunwürdigkeit geſchützt. 3 

3. In §§ 19371941 werden im Intereſſe ſyſtematiſcher Durchſichtigkeit 
und Vollſtändigkeit des von der Erbfolge handelnden erſten Abſchnitts den 
Vorſchriften über die geſetzliche Erbfolge die allgemeinen Vorſchriften über 
die gewillkürte Erbfolge angeſchloſſen und damit zugleich die geſetzlichen Be⸗ 
griffsbeſtimmungen wichtiger erbrechtlicher Ausdrücke verbunden. 

. Die nähere Ausgeſtaltung des Teftaments und Vertragserbrechts 
bringen der dritte und vierte Abſchnitt (§§ 2064 —2273; §8 2274 — 2302). 
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§ 1938. Der Erblaſſer kann durch Teſtament einen Verwandten 
oder den Ehegatten von der geſetzlichen Erbfolge ausſchließen, ohne 
einen Erben einzuſetzen. 

§ 1939. Der Erblaſſer kann durch Teſtament einem Anderen, 
ohne ihn als Erben einzuſetzen, einen Vermögensvortheil zuwenden 
(Vermächtniß). 


5. Ueber den zuläſſigen Inhalt letztwilliger Verfügungen vgl. vor 
§§ 2061 ff. 

6. Nachweis der auf Grund einer Verfügung von Todeswegen eintretenden 
Erbfolge vgl. § 2355 und Vorb. vor § 2.5. Note 6. 

$ 1937. 1. Durch $ 1937 wird die Teſtirfreiheit in Anſehung der 
Erbenbeſtimmung anerkannt. Vgl. zu SS 1937 — 1941 Note 2. Daß die ge: 
ſetzliche Erbfolge durch die teſtamentariſche ausgeſchloſſen wird, ergiebt ſich 
aus §§ 2088 f. . 

2. In $ 1937 wird die Legaldefinition des Begriffs des Teſta⸗ 
ments oder der letztwilligen Verfügung gegeben. 

a. Die Verfügung von Todeswegen iſt entweder eine einſeitige 
(§ 1937) oder eine vertragsmäßige ($ 1941). Der beide Arten um 
faſſende Begriff iſt der der Verfügung von Todeswegen (vgl. z. B. 88 83, 
1948, 2289, 2302, 2339). 

b. Zeftament und letztwillige Verfügung bezeichnen gleichbedeutend 
jede einſeitige Verfügung von Todeswegen ohne Rückſicht auf ihren 
Inhalt, inſonderheit ohne Rückſicht darauf, ob eine Erbeinſetzung in der 
Verfügung enthalten iſt oder nicht. Ein „Kodizill“ im Sinne des bis⸗ 
herigen Rechtes iſt als beſondere Art der letztwilligen Verfügungen nicht 
aufgenommen, ſondern fällt unter den Begriff des Teſtaments. 

e. Der Ausdruck Teſtament wird auch zur Bezeichnung eines mehrere 
letztwillige Verfügungen zuſammenfaſſenden Aktes verwendet, z. B. § 2085. 
Bei einer ſolchen Zuſammenfaſſung behält indeß jede einzelne Verfügung 
ihre materielle Selbſtändigkeit, wie ſich z. B. aus 88 2085, 2253 ergiebt. 
Vgl. auch § 1951 Abſ. 2 Satz 1. 

d. Einſeitige Verfügungen von Todeswegen können auch in einem Erbver— 
trage getroffen und aufgehoben werden. Vgl. hierüber § 2299. 

e. Zum Ausdrucke „Letzrwillige Verfügung“ iſt zu bemerken: 

a. die Letztwilligkeit, d. h. der Fortbeſtand des in dem Teſtament 
ausgeſprochenen Willens bis zu dem Tode des Erblaſſers ergiebt ſich 
aus dem Umſtande, daß ein Widerruf (8 2254) trotz jederzeitiger 
Widerruflichkeit ($% 2253, 2302) nicht erfolgt iſt. 

ß. Verfügung wird in dieſem Zuſammenhang anders gebraucht, als 
„Verfügung über einen Gegenſtand“, vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 
Note 5. 

3. Ueber das Teſtament handelt der dritte Abſchnitt (SS 2064 ff.), 
über die Erbeinſetzung insbeſondere der zweite Titel (88 2087 ff.), über die 
Errichtung und Aufhebung des Teſtaments der ſiebente Titel (58 2229 ff.). 
Ordentliche Teſtamentsformen ſind das gerichtliche oder notarielle 
Teſtament und das holographiſche Teſtament, § 2231. 

§ 1938. 1. Nur Verwandte ($$ 1924 ff.) und der Ehegatte ($$ 1931 ff.), 
nicht auch der Fiskus ($ 1936), konnen von der geſetzlichen Erbfolge ausge⸗ 
ſchloſſen werden, ohne daß ein anderer Erbe beſtimmt wird Der Ausge⸗ 
ſchloſſene iſt in Anſehung der Erbfolge als zur Zeit des Erbfalls nicht vor⸗ 
handen zu betrachten. Vgl. zu § 1924 Rote 2 a. E. — Der etwaige Pflicht⸗ 
theilsanſpruch des Ausgeſchloſſenen beſtimmt ſich nach SS 2308 ff. 

2. Ausſchließung eines gemeinſchaftlichen Abkömmlinges der Ehegatten 
von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1511 Abſ. 1. 


$ 1939. 1. Vgl. Vorb. zu $$ 1937—1941. 


b. Ausſchließung eines 
Verwandten oder des 
Ehegatten. 


c. Vermächtniß. 
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d. Auflage. § 1940. Der Erblaſſer kann durch Teſtament den Erben oder 
einen Vermächtnißnehmer zu einer Leiſtung verpflichten, ohne einem 
Anderen ein Recht auf die Leiſtung zuzuwenden (Auflage). 
2. Erbvertrag. 8 1941. Der Erblaſſer kann durch Vertrag einen Erben ein⸗ 
ſetzen ſowie Vermächtniſſe und Auflagen anordnen (Erbvertrag). 
Als Erbe (Vertragserbe) oder als Vermächtnißnehmer kann ſowohl 
der andere Vertragſchließende als ein Dritter bedacht werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Rechtliche Stellung des Erben. 
Erſter Titel. 
Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft. 
Fürſorge des Nachlaßgerichts. 
1. Annapme und Ausſchla § 1942. Die Erbſchaft geht auf den berufenen Erben unbe⸗ 
1. Augsſchlagungsbeſugniß ſchadet des Rechtes über, fie auszuſchlagen (Anfall der Erbſchaft). 
b. des ts age, Der Fiskus kann die ihm als geſetzlichem Erben angefallene Erb— 
Erben. ſchaft nicht ausſchlagen. 


2. Näheres über den Begriff und die Regelung des Vermächtniſſes zu 
§§ 2147 ff. 
3. Hervorzuheben iſt hier nur, 

a. daß durch das Vermächtniß lediglich ein perſönlicher Anſpruch des Be⸗ 
dachten gegen den Beſchwerten begründet werden kann ($ 2174); 

b. daß das ſog. Vindikationslegat, durch welches ein dinglicher Anſpruch 
des Bedachten kraft Geſetzes zur Entſtehung gebracht wird, vom BGB. 
nicht zugelaſſen iſt. 

9 209 0. Vermächtniſſe. Vgl. Denkſchrift z. KO. § 226 Abſ. 3 (Entw. 
Bi). 

a. Der Anſpruch des Ehegatten auf den Voraus §§ 1932f. 

b. Der ſog. Dreißigſte § 1969. 

. Vorbehalt für die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach denen dem Fiskus 
oder einer anderen juriſtiſchen Perſon in Anſehung des Nachlaſſes einer 
verpflegten oder unterſtützten Perſon ein Recht auf beſtimmte Sachen zu⸗ 
ſteht, EG. Art. 139. 

9 1940. 1. Vgl. Bord. zu §§ 1937 — 1941. 
2. Hier iſt nur hervorzuheben: 

3. Das Charakteriſtiſche der Auflage iſt, daß durch ſie dem etwaigen Be⸗ 
günſtigten kein klagbares Recht eingeräumt wird, wenngleich der Be⸗ 
ſchwerte zu einer Leiſtung verpflichtet wird. 

b. Die rechtliche Erzwingbarkeit der Auflage iſt in § 2194 geregelt. 

c. Die Leiſtung iſt im weiteſten Sinne zu verſtehen, fo daß namentlich auch 
Unterlaſſungen einbegriffen ſind, vgl. § 241 Satz 2. 

d. Näheres über den Begriff und die Regelung der Auflage vgl. zu SS 2192 ff. 

3. Schenkung unter einer Auflage §§ 525 — 527. 
§ 1941. 1. Vgl. Vorb. zu 58 1937 — 1941. 
2. Näheres über den Begriff und die Regelung des Erbvertrags vgl. 

88 2274 fl. — Vgl. JW. 1899 ©. 755“; Kc. Jahrb. 20 A 151. 

Vorbemerkung zum 1. Der zweite Abſchnitt enthält unter der Ueberſchrift „Rechtliche Stellung 

II. Abſchuit. des Erben“ die Vorſchriften, welche ſich auf das Erbeſein beziehen. Die⸗ 
ſelben gelten für jeden Erben, mag das Erbrecht auf Geſetz, letztwilliger 

Verfügung oder Vertrag beruhen. 

2. Nachlaßgericht vgl. Vorb. zu SS 1960 ff. 


II. Abſchn. Rechtl. Stellg. d. Erben. 1. Tit. Annahme u. Ausſchlagung ꝛc. 415 


§ 1942. I. Anfall kraft Geſetzes. 

1. Mit dem Tode des Erblaſſers ($ 1922) geht die Erbſchaft gemäß 
§ 1942 Abſ. 1 kraft Geſetzes auf den berufenen Erben über. Keine here- 
ditas jacens. — Vererblichkeit der angefallenen Erbſchaft auf den Erbes⸗ 
erben vgl. § 1952. 

a. Wer berufener Erbe iſt, iſt nach Maßgabe der §8 1924—1938, 1941 
Abſ.! zu beurtheilen. , 

b. Der Anfall der Erbſchaft, d. i. die Erwerbung der Erbſchaft bedarf nicht 
der Annahme. Der Nachweis der Erbſchaftsannahme gehört deshalb 
nicht zur Begründung der Aktiv- oder Paſſivlegitimation des Erben als 
ſolchen. Vgl. indeß § 1958. 

e. Auch der Erbe, der nicht ſofort, ſondern erſt durch den nach dem Erb⸗ 
fall erfolgenden Wegfall eines vorberufenen Erben (insbeſondere durch 
Ausſchlagung, Erbunwurdigkeitserklärung, vgl. § 1935 Note 2 b) berufen 
wird, erwirbt die Erbſchaft mit dem Tode des Erblaſſers, §§ 1953, 2344. 
Das zw ſchen dem zunächſt Berufenen und demjenigen, der Erbe wird, 
obwaltende Verhältniß iſt in § 1959 geregelt. 

d. Auch für den Anfall an den nasciturus, welcher Erbe wird, gilt 
die Fiktion des § 1923. Vgl. daſelbſt Note B II 2aa. 

e. Die angefallene Erbſchaft gehört, wenn der Erbe während der Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt ſtirbt, zu feinem Nachlaſſe. Note II 2 und § 1952. 

2. Als Ganzes (8 1922) geht die Erbſchaft über. 

a. Prinzip der Univerſalſukzeſſion vgl. $ 1922 Note A II. 

b. Wegen der zur Erbſchaft gehörenden und nicht dazu gehörenden Gegen⸗ 
ſtände vgl. zu § 1922 Note B II 2—5. Wegen des Paſſivpnachlaſſes 
(Nachlaßverbindlichkeiten) §§ 1967. 

3. Legitimation des Erben. 

a. Wer Erbe iſt, hat an ſich derjenige, welcher ſich mit dem Erben als 
ſolchem in rechtsgeſchäftlichen Verkehr einläßt, auf eigene Gefahr zu 
prüfen. Wegen des die Vermuthung des Erbrechts mit öffentlichem 
Glauben begründenden Erbſcheins vgl. §§ 2353 ff. 

0 5 94. Macht der Kläger einen auf ihn übergegangenen Anspruch 
jeltend, ohne dass er vor der Erhebung der Klage dem Beklagten den 
eber gang mitgetheilt und auf Verlangen nachgewiesen hat, so fallen ihm 
die Prozesskosten insoweit zur Last, als sie dadurch entstanden sind, dass 
der Beklagte durch die Unterlassung der Mittheilung oder des Nachweises 
veranlasst worden ist, den Anspruch zu bestreiten. 

II. Das Ausſchlagungsrecht des Erben. 

1. Die Rückwirkung der Ausſchla gung. 

Die Ausübung des dem Erben zuſtehenden Ausſchlagungs⸗ 
rechts beſeitigt die Wirkungen des Anfalls an den Ausſchlagenden ex tune 
und bewirkt unter Zurückbeziehung auf den Zeitpunkt des Erbfalls den An⸗ 
fall an denjenigen, der berufen ſein würde, wenn der Ausſchlagende zur 
Zeit des Todes nicht gelebt hätte, § 195%. 

2. Die rechtliche Natur der Ausſchlagung. 

Das mit dem Anfalle der Erbſchaft — abgeſehen von dem Anfall an den 
Fiskus Abſ. 2 (Note 4) — nothwendig verbundene Recht des Erben, die 
Erbſchaft ex tune (Note 1) auszuſchlagen, bewirkt, daß bis zur Erledigung 
des Nusſchlagungsrechts die angefallene Erbſchaft kein endgültig zum Ver⸗ 
mögen des Erben gehöriger Gegenſtand iſt. Dieſem Umſtande wird in einer 
Anzahl von Beſlimmungen nach verſchiedenen Richtungen hin Rechnung ge 
ragen: 

a. Die Ausſchlagung wird nicht als Verzicht auf ein bereits erworbenes, 
ſondern als Nichtannahme eines angetragenen Rechtes behandelt. An⸗ 
wendungsfälle: 

a. Die Ausſchlagung einer Erbſchaft, auch wenn zum Vortheil eines 
Anderen erfolgt, iſt, da materiell keine Bereicherung aus dem Ver⸗ 


§ 1942 
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2. Annahme und Aus- 5 1943. Der Erbe kann die Erbſchaft nicht mehr ausſchlagen, 


lagung. 


lem des Aus wenn er fie angenommen hat oder wenn die für die Ausſchlagung 


ſchlagungsrechts. 


vorgeſchriebene Friſt verſtrichen iſt; mit dem Ablaufe der Friſt gilt 
die Erbſchaft als angenommen. 


1 0 des Ausſchlagenden erfolgt, keine Schenkung, § 517; vgl. Note 1 

daſelbſt. 

6. Die Ehefrau bedarf bei geſetzlichem Güterſtande (§ 1406 Ziff. 1) nicht 
der Zuſtimmung des Mannes zur Ausſchlagung und iſt bei Güter⸗ 
gemeinſchaft (§ 1453) ausſchließlich und ohne Zuſtimmung des Mannes 
zur Ausſchlagung berechtigt. 

J. Die Vorſchrift KD. § 9 trägt zugleich dem perſönlichen Charakter des 
Erwerbes von Todeswegen Rechnung. 

IN O. 5 0 Die Annahme oder Ausschlayung einer vor der Eröffnung des 
Verfahrens dem Gemeinschuldner angefallenen Erbschaft, sowie eines vor diesem 
Zeitpunkte dem Gemeinschuldner angefallenen Vermächtnisses steht nur dem Ge- 
meinschuldner zu. Das Gleiche gilt von der Ablehnung der fortgesetzten Güter- 
gemeinschaft. 

Demgemäß muß auch die von dem Gemeinſchuldner vor der Kon⸗ 
kurseröffnung erfolgte Ausſchlagung einer Erbſchaft der Anfechtung 
durch den Konkursverwalter entzogen Sein (vgl. Jäger, Konkursordnung 
§ 9 Anm. 11). OLG. 4 175. 

b. Schutz des Erben gegen gerichtliche Inanſpruchnahme wegen Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten vor Annahme der Erbſchaft § 1958, vgl. auch daſelbſt 
CPO. §§ 778, 779 Abi. 2 (zu § 1958). 

e. Das Ausſchlagungsrecht kann, wegen feiner perſönlichen Natur (vgl. zu a) 
nicht Gegenſtand der Pfändung ſein. Auch kann die Ausſchlagung nicht 
auf Grund des Anfechtungsgeſetzes angefochten werden, DIS. 4 175. 
Aus der Nichtpfändbarkeit ergiebt ſich die Unübertragbarkeit §§ 413, 400. 
Die Vererblichkeit des Ausſchlagungsrechts auf den Erbeserben iſt aus⸗ 
drücklich beſtimmt § 1952. 

b 90 Ausſchlagung einer Erbſchaft durch den geſetzlichen Ver— 

rer 

a. Auf Grund elterlicher Gewalt § 1643 Abſ. 2. 

b. Auf Grund vormundſchaftlicher Vertretung § 1822 Ziff. 2. 

4. Der Anfall an den Fiskus. 

a. Das geſetzliche Erbrecht des Fiskus § 1936. 

b. Dem Fiskus iſt das Ausſchlagungsrecht nur in feiner Eigenſchaft als 
geſetzlicher Erbe verſagt. Als eingeſetzter Erbe würde er es haben. 

e. Der Fiskus kann, um ſich den mit der Erbſchaft verbundenen Beläſtigungen 
zu entziehen, die gerichtliche Nachlaß verwaltung gemäß §§ 1981 ff. be⸗ 
antragen. Vgl. indeß § 1982. 
§ 1943. I. Annahme der Erbſchaft durch Willenserklärung. 

1. Die Willenserklärung. 

Die Annahme der Erbſchaft iſt eine nicht empfangsbedürftige (vgl. Titel⸗ 
vorb. vor § 116 Note 25) Erklärung des Willens, Erbe fein zu wollen. 
Dieſe Erklärung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend (pro hereie gestio 
vgl. zu 2) erfolgen. Ihr Wirkſamwerden richtet ſich nach den allgemeinen 
Grundſätzen (vgl § 130 Note A II). 

2. Insbeſondere die ſtillſchweigende Annahme durch pro 
herede gestio. s 
a. Eine ſtillſchwetgende Erklärung der Erbſchaftsannahme iſt nur vorhanden, 

wenn der Wille, Erbe ſein zu wollen, ſich unbedingt und unbefriſtet 

(§ 1947) aus dem Verhalten des als Erbe Berufenen mit Sicherheit er⸗ 

giebt (pro herede gestie); z B. Stellung des Antrags auf Ertheilung 

eines Erbſcheins (vgl. § 2357 Note I), Verfügung über Nachlaßgegenſtände, 
welche die Abſicht, Erbe ſein zu wollen, erkennen läßt. Verkauf der Erb⸗ 
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§ 1944. Die Ausſchlagung kann nur binnen ſechs Wochen er⸗ 
folgen. 

Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Erbe von 
dem Anfall und dem Grunde der Berufung Kenntniß erlangt. Iſt 
der Erbe durch Verfügung von Todeswegen berufen, ſo beginnt die 
Friſt nicht vor der Verkündung der Verfügung. Auf den Lauf der 
Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der 
§§ 203, 206 entſprechende Anwendung. 

Die Friſt beträgt ſechs Monate, wenn der Erblaſſer ſeinen letzten 
Wohnſitz nur im Auslande gehabt hat oder wenn ſich der Erbe bei 
dem Beginne der Friſt im Ausland aufhält. 


ſchaft (§§ 2371 ff.). Dieſer Wille kann ſich auch aus fürſorglichen, un⸗ 
aufſchiebbaren Handlungen offenbaren, wie er andererſeits trotz Vornahme 
von Verfügungen, welche ohne Nachtheil für den Nachlaß aufſchiebbar 
find, nicht vorhanden zu ſein braucht, vgl. § 1959 Abſ 2. — Neben der 
Feſtſtellung, daß eine Handlung die Abſicht der Erbſchaftsannahme noth⸗ 
wendig vorausſetzt, bedarf es nicht noch der beſonderen Feſtſtellung, daß 
der Erbe bei der Handlung das Bewußtſein, als Erbe zu handeln, gehabt 
habe, RG. IW. 1899 S. 46260. 

b. Kraft Geſetzes gilt als ſtillſchweigende Annahme die Anfechtung der Aus⸗ 
ſchlagungserklärung § 1957. 

e. Wird ein Erbſchein über das Erbrecht eines ſpäter Berufenen auf Grund 
der Ausſchlagungserklärung des früher Berufenen ertheilt und ſtellt ſich 
nachträglich heraus, daß der Ausſchlagende im Wege der pro herede 
gestio das Ausſchlagungsrecht verloren hatte, jo iſt der gutgläubige 
Dritte auf Grund der $$ 23652367 geſchützt. 

3. Als Rechtsgeſchäft unterliegt die ausdrückliche wie die ſtillſchweigende 

e 155 en an 1 a bd 19175 

ere hinſichtlich der Geſchäftsfähigkeit ($ ). Als beſondere Vor⸗ 

ſchriften Me 15 e n 5 

a. Zeit der Zuläſſigkeit der Annahmeerklärung § 1946; 

b. Unzuläſſigkeit der Beifügung von Bedingung und Zeitbeſtimmung § 1947; 

. Irrthum im Berufungsgrunde vgl. § 1949; 

d. Unzuläſſigkeit theilweſſer Annahme § 1950; 

e. e 51 mehreren Erbtheilen. Annahme eines der mehreren Erb⸗ 
teile § 1951; 

15 Anfechtung der Annahmeerklärung wegen Willensmangels. $$ 1954, 1955, 
1957. 

U. Verſänmung der Ausſchlagungsfriſt. Vgl. zu § 1944. 
§ 1944. I. Rechtliche Natur der Ausſchlagungsfriſt. 
J. Ausſchlußfriſt. 

Die Ausſchlagungsfriſt iſt eine geſetzliche Ausſchlußfriſt. Titelvorb. vor 

§ 186 Note 4. Vgl. daſelbſt insbeſondere wegen Berückſichtigung derſelben 

von Amtswegen und wegen der Beweislaſt; Hemmung (§§ 203, 206) vgl. 

Note III 4. 

2. Anfechtung der Friſtverſäumung. 

Die Nuss lagungsſeiß Dat inſofern eine Beſonderheit, als nicht nur mit 

ihrem Ablaufe die Erbſchaft als angenommen gilt, ſondern auch, gemä 

Pofitiner Beſtimmung des § 1956, die Verſäumung der Friſt, obwohl kein 

gechtsgeſchäft, dennoch wie das Rechtsgeſchäft der Annahmeerklärung wegen 

willensmangels angefochten werden kann. Vgl. hierzu Titelvorb. vor § 186 

Note 4% und Titelvorb. vor § 116 Note 2 3 f. 
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3. Una bänderlichkeit der Friſt. 

Als geſetzliche Ausſchlußfriſt kann die Ausſchlagungsfriſt von den Be⸗ 
theiligten nicht geändert werden Die an die Verſäumung geknüpften Rechts⸗ 
folgen treten kraft Geſetzes mit Wirkung für und gegen Jedermann ein. 


II. Beginn der Friſt. 
1. Geſetzliche Erbfolge. 

a. Kenntniß (nicht bloßes Kennenmüſſen) von dem Anfall und dem Grunde 
der Berufung iſt dem Erben von demjenigen, der den Ablauf der Aus⸗ 

ſchlagungsfriſt behauptet, nachzuweiſen. Auf welche Umſtände ſich die 
Kenntniß erſtrecken muß, iſt von Fall zu Fall zu beurtheilen. Dem Erben 
muß insbeſondere bekannt ſein: 

a. der Erbfall, das iſt der Tod ($ 1922) bezw. die erfolgte Todes⸗ 

erklärung des Erblaſſers § 18 Abſ. 2, vgl. $ 1922 Note 51 b; 

ſein Verhältniß als Verwandter ($$ 1924 ff.) oder Ehegatte ($ 1931) 
des Erblaſſers, auf Grund deſſen das Geſetz ihn zum Erben beruft; 

+. daß kein vor ihm berufener Verwandter vorhanden iſt oder daß der 
ihm vorhergehende weggefallen iſt. Vgl. § 1935 Note 2. 

b. Gegenüber dem Nachweiſe der Kenntniß der zu a aufgeführten Umſtände 
hat der Erbe die dennoch ſeine Kenntniß von dem Anfall oder dem 
Grunde ſeiner Berufung etwa ausſchließenden Umſtände nachzuweiſen. 
Solche Umſtände konnen z. B. ſein: 

a. Nichtwiſſen, daß eine letztwillige, das geſetzliche Erbrecht ausſchließende 
Verfügung des Erblaſſers nicht vorhanden iſt, in Verbindung mit 
irrthümlicher, die Kenntniß von dem Anfall ausſchließender Annahme 
des Vorhandenſeins einer ſolchen Verfügung. Ergiebt ſich die Nichtig⸗ 
keit der vorhandenen letztwilligen Verfügung, ſo würde die Kenntniß 
der Nichtigkeit dem Erben Aach een ſein. Solange der Erbe die 
Nichtigkeit nicht kennt, kann die Ausſchlagungsfriſt nicht laufen; 

8. ſonſtiger thatſächlicher oder rechtlicher Irrthum, welcher nach freier 
richterlicher Ueberzeugung die Kenntniß des Anfalls ausſchließt. (Vgl. 
§ 892 Note III I a.) 

2. Berufung durch Verfügung von Todeswegen. (Eetztwillige 

Verfügung oder Erbvertrag vgl. § 1937.) 

a. Dem Erben iſt als ihm bekannt (vgl. Note 1a) nachzuweiſen 
a. der Erbfall (vgl. zu 1 a a); 

3. die den Anfall begründende Anordnung. Eine amtliche Mittheilung 
der Anordnung iſt nicht erforderlich, andererſeits eine diesbezügliche 
Zuſtellung oder Erſatzzuſtellung als ſolche nicht genügend. Ent⸗ 
ſcheidend iſt die thatſächliche Kenntniß. 

b. Außer der Kenntniß iſt die Verkündung des Teſtaments ($ 2260) oder 
des Erbvertrags (§ 2300) erforderlich, vgl. NG. IW. 1902 Beil. S. 232. 
Daß der Erbe auch Kenntniß von der ſtattgehabten Verkündung hat, iſt 
für den Beginn der Ausſchlagungsfriſt nicht vorgeſchrieben. 

3. Beſondere Fälle. 

. Bei Berufung in Folge der Ausſchlagung eines vorher berufenen Erben 
iſt die nach § 1953 Abſ 3 vorgeſchriebene Mittheilung des Nachlaßgerichts 
nicht Vorausſetzung für den Beginn der Ausſchlagungsfriſt. Vielmehr 
kommt es lediglich auf die thatſächliche Kenntniß des Anfalls an. Bol. 
Note La. 

b. Schlägt der Teſtaments⸗ oder Vertragserbe, welcher unmittelbar oder 
mittelbar als geſetzlicher Erbe berufen iſt (vgl. $ 1948 Note 1), die ihm 
aus dem Grunde der Verfügung von Todeswegen angefallene Erbſchaft 
aus, ſo läuft ihm aus der geſetzlichen Berufung eine neue Friſt. Vgl. 
zu § 1948. 

Kenntniß eines Vertreters vgl. zu Note IV. 

„Sondervorſchrift für den als Erben beſchräntten oder beſchwerten Pflicht⸗ 
theilsberechtigten § 2306. 
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e. Für den naseiturus (vertreten durch feinen geſetzlichen Vertreter vgl. 
Note IV 1) kann, da ſich erſt mit der vollendeten Geburt (vgl. 8 1923 
Note B II 2a) entſcheidet, ob der Anfall erfolgt iſt, die Kenntniß nicht 
vor der Geburt eintreten. 

k. Beginn der Friſt in der Perſon des Erbeserben vgl. § 1952 Note II 2b. 


III. Dauer der Friſt. 
I. Die regelmäßige Friſt von ſechs Wochen iſt immer maßgebend, 
ſofern nicht die beſonderen Vorausſetzungen der Sechsmonatsfriſt (Abſ. 3) 
von dem ſie in Anſpruch Nehmenden nachgewieſen werden. 
2. Die Vorausſetzungen der Sechsmonatsfriſt 
a. aus der Perſon des Erblaſſers: daß der Erblaſſer feinen letzten Wohnſitz 
(88 7 ff.) nur im Auslande gehabt hat. — Wo der Erblaſſer geſtorben 
iſt, iſt unerheblich. Wenn neben einem ausländiſchen Wohnſitz auch ein 
inländiſcher beſteht (vgl. § 7 Abſ. 2), iſt Abſ. 1, nicht Abſ. 3 anwendbar. 
b. aus der Perſon des Erben: Aufenthalt des Erben im Auslande zur 
Zeit des Beginnes der Ausſchlagungsfriſt (vgl. zu II); weder 
auf den Wohnſitz des Erben noch auf den Aufenthalt des Erben zur 
Todeszeit des Erblaſſers kommt es an. Bei Beginn der Ausſchlagungs⸗ 
friſt nach dem Tode des Erben iſt der Aufenthalt des Erbeserben ent⸗ 
ſcheidend ($ 1952 Note II 2 b). 


e. Ausland iſt alles nicht zum Deutſchen Reiche gehörige Gebiet, alſo auch 
die Konſulats⸗ und Schutzgebiete, in denen Deutſches Recht gilt. — Im 
Auslande befindliche Kriegs⸗ und ſonſtige Staatsſchiffe können trotz ihrer 
volkerrechtlichen Geltung als Inland (vgl. Olshauſen z. StGB. 8 3 
Note 14a) dem Zwecke des § 1944 nach, nicht im Sinne dieſer Vorſchrift 
als Inland angeſehen werden. Vgl. EG. Art. 1 Note 1 U b. 

3. Die Verechnung der Friſt geſchieht nach §8 187, 188, 193. 

4. Schutzvorſchriften. 

a. Hemmung des Friſtlaufs bei Stillſtand der Rechtspflege und ſonſtiger 
höherer Gewalt $ 203. 

h. Schupfeift beim Mangel geſetzlicher Vertretung für einen geſchäfts⸗ 
unfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Erben § 206. 

e Die Vorfchrift des § 207 kommt mit Rückſicht auf § 1952 Abſ. 2 nicht in 
Betracht. 

IV. Einfluß einer für den Erben beſtehenden Vertretung auf die Aus⸗ 

ſchlagungsfriſt. 

1. Geſetzliche Vertretung, vgl. Titelvorb. vor § 164 Note C II und 
9.1945 Note 5. Der geſetzliche Vertreter hat kraft abſoluter Vorſchrift 
nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht, ſeinen Schützling zu ver⸗ 
treten (§§ 1627 ff., 1793 ff., 1897, 1915). Beginn und Dauer der Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt find in Anſehung der Kenntniß (Abf. 2) wie des Aufenthalts⸗ 
orts des Erben (Abſ. 3) nach der Perſon des geſetzlichen Vertreters zu be⸗ 
urtheilen (vgl. § 166). Die Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt durch den 
geſetzlichen Vertreter wirkt gegen den Erben. Eine Sondervorſchrift nach 
Art des § 1340 beſteht nicht. 

2. Rechtsgeſchäftliche Vertretung (vgl. § 1945 Abſ. 2). 

Die Vollmacht gewährt dem Bevollmächtigten lediglich die Befugniß, die 

Ausſchlagung für den Vollmachtgeber zu erklären. Eine aus dem der Voll⸗ 

macht zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſe ſich ergebende Verpflichtung 

zur Abgabe einer Erklärung würde immer nur eine obligatoriſche inter 
partes wirkende ſein können. Deshalb kann ſich ein Dritter nicht auf die⸗ 

holde berufen, und es iſt nicht erſichtlich, weshalb mit Planck (zu § 1944 

Rote 3) ſollte angenommen werden können, daß der Erbe die Kenntniß ſeines 

evollmächtigten gegen ſich gelten laſſen müßte. 
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§ 1945. Die Ausſchlagung erfolgt durch Erklärung gegenüber 
dem Nachlaßgerichte; die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter 
Form abzugeben. 

Ein Bevollmächtigter bedarf einer öffentlich beglaubigten Vollmacht. 
Die Vollmacht muß der Erklärung beigefügt oder innerhalb der 
Ausſchlagungsfriſt nachgebracht werden. 

8 1946. Der Erbe kann die Erbſchaft annehmen oder aus- 
ſchlagen, ſobald der Erbfall eingetreten iſt. 

§ 1947. Die Annahme und die Ausſchlagung können nicht unter 
einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen. 


§ 1945. 1. Nachlaßgericht ift nur das zuſtändige Nachlaßgericht, vgl. 
Bord. zu SH 1960 ff. Die einem unzuſtändigen Gerichte gegenüber abge⸗ 
gebene Erklarung iſt nicht wirkſam. Fr. § 7 (Abſchnittvorb. vor § 1773 
Note B III I) iſt nicht anwendbar. 

2. Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte (Wirkſamwerden, Unwider⸗ 
ruflichkeit §§ 130 ff.). 

3. Oeffentliche Beglaubigung vgl. § 129. 

4. Vollmacht §§ 164 ff. 

a. Die Vollmacht muß dem Bevollmächtigten die Befugniß zur Erbſchafts⸗ 
ausſchlagung gewähren; ob dies der Fall iſt, ergiebt die Auslegung der 
Vollmacht. Einfluß der Kenntniß des Bevollmächtigten auf die Verſäu⸗ 
mung der Friſt § 1944 Note IV 2. 

b. Unterlaſſung friſtgemäßer Vollmachtseinreichung macht die Erklärung des 
1 unwirkſam, ſelbſt wenn rechtsbeſtändige Vollmacht er⸗ 
theilt iſt. 

15 1 der Erbſchaft durch den geſetzlichen Vertreter (vgl. § 1944 

ote h 
a. auf Grund elterlicher Gewalt $ 1643; 

b. durch den Vormund oder Pfleger §§ 1822 Ziff. 2, 1897, 1915. — Die 
Beifügung der Beſtallung ($ 1791) 1 anders wie für die Vollmacht 
§ 1945 Abſ. 2 Satz 2 nicht vorgeſchrieben. 

§ 1946. 1. Der Erbe kann alſo die Annahme: oder die Ausſchlagungs⸗ 
erklärung ſofort nach dem Erbfalle (§ 1922) abgeben, ohne erſt den Beginn 
der Ausſchlagungsfriſt (pgl. § 1944 Note II), insbeſondere alſo die Verkün⸗ 
dung des Teſtaments ($ 1944 Abſ. 2) abzuwarten. Die Erklärung erſtreckt 
5 9 Zweifel auf alle dem Erben bekannten Berufungsgründe § 1949 

2. Ausſchlagung der Nacherbſchaft § 2142 Abſ. 1. 

8 1947. 1. Einsufügung einer Bedingung (vgl. §§ 158 ff.) oder Zeit: 
beſtimmung (§ 163) macht die Erklärung unwirkſam. 

2. Die Vorſchrift des § 1947 bezieht ſich auch auf die ſtillſchweigende An⸗ 
nahme. Die pro herede gestio (vgl. $ 1943 Note 1 2) iſt ſomit unwirkſam, 
wenn das Verhalten des Erben den Rückſchluß auf eine bedingte oder be⸗ 
friſtete Annahme rechtfertigt. er 

3. Während in den Mot. VS. 505 die Hinzufügung eines unrichtigen Be: 
rufungsgrundes als Hinzufügung einer Bedingung bezeichnet wird, wird in 
dem Prot. V ©. 627 konſtatirt, daß die Annahme oder Ausſchlagung für den 
Fall der Berufung aus einem beſtimmten Grunde nicht als bedingte, ſondern 
als eine inhaltlich beſchränkte Annahme: bzw. Ausſchlagungserklärung auf 
zufaſſen ſei, als eine unbedingte Erklärung für einen bedingten Fall. 

4. Die Ausſchlagung zu Gunſten eines Anderen als den nach § 1953 
Abf. 2 Berufenen iſt als Ausſchlagung der Erbſchaft unwirkſam. Ob darin 
im einzelnen Falle die Bethätigung des Annahmewillens verbunden mit 
dem Willen, die Erbſchaft auf den Dritten zu übertragen, liegt, iſt Thatfrage. 


II. Abſchn. Rechtl. Stell. d. Erben. 1. Tit. Annahme u. Ausſchlag. ꝛc. 421 


§ 1948. Wer durch Verfügung von Todeswegen als Erbe be⸗ 
rufen iſt, kann, wenn er ohne die Verfügung als geſetzlicher Erbe 
berufen ſein würde, die Erbſchaft als eingeſetzter Erbe ausſchlagen 
und als geſetzlicher Erbe annehmen. 

Wer durch Teſtament und durch Erbvertrag als Erbe berufen iſt, 
kann die Erbſchaft aus dem einen Berufungsgrund annehmen und 
aus dem anderen ausſchlagen. 

8 1949. Die Annahme gilt als nicht erfolgt, wenn der Erbe 
über den Berufungsgrund im Irrthume war. 

Die Ausſchlagung erſtreckt ſich im Zweifel auf alle Berufungs⸗ 
gründe, die dem Erben zur Zeit der Erklärung bekannt ſind. 

§ 1950. Die Annahme und die Ausſchlagung können nicht auf 
einen Theil der Erbſchaft beſchränkt werden. Die Annahme oder 
Ausſchlagung eines Theiles iſt unwirkſam. 


§ 1948. 1. (Abſ. 1.) Die Vorſchrift ſetzt voraus, daß der durch Teſta⸗ 
ment oder Erbvertrag als Erbe oder Miterbe Berufene ausſchlägt und nun⸗ 
mehr als geſetzlicher Erbe oder Miterbe, unmittelbar oder mittelbar nach 

Ausſchlagung durch den eingeſetzten Erſatzerben (§§ 2096, 2101) oder den 

näheren geſetzlichen Erben wiederum berufen iſt. 

a. § 1948 Abſ. 1 geſtattet in dieſem Falle dem Erben aus dem zweiten Be: 
rufungsgrund anzunehmen. Beginn der Ausſchlagungsfriſt § 1944 
Note II 3b. 

b. Regelmäßig würde der Erbe hieran kein Intereſſe haben, weil nach 
§§ 2161, 2192 die teſtamentariſch angeordneten Vermächtniſſe und Auf: 
lagen beſtehen bleiben. Dementſprechend wird die Ausſchlagung im 
Zweifel auf alle zur Zeit der Erklärung dem Erben bekannten Beru⸗ 
fungsgründe erſtreckt, § 1949. — Hinſichtlich anderer Anordnungen (Be⸗ 
ſchränkungen und Beſchwerungen, vgl. § 2306 Note 1 u. 2) beſteht keine 
Auslegungsregel. Es iſt aus dem Inhalte der Verfügung von Todes⸗ 
wegen von Fall zu Fall feſtzuſtellen, ob die Anordnung auch im Falle 
des § 1948 von Beſtand bleiben ſoll. 

c. Will der Erbe ſich endgültig von der Erbſchaft losſagen, jo empfiehlt es 
ſich, um ſich nicht dem Nachweiſe der Nichtkenntniß eines Berufungs⸗ 
grundes auszuſetzen, in der Erklärung zum Ausdrucke zu bringen, daß 
die Ausſchlogung ſich auf alle Berufungsgründe, welcher Art dieſelben 
auch immer ſein mögen, erſtrecken ſolle. 5 ü 

2. (Abſ. 2.) Bei Berufung durch Leſtament und durch Erbvertrag ſoll die 

Ausſchlagung aus dem einen Grunde nicht nothwendig die Ausſchlagung 

aus dem anderen Grunde zur Folge haben. Wegen des Verhältniſſes von 

Erbvertrag zu einem daneben vorhandenen Teſtamente § 2289. 


8 1949. 1. Die Erklärung der Annahme und der Ausſchlagung der 
Erbſchaft kann wegen Irrthums nach den allgemeinen Vorſchriften ($$ 119 ff.) 
angefochten werden, vgl. $$ 1954 ff. Durch § 1949 Abſ. 1 wird gegenüber 
den Zweifeln, ob die Erklärung der Annahme im Irrthum über den Beru: 
fungsgrund gemäß § 119 anfechtbar wäre, die Erheblichkeit dieſes Irrthums 
feſtgeſtellt. Die Annahme iſt nicht nur anfechtbar, ſondern unwirkſam. 
Die Beweislaſt für den Irrthum hat derjenige, der die Unwirkſamkeit der 
nnahme behauptet. a 5 

2. Aus Abſ. 2 folgt, daß die Ausſchlagung ſich auf einen dem Erben zur 
Zeit der Erklärung unbekannten Berufungsgrund im Zweifel nicht erſtreckt. 
Vgl. § 1948 Note Le. 

§ 1950. 1. Die Vorſchrift des § 1950 bezieht ſich gemäß § 1922 Abſ. 2 
auch auf die einen Erbtheil betreffende Erklärung. — Eine dem $ 1959 zu⸗ 


— 


. Verſchiedene Erklärun⸗ 


gen auf verſchiedene 
Berufungsgründe. 


. Annahme bei Irrthunt 


über den Berufungs⸗ 
grund. 


. Erſtreckung der Aus⸗ 


ſchlagung auf alle Be⸗ 
rufungsgründe. 


„ Theilweiſe Annahme 


oder Ausfchlagung, 


v. Berufung eines 4 10 0 
N thei e 1 N . 5 
zu mehreren Erbtbetlen die Berufung auf verſchiedenen Gründen beruht, den einen Erbtheil 
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§ 1951. Wer zu mehreren Erbtheilen berufen iſt, kann, wenn 


annehmen und den anderen ausſchlagen. 

Beruht die Berufung auf demſelben Grunde, ſo gilt die Annahme 
oder Ausſchlagung des einen Erbtheils auch für den anderen, ſelbſt 
wenn der andere erſt ſpäter anfällt. Die Berufung beruht auf dem⸗ 
ſelben Grunde auch dann, wenn ſie in verſchiedenen Teſtamenten 
oder vertragsmäßig in verſchiedenen zwiſchen denſelben Perſonen ge⸗ 
ſchloſſenen Erbverträgen angeordnet iſt. 

Setzt der Erblaſſer einen Erben auf mehrere Erbtheile ein, Fo 
kann er ihm durch Verfügung von Todeswegen geſtatten, den einen 
Erbtheil anzunehmen und den anderen auszuſchlagen. 


wider auf eine Quote oder auf beſtimmte Gegenſtände beſchränkte Erklärung 

iſt gemäß § 1950 unwirkſam, d h. ſie gilt als nicht erfolgt. 

2. Von dem Falle des § 1950 iſt der Fall des § 1951 (Berufung zu 
mehreren Erbtheilen) zu unterſcheiden. 

3. Sonderregelung für den Fall der Ausſchlagung durch einen von 
mehreren Erbeserben § 1952 Abſ. 3. 

§ 1951. J. Berufung zu mehreren Erbtheilen. 

1. Berufung zu mehreren Erbtheilen kann vorliegen 
a. bei der geſetzlichen Erbfolge 

a. in den Fällen mehrfacher Verwandtſchaft § 1927; 
ß. im Falle des Zuſammentreffens des Verwandten⸗ und Ehegatten⸗ 
erbrechts in einer Perſon § 1934; 

b. bei der Erbfolge auf Grund Verfügung von Todeswegen (durch Teftament 
oder Erbvertrag). Hier kommt es darauf an, ob der Erblaſſer mehrere 
Erbtheile gebildet hat, vgl. § 2091; 

C. ; een von geſetzlicher und teſtamentariſcher Erbfolge (vgl. 

2088); 

d. Auch der Fall, daß ein Erbe zugleich für einen Miterben als Erſatzerbe 
eingeſetzt iſt, iſt durch § 1951 gedeckt. 

2. Die ſtreitige Frage, ob Berufung zu mehreren Erbtheilen im Sinne des 
§ 1951 in den Fallen der Erhöhung des geſetzlichen Erbtheils durch Weg: 
fall eines anderen geſetzlichen Erben (§ 1935) und der Anwachſung ($ 2094) 
vorliegt, wird von Planck (zu § 1951 Note 1) verneint, da in beiden Fällen 
beſondere Erbtheile gemäß §§ 1935 und 2095 nur in Anſehung der Ver⸗ 
mächtniſſe, Auflagen und der Ausgleichungspflicht beſtehen, bejaht von Gold⸗ 
mann⸗Lilienthal (1. Aufl. S. 325 Note 5). 

3. Ueber die Haftung des zu mehreren Erbtheilen berufenen Erben wegen 
der Nachlaßverbindlichkeiten § 2007. 

II. Verſchiedenheit der Berufungsgründe. 

1. Verſchiedene Berufungsgründe ſind Geſetz, Teſtament und Erbvertrag. 

2. Verſchiedene Teſtamente, d. h. einſeitige Verfügungen von Todeswegen 
gelten als derjelbe Grund, auch wenn fie in verſchiedenen Urkunden oder 
Erbverträgen (§ 2299) enthalten ſind. Ex 

3. Alle vertragsmäßigen (vgl. $ 2299 und zu 2) Verfügungen zwiſchen 
denſelben Perſonen gelten als einheitlicher Grund, Erbverträge mit anderen 
Gegenkontrahenten als verſchiedene Berufungsgründe. P 

4. Beſtritten iſt, ob bei der Berufung durch Geſetz die Berufung derſelben 
Perſon in verſchiedenen Ordnungen ($ 1927) oder als Verwandter und als 
Ehegatte (§ 1934) auf verſchiedenen Gründen oder auf demſelben Grunde 
(Planck § 1951 Note 2) beruht. Gegen den bei Planck ſich findenden Hin: 
weis auf den vom BGB. übernommenen Sprachgebrauch des E. iſt auf 
die Mot. zu § 1967 E. 1 Abſ. 4 hinzuweiſen. 


II. Abſchn. Rechtl. Stell. d. Erben. 1. Tit. Annahme u. Ausſchlag. ꝛc. 423 


$ 1952. Das Recht des Erben, die Erbſchaft auszuſchlagen, iſt 
vererblich. 

Stirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Ausſchlagungsfriſt, ſo 
endigt die Friſt nicht vor dem Ablaufe der für die Erbſchaft des 
Erben vorgeſchriebenen Ausſchlagungsfriſt. 

Von mehreren Erben des Erben kann jeder den ſeinem Erbtheil 
entſprechenden Theil der Erbſchaft ausſchlagen. 


§ 1952. J. (Abſ. 1.) Vererblichkeit der angefallenen Erbſchaft. 

1. Der Uebergang der angefallenen Erbſchaft auf den Erbeserben iſt eine 
nothwendige Folge des in § 1942 in Verbindung mit § 1922 zum Ausdrucke 
gebrachten Grundſatzes des ipso jure Erwerbes. 

2. Dieſer Uebergang auf den Erbeserben findet insbeſondere auch in den 
Fällen ſtatt, in denen der Anfall an den Erben erſt erfolgt, nachdem der 
vorher Berufene in Folge Ausſchlagung oder Erbunwürdigkeitserklärung 2c. 
(vgl. § 1935 Note 2b) weggefallen iſt, und der nunmehr Berufene zur Zeit 
feiner Berufung bereits verſtorben iſt. In dieſen Fällen (58 1953, 2444) 
gilt der Anfall an den ſpäter Berufenen als mit dem Erbfall erfolgt. Vgl. 
$ 1953 Note 2a. 

II. (Abſ. 2.) Vererblichkeit des Ausſchlagungsrechts. 

Durch § 1952 wird klargeſtellt, daß auch das Ausſchlagungsrecht vererb⸗ 
lich iſt. Das Ausſchlagungsrecht wird auf denjenigen vererbt, der endgültig 
Erbeserbe wird. 

1. Der Erbe hat die Erbſchaft durch Erklärung oder Friſtver⸗ 
ſäum ung bereits angenommen ($ 1943). Die Erbſchaft iſt ein end⸗ 
gültiger Beſtandtheil des Vermögens des Erben geworden. Der Erbeserbe 
kann ſich demnach von dieſer Erbſchaft nur dadurch befreien, daß er die Erb⸗ 
ſchaft hinter ſeinem Erblaſſer ausſchlägt (vgl. § 1950). 

2. Der Erbe ſtirbt, bevor er ſich über Annahme oder Aus: 
ſchla gung erklärt hat und vor Ablauf der Ausſchlagungsfriſt. 
$ 1952 Abf. 2 greift ein. Durch dieſe Vorſchrift wird nur die eine Beſonder⸗ 
heit eingeführt, daß die in Anſehung des erſten Erbſchaftsanfalls laufende 
Ausſchlagungsfriſt nicht vor dem Ablaufe der in Anſehung des zweiten Erb⸗ 
falls laufenden Ausſchlagungsfriſt endigt. Im Uebrigen hat der zweite Erb⸗ 
fall keinen Einfluß auf die den erſten Erbfall betreffende Ausſchlagungsfriſt. 
Es laufen zwei ſelbſtändige Ausſchlagungsfriſten, die nur inſofern in Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen, als der Ablauf der den erſten Erbfall betreffenden Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt jedenfalls nicht früher eintritt, als die den zweiten Erbfall 
betreffende Friſt endigt. 

Im Einzelnen ſind zwei Fälle zu unter ſcheiden: 

a. Die Ausſchlagungsfriſt in Anſehung des erſten Erbfalls 
hatte ln dem Tode des Erben gemäß § 1944 Abſ. 2 be⸗ 
gonnen. Das iſt der eigentliche Fall des § 1952 Abſ. 2. 

@. Für Beginn und Dauer der Friſt find die in der Perſon des erſten 
Erben obwaltenden Verhältniſſe (vgl. § 1944 Abſ. 2 u. 3) maßgebend. 
Der Erbeserbe ſetzt die Perſon ſeines unmittelbaren Erblaſſers fort. 
Gleichgültig iſt, ob er Kenntniß von dem an ſeinen Erblaſſer er⸗ 
folgten Anfall erlangt oder nicht. EN j 

g. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß mit Rückſicht auf die Perſon des Erbes⸗ 

erben lebenſo wie wenn der Mangel in der Perſon des urſprüng⸗ 
lichen Erben eingetreten wäre) der Ablauf der Ausſchlagungsfriſt ge: 
mäß $$ 1944, 206 hinausgeſchoben wird. 

7. Sobald die aus der Perſon des Erben laufende Ausſchlagungsfriſt 

in Anſehung des dieſem geſchehenen Anfalls abgelaufen iſt, und der 

Erbeserbe die ihm angefallene Erbſchaft, ſei es durch Erklärung der 

Annahme, ſei es durch Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt, ange⸗ 


3. Vererblichkeit des Aus 
ſchlagungsrechts. 
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4. Wirkung ber- Aus- § 1953. Wird die Erbſchaft ausgeſchlagen, jo gilt der Anfall 


ſchlagung. 


an den Ausſchlagenden als nicht erfolgt. 
Die Erbſchaft fällt demjenigen an, welcher berufen ſein würde, 


wenn der Ausſchlagende zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte; 


der Anfall gilt als mit dem Erbfall erfolgt. 

Das Nachlaßgericht ſoll die Ausſchlagung demjenigen mittheilen, 
welchem die Erbſchaft in Folge der Ausſchlagung angefallen iſt. Es 
hat die Einſicht der Erklärung Jedem zu geſtatten, der ein rechtliches 
Intereſſe glaubhaft macht. 


nommen hat, iſt auch der Anfall der erſten Erbſchaft ein endgültiger, 
unbeſchadet der etwa wegen Willensmangels erfolgenden Anfechtung 
(s$ 1954, 1956). 

b. Die Ausſchlagungsfriſt in Anſehung des erſten Erbfalls 
hatte vor dem Tode des Erben noch nicht begonnen. 

a. Hatte der Erbe bereits die für den Friſtbeginn erforderliche Kennt⸗ 
niß von dem Anfall und dem Grunde der Berufung, war aber die 
Verfügung von Todeswegen noch nicht verkündet (§ 1944 Abſ. 2), jo 
beginnt der Friſtlauf, ſobald die Verkündung erfolgt iſt, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob auch der Erbeserbe die für den Friſtbeginn erforder⸗ 
liche Kenntniß hat oder nicht. Der Erbeserbe ſetzt die Perſönlichkeit 
ſeines Erblaſſers fort. Der Aufenthalt des Erbeserben im Auslande 
zur Zeit des Friſtbeginnes bewirkt die Friſtdauer von ſechs Monaten 
(§ 1944 Abſ. 3). 5 

8. Fehlte dem Erben noch die für den Friſtbeginn erforderliche Kennt⸗ 
niß des Erbſchaftsanfalls oder des Berufungsgrundes, ſo beginnt die 
Ausſchlagungsfriſt erſt, ſobald der Erbeserbe die von dem Erben 
nicht erlangte Kenntniß von dem Anfall oder dem Berufungsgrunde 
bzw. von dem Anfall und dem Berufungsgrund erlangt hat. Für 
die Dauer der Friſt (§ 1944 Abſ. 3) iſt der Aufenthaltsort des Erbes⸗ 
erben zur Zeit des Friſtbeginnes entſcheidend. 

3. Ausſchlagung einer von den beiden Erbſchaften durch den 

Erbeserben. 

a. Der Erbeserbe kann die Erbſchaft ſeines unmittelbaren Erblaſſers an⸗ 
nehmen, die dieſem angefallene Erbſchaft aber ausſchlagen. 

b. Der Erbeserbe kann nicht die Erbſchaft ſeines unmittelbaren Erblaſſers 
ausſchlagen und die dieſem angefallene Erbſchaft annehmen; Note 11 
und § 1950. 

III. (Abſ. 3.) Ansſchlagung ſeitens eines von mehreren Erbeserben. 

1. Die Zulaſſung der Ausſchlagung ſeitens einzelner von mehreren Mit⸗ 
erben iſt eine Ausnahme von der Regel des § 1950. 

2. Schlägt einer der mehreren Erben des N den ſeinem Erbtheil ent- 
ſprechenden Theil einer dem N angefallenen Erbſchaft des A aus, ſo fällt 
der ausgeſchlagene Theil der A'ſchen Erbſchaft nicht den anderen N'ſchen, 
ſondern gemäß § 1953 Abſ. 2 demjenigen Erben des A an, der berufen ſein 
würde, wenn N zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte. 


§ 1953. 1. Wirkungen der Ausſchlagung. 5 

Nach $$ 1922, 1942 iſt die Erbſchaft kraft Geſetzes mit dem Erbfall an⸗ 
gefallen. Durch § 1953 wird für den Fall der Ausſchlagung der Erbſchaft 
der Anfall von Anfang an als nicht erfolgt fingirt. Dieſe Fiktion erſtreckt 
rc au alle Rechtsverhältniſſe, welche durch den Erbfall betroffen wor⸗ 
en ſind. 
a. Die durch Vereinigung von Schuld und Forderung (vgl. Ab⸗ 

ſchnittvorb. vor § 362 Note 1) untergegangenen Verbindlichkeiten wer⸗ 

den wieder wach, wie wenn die Vereinigung nicht ſtattgefunden hätte. 


II. Abſchn. Rechtl. Stell. d. Erben. 1. Tit. Annahme u. Ausſchlag. ꝛc. 425 


§ 1954. Iſt die Annahme oder die Ausſchlagung anfechtbar, 
ſo kann die Anfechtung nur binnen ſechs Wochen erfolgen. 

Die Friſt beginnt im Falle der Anfechtbarkeit wegen Drohung 
mit dem Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage aufhört, in den 
übrigen Fällen mit dem Zeitpunkt, in welchem der Anfechtungsbe⸗ 
rechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntniß erlangt. Auf den 
Lauf der Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften 
der §§ 203, 206, 207 entſprechende Anwendung. 

Die Friſt beträgt ſechs Monate, wenn der Erblaſſer ſeinen letzten 
Wohnſitz nur im Auslande gehabt hat oder wenn ſich der Erbe bei 
dem Beginne der Friſt im Ausland aufhält. 

Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Annahme oder 
der Ausſchlagung dreißig Jahre verſtrichen ſind. 


b. Der gemäß § 857 kraft Geſetzes ſtattgehabte Beſitzübergang auf den 
Erben gilt als nicht erfolgt. Ob ein Beſitzerwerb durch Beſitzergrei⸗ 
fung ſtattgehabt hat, iſt nach den Vorſchriften der §§ 853 ff. zu be⸗ 
urtheilen. 

€. rungen des Zwiſchenerben über einen Erbſchaftsgegenſtand gelten 
als Verfügungen eines Nichtberechtigten. Der Schutz Dritter richtet ſich 
nach den allgemeinen Vorſchriften über den Erwerb im guten Glauben 
(Abſchnittvorb. vor § 104 Note 50) bzw. über den Erbſchein §§ 2366 f. 
— Bei Unaufſchiebbarkeit der Verfügung vgl. § 1959 Abſ. 2. 

(. Rechtsgeſchäfte, welche gegenüber dem Erben als ſolchem vorgenommen 
werden müſſen, vgl. § 1959 Abſ. 3. 

e. Das Verhältniß zwiſchen dem Ausſchlagenden und demjenigen, der Erbe 
wird, richtet ſich nach $ 1959 Abſ. 1. 

2. Weiterer Anfall. 

a. Der weitere Anfall erfolgt an denjenigen, der berufen fein würde, wenn 
der Ausſchlagende zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte (vgl. § 1924 
Note 3b). Die Feſtſtellung des Nächſtberufenen geſtaltet ſich verſchieden, 
je nachdem die geſetzliche oder eine rechtsgeſchäftlich beſtimmte Erbfolge 
ſtattfindet. Jedenfalls iſt aber zu beachten, daß Erbe nur werden kann, 
wer zum Mindeſten zur Zeit des Erbfalls bereits erzeugt war ($ 1923). 
Ein zwiſchen dem Erbfall und der Annahme der Erbſchaft erſt Erzeugter 
kann zwar als Nacherbe, aber nicht als Erbe in Betracht kommen. Vgl. 
zu § 1923 (Note B II 2). 8 0 Ws 

b. Bei der Ausſchlagung der Erbſchaft durch einen Miterben vgl. für die 
geſetzliche Erbfolge § 1935, für die teſtamentariſche Erbfolge $ 2094. 

e. Der Anfall gilt als mit dem Erbfall erfolgt. Demnach gilt er insbe⸗ 
ſondere an den zur Zeit des Erbfalls Berufenen auch dann als erfolgt, 
wenn dieſer zwiſchen dem Erbfall und der Ausſchlagung durch ſeinen 
Vormann verſtorben iſt. Vgl. § 1952 Note 12. 

d. Wegen der gleichartig geregelten Fälle vgl. § 1924 Note 3 b. 

3. Mittheilung durch das Nachlaßgericht. 181. 

a. Das Nachlaßgericht (FrG. §§ 72 f., zu $$ 1960 ff.) kann die Mittheilung 
natürlich nur bewirken, wenn ihm der Nächſtberufene bekannt iſt. Sit der 
Nächſtberufene unbekannt, ſo kann die Fürſorge des Nachlaßgerichts ge⸗ 
mäß $$ 1960 ff. eingreifen. . , 4 A 

b. Durch die Mittheilung des Nachlaßgerichts wird dem Nächſtberufenen die 
zum Beginne der Ausſchlagungsfriſt erforderliche ($ 1944 Abſ. 2) Kennt⸗ 
niß des Anfalls gegeben, wenn er eine ſolche nicht ſchon vorher erlangt 
hatte. 

0. Aehnliche Vorſchriften vgl. $$ 1342, 1491, 1597. 


5. Anfechtung d. Annahnie 
und der Ausſchlagung. 
a. Anfechtungsfriſt. 
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b. Anſechtungserklärung. § 1955. Die Anfechtung der Annahme oder der Ausſchlagung 
erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte. Für die 
Erklärung gelten die Vorſchriften des § 1945. 
e. Anfechtung der Per- § 1956. Die Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt kann in gleicher 
10 Weiſe wie die Annahme angefochten werden. 
a. Bedeutung der Au- § 1957. Die Anfechtung der Annahme gilt als Ausſchlagung, 
u die Anfechtung der Ausſchlagung gilt als Annahme. 
05 1 8 des Das Nachlaßgericht ſoll die Anfechtung der Ausſchlagung dem⸗ 
sk jenigen mittheilen, welchem die Erbſchaft in Folge der Ausſchlagung 
angefallen war. Die Vorſchrift des §S 1953 Abſ. 3 Satz 2 findet 
Anwendung. 
31 Restefleliung des Erben 8 1958. Vor der Annahme der Erbſchaft kann ein Anſpruch, 
en. nme der ſich gegen den Nachlaß richtet, nicht gegen den Erben gerichtlich 
1, Paſſivlegitimation. geltend gemacht werden. 


§ 1954. 1. Willens mängel. 

1. Die Erklärungen der Annahme und der Ausſchlagung unterliegen als 
Rechtsgeſchäfte den allgemeinen Vorſchriften über Anfechtung wegen Willens⸗ 
mängel ($$ 119 ff., 142 ff.). Beſonderheiten werden nur in Anſehung der 
Anfechtungsfriſt ($ 1954) und des Erklärungsempfängers ($ 1955) vorge⸗ 
ſehen. Im Uebrigen bleibt es bei den allgemeinen ane e insbeſondere 
kommen als Anfechtungsgründe in Betracht: 

a. Irrthum § 119 Abf. 1. Keine Anfechtung wegen Irrthums im Beweg⸗ 
grunde, deshalb insbeſondere auch nicht wegen Irrthums über den Nach⸗ 
laßbeſtand. — Für den Pflichttheilsberechtigten vgl. indeß die Sonder⸗ 
regelung des § 2308 Abſ. 1. — Vgl. auch Note 2. 

b. Drohung und Täuſchung § 123. 

1 ae der Annahme wegen Irrthums im Berufungsgrunde 

3. Anfechtung der Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt wegen Willens⸗ 
mängel § 1956. 

II. Aufechtungsfriſt. 

3 Wegen der in § 1954 gegebenen Ausſchlußfriſten vgl. Titelvorb. vor $ 186 

tote 4. 

Die Friſten ſind in § 1954 erſchöpfend geregelt, ſo daß für das in § 121 
vorgeſchriebene Erforderniß der Unverzüglichkeit der Anfechtung kein Raum 
bleibt. 

§ 1955. 1. Die Vorſchrift enthalt eine Sonderregelung gegenüber der 
allgemeinen Vorſchrift des § 143. — Pgl. SS 1342, 1597, 1599, 2081. — 
Nachlaßgericht FrG. §§ 72 ff. (zu §§ 1960 ff.). 

2. Mittheilungen von Seiten des Nachlaßgerichts § 1957 Abſ. 2. 

3. Form der Anfechtung; Anfechtung durch einen Vertreter $ 1945. 

§ 1956. 1. Die Verſäumung einer Ausſchlußfriſt ift kein Rechtsgeſchäft. 
Die Zulaſſung der Anfechtung begründet eine Ausnahme von den allge⸗ 
meinen Grundſätzen, vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4e; Titelvorb. vor 
§ 116 Note 22 6. 

2. Die Anfechtung der Verſäumung der Ausſchlußfriſt wird ſich in allen 
Fällen, in denen die Anfechtung der Annahmeerklärung erſt nach Ablauf der 
Ausſchlagungsfriſt erfolgt (§ 1943), auch auf die Verſäumung der Ausſchla⸗ 
gungsfriſt erſtrecken müſſen und regelmäßig hierauf mitzubeziehen ſein. 

8 1957. 1. Nach der allgemeinen Vorſchrift des $ 142 Abſ.! würde die 
Anfechtung nur die Nichtigkeit der angefochtenen Erklarung hervorrufen. 
Die Vorſchrift des Abſ. 1 full vermeiden, daß nochmals ein Schwebezuſtand 
eintritt, ob Annahme oder Ausſchlagung erfolgen werde. 

2. Zu Abſ. 2 vgl. § 1953 Abſ. 3. 
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§ 1958. I. Die Rechtsverfolgung gegen den Erben als ſolchen vor 
Annahme der Erbſchaft. 

Mit dem Anfall der Erbſchaft iſt der Erbe kraft Geſetzes in die ver⸗ 
mögensrechtlichen Pflichten des Erblaſſers eingetreten (§§ 1922, 1942), fo 
daß an ſich der Erbe für die gerichtliche Geltendmachung der gegen den 
Nachlaß gerichteten Anſprüche paſſto legitimirt iſt. Da indeß der Anfall mit 
dem Rechte der Ausſchlagung ($ 1942) erfolgt ift, fo ſteht noch nicht feſt, ob 
die Paſſiplegitimation des Erben eine endgültige bleiben wird. Dieſe Un⸗ 
gewißheit entſcheidet ſich erſt mit der Annahme der Erbſchaft, d. h. entweder 
mit der ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärten Annahme oder mit Ver⸗ 
ſäumung der Ausſchlagung innerhalb der Ausſchlagungsfriſt (§ 1943). 

Dieſer Rechtslage tragen einige Gruppen von Vorſchriften Rechnung, in⸗ 
dem ſie die gerichtliche Geltendmachung von Anſprüchen gegen die Perſon 
des Erben (nicht auch gegen den Nachlaßpfleger oder den Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker, vgl. zu II) ausſchließen. — Sonderregelung in Anſehung des Fiskus 
als geſetzlichen Erben (§ 1966). 

1. Gegen den Erblaſſer noch nicht rechtshängig gewordene 
Anſprüche G 1958). 

Durch § 1958 wird in Anſehung von Anſprüchen, welche ſich gegen den 
Nachlaß richten, vor Annahme der Erbſchaft (§ 1943) die gerichtliche Geltend⸗ 
machung gegen den Erben ausgeſchloſſen. 

a. Die gerichtliche Geltendmachung von Anſprüchen, welche ſich gegen den 
Nachlaß richten (Nachlaßverbindlichkeiten KH 1967 ff.). — Die gerichtliche 
Geltendmachung von Anſprüchen, welche zum Nachlaſſe gehören, 
durch den Erben vor Annahme der Erbſchaft iſt nach § 1959 zu beur⸗ 
theilen. 

b. Die gerichtliche Geltendmachung iſt ausgeſchloſſen. Ueber außergericht⸗ 
liche Geltendmachung durch Kündigung, Mahnung ꝛc. vgl. § 1959 Abſ. 3. 

6. Die gerichtliche Geltendmachung gegen den Erben iſt ausgeſchloſſen. 
Wegen der Geltendmachung gegen den Nachlaßpfleger, Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker, in den Nachlaß ſelbſt durch Zwangsvollſtreckung, im Nachlaß⸗ 
konkurſe vgl. zu II. 

d. Die Annahme der Erbſchaft (vgl. § 1943) gehört zur Sachlegitimation 
des als Erben in Anſpruch genommenen Beklagten. Wird die Behaup⸗ 
tung der Erbſchaftsannahme nicht aufgestellt oder im Beſtreitungs⸗ 
falle nicht erwieſen, ſo findet Abweiſung der Klage ſtatt. Hierüber 
hinaus ſteht dem Prozeßgerichte weder Recht noch Pflicht der Offizial⸗ 
prüfung zu, inſonderheit hat nicht etwa von Amtswegen eine Beweisauf⸗ 
nahme über die Annahme der Erbſchaft ſtattzufinden, wenn die Parteien 
über die Annahme einig find. Vgl. CPO. § 239 Abf. 4 und § 1400 
Note III 2b. — Hat der beklagte Erbe die Annahme der Erbſchaft unbe⸗ 
ſtritten gelaſſen oder zugeſtanden, obwohl die Annahme nicht ſtattgefunden 
hat oder ſich nachträglich als nichtig erweiſt, ſo hat die zwiſchen den Par⸗ 
teien ergehende Entſcheidung für und gegen denjenigen, der Erbe wird, 
keine Wirkſamkeit. Es iſt ebenſo, wie wenn ein völlig unbetheiligter 
Dritter ſich als Erbe hätte verurtheilen laſſen. Iſt auf Grund des er⸗ 
gangenen Urtheils ein Rechtserwerb im Wege der Zwangsvollſtreckung 
gemacht, ſo iſt zu § 1959 Note II 2% zu vergleichen. 

2. An hängige Rechtsſtreitigkeiten des Erblaſſers. 

Die Vorſchrift CPO. § 239 betrifft alle rechtshängigen Rechtsſtreitigkeiten 
des Erblaſſers, gleichgültig ob er als Kläger oder Beklagter betheiligt iſt. 

CPO. $ 239. Im Falle des Todes einer Partei tritt eine Unterbrechung 
des Verfahrens bis zu dessen Aufnahme durch die Rechtsnachfolger ein. 

Wird die Aufnahme verzögert, so können die Rechtsnachfolger zur Aufnahme 
und zugleich zur Verhandlung der Hauptsache geladen werden. 

Der die Ladung enthaltende Schriftsatz ist den Rechtsnachfolgern selbst zu- 
zustellen. Die Ladungsfrist wird von dem Vorsitzenden bestimmt, 


$ 1958. 


$ 1958. 
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Erscheinen die Rechtsnachfolger in dem Termine nicht, so ist auf Antrag die 
behauptete Rechtsnachfolge als zugestanden anzunehmen und zur Hauptsache zu 
verhandeln. 

Der Erbe ist vor der Annahme der Erbschaft zur Fortsetzung des Rechts- 
streits nicht verpflichtet. 

3. Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß. (CPO. §§ 778, 779 vgl. 
zu II 2. Arreſtvollziehung vgl. CPO. § 928.) 

a. Die Zwangsvollſtreckung gegen den Erben. 

PO. S 778. Solange der Erbe die Erbschaft nicht angenommen hat, ist 
eine Zwangsvollsireckung wegen eines Anspruchs, der sich gegen den Nachlass 
richtet, nur in den Nachlass zulässig. 

Wegen eigener Verbindlichkeiten des Erben ist eine Zwangsvollstreckung in 
gen Nachlass nor der Annahme der Erbschaft nicht zulässig. 

b. Die zur Zeit des Erbfalls noch nicht begonnene Zwangsvollſtreckung er: 
fordert die Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel gegen den Erben (CD. 
§§ 724, 727). Auch auf dieſen Akt der gerichtlichen Geltendmachung des 
Anſpruchs findet § 1958 Anwendung. Iſt die Vollſtreckungsklauſel ge⸗ 
mäß EPD. §§ 724, 727 ertheilt, fo hat der Erbe feine Einwendungen 
gegen die Ertheilung gemäß CP. §§ 732, 768 geltend zu machen. — 
Der Gläubiger kann gemäß § 1961 die Beſtellung eines Nachlaßpflegers 
und Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel gegen dieſen erwirken. 

c. Wegen der zur Zeit des Todes gegen den Erblaſſer bereits begonnenen 
Zwangsvollſtreckung vgl. zu II 2. 

II. Die nicht gegen eine beſtimmte Perſon als Erben gerichtete Rechts⸗ 
wenn wegen einer Nachlaßverbindlichkeit vor der Annahme der 
Erbſchaft. 

dle Vorschrift des § 1958 will nur den Erben, dem die Erbſchaft kraft 
Geſetzes angefallen iſt, davor ſchützen, daß er als Erbe gerichtlich belangt 
wird, obwohl er ſchließlich vielleicht überhaupt nicht Erbe wird. Dieſe Rück⸗ 
ſicht fällt in den Fällen weg, in denen eine Rechtsverfolgung möglich iſt, 
welche ſich nicht gegen eine beſtimmte Perſon als Erben richtet. Demnach 
iſt vor Annahme der Erbſchaft zuläſſig: 

1. die Rechtsverfolgung gegen einen Vertreter (wegen dieſer 
Faſſung vgl. § 207). 

a. Nachlaßpflegſchaft § 1960. Vgl. § 1960 Abſ. 3. — Ein Nachlaßpfleger 
iſt zu beſtellen, wenn ſeine Beſtellung von einem Berechtigten zum 
a der gerichtlichen Geltendmachung eines Anſpruchs beantragt wird, 
$ 1961. 

b. Nachlaßverwalter §§ 1975 ff., 1981. 

e. Teſtamentsvollſtrecker § 2213 Abſ. 2. Der Umfang der Paſſivlegitimation 
des Teſtamentsvollſtreckers richtet ſich nach dem Umfange der ihm von 
dem Erblaſſer übertragenen Verwaltung. §§ 2205 ff., 2212. 

d. Nachlaßkonkurs kann vor der Annahme der Erbſchaft eröffnet werden, 
KO. § 216; in demſelben konnen die Gläubiger ihre Rechte geltend machen. 
KO. § 226. 

2. die Fortſetzung einer zur Zeit des Todes des Schuldners 
bereits begonnenen Zwangsvollſtreckung (CO. § 779) oder Arreſt⸗ 
vollziehung (CPO. § 928). 

CPO. 5 779. Eine Zwangsvollstreckung, welche zur Zeit des Todes des 
Schuldners gegen diesen bereits begonnen hatte, wird in den Nachlass desselben 
fortgesetzt. 

Ist bei einer Vollstreckungshandlung die Zuziehung des Schuldners nöthiy, so 
hat, wenn die Erbschaft noch nicht angenommen oder wenn der Erbe unbekannt 
oder es ungewiss ist, ob er die Erbschaft angenommen hat, das Vollstreckungs- 
gericht auf Antrag des Gläubigers dem Erben einen einstweiligen besonderen 
Vertreter zu bestellen. Die Bestellung hat zu unterbleiben, wenn ein Nachlass- 
pfleger bestellt ist oder wenn die Verwaltung des Nachlasses einem Testaments- 
vollstrecker zusteht. 
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§ 1959. Beſorgt der Erbe vor der Ausſchlagung erbſchaftliche 
Geſchäfte, ſo iſt er demjenigen gegenüber, welcher Erbe wird, wie 
ein Geſchäftsführer ohne Auftrag berechtigt und verpflichtet. 

Verfügt der Erbe vor der Ausſchlagung über einen Nachlaßgegen⸗ 
ſtand, ſo wird die Wirkſamkeit der Verfügung durch die Ausſchlagung 
nicht berührt, wenn die Verfügung nicht ohne Nachtheil für den Nach⸗ 
laß verſchoben werden konnte. 

Ein Rechtsgeſchäft, das gegenüber dem Erben als ſolchem vorge- 
nommen werden muß, bleibt, wenn es vor der Ausſchlagung dem 
Ausſchlagenden gegenüber vorgenommen wird, auch nach der Aus⸗ 
ſchlagung wirkſam. 


§ 1959. J. Gemeinſchaftliche Vorausſetzung für die Vorſchriften des 
§ 1959 iſt, daß es zur Ausſchlagung der Erbſchaft kommt, daß alſo in der 

Geſchäftsführung nicht eine ſtillſchweigende Annahme der Erbſchaft (pro 

herede gestio $ 1943 Note I 2) liegt. 

II. Die einzelnen Vorſchrifteu. 
1. (Abſ. 1.) Geſchäftsbeſorgung des ausſchlagenden Erben. 

a. Das Verhältniß des Zwiſchenerben zu demjenigen, der Erbe wird ($ 1953 
Abſ. 2), richtet ſich nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag. §§ 677 ff. 

a. Die durch §§ 1959, 683, 670 begründeten Verbindlichkeiten treffen 
den Erben als ſolchen, find alſo Nachlaßverbindlichkeiten, § 1967 Abſ. 2. 

6. Im Nachlaßkonkurſe haben die Anſprüche des Zwiſchenerben a 
denjenigen, der Erbe wird, die Natur von Maſſeſchulden, KO. § 224 
Ziff 6, vgl. zu § 1978. 

+. Im Intereſſe der Erbſchaft von dem Zwiſchenerben übernommene 
Verbindlichkeiten verpflichten nur den Kontrahenten perſönlich, nicht 
auch den ſpäteren Erben. Das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Zwiſchen⸗ 
erben und demjenigen, der Erbe wird, iſt gemäß S$ 683, 669, 257 
zu beurtheilen. 

b. Das Verhältniß des Zwiſchenerben zu den Nachlaßgläubigern iſt in 
§ 1978 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2, 3, KO. § 224 Ziff.! geregelt. 

2. (Abſ. 2.) Verfügungen (Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5) des 

Zwiſchenerben im Intereſſe der Erbſchaft. 

a. Der Dritte, welcher ſich mit einem Erben einläßt, muß auf eigene Ge⸗ 
fahr prüfen, ob der Erbe die Erbſchaft angenommen hat. Läßt er ſich 
vor der Annahme der Erbſchaft mit einem Erben ein, ſo muß er damit 
rechnen, daß derſelbe ſchließlich die Erbſchaft ausſchlägt, und prüfen, ob 
auch nicht etwa die Wirkſamkeit der in Rede ſtehenden Verfügung durch 
die kauſale Beſchränkung des § 1959 Abſ. 2 ausgeſchloſſen wird, d. h, ob 
nicht die Verfügung ohne Nachtheil für den Nachlaß verſchoben werden 
konnte. Iſt dies auch nur zweifelhaft, ſo wird der Dritte zweckmäßiger⸗ 
dee auf Beſtellung eines Nachlaßpflegers gemaß § 1960 Abſ. 1 Satz 2 

eſtehen. MR 

b. Die Vorſchriften über den Erwerb in gutem Glauben (Abſchnittvorb. vor 
§ 104 Note He; Erbſchein §§ 2366 f.) können anwendbar oder wenigſtens 
entſprechend anwendbar werden. 2 

©. Iſt gegen den Zwiſchenerben ein Urtheil ergangen (vgl. § 1958 Note I 
lad), jo finden auf den im Wege der Zwangsvollſtreckung gemachten 
Erwerb (CPO. 89 895 ff.) die Vorſchriften über den Erwerb im guten 
Glauben Anwendung, CPO. § 898. Inſoweit hiernach ein Rechtserwerb 
nicht eingetreten iſt, ſtehen dem Erben die dinglichen Anſprüche bzw. die 
Anſprüche aus der ungerechtfertigten Bereicherung nach den allgemeinen 
Vorſchriften zu. — Iſt der Rechtserwerb eingetreten, ſo hat der Erbe die 


2. ErbſchaftlichecHeſchäfte 
a. des Zwiſchener ben; 


b. gegenüber dem 
Zwiſchenerben. 


IN. fürlorge des Nachlaß⸗ 
gericht. 
1. Vorausſetzungen. 
2. Sicherungsmaßregeln, 
insbeſ. Nachlaßpfleg 
ſchaft. 


a. Paſſivlegitemation 


d. Nachlaßpflegers. 


Zu 88 1960 fl. 
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§ 1960. Bis zur Annahme der Erbſchaft hat das Nachlaßgericht 
für die Sicherung des Nachlaſſes zu ſorgen, ſoweit ein Bedürfniß 
beſteht. Das Gleiche gilt, wenn der Erbe unbekannt oder wenn un⸗ 
gewiß iſt, ob er bie Erbſchaft angenommen hat. 
Das Nachlaßgericht kann insbeſondere die Anlegung von Siegeln, 
die Hinterlegung von Geld, Werthpapieren und Koſtbarkeiten ſowie 
die Aufnahme eines Nachlaßverzeichniſſes anordnen und für denjenigen, 
welcher Erbe wird, einen Pfleger (Nachlaßpfleger) beſtellen. 

Die Vorſchrift des § 1958 findet auf den Nachlaßpfleger keine 
Anwendung. 


Anſprüche aus § 816 bzw. Schadenserſatzanſprüche nach allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften gegen den fälſchlich als Erben aufgetretenen Zwiſchenerben. 

3. (Abſ 3.) Rechtsgeſchäfte gegenüber dem einſtweiligen Erben. 

Nach Abſ. 3 bleiben Rechtsgeſchäfte, welche dem Erben als ſolchem gegen⸗ 
über vorzunehmen find (pgl. Titelvorb. vor $ 116 Note c) auch dem⸗ 
jenigen gegenüber, der Erbe wird, wirkſam, wenn ſie gegenüber einem 
Zwiſchenerben vor der Ausſchlagung wirkſam (§§ 130 ff.) vorgenommen 
worden ſind. Ob derjenige, der Erbe wird, von der Vornahme des Rechts⸗ 
geſchäfts Kenntniß erhält, iſt gleichgültig. Vgl. zu b. 

b. Eine allgemeine Pflicht des Zwiſchenerben, von den ihm gegenüber vor⸗ 
genommenen Rechtsgeſchäften demjenigen, der Erbe wird, Nachricht zu 
geben, beſteht an ſich nicht. 8 
a. Hat der Zwiſchenerbe ſich in die erbſchaftlichen Geſchäfte überhaupt 

nicht eingemiſcht, ſo kann in der ihm gegenüber erfolgten Vornahme 
von Rechtsgeſchäften eine Geſchäftsordnung aus Abſ. 1 nicht geſehen 
und eine Benachrichtigungspflicht aus §§ 681, 666 nicht angenommen 
werden. Eine Schadenserſatzpflicht wegen unterlaſſener Benachrichti⸗ 
gung des fpäteren Erben kann nur aus dem Geſichtspunkte vorſätz⸗ 
licher Schadenszufügung (§ 826) in Frage kommen. 
5. Hat hingegen der Ausſchlagende ſich in die erbſchaftlichen Geſchäfte 
eingemiſcht, iſt insbeſondere das Rechtsgeſchäft mit ſeiner Zuſtimmung 
ihm gegenüber vorgenommen worden, 0 liegt Geſchäftsbeſorgung im 
Sinne des Abſ. 1 vor. 
+. Unter allen Umſtänden iſt es eine Anſtandspflicht des Zwiſchenerben, 
von dem ihm gegenüber vorgenommenen Geſchäfte dem ſpateren Erben 
Kenntniß zu geben. Er wird ſich dieſer Pflicht am zweckmäßigſten 
dadurch entledigen, daß er die erforderlichen Nachrichten in die Aus⸗ 
ſchlagungserklärung aufnimmt und die etwaigen Urkunden, Zuſtellun⸗ 
gen 2c. derſelben als Anlagen beifügt. 

„Nach erfolgter Ausſchlagung (SS 1945, 130 Abſ. 3) dem Ausſchlagen⸗ 
den gegenüber vorgenommene Rechtsgeſchäfte ſind dem ſpateren Er⸗ 
ben gegenüber nicht wirkſam. Auf das Verhältniß findet $ 180 An: 
wendung. 


Das Nachlaßgericht. 

1. Reichsrecht. 

Fd. 5 72. Für die dem Nachlassgericht obliegenden Verrichtungen sind die 
Amtsgerichte zuständig. 

8 73. Die örtliche Zuständigkeit bestimmt sich nach dem Wohnsitze, den der 
Erblasser zur Zeit des Erbfalls hatte; in ‚Ermangelung eines inländischen 
Wohnsitzes ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirke der Erblasser zur 
Zeit des Erbfalls seinen Aufenthalt hatte. 

Ist der Erblasser ein Deitscher und hatte er zur Zeit des Erhfalls im In- 
lande weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so ist das Gericht zuständig, in dessen 
Bezirke der Erblasser seinen letzten inländischen Wohnsitz hatte. In Er- 


a 
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mangeluny eines solchen Wohnsitzes wird das zuständige Amtsgericht, falls der 
Erblasser zur Zeit des Erbfalls einem Bundesstaat angehörte, von der Landes- 
Justizverwaltung, anderenfalls von dem Reichskanzler bestimmt. 

Ist der Erblasser ein Ausländer und hatte er zur Zeit des Erbfalls im In- 
lande weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so ist jedes Gericht, in dessen Bezirke 
sich Nachlassgegenstände befinden, in Ansehung aller im Inlande befindlichen 
Nachlassgegenstände zuständig. Die Vorschriften des 8 2369 Abs. 2 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs finden Anwendung. 

$ 74. Für die Sicherung des Nachlasses ist jedes Amtsgericht zuständig, in 
dessen Bezirke das Bedürfniss der Fürsorge hervortritt. Das Gericht soll von 
den angeordneten Massregeln dem nach $ 73 zuständigen Nachlassgerichte Mit- 
heilung machen. 

FG. S 4. Unter mehreren zuständigen Gerichten gebührt demjenigen der 
Vorzug, welches zuerst in der Sache thätig geworden ist. 

E@G.S7. Gerichiliche Handlungen sind nicht aus dem Grunde unwirksam, 
weil sie von einem örtlich unzuständigen Gericht oder von einem Richter vor- 
genommen sind, der von der Ausübung des Kiichteramts kraft Gesetzes ausge- 
schlossen ist. 

2, Landesrechtlicher Vorbehalt Ech. Art. 147, Pr. AG. zu FrG. Artt. 104 ff. 
(Dorfgerichte). 

3. Oeffentlichkeit der Akten. 

FG. 5 78. Hat das Nachlassgericht nach $ 1964 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs festgestellt, dass ein anderer Erbe als der Fiskus nicht vorhanden ist, so 
steht die Einsicht der dieser Feststellung vorausgegangenen Ermitrelungen Jedem 
zu, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht. Das Gleiche gilt von der 
Einsicht einer Verfugung, welche die Bestimmung einer Inventarfiist oder die 
Ernennung oder die Entlassung eines Testamentsvollstreckers betrifft, eines Proto- 
kolls über die Leistung des im $ 79 bezeichneten Eides sowie von der Einsicht eines 
Erbscheins und eines der in den 88S 1507, 280 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
und den S$ 37, 38 der Grundbuchordnung vorgesehenen gerichtlichen Zeugnisse. 

Von den Schriftstücken, deren Einsicht gestattet ist, kann eine Abschrift ge- 
‚fordert werden; die Abschrift ist auf Verlangen zu beglaubigen. 

4. Die Verpflichtung der Polizei: und Gemeindebehörden zur Anzeige 
vom Vorliegen der Vorausſetzungen nachlaßgerichtlicher Fürſorgemaßregeln 
richtet ſich nach dem Landesrechte. Preußen: AG. z. Fr®. Art. 19. 

5. Für die Sicherung des Nachlaſſes von Beamten in Anſehung von Akten 
oder ſonſtigen auf Grund des Dienſtverhältniſſes herauszugebenden Sachen 
kommt neben $$ 1960 f. Landesrecht in Betracht. Preußen: AS. z. Fr H. Art. 20. 

. Für Heer und Marine vgl. Geſetz, bir. die freiwillige Gerichtsbarkeit 
und andere Rechtsangelegenheiten in Heer und Marine vom 28. Mai 1901 
(RGBl. S. 185) SS 6, 7, abgedruckt zu EG. Art. 44. 

7. Tod eines Schiffsmanns auf der Reiſe vgl. SeemannsO. vom 2. Juni 
1902 § 65. 

§ 1960. I. Vorausſetzungen der Fürſorge des Nachlaßgerichts. 

1. Reichsrecht. 5 5 
a. Vorausſetzungen in der Perſon des Erben ſind, daß entweder 

a. der der Perſon nach bekannte Erbe die Erbſchaft noch nicht ange⸗ 
nommen hat (§ 1943). Nach erfolgter Annahme der Erbſchaft findet 
eine Fürſorge des Nachlaßgerichts nicht mehr ſtatt. Die für das 
Vermögen des Erben etwa erforderliche Fürſorge richtet ſich nach den 
allgemeinen Grundſatzen des Vormundſchafts⸗ und Pflegſchaftsrechts 
( 1846, 1911, 1915) und liegt dem Vormundſchaftsgericht ob. 

. oder daß ungewiß iſt, ob der der Perſon nach bekannte Erbe die 
Erbſchaft angenommen hat ($ 1943). 9 

1. oder daß der berufene Erbe unbekannt iſt (§ 1953). Dieſer Fall 
liegt insbeſondere vor, wenn ein naseiturus als Erbe in Frage 
kommt. Vgl. auch $ 84 (Stiftung). 


To 


$$ 1960 ff. 


$ 1960. 


432 Fünftes Buch. Erbrecht. 


b. Aut ee ten § 1961. Das Nachlaßgericht hat in den Fällen des $ 1960 


bigers Ab}. 1 einen Nachlaßpfleger zu beſtellen, wenn die Beſtellung zum 
Zwecke der gerichtlichen Geltendmachung eines Anſpruchs, der ſich 
gegen den Nachlaß richtet, von dem Berechtigten beantragt wird. 


b. Vorausſetzung in Anſehung des Nachlaſſes iſt das Vorliegen eines Siche⸗ 
rungsbeduͤrfniſſes für die Intereſſen des Nachlaſſes, nicht eines ſonſtigen 
etwa nur als Gläubiger betheiligten Dritten, KG. Jahrb. 22 A 72. 

a. Ein Sicherungsbedürfniß kann im Intereſſe des ſpäter berufenen 
eventuellen Erben vorliegen, wenn der zunächſt berufene Erbe zwar 
bekannt und an der Fürſorge nicht behindert iſt, aber über die An⸗ 
nahme ſich noch nicht erklärt hat und das zur Sicherung des Nach⸗ 
laſſes Nöthige nicht beſorgt. 

B. Auch wenn ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt iſt, kann eine gericht⸗ 
liche Fürſorge erforderlich werden, z. B. wenn der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker behindert iſt oder ſich über die Annahme ſeines Amtes noch 
nicht erklärt hat G 2202) oder wenn die erforderliche Fürſorge ihm 
nach dem Willen des Erblaſſers nicht übertragen iſt ($ 2208). 

J. Wenn Miterben vorhanden find, kann das Sicherungsbedürfniß in 
Anſehung des Antheils eines Miterben ($ 1922 Ab. 2) vorliegen, 
1 wenn konkurrirende Intereſſen der Miterben vorhanden 
ſind. 

Wegen des beſonderen Falles der Beſtellung eines Nachlaßpflegers 
zum Zwecke der gerichtlichen Geltendmachung eines Anſpruchs auf 
Antrag des Berechkigten § 1961. Vgl. daſelbſt Note I 3b. 

2. Landesrechtlicher Wee EG. Art. 140. 

II. Die Sicherungsmittel. 

Die in Abi. 2 aufgeführten Sicherungsmittel find nur Beiſpiele. Das 
Nachlaßgericht hat das durch die Bedürfniſſe des einzelnen Falles Gebotene 
zu veranlaſſen. Vgl. Bemerkung zu § 1846. 

1. Siegelung. 

a. Für das Verfahren greifen die ergänzenden Vorſchriften des Landesrechts 
ein. FrG. § 200 Abſ. 1. Vgl. für Preußen AG. z. GVG. §§ 70, 74 (Ge⸗ 
richtsſchreiber und Gerichtsvollzieher); AG. z. Fr&. Art. 107 (Dorfgerichte), 
Strafvorſchrift gegen Erbrechen, Ablöſung oder Beſchädigung von Siegeln 
StB. § 136. 

b. Die Entſiegelung iſt vom Nachlaßgericht anzuordnen, wenn ein Bedürf⸗ 
niß für die Fortdauer der Siegelung nicht mehr beſteht. 

0. Verbot der Siegelung durch den Erblaſſer iſt gegenüber der im Intereſſe 
der öffentlichen Ordnung gegebenen Vorſchrift des § 1960 nicht von 
Wirkſamkeit,. 

2. Hinterlegung von Geld, Werthpapieren und Koſtbarkeiten val. 
8$ 1808, 1818, EG. Artt. 144 ff. 

3. Aufnahme eines Nachlaß verzeichniſſes. Vgl. §§ 1993, 2003. 

4. Anordnung einer Nachlaßpflegſchaft. Vgl. zu § 1961. 

III. Koſten der gerichtlichen Sicherung. 

1. Der Koſtenpunkt iſt reichsrechtlich nicht geregelt. Für denſelben, ein⸗ 
ſchließlich der Regelung der Koſtenerſtattungspflicht, iſt die Landesgeſetzgebung 
deshalb maßgebend. 2 

2. Im Konkurſe ſind die Koſten der gerichtlichen Sicherung des Nachlaſſes 
Maſſekoſten, KO. § 224 Ziff. 4. 

IV. Außergerichtliche Sicherungspflichten. 

1. Geſchäftsbeſorgungspflicht des Beauftragten des Erblaſſers trotz Er⸗ 
löſchens des Auftrags in Folge des Todes 88 673,675. 5 

2. Sicherungspflicht des Vaters, Vormun ies, Ehemanns beim Tode des 
Kindes, Mündels, der Ehefrau $$ 1683, 1893, 1424 Abf. 2. 
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$ 1961. I. Die Nachlaßpflegſchaft. 

J. Die Nachlaßpflegſchaft zur Sicherung des Nachlaſſes ift von 
der Nachlaßpflegſchaft zur Befriedigung der Nachlaßgläubiger (Nachlaßver⸗ 
waltung) der §§ 1975, 1981 ff. zu unterſcheiden. — Anwendbarkeit des 
§ 1961 in Anſehung des Erbtheils eines Miterben vgl. $ 1960 Note I Iby. 

2. Die Nachlaßpflegſchaft zur Sicherung des Nachlaſſes iſt 
eine wirkliche Pflegſchaft im Sinne der 58 1909 ff. 

a. Sie unterſcheidet ſich von den dort geregelten Pflegſchaften nur dadurch, 
daß gemäß § 1962 das Nachlaßgericht an die Stelle des Vormundſchafts⸗ 
gerichts tritt. — Im Gegenſatze zur Nachlaßverwaltung ($ 1981 Abſ. 3) 
ſindet insbeſondere die Vorſchrift des § 1785, welche die allgemeine ſtaats⸗ 
bürgerliche Verpflichtung zur Annahme der Pflegſchaft (§ 1915) aus: 
ſpricht, auf die Nachlaßpflegſchaft des § 1960 Anwendung. 

b. Verfahren. 

FG. 5 75. Auf die Nachlasspflegschaft finden die für Vormundschafts- 
sachen geltenden Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung. Unberührt bleiben 
die Vorschriften über die Zuständigkeit des Nachlassgerichts; das Nachlass- 
gericht kann jedoch die Pflegschaft nach Massgabe des $ 4% an ein anderes 
Nachlassgericht abgeben. 

3. Vorausſetzungen der Anordnung. 

a. Anordnung von Amtswegen beim Vorliegen eines Fürſorgebedürfniſſes. 
Vgl. zu § 1960 Note J. 

b. Anordnung auf Antrag eines Nachlaßgläubigers. 

4. Das Nachlaßgericht hat den Pfleger zu beſtellen, wenn der Antrag 
gemäß §§ 1961, 1960 Abſ. 1 begründet wird. Es muß alſo entweder 
ein Fürſorgebedürfniß für die Intereſſen des Nachlaſſes oder Unbe⸗ 
kanntheit der Erben oder Ungewißheit über die Erbſchaftsannahme 
vorliegen (§ 1960 Abſ. 1) und der Antrag zum Zwecke der gericht⸗ 
lichen Geltendmachung eines Anſpruchs gegen den Nachlaß geſtellt 
werden. Die gerichtliche Geltendmachung braucht nicht unmittelbar, 
ſondern nur für den Fall beabſichtigt zu werden, daß gütliche Ver⸗ 
handlungen mit dem zu beſtellenden Pfleger nicht zum Ziele führen. 
KG. Jahrb. 22 A 71, OLG. 3 251. Ob der behauptete Anſpruch be⸗ 
gründet oder unbegründet iſt, hat nicht das Nachlaßgericht, ſondern 
das Prozeßgericht zu entſcheiden. Gegen Mißbrauch ſchützt die nach 
den Landesgeſetzen zu beurtheilende Koſtenvorſchußpflicht des Antrag⸗ 
Ben — Wegen des Pflichttheilsanſpruchs vgl. § 2317 Note 3a. 

er Antrag des Gläubigers bildet nur den beſonderen Anlaß zur 
Beſtellung des Nachlaßpflegers. Die aus dieſem Anlaß angeordnete 
Nachlaßpflegſchaft hat denſelben Inhalt, wie die nach § 1960 ange⸗ 
ordnete Pflegſchaft. Sie umfaßt die N für den ganzen Nach⸗ 
laß, nicht nur die den beantragenden Gläubiger betreffende einzelne 
Angelegenheit. Auf die Beendigung findet deshalb § 1919, nicht 
$ 1918 Abſ. 3 Anwendung. N 
6. Das Beſchwerderecht bei Ablehnung des Antrags auf Anordnung einer 

Nachlaßpflegſchaft ſteht Jedem, der ein rechtliches Intereſſe an der Anord⸗ 

nung hat, zu. Fr. 88 75, 57 Ziff. 3. 

4. Rechtsſtellung des Nachlaßpflegers. 

9. Der Kachlaßpfleger iſt geſetzlicher Vertreter desjenigen, der Erbe oder 
Miterbe ($$ 1960 Note I 1b 1922 Abſ. 2) werden wird (Perſonalkuratel), 
in Anſehung der den Nachlaß betreffenden Angelegenheiten. 

a. Spezialpfleger und Vertreter vgl. zu II. : 

8. Der Erbe hat gegen den Nachlaßpfleger die actio tutelae ($ 1833). 
Ein Rechtsſtreit zwiſchen dem Nachlaßpfleger als ſolchem und dem 
Erben über das Erbrecht iſt ausgeſchloſſen, da dieſer Streit zwiſchen 
dem Erben und ſeinem geſetzlichen Vertreter beſtehen würde. Vgl. 
Mot. V S. 551. 

. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 8. Aufl. 28 


$ 1961. 


$ 1961. 
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b. Der Nachlaßpfleger iſt aktiv und paſſiv in Anſehung der zum Nachlaſſe 
gehörigen Rechte und Pflichten legitimirt. Die Rechtsverfolgung gegen 
ihn wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Annahme der Erbſchaft 
noch nicht erfolgt iſt (8$ 1958, 1960 Abſ. 3; vgl. $ 1958 Note II). 

c. Dem Nachlaßpfleger kann eine Inventarfriſt nicht beſtimmt werden. Er 
iſt den Nachlaßgläubigern auskunftspflichtig. Er kann nicht auf die Be⸗ 
ſchränkung der Haftung des Erben verzichten § 2012. 

d. Mit der Beſtellung des Nachlaßpflegers beginnen die Friſten zu laufen, 
bis zu deren Ablaufe der Erbe die aufſchiebenden Einreden der §§ 2014, 
2015 vorſchützen kann. 

e. Eintragungen im Grundbuche hinſichtlich eines für den Erblaſſer einge⸗ 
tragenen Rechtes können ohne vorhergehende Umſchreibung auf den Erben 
erfolgen, wenn der Eintragungsantrag durch die Bewilligung eines Nach⸗ 
laßpflegers oder durch einen gegen den Nachlaßpfleger vollſtreckbaren 
Titel begründet wird, GO. §§ 40, Al ($ 873 Note A 114). 

1. Der Nachlaßpfleger im Prozeſſe. Vgl Abſchnittvorb. vor § 1773 Note B VII. 
Das Armenrecht kann dem Nachlaßpfleger gemäß CO. § 114 ertheilt 
werden. RG. 50 394, JW. 1902 S. 125 5. 

a. Für die Klageerhebung gegen den Nachlaßpfleger gilt die Beſchrän⸗ 
kung aus § 1958 nicht. 

8. Der Nachlaßpfleger iſt aktiv und paſſiv in Anſehung der zum Nach⸗ 
laſſe gehörigen Rechte, Anſprüche und Verbindlichkeiten (Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten) legitimirt. Vollſtreckbare Ausfertigung eines für oder 
gegen den Erblaſſer ergangenen Urtheils kann für oder gegen den 
Nachlaßpfleger ertheilt werden. Vgl. zu & und OLG. 2 128. 

4. Das Verhältniß des Nachlaßpflegers zum Erben im Prozeſſe richtet 
ſich nach CRD. $ 53 (Titelvorb. vor § 1909). Iſt der Nachlaßpfleger 
in einen von dem Erben als ſolchem ſelbſtändig geführten Prozeß 
nicht eingetreten, ſo wird die Prozeßfähigkeit des Erben in Anſehung 
dieſes Prozeſſes durch das Vorhandenſein des Nachlaßpflegers nicht 
beeinträchtigt. Die Wirkung des Urtheils für den Nachlaß kann aber 
nur in Frage kommen, wenn der als Erbe Aufgetretene auch wirk⸗ 
lich Erbe wird; ſchlägt er aus, fo iſt zu $ 1958 Note I lad und zu 
$ 1959 Note II 2e zu vergleichen. 

Aufnahme des durch den Tod des Erblaſſers unterbrochenen Ver⸗ 

fahrens durch den Nachlaßpfleger CRD. 88 243, 241. 

e. Wechſel in der Perſon des Nachlaßpflegers während des Prozeſſes 
CPO. 8 241. Eröffnung des Nachlaßkonkurſes während des vom 
Nachlaßpfleger geführten Prozeſſes CPO. 88 243, 240. 

d. Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß. Die gegen den Erblaſſer zur 
Zeit feines Todes bereits begonnene Zwangsvollſtreckung wird gemäß 
END. 5 799 Abſ. 1 in den Nachlaß fortgeſetzt und erforderlichen 
Falles an Stelle des Schuldners zu den ſeine Zuziehung erfordern⸗ 
den Vollſtreckungshandlungen der Nachlaßpfleger zugezogen. 

Hatte die Zwangsvollſtreckung gegen den Erblaſſer noch nicht be⸗ 
gonnen, ſo muß erſt die Vollſtreckungsklauſel gemaß CPO. §§ 724, 
727 gegen den Nachlaßpfleger (als Vertreter des Rechtsnachfolgers) 
erwirkt werden, vgl. OLG. 2 128. 

5. Die Beendigung der Nachlaßpflegſchaft. 

Gemäß § 1919 endigt die Pflegſchaft nicht kraft Geſetzes, ſondern mittelſt 
Aufhebung durch das Nachlaßgericht (5 1962), vgl. § 1961 Note 2. Sie iſt 
nach § 1919 aufzuheben, wenn der Grund für die Anordnung (§ 1960) weg⸗ 
gefallen iſt, alſo ſtets wenn die erfolgte Annahme der Erbſchaft gewiß iſt. 
Durch die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes wird — anders als die Nach⸗ 
laßverwaltung (§ 1988 Abt. 1) — die Nachlaßpflegſchaft zur Sicherung des 
Nachlaſſes nicht beendigt, beſteht vielmehr zur Vertretung des Gemein⸗ 
ſchuldners fort, vgl. Prot. V S. 819. 


O 
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$ 1962. Für die Nachlaßpflegſchaft tritt an die Stelle des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts das Nachlaßgericht. 


c. Pflegſchaftsgericht. 


§ 1963. Iſt zur Zeit des Erbfalls die Geburt eines Erben zu IV. unterhaltsanſpruch der 


erwarten, ſo kann die Mutter, falls ſie außer Stande iſt, ſich ſelbſt 
zu unterhalten, bis zur Entbindung ſtandesmäßigen Unterhalt aus 
dem Nachlaß oder, wenn noch andere Perſonen als Erben berufen 
ſind, aus dem Erbtheile des Kindes verlangen. Bei der Bemeſſung 
des Erbtheils iſt anzunehmen, daß nur ein Kind geboren wird. 


6. Die Haftung des Nachlaßpflegers. 

Der Nachlaßpfleger iſt Pfleger des Erben und haftet dieſem nach vor: 
mundſchaftsrechtlichen Grundſätzen gemäß §§ 1915, 1833. Eine Haftung 
gegenüber den Nachlaßgläubigern iſt ihm — wie in § 1985 Abſ. 2 dem 
Nachlaßverwalter — nicht auferlegt. Als geſetzlicher Vertreter des Erben 
haftet der Erbe gemäß § 278 für Verſchulden des Nachlaßpflegers und zwar 
gemäß $ 1978 Abſ. 1 Satz 2 nach Maßgabe der Vorſchriften über Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag. 

7. Die Koſten der Nachlaßpflegſchaft. . 

a. Die Koſten der Nachlaßpflegſchaft treffen den Erben als ſolchen und ge: 
hören zu den Nachlaß verbindlichkeiten, § 1967 Abſ. 2. 

b. Die Koſten der zum Zwecke gerichtlicher Geltendmachung beantragten 
Nachlaßpflegſchaft gehören zu den Prozeßkoſten (CPO. § 91) bzw. zu den 
Koſten der Zwangsvollſtreckung (CPO. § 788). 

e. Im Nachlaßkonkurſe gehören die Koſten der Nachlaßpflegſchaft zu den 
Maſſekoſten, KO. § 224 Ziff. 4. 

II. Sondervertreter. 

1. Spezialnachlaßpflegſchaft vgl. Vorb. vor § 1909 Note III 3. 

2. Sonſtige Vertreter des Nachlaſſes vgl. § 1958 Note II I. 

8 1962. 1. Nachlaßgericht FrG. §§ 72 —74 (zu §§ 1960 ff.). 

2. Abgeſehen von der Vorſchrift des § 1962 finden auf die Nachlaßpfleg⸗ 
ſchaft zur Sicherung des Nachlaſſes die Vorſchriften über die Pflegſchaft 
($$ 1909 ff.) Anwendung. 

3. Wegen Beendigung der Pflegſchaft vgl. § 1961 Note 1 3b. 

§ 1963. J. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf den Fall, daß ein naseiturus 
als Erbe durch Geſetz oder durch Verfügung von TFodeswegen berufen ift. 
a. Solange der naschturus als Erbe nur für den Fall des Wegfalls vor 

ihm berufener Erben in Betracht kommt, iſt der Anſpruch nicht gegeben. 

Wenn der nasciturus als Nacherbe berufen iſt, findet § 2141 Anwendung. 

2. Der Anſpruch ſteht der Mutter des nascıturus zu und richtet ſich gegen 
den Nachlaß bzw. den Erbtheil des nasciturus. Zur gerichtlichen Geltend⸗ 
machung beantragt die Mutter die Beſtellung eines Nachlaßpflegers gemäß 
§§ 1961, 1960. — Die Geltendmachung des Anſpruchs im Wege der einſt⸗ 
899905 Verfügung richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriften CPO. 
9 935 ff. 


3. Zur Begründung des Anſpruchs gehört außer dem Nachweiſe der 
e und des dem e für den Fall ſeiner Geburt zu⸗ 
94608 9 Erbrechts der Nachweis der Bedürftigkeit der Mutter (vgl, zu 

602 Note 1). 

4. Der Auſpruch geht auf ſtandesmäßigen Unterhalt ($ 1610 Abſ. 1) bis 
zur (vollendeten) Entbindung. Von dieſem Zeitpunkte kann, wenn der 
nasciturus lebend geboren iſt, der Unterhaltsanſpruch der Mutter gegen das 
Kind nach §§ 1601 ff. eingreifen. Iſt der nasciturus aber nicht lebend zur 

elt gekommen, ſo erliſcht der Unterhaltsanſpruch der Mutter für die Zukunft. 

5. Der Anſpruch geht auf Unterhaltsgewährung aus dem Nachlaſſe bzw. 
aus dem Erbtheile des nasciturus. Es muß, wenn die Einkünfte nicht aus⸗ 
reichen, das Stammvermögen angegriffen werden. 

28 * 
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V. fietus ls geſeglicher § 1964. Wird der Erbe nicht innerhalb einer den Umſtänden 
MR Gerichtl. Zeſiſtelung. entſprechenden Friſt ermittelt, jo hat das Nachlaßgericht feſtzuſtellen, 
daß ein anderer Erbe als der Fiskus nicht vorhanden iſt. 

Die Feſtſtellung begründet die Vermuthung, daß der Fiskus ge⸗ 
ſetzlicher Erbe ſei. 

2. Oeffentliche Aufſorde⸗ § 1965. Der Feſtſtellung hat eine öffentliche Aufforderung zur 
ber Erbrechen uns Anmeldung der Erbrechte unter Beſtimmung einer Aumeldungsftiſt 
vorauszugehen; die Art der Bekanntmachung und die Dauer der An⸗ 
meldungsfriſt beſtimmen ſich nach den für das Aufgebotsverfahren 
geltenden Vorſchriften. Die Aufforderung darf unterbleiben, wenn 
die Koſten dem Beſtande des Nachlaſſes gegenüber unverhältnißmäßig 

groß ſind. 

Ein Erbrecht bleibt unberückſichtigt, wenn nicht dem Nachlaßgerichte 
binnen drei Monaten nach dem Ablaufe der Anmeldungsfriſt nach⸗ 
gewieſen wird, daß das Erbrecht beſteht oder daß es gegen den Fis⸗ 
kus im Wege der Klage geltend gemacht iſt. Iſt eine öffentliche 
Aufforderung nicht ergangen, ſo beginnt die dreimonatige Friſt mit 
der gerichtlichen Aufforderung, das Erbrecht oder die Erhebung der 
Klage nachzuweiſen. 

3. Aktio- und Paſſiolegi⸗ § 1966. Von dem Fiskus als geſetzlichem Erben und gegen den 
imation des ſisküs Fiskus als geſetzlichen Erben kann ein Recht erſt geltend gemacht 
werden, nachdem von dem Nachlaßgerichte feſtgeſtellt worden iſt, daß 

ein anderer Erbe nicht vorhanden iſt. 


Sweiter Titel. 
Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten. 


§ 1964. 1. Der Feſtſtellung des Erbrechts des Fiskus hat ein Ermitt⸗ 
lungsverfahren gemäß § 1965 be 

2. Die Feſtſtellung des Erbrechts begründet eine (nach CPO. § 292) 
widerlegbare Vermuthung des Erbrechts. 

3. Auch der Fiskus als geſetzlicher Erbe kann ſich einen Erbſchein gemäß 
§§ 2353 ff. ausſtellen laſſen. Wegen der zu Gunſten gutgläubiger Dritter 
über die Vermuthung des § 1964 hinausgehenden Wirkungen des Erbſcheins 
vgl. $$ 2366 f. 

§ 1965. 1. Oeffentliche Aufforderung zur Anmeldung des Erbrechts unter 
Beſtimmung einer Anmeldungsfriſt. 

a. Die Art der Bekanntmachung richtet ſich nach CPO. §§ 948, 949. 
b. eee muß mindeſtens ſechs Wochen betragen, CPO. 


§ 950. 

2. Die Nichtberückſichtigung des Erbrechts in den Fällen des Ab. 2 ſchließt 
die ſpätere Geltendmachung des Rechtes nicht aus, vgl. § 1964 Note 2. 

3. Friſtberechnung §§ 187, 188. 

4. Das Recht der Intereſſenten, die Einſicht der Akten und die Erthei⸗ 
lung von Abſchriften zu verlangen, FrG. § 78 (zu $$ 1960 ff.). 

§ 1966. Die Behauptung der erfolgten nachlaßgerichtlichen Feſtſtellung 
des Erbrechts gehört zur (Aktiv⸗ und Paſſiv⸗) Sachlegitimation des Fiskus. 


ee zum J. Univerſalſukzeſſion in die Schulden des Erblaſſers. 

0 8 1. Nach dem Prinzipe der Univerſalſukzeſſion gehen nicht nur 
die Aktiva, ſondern auch die Paſſiva des Erblaſſers auf den Erben über 
(vgl. § 1922). Der Erbe ſetzt die vermögensrechtliche Perſönlichkeit des Erb⸗ 
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laſſers fort. In Ermangelung beſonderer Vorſchriften würden beide Ver: Vorbemerkung zum 

mögensmaſſen (das Vermögen des Erblaſſers und dasjenige des Erben) ſich 2. Litel. 

dauernd und uneingeſchränkt zu einem einheitlichen Vermögensganzen mit 8 1967 ff. 
der Wirkung vereinigen, daß insbeſondere 

a. Konfuſion und Konſolidation ſtattfindet ($ 1976); 

b. Aufrechnungen (§§ 387 ff.) in Anſehung von Forderungen des Erben 
Gier rungen an den Erblaſſer und umgekehrt erfolgen können 

§ 1977); 

€. Konvaleszenz der Verfügungen, welche der Erblaſſer über Vermögens⸗ 
gegenſtände des Erben und der Erbe über ſolche des Erblaſſers vorge⸗ 
nommen hatte, eintreten würde (vgl. $ 185 Abſ. 2); 

d. der Erbe nicht nur mit dem Nachlaſſe, ſondern auch mit ſeinem ſonſtigen 
261 19850 für die Schulden des Erblaſſers haften würde (END. 88 780, 

‚ 185); 

e. die Gläubiger des Erben auf die Beſtandtheile des Nachlaſſes greifen 
könnten (CPO. § 783). 

2. Wegen der Nachlaßverbindlichkeiten, welche erſt mit oder 

nach dem Tode des Erblaſſers entſtehen, vgl. § 1967 Abſ. 2. 

II. Die Vorſchriften über die Erbenhaftung. 

1. Die in §§ 1967 ff. unmittelbar geregelten Fälle. 

Die Vorſchriften des zweiten Titels regeln unmittelbar die Haftung des 

Einzelerben, welcher die Erbſchaft endgültig ($ 1943) erworben hat. 

a. Die beſonderen Rechtsverhältniſſe für die Zeit, während welcher dem be⸗ 
rufenen Erben noch das Ausſchlagungsrecht zuſteht (§ 1943), ſind in 
§§ 1958 ff. geregelt, vgl. auch § 1978 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 3. 

b. Nach § 1922 Abſ. 2 gelten die Vorſchriften des zweiten Titels grundſätz⸗ 
lich auch für die Haftung der Miterben. Die für dieſen Fall eingreifen⸗ 
den Sondervorſchriften find in den §§ 2058 ff. gegeben. Vgl. daſelbſt. 

2. Allgemeiner Inhalt der Vorſchriften. 

a. Die Vorſchriften des BGB. über die Haftung des Erben für die Nach⸗ 

laßverbindlichkeiten (in Verbindung mit den ergänzenden Vorſchriften der 

CPO. und KO.) ſchränken die aus dem Prinzipe der Univerſalſukzeſſion 

ſich ergebenden Folgerungen (vgl. zu J) ſowohl im Intereſſe des Erben 

wie andererſeits auch der Nachlaßgläubiger ein. 

Der Nachlaß wird in Anſehung der Schuldenhaftung in der Hand des 

Erben als ein mit den Nachlaßverbindlichkeiten belaſtetes, von dem übrigen 

Vermögen des Erben getrenntes Vermögen behandelt. Der Erbe haftet 

mit den Nachlaßgegenſtänden ſelbſt (cum viribus hereditatis), nicht mit 

deren Werthe (pro viribus). Nur in gewiſſen Ausnahmefällen ſteht dem 

Erben das Recht zu, die Herausgabe der Nachlaßgegenſtände durch Zah⸗ 

lung des Werthes abzuwenden ($$ 1992, 1973, 1974, 1989). - 

e Die Aufhebung der mit dem Erbfall eingetretenen Verbindung der beiden 
Vermögensmaſſen (der Erbſchaft und des ſonſtigen Erbenvermögens) zum 
Zwecke der Befriedigung der Nachlaßgläubiger kann erwirkt werden, 

a. von dem Erben ſchlechthin, um die Nachlaßgläubiger ausſchließlich auf 
den Nachlaß zu verweiſen und ſie von ſeinem ſonſtigen Vermögen 
fernzuhalten; . 7 7 

8. von den Nachlaßgläubigern unter gewiſſen einſchränkenden Voraus⸗ 

ſetzungen (§§ 1981 Abſ. 2, 2013 Note 11 a f, KO. §§ 217, 220), um 
ſich den Nachlaß voll und ganz für ihre Befriedigung zu ſichern und 
von demſelben den Erben ſowie ſeine ſonſtigen Gläubiger fernzu⸗ 
halten. Erſatz für das beneficium separationis alten Rechtes, vgl. 
§ 1967 Note IV 1. 

5 a Die durch die beſchränkte Erbenhaftung begründete Gin- 

ede, 

Die Beſchränkung der Haftung des Erben läßt die Verbindlichkeit als 

ſolche in een Beſtand unberührt, ſie gewährt dem Erben lediglich eine 
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civilrechtliche Einrede gegen feine perſönliche Inanſpruchnahme, d. h. das 
Recht, den Zugriff auf das ihm außer dem Nachlaſſe zuſtehende Vermögen 
zu verhindern. Dieſe Einrede iſt weder dritten Mitverpflichteten, die ſich 


im Mebrigen auf Einreden aus der Perſon ihres Mitſchuldners berufen 


können, noch gegenüber dinglich geſicherten Anſprüchen gegeben, ſoweit es 

ſich um die Befriedigung des Berechtigten aus den ihm haftenden Gegen⸗ 

ſtänden handelt. 

a. Geſammtſchuldverhältniß § 425. 

b. Bürgſchaft § 768. 

e. Durch Vormerkung geſicherte Anſprüche § 884. 

d. Hypothek § 1137. 

e. Pfandrecht § 1211. 

III. Die gewöhnliche geſetzliche Beſchränkung der Erbenhaftung 

e e f | 
1. Die urſprüngliche Beſchränkbarkeit der Erbenhaftung. 

a. In dem Momente des Erbſchaftsanfalls tritt kraft Geſetzes die 
Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten ein; gleichzeitig hier⸗ 
mit aber erwächſt dem Erben das Recht, ſeine Haftung auf den Nachlaß 
zu beſchränken. Es haftet der Erbe alſo im Momente des Anfalls der 
Erbſchaft für die Nachlaßverbindlichkeiten zwar nicht beſchränkt, wohl 
aber ſo, daß die Haftung beſchränkbar iſt auf den Nachlaß. Dieſe Be⸗ 
ſchränkbarkeit iſt eine gesetzliche Eigenſchaft der Erbenhaftung, welche 
dieſer kraft Geſetzes von vornherein und ſo lange innewohnt, bis die den 
Verluſt der Beſchränkbarkeit begründenden Thatbeſtände (vgl. zu IV) ein⸗ 
getreten ſind. Wird der Erbe lediglich mit der Behauptung, daß er Erbe 
des Schuldners ſei und ohne die Behauptung einer den Verluſt der Be⸗ 
ſchränkbarkeit begründenden Thatſache in Anſpruch genommen, ſo wird 
ein Thatbeſtand behauptet, aus welchem ſich nur die beſchränkbare Haf⸗ 
tung ergiebt. Die Verurtheilung kann deshalb — auch im Verſäumniß⸗ 
verfahren — nicht ſchlechtweg, ſondern nur unter dem Vorbehalte der 
Geltendmachung der Beſchränkung erfolgen. Vgl. zu IX. — Bemerkt 
muß werden, daß im Anſchluß an die preußiſche Praxis die allgemeine 
Anſicht dahin geht, daß die Ertheilung des Vorbehalts, wenn nicht ſchon 
vom Kläger beantragt, einen darauf gerichteten Antrag des Beklagten 
erfordert. Es ſteht indeß bei objektiver Beurtheilung dem Erben die 
Beſchränkbarkeit zu. Hierauf verzichtet er nicht durch Verſäumniß 
(SPD. § 331). Daß die Beſchränkung der Haftung vor dem Stadium 
der Zwangsvollſtreckung (CPO. § 781) unberückſichtigt bleibe, bis auf 
ehe derſelben Einwendungen gemacht werden, iſt nirgends vorge: 

rieben. 

b. Das Recht des Erben, ſeine Haftung auf den Nachlaß zu beſchränken, 
tritt kraft Geſetzes ein, ohne daß es der Errichtung eines Inventars 
(vgl. indeß zu IV) oder eines Vorbehalts von Seiten des Erben bei der 
Annahme der Erbſchaft bedarf. 

2. Die Verwandlung der beſchränkbaren Haftung in eine be⸗ 
ſchränkte Haftung. 

Das Recht des Erben, ſeine Haftung auf den Nachlaß zu beſchränken, wird 
verwirklicht: 

a. durch einheitliche unter Aufſicht des Gerichts erfolgende Liqui⸗ 
dation des Nachlaſſes als einer von dem übrigen Vermögen des Erben 
ſelbſtändig gehaltenen Vermögensmaſſe mittelſt Nachlaßverwaltung oder 
Nachlaßkonkurſes (vgl. § 1981 Note I, §§ 1975, 1981 ff., KO. SS 214 ff.), 
wenn eine die Koſten der Nachlaßverwaltung bzw. des Nachlaßkonkurſes 
deckende Nachlaßmaſſe vorhanden iſt. Die einzige Ausnahme dahin, daß 
trotz Vorhandenſeins genügender Maſſe der Einzelerbe (wegen der Mit⸗ 
erbenhaftung vgl. Nore B III 1 zu $$ 2058 ff.) ſich auf die Beſchränkung 
der Haftung berufen kann, ohne daß Nachlaßverwaltung oder Nachlaß⸗ 
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konkurs erwirkt iſt, bildet der Fall, daß die Ueberſchuldung des Nach⸗ Vorbemerkung zum 

laſſes auf Vermächtniſſen oder Auflagen beruht, § 1992, vgl. zu b 6. — 2. Stel, 

Wegen der Erbenhaftung nach Beendigung der Nachlaßverwaltung oder 50 Leu 

des Nachlaßkonkurſes vgl. zu § 1989. 3 

Zum richtigen Verſtändniſſe der Vorſchriften iſt Folgendes 
zu beachten. 

a. Der Erbe iſt in der Herbeiführung der Nachlaßverwaltung oder des 
Nachlaßkonkurſes zeitlich nicht beſchränkt. Er kann dieſe Mittel immer 
noch anwenden, fo lange er nicht das Recht der Veſchränkung feiner 
Haftung überhaupt verloren hat (vgl. zu I). Bei einer Mehrheit 
von Erben iſt indeß die Anordnung der Nachlaßverwaltung nach 
Theilung des Nachlaſſes ausgeſchloſſen, § 2062. 

3. Der Erbe iſt (vgl. zu a) keineswegs gehalten, von vornherein zur Er⸗ 
haltung des Rechtes auf Beſchränkung feiner Haftung die Nachlaß⸗ 
verwaltung oder den Nachlaßkonkurs herbeizuführen, vielmehr kann 
er zunächſt die Abwickelung des Nachlaſſes ſelbſt in die Hand nehmen, 
muß indeß, ſobald er einer Nachlaßverbindlichkeit gegenüber ſeine 
beſchränkte Haftung geltend machen will, wenn eine für die behörd⸗ 
liche Liquidation ausreichende Maſſe vorhanden iſt, Nachlaßverwal⸗ 
tung oder Nachlaßkonkurs erwirken (Ausnahme in Anſehung der aus 
Vermächtniſſen und Auflagen herrührenden Verbindlichkeiten, § 1992 
vol. zu b a 86). 

7. Der Erbe, der die Abwickelung des Nachlaſſes ſelbſt beſorgt und mit 
der Möglichkeit zu rechnen hat, daß er ſpäterhin ſich noch auf die 
Beſchränkung ſeiner Haftung berufen werde, muß ſich bewußt ſein, 
daß er im Falle der Geltendmachung dieſer Beſchränkung für die 
Verwaltung des Nachlaſſes in Anſehung der Verantwortlichkeit und 
der Aufwendungen (vgl. auch KO. § 224 Ziff. 1) den Nachlaßgläu⸗ 
bigern wie ein Beauftragter bzw. wie ein Geſchäftsführer ohne Auf⸗ 

trag gegenüber ſteht (§ 1978). 

5. Die Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten durch den Erben brauchen 
die Nachlaßgläubiger, denen gegenüber die beſchränkte Erbenhaftung 
in Anſpruch genommen wird, nur dann als für Rechnung des Nach⸗ 
laſſes erfolgt gelten zu laſſen, wenn der Erbe den Umſtänden nach an⸗ 
nehmen durfte, daß der Nachlaß zur Berichtigung aller Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten ausreicht (§ 1979). 

e. Sobald der Erbe von der Unzulänglichkeit des Nachlaſſes, für deren 
Bemeſſung Vermächtniſſe und Auflagen außer Betracht bleiben, 
Kenntniß hat, iſt er zur Vermeidung feiner Schadenserſatzpflicht ver⸗ 
pflichtet, den Nachlaßkonkurs anzumelden. Daſſelbe gilt, wenn er 
dieſe Kenntniß haben mußte oder durch Herbeiführung des Gläu⸗ 
bigeraufgebots gehabt haben würde (5 1980). 

durch die den andrängenden Gläubigern von Fall zu Fall 

entgegenzuſetzende Einrede der Unzulänglichkeit des Nach⸗ 

laſſes aus § 1990 in Verbindung mit der Verpflichtung des Erben zur 
Herausgabe des vorhandenen Nachlaßbeſtandes an den Gläubiger zum 
Zwecke der Befriedigung im Wege der Zwangsvollſtreckung. 
a. Dieſe Art der Geltendmachung der beſchränkten Erbenhaftung iſt in⸗ 
deß nur zugelaſſen, 9 
ar. wenn ein die Koften der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaß⸗ 
konkurſes deckender Nachlaß beſtand nicht vorhanden iſt, und zwar 
gleichgültig, ob der Mangel des Nachlaßbeſtandes von vornherein 
vorlag oder erſt nachträglich eintrat (etwa durch zufälligen Unter⸗ 
gang von Nachlaßgegenſtänden oder durch Verwendung derſelben 
ſeitens des Erben zur Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten), 
val. zu a —8; 5 

88. wenn zwar ein die Koſten der Nachlaßverwaltung oder des Nach— 
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laßkonkurſes deckender Nachlaßbeſtand vorhanden iſt, die Ueber⸗ 
ſchuldung des Nachlaſſes aber auf Vermächtniſſen oder Auflagen 
beruht ($ 1992). 

3, Wegen der den Erben bis zum Zeitpunkte der Herausgabe des Nach⸗ 
laßbeſtandes zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung in denſelben treffen⸗ 
den Verantwortlichkeit und wegen ſeines Anſpruchs auf Erſtattung 
von Aufwendungen ſowie wegen der ſonſtigen in Betracht kommenden 
Rechtsverhältniſſe vgl. § 1991. 

J. Wegen der Geltendmachung der Einrede aus §§ 1990 ff. im Prozeſſe 
vgl. zu IX I b. 

IV. Eintritt unbeſchränkter und unbeſchränkbarer Erbenhaftung. 

1. Allgemein d. h. allen Gläubigern gegenüber, mit Ausnahme 
von ſolchen, die zugleich Miterben (§ 2063 Abſ. 2) oder Vorerben ($ 2144 
Abſ. 3) find, verliert der Erbe das Recht, ſich auf die Beſchränkung 
ſeiner Haftung zu berufen, 

a. wenn die dem Erben auf Antrag eines Nachlaßgläubigers geſetzte Inven⸗ 
tarfriſt verſäumt iſt, §§ 1994 Abſ. 1 Satz 2. Vgl. § 2004 Note 1 b; 

b. wenn der Erbe die Unvollſtändigkeit oder Unrichtigkeit des Inventars 
abſichtlich herbeigeführt hat gen § 2005 Abſ. 1 Satz 1; 

e. wenn der Erbe trotz rechtzeitiger Beantragung der Inventarerrichtung 
(§ 2003 Abſ. 1 Satz 2) die Ertheilung der zur Aufnahme des Inventars 
erforderlichen Auskunft verweigert oder abſichtlich in erheblichem Maße 
verzögert, § 2005 Abſ. 1 Satz 2. 

2. Einzelnen Gläubigern gegenüber tritt der Verluſt der Be⸗ 
ſchränkung der Erbenhaftung ein (vgl. § 2013 Note II) 

a. wenn der Erbe den von ihm zu leiſtenden Offenbarungseid verweigert 
oder nicht leiſtet (§ 2006 Abſ. 3); 

b. wenn der Erbe einem beſtimmten Nachlaßgläubiger gegenüber auf die 
Beſchränkung ſeiner Haftung verzichtet. Ein allgemeiner Verzicht 
iſt, wegen der Vertragsnatur des Verzichts (vgl. zu § 397) nur möglich, 
wenn er mit allen Gläubigern als einzelnen Perſonen erfolgt; 

e. bei Verſäumung des Vorbehalts der beſchränkten Haftung im Urtheile 
CPO. § 780. Vgl. zu III I und zu IX beſonders auch 2 e. 

3. Inhalt der unbeſchränkten Erbenhaftung und ihre Unterſchei⸗ 
dung von der beſchränkten Haftung, vgl. § 2013 und Bemerkungen daſelbſt. 

V. Die außergewöhnliche Beſchränkung der Haftung des Erben gegen⸗ 
über ſäumigen Gläubigern (§§ 1973 ff., 1989). 

1. Die einzelnen Falle. 

Die Beſchränkung der Erbenhaftung auf die Bereicherung aus dem Ueber: 
ſchuß oder deſſen Werth tritt ein: 

8. 1 den im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſenen Nachlaßgläubigern 
§ 1973; 

h. gegenüber den erſt fünf Jahre nach dem Erbfalle dem gutgläubigen 
51974 gegenüber ihre Forderung geltend machenden Nachlaßgläubigern 

1974; 

e. nach der Beendigung des Nachlaßkonkurſes durch Vertheilung der Maſſe 
oder durch Zwangsvergleich § 1989. Vgl. dazu Vorb. zu §§ 1970 ff. 
Note 12 a. In Betracht kommen die Glaubiger, welche ihre Forderungen 
im Nachlaßkonkurſe nicht angemeldet haben. 

2. Die rechtliche Natur der Beſchränkung. 

Die Einwendungen aus $$ 1973, 1974, 1989 bilden lediglich beſondere 
Geſtaltungen der Beſchränkbarkeit der Erbenhaftung. Sie konnen nicht mehr 
entſtehen, wenn die Beſchränkbarkeit weggefallen iſt; andererſeits wird die 
Beſchränkbarkeit dadurch, daß ſie dieſe beſondere Geſtaltung erhält, unver⸗ 
lierbar (§ 2013 Abſ. 1). Daß dieſe Fälle unter den Begriff der „Beſchrän⸗ 
kung der Haftung“ fallen, obwohl ſie in dem II. und nicht in dem III. Unter⸗ 
titel behandelt find, bringt § 2013 Abſ. 1 zum Ausdrucke. 
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3. Ueber die beim Vorliegen der Vorausſetzungen zu 1a—c nach Theilung 
des Nachlaſſes eintretende Theilung der geſammtſchuldneriſchen Haftung der 
Miterben nach Maßgabe ihrer Erbtheile § 2060. 

VI. Das Aufgebot der Nachlaßgläubiger (SS 1970 ff.) iſt ein dem Erben 
gewährtes Mittel, die Nachlaßgläubiger feſtzuſtellen. 

1. Der Erbe iſt den Nachlaßgläubigern gegenüber unter Umſtänden zur 
Vermeidung ſeiner Schadenserſatzpflicht verpflichtet, von dieſem Mittel 
Gebrauch zu machen, vgl. § 1980 Abſ. 2. 

2. Die Ausſchließung von Gläubigern im Aufgebotsverfahren hat Wir⸗ 
kungen nach zwei Richtungen: 

a. Beſchränkung der Erbenhaftung gegenüber dem ausgeſchloſſenen Gläu⸗ 
biger auf die Bereicherung gemäß § 1973. Vgl. zu V; 

b. Theilung der geſammtſchuldneriſchen Haftung der Miterben gegenüber 
den Nachlaßgläubigern nach Maßgabe ihrer Erbtheile § 2060 Ziffer 1. 
VII. Inventar (88 1993 ff.). 

Die Inventarerrichtung iſt keine Vorausſetzung für die Gel⸗ 
tendmachung beſchränkter Erbenhaftung. Eine Einwirkung auf den 
Umfang der Erbenhaftung hat die Errichtung oder Nichterrichtung des In⸗ 
ventars nur inſofern, als die Beſchränkbarkeit der Erbenhaftung allen Gläu⸗ 

igern gegenüber mit Ausnahme derjenigen, welche zugleich Miterben (§ 2063 
Abf. 2) oder Vorerben (8 2144 Abſ. 3) find, wegfällt, 

a. wenn der Erbe nicht innerhalb der ihm auf Antrag eines Nachlaß⸗ 
gläubigers vom Nachlaßgerichte geſetzten Inventarfriſt ein Inventar er⸗ 
richtet hat, § 1994 Abſ. J Satz 2; 

b. wenn der Erbe die Unvollſtändigkeit oder Unrichtigkeit des Inventars 
abſichtlich herbeigeführt hat, gemäß § 2005 Abſ. 1 Satz 1; 

e, wenn der Erbe die zur Errichtung des Inventars erforderliche Auskunft 
e oder abſichtlich in erheblichem Maße verzögert, § 2005 Abſ. 1 

atz 2. 


Im Uebrigen vgl. zu 88 1993 ff. Das Intereſſe des Erben an der Er⸗ 

richtung des Inventars § 1993 Note 2, des Gläubigers § 1994 Note 2 dl. 

VIII. Aufſchiebende Eiureden des Erben (88 2014 ff.). 

1. Die in Anſehung der Rechtsverfolgung vor der Annahme 
der Erbſchaft obwaltenden Rechtsverhältniſſe vgl. zu §§ 1958, 1961 und 
Bemerkungen daſelbſt. 

2. Ueberlegungsfriſt des Erben nach Annahme der Erbſchaft. 
a. Dem Erben wird in §§ 2014 ff. eine Friſt zur Prüfung des der 

und zur Ueberlegung ſeines Verhaltens den Nachlaßgläubigern gegenüber 

durch Gewährung auſſchiebender Einreden gegeben. Dieſe Einreden be⸗ 
zwecken nicht, die gerichtliche Feſtſtellung und Sicherung des Anſpruchs 
hinauszuschieben, ſondern ſtehen lediglich dem Anſpruch auf Berichti⸗ 
ng der Verbindlichkeiten entgegen, vgl. $$ 2014, 2015, CO. $$ 305, 
u $ 2014). 8 4 

b. Die nn 908 88 2014 f. ſtehen dem Erben auch gegenüber ſeinen 
eigenen Gläubigern zu, wenn ſie ſich an Nachlaßgegenſtände halten 

i . 5125 § 783. 2014 f 

„gl. im Uebrigen zu . 5 

5 elenden > beſchränkten Erbenhaftung im Prozeſſe. Be 

aſt. 
1. Vorliegen einer vollſtreckbaren Ausfertigung gegen den 
7 des in dem Urthetle bezeichneten Schuldners (PO. $$ 727, 
0 
a. Der Erbe hat das Recht, ohne daß ein beſonderer Vorbehalt im Urtheil 

oder in der Vollſtreckungsklauſel vorhanden wäre, Einwendungen gegen 
die Zwangsvollſtreckung auf Grund ſeiner beſchränkten Haftung bei dem 

Prozeßgericht I. Inſtanz mittelft Widerſpruchsklage zu erheben. CPO. 

$$ 781, 785, 767, 769, 770. 
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Borbemerfung zum b. Zur Begründung der Widerſpruchsklage hat der Erbe entweder die An⸗ 
0 el. 


ordnung der Nachlaß verwaltung oder Eröffnung des Nachlaßkonkurſes 
(8 1975) oder das Vorliegen der die Einrede der Unzulänglichkeit des 
Nachlaſſes aus § 1990 zulaſſenden und begründenden Vorausſetzungen 
nachzuweiſen. Zu der Frage, ob dem Erben außer dem Nachweiſe, daß 
der von dem Nachlaßgläubiger in Anſpruch genommene Gegenſtand nicht 
zum Nachlaſſe, ſondern zum eigenen Vermögen des Erben gehort, noch 
eine weitere Rechenſchaftspflicht obliegt, vgl. NG. 9 188, 8 271, Gruchot 
37 412. Bol. ferner Gecius bei Gruchot 43 614 ff. 

c. Der Nachlaßgläubiger beſeitigt die Einwendungen des Erben durch den 
Nachweis, daß der Erbe ihm gegenüber oder überhaupt das Recht der 
beſchränkten Erbenhaftung verloren hat, vgl. Note IV. 

2. Der Nachlaßgläubiger hat noch keinen vollſtreckbaren Titel 
gegen den Erblaſſer erlangt. Gleichgültig iſt, ob der Rechtsſtreit be⸗ 
reits gegen den Erblaſſer anhängig war und nach Unterbrechung des Ber: 
fahrens gegen den Erben aufgenommen wurde (CPO. 88 239, 246) oder ob 
die Klage von vornherein gegen den Erben gerichtet war. 

a. Die in Betracht kommenden Vorſchriften der CPO. 

GPO. 5 780. Der als Erbe des Schuldners verurtheilte Beklagte kann die 
Beschrünkung seiner Haftung nur geltend machen, wenn sie ihm im Urtheile 
vorbehalten ist. 

Der Vorbehalt ist nicht erforderlich, wenn der Fiskus als gesetzlicher Arbe 
verurtheilt wird oder wenn das Urtheil über eine Nachlassverbindlichkeit gegen 
einen Nachlassverwalter oder einen anderen Nachlasspfleger oder gegen einen 
Testamentsvollstrecker, dem die Verwaltung des Nachlasses zusteht, erlassen wird. 

$ 781. Bei der Zwangsvollstreckung gegen den Erben des Schuldners bleibt 
die Beschränkung der Haftung unberücksichtigt, bis auf Grund derselben gegen 
die Zwangsvollstreckung von dem Erben Einwendungen erhoben werden. 

$ 785. Die Erledigung der auf Grund der S$ 781—784 erhobenen Hin- 
wendungen erfolgt nach den Bestimmungen der 88 767, 769, 770. 


b. Das Verfahren kann ſich verſchieden geſtalten. 

a. Es wird in dem auf Erlangung eines vollſtreckbaren Titels gegen 
einen Erben als ſolchen gerichteten Theile des Verfahrens (d. i. bis 
zur Erlaſſung des Endurtheils) lediglich darüber verhandelt, ob die 
behauptete Nachlaßverbindlichkeit als ſolche beſteht und ob der in An⸗ 
ſpruch Genommene Erbe iſt, die Frage der beſchränkten Haftung aber 
völlig ausgeſchieden und dadurch erledigt, daß dem Beklagten die 
Geltendmachung der beſchränkten Haftung im Urtheile vorbehalten ist. 
In ſolchen Fällen bleiben alle Fragen der beſchränkten Haftung der 
Zwangs vollſtreckungsinſtanz überlaſſen; vgl. hierüber zu ik, 

„Es wird bereits in dem Verfahren bis zum Urtheile geſtritten und in 
dem Urtheil erkannt darüber, ob der Beklagte das Necht der Be⸗ 
ſchränkung ſeiner Haftung, ſei es überhaupt, ſei es dem Kläger gegen⸗ 
über (vgl. zu IV) verloren habe. 
aa. Wird der Verluſt der Beſchränkung nicht angenommen, fo wird der 

Vorbehalt ertheilt. Res judicata dafür, daß bis zur Zeit der Er⸗ 
laſſung des Urtheils der Verlust der Beſchränkung nicht eingetreten 
iſt, tritt indeß nur ein, wenn dieſe Feſtſtellung auf Widerklage 
des Beklagten getroffen iſt (CPO. § 322). Im Uebrigen ſind alle 
Fragen der beſchränkten Haftung in der Zwangsvollſtreckungs⸗ 
inſtanz (vgl. zu 1) zu erledigen. 

33. Wird der Verluſt der Beſchränkung ausgeſprochen und demgemäß 
der Vorbehalt verſagt, ſo kann ſich der Erbe dem Kläger gegen‘ 
über in der Zwangsvollſtreckung nicht mehr auf die Beſchränkung 
der Haftung berufen. CPO. § 780. 5 

J. Die Frage, ob die Vorausſetzungen der Beſchrankung (Nachlaßverwal⸗ 

tung, Nachlaßkonkurs, ungenügende Maſſe) vorliegen, iſt für die Er 


To 
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I. Nachlaßverbindlichleiten. 


8 1967. Der Erbe haftet für die Nachlaßverbindlichkeiten. 

Zu den Nachlaßverbindlichkeiten gehören außer den vom Erblaſſer 
herrührenden Schulden die den Erben als ſolchen treffenden Verbind⸗ 
lichkeiten, insbeſondere die Verbindlichkeiten aus Pflichttheilsrechten, 
Vermächtniſſen und Auflagen. 


theilung des Vorbehalts im Urtheile völlig unerheblich und gehört 
richtiger Weiſe in die Zwangsvollſtreckungsinſtanz; indeß iſt es nicht 
ausgeſchloſſen, daß über dieſe Fragen bereits verhandelt und in dem 
Urtheil erkannt iſt. 

Wird auf Grund der Verhandlung der Vorbehalt ertheilt und an⸗ 
genommen, daß wegen mangelnder Maſſe die Nachlaßverwaltung oder 
der Nachlaßkonkurs unthunlich iſt (§ 1990), ſo hat es bei dieſer Ent⸗ 
ſcheidung ſein Bewenden. Im Uebrigen geſtaltet ſich das weitere Ver⸗ 
fahren in der Zwangsvollſtreckung wie zu 1. 

d. Das Vorliegen von Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs nimmt 
dem Erben die Paſſivlegitimation ($ 1984 Abſ. 1 Satz 3, KO. 9 12, 14). 

e. Daß die Ertheilung des Vorbehalts nicht einen Antrag des Beklagten 
erfordert, ſondern auch im Verſäumniß verfahren zu erfolgen hat, wenn 
nicht Thatſachen behauptet werden, die den Eintritt der unbeſchränkten 
Haftung (vgl. Note IV) des als Erben in Anſpruch Genommenen be⸗ 
gründen, darüber vgl. Note III I. 

d. Die Beantragung der Verurtheilung ohne Vorbehalt iſt im Verhältniſſe 
zur Verurtheilung mit Vorbehalt ein plus, nicht ein aljug. Dieſe Zu⸗ 
vielforderung kann für die Koſtenentſcheidung gemäß CPO. $ 92 erheb⸗ 
lich ſein. Der Klageantrag iſt deshalb, wenn nicht die den Verluſt der 
Beſchränkbarkeit (Note IV) begründenden Thatſachen behauptet werden, 
ſachgemäß auf Verurtheilung unter Vorbehalt zu richten. 

e. Ob die Nichtaufnahme des Vorbehalts in das Urtheil nur mit dem gegen 
das Urtheil überhaupt zuläſſigen Rechtsmittel anzufechten iſt oder ob die 
Ergänzung des Urtheils 115 CPO. § 321 erwirkt werden kann, iſt 
beſtritten. Vgl. Wilmowski⸗Levy zu CRD, § 695 a. F. 

. en der prozeſſualen Geſtaltung der Miterbenhaftung vgl. zu §§ 2058 ff. 

ote IV. 

X. Uebergangsvorſchriften. EG. Art. 213. 

XI. Juternationales Privatrecht. EG. Art. 24. 

§ 1967. L Die von dem Erblaſſer herrührenden Schulden. 

J. Von dem Erblaſſer rühren auch diejenigen Schulden her, welche zur 
Zeit des Erbfalls lediglich begründet waren und erſt durch ſpater noch 
hinzutretende Umſtände wirkſam geworden find. 

2. Die gegen den Erblaſſer begründete Anfechtung findet gegen den Erben 
ſtatt, KO. § 40, Anfechtungsgeſetz § 11 (hinter § 144). N 

3. Nachlaß verbindlichkeiten find auch die dem Erblaſſer bis zu ſeinem 
Tode geſtundeten Verbindlichkeiten, vgl. CPO. § 122. 

CPO. $ 122. Das Armenrecht erlischt mit dem Tode der Person, welcher 
es bewilligt. ist. 

4. Zu den Nachlaßverbindlichkeiten gehören nicht diejenigen Verbindlich⸗ 
feiten des Erblaſſers, welche ihrem Inhalte nach mit dem Lode des Schuld: 
ters erlöſchen. 

a. Vgl. 8 153 Note 2 und 3, § 399 Note 1; § 520 (ſchenkweiſe übernommene 
Rentenpflicht), § 673 (Verbindlichkeit des Beauftragten). 

Von den Unkerhaltsverbindlichkeiten find auf Seiten des Schuldners nur 
vererblich die Unterhaltspflicht des geſchiedenen Ehegatten ($$ 1582, 
1345 ff., 1351, 1586) und des unehelichen Vaters ($ 1712); vgl. indeß 
in Anſehung des Unterhaltsanſpruchs eines aus einer nichtigen Ehe 


1, Erbenhaftung. 


2. Umfang der Nachlaß 
verbindlichkeiten. 


$ 1967. 
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ſtammenden unehelichen Kindes § 1703. — Wegen des Anſpruchs der 

außerehelich Geſchwängerten § 1715 Abſ. 2. — Erlöſchen der ſonſtigen 

familienrechtlichen Unterhaltsverbindlichkeiten beim Tode des Unterhalts⸗ 

pflichtigen vgl. zu § 1615. 

e. Uebergang der Verbindlichkeit des Erblaſſers zur Rechnungslegung vgl. 
Mot. II S. 623. 

II. Die den Erben als ſolchen treffenden Verbindlichkeiten. 

1. Gleichgültig iſt, ob die Verbindlichkeiten den Erben als ſolchen auf 
Grund erbrechtlicher oder anderer Vorſchriften (vgl. zu e) treffen. In allen 
Fällen begründet die Natur als Nachlaßverbindlichkeit die Anwendbarkeit 
der Vorſchriften des zweiten Titels, insbeſondere alſo über die beſchränkte 
und unbeſchränkte Haftung des Erben. 

a. Die in § 1967 Abſ. 2 hervorgehobenen Verbindlichkeiten aus Pflichttheils⸗ 
rechten (§§ 2303 ff., 2317), Vermächtniſſen (§§ 1939, 2147 ff., 2174), Auf 
lagen (§§ 1940, 2192 ff., 2194) unterliegen gewiſſen Sonderbeſtimmungen, 
§§ 1972, 1973 Abſ. 1 Satz 2, 1974 Abſ. 2, KO. §§ 222, 228, Anfechtungs⸗ 
geſetz §H3a. Nur auf Vermächtniſſe und Auflagen beziehen ſich §§ 1992, 
1980 Abſ. 1 Satz 2, KO. § 219 Abſ. 1 Satz 2. — Rangordnung im Kon⸗ 
kurſe vgl. KO. § 226 Ziffer 4 u. 5. 

b. Beiſpiele ſonſtiger auf erbrechtlichen Vorſchriften beruhender Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten ſind die als Maſſeſchulden im Nachlaßkonkurſe anerkannten 
Verbindlichkeiten, KO. § 224 (vor § 1975). 

e. Durch anderweite Vorſchriften begründete Nachlaßverbindlichkeiten find 
z. B. die Anzeige⸗ und Fürſorgepflicht des Erben eines Beauftragten 
($ 673 und daſelbſt Note 5 u. 6 wegen der entſprechend geregelten Falle), 
eines Geſellſchafters (§ 727; Offene Handelsgeſellſchbft HGB. § 137, Kom: 
manditgeſellſchaft HGB. § 161 Abſ. 2), eines Vormundes ($ 1893), eines 
Teſtamentsvollſtreckers (§§ 2218). 

2. Für Verbindlichkeiten, welche der Erbe zwar für Rechnung des Nach⸗ 
laſſes, aber in feinem eigenen Namen begründet, haftet der Erbe dem Gläu⸗ 
biger mit ſeinem perſönlichen Vermögen, wenn nicht eine Beſchränkung der 
Haftung auf den Nachlaß vereinbart iſt (vgl. § 164). Für Gerichtskoſten, 
welche durch Anträge des Erben zur 0 gelangt ſind, haftet der Erbe 
als Antragſteller perſönlich nach § 89 GKG. Vgl. auch die landesgeſetzlichen 
Koſtengeſetze, fo Pr. GaG. § 1. — Der Anſpruch des Erben auf Erſtattung 
ſeiner Aufwendungen, einſchließlich auf Befreiung von den übernommenen 
Verbindlichkeiten (§ 257), richtet ſich nach §§ 1978 Abſ. 3, 1991. 

III. Zweifelhafte Fälle. 

Zweifelhaft kann ſein, ob gewiſſe Verbindlichkeiten, die zwar erſt durch 
einen nach dem Erbfalle ſich vollziehenden Thatbeſtand hervorgebracht werden, 
dennoch aber im innigen Zuſammenhange mit dem Nachlaſſe ſtehen, Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten oder perſönliche Verbindlichkeiten des Erben ſind. Solche 
Zweifelsfälle bilden insbeſondere: 

1. die durch Verſchulden bzw. Verzug des Erben für eine Nachlaßverbind⸗ 
lichkeit eintretende Erſatzverbindlichkeit. Zu berückſichtigen iſt, daß die Er⸗ 
ſatzverbindlichkeit zum Beſtande der urſprünglichen Verbindlichkeit gehört. 
Vgl. § 280 Note 2 letzter Abſ. Perſönliche Verbindlichkeiten des Erben find 
jedenfalls die ihn auf Grund der §§ 1978 bis 1980, 2313 f., 2384 treffenden 
Erſatzverbindlichkeiten; 

2. die Prozeßkoſten der von dem Erben als ſolchem geführten Prozeſſe. 
Dieſe Koſten werden (bei Prozeſſen, welche von dem Erben fortgeſetzt wer⸗ 
den, wenigſtens ſoweit die Koſten durch feine Prozeßführung entſtanden 
ſind) dem Prozeßgegner gegenüber von dem Erben perſönlich geſchuldet; ſein 
Erſtattungsanſpruch gegenüber dem Nachlaſſe richtet ſich nach § 1978. Vgl. 
IW. 1890 S. 336 n; 1894 S. 374. 

3. die aus der Schadenszufügung durch Sachen, welche zum Nachlaſſe ge⸗ 
hören, entſtehenden Nachlaß verbindlichkeiten (vgl. §§ 833 ff.), inſonderheit 
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§ 1968. Der Erbe trägt die Koſten der ſtandesmäßigen Be⸗ 
erdigung des Erblaſſers. 

§ 1969. Der Erbe iſt verpflichtet, Familienangehörigen des Erb⸗ 
laſſers, die zur Zeit des Todes des Erblaſſers zu deſſen Hausſtande 
gehört und von ihm Unterhalt bezogen haben, in den erſten dreißig 
Tagen nach dem Eintritte des Erbfalls in demſelben Umfange, wie 
der Erblaſſer es gethan hat, Unterhalt zu gewähren und die Be⸗ 
nutzung der Wohnung und der Haushaltsgegenſtände zu geſtatten. 
Der Erblaſſer kann durch letztwillige Verfügung eine abweichende An⸗ 
ordnung treffen. 

Die Vorſchriften über Vermächtniſſe finden entſprechende Anwendung. 


wenn der Erbe durch Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs von der Ein⸗ 
wirkung auf den Nachlaß ausgeſchloſſen iſt. 

IV. Nachlaßgläubiger. Beſondere Gruppen von Nachlaßverbindlichkeiten. 

1. Nachlaßgläubiger iſt derjenige, dem gegenüber eine Nachlaßver⸗ 
bindlichkeit begründet ift, inſonderheit alſo auch der Vermächtnißnehmer (vgl. 
wegen der Abweichung von der bisherigen Terminologie den aufgehobenen 
§ 43 der KO.). Dieſe Vorſchrift, welche den Gläubigern und Vermächt⸗ 
nißnehmern eines Nachlaſſes, welcher dem Gemeinſchuldner vor der Konkurs⸗ 
eröffnung anfiel, ein Abſonderungsrecht zuſprach, iſt mit Rückſicht darauf 
beſeitigt, daß die Nachlaßgläubiger berechtigt ſind, ſich durch den Antrag auf 
Anordnung der Nachlaßverwaltung oder auf Eröffnung des Nachlaßkonkurſes 
den Gläubigern des Erben gegenüber die abgeſonderte Befriedigung aus 
dem Nachlaſſe zu ſichern (§§ 1981 Abſ. 2, 1984 Abſ. 2, KO. §§ 217, 219, 
226 Abſ. 1, 234). 

2. Beſondere Gruppen von Nachlaßverbindlichkeiten bilden: 
a. die gegenſtändlich geſicherten (§8 1971, 1974 Abſ. 3, 2016 Abſ. 2, 2060 

Ziffer 2) Verbindlichkeiten gegenüber denjenigen, 
a. die Pfandgläubiger find oder ſolchen im Konkurſe gleichſtehen, 
ß. die ein Recht auf Befriedigung aus dem unbeweglichen Vermögen bei 
der Zwangsvollſtreckung in daſſelbe haben, Zw. § 10, 
deren Anſpruch durch eine Vormerkung geſichert iſt (§§ 883 N 834), 
. denen ein Ausſonderungsrecht im Konkurſe zuſteht, KO. §8 43 ff.; 
b. die Verbindlichkeiten aus Pflichttheilsrechten, Vermächtniſſen, Auflagen. 
Vgl. Note II Ia; a i , , 
€. die Verbindlichkeiten gegenüber denjenigen, die zugleich Miterben oder 

Vorerben find, § 2063 Abſ. 2, § 2144 Abſ. 3; 8 
d. die aus einem Strafverfahren gegen den Erblaſſer entſtandenen Ver⸗ 

bindlichkeiten. - 

StGB. 5 30. In den Nachlass kann eine Geldstrafe nur dann vollstreckt 
werden, wenn das Urtheil bei Lebzeiten des Verurtheilten rechtskräftig geworden 
war, — Vgl. KO. § 226 Ziffer 2. 

StPO. 5 10 4 2. Bald ein PVerurtheilter vor eingeiretener Rechtskraft 
des Urtheils, so haftet sein Nachlass nicht für die Kosten. 

3. Verjährung von Nachlaßverbindlichkeiten § 207. 

89 2 Gerl Mata für u aus Nachlaßverbindlichkeiten CPO. 

§ 27, 28. 

1968. 1. Vgl. wegen des Umfanges und der ſubſidiären Verpflichtung 
daß Unterfaftäpflichtigen $ 1615 Note 3; 88 528, 1713, 1580. — Erſaßz⸗ 
pflicht des Tödters § 844. — Pflicht des Rheders, die Beſtattungskoſten für 
en während des Heuervertrags verſtorbenen Schiffsmann zu tragen, See⸗ 
manns⸗O. v. 27. Dez. 1872 § 51, v. 2. Juni 1902 $ 64. 
Ziff Die Beerdigungskoſten als Maſſeſchulden im Nachlaßkonkurſe KO. § 224 

iffer 2. 


a. Beerdigungskoſten. 


b. Recht d. Dreißigſten. 
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II. Aufgebot der Nachlaßgläubiger. 


§ 1969. 1. Der Anſpruch iſt kein unentziehbarer. Der Erblaſſer 
hat nach Abſ. 1 Satz 2 das Recht, abweichende Anordnungen zu treffen. 


2. Die entſprechende Anwendbarkeit der Vorſchriften über 


die Vermächtniſſe (§§ 2147 ff.) ergiebt insbeſondere: 


a 


Zu 88 1970-1974, 


a 


„Der Berechtigte hat lediglich einen obligatoriſchen Anſpruch gegen den 


Erben, § 2174. Geltendmachung des Anſpruchs vor Erbſchaftsannahme 
vgl. §§ 1958, 1960 Abſ. 2. — Nach Planck ſollen gegenüber dem An: 
ſpruch aus § 1969 die aufſchiebenden Einreden aus §§ 2014 f. nicht zu⸗ 
läſſig ſein. 


Die Anſprüche der anderen Nachlaßgläubiger gehen den Anſprüchen aus 


§ 1969 vor, vgl. §8 1973 Abſ. 1 Satz 2, 1974 Abſ. 2, 1991 Abſ. 4, 1992, 
K O. §8 219, 222, 226 Abſ. 2 Ziffer 5. 

J. Aufgebot der perſönlichen Nachlaßverbindlichkeiten. 

1. Materielle Bedeutung des Aufgebots. 


Das Gläubigeraufgebot der 8$ 19701973 gewährt dem Erben die Mög⸗ 


lichkeit, ſich über die Höhe des Schuldenſtandes zuverläſſige Kenntniß 
und damit eine Unterlage für die Entſcheidung über ſein weiteres Ver⸗ 
halten zu verſchaffen, ob er Nachlaß verwaltung bzw. Nachlaßkonkurs be: 
antragen oder die Abwickelung des Nachlaſſes ſelbſt in der Hand be⸗ 
halten ſoll. Vgl. Titelvorb. Note III. 


Das Gläubigeraufgebot erſtreckt ſich auf alle rein perſönlichen Nachlaß⸗ 


verbindlichkeiten (vgl. § 1971) mit Ausnahme (vgl. indeß § 2060 Ziffer 1) 
der auf Pflichttheilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen beruhenden 
($ 1972). — Auch dem Erben bekannte rechtshängige oder rechtskräftig 
feftgeftellte Forderungen können durch das Aufgebot betroffen werden. 


Auf die im Aufgebotsverfahren durch Ausſchlußurtheil ausgeſchloſſenen 


Verbindlichkeiten braucht der Erbe zunächſt keine Rückſicht zu nehmen; in 
Anſehung ihrer haftet er nur auf die noch bei ihm vorhandene Bereiche⸗ 
rung ($ 1975). — Prioritätsverhältniß der ausgeſchloſſenen Gläubiger 
im Verhältniſſe zu nicht ausgeſchloſſenen Gläubigern und insbeſondere 
zu Pflichttheils⸗, Vermachtniß⸗ und Auflageverbindlichkeiten § 1973. 


. Im Verhältniſſe zu den nicht ausgeſchloſſenen Gläubigern hat das Auf⸗ 


gebotsverfahren nur die Wirkung, 

a. daß bei Beantragung des Aufgebots innerhalb Jahresfriſt nach der 
Erbſchaftsannahme die aufſchiebende Einrede aus § 2015 bis zur Be⸗ 
endigung des Verfahrens und damit die Beſchränkung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen den Erben gemäß CPO. § 782 (zu § 2014) be⸗ 
gründet ift, 

B. daß er Befriedigung vor den ausgeſchloſſenen Gläubigern gemäß 
§ 1973 verlangen kann. 

Im Uebrigen bleibt für die Frage, ob der Erbe dem nicht aus⸗ 
geſchloſſenen Gläubiger beſchränkt oder unbeſchränkt haftet, das Auf: 
gebotsverfahren völlig außer Betracht. 


. Die Nichtbeantragung des Aufgebots durch den Erben, welcher Grund 


zur Annahme hat, daß ihm unbekannte Gläubiger vorhanden ſind, macht 
den Erben den Nachlaßgläubigern gegenüber verantwortlich, wenn er ſich 
ſpäterhin nach Berichtigung von Nachlaß verbindlichkeiten auf feine be⸗ 
n Haftung berufen will ($$ 1979 f.); vgl. Titelvorb. vor § 1967 
1 2a. 

2. Prozeſſuale Vorſchriften. 

Die materiell⸗ rechtlichen Vorſchriften der §8 19701973 finden ihre Er⸗ 


gänzung in den Vorſchriften der CPO. §8 949959, 989 — 1000. Hervor⸗ 
zuheben ſind folgende Beſtimmungen: 


a. 


Der Normalfall (Einzelerbe). 
a. Zuständigkeit CPO. § 990. Vgl. auch EG. Art. 147 (Landesgeſetzlich 
beſtimmte Nachlaßbehörde). 
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CPO. 5 990. Zuständig ist das Amtsgericht, dem die Verrichtungen des Zu 88 e ges. 
Nachlassgerichts obliegen. Sind diese Verrichtungen einer anderen Behörde als 
einem Amtsgericht übertragen, so ist das Amtsgericht zuständig, in dessen Be- 
zirke die Nachlassbehörde ihren Sitz hat. 

6. Antragsberechtigung CPO. § 991, vgl. indeß CPO. § 997 Abſ. 2 zu 
Note b. 

CPO. $ 991. Aniragsberechtigt ist jeder Erbe, sofern er nicht für die 
Nachlassverbindlichkeiten unbeschränkt haftet. 

Zu dem Antrage sind auch ein Nachlasspfleger und ein Testamentsvollstrecker 
berechtiyt, wenn ihnen die Verwaltung des Nachlasses zusteht. 

Der Erbe und der Testamentsvollstrecker können den Antrag erst nach der 
Annahme der Erbschaft stellen. 

J. Antrag CPO. 88 947 Abſ. 1, 992. 

CPO. 8947 Abs. J. Der Antrag kann schriftlich oder zum Protokolle des 
Gerichtsschreibers gestellt werden. Die Entscheidung kann ohne vorgüngige 
mündliche Verhandlung erfolgen. 

CPO. $ 992. Dem Antrag ist ein Verzeichniss der bekannten Nachlass- 
gläubiger mit Angabe ihres Wohnorts beizufügen. 


5. Aufgebot CRD. 85 947 Abſ. 2, 993 Abſ. 1 (f. unter 0, 948, 949, 950, 
994, 995 


CPO. 8947 Abs. 2. Ist der Antrag zulässig, so hat das Gericht das 
Aufgebot zu erlassen. In dasselbe ist insbesondere aufzunehmen : 

1. die Bezeichnung des Antragstellers; 

2. die Aufforderung, die Ansprüche und Rechte spätestens im Aufgebotstermine 

anzumelden; 

J. die Bezeichnung der Rechtsnachtheile, welche eintreten, wenn die Anmel- 

dung unterbleibt; 

4. die Bestimmung eines Aufgebotstermins. 

CPO. $ 948. Die öffentliche Bekanntmachung des Aufgebots erfolgt durch 
Anheftung an die Gerichtstafel und durch Einrückung in den Deutschen Reichs- 
aneeiger, ausserdem aber, sofern nicht das Gesetz für den betreffenden Fall 
eine abweichende Anordnung getroffen hat, nach den im $ 204 für Ladungen 
gegebenen Vorschriiten. 

$ 949. Auf die Gültigkeit der Öffentlichen Bekanntmachung hat es keinen 

influss, wenn das anzuheftende Schriftstück von dem Orte der Anheftung zu 
Früh entfernt ist oder wenn im Falle wiederholter Bekanntmachung die vorge- 
schriebenen Zwischenfristen nicht eingehalten sind. 

§ 950. Zwischen dem Tage, an welchem die Einrückung oder die erste 
Einrückung des Aufgebots in den Deutschen Reichsanzeiger erfolgt ist, und dem 
Aufgebotstermine muss, sofern das (Gesetz nicht eine abweichende Anordnung 
enthält, ein Zeitraum (Aufgebotsfrist) von mindestens sechs Wochen liegen. 

CPO. $ 994. Die Aufgebotsfrist soll höchstens sechs Monate betragen. 

Das Aufgebot soll den Nachlassgläubigern, welche dem Nachlassgericht an- 
gezeigt sind und deren Wohnort bekannt ist, von Amtswegen zugestellt werden. 

ie Zustellung kann durch Aufgabe zur Post erfolgen. . 5 

$ 995. In dem Aufgebot ist den Nachlassgläubigern, welche sich nicht 
melden, als Rechtsnachtheil anzudrohen, dass sie, unbeschadet des Rechts, vor 
den Verbindlichkeiten aus -Pflichttheilsrechten, Vermächtnissen und Auflagen be- 
rücksichtigt zu werden, von dem Erben nur insoweit Befriediyung verlangen 
önnen, als sich nach Befriedigung der nicht ausgeschlossenen Gläubiger noch 
ein Ueberschuss ergiebt. : 75 

e. Anmeldung CPO. 88 996, 951. Eine dem § 996 nicht entſprechende 
Anmeldung iſt keine die Ausſchließung hindernde Anmeldung, vgl. 
Begründung zu KO. § 229. N 

CPO. 5 996. Die Anmeldung einer Forderung hat die Angabe des Gegen- 
Standes und des Grundes der Forderung zu enthalten. Urkundliche Beweis- 
Stücke sind in Urschrift oder in Abschrift beizufügen. 


Zu $$ 1970—1974. 
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Das Gericht hat die Einsicht der Anmeldungen Jedem zu gestatten, der ein 
rechtliches Interesse glaubhaft macht. 

FO. $ 951. Kine Anmeldung, welche nach dem Schlusse des Aufgebots- 
lermins, jedoch vor Erlassung des Ausschlussurtheils erfolgt, ist als eine recht- 
zeitige anzusehen 

„Beim Nachlaßkonkurſe wird das Gläubigeraufgebot durch die nach 
Konkursrecht vorgeſchriebenen Bekanntmachungen erſetzt, KO. 88 110 ff. 
— Geltung der Aufgebotsanmeldung als Anmeldung im Nachlaß⸗ 
konkurſe, vgl. KO. § 229 (vor $ 1975). 

PO. 8 993. Das Aufgebot soll nicht erlassen werden, wenn die Eröffnung 
des Nachlasskonkurses beantragt ist, 

Durch die Eröffnung des Nachlasskonkurses wird das Aufgebotsverfahren 
beendigt. 

. Pgl. ferner die allgemeinen Vorschriften über das Aufgebotsverfahren 
EBD. §§ 952— 959. 

9. Die Koſten des Aufgebots werden der Gerichtskaſſe gegenüber von 
dem Antragſteller geſchuldet, GRG. § 89. Sie find im Uebrigen 
eee und find im Konkurſe Maſſeſchulden, KO. § 224 
Zi 


b. Aufgebot bei einer Mehrheit von Erben vgl. auch § 2060 Ziff. 1. 

CFO. 5 997. Sind mehrere Erben vorhanden, so kommen der von einem 
Erben gestellte Antrag und das von ihm erwirkte Ausschlussurtheil, unbeschadet 
der Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die unbeschränkte Haftung, 
auch den anderen Erben zu Statten. Als Rechtsnachtheil ist den Nachlass’ 
gläubigern, welche sich nicht melden, auch anzudrohen, dass jeder Erbe nach 
der Theilung des Nachlasses nur für den seinem Erbtheil entsprechenden Theil 
der Verbindlichkeit haftet. 

Die Erlassung des Aufgebots mit Androhung des im Abs. 1 Satz 2 bestimmten 
Rechtsnachtheils kann von jedem Erben auch dann beantragt werden, wenn er 
für die Nachlassverbindlichkeiten unbeschränkt haftet. 

C. Nacherbfolge (§§ 2100 ff.). 

CPO. $ 998. Im Falle der Nacherbfolge findet die Vorschrift des $ 997 

Abs. 1 Satz 1 auf den Vorerben und den Nacherben entsprechende Anwendung: 


d. Einfluß des ehelichen Güterrechts. 

CPO. $ 999. Ist eine Ehefrau die Erbin und gehört der Nachlass zum 
eingebrachten Gute oder zum (Gesammtgute, so kann sowohl die Ehefrau, als 
der Ehemann das Aufgebot beantragen, ohne das die Zustimmung des anderen 
Theiles erforderlich ist, Das Gleiche gilt, wenn der Nachlass zum Gesammt- 
gute gehört, auch nach der Beendigung der Gemeinschaft. Der von dem einen 
Ehegatten gestellte Antrag und das von ihm erwirkte Ausschlussurtheil kommen 
auch dem anderen Ehegatten zu Statten. 

e. Erbſchaftskauf oder anderweite Erbſchaftsveräußerung (58 2371 ff.). 

PO. $ 1000. Hat der Erbe die Erbschaft verkauft, so kann sowohl der 
Käufer als der Erbe das Aufgebot beantragen. Der von dem einen Theile ge- 
stellte Antrag und das von ihm erwirkte Ausschlussurtheil kommen, unbeschadet 
der Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die unbeschränkte Haftung, 
auch dem anderen Theile zu Statten. 

Diese Besimmungen ‚finden entsprechende Anwendung, wenn Jemand eine 
durch Vertrag erworbene Erbschaft verkauft oder sich zur Veräusserung einer 
m angefallenen oder anderweit von ihm erworbenen Erbschaft in sonstiger 
Weise verpflichtet hat. 


II. Nachlaßverbindlichkeiten, für welche ein Recht auf Befriedigung aus 
einem zum Nachlaſſe gehörenden Grundſtücke beſteht. 

Hat der Nachlaßgläubiger eine Forderung gegen den Nachlaß, für welche 
ein Recht auf Befriedigung aus einem zum Nachlaſſe gehörenden Grundſtücke 
beſteht, ſo kann der Erbe das Maß ſeiner perſönlichen Haftung für die Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten erſt dann genau beſtimmen, wenn feſtſteht, ob und in 
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8 1970. Die Nachlaßgläubiger konnen im Wege des Aufgebots⸗ 
verfahrens zur Anmeldung ihrer Forderungen aufgefordert werden. 

§ 1971. Pfandgläubiger und Gläubiger, die im Konkurſe den 
Pfandgläubigern gleichſtehen, ſowie Gläubiger, die bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen ein Recht auf Befriedi⸗ 
gung aus dieſem Vermögen haben, werden, ſoweit es ſich um die 
Befriedigung aus den ihnen haftenden Gegenſtänden handelt, durch 
das Aufgebot nicht betroffen. Das Gleiche gilt von Gläubigern, 
deren Anſprüche durch eine Vormerkung geſichert find oder denen im 
Konkurs ein Ausſonderungsrecht zuſteht, in Anſehung des Gegen- 
ſtandes ihres Rechtes. 


welcher Höhe der Gläubiger aus dem Grundſtücke Befriedigung erhält. Um 

dem Erben dieſe Möglichkeit zu gewähren, wird ihm durch Zw. § 175 die 
efugniß gegeben, auf die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks anzutragen. 

Wegen der weiteren Regelung des Verfahrens vgl. Zw. §§ 176—178. 

Zw. 8 176 Hat ein Nachlassgläubiger für seine Forderung ein Recht auf 
Befriedigung aus einem zum Nachlasse gehörenden Grundstücke, so kınn der 
Erbe nach der Annahme der Erbschaft die Zirangsversteigerung des Grund- 
stücks beantragen. Zu dem Antrag ist auch jeder Andere berechtigt, welcher 
das Aufyebot der Nachlassgläubiyer beantragen kann. 

Diese Vorschriften finden keine Anwendung, wenn der E. be für die Nach- 
lassverbindlichkeiten unbeschräukt haftet oder wenn der Nachlassyläubiger im 
<lufgebotsverfahren ausgeschlossen ist oder nach den $$ 1974, 1989 des Bürger- 
chen Gesetzbuchs einem ausgeschlossenen Gläubiger gleichsteht. 


III. Mehrheit von Erben. 

1. Bei einer Mehrheit von Erben hat das Gläubigeraufgebot die beſon⸗ 
deren Wirkungen der §§ 20045, 2060 Ziff. 1. 

2. Privataufgebot der Nachlaßgläubiger durch einen Miterben § 2061. 

3. Wirkung des von einem Erben geſtellten Antrags und des von ihm 
erwirkten Ausſchlußurtheils für die anderen Erben EBD. § 997 (zu D. 

81970. 1. Wegen des Verfahrens ꝛc. vgl. Vorb. zu §§ 1970 ff. In § 1970 
wird lediglich die materielle Zuläſſigkeit des Gläubigeraufgebots ausgeſprochen. 

2. Vorausſetzung des Aufgebots iſt weder Errichtung des Inventars noch 
Beantragung der Inventarerrichtung beim Nachlaßgerichte. Vielmehr iſt das 
Gläubigeraufgebot als Vorbereitungsmaßregel für das Inventar, welches 
auch die Paſſiva zu enthalten hat, gedacht. — Vorausſetzung iſt indeß, 
daß der Erbe noch nicht das Recht auf Beſchränkung ſeiner Haf⸗ 
tung verloren hat (55 1994 Abi. 1 Sag 2, 2005 Abs 1, 2013 Abi. 1, 
on: 8 991 Abſ. 1, Vorb. zu §§ 1970 ff. zu J). Vgl. auch zu §§ 1971, 1972 
Note 1. 

3. Das Gläubigeraufgebot iſt zeitlich nicht begrenzt, indeß iſt die an 
ſeine Beantragung geknüpfte aufſchiebende Einrede des § 2015 (ogl. zu 4) 
nur gegeben, wenn der Antrag innerhalb eines Jahres nach der Annahme 
der Erbſchaft geſtellt iſt. 1 

4. Die durch das Gläubigeraufgebot für den Erben begründete aufſchie⸗ 
bende Einrede aus § 2015 (vgl. zu 3) begründet zu Gunſten des Erben die 
Veſchränkung der Zwangsvollſtreckung gemäß CPO. 88 305, 782 (zu § 2014). 
5 h Verhältniß des Aufgebots zur unbeſchränkten Erben⸗ 

aftung. 

a. Außer den in 8$ 1971 ff. aufgeführten Gläubigern werden durch das 
Aufgebot diejenigen nicht betroffen, denen gegenüber der Erbe das Recht, 
die beſchränkte Haftung geltend zu machen, verloren hat, gleichgültig, ob 
dieſer Verluſt allen oder einzelnen Gläubigern gegenüber (vgl. Titelvorb. 
vor § 1967 Note IV) eingetreten iſt, vgl. § 2013. 

9. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 29 


1. Gläubigeraufgebot. 
a. Zuläſſigkeit. 


b. Nicht betroffene 
Gläubiger. 
a. Gegenſtändlich 
Geſicher te. 


Zu 55 1971, 1972. 


#. Pflichttheilsberech⸗ 
tigte, Vermächt⸗ 
nißmehmer ꝛc. 
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§ 1972. Pflichttheilsrechte, Vermächtniſſe und Auflagen werden 
durch das Aufgebot nicht betroffen, unbeſchadet der Vorſchrift des 
§ 2060 Nr. 1. 


h. Eintritt unbeſchränkter Haftung nach Erlaſſung des Ausſchlußurtheils 


läßt die Wirkung des Ausſchlußurtheils unberührt, § 2013 Abſ. 1 Satz 2. 

c. In Anſehung der Haftung der Miterben nach der Theilung des Nach⸗ 
laſſes wird die Wirkung des Ausſchlußurtheils durch den Eintritt unbe⸗ 
ſchränkter Haftung nicht berührt, § 2060 Ziff. 1. 

2. Ob der Erbe ſeine eigenen Forderungen an den Nachlaß 
(oval. §§ 1976, 1991 Abſ. 2; 1978 Ab. 3, 1979, 1991 Abſ. 1; KO. § 225 
Abſ. I) anmelden muß, iſt beſtritten. Verneint von Planck, dagegen Wilke 
zu § 1970 Note 7. Vgl. hierzu Mot. V S. 647 ff. 

3. Die Gläubiger, welche durch das Aufgebot nicht betroffen werden, 
bleiben kraft Geſetzes nicht ausgeſchloſſene Gläubiger, auch wenn fie ihre 
Forderungen nicht angemeldet haben (vgl. CPO. § 995). Eines beſonderen 
Vorbehalts ihrer Rechte in dem Ausſchlußurtheile bedarf es nicht. 

§ 1971. 1. Grund der Beſtimmung. 

Das Aufgebot ſoll nur die rein perſönlichen Anſprüche, welche auf Be: 
friedigung aus dem Vermögensganzen des Nachlaſſes gehen, betreffen; es 
ſoll hingegen nicht das Recht beeinträchtigt werden, aus einem beſtimmten 
Gegenſtande (auf Grund eines dinglichen Rechtes oder einer beſonderen 
Rechtsvorſchrift) Befriedigung zu verlangen. Dementſprechend werden die im 
§ 1971 aufgeführten Anſprüche von dem Gläubigeraufgebot inſo weit nicht 
betroffen, als es ſich um Befriedigung aus dem haftenden Gegenſtande 
handelt. Inſoweit ein perſönlicher Anſpruch auf Befriedigung geltend ge⸗ 
macht werden ſoll, greifen die Wirkungen des Gläubigeraufgebots ein. 

2. Die einzelnen in § 1971 erwähnten Anſprüche. 

a. Pfandgläubiger 99 1204 ff., 1273 ff., Pfändungspfandgläubiger CPO. 
$ 804, Arreſt und einſtweilige Verfügung CPO. §§ 930 ff., 936. 

b. Gläubiger, die im Konkurſe den Pfandgläubigern gleichſtehen KO. § 49 
(Abſchnittvorb. vor § 1204). 

e. Glaubiger, die bei der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ver 
mögen ein Recht auf Befriedigung aus dieſem Vermögen haben Zw. § 10 
(Vorb. zu SS 879 ff.). Wegen des Rechtes des Erben die Zwangsver⸗ 
ſteigerung des Nachlaßgrundſtücks zu beantragen Zw. § 175 (Vorb. zu 
§§ 1970 ff. Note II). 

d. Sicherung durch Vormerkung: 

a. im Grundbuche §8 883 ff., 
6. im Schiffsregiſter vgl. zu § 1263 Note 3. 

e. Ausſonderungsrecht im Konkurſe KO. § 43 (Titelvorb. vor § 985). 

3. Nach dem Erbfall erlangte Rechte der in § 1971 bezeichneten 
Art ſtehen in Anſehung des Gläubigeraufgebots den vor dem Erbfall er⸗ 
langten gleich. Inwieweit die Realiſirung eines im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung oder der Arreſtvollziehung nach dem Erbfall erlangten Rechtes 
(SPD. § 782) zuläſſig iſt, beſtimmt ſich während des Aufgebotsverfahrens 
nach den §§ 2015, 2016 Abſ. 2. 

4. Darüber, daß die für den Erben als ſolchen begründete Einrede ſeiner 
beſchränkten Haftung nicht der anderweiten Geltendmachung des geſicherten 
Rechtes entgegenſteht, vgl. Titelvorb. vor § 1967 Note II 3. 

§ 1972. 1. Pflichttheilsrechte (89 2303, 2317), Vermächtniſſe (§§ 1939, 
2147 ff., 2174), Auflagen ($$ 1940, 2194) unterliegen zwar nicht dem Auf⸗ 
gebot; indeß ſtehen die aus dieſen Gründen Berechtigten gemäß § 1973 
Abſ. 1 Satz 2 den anderen Gläubigern, auch wenn dieſelben ausgeſchloſſen 
find, nach. Vgl. hierzu § 1979 Note 2. 

2. Die Vorſchrift des § 2060 Nr. 1 erſtreckt die Wirkung des Aufgebots 

in Anſehung der Theilung der Haftung der Miterben nach erfolgter Nachlaß: 

theilung auch auf die in § 1972 bezeichneten Verbindlichkeiten. 
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8 1973. Der Erbe kann die Befriedigung eines im Aufgebots⸗ 
verfahren ausgeſchloſſenen Nachlaßgläubigers inſoweit verweigern, als 
der Nachlaß durch die Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen Gläu⸗ 
biger erſchöpft wird. Der Erbe hat jedoch den ausgeſchloſſenen Gläu⸗ 
biger vor den Verbindlichkeiten aus Pflichttheilsrechten, Vermächtniſſen 
und Auflagen zu befriedigen, es ſei denn, daß der Gläubiger feine 
Forderung erſt nach der Berichtigung dieſer Verbindlichkeiten geltend 
macht. 

Einen Ueberſchuß hat der Erbe zum Zwecke der Befriedigung des 
Gläubigers im Wege der Zwangsvollſtreckung nach den Vorſchriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung herauszu⸗ 
geben. Er kann die Herausgabe der noch vorhandenen Nachlaßgegen⸗ 
ſtande durch Zahlung des Werthes abwenden. Die rechtskräftige 
Verurtheilung des Erben zur Befriedigung eines ausgeſchloſſenen Gläu⸗ 


bigers wirkt einem anderen Gläubiger gegenüber wie die Befriedigung. 


§ 1973. 1. In § 1973 iſt der Fall unmittelbar geregelt, daß der Erbe, 
welchem die Beſchränkung der Haftung zuſteht (CPO. § 991, Vorb. zu 
§§ 1970 ff.), das Aufgebotsverfahren betrieben und ohne Rückſicht auf die 
ausgeſchloſſenen Nachlaßgläubiger die Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen 
Nachlaßgläubiger bewirkt hat. N 

2. Meldet ſich nachträglich ein ausgeſchloſſener Gläubiger, jo muß er ſich 
gefallen laſſen, erſt hinter allen nicht ausgeſchloſſenen Gläubigern, mit Aus⸗ 
nahme der zur Zeit ſeines Hervortretens noch nicht befriedigten Pflichttheils-, 
Vermächtniß⸗ und Auflageberechtigten befriedigt zu werden. Hat der Erbe 
vor Geltendmachung der ausgeſchloſſenen Nachlaß verbindlichkeit Pflichttheils⸗ 
anſprüche, Vermächkniſſe oder Auflagen aus dem Nachlaſſe erfüllt, fo muß 
der ausgeſchloſſene Gläubiger im Verhältniſſe zum Erben die Erfüllung 
zwar als für Rechnung des Nachlaſſes geſchehen laſſen, er hat aber im Ver⸗ 
hältniſſe zum Empfänger ein Anfechtungsrecht aus § 3a des Anfechtungs⸗ 
geſetzes (hinter § 144). 

3. Kommt es nach Erlaſſung des Ausſchlußurtheils zum Nachlaßkonkurſe, 
fo richtet ſich der Rang der ausgeſchloſſenen Gläubiger nach KO. § 226 
Abſ. 4. — Wegen der Anfechtung der auf Pflichttheilsanſprüche, Vermächt⸗ 
niſſe und Auflagen gemachten Leiſtungen KO. § 222. Der ausgeſchloſſene 
Gläubiger kann die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes nur beantragen, wenn 
über das Vermögen des Erben der Konkurs eröffnet iſt (RO. § 219 Abſ. 1 
Satz J). 

5 Ser Erbe ift für feine Einrede, d. h. inwieweit er die Befriedigung 
verweigern kann, beweispflichtig. Er kann hierbei das Inventar (ogl. § 2009) 
zur Grundlage ſeiner Beweisführung machen. Erſatzanſprüche gemäß § 1978 
gehören für dieſe Berechnung (vgl. den Eingang des § 1978) nicht zum 

achlaſſe. * 

N 55 N Einrede aus § 1973 bleibt den ausgeſchloſſenen Glaubigern gegen: 
über wirkſam, auch wenn nach Erlaſſung des Ausſchlußurtheils die unbe⸗ 
ſchränkte Haftung des Erben eintritt (§ 2013). 

6. (Abf. 2.) Herausgabe des Ueberſchuſſes. N 

a. Die Herausgabepflicht erſtreckt ſich nur auf den nach den Vorſchriften 
über die ungerechtfertigte Bereicherung verbleibenden Ueberſchuß. Die 
Haftung des Erben gegenüber dem ausgeſchloſſenen Gläubiger richtet ſich 
demnach nicht nach §§ 1978 1980, ſondern nach §§ 818 ff. Vgl. hierzu 
KO. § 228 Abſ. 2 (vor § 1975). ’ R 1 

b. Durch Abſ. 2 wird auch für die Haftung auf die Bereicherung (insbe: 
ſondere §§ 818, 819, 822) das Prinzip der Haftung cum viribus here- 
ditatis zur Geltung gebracht. 

29 * 


c. Wirtung der Aus 
ſchließung. 
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2. Der Ausſchliezung § 1974. Ein Nachlaßgläubiger, der ſeine Forderung ſpäter als 
Nichgelkendmagung fünf Jahre nach dem Erbfalle dem Erben gegenüber geltend macht, 


cet „laß verelnde ſteht einem ausgeſchloſſenen Gläubiger gleich, es ſei denn, daß die 
Forderung dem Erben vor dem Ablaufe der fünf Jahre bekannt ge- 
worden oder im Aufgebotsverfahren angemeldet worden iſt. Wird 
der Erblaſſer für todt erklärt, ſo beginnt die Friſt nicht vor der Er⸗ 

laſſung des die Todeserklärung ausſprechenden Urtheils. 

Die dem Erben nach § 1973 Abſ. 1 Satz 2 obliegende Ver⸗ 
pflichtung tritt im Verhältniſſe von Verbindlichkeiten aus Pflichttheils⸗ 
rechten, Vermächtniſſen und Auflagen zu einander nur inſoweit ein, als 
der Gläubiger im Falle des Nachlaßkonkurſes im Range vorgehen würde. 

Soweit ein Gläubiger nach § 1971 von dem Aufgebote nicht be— 
troffen wird, finden die Vorſchriften des Abſ. 1 auf ihn keine An⸗ 
wendung. 


0. Die Vorſchrift iſt dahin zu verſtehen, daß der Erbe den Nachlaß heraus: 
zugeben hat zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers im Wege der 
Zwangsvollſtreckung. 

7. Die Vorſchrift des § 1973 iſt anwendbar bzw. entſprechend anwendbar 
in den Fällen der §§ 1974, 1989. 

& 1974. 1. Die Vorſchrift des § 1974 erſtreckt ſich (unter den zu 2 auf⸗ 
geführten Einſchränkungen) auf alle Forderungen (fällige, bedingte ꝛc., rechts⸗ 
hängige, rechtskräftig feſtgeſtellte) mit alleiniger Ausnahme der in Abf. 3 
bezeichneten; die in § 1972 erwähnten Verbindlichkeiten fallen unter $ 1974. 

2. Wird eine Forderung erſt nach Ablauf der in § 1974 bezeichneten Friſt 
eingeklagt, ſo würde der Glaubiger gegenüber der Vorſchrift des § 1974 das 
Vorliegen einer der nachſtehenden Thakſachen zu beweiſen haben: 

a. Früher bereits und zwar friſtgemäß erfolgte Geltendmachung der Forde⸗ 
rung gegenüber dem Erben, etwa durch Mahnung oder durch die Er⸗ 
klärung, die Forderung in Anſpruch zu nehmen. Das Wirkſamwerden 
einer ſolchen Erklärung würde ſich nach §§ 130 ff. richten, alſo z. B. bei 
Erſatzzuſtellung nicht die thatſächliche Kenntniß des Erben (vgl. zu 2) 
erfordern. — Eine zurückgenommene Klage gilt zwar nach END. § 271 
als nicht anhängig geworden, immerhin kann, wenn die Zurücknahme 
nicht auf ein Fallenlaſſen der Forderung ſchließen läßt, die in der Klage: 
erhebung liegende Geltendmachung für § 1974 in Betracht kommen. — 
Die Geltendmachung würde ſich immer nur auf die geltend gemachte 
Forderung (vgl. CPO. §§ 253, 268) beziehen. 

b. Friſtgemäß von Seiten des Erben erlangte Kenntniß (nicht bloß 
Kennenmüſſen) der Forderung. Solche Kenntniß wird nur anzunehmen 
ſein, wenn und inſoweit dem Erben Gegenſtand und Grund der Forde⸗ 
rung bekannt iſt. Vgl. hierzu § 892 Note III. I. 

e. Friſtgemäß erfolgte Anmeldung in einem Aufgebotsverfahren. Hat ein 
Aufgebotsverfahren ſtattgefunden, ſo hat § 1974 nur Bedeutung für die 
Anſprüche aus Pflichttheilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen. Da 
alle anderen nicht angemeldeten Forderungen (mit Ausnahme der weder 
von § 1973 noch von § 1974 betroffenen Forderungen des $ 1971) gemäß 
9.1973 ausgeſchloſſen werden. 

d. Allgemein oder dem betreffenden Gläubiger gegenüber vor Ablauf der 
Friſt eingetretene Unbeſchränkbarkeit der Erbenhaftung § 2013 Abf. 1. 

3. Die Wirkung der Säumniß. 

a. Der Säumige ſteht einem im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſenen Gläu⸗ 
biger gleich, vgl. hierzu § 1973. 

Die Sonderregelung des Abs. 2 trägt dem Umſtande Rechnung, daß in 
§ 1974 auch ſäumige Pflichttheilsberechtigte und Vermächtnißnehmer mit 
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III. Beſchränſung der Haftung des Erben. 

KO. $214. II. Für das Konkursverfahren über einen Nachlass 
ist das Anıtsgericht ausschliesslich zuständig, bei welchem der Erblasser 
zur Zeit seines Todes «den allgemeinen Gerichtsstand gehabt hat. 

$ 215. Die Eröffnung des Verfahrens setzt die Ueberschuldung des 
Nachlasses voraus. 

$ 216. Die Eröffnung des Verfahrens wird nicht dadurch gehindert, 
dass der Erbe die Erbschaft noch nicht angenommen hat, oder dass er 
für die Nachlassverbindlichkeiten unbeschränkt haftet. 

Bei dem Vorhandensein mehrerer Erben ist die Eröffnung des Ver- 

fahrens auch nach der Theilung des Nachlusses zulässig. 
F217. Zu dem Antrag auf Eröffnung des Verfahrens ist jeder 
Hrhe, der Nachlassverwalter, sowie ein anderer Nachlasspfleger, ein 
Testamenisvollstrecker, dem die Verwaltung des Nachlasses zusteht, und 
Jeder Nachlassgläubiger berechtigt. 

Wird der Antrag nicht von allen Erben gestellt, so ist er zuzulassen, 
wenn die Ueberschuldung glaubhuft gemacht wird. Das Gericht hat 
die ührigen Erben, soweit thunlich, zu hören. 

Steht die Verwaltung des Nachlasses einem Testamentsvollstrecker zu, 
so ist, wenn der Erbe die Eröffnung des Verfahrens beantragt, der 
Testamentsvollstrecker, wenn der Testamentsvollstrecker den Antrag 
stellt, der Erbe zu hören. 

— 


nichtſäumigen Gläubigern gleicher Art zuſammentreffen konnen. Bei un⸗ 

eingeſchränkter Uebernahme des § 1973 Abſ. 1 Satz 2 würden die Säu⸗ 

migen (als Ausgeſchloſſene) den Nichtſäumigen vorgehen. 

a. Der ſäumige Pflichttheilsberechtigte 2c. aber, welcher ſich vor Befrie⸗ 
digung anderer Gläubiger Dieter Art meldet, ſoll nach $ 1974 Abſ. 2 
dieſen Anderen nur vorgehen, wenn er ihnen im Nachlaßkonkurſe 
vorgehen würde (vgl. KO. § 226 Abſ. 2, Ziffer 4 u. 5, Abi. 3). 

8. Hat der ſäumige Pflichttheilsberechtigte 2c. aber mit dem Nichtſäumi⸗ 
gen gleichen Rang, fo iſt nach § 1974 Abſ. 2 die Vorſchrift des § 1973 
Abſ. 1 Satz 2 nicht anwendbar. Es bleibt ſomit bei der Vorſchrift 
des § 1973 Abſ. 1 Satz 1, wonach die Säumigen (als Ausgeſchloſſene) 
den Nichtſäumigen nachſtehen. 

J. Sind mehrere Gläubiger der in § 1972 bezeichneten Art gemäß § 1974 
ausgeſchloſſen, ſo wird im Verhältniſſe zu ihnen unter einander an 
ihrer Rangordnung durch die gemäß § 1974 eingetretene Beſchrän⸗ 
kung ihres Anſpruchs nichts geändert. Vgl. KO. § 226 Abſ. 4 Satz 2. 

4 Mehrheit von Erben. — 
Die Vorausſetzungen und Wirkungen der Säumniß ſind in Anſehung 
eines jeden Miterben ſelbſtändig zu beurtheilen; §§ 2058, 425, 1922 Abſ. 2. 


1. Die allgemeine Ueberſicht über die Erbenhaftung, insbeſondere auch 
über die Beſchränkung der Haftung findet ſich in der Titelvorb. vor § 1967. 

2. Der Nachlaßkonkurs. 5 i 

Der Nachlaßkonkurs ift in der KO. in der Weiſe geregelt, daß im achten 
Titel (88 214235) diejenigen beſonderen Vorſchriften aufgenommen ſind, 
welche zur Ergänzung oder Abänderung der allgemeinen Vorſchriften dienen. 

KO. 8 214. Val. CPO. $$ 13, 27, FrG. § 72 (zu 89 1960 ff.. 

K. § 215. Vgl. § 1981 Note II. a 

KO. § 216. 1. Annahme der Erbſchaft § 1943, vgl. auch §§ 1958 ff. 

2. Die Zulaſſung des Konkurſes trotz unbeſchränkter Haftung des Erben 
6 2013) ſichert den Nachlaßgläubigern die Möglichkeit, im Verhältniſſe zu 
den ſonſtigen Gläubigern des Erben, abgeſonderte Befriedigung aus dem 
Nachlaſſe zu ſuchen. Vgl. KO. $ 226 Note Ib. 

3. (Abſ. 2.) Vgl. Vorb. zu $$ 2058 ff. Note B III 2 bg. 


1. Zuständigkeit. 


2. Erforderniss d. Leber- 
schuldung. 


3. Voraussetzungen der 
Eröffnung des Pen- 
Fahrens. 


Antragsberechiligung. 

a. Erbe, Nachlassver - 
ireter und Nach- 
lassgläubiger. 


Su 88 1975 fl. 
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b. Kuınfluss ehelichen & 218. Ist eine Ehefrau die Erbin und gehört der Nachlass zum 
@üterrechis. eingebrachten Gute oder zum Gesanmitgute, so kann sowohl die Ehefrau 
als der Ehemann die Eröffnung des Verfahrens beantragen, ohne dass 
die Zustimmung des anderen Theiles erforderlich ist. Das Gleiche 
gilt, wenn der Nachlass zum Gesammtgute gehört, auch nach Beendiynng 

der Gemeinschaft. 

Wird der Antrag nicht von beiden Ehegatten gestellt, so ist er zu- 
zulassen, wenn die Ueberschuldung glaubhaft gemacht wird. Das Gericht 
hat den anderen Ehegatten, wenn thunlich, zu hören. 

c. Ausgeschlossene $ 219. Ein Nachlassgläubiger, der im Aufgebotsverfahren ausge- 
, e schlossen ist vder nach $ 1974 des Bürgerlichen Gesetzbuchs einem aus- 
geschlossenen Gläubiger gleichsteht, kann die Eröffnung des Verfahrens 
nur beantragen, wenn über das Vermögen des Erben das Konkurs- 
verfuhren eröffnet ist. Das Gleiche gilt von einem Vermächtnissnehmer, 
sowie von demjenigen, welcher berechtigt ist, die Vollziehung einer Auf- 

lage zu fordern. 

Ist eine Ehefrau die Erbin und gehört der Nachlass zum (Gresanımt- 
gute, so können die im Abs. I bezeichneten Gläubiger den Antrag nur 
stellen, wenn über das Vermögen des Ehemanns das Konkursverfahren 
eröffnet ist. 

d. Befristung des An- § 220. Die Eröffnung des Verfahrens kann von einem Nachlass- 
urn 0. S gläubiger micht mehr beuntragt werden, wenn seit der Annahme der 
f Erbschaft zwei Jahre verstrichen sind. 

5. Zwangsvollstreckung- & 221. Auf Grund einer neh dem Eintrilte des lirbfalls gegen 
Dead nach dem ‚Jen Nachlass erfolgten Massregel der Zwangsvollstreckung oder der 
iss Arrestwollziehung kann abgesonderte Befriedigung nicht verlangt werden. 

Eine nach dem Eintritte des Erbfulls im Wege der einstweiligen 

erfügung erlangte Vormerkung ist unwirksam. 


KO 8 217. 1. Antragsberechtigte Perſonen. 

a. Jeder Erbe. Vgl. indeß wegen der ſäumigen Gläubiger der SS 1973 f. 
ſowie wegen der aus Vermächtniſſen und Auflagen Berechtigten KO. § 219. 

b. Nachlaßverwalter §§ 1985 - 1937, 

e. Nachlaßpfleger 58 1960 Abſ. 2, 1961. 

d. Teſtamentsvollſtrecker, dem die Verwaltung des Nachlaſſes zuſteht, 
§§ 2205 ff. Vgl. auch Abſ. 3. 

2. Mehrere Berechtigte. 

a. Miterben, vgl. KO. § 217 Abſ. 2. 

b. Sind mehrere Antragsberechtigte (Nachlaßverwalter, Pfleger, Leſtaments⸗ 
vollſtrecker) vorhanden, jo Tonnen fie regelmäßig den Antrag nur ger 
meinſchaftlich ſtellen (8 1797, 1915, 2224). 

KO. 8 218. 1. Eingebrachtes Gut vgl. $$ 1363, 1369, 1521. — Geſammt⸗ 
gut vgl. $$ 1438, 1440, 1549; 1453. 

2. Das ſelbſtändige Antragsrecht der Frau entſpricht den 98 1406 Ziff 1, 1453. 

3. Das ſelbſtändige Antragsrecht des Mannes trägt den Verpflichtungen 
Rechnung, welche ſich für ihn aus den Verbindlichkeiten der Frau ergeben 
(88 1411 ff., 1459 ff.). — Zu Abſ. 1 Satz 2 vgl SS 1459, 1530, 1549. 

KO. § 219 1. Die Gewährung des Antragsrechts an die durch §§ 1975 
und 1974 betroffenen (ſäumigen) Gläubiger bezweckt, ihnen die abgeſonderte 
Befriedigung aus dem Nachlaſſe gegenüber den ſonſtigen Gläubigern des 
Erben zu ſichern. 

8 elbe (vgl. zu 1) gilt für die Vermächtnißnehmer und Auflageforderer, 

3. Abſ 2 entſpricht KO. § 2. 

KO. § 220. a 8 1981 Abſ. 2. 
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K 922. Hat der Erbe vor der Eröffnung des Verfahrens aus dem 
Nachlasse Pflichttheilsansprüche, Vermärhtnisse oder Auflagen erfüllt, 
so ist die Leistung in gleicher Weise anfechibar wie eine unentgeltliche 
Verfügung des Erben. 

S 293. Dem Erben steht wegen der ihm nach den $$ 1978, 1973 
les Bürgerlichen Geseizbuchs aus dem Nachlasse zu ersetzenden Auf- 
wendungen ein Zurückbehaltungsrecht nicht zu. 

$ 294. Masseschulden sind ausser den im $59 bezeichneten Ver- 
bindlichkeiten: 

1. die dem Erben nach den SS 1978, 1979 des Bürgerlichen Geselz- 
buchs aus dem Nachlasse zu erseizenden Aufwendungen; 

2. die Kosten der standesmässigen Beerdigung des Erblassers; 

3. die im Falle der Todeserklärung des Erblassers dem Nachlasse 
zur Last fallenden Kosten des Verfahrens; 

4. die Kosten der Eröffnung einer Verfügung des Erblassers von 
Todeswegen, der gerichtlichen Sicherung des Nachlasses, einer 
Nachlasspflegschaft, des Aufgebots der Nachlassgläubiger und der 
Inzentarerrichtungs 

3. die Verbindlichkeiten aus den von einem Nachlasspfleger oder einen 
Testamentsvollstrecker vorgenommenen Rechtsgeschüften; 

J. die Verbindlichkeiten, welche für den Erben gegenüber einem Nach- 
lasspjleger, einem Testamentsvollstrecker oder einem Erben, der die 
Erbschaft ausgeschlagen hat, aus der Geschäftsführung dieser Per- 
sonen entstanden sind, soweit die Nachlassgläubiger verpflichtet 
sein wilrden, wenn die bezeichneten Personen die Geschäfte für ste 
zu besorgen gehabt hätten. 

$ 225. Der Erbe kann die ihm gegen den Erblasser zustehenden 
Ansprüche geltend machen. 

Hut der Erbe eine Nachlassverbindlichkeit berichtigt, so bitt er, se- 
weit nicht die Berichtigung nach $ 1979 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
als für Rechnung des Nachlasses erfolgt gilt, an die Stelle des Gläu- 


— — — 


KO. 8 221. Die Vorſchrift trägt dem Konkurszwecke gleichmäßiger Befrie⸗ 
digung der Nachlaßgläubiger Rechnung, vgl. § 1984 Abs 2 (daſelbſt Note 4). 
K. § 222. 1. Vgl. KO. 88 32 Ziffer 1, 30 Abſ. 2, 41. — Bgl. ferner An⸗ 
fechtungsgeſetz § a (hinter § 144). e 

2. Die Vorſchrift trägt dem Umſtande Rechnung, daß die in KO. § 222 
9 Gläubiger allen anderen Nachlaßgläubigern im Range nachgehen, 

. § 226. 

3. Von praktiſcher Bedeutung iſt das Anfechtungsrecht namentlich in den 
Fällen, in denen die Nachlaßgläubiger die Berſchtigung der in KO. § 222 
bezeichneten Verbindlichkeiten gemäß § 1979 (val. daſelbſt Note 5) als für 

echnung des Nachlaſſes erfolgt gelten laſſen mülfen; ferner, wenn fie dies 
zwar nicht brauchen, der Erbe aber nicht zahlungsfähig oder feine Kenntniß 
1 10 Kennenmüſſen von der Unzulänglichkeit des Nachlaſſes ſchwer nach⸗ 

eis bar iſt. 

RD. 8 223 Vgl. $ 1978 Note II 2 bz. 

KO. § 224. N O. 5 59. Masseschulden sind: 

J. die Ansprüche, welche aus Geschäften oder Handlungen des Konkursver- 

walters entstehen; 

2. die Ansprüche aus zweiseiligen Verträgen. deren Erfüllung zur Konkurs- 
masse verlangt wird oder für die Zeit nach der Eröffnung des Verfahrens 
erfolgen muss: 

. die Ansprüche aus einer rechilosen Bereicherung der Masse. 


6. Anfechtbarkeit von 


Leistungen des Arben 
auf Pflichitheilsan- 
sprüche oder Ver- 
mächtnisse etc. 


, Reehisverhältnisse des 
Erben zur Masse. 


= 


00 


. Masseschulden, 


9. Der Erbe alsKonkurs- 
gläubiger, 


10. Konkursgläubiger. 
Rtangordnung. 
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bigers, es sei denn, dass er für die Nachlassverbindlichkeiten unbe- 
schränkt haftet. 

Haftet der Erbe einem einzelnen Gläubiger gegenüber unbeschränkt, 
so kann er dessen Forderung für den Fall geltend machen, dass der 
Gläubiger sie nicht geltend macht. 

$ 226. In dem Verfahren kann jede Nachlassverbindlichkeit geltend 
gemacht werden. 

Nachstehende Verbindlichkeiten werden erst nach allen übrigen Ver- 
bindlichkeiten und in folgender Rangordnung, bei gleichem Range nach 
Verhältniss ihrer Beträge, berichtigt: 

1. die seit der Eröffnung des Verfahrens laufenden Zinsen der im 
$ 61 bezeichneten Forderungen; 

2. die gegen den Erblasser erkannten Geldstrafen; 

3. die Verbindlichkeiten aus einer Freigebigkeit des Erblassers unter 

Lebenden ; 

die Verhindlichkeiten gegenüber Pflichttheilsberechtigten; 

die Verbindlichkeiten aus den vom Erblasser angeordneten Ver 

mächtnissen und Auflagen. 

Ein Wermächtniss, durch welches das Recht des Bedachten auf den 
Pflichttheil nach $ 2307 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ausgeschlossen 
wird, steht, soweit es den Pflichitheil nicht übersteigt, im Kange den 
Pflichttheilsrechten gleich. Hat der Erblasser durch Verfügung von 
Todeswegen angeordnet, dass ein Vermächtniss oder eine Auflage vor 
einem anderen Vermächtniss oder einer anderen Auflage erfüllt werden 
soll, so hat das Vermächtniss oder die Auflage den Vorrang. 

Die Verbindlichkeiten, in Anschung deren der Gläubiger im Wege 
des Aufgebotsverfahrens ausgeschlossen ist oder nach $ 1974 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs einem ausgeschlossenen Gläubiger gleichsteht, werden 
erst nach den im Abs. 2 Nr. 1-—-8 bezeichneten Verbindlichkeiten und, 
soweit sie zu den im Abs. 2 Nr. 4, 5 bezeichneten Verbindlichkeiten 
gehören, erst nach den Verbindlichkeiten berichligt, mit denen sie ohne 
die Beschränkung gleichen Rang haben würden. Im Uehrigen wird 
durch die Beschränkungen an der Rangordnung nichts geändert. 

$ 227. Mit den im & 226 Abs. 2 Nr. 2—5, Abs. 4 bezeichnelen For- 


85 88 


KO. 8 225. 1. Abſ. 1, vgl. § 1976 und Bemerkungen daſelbſt. 
2. Abſ. 2 u. 3, vgl. § 1979 Note 4. 
KO. 8 226. 1. Abi. 1. 

a. Durch KO. § 226 Abſ. 1 wird dem Zwecke des Nachlaßkonkurſes, eine 
vollſtändige Bereinigung des Nachlaſſes zu ermöglichen, entſprechend, 
allen Nachlaßgläubigern die Theilnahme am Konkursverfahren ermog⸗ 
licht (alſo auch den nach KO. §8 3 Abſ. 2, 63 ausgeſchloſſenen Forde⸗ 
rungen. Durch § 226 Abſ. 2 wird verhindert, daß die regulären Kon⸗ 
kursgläubiger durch die nur für den Nachlaßkonkurs zugelaſſenen Glau⸗ 
biger beeinträchtigt werden. Vgl. weitere Beſchrankungen in KO. § 228. 

b. Abſ. 1 bringt zugleich zum Ausdrucke, daß in dem Verfahren nur Nach⸗ 
laß verbindlichkeiten ($$ 1967 ff.) geltend gemacht werden konnen. 
Es dient ſomit die Nachlaßmaſſe ausſchließlich zur Befriedigung der 
Nachlaßgläubiger unter Ausſchließung der ſonſtigen Gläubiger des Erben, 
KO. § 6, vgl. auch KO. § 234. 

2. Zu § 226 Abſ. 2 Ziffer 4 u. 5, Abſ. 3 Satz 1 vgl. §§ 2318, 2307. 

3. Zu § 226 Abſ. 3 Satz 2 vgl. § 2189. 2 

4. Abſ. 4 entſpricht den Regeln des § 1973 Abſ. 1, § 1974 Abſ. 2, pgl. da’ 
ſelbſt. Vgl. auch KO. § 228 Abſ. 2. 
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derungen werden die bis zur Eröffnung des Verfahrens aufgelaufenen und 
die seit der Eröffnung laufenden Zinsen an derselben Stelle angesetzt. 

$ 228. Was in Folge der Anfechtung einer von dem Erblasser oder 
m gegenüber vorgenommenen Rechtshandlung zur Konkursmasse zurück- 
gewährt wird, darf nicht zur Berichtigung der im $ 226 Abs. 2 Nr.4,5 
bezeichneten Verbindlichkeiten verwendet werden. 

Auf dasjenige, was der Erbe auf Grund der Vorschriften der 
s$ 1978—1980 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu der Masse zu erselzen 
hat, haben die Gläubiger, die im Wege des Aufgebotsverfahrens aus- 
geschlossen sind oder nach $ 1974 des Bürgerlichen Gesetzbuchs einem 
ausgeschlossenen Gläubiger gleichstehen, nur insoweit Anspruch, als der 
Erbe auch nach den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerecht- 
fertigten Bereicherung ersatzpfuchtig sein würde. 

$ 229. Die in dem Aufgebotsverfahren zum Zwecke der Ausschlies- 
sung von Nachlassgläubigern angemeldeten und nicht ausgeschlossenen 
Forderungen gelten als auch im Nachlasskonkurs angemeldet, sofern das 
Aufgebot von dem Gerichte, bei welchem der Konkurs anhängig wird, 
erlassen und das Verfahren nicht vor der Eröffnung des Konkursver- 
fahrens ohne Erlassung des Ausschlussurtheüs erledigt ist. 

$ 230. Ein Zwangsvergleich kann nur auf den Vorschlag aller 
Vrben geschlossen werden. 

Die Gläubiger, welchen die im $ 220 Abs. 2 Nr. 2—5, Abs. 4 be- 
zeichneten Forderungen zustehen, nehmen an dem Zwangsvergleiche nicht 
Theil, sie sind jedoch vor der Bestätigung zu hüren. Macht einer von 
ihnen glaubhaft, dass der Zwangsvergleich sein berechtigtes Interesse 
verletzt, so ist auf seinen Antrag der Zwangsvergleich zu verwerfen ; 
gegen die Bestätigung steht ihm die sofortige Beschwerde nach 
$189 zu. 

S 231. Die Vorschriften des $ 923, des $ 224 Nr. 1 und des 
$225 Abe. 2, 3 gelten für den Vorerben auch nach dem Eintritte der 
Nacherbfolge. 


KO. § 227. Vgl. KO. § 62 Ziffer 3 und § 226 Abſ. 2 Ziffer 1. 
KO. § 228. 1. (Abſ. 1) Vgl. zu KO. §§ 29 ff., 222. Die Vorſchrift des 
Abf. 1 rechtfertigt ſich dadurch, daß die Anfechtbarkeit einer Rechtshandlung 
nur dem Schutze derjenigen dienen ſoll, welche bereits Glaubiger des Erb⸗ 
laſſers waren. 2 4 
2. Abſ. 2 verhindert, daß durch die Konkurseröffnung eine Steigerung der 
durch §§ 1973, 1974 begründeten Haftung des Erben hervorgerufen wird, 
gl. § 1973 Note 6a. ’ N g (on 
KO. 8 229. Vorausſetzung iſt eine vorſchriftsmäßige Anmeldung PO. 
§ 996, = 88 1970 ff.). gl. ubrigens ERO. § 903 (zu 8 1970 ff.). 
KO. 8 230. Vgl. KO. §§ 173 ff. 
KO. § 231. Die Vorſchrift ſtellt gegenüber § 2139, wonach der Vorerbe 
mit dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge aufhört, Erbe zu fein, klar. 
a. daß dem Vorerben wegen der ihm aus dem Nachlaſſe zu erſetzenden Auf⸗ 
wendungen kein Zurückbehaltungsrecht zuſteht (RO. 8 223), daß fein Erſatz⸗ 
anſpruch wegen dieſer Forderungen aber als Maſſeforderung behandelt 
wird (KO. § 224 Ziffer 1); > b N 

b daß der Vorerbe nicht gehindert ift, die in KO. 9 225 Abſ 2, 3 bezeichneten 
Forderungen im Konkurſe zu verfolgen Die Geltendmachung der dem 
Vorerben gegen den Erblaſſer zuftehenden Anſprüche (RD. S 225 Abſ. 1) iſt 
ſchon deshalb zuläfftg, weil er mit dem Eintritte der Nacherbfolge nicht 
mehr Erbe iſt. 
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. 
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$232. Hai der Erbe die Erbschaft verkauft, so tritt der Käufer 
in Ansehung des Verfahrens an seine Stelle. 

Der Erbe ist wegen einer Nachlassverbindlichkeit, die im Verhält- 
nisse Zwischen ihm und dem Käufer diesem zur Last fällt, in derselben 
Weise wie ein Nachlassgläubiger zu dem Antrag auf Eröffnung des 
Verfahrens berechtigt. Das gleiche Brecht steht ihm auch wegen einer 
anderen Nachlassverbindlichkeit zu, es sei denn, dass er unbeschränkt haftet 
oder dass eine Nachlassverwaltung angeordnet ist. Die Vorschriften 
des $ 223, des $224 Nr. 1 und des $225 gelten für den Erben auch 
nach dem Verkaufe der Erbschaft. 

$ 233. Die Vorschriften des $ 232 finden entsprechende Anwendung, 
wenn Jemand eine durch Vertrag erworbene Erbschaft verkauft oder 
sich zur Veräusserung einer ihm angefullenen oder andermweit von ihm 
erworbenen Erbschaft in sonstiger Weise verpjlichtet hat. 

$ 234 In dem Konkursverfahren über das Vermögen des Erben 
inden, wenn auch üher den Nachlass das Konkursverfahren eröffnet, 
oder wenn eine Nachlassverwaltung angeordnet ist, auf Nachlassgläubiger, 
denen gegenüber der Erbe ınbeschränkt haftet, die Vorschriften der 
ss 64 96, 153, 155, 156, des & 168 Nr. 3 und des S 169 entspre- 
chende Anwendung. 

Das Gleiche gilt, wenn eine Ehefrau die Brbin ist uni der Nach- 
lass zum Gesammtgute gehört, auch in dem Konkursverfahren über das 
Vermögen des Ehemanns. 

$235. Ueber einen Erbtheil findet ein Konkursverfahren nicht statt. 


§ 1975. Die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten beſchränkt ſich auf den Nachlaß, wenn eine Nachlaßpflegſchaft 
zum Zwecke der Befriedigung der Nachlaßgläubiger (Nachlaßverwal⸗ 
tung) angeordnet oder der Nachlaßkonkurs eröffnet iſt. 


KO. § 232. 1. Abſ. 1 bezweckt die Vereinfachung des Verfahrens, mit 
Rückſicht darauf, daß der Erbe, der die Erbſchaft veräußert, dennoch Erbe 
bleibt, andererſeits aber die Haftung des Erwerbers gemäß §§ 2382 f. be⸗ 
gründet wird. 

2. Vgl. 8 2378; §§ 2376, 2383. 

3. Zu Abi. 2 Satz 3 vgl. KO. § 231. Die Heranziehung des ganzen § 225 
(einſchließlich des Abſ. 1, vgl. § 231 Note b) beruht auf der Erwägung, daß 
der Erbſchafsverkäufer Erbe bleibt. 

KO. § 233. Vgl. zu § 2385. 

KO. § 234. 1. Abſ. 1. Die Vorſchrift des § 234 Abſ. 1 ſetzt voraus, daß 
über das Vermögen eines unbeſchränkt haftenden Erben der Konkurs er⸗ 
öffnet iſt und daß zugleich in Anſehung des Nachlaſſes entweder Konkurs 
eröffnet oder Nachlaßverwaltung angeordnet iſt. 

In dieſem Falle konnten die Nachlaßgläubiger ihre Forderungen in beiden 
Verfahren geltend machen, während die ſonſtigen Gläubiger des Erben ledig⸗ 
lich auf das Konkursverfahren über das ſonſtige Vermögen des Erben an⸗ 
gewieſen wären (vgl. KO. § 226 Abſ. 1 und dazu Note 15, §§ 1984 ff.). 

In Anwendung der Vorſchriften über das Abſonderungsrecht ſoll eine 
Benachtheiligung der perſönlichen Gläubiger des Erben vermieden werden. 
Es ergiebt ſich hieraus insbeſondere, daß die Forderungen der Nachlaß⸗ 
gläubiger bei der Schlußvertheilung über das Vermögen des Erben nur 
dann berückſichtigt werden, wenn ſte dem Verwalter den Nachweis ihres 
Verzichts oder ihres Ausfalls führen. 

2. Abf. 2. Vgl. §§ 1459 1461. 

KO. § 235. Dal, Vorb. zu §§ 2058 ff. Note B III 2 b fl. 
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§ 1976. Iſt die Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nach⸗ 
laßkonkurs eröffnet, ſo gelten die in Folge des Erbfalls durch Ver⸗ 
einigung von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht und Be⸗ 
laſtung erloſchenen Rechtsverhältniſſe als nicht erloſchen. 

§ 1977. Hat ein Nachlaßgläubiger vor der Anordnung der Nach⸗ 
laßverwaltung oder vor der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes ſeine 
Forderung gegen eine nicht zum Nachlaſſe gehörende Forderung des 
Erben ohne deſſen Zuſtimmung aufgerechnet, ſo iſt nach der An⸗ 
ordnung der Nachlaßverwaltung oder der Eröffnung des Nachlaß 
konkurſes die Aufrechnung als nicht erfolgt anzuſehen. 
Das Gleiche gilt, wenn ein Gläubiger, der nicht Nachlaßgläubiger 
iſt, die ihm gegen den Erben zuſtehende Forderung gegen eine zum 
Nachlaſſe gehörende Forderung aufgerechnet hat. 


8 1975, 1. Die beſchränkte Erbenhaftung findet trotz Anordnung der 
Nachlaßpfleaſchaft oder Eröffnung des Nachlaßkonkurſes nicht ſtatt, wenn, 
und inſoweit der Erbe das Recht der beſchränkten Erbenhaftung verloren 
hat (82013 Abſ. 1). Der Erbe iſt zum Antrag auf Anordnung einer 
Nachlaßverwaltung ($ 1981 Abſ. 1) nicht berechtigt, wenn er das Recht auf 

eſchränkung ſeiner Haftung allgemein verloren hat ($ 2013 bj. 1); hat 
er dieſes Recht nur einzelnen Gläubigern gegenüber verloren, ſo bleibt er 
Ir Antrag auf Anordnung der Nachlayverwaltung berechtigt G 2015 
bj, 2). 

2. Die Fälle der beſchränkten Erbenhaftung, ohne daß Nachlaßverwaltung 
oder Nachlaßkonkurs erforderlich iſt, vgl. Titelvorb. vor § 1967 Note 111 2b. 

3. Die Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der Befriedigung der Nachlaß⸗ 
gläubiger (Nachlaßverwaltung) iſt von der Nachlaßpflegſchaft zur Sicherung 
1 1 9 (vgl. §§ 1960 ff.) zu unterſcheiden. Im Uebrigen vgl. hierzu 

4. GO. S 784. Ist eine Nachlassverwaltung angeordnet oder der Nach. 
lasskonkurs eröffnet, so kamn der Erbe verlangen, dass Massregeln der Zwanys- 
vollstreckung, die zu Gunsten eines Nachlassgläubigers in sein nicht zum Nach- 
lasse gehörendes Vermögen erfolgt sind, aufgehoben werden, es sei denn, dass 
er für die Nachlassverbindlivhkeiten unbeschränkt haftet. 

Im Fulle der Nachlasswrwaltung steht dem Nachlassverwalter das gleiche 
Recht geyenüber Massregeln der Zwangsrollstreckung zu, die zu Gunsten eines 
anderen Gläubiyers als eines Nachlassyläubigers in den Nachlass erfolgt sind. 


$ 1976. 1. Die Vorſchrift des § 1976 dient der Abſonderung des Nach: 
laſſes von dem ſonſtigen Vermögen des Erben (Zitelvorb. Note 1 1). Die 
durch Vereinigung von Forderung und Schuld (confusio, Abſchnittvorb. vor 
$ 362 Note 1), ſowie von Belaſtung und Recht (consolidatio, vgl. $$ 1063, 
1072, 1256; 88 889, 1163, 1177, 1178) erloſchenen Rechtsverhältniſſe gelten 
mit Wirkung ex tune als nicht erloſchen. Dieſe Fiktion hat dingliche Wir⸗ 
kung (ebenſo in den 88 2143, 2175). Es beſteht alſo nicht etwa nur eine 
obligatoriſche Verpflichtung auf Wiederherſtellung des Rechtsverhältniſſes wie 
in den Fällen des § 1991 Abſ. 2, wo die Fiktion nur zwiſchen dem Glau⸗ 
biger und dem Erben eintritt, oder in § 2377. — Die dinglich, d. h. Jeder⸗ 
mann gegenüber wirkſame Fiktion, daß das Erlöſchen nicht eingetreten iſt, 
gilt auch in Anſehung der für die Forderungen im Momente der Vereini⸗ 
gung vorhandenen Bürgſchaften und Pfänder. g 

2 $ 1976 gilt auch in dem Falle, daß Nachlaß verwalkung oder Nachlaß⸗ 
konkurs vorhanden ift, obwohl der Erbe unbeſchränkt haftet. Vgl. § 2013. 

3. Eine Folgerung aus $ 1976 zieht KO. § 225, indem er dem Erben die 
Geltendmachung ſeiner Forderung gegen den Nachlaß im Nachlaßkonkurſe 
ausdrücklich zugeſteht. 


3. 


Durch Vereinigung 


erloſchene Rechts⸗ 
verhältniſſe. 


Aufrechnung gegen⸗ 

über dem Erben 

a. ſeitens d. Nach 
laßgläubigers. 


b. ſeitens d. Nach, 
laßſchuldners. 
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§ 1977. 1. Die Vorſchrift des § 1977 dient der Abſonderung des Nach⸗ 
laſſes von dem ſonſtigen Vermögen des Erben (Titelvorb. Note I 1). Auf⸗ 
rechnung §§ 387 ff. Die Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn der Erbe 
„allgemein unbeſchränkt haftet (§ 2013 Abſ. 1). Haftet der Erbe nur einzelnen 
Gläubigern gegenüber unbeſchränkt, fo bleibt $ 1977 anwendbar. 

2. Das Aufrechnungsrecht des Erben. 

A. Vor der Anordnung der Nachlaßverwaltung (ogl. § 1984) oder der Er⸗ 
öffnung des Nachlaßkonkurſes (vgl. KO. § 6) kann der Erbe über die 
Nachlaßgegenſtände verfügen. Hieraus folgt, daß die von ihm vorge⸗ 
nommene Aufrechnung einer eigenen Schuld mit einer Nachlaßforderung 
oder einer eigenen Forderung mit einer Nachlaßſchuld wirkſam fein kann. 

b. Einer von ihm vorgenommenen Aufrechnung ſteht die mit feinem Willen 
von Seiten eines Nachlaßgläubigers vorgenommene Aufrechnung gleich. 
Vgl. § 1977 Abſ. 1 und Note 3. 

Iſt durch die Aufrechnung eine Nachlaßſchuld berichtigt, fo finden 
ss 1978 Abſ. 3, 1979, KO. § 225 Abſ. 2 Anwendung. Enthält die Auf⸗ 
rechnung eine Verfügung über eine Nachlaßforderung, ſo findet § 1978 
Abſ. 1 Anwendung. 

3. Das Aufrechnungsrecht des Nachlaßgläubigers, welcher 
Schuldner des Erben iſt. 

a. Nach der Anordnung der Nachlaßverwaltung oder der Eröffnung des 
Nachlaßkonkurſes kann der Nachlaßgläubiger, welcher perſönlicher Schuldner 
des Erben iſt, die Aufrechnungserklärung nicht mehr abgeben, weil ſeinem 
Anſpruche gegen den Erben die Einrede der beſchränkten Erbenhaftung 
entgegenſteht ($ 390). 

b. Fall des § 1977 Abſ. 1. 

4. Vor der Anordnung der Nachlaß verwaltung oder Eröffnung des 
Nachlaß konkurſes würde ſeitens des Nachlaßgläubigers die Aufrechnung 
einer Nachlaßſchuld gegen eine Forderung des Erben wirkſam vorge⸗ 
nommen werden können. Indeß würde hierin eine Vereitelung des 
Zweckes der beſchränkten Erbenhaftung inſofern liegen, als der Erbe 
jeine Forderung einbüßen und wegen feiner Erſatzforderung ($ 1978 
Ab 3) auf die in der Maſſe befindliche Quote angewieſen fein würde. 
Dieſes Ergebniß wird durch § 1977 Abſ. ! ausgeſchloſſen. 

5. Wegen des Falles, daß die Aufrechnung ſeitens des Nachlaßgläubigers 
mit Zuſtimmung des Erben erfolgt iſt, vgl. Note 2 b. 

7. Bei einer Mehrheit von Erben, vgl. 387 Note lc. 

4. Das Aufrechnungsrecht des Nachlaßſchuldners, welcher 
Gläubiger des Erben iſt. 

a. Nach Anordnung der Nachlaßverwaltung oder nad) Eröffnung des Nach⸗ 
laßkonkurſes kann der Nachlaßſchuldner die Aufrechnungserklärung nicht 
abgeben, dem Erben gegenüber nicht, weil derſelbe nicht mehr verfügungs⸗ 
berechtigt iſt (§ 1984, KO. § 6; vgl. § 388 Note 2), dem Nachlaß⸗ 
verwalter bezw. dem Konkursverwalter gegenüber nicht, weil die Maſſe 
in Anſehung der perſönlichen Schuld des Erben nicht Schuldnerin iſt. 

b. Fall des § 1977 Abſ. 2. 

a. Iſt die Aufrechnungserklärung von dem Nachlaßſchuldner vor der 
Anordnung der Nachlaßverwaltung bezw. der Eröffnung des Nachlaß⸗ 
konkurſes abgegeben, ſo würde ſie wirkſam ſein. Der von ſeiner per⸗ 
ſönlichen Schuld befreite Erbe würde zur Maſſe gemäß § 1978 Abſ. 1 
und 2 Erſatz zu leiſten haben. Auf dieſe Weiſe könnte an die Stelle 
der ſicheren Forderung gegen den urſprünglichen Schuldner eine un⸗ 
ſichere Forderung gegen den Erben treten. Im Intereſſe der Nach⸗ 
laßgläubiger greift Abſ. 2 ein. 

8. Bei einer Mehrheit von Erben, vgl. § 2040 Abſ. 2. 

5. Da die Aufrechnunger in den Fällen des § 1977 als nicht erfolgt an⸗ 
zuſehen ſind, ſo gelten die Forderungen auch nicht als untergegangen und 
eine für ſie beſtehende Sicherung (Pfand, Bürgſchaft) wird durch die Auf- 
rechnung nicht berührt (vgl. $$ 768, 1252). 
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§ 1978. Iſt die Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nach⸗ 
laßkonkurs eröffnet, ſo iſt der Erbe den Nachlaßgläubigern für die 
bisherige Verwaltung des Nachlaſſes ſo verantwortlich, wie wenn er 
von der Annahme der Erbſchaft an die Verwaltung für ſie als Be⸗ 
auftragter zu führen gehabt hätte. Auf die vor der Annahme der 
Erbſchaft von dem Erben beſorgten erbſchaftlichen Geſchäfte finden 
die Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag entſprechende 
Anwendung. 

Die den Nachlaßgläubigern nach Abſ. 1 zuſtehenden Anſprüche 
gelten als zum Nachlaſſe gehörend. 

Aufwendungen ſind dem Erben aus dem Nachlaſſe zu erſetzen, 
ſoweit er nach den Vorſchriften über den Auftrag oder über die 
Geſchäftsführung ohne Auftrag Erſatz verlangen könnte. 


§ 1978. I. Anwendungsgebiet der Vorſchrift. 

1. Bei allgemein oder einzelnen Gläubigern gegenüber eingetretener un⸗ 
beſchränkter Erbenhaftung vgl. § 2013. 

2. Das Rechtsverhältniß gegenüber den im Aufgebotsverfahren ausge⸗ 
ſchloſſenen und den dieſen gleichſtehenden Nachlaßgläubigern (§§ 1973, 1974) 
vgl. KO. § 228 Abſ. 2. 

3. In den Fällen beſchränkter Erbenhaftung ohne amtliches Abwickelungs⸗ 
en ($$ 1990, 1992) findet die Sondervorſchrift des § 1991 An⸗ 

endung. 
II. Riechtsverhältniß zwiſchen den Nachlaßgläubigern und dem Erben 
in Auſehung ſeiner Nachlaßverwaltung 

1. Der Erbe kann längere oder kürzere Zeit den Nachlaß ſelbſt verwaltet 
haben, vgl. Titelvorb. Note III . 

2. Der Erbe iſt Herr des Nachlaſſes und zur Verfügung über die Nach⸗ 
laßgegenſtände berechtigt. Er hat aber im Falle der Inanſpruchnahme der 

eſchränkten Erbenhaftung und der zu dieſem Zwecke erfolgten Anordnung 
der Nachlaßverwaltung oder Eröffnung des Nachlaßkonkurſes den Nachlaß⸗ 
gläubigern gegenüber, je nachdem es ſich um Beſorgung erbſchaftlicher Ge: 
ſchäfte vor oder nach Annahme ($ 1943) der Erbſchaft handelt, die Stellung 
eines Geſchäftsführers ohne Auftrag (§§ 677 ff., vgl. auch §§ 1959 Abſ. 1) 
oder eines Beauftragten (§§ 662 ff.). Für die Haftung des Erben den Nach⸗ 
aßgläubigern gegenüber iſt es gleichgültig, ob er ſelbſt oder durch einen 
geſetzlichen Vertreter (8 278), insbeſondere alſo durch einen Vormund oder 
urch einen zur Sicherung des Nachlaſſes beſtellten Pfleger (vgl § 1961 
Note 1 6) gehandelt hat. — Geltendmachung der Rechte durch den Nachlaß⸗ 
verwalter gegenüber dem Erben vgl. § 1985 Note 11 à und 2 b. 
d. Verantwortlichkeit des Erben. 5 

3. Verpflichtung des Erben zur Rechenſchaftsablegung, Auskunftserthei⸗ 
lung, Leiſtung des Offenbarungseids (in dieſem Zuſammenhange ge⸗ 
mäß 88 2 9, 260, nicht gemäß §§ 2005 f.), §§ 666, 681. . 

8. Die Haftung des Erben vgl. § 664 Note 1, § 680 und Note daſelbſt. 

J. Von der Annahme der Erbſchaft ($ 1943) ab iſt der Erbe zur Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung verpflichtet, „ſeine Befugniß, ſich paſſiv zu ver⸗ 
halten und das Intereſſe der Gläubiger unbeachtet zu laſſen, hört 
auf“. Der Erbe kann ſich von dieſer mit der Beſchränkung ſeiner 
Erbenhaftung verbundenen Verwaltungspflicht nicht durch die Ver⸗ 
äußerung der Erbſchaft befreien Er muß die Verwaltung des Erb⸗ 
ſchaftserwerbers wie ſeine eigene gelten laſſen, vgl. §§ 2382, 2383, 
Prot. V S 827 f. 


o 


(a) gelten gemäß § 1978 Abſ. 2 als zum Nachlaſſe gehörig; vgl. 


„Die den Nachlaßgläubigern gegen den Erben zuſtehenden Anſprüche 


4 Rechtsſtellung d. Erben 
vor dem Beginn der 
Nachlaßverwaltung 
oder des Nachlaß⸗ 
konkurſes. 

a. Verantwortlichkeit 
des Erben im All- 
gemeinen. 


b. Aufwendungen des 
Erben. 


C. 
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Veruchagunge non § 1979. Die Berichtigung einer Nachlaßverbindlichkeit durch den 

eiten b batch pen Erben müſſen die Nachlaßgläubiger als für Rechnung des Nachlaſſes 

Erben, erfolgt gelten laſſen, wenn der Erbe den Umſtänden nach annehmen 
durfte, daß der Nachlaß zur Berichtigung aller Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten ausreiche. 


„Gihſtacund dees § 1980. Beantragt der Erbe nicht unverzüglich, nachdem er 


Erben zum Antrag 


auf Eröffnung des von der Ueberſchuldung des Nachlaſſes Kenntniß erlangt hat, die 
Nachlaßtonkurſes. Eröffnung des Nachlaßkonkurſes, fo iſt er den Glaubigern für den 
daraus entſtehenden Schaden verantwortlich. Bei der Bemeſſung der 
Zulänglichkeit des Nachlaſſes bleiben die Verbindlichkeiten aus Ver⸗ 

mächtniſſen und Auflagen außer Betracht. 
Der Kenntniß der Ueberſchuldung ſteht die auf Fahrlaſſigkeit be⸗ 


§§ 1982, 1988, 1990; KO. 88 107, 204. Vgl. auch die ähnlichen Vor⸗ 
ſchriften § 2144 Abſ. 1 a. E., § 2303 Abſ. 1 Satz 3. 
& 2 des Erben wegen Aufwendungen (§§ 670, 683, 684; 
89 250 f). 

a. Bei Aufwendungen zur Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten 
kommt $ 1979 in Betracht. 

8. Als erſatzpflichtige Aufwendung kann auch die eigene (im Uebrigen 
unentgeltliche, § 662) Thätigkeit des Erben in Betracht kommen. Vgl. 
§ 670 Note 7. 

J. Für den Fall des Nachlaßkonkurſes iſt das dem Erben gemäß § 273 
wegen ſeines Aufwendungsanſpruchs zuſtehende Zurückbehaltungsrecht 
beſeitigt (KO. § 223), dafür aber der Verbindlichkeit die Eigenſchaft 
als Maſſeſchuld gegeben (KO. § 224 Ziff. 1). 

§ 1979. 1. Bei allgemein oder einzelnen Glaubigern gegenüber einge 
tretener unbeſchränkter Erbenhaftung vgl § 2013. — Das Rechtsverhältniß 
gegenüber den im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſenen und den dieſen gleich⸗ 
ſtehenden Gläubigern (§§ 1973, 1974) val. KO. § 228 Abſ. 2. 

2. Ob der Erbe die Zulänglichkeit des Nachlaſſes annehmen durfte, d. h. 
ohne Fahrläſſigkeit (§ 276) annehmen konnte, iſt unter Berüffichtigung des 
§ 1980 Abſ. 2 zu beurtheilen, insbeſondere kann auch die Nichtaufſtellung 
5 Vermögensverzeichniſſes den Umſtänden nach als Fahrläſſigkeit er⸗ 
cheinen. 

3. Wenn die Nachlaßgläubiger nach § 1979 die Berichtigung als für Rech⸗ 
nung des Nachlaſſes erfolgt gelten laſſen müſſen, ſo hat der Erbe, der aus 
eigenen Mitteln die Berichtigung bewirkt hat, dem Nachlaſſe gegenüber einen 
Erſatzanſpruch (§ 1978 Abſ 3), den er als Maſſeforderung im Nachlaßkon⸗ 
kurſe geltend machen kann (KO. § 224 Ziffer 1). 

4. Wenn die Nachlaßgläubiger die Berichtigung gemäß § 1979 nicht als 
für Rechnung des Nachlaſſes erfolgt gelten zu laſſen brauchen, ſo iſt zwar 
ein Erſatzanſpruch des Erben gemäß § 1978 Abſ. 3 ausgeſchloſſen, der Erbe 
vielmehr ſeinerſeits gemäß § 1978 Abf. 1 zum Erſatze der zur Berichtigung 
verwendeten Nachlaßgegenſtände verpflichtet; inwieweit dem Erben aber das 
Recht zuſteht, im Nachlaßkonkurs an die Stelle des befriedigten Gläubigers 
zu treten, darüber vgl. KO. § 225 Abſ. 2, 3 (vor § 1975). 

5. Hat der Erbe Pflichttheilsanſprüche, Vermächtniſſe oder Auflagen er? 
füllt, deren Berichtigung gemäß § 1979 als für Rechnung des Nachlaſſes er⸗ 
folgt zu gelten hat, fo iſt zwar der Erbe den Glaubigern dafür außer Ber’ 
antwortlichkeit und ſeinerſeits erſatzberechtigt (Note 3); dem Empfänger gegen‘ 
über kann indeß die Leiſtung von den ihm bei konkursmäßiger Vertheilung 
vorgehenden (KD. §§ 61, 226) Nachlaßgläubigern angefochten werden (An 
fechtungsgeſetz § 3 a, hinter § 144). Im Konkurſe ſteht das Anfechtungsrecht 
dem Konkursverwalter zu (KO. §§ 222, 36). 
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ruhende Unkenntniß gleich. Als Fahrläſſigkeit gilt es insbeſondere, 
wenn der Erbe das Aufgebot der Nachlaßgläubiger nicht beantragt, 
obwohl er Grund hat, das Vorhandenſein unbekannter Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten anzunehmen; das Aufgebot iſt nicht erforderlich, wenn 
die Koſten des Verfahrens dem Beſtande des Nachlaſſes gegenüber 
unverhältnißmäßig groß find. 

§ 1981. Die Nachlaßverwaltung iſt von dem Nachlaßgericht 
anzuordnen, wenn der Erbe die Anordnung beantragt. 

Auf Antrag eines Nachlaßgläubigers iſt die Nachlaßverwaltung 
anzuordnen, wenn Grund zu der Annahme beſteht, daß die Befrie⸗ 
digung der Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaſſe durch das Ver⸗ 
halten oder die Vermögenslage des Erben gefährdet wird. Der An⸗ 
trag kann nicht mehr geſtellt werden, wenn ſeit der Annahme der 
Erbſchaft zwei Jahre verſtrichen ſind. 

Die Vorſchriften des § 1785 finden keine Anwendung. 


$ 1980. 1. Bei allgemein oder einzelnen Gläubigern gegenüber einge⸗ 
trekener unbeſchränkter Erbenhaftung § 2013. — Das Rechtsverhältniß gegen⸗ 
über den im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſenen und den dieſen gleich⸗ 
* Nachlaßgläubigern (S$ 1973, 1974) vgl. KO. § 228 Abſ. 2 (wor 

975). 

2. (Abf. 1 Satz 2) Bei der Bemeſſung der Zulänglichkeit des Nachlaſſes 
kommen zwar Pflichttheilsanſprüche, nicht aber Verbindlichkeiten aus Ber: 
mächtniſſen und Auflagen in Betracht. Beruht die Ueberſchuldung nur auf 
ſolchen Verbindlichkeiten, ſo beſteht kein Zwang zur Konkursanmeldung für 
den Erben (vgl. KO. § 219 Abſ. Satz 2). Die Vorſchrift des § 1992 greift 
ein. Die Berichtigung dieſer Verbindlichkeiten erfolgt nach der konkursmäßigen 
Rangordnung (§§ 1992, 1991 Abſ. 4, KO. § 226 Abf. 3). 

3. Unverzüglich $ 121 Abſ. 1. Fahrläſſigkeit $$ 276, 664 (Note 1), 1978. 
— Vor der Annahme der Erbſchaft beſteht auch keine Verpflichtung des 
Erben aus § 1980, vgl. § 1978 Note II 2 a. 

4. Miterben haften geſammtſchuldneriſch (wie mehrere Beauftragte § 1978) 
gemäß § 431. Mit Planck (Note 3) die geſammtſchuldneriſche Haftung auf 
$ 840 zu ſtützen, erſcheint nicht angängig, weil eine Haftung aus einer un⸗ 
erlaubten Handlung hier nicht in Frage ſteht. (Vgl. $ 1333 Note la u. b.) 

5. Ein ähnlicher Fall der Schadenserſatzpflicht wegen ſchuldhaft verzögerter 
Konkursanmeldung findet ſich in §8 42, 53 (Haftung des Vorſtandes und 

er Liquidatoren einer aufgelöſten juriſtiſchen Perſon). 

§ 1981. J. Zweck der Nachlaßverwaltung. | 

Die Nachlaßverwaltung ift ein durch das BGB. neugeſchaffenes, ebenſo 
wie der Nachlaßkonkurs der amtlichen Abwickelung (Liquidation) des Nach⸗ 
laſſes dienendes Rechtsinſtitut. Das Grundprinzip der Nachlaßverwaltung 
iſt die Abſonderung des Nachlaſſes als einer dem übrigen Vermögen des 
Erben gegenüber ſelbſtändigen Vermogensmaſſe zum Zwecke der Befriedigung 

er Nachlaßgläubiger (vgl. Titelvorb. Note 11). Obwohl der Erbe der Trager 

er in dem Nachlaſſe vereinigten Rechte und Pflichten iſt, ſteht er dennoch 
während der Dauer der Nachlaß verwaltung dieſer Vermogensmaſſe gegenüber 
als Gläubiger und Schuldner wie ein Dritter. Wegen der Geltendmachung 

er Rechte gegen den Erben vgl. § 1985 Note l 1 a und 2 b. 

1. Für den Erben iſt die Nachlaß verwaltung eins der Mittel zur Gel⸗ 
tendmachung ſeiner auf den Nachlaß beſchränkten Haftung für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten (vgl. § 1975; Titelvorb. Note III 2). Dementſprechend hat 
auch nur derjenige Erbe das Recht, die Anordnung der Nachlaßverwaltung 
zu beantragen, der nicht die Beſchränkbarkeit der Haftung allgemein verloren 

at (§ 2013). — Neben dem Nachlaßkonkurſe, deſſen Eröffnung gemäß KO. 


5. Insbeſondere d. Nach⸗ 
laßverwaltung. 
a. Antragsrecht des 
Erben. 
b. Antragsrecht der 
Gläubiger. 


c. Die Perſon d. Ver⸗ 
walters. 


$ 1981. 
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§ 215 (vor § 1975) Ueberſchuldung des Nachlaſſes vorausſetzt, bleibt für 
die Nachlaßverwaltung in denjenigen Fällen Platz, in welchen entweder die 
Zulänglichkeit oder Unzulänglichkeit des Nachlaſſes nicht feſtſteht oder in 
welchen trotz feſtſtehender Zulänglichkeit des Nachlaſſes der Erbe ſich perſön⸗ 
lich der Abwickelung des Nachlaſſes aus irgend einem Grunde nicht unter⸗ 
ziehen will oder kann, z. B. weil er ſich den Verhältniſſen nicht gewachſen 
fühlt oder weil er bei vorübergehender auf dem Mangel bereiter Mittel 
beruhender Zahlungsunfähigkeit des Nachlaſſes ſein ſonſtiges Vermögen nicht 
dem Zugriffe der Nachlaßgläubiger ausſetzen will. 

2. Für die Nachlaßgläubiger bietet die Nachlaßverwaltung den Weg, 
auf welchem fie ſich zur Abwendung von Gefährdung das beneficium sepa- 
rationis außerhalb des Nachlaßkonkurſes erwirken können (§ 1981 Abſ. 2). 

II. Die rechtliche Natur und Geſtaltung der Nachlaßverwaltung. 

Die Nachlaß verwaltung iſt Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der Be⸗ 
friedigung der Nachlaßgläubiger (§ 1975). Es kommen ſomit, ſoweit nicht 
die beſonderen Vorſchriften über die Nachlaßverwaltung (8 1981—1987) 
eingreifen (vgl. zu 1-3), die allgemeinen Vorſchriften über die Pflegſchaft 
(SS 1909 ff.) ſowie die beſonderen Vorſchriften des § 1962 über die Nach⸗ 
laßpflegſchaft zur Anwendung. Hiernach ergiebt ſich für das Recht der 
Nachlaß verwaltung folgende Geſtaltung. 

1. Das zuſtändige Gericht iſt das Nachlaßgericht, welches gemäß 
§ 1962 für die Nachlaßpflegſchaft an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts 
tritt. Wegen des Nachlaßgerichts vgl. Vorb. zu §§ 1960 ff. 

2. Die Anordnung der Nachlaßverwaltung erfolgt (im Gegenſatze 
zu der Nachlaßpflegſchaft zur Sicherung des Nachlaſſes SS 1960 ff.) ſtets nur 
auf Antrag des Erben oder eines Nachlaßgläubigers (§ 1981). Ablehnung 
des Antrags wegen mangelnder Maſſe § 1982. 

a. Das Antragsrecht des Erben iſt nur dann vorhanden, wenn der Erbe 
nicht allgemein die Beſchränkung ſeiner Haftung verloren hat G 2013). 
Eine weitere Einſchränkung, namentlich ein Befriſtung des Antragsrechts 
(vgl. Abſ. 2 Satz 2) beſteht für den Erben nicht. 

a. Das Nachlaßgericht wird die ihm gemäß FrG. § 12 von Amtswegen 
zuſtehende Prüfung der Vorausſetzungen regelmäßig nur dahin er⸗ 
ſtrecken, ob eine von ihm dem Erben etwa geſtellte Inventarfriſt inne⸗ 
gehalten iſt vgl. § 1991). 

6. Das Vorhandenſein des Antragsrechts iſt nicht Bedingung der Rechts⸗ 
beſtändigkeit der Nachlaßverwaltung. Eine auf Antrag eines hierzu 
nicht mehr berechtigten Erben angeordnete Nachlaßverwaltung iſt 
rechtswirkſam und hat d die Wirkung aus § 1984. Nur 
iſt ſie nicht geeignet, dem Erben die verlorene Beſchränkbarkeit ſeiner 
00 wieder zu verſchaffen. Vgl. auch CO. § 784 Abſ. 1 (zu 
1975). 

J. Von Miterben kann die Nachlaßverwaltung nur gemeinſchaftlich und 
nur vor Theilung des Nachlaſſes beantragt werden, $ 2062, 

8. Antragsrecht im Falle des Erbſchaftskonkurſes Prot. V S. 825 a. E,, 
KO. § 232. 

b. Das Antragsrecht der Nachlaßgläubiger erſetzt das beneficium separa- 
tionis außerhalb des Nachlaßkonkurſes (vgl. § 1967 Note IV I). Bei 
Ueberſchuldung des Nachlaſſes vgl. KO. §s 217, 219 f. (vor § 1975). 

Vorausſetzungen des Antragsrechts eines Gläubigers ſind: 

a. die Eigenſchaft des Antragſtellers als Nachlaßgläubiger (§§ 1967 ff.); 

8. die Gefährdung der Befriedigung des Nachlaßgläubigers durch das 
Verhalten oder die Vermögenslage des Erben; 

y. die Innehaltung der zweijährigen Antragsfriſt von dem Zeitpunkte 
der Annahme der Erbſchaft (§ 1943; vgl. ferner KO. § 220). 

Für die Prüfung dieſer Vorausſetzungen kommt die Vorſchrift Fr. 
812 (Thatbeſtandsermittelung von Amtswegen) in Betracht. Dem 
Gerichte wird regelmäßig die Glaubhaftmachung (Fr. § 15 Abi. 25 
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8 1982. Die Anordnung der Nachlaßverwaltung kann abge: 
lehnt werden, wenn eine den Koſten entſprechende Maſſe nicht vor⸗ 
handen iſt. 

§ 1983. Das Nachlaßgericht hat die Anordnung der Nachlaß⸗ 
verwaltung durch das für ſeine Bekanntmachungen beſtimmte Blatt 
zu veröffentlichen. 

§ 1984. Mit der Anordnung der Nachlaßverwaltung verliert 
der Erbe die Befugniß, den Nachlaß zu verwalten und über ihn zu 
verfügen. Die Vorſchriften der $$ 7, & der Konkursordnung finden 
entſprechende Anwendung. Ein Anſpruch, der ſich gegen den Nach⸗ 
laß richtet, kann nur gegen den Nachlaßverwalter geltend gemacht 
werden. 

Zwangsvollſtreckungen und Arreſte in den Nachlaß zu Gunſten 
eines Gläubigers, der nicht Nachlaßglaäubiger ift, find ausgeſchloſſen. 


CPO. § 294) genügen müſſen. Die irrthümliche Annahme der Vor: 
ausſetzungen berührt nicht die Wirkſamkeit der Nachlaßverwaltung. 
Vgl. FrG. § 32 (Abſchnittvorb. vor $ 1773 Note B ). 

3. Die Perſon des Nachlaß verwalters. 

Darauf, daß bei der Nachlaßverwaltung das öffentliche Intereſſe völlig 
hinter das Intereſſe des Erben oder der Nachlaßgläubiger zurücktritt, beruhen 
die Beſtimmungen, daß 
a. keine ſtaatsbürgerliche Pflicht ($ 1785) zur Uebernahme des Amtes eines 

Nachlaßverwalters beſteht, § 1981 Abſ. 3, vgl. § 1785 Note 14; 

b. die Führung der Nachlaßverwaltung entgeltlich iſt (§ 1987). 

4. Beſchwerde. 

a. Gegen die die Anordnung einer Nachlaß verwaltung ablehnende Verfügung 

des 1 ſteht dem Antragſteller die Beſchwerde gemäß FrG. 

„e der 

Das Beſchwerderecht gegen die die Na 5 . 

fügung regelt 8 = 99 8 Nachlaßverwaltung anordnende Ver 
FG. $ 76. Gegen eine Verfügung, durch die dem Antrage des Erben, 
die Nachlassverwaltung anzuordnen, stattgegeben wird, ist die Beschwerde un- 
zulässig. 
Gegen eine Verfügung, durch die dem Antrag eines Nachlassgläubigers, die 
lachlassverwaltung anzuordnen, statigegeben wird, findet die sofortige Be- 
schwerde statt. Die Beschwerde steht nur dem Erben, bei Miterben jedem 
ben, sowie dem Testamentsvollstrecker zu, welcher zur Verwaltung des Nach- 
asses berechtigt ist. 

$ 1982. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift KO. § 107. a 
a. Zur Maſſe gehören nach § 1978 Abſ. 2 auch die Erſatzanſprüche der 

Nachlaßgläubiger gegen den Erben, $$ 1978 1980. Der Werth dieſer 
Anſprüche iſt ebenſo wie der anderer ausſtehender Nachlaßforderungen 
mit Rückſicht auf die Zahlungsfähigkeit des Schuldners zu ſchätzen. 

b. Daß durch Vorſchießen eines die Maſſekoſten deckenden Betrags (KO. 
§ 107 Abf. 1 Satz 2) der Abweiſung des Antrags begegnet werden könne, 
wird von Wilke gegen Planck verneint. 3 

2. Beim Mangel genügender Maſſe wird dem Erben durch die Einrede 

des § 1990 Schutz gewährt. 

8 1983. 1. Die öffentliche Bekanntmachung hat Bedeutung insbeſondere 

fur die Anwendung des § 1984 Abſ. 1 (RD. § 8 Abſ. 2, 3). 

2. Wann die Veröffentlichung als erfolgt zu erachten, iſt nach den Um⸗ 
ſtänden des einzelnen Falles zu beurtheilen. Vgl. § 130 Note II. 

3. Vgl. auch KO. 89 81, 111. 
d Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 30 


d. Ablehnung mangels 
Maſſe. 


e. Veröffentlichung der 
Anordnung. 


f. Verwaltung u. Ver⸗ 
fügungsbeſchrän⸗ 
kung des Erben. 
Prozeßlegitimation. 


Zwangsvollſtreckun⸗ 
gen in d. Nachlaß. 


$ 1984. 
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8 1984. Wirkungen der Anordnung der Nachlaßverwaltung. 

Die Vorſchrift des § 1984 überträgt auf die Nachlaß verwaltung Vor⸗ 
schriften der KO. theils durch Ueberſetzung ihres Inhalts, theils durch Ber 
zugnahme auf dieſelben. Das in dem durch das NGBL. veröffentlichten Texte 
des BGB. enthaltene Citat KO. 88 6, 7 iſt im obigen Geſetzestexte gemäß 
Gef. bir. die Ermächtigung des Reichskanzlers zur Bekanntmachung der Texte 
verſchiedener Reichsgeſetze vom 17. Mai 1898 § 1 Abſ. 2 (K Bl. ©. 342) 
durch die entſprechende neue Bezeichnung erſetzt worden (vgl. § 585 Note 2b, 
ferner EGG. Art. 42 zu § 7 Abſ. 2 des Haftpflichtgeſetzes vom 7. Juni 1871). 

1. Zeitpunkt des Wirkſamwerdens der die Nachlaßverwaltung 
anordnenden Verfügung. 

Nach dem Zwecke der Nachlaßverwaltung und dem Wortlaute des § 1984 
iſt, ebenſo wie bei dem Eröffnungsbeſchluß im Konkursverfahren, der Zeit⸗ 
punkt der Erlaſſung der Verfügung, nicht der Zeitpunkt ihrer Bekannt⸗ 
machung an den Erben (Frech. § 16 Abſ. 1) entſcheidend. Als der entſcheidende 
Zeitpunkt wird von Wilmowski (RD. § 100 a. F.) der Zeitpunkt bezeichnet, in 
dem von dem Gerichte die Ausführung des Beſchluſſes angeordnet bzw. dem 
Gerichtsſchreiber übertragen iſt (vgl. hierzu Planck Note 1, Wilke Note 1). 

2. Der Erbe verliert die Befugniß, den Nachlaß zu verwalten 
und über ihn zu verfügen. 

a. Das Recht und die Pflicht, den Nachlaß zu verwalten und über denſelben 
zu verfügen, geht auf den Nachlaßverwalter über, § 1985 Abs. 1. 

b. Der Erbe, welcher in unverſchuldeter Unkenntniß von der Anordnung 
der Nachlaßverwaltung Geſchäfte des Nachlaſſes beſorgt, iſt den Nachlaß⸗ 
gläubigern gegenüber durch SS 674, 1978 Abſ. 1 Satz! geſchützt. 

e. Die grundbuchliche Eintragung der Verfügungsbeſchrankung des Erben 
iſt vom Nachlaßverwalter gemäß § 1985 Abſ. 1 u. 2 zu beantragen. Vgl. 
§ 894 Note V3 0d und KO. § 7. Eintragung auf Erſuchen des Nachlaß⸗ 
gerichts (vgl. KO. § 113 zu § 894 Note V) iſt nicht vorgeſchrieben. Die 
Unterlaſſung rechzeitigen Antrags kann den Nachlaßverwalter verantwort⸗ 
lich machen (§ 1985). Wegen der Löſchung der Verfügungsbeſchränkung 
vgl. § 1988 Note 3 d. 

d. In Anſehung beweglicher Sachen findet Schutz gutgläubigen Erwerbes 
a der Verfügungsbeſchränkung des Erben nicht ſtatt. Vgl. $ 135 

ote Af. 

e. Auf die nach Anordnung der Nachlaßverwaltung von oder gegenüber 
dem Erben vorgenommenen Rechtshandlungen (vgl. Note b—d) finden 
KO. 88 7, 8 Anwendung. Die Vorſchriften der KO. §§ 7, 8 lauten für 
die entſprechende Anwendung: 

NO. 5 7. Rechtshandlungen, welche der Erbe nach der Anordnung der 
Nachlassverwaltung vorgenommen hat, sind den Nachlass gläubigern 
gegenüber unwirksam; die Vorschriften der 88 892, 893 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bleiben unberührt. 

Dem anderen Theile ist die Gegenleistung aus dem Nachlasse zurückzuge- 
währen, soweit letzterer durch dieselbe bereichert ist. 

Hat der Erbe Rechtshandlungen am Tage der Anordnung der Nach- 
lassverwaltung vorgenommen, so wird vermuthet, dass sie nach der An 
ordnung vorgenommen worden sind. 

$ 8. Eine Leistung, welche auf eine zum Nachlasse zu erfüllende Ver- 
bindlichkeit nach der Anordnung der Nachlassverwaltung an den 
Erben erfolgt ist, befreit den Erfüllenden den Nachlass gläubigern gegenübe! 
nur insoweit, als das Geleistete in den Nachlass gekommen ist. 

War die Leistung vor der öffentlichen Bekanntmachung der Anordnung ei” 
folgt, so ist der Erfüllende befreit, wenn nicht bewiesen wird, dass ihm zu 
Zeit der Leistung die Anordnung der Nachlassverwaltung bekannt war- 

War die Leistung nach der Öffentlichen Bekanntmachung erfolgt, so wirt 
der Erfüllende befreit, wenn er beweist, dass ihm zur Zeit der Leistung 40 
Anordnung der Ndchlass verwaltung nicht bekannt war. 
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$ 1985. Der Nachlaßverwalter hat den Nachlaß zu verwalten 
und die Nachlaßverbindlichkeiten aus dem Nachlaſſe zu berichtigen. 

Der Nachlaßverwalter iſt für die Verwaltung des Nachlaſſes auch 
den Nachlaßgläubigern verantwortlich. Die Vorſchriften des § 1978 
Abſ. 2 und der 88 1979, 1980 finden entſprechende Anwendung. 


3. Paſſiplegitimation des Erben gegenüber den Nachlaß⸗ 
gläubigern. 

Ein Anſpruch, der ſich gegen den Erben richtet, kann nur gegen den Nach⸗ 
laßverwalter geltend gemacht werden. Vgl. KO. § 12. Ein bereits an⸗ 
hängiger Rechtsſtreit wird unterbrochen, gleichgültig ob der Erbe als Kläger 
oder Beklagter an demſelben betheiligt iſt. EPD. §§ 241 Abſ. 2, 246. 

4. (Abſ. 2.) Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß. 

a. Der Ausſchluß von Zwangsvollſtreckung und Arreſt von Seiten eines 

Nichtnachlaßgläubigers iſt eine Folge der mit der Nachlaßverwaltung ein⸗ 

tretenden Abſonderung (vgl. §§ 1976 ff. und Titelvorb. Note II 2) des 

Nachlaſſes von dem ſonſtigen Vermögen des Erben. KO. § 14 unterſagt, 

über die Vorſchrift des § 1984 Abſ. 2 hinaus, überhaupt die Zwangs⸗ 

vollſtreckung zu Gunſten einzelner Konkursgläubiger mit Rückſicht auf 
den Konkurszweck der gleichmäßigen Befriedigung aller Konkursgläubiger; 
dieſe Rückſicht liegt bei der Nachlaßverwaltung, ſolange nicht die Ueber⸗ 
ſchuldung des Nachlaſſes feſtſteht, nicht vor. Im Falle des Ueberganges 
der Nachlaßverwaltung in den Nachlaßkonkurs greift KO. § 221 (vor 
§ 1975) ein. Die Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß wegen einer 

e wird durch die Nachlaßverwaltung nicht beein⸗ 

rächtigt. 

Widerſpruchsklage des Nachlaßverwalters gegen die (por oder nach der 

Anordnung der Nachlaßverwaltung) vorgenommenen Vollſtreckungsmaß⸗ 

regeln eines Nichtnachlaßgläubigers CPO. §§ 784 Abſ. 2, 785 (zu § 1975, 

a 1 9 9 8 Note IX). 

€. Wegen der Zwangsvollſtreckung in das ſonſtige Vermögen des Erben 
vgl. CPO. § 784 Abſ. 1 (zu 8 1975). 1 5 
$ 1985. JI. Der Nachlaßverwalter. 

1. Rechtsſtellung und Aufgabe. 

a. Der Nachlaßverwalter iſt ein der Perſon des Erben in Anſehung der 
Nachlaß verwaltung gegebener Pfleger und deshalb inſoweit geſetzlicher 
Vertreter des Erben. Der Nachlaßverwalter hat aber auch gegenüber 
dem Erben ſelbſt die Intereſſen des Nachlaſſes wahrzunehmen, ſei es, daß 
der Erbe aus § 1978, ſei es als Schuldner des Erblaſſers in Anſpruch 
zu nehmen iſt (vgl. Note 2b); inſoweit iſt der Nachlaßverwalter auch 
Vertreter der Gläubiger. Seine Verantwortlichkeit den Gläubigern gegen⸗ 
über ergiebt $ 1985 Abſ. 2. Vgl. Titelvorb. vor § 164 Note C II lay, 
Wilke, Anm. 1, Planck Bd. 5 S. 87 Note Ab. j 

d. (Abſ. 1.) Die Aufgabe des Nachlaßverwalters beſteht in der Verwaltung 
des Nachlaſſes und der Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten. Die 
Berichtigung darf indeß nur erfolgen, wenn und inſoweit der Nachlaß⸗ 
verwalter die Zulänglichkeit des Nachlaſſes annehmen darf. Eine entgegen 
dieſer Vorausſetzung erfolgte Berichtigung brauchen die Nachlaßgläubiger 
nicht als für Rechnung des Nachlaſſes geſchehen gelten zu laſſen und 
macht den Nachlaßverwalter erſatzpflichtig, vgl. Note 3 (§§ 1985 Abſ. 2, 
1979, 1980). 6 

. Hat der Nachlaßverwalter feine Aufgabe erledigt, ſo erfolgt die Auf⸗ 
hebung der Nachlaßverwaltung gemäß § 1919, vgl. zu § 1988. 

Erb Rechtsverhältniß zwiſchen dem Nachlaßverwalter und dem 

en. 

a. Der Nachla ßverwalter iſt Pfleger (§ 1975) und als ſolcher ($ 1915) den 
allgemeinen Vorſchriften des Vormundſchaftsrechts, insbeſondere den Vor⸗ 


30* 


= 


g. Obliegenheiten und 
Verantkwortlichkeit 
des Nachlaßverwal⸗ 
ters. 


$ 1985. 


$ 19 
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ſchriften über die Vermögensverwaltung §§ 1802, 1804 —1834 unter⸗ 


worfen. Als Pfleger des Erben ift er demſelben gemäß $$ 1833, 1915 
verantwortlich. 


Für die Geltendmachung der Rechte des Nachlaſſes gegen den Erben als 


Schuldner des Nachlaſſes (vgl. Note la) iſt ſtets zu berückſichtigen, daß 
der Erbe der ſchließliche Träger der im Nachlaſſe vereinigten Vermögens⸗ 
rechte iſt. Er kann deshalb zur Erfüllung von Verbindlichkeiten an den 
Nachlaß oder zur Leiſtung von Sicherheit immer nur inſoweit angehalten 
werden, als dies durch den Zweck der Nachlaßverwaltung, die Nachlaß⸗ 
19 zu befriedigen (§ 1975), geboten iſt. Im Streitfalle wird der 
achlaßverwalter dieſe Vorausſetzung für die Geltendmachung des An⸗ 
ſpruchs darzuthun haben. 
3. Das Rechtsverhältniß des Nachlaß verwalters gegenüber 


den Nachlaßgläubigern. 
3. Der Nachlaßverwalter hat als Pfleger des Erben (Note la) alle dem 


Erben den Nachlaßgläubigern gegenüber zuſtehenden Rechte (vgl. z. B. 
zu b, ferner zu § 1992 Note 5 b). Verſteigerung des Nachlaßgrundſtücks 
Zw. § 175 (zu §§ 1970 ff. Note II). 


. (Abſ. 2.) Durch die Vorſchrift des Abſ. 2 wird die unmittelbare Ber: 


aniwortlichkeit des Nachlaßverwalters gegenüber den Nachlaßgläubigern 

feſtgeſetzt. Ohne dieſe Vorſchrift würde der Nachlaßverwalter nur dem 

Erben verantwortlich ſein und die Nachlaßgläubiger wären darauf ange⸗ 

wieſen, ſich die Anſprüche des Erben gegen den Nachlaß verwalter über: 

weiſen zu laſſen (vgl. auch § 53). Der Nachlaßverwalter iſt auch den 

Nachlaßgläubigern verantwortlich, d. h. wenn wegen eines Verſchuldens 

G 1833) eine Verantwortlichkeit gegenüber dem Erben begründet iſt. 

Durch das Einverſtändniß des Erben zu einer ſchädigenden Handlung 

des Nachlaßverwalters kann der ſelbſtändige Anſpruch der Nachlaßgläubiger 

auf ſachgemäße Führung der Verwaltung nicht beſeitigt werden. Zu den 
dem Nachlaß verwalter im Intereſſe der Gläubiger obliegenden Maßnahmen 
gehört insbeſondere: 

a. die Beantragung grundbuchlicher Eintragung der den Erben auf Grund 
1 treffenden Verfügungsbeſchränkung, vgl. § 1984 

ote 20; 

5. die ſachgemäße Prüfung, ob die Nachlaßmaſſe zur Berichtigung der 
Nachlaß verbindlichkeiten hinreicht, vor Berichtigung derſelben § 1979. 
Seine Verpflichtung und ſeine Berechtigung zur Beantragung des 
Gläubigeraufgebots ergiebt ſich aus § 1980 Abſ. 2, CPO. § 991 Abſ. 2 
(zu §§ 1970 ff. Note J); 

J. die rechtzeitige Anmeldung des Nachlaßkonkurſes (vgl. KO. § 217). 
In Anſehung der Nachlaßverbindlichkeiten aus Vermächtniſſen und 
Auflagen kann indeß auch der Nachlaßverwalter (vgl. Note a) ohne 
Beantragung des Nachlaßkonkurſes nach §§ 1992, 1991 Abſ. 4 verfahren; 

8. die Ausantwortung des Nachlaſſes an den Erben nicht vor Berichti⸗ 
gung der Nachlaßverbindlichkeiten § 1986. 


. Die Erſatzanſprüche der Nachlaßgläubiger gegen den Nachlaßverwalter 


gelten gemäß §8 1985 Abſ. 2, 1978 Abſ. 2 als zum Nachlaſſe gehörend. 
Vgl. N 1978 Note II 2a 6, § 1982 Note 1a. 
4. En prüche des Nachlaßverwalters wegen Vergütung und Aufwendungen 


II. Fürſorge und Aufſichtspflicht des Nachlaßgerichts. 
1. Das Nachlaßgericht als Vormundſchaftsgericht (§ 1962) hat das Recht 


und die Pflicht der Fürſorge und der Aufſicht nach vormundſchaftsrechtlichen 
Grundſätzen, vgl. SS 1837 ff. (Ordnungsſtrafrecht, Auskunfts⸗, Rechnungs⸗ 
und Sicherheitsleiſtungspflicht des Nachlaßverwalters). 


2. Die beſondere Haftung des Nachlaßgerichts auf Grund des § 184° 


beſteht indeß nur gegenüber dem Erben, nicht gegenüber den Nachlaßgläu⸗ 
bigern, vgl. Note 11 a und die Bemerkungen zu § 1848. 
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§ 1986. Der Nachlaßverwalter darf den Nachlaß dem Erben 
erſt ausantworten, wenn die bekannten Nachlaßverbindlichkeiten be⸗ 
richtigt ſind. 

Iſt die Berichtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht ausführ⸗ 
bar oder iſt eine Verbindlichkeit ſtreitig, ſo darf die Ausantwortung 
des Nachlaſſes nur erfolgen, wenn dem Gläubiger Sicherheit geleiſtet 
wird. Für eine bedingte Forderung iſt Sicherheitsleiſtung nicht er⸗ 
forderlich, wenn die Möglichkeit des Eintritts der Bedingung eine 
ſo entfernte iſt, daß die Forderung einen gegenwärtigen Vermögens⸗ 
werth nicht hat. 

$ 1987. Der Nachlaßverwalter kann für die Führung feines 
Amtes eine angemeſſene Vergütung verlangen. 

§ 1988. Die Nachlaßverwaltung endigt mit der Eröffnung des 
Nachlaßkonkurſes. 

Die Nachlaßverwaltung kann aufgehoben werden, wenn ſich er⸗ 
giebt, daß eine den Koſten entſprechende Maſſe nicht vorhanden iſt. 


$ 1986. 1. Ueber die Verpflichtung des Nachlaßverwalters in Anſehung 
der Befriedigung von Nachlaßverbindlichkeiten, vgl. SS 1985, 1979. Die 
Berichtigung bekannter Nachlaßverbindlichkeiten kann geeignetenfalls auch 
durch Hinterlegung gemäß §§ 372 ff. erfolgen. 

2. Haftung des Nachlaßverwalters gegenüber den Nachlaßglaubigern bei 
Verſtoß gegen die Vorſchrift des § 1986, vgl. zu § 1985 Abf. 2. 

3. Die Vorſchrift entſpricht den $$ 49, 51, 52 (Liquidation des Vermögens 
einer aufgelöſten juriſtiſchen Perſon); indeß iſt (anders als der Liquidator 
der juriſtiſchen Perſon) der Nachlaßpfleger nicht zur Vertheilung des Ueber⸗ 
ſchuſſes unter die Miterben berufen. Er hat den Ueberſchuß an die Mit⸗ 
erben 11 herauszugeben (89 2032 ff., 2040 Abi. 1). 

0 en. go der Einſchränkung in Abſ. 2 Satz 2 vgl. KO. 88 154, 171; CPO. 

2 ae 89 232 ff. 

. Haftung des Erben nach Beendigung der Na e 2 
81089 Note I. ch gung chlaßverwaltung, vgl. zu 

$ 1987. 1. Wegen des Grundes für dieſe Abweichung von $$ 1836, 1915 
(§ 1836 Note 1) vgl. § 1981 Note II 3. Im Uebrigen bleibt die Feſtſetzung 
der Vergütung dem Nachlaßgerichte vorbehalten. Vgl. die Bemerkungen zu 
5 1836, 

2. Erſatzanſpruch des Nachlaßverwalters wegen Aufwendungen, vgl. 
88 1835, 1915. . 

3. Die Forderungen des Nachlaßverwalters find Nachlaßverbindlichkeiten, 
denen im Konkurſe die Natur als Maſſeforderung zukommt, KO. § 224 
Ziff. 4, 6 (vor $ 1975). 8 

$ 1988. 1. Für die Beendigung der Nachlaß verwaltung als einer Pfleg⸗ 
ſchaft ($ 1975) ift zunächſt das in $ 1919 (vgl. daſelbſt Note 1) ausgeſprochene 
Aufhebungsprinzip maßgebend. Durch § 1988 Ab}. 2 wird als beſonderer 

ufhebungsgrund für die Nachlaß verwaltung die Feſtſtellung mangelnder 
Nachlaßmaſſe (vgl. § 1982) angeführt. Vgl. KO. § 204. 

2. Abſ. 1 giebt unter Abweichung von dem Prinzipe des § 1919 (vgl. zu 1) 
einen Fall kraft Geſetzes eintretender Beendigung der Nachlaß verwaltung. — 
orausſetzungen des Nachlaßkonkurſes, das Antragsrecht ꝛc., vgl. KO. 
SH 214 ff. — Die Verpflichtung des Nachlaßverwalters zur rechtzeitigen Kon⸗ 
kursanmeldung §8 1985 Abſ. 2, 1980. 

3. Rechts verhältniſſe bei Beendigung der Nachlaß verwaltung. 
a. Die Vorſchriften der SS 1890 ff., 1915 finden Anwendung. Vgl. auch die 

Bemerkungen zu $ 1985. 


h. Ausantwortung des 
Nachlaſſes an den 
Erben. 


i. Honorar des Nach⸗ 
laßverwalters. 


k. Beendigung d. Nach⸗ 
laßverwaltung. 
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6. Nachlaßkonkurs (g. O.) § 1989. Iſt der Nachlaßkonkurs durch Vertheilung der Maſſe 
Haftung d. Er ben mi 


dein Maerſchuß⸗ oder durch Zwangsvergleich beendigt, ſo finden auf die Haftung des 
Erben die Vorſchriften des § 1973 entſprechende Anwendung. 


b. Abgeſehen von dem Falle der Beendigung wegen Eröffnung des Nachlaß⸗ 
konkurſes, in welchem das Verwaltungs⸗ und Verfügungsrecht gemäß 
KO. § 6 durch den Konkursverwalter ausgeübt wird, fällt mit der Be: 
endigung der Nachlaßverwaltung die durch § 1984 in Anſehung der Ver⸗ 
waltung und Verfügung begründete Beſchränkung des Erben fort. 

Dem Erben oder bei Miterben der Geſammtheit derſelben (vgl. §§ 2032 ff., 
§ 1986 Note 3) ſteht die Verwaltung und Verfügung zu. 

c. Zum Nachweiſe der Beendigung der Nachlaßverwaltung dient das durch 
FrG. § 34 begründete Mittel der Einſicht der Akten und die Ertheilung 
beglaubigter Abſchriften aus denſelben. Bekanntmachung der Beendigung 
(vgl. § 1983) findet nicht ſtatt. 

d. Beſeitigung einer grundbuchlich eingetragenen Verfügungsbeſchränkung 
($ 1984 Note 2c) iſt durch Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs 
(vgl. § 894) zu erwirken. Vgl. GO. § 22 (zu § 894). 

4. Die Erbenhaftung nach Beendigung der Nachlaß verwaltung 

vgl. zu § 1989 Note II. 


§ 1989. Erbenhaftung nach Beendigung der Nachlaß verwaltung oder 
des Nachlaßkonkurſes. 

I. Vorausſetzungen des Eintritts der unbeſchränkten Erbenhaftung. 

1. Auch nach Beendigung der Nachlaßverwaltung und des Nachlaßkonkurſes 
iſt (mit Ausnahme des Falles, daß der Nachlaßkonkurs durch Vertheilung 
der Maſſe oder durch Zwangsvergleich beendigt iſt, § 2000 Satz 3) die Er⸗ 
haltung des Rechtes auf beſchränkte Haftung von der Beobachtung der In⸗ 
ventarpflicht abhängig (§§ 1994 Abſ. 1 Satz 2, 2005 Abſ. 1). Vgl. Titel vorb. 
Note III und IV. 

2. Wird nach Beendigung der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaß⸗ 
konkurſes (vgl. § 2000) dem Erben eine Inventarfriſt geſetzt, jo wird er 
regelmäßig nicht in der Lage ſein, auf ein bereits von dem Nachlaß⸗ oder 
Konkursverwalter eingereichtes Inventar Bezug nehmen zu können ($ 2004), 
da derartige Vermögensverzeichniſſe nicht den Vorſchriften der §8 2002, 2003 
zu entſprechen pflegen. 

3. Wegen des Inhalts der unbeſchränkten Haftung, insbeſondere auch gegen⸗ 
über den im Gläubigeraufgebot ausgeſchloſſenen und den erſt fünf Jahre 
nach dem Erbfalle hervortretenden Gläubigern vgl. § 2013. 

II. Beſchränkte Erbenhaftung nach beendigter Nachlaßverwaltung. 

1. Beendigung der Nachlaß verwaltung durch Eröffnung des 
Nachlaßkonkurſes. 

Für die Haftung des Erben nach Beendigung des Konkurſes kommt der 
Umſtand, daß vor dem Konkurſe bereits eine Nachlaßverwaltung beſtanden 
hat, nicht weiter in Betracht. Wegen der Erbenhaftung vgl. zu III. 

2. Aufhebung der Nachlaßverwaltung wegen mangelnder Maſſe § 1990. 

3. Beendigung der Nachlaßverwaltung nach Befriedigung der Nachlaß⸗ 
gläubiger ($ 1986). 

a. Gegenüber einem im Gläubigeraufgebot ausgeſchloſſenen oder erſt fünf 
Jahre nach dem Erbfalle hervortretenden Gläubiger gelten die §§ 1973, 
1974. 

b. Auf die Verbindlichkeiten aus Vermächtniſſen und Auflagen findet $ 1992 
Anwendung. 

e. Bezüglich der ſonſtigen Gläubiger beſtehen zwei Auffaſſungen (vgl. Planck 
D. Jur tg. 1899 S. 366): 

a. Nach § 1975 iſt die beſchränkte Erbenhaftung durch Anordnung der 
Nachlaßverwaltung dauernd erlangt, ſie bleibt auch nach der Be⸗ 
endigung der Nachlaßverwaltung beſtehen. Die Vorſchriften der 
§§ 1990, 1991 finden entſprechende Anwendung. 


2. Tit. Haftung. d. Erben ze. III. Beſchränkung d. Haftung. 471 


$ 1990. Iſt die Anordnung der Nachlaßverwaltung oder die l. 
Eröffnung des Nachlaßkonkurſes wegen Mangels einer den Koſten 
entſprechenden Maſſe nicht thunlich oder wird aus dieſem Grunde 
die Nachlaßverwaltung aufgehoben oder das Konkursverfahren einge⸗ 
ſtellt, ſo kann der Erbe die Befriedigung eines Nachlaßgläubigers 
inſoweit verweigern, als der Nachlaß nicht ausreicht. Der Erbe iſt 
in dieſem Falle verpflichtet, den Nachlaß zum Zwecke der Befriedi⸗ 
gung des Gläubigers im Wege der Zwangsvollſtreckung herauszugeben. 

Das Recht des Erben wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der 
Gläubiger nach dem Eintritte des Erbfalls im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung oder der Arreſtvollziehung ein Pfandrecht oder eine 
Hypothek oder im Wege der einſtweiligen Verfügung eine Vormer⸗ 
kung erlangt hat. 


A. Durch §§ 1975 ff. wird die Beſchränkung der Haftung des Erben nur 
für die Dauer der Nachlaßverwaltung gewährt. Nach Be⸗ 
endigung derſelben tritt daſſelbe Verhältniß wieder ein, das vor An⸗ 
ordnung der Nachlaß verwaltung beſtand. Der Erbe kann alſo die 
Beſchränkung der Haftung nur geltend machen, wenn je nach den 
Umſtänden — entweder von Neuem Nachlaßverwaltung angeordnet oder 
Nachlaßkonkurs eröffnet wird ($ 1975) oder wenn der in § 1990 be⸗ 
zeichnete Mangel an Maſſe nunmehr vorliegt (vgl. Titelvorb. Note 
III 2 ba da) oder wenn es ſich um den Fall des § 1992 handelt. 

III. Beſchränkte Erbenhaftung nach beendigtem Nachlaßkonkurſe. Ent⸗ 
ſcheidend iſt die Art und der Grund der Beendigung des Verfahrens. 
"arlöehung. des er afhebung des Cröffnungeb 
a. Aufhebung des Verfahrens na ufhebung des Eröffnungsbeſchluſſes 
ORTEN ch Aufhebung ffnungsbeſchluſſ 
„Einſtellung des Nachlaßkonkurſes auf Antrag des Erben mit Zuſtimmung 
f oder Seele Ye N ö = j 
iſt eine Sonderregelung nicht erfolgt. 5 ältniß i 
deni Note 1 ; Eu DE 15 gt. Das Rechtsverhältniß ift entſprechend 
. Bei Einſtellung des Verfahrens wegen mangelnder Maſſe 
(KO. $ 204) iſt die Erbenhaftung a 8 1990 u 5 a] 
3. Die Fälle des § 1989. 5 
a. Für die Fälle der Beendigung des Nachlaßkonkurſes durch Vertheilung 
der Maſſe (KO. §§ 161-165) oder durch Zwangsvergleich (KO. §§ 173 ff., 
230) wird durch § 1989 die Haftung des Erben einer beſonderen Ab: 
ſchwächung in der Art unterzogen, daß der Erbe fortab nur ſo haften 
ſoll, wie er einem im Gläubigeraufgebot ausgeſchloſſenen Gläubiger 
re haften würde ($ 1975). \ } 
92 „ unbeſchränkter Haftung findet § 1989 keine Anwendung 
($ 2013). 
€. Miterbenhaftung in den Fällen des § 1989 nach Theilung des Nachlaſſes 

(ogl. § 2060 Ziffer 3). 

1990. 1. Bedeutung der Vorſchrift im Allgemeinen. 
„Durch $$ 1990 f. wird die Geltendmachung der beſchränkten Erbenhaftung 
für den Fall geregelt, daß die Wege des § 1975 (Nachlaßverwaltung oder 
Nachlaßkonkurs) Mangels genügender Maſſe nicht gangbar find. Vgl. Titel⸗ 
vorb. Note III 2b. 

2. Vorausſetzungen der Anwendbarkeit des § 1990. 
a. Der Erbe darf nicht das Recht der beſchränkten Erbenhaftung verloren 

haben (§ 2013). 

b. Mangelnde Maſſe. 8 
a. Unthunlichkeit der Anordnung der Nachlaßverwaltung oder der Er⸗ 


Einredeweiſe Derweil 
fung d. Nadlafgläu- 
biger auf den Nachlaß 
ohne behördliche Nach⸗ 
laßabwicklung. 
1. Mangelnde Maſſe. 
a. Herausgabepflicht 
d. Erben. 


b. Nähere Regelung d. 
Rechtsverhältniſſe. 
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§ 1991. Macht der Erbe von dem ihm nach $ 1990 zuſtehen⸗ 
den Rechte Gebrauch, ſo finden auf ſeine Verantwortlichkeit und den 
Erſatz feiner Aufwendungen die Vorſchriften der SS 1978, 1979 
Anwendung. 

Die in Folge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht und Ver⸗ 
bindlichkeit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen Rechtsverhält⸗ 
niſſe gelten im Verhältniſſe zwiſchen dem Gläubiger und dem Erben 
als nicht erloſchen. 

Die rechtskräftige Verurtheilung des Erben zur Befriedigung eines 
Gläubigers wirkt einem anderen Gläubiger gegenüber wie die 
Befriedigung. 

Die Verbindlichkeiten aus Pflichttheilsrechten, Vermächtniſſen und 
Auflagen hat der Erbe ſo zu berichtigen, wie ſie im Falle des Kon⸗ 
kurſes zur Berichtigung kommen würden. 


öffnung des Nachlaßkonkurſes wegen mangelnder Maſſe, vgl. Be⸗ 
merkungen zu § 1982, KO. § 107 Abſ. 1. 
15 20 2 5 der Nachlaßverwaltung wegen mangelnder Maſſe § 1988 
J. Einſtellung des Nachlaßkonkurſes wegen mangelnder Maſſe KO. § 204. 
3. Die dem Erben gegebenen Einreden. 

a. Die Geltendmachung der Einrede in der Zwangsvollſtreckung ſetzt den 
Vorbehalt der beſchränkten Erbenhaftung im Urtheil über die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeit voraus (Titelvorb. Note IX und daſelbſt CRD. 88 780, 
781, 785). Der Erbe iſt beweispflichtig für das Vorliegen der Voraus⸗ 
ſetzungen des § 1990, der Gläubiger für den Eintritt der unbeſchränkten 
Erbenhaftung (vgl. Titelvorb. Note IV). 

b. Der Erbe ift zur Herausgabe des Nachlaſſes, natürlich nur ſoweit der⸗ 
ſelbe zur Befriedigung der andrängenden Gläubiger erforderlich iſt, ver⸗ 
pflichtet. Wegen des Umfanges der Herausgabepflicht und der mit der⸗ 
ſelben verbundenen Rechtsverhältniſſe vgl. $ 1991. Abwendung der 
Herausgabepflicht durch Zahlung des Werthes iſt dem Erben nicht nach⸗ 
gelaſſen. Haftung cum viribus (vgl. Titelvorb. Note II 2b). 

€. Die Befriedigung (nicht die Herausgabe des Nachlaſſes) hat im Wege der 
Zwangsvollſtreckung (CPO. oder Zw.) zu geſchehen. Der Glaubiger 
einer nicht auf einen Geldbetrag gerichteten Forderung muß ſich mit dem 
Schätzungsbetrage feiner Forderung befriedigen laſſen (nal. E. 1 § 2134). 

4. Zu Abſ. 2 vgl. KO. § 221. Dem Erben ſteht das Recht aus Abſ. 1 
auch gegenüber einem Glaubiger zu, der die in Abſ. 2 bezeichneten Maßregeln 
erwirkt hat, gleichgültig, ob dieſe Maßregeln in Anſehung von Nachlaßgegen⸗ 
ſtänden oder von ſonſtigen Vermögensgegenſtänden des Erben erlangt ſind. 

5. Als Fälle entſprechender Anwendbarkeit der §§ 1990, 1991 

(vgl. CPO. § 786) kommen, abgeſehen von den Fällen des § 1992 (§ 2187) 

und von der allgemeinen Uebertragung der Vorſchriften der Erbenhaftung 

auf die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft (§ 1489) in Betracht: 

a. $ 419: Haftung des Uebernehmers bei vertragsmäßiger Uebernahme eines 
Vermögens. 

b. § 1480: Perſönliche Haftung eines Ehegatten für eine Geſammtguts⸗ 
verbindlichkeit nach Theilung des Geſammtguts. 

e. § 1504: Haftung der antheilsberechtigten Abkömmlinge unter einander 
in Anſehung der Geſammtgutsſchulden nach Beendigung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft. 

d. § 2036: Haftung des Käufers eines Erbtheils bei Ausübung des Bor: 
kaufsrechts durch die Miterben. 0 

e. § 2145 Abſ. 2: Haftung des Vorerben nach Eintritt der Nacherbfolge. 
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$ 1992. Beruht die Ueberſchuldung des Nachlaſſes auf Ver⸗ 

mächtniſſen und Auflagen, ſo iſt der Erbe, auch wenn die Voraus⸗ 

ſetzungen des § 1990 nicht vorliegen, berechtigt, die Berichtigung 

dieſer Verbindlichkeiten nach den Vorſchriften der 88 1990, 1991 zu 

bewirken. Er kann die Herausgabe der noch vorhandenen Nachlaß⸗ 
gegenſtände durch Zahlung des Werthes abwenden. 


8 1991. Durch § 1991 wird das im Falle des § 1990 zwiſchen dem 
Erben und dem Gläubiger beſtehende Rechtsverhältniß geregelt. 
nl Die Herausgabe des Nachlaſſes bewirkt Trennung des 
Nachlaſſes von dem ſonſtigen Vermögen des Erben. 

a. (Abſ. 1.) Sinſichtlich der Verantwortlichkeit und der Aufwendungen des 
Erben finden bis zu dem Zeitpunkte der Herausgabe die Vorſchriften der 
§§ 1978, 1979 Anwendung. { 

b. Abf. 2 entſpricht der Vorſchrift des § 1976 mit der Maßgabe, daß in 
§ 1991 keine dingliche, ſondern eine nur zwiſchen dem Gläubiger und dem 
Erben geltende Fiktion vorgeſehen iſt, vgl. § 1976 Note 1. 

2. (Abſ. 4) Eine Rangordnung der Gläubiger iſt an ſich nicht 

einmal zu Gunſten der Maſſeſchulden (KO. § 224) vorgeſehen. Eine Aus⸗ 
nahme bilden nur die in Abſ. 4 bezeichneten Gläubiger. 

a. Dieſe Vorſchrift wirkt zu Gunſten der anderen Gläubiger inſofern, als 
ſie den in Abſ. 4 bezeichneten Gläubigern vorgehen (KO. § 226 Abi. 2). 

b. Die Verbindlichkeiten gegenüber Pflichttheilsberechtigten gehen den Ver⸗ 
bindlichkeiten aus Vermächtniſſen und Auflagen vor, KO. § 226 Abi. 2 
Ziffer 4, 5 (vor § 1975). Vgl. indeß auch § 226 Abſ. 3. 

Ueber das Verhältniß des Abſ. 4 zu dem in Abſ. 1 für anwendbar er⸗ 
klärten § 1979 vgl. Planck zu § 1991 Note If. 

1992. 1. Die Verbindlichkeiten aus Vermächtniſſen und Auflagen find 
diejenigen, welche in der konkursmäßigen Rangordnung zuletzt kommen (KO. 
9,226 Ziffer 4, 5; vgl. § 1967 Note II Ia). Den Glaubigern dieſer Ver⸗ 
bindlichkeiten iſt das Recht zu dem Antrag auf Eröffnung des Nachlaß⸗ 
konkurſes regelmäßig vorenthalten, weil es dem Willen des Erblaſſers nicht 
entſpricht, daß über ſeinen Nachlaß wegen Ueberlaſtung mit Vermüchtniſſen 
und Auflagen Konkurs eröffnet wird. Das Antragsrecht auf Konkurseröff⸗ 
nung ſteht dieſen Gläubigern nur zu, wenn über das Vermögen des 
Erben der Konkurs eröffnet iſt (KO. § 219 Abſ. 1). Vgl. zu 6 und wegen 
des Rechtes, die Nachlaßverwaltung zu beantragen, zu 5. 

2. Der Erbe ſeinerſeits kann wählen, ob er Konkurs beantragen oder die 
Berichtigung gemäß 88 1990, 1991 bewirken will. Wählt er letzteres, jo iſt 
er zu konkursmäßiger, regelmäßig aljo gleichmäßiger Erfüllung der Ver⸗ 
mächtniſſe und Auflagen verpflichtet (§ 1991 Abſ. 4; KO. § 226; vgl. jedoch 
auch KO. § 226 Abſ. 3). h h 
3. Die Bedachten müſſen ſich mit einer Schätzung des Nachlaß beſtandes 
degnügen. Der Grund hierfür liegt einerſeits in dem muthmaßlichen Willen 
des Erblaſſers, andererſeits darin, daß auch die Pflichttheils berechtigten ſich 
die Ermittelung des Nachlaßwerths durch Schätzung gefallen laſſen müſſen 
(vgl. § 2311 Abſ. 2. Vgl. § 1973 Abſ. 2 Satz 2; dagegen § 1990 Note Jb. 

4. Die Vorſchrift des § 1992 findet keine Anwendung, wenn der Erbe un⸗ 
beſchränkt haftet ($ 2013). 

5, Nachlaß verwaltung. . h 4 
à. Nachlaßverwaltung kann auf Antrag des Erben oder mit der Einſchrän⸗ 

kung des § 1981 Abſ. 2 auch auf Antrag des Vermächtnißnehmers oder 

5 des Auflageforderers (68 1940, 2194) eintreten. 

Im Falle der Nachlaßverwaltung kann der Nachlaßverwalter als Ver⸗ 
treter (Pfleger) des Erben die Rechte aus § 1992 geltend machen. Vgl. 
$ 1985 Note 3a. 


2. Ueberſchuldung durch 
Vermächtniſſe u. Auf⸗ 
lagen. 


1. Inventarerrichtung 
als Recht des Erben. 


In 85 1993 fl. 
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IV. Invenkarerrichtung. Anbeſchränſite Haftung des Erben. 


$ 1993. Der Erbe ift berechtigt, ein Verzeichniß des Nachlaſſes 
(Inventar) bei dem Nachlaßgericht einzureichen (Inventarerrichtung). 


6. Nachlaßkonkurs. 

a. Das Antragsrecht vgl. Note 1. 

b. Im Konkurſe finden nicht die Vorſchriften des § 1992, ſondern die kon⸗ 
kursrechtlichen Grundſätze über Verſilberung der Maſſe und Befriedigung 
der Konkursgläubiger Anwendung. Hervorzuheben iſt, daß im Nachlaß⸗ 
konkurſe — entgegen den allgemeinen konkursrechtlichen Vorſchriften, daß 
Forderungen aus einer Freigebigkeit des Gemeinſchuldners unter Leben⸗ 
den oder von Todeswegen nicht geltend gemacht werden konnen (KO. § 63 
Ziffer 4) — jede Nachlaß verbindlichkeit, alſo auch die aus Vermächtniſſen 
und Auflagen geltend zu machen iſt (KO. § 226 Abſ. 1). 

1. Der Zuſammenhang zwiſchen der Inventarerrichtung und 
155 „ Erbenhaftung. Vgl. Titelvorb. Note III Ib 
und VII. 

4. Die Geltendmachung der beſchränkten Erbenhaftung iſt zwar an ſich von 
der Errichtung eines Nachlaßinventars unabhängig (vgl. §§ 1975, 1991, 
1992), aber der Erbe kann das Recht verlieren, ſich a die Beſchränkung 
feiner Haftung zu berufen, wenn er gegen gewiſſe Vorſchriften über die 
Inventarerrichtung verſtößt. Vgl. §§ 1994 Abſ. 1 Satz 2, 2005 Abi. 1; 
2006 Abi. 3; § 2013. 

b. Fälle, in denen das Recht der Beſchränkung der Haftung von der In⸗ 
ventarerrichtung völlig unabhängig iſt 
d im Verhältniſſe der Miterben zu einander § 2063 Abſ. 2; 

3. im Verhältniſſe des Nacherben zum Vorerben § 2144 Abſ. 3; 
J. nach Beendigung des Nachlaßkonkurſes durch Vertheilung der Maſſe 
oder durch Zwangsvergleich § 2000. 

2. Die In ventarfriſt ift eine richterlich geſetzte Friſt ($ 1994); fie läuft 
nicht kraft Geſetzes. 

3. Die Inventarerrichtung. 

a. Die Inventarerrichtung muß unter Zuziehung einer zuſtändigen Behörde 
oder eines zuſtändigen Beamten erfolgen ($ 2002). Ein Privatinven⸗ 
tar hat in Anſehung der Erbenhaftung nicht die an die Inventarerrich⸗ 
tung geknüpften rechtlichen Wirkungen. 

b. Die Inventarerrichtung der §§ 1994 ff. hat unmittelbare rechtliche Bez 
deutung im Verhältniſſe des Erben zu den Nachlaßgläubigern, val. 
§ 2009. Wegen anderweiter Nachlaßverzeichniſſe vgl. SS 2121, 2219, 
1640, 1802. 

4. Handelsrechtliche Regelung. 

a. Unbeſchränkte Haftung des Erben für die Geſchäftsverbindlichkeiten eines 
zum Nachlaſſe gehörigen Handelsgeſchäfts HGB. § 27. 4 
HGB. 5 27. Wird ein zu einem Nachlasse gehörendes Handeisgeschäft 

von dem Erben fortgeführt, so finden auf die Haftung des Erben für die frü- 

heren Geschäftsverbindlichkeiten die Vorschriften des $ 25 [au $ 419] entsprechende 

Anwendung. 

Die unbeschränkte Hajtung nach $ 25 Abs. 1 tritt nicht ein, wenn die Von 
führung des Geschäfts vor dem .iblaufe von drei Monaten nach dem Zeitpunkt, 
in welchem der Erbe von dem Anfalle der Erbschaft Kenntniss erlangt hal, 
eingestellt wird. Auf den Lauf der Frist finden die für die Verjährung gelten- 
den Vorschriften des $ 206 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende An- 
wendung. Ist bei dem Ablaufe der drei Monate das Recht zur Aussclilagun 
der Erbschaft noch nicht verloren, so endigt die Frist nicht vor dem Ablauf" 
der Ausschlagungsfrist. 

b. Haftung der Erben eines Geſellſchafters der offenen Handelsgeſellſchaft 
für die Geſellſchaftsſchulden HGB. § 139. 


2. Tit. Haft. d. Erben ꝛc. IV. Inventarerrichtung. Unbeſchränkte Haft. d. E. 475 


§ 1994. Das Nachlaßgericht hat dem Erben auf Antrag eines 
Nachlaßgläubigers zur Errichtung des Inventars eine Friſt (Inven⸗ 
tarfriſt) zu beſtimmen. Nach dem Ablaufe der Friſt haftet der Erbe 
für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt, wenn nicht vorher das 
Inventar errichtet wird. 

Der Antragſteller hat ſeine Forderung glaubhaft zu machen. Auf 
die Wirkſamkeit der Friſtbeſtimmung iſt es ohne Einfluß, wenn die 
Forderung nicht beſteht. 


5. Verfahren bei der Setzung einer Inventarfriſt. 

a. Beſchwerde FrG. § 77. 

FG. 5 77. Gegen eine Verfügung, durch die dem Erben eine Inventarfrist 
bestimmt wird, findet die sofortige Beschwerde statt. 

Das Gleiche gilt von einer Verfügung, durch die über die Bestimmung einer 
neuen Inventarfrist oder über den Antrag des Erben, die Inventarfrist zu ver- 
längern, entschieden wird. 

In den Fällen der Abs. 1, 2 beginnt die Frist zur Einlegung der Beschwerde 
‚für jeden Nachlassgläubiger mit dem Zeitpunkt, in welchem die Verfügung dem- 
jenigen Nachlassyläubiger bekannt gemacht wird, welcher den Antrag auf die 
Bestimmung der Inventarfrist gestellt hat. 

b. Akteneinſicht FG. § 78 (zu 8$ 1960 ff.). 

§ 1993. 1. Das der Erbe berechtigt iſt zur Inventarerrichtung, bringt 
zum Ausdrucke, daß der Erbe ein Inventar mit rechtlichen Wirkungen er⸗ 
richten kann, ohne daß ihm eine Inventarfriſt (§ 1994) geſetzt iſt. 

2. Das Intereſſe des Erben an der Errichtung des Inventars. 
a. Durch die friſt⸗ und ſachgemäße Inventarerrichtung beſeitigt der Erbe 

die Gefahr, das Recht auf die Beſchränkung ſeiner Haftung zu verlieren, 
vgl. Note la zu §§ 1993 ff. 

b. Das Inventar begründet die Vermuthung, daß zur Zeit des Erbfalls 
weitere Nachlaßgegenſtände als die im Inventar angegebenen nicht vor⸗ 
58 5 sch fen t 10 75 on Erben namentlich auch 

er Erſchöpfun un e a 1 i 2 
laſſes (8 1030) erleichtert. ( 88 en 

C. Der Erbe hat das Intereſſe, nicht vor Ablauf des dritten Monats nach 
der Annahme der Erbſchaft das Inventar errichten zu laſſen, da mit der 
Errichtung des Inventars die aufſchiebende Einrede aus § 2014 wegfällt. 

3. Inventar. Inhalt und Form vgl. SS 2001 ff. 

4. In ventarerrichtung ift Einreichung des Inventars bei dem 
Nachlaßgerichte. Machlaßgericht vgl. zu S$ 1960 ff). — Die, Einreichung 
eines verſchloſſenen Inventars unter Vorbehalt über Ausſchließung 
oder Beſchränkung der Oeffnung iſt keine Inventarerrichtung. Vgl. den 
gleichen Ausdruck in § 1994, alſo in einem Falle, in welchem ein ver⸗ 
ſchloſſenes Inventar keinen Sinn haben würde. Vgl. ferner § 2010. 

5. Selbſtändige Berechtigung der Ehefrau zur Invehtarerrichtung. 
a. Geſetzlicher Güterſtand $ 1406 Ziff. 1. 

„Allgemeine Gütergemeinſchaft $ 1453 Abſ. 2. 
€. Errungenſchaftsgemeinſchaft $$ 1519, 1525. 

d. Fabrnißgemeinſchaft $$ 1549, 1550. j 
6. Koſten der Inventarerrichtung als Maſſeſchulden im Konkurſe 

KO. 8 224 Ziff 4. i 
7. Berechtigung des Miterben zur Inventarerrichtung vgl. 

$$ 1922 Abſ. 2, 2068. 
§ 1994 J. Vorausſetzungen des Eintritts der unbeſchränkten Erben⸗ 

haftung wegen Verſäumung der Inventarfriſt. Vgl. ferner §§ 2005, 2006. 
1. Beſtimmung der Inventarfriſt durch das Nachlaßgericht. 

a. Wegen des zuſtändigen Nachlaßgerichts vgl. zu SS 1960 ff. Die Friſt⸗ 


2. Richterliche Beſtimmung 
einer Inventarfriſt. 
a. Verſäumnißfolge: 
Unbeſchränkte Haf⸗ 
tung. 


b. Legitimation d. An⸗ 


tragſtellers. 
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c. Inventarfriſt. 


[4 


§ 1995. Die Inventarfriſt ſoll mindeſtens einen Monat, höchſtens 


Beginn u. Dauer drel Monate betragen. Sie beginnt mit der Zuſtellung des Be⸗ 
ſchluſſes, durch den die Friſt beſtimmt wird. 


Wird die Friſt vor der Annahme der Erbſchaft beſtimmt, ſo be⸗ 


ginnt ſie erſt mit der Annahme der Erbſchaft. 


F. Verlängerung 


Auf Antrag des Erben kann das Nachlaßgericht die Friſt nach 


durch d. Gericht ſeinem Ermeſſen verlängern. 


b 


ſetzung durch ein örtlich unzuſtändiges Gericht iſt nicht unwirkſam (Fr. 
N \ zu 8$ 1960 ff.); der Erbe hat dagegen nur die ſofortige Beſchwerde, 
vgl. zu d. 

„Die Beſtimmung erfolgt durch Verfügung des Gerichts, deren Wirkſam⸗ 
werden ſich nach FrG. § 16 richtet. 


e. Dauer der Friſt § 1995. 


d 


a 


D. 


a. 


b. 


Sofortige Beſchwerde Fr. § 77 (zu §§ 1993 ff.). 


2. Beſtimmung auf Antrag. 


. Sriftfegung ohne Antrag (ex officio) würde nicht die Inventarfriſt im 


Sinne des Abi. 1 Satz 2 ins Laufen bringen. Es empfiehlt ſich deshalb 
für das Nachlaßgericht, den Namen des Antragſtellers in die Friſt⸗ 
ſetzungsverfügung aufzunehmen. Vgl. auch FrG. §§ 34, 78 (Recht der 
Akteneinſicht 2c.). 

Antragsberechtigt iſt: 

a. jeder Nachlaßgläubiger (vgl. $ 1967 Note IV); 

8. jeder Nachlaßgläubiger. Der Antragſteller braucht indeß feine 
Forderung nur zur Ueberzeugung des Nachlaßgerichts glaubhaft zu 
machen (Fr. § 15 Abſ. 2). Thatſächlicher oder rechtlicher Irrthum 
des Nachlaßgerichts in Anſehung der Beurtheilung, ob die Forderung 
gegen den Nachlaß beſteht, macht die Friſtbeſtimmung nicht unwirk⸗ 
ſam. Dem Erben ſteht vielmehr nur das Recht der ſofortigen Be⸗ 
ſchwerde zu, FrG. § 77; Beſchwerderecht des Antragſtellers bei Ab⸗ 
lehnung des Antrags, FrG. §§ 19, 20. 


. Eine zeitliche Begrenzung der Antragsberechtigung oder der Zuläſſigkeit 


des Antrags beſteht nicht. 


Der Nachlaßgläubiger hat Intereſſe an der Setzung der In⸗ 


ventarfriſt, 

a. weil ihm nach fruchtloſem Ablaufe der Friſt der Erbe unbeſchränkt 
haftet (vgl. zu §§ 1993 ff. Note 1a); 

8. weil die Erlangung der Ueberſicht über den Nachlaß ihm für die Be⸗ 
antragung des Nachlaßkonkurſes (KO. §§ 215, 217) von Werth iſt; 

J. weil ſie zur Abkürzung der aufſchiebenden Einrede des Erben aus 
§ 2014 dient. 

3. Fruchtloſer Ablauf der Friſt. 

Die Friſt (Berechnung §§ 187 Abſ. 1, 188) wird gewahrt 

a. durch friſtgemäße Einreichung des Inventars bei dem Nachlaßgericht 
(8$ 1993, 2001 ff.), 

8. durch friſtgemäße Stellung des Antrags an das Nachlaßgericht, das 
Inventar aufzunehmen oder die Aufnahme deſſelben einer zuſtändigen 
Behörde oder einem zuſtändigen Beamten oder Notar zu übertragen, 
§ 2003 Abſ. 1. Vgl. indeß §§ 2003 Abſ. 2, 2005 Abſ. 1 Satz 2, 

1 durch friſtgemäße Bezugnahme auf ein bereits bei dem Nachlaßgerichte 
befindliches vorſchriftsmäßiges Inventar § 2004. 

9 9 8 in Anſehung der Friſtwahrung vgl. Titelvorb. vor § 186 

Note 4d. 

s und Bedeutung des Eintritts unbeſchränkter Erbenhaftung 


III. Inventarerrichtung bei einer Mehrheit von Erben vgl. Vorb. zu 


88 2058 ff. Note B III 2. 
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$ 1996. Iſt der Erbe durch höhere Gewalt verhindert worden, 
das Inventar rechtzeitig zu errichten oder die nach den Umſtänden 
gerechtfertigte Verlängerung der Inventarfriſt zu beantragen, ſo hat 
ihm auf ſeinen Antrag das Nachlaßgericht eine neue Inventarfriſt 
zu beſtimmen. Das Gleiche gilt, wenn der Erbe von der Zuſtellung 
des Beſchluſſes, durch den die Inventarfriſt beſtimmt worden iſt, 
ohne ſein Verſchulden Kenntniß nicht erlangt hat. 

Der Antrag muß binnen zwei Wochen nach der Beſeitigung des 
Hinderniſſes und ſpäteſtens vor dem Ablauf eines Jahres nach dem 
Ende der zuerſt beſtimmten Friſt geſtellt werden. 

Vor der Entſcheidung ſoll der Nachlaßgläubiger, auf deſſen An⸗ 
trag die erſte Friſt beſtimmt worden iſt, wenn thunlich gehört werden. 

§ 1997. Auf den Lauf der Inventarfriſt und der im § 1996 
Abſ. 2 beſtimmten Friſt von zwei Wochen finden die für die Ver⸗ 
jährung geltenden Vorſchriften des § 203 Abſ. 1 und des § 206 
entſprechende Anwendung. 

§ 1998. Stirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Inventarfriſt 
oder der im § 1996 Abſ. 2 beſtimmten Friſt von zwei Wochen, 
ſo endigt die Friſt nicht vor dem Ablaufe der für die Erbſchaft des 
Erben vorgeſchriebenen Ausſchlagungsfriſt. 

$ 1999. Steht der Erbe unter elterlicher Gewalt oder unter 
Vormundſchaft, ſo ſoll das Nachlaßgericht dem Vormundſchaftsgerichte 
von der Beſtimmung der Inventarfriſt Mittheilung machen. 


1995. 1. Friſtberechnung 88 187 Abſ. 1, 188. 

3. Zuſtellung des Beſchluſſes FrG. § 16 Abſ. 2, CRD. $$ 208—213. 

a. Wenn der Erbe ohne ſein Verſchulden keine Kenntniß von der erfolgten 
5 Sa erlangt $ 1996. 

. Zuitellung an einen Erben, dem die vollſtändige Geſchäftsfähigkei = 

1 98 816 5 en 9171. ſtändige Geſchäftsfähigkeit man 

„Fritzſetzung vor Annahme ($ 1943) der Erbſchaft iſt nicht ausge en, 
wie 125 aus Abſ. 2 ergiebt. 6 ) Denn er 

4. Friſtverlängerung vgl. $ 190; § 1996 Satz 1. Sofortige Beſchwerde 
gegen die Verfügung, durch welche die Verlängerung ausgeſprochen oder ab⸗ 
gelehnt wird, FrG. § 77 Abſ. 2 (zu §§ 1993 ff.). 

$ 1996. 1. Höhere Gewalt vgl. 88 203 Note 2, 701, CRD. $ 233. 

2. Sofortige Beſchwerde gegen die Entſcheidung des Nachlaßgerichts FrG. 
§ 77 Abſ. 2 Ju 38 1993 ff.). 

3. Rechtzeitigkeit des Antrags $ 130; vgl. auch CPO. 8 234. Hemmung 
der zweiwöchigen Friſt $ 1997. — Zu bemerken ift, daß ſolange der Erbe 
von dem an ihn erfolgten Anfall der Erbſchaft keine Kenntniß erlangt hat 
und er in Folge deſſen die Erbſchaft auch noch nicht angenommen hat (vgl. 
$$ 1943 ff), die Inventarfriſt nicht läuft, $ 1995 Abſ. 2. 

§ 1997. 8203 Abſ. 1: Fall des Stillſtandes der Rechtspflege; § 206: 
Fall des Mangels eines geſetzlichen Vertreters eines nicht vollſtandig Ge⸗ 
ſchäftsfähigen. 

$ 1998. Val. § 1952 Abſ. 2. — Daneben kann die Anwendung des § 1995 
Abf. 3 und des § 1996 Abf. 1 in Frage kommen. 

§ 1999. 1. Das Vormundſchaftsgericht ſoll den geſetzlichen Vertreter des 
Erben zur rechtzeitigen Inventarerrichtung anhalten. Erforderlichen Falles 
iſt für dieſen Zweck ein Pfleger zu beſtellen. Dal. $ 1822 Note 2e. 

2. Die Vorſchrift gilt auch für den Fall, daß ein Pfleger für den Erben 


7. Erneute Friſtbe⸗ 
ſtimmung bei Ver⸗ 
ſäumniß in Folge 
höherer Gewalt ꝛc. 


ö. Hemmung des 
Friſtlaufs. 


s. Tod des Erben 
während d. Friſt⸗ 
laufs. 


4. Schutz Minder⸗ 
jähriger und Be⸗ 
vormunbeter. 
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7. Einfluß der Nach- § 2000. Die Beſtimmung einer Inventarfriſt wird unwirkſam, 
Wacken wenn eine Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs 
Kal Me wen eröffnet wird. Während der Dauer der Nachlaßverwaltung oder 

des Nachlaßkonkurſes kann eine Inventarfriſt nicht beſtimmt werden. 
Iſt der Nachlaßkonkurs durch Vertheilung der Maſſe oder durch 
Zwangsvergleich beendigt, ſo bedarf es zur Abwendung der unbe⸗ 
ſchränkten Haftung der Inventarerrichtung nicht. 


3. Inhalt des Inventars. § 2001. In dem Inventar ſollen die bei dem Eintritte des 
Erbfalls vorhandenen Nachlaßgegenſtände und die Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten vollſtändig angegeben werden. 

Das Inventar ſoll außerdem eine Beſchreibung der Nachlaß⸗ 
gegenſtände, ſoweit eine ſolche zur Beſtimmung des Werthes erfor⸗ 
derlich iſt, und die Angabe des Werthes enthalten. 

4. Aufnahme des Inven- § 2002. Der Erbe muß zu der Aufnahme des Inventars eine 

a durch d.érben unter zuſtändige Behörde oder einen zuftändigen Beamten oder Notar zu⸗ 


amtlicher Mitwir- 21 
ä ziehen. 


b. durch dos Gericht § 2003. Auf Antrag des Erben hat das Nachlaßgericht ent⸗ 


Mitres en weder das Inventar ſelbſt aufzunehmen oder die Aufnahme einer 


zuſtändigen Behörde oder einem zuſtändigen Beamten oder Notar 
zu übertragen. Durch die Stellung des Antrags wird die Inven⸗ 
tarfriſt gewahrt. 


beſtellt iſt, $ 1915 Note J 1. Die Nachlaßpflege kommt hierfür nicht in Be 
tracht § 2012. 


§ 2000. 1. Die Vorſchrift ſetzt voraus, daß der Erbe das Recht der Ber 
ſchränkung ſeiner Haftung nicht etwa ſchon durch Verſäumung der Inventar⸗ 
friſt (§ 1994 Abſ. 1 Satz 2) oder durch einen der Thatbeſtände des S 2005 
Ab. 1 verloren hat. 

2. Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs (vgl. § 1975) machen die vor: 
her beſtimmte Inventarfriſt unwirkſam, ſo daß alſo nach der Beendigung 
der Nachlaß verwaltung (vgl. § 1989 Note IT) gegebenen Falles die Friſt von 
Neuem beſtimmt werden muß. Das Gleiche gilt in den Fällen der Konkurs⸗ 
beendigung gemäß KO. §§ 202 und 204; vgl. zu § 1989 Note III. 

3. Beendigung des Nachlaßkonkurſes durch Vertheilung der Maſſe oder 
durch Zwangsvergleich vgl. § 1989. 


§ 2001. 1. Maßgebend ift der Zeitpunkt des Erbfalls. Wegen der ſich 
nachträglich zutragenden Veränderungen kann § 1978 (§ 1991) anwendbar 
werden. — Die Bewerthung einer unverzinslichen Forderung wird nach 
Maßgabe der Hoffmann ſchen Zwiſchenzinsberechnung zu erfolgen haben; 
vgl. $ 1133 Note A 4. 

2. Ein Verſtoß gegen dieſe Soll vorſchrift bewirkt nicht Nichtigkeit des 
Inventars. Vgl. § 2005 Abſ. 2. 


§ 2002. 1. Die amtliche Mitwirkung iſt ſtets erforderlich, ſelbſt 
wenn ein Nachlaßbeſtand überhaupt nicht vorhanden iſt. Der Erbe, der die 
Koſten für die Inventarerrichtung nicht aufwenden will, muß rechtzeitig die 
Erbſchaft ausſchlagen (§ 1943). Vgl. übrigens Fr. § 14 über Ertheilung 
des Armenrechts in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

2. Die Zuſtändigkeit der Behörden und Beamten richtet ſich nach den 
Landesgeſetzen. 
3. Die Koſten der Inventarerrichtung find Nachlaßverbindlichkeiten (vgl. 
indeß § 1967 Note II 2) und im Konkurſe Maſſeſchulden, KO. § 224 Ziff. 4 


f 
| 
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Der Erbe iſt verpflichtet, die zur Aufnahme des Inventars er⸗ 
forderliche Auskunft zu ertheilen. 

Das Inventar iſt von der Behörde, dem Beamten oder dem Notar 
bei dem Nachlaßgericht einzureichen. 

§ 2004. Befindet ſich bei dem Nachlaßgerichte ſchon ein den 
Vorſchriften der §§ 2002, 2003 entſprechendes Inventar, jo genügt 
es, wenn der Erbe vor dem Ablaufe der Inventarfriſt dem Nach⸗ 
laßgerichte gegenüber erklärt, daß das Inventar als von ihm ein⸗ 
gereicht gelten ſoll. 

8 2005. Führt der Erbe abſichtlich eine erhebliche Unvoll⸗ 
ſtandigkeit der im Inventar enthaltenen Angabe der Nachlaßgegen⸗ 
ſtände herbei oder bewirkt er in der Abſicht, die Nachlaßgläubiger 
zu benachtheiligen, die Aufnahme einer nicht beſtehenden Nachlaß⸗ 
verbindlichkeit, ſo haftet er für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt. 
Das Gleiche gilt, wenn er im Falle des § 2003 die Ertheilung der 
Auskunft verweigert oder abſichtlich in erheblichem Maße verzögert. 


S 2003. 1. Wahrung der Inventarfriſt durch Stellung des Antrags. 
Vgl. § 1994 Abſ. 1 Satz 1, § 2005 Abſ. Satz 2. 

2. Die Zuſtändigkeit der Behörden beruht auf Landesgeſetz. Vgl. Preußen 
AG. z. GBG. vom 24. April 1878 88 70, 74 (Gerichtsſchreiber, Gerichtsvoll⸗ 
zieher); AG. z. FrG. § 108 (Dorfgerichte). Vgl. ferner EG. Art. 148. 


€ 


3. Verſtoß des Erben gegen die Auskunftspflicht $ 2005 Abſ. 1 Satz 2. 


$ 2004. 1. Die friſtgemäße Erklärung des $ 2004 gegenüber dem 
Nachlaßgerichte (vgl. § 130 Abſ. 3), daß das Nachlaßinventar als von dem 
Erben eingereicht gelten ſoll, iſt zur Wahrung der Inventarfriſt jedenfalls 
dann nicht erforderlich, 

a. wenn das vorhandene Inventar thatſächlich von dem Erben (oder einem 
legitimirten Vertreter deſſelben, vgl. zu 2) eingereicht iſt. Wenn alſo der 
Erbe auf Grund des $ 1993 ein Inventar vor Setzung der Inventarfriſt 
errichtet hat, ſo braucht er nach Setzung der Inventarfriſt nicht noch die 
Erklärung aus § 2004 abzugeben, vielmehr iſt durch die ſachgemäß er⸗ 
folgte Inventarerrichtung die Beſchränkbarkeit der Erbenhaftung, ſoweit 
es ſich um die Erfüllung der Pflicht zur Inventarerrichtung handelt, 
endgültig geſichert; 

b. wenn auf Grund beſonderer Vorſchrift das von einem Dritten errichtete 
Inventar dem Erben zu Statten kommt. Dieſe 9095 ſind: 

a. Errichtung durch den Ehemann der Erbin § 2008 Abſ. 1 Satz 2, 
g. Errichtung durch einen Miterben § 2063 Abſ. 1, 
7. Errichtung durch den Vorerben § 2144 Abſ. 2, 
5. Errichtung durch den Käufer oder Verkäufer der Erbſchaft § 2383 Abſ. 2. 
In allen dieſen Fällen wirkt das von einem legitimirten Vertreter 
des Dritten errichtete Inventar ebenſo, wie wenn es von dem Dritten 
ſelbſt errichtet wäre. 

2. Die Erklärung aus $ 2004 iſt jedenfalls dann erforderlich, wenn das 
vorhandene Inventar nicht von einer der zu 1 bezeichneten Perſonen, ins⸗ 
eſondere alſo von einem nicht legitimirten Dritten errichtet iſt. 

3. Zweifelhaft, obwohl von Planck, Wilke u. A. bejaht, iſt die Frage, ob 
die Erklärung aus § 2004 erforderlich iſt, wenn das vorhandene Inventar 
von einem Nachlaßpfleger, Nachlaßverwalter, Teſtamentsvollſtrecker, Konkurs⸗ 
verwalter eingereicht iſt. Inſofern die genannten Perſonen als Vertreter 
es Erben bei Einreichung des Inventars anzuſehen ſind, dürfte die Erklä⸗ 
dend ſich indeß erübrigen (ogl. Note 1a). Vorausſetzung iſt aber Beobachtung 
er Vorſchriften der §8 2002, 2003. 


c. Bezugnahme auf 
ein bereis vorhan⸗ 
denes Inventar. 


5. Verletzung der Inven⸗ 
tarpflicht durch den 
Erben bei der Auf⸗ 
nahme. 
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Iſt die Angabe der Nachlaßgegenſtände unvollſtändig, ohne daß 
ein Fall des Abſ. 1 vorliegt, ſo kann dem Erben zur Ergänzung 
eine neue Inventarfriſt beſtimmt werden. 


§ 2005. I. Herbeiführung eines unrichtigen Inventars. 

Die „Herbeiführung der Unrichtigkeit“ durch den Erben kann ſowohl bei 
kan Bun nach § 2002 als auch bei der Errichtung nach § 2003 
ſtattfinden. 

1. (Abſ. 1 Satz 1.) Der Verluſt der beſchränkten Haftung tritt 
allen (vgl. indeß §§ 2063 Abſ. 2, 2144 Abf. 3) Nachlaßgläubigern 
gegenüber ein (vgl. § 2013) — unbeſchadet etwaiger weiterer Schadens⸗ 
erſatzanſprüche gegen den Erben aus §§ 823 ff. — 

a. wenn der Erbe abſichtlich eine erhebliche Unvollſtändigkeit 
der Nachlaßgegenſtände, d. h. der Nachlaßaktiva herbeigeführt hat. 

a. Falſche Bewerthung oder Beſchreibung der Gegenſtände (§ 2001 Abſ. 2) 
kommt an ſich nicht in Betracht. 

6. Nicht erforderlich iſt, daß die unvollſtändige Angabe der Aktiva 
(vgl. zu b) auf der Abſicht des Erben, die Nachlaßgläubiger zu be⸗ 
nachtheiligen, beruht. Die unbeſchränkte Haftung tritt auch ein, wenn 
die Abſicht z. B. auf Verringerung der Erbſchaftsſteuer geht; 

b. wenn der Erbe in der Abſicht, die Nachlaßgläubiger zu benach⸗ 
theiligen, die Aufnahme einer nicht beſtehenden Nachlaßverbindlichkeit 
bewirkt. Dies kann auch durch Angabe zu hoher Beträge geſchehen. Vgl. 
auch die Strafvorſchrift StGB. § 263, KO. § 239 Ziff. 2. — Die Weg: 
laſſung beſtehender Verbindlichkeiten begründet weder den Verluſt der 
1 Erbenhaftung noch die Setzung einer neuen Friſt, § 2005 
Al 5 


2. (Abſ. 2.) Die Gewährung einer neuen Inventarfriſt zur 
Ergänzung iſt zuläſſig. 

a. Der Fall des Abſ. 2 liegt alſo vor, 

a. wenn die Unvollſtändigkeit nicht von dem Erben abſichtlich herbei— 
geführt iſt; 

ß. wenn die Unvollſtändigkeit nicht von dem Erben, aber vielleicht 
von einem Dritten (vgl. § 2004) abſichtlich herbeigeführt iſt. Iſt das 
Inventar von einem Vertreter des Erben errichtet, ſo wird die böſe 
Abſicht des Vertreters dem Erben nur ſchaden können, wenn die Un⸗ 
vollſtändigkeit mit dem Wiſſen und dem rechtsbeſtändigen ($$ 104 ff.) 
Willen des Erben erfolgt iſt; 

7. wenn die Unvollſtändigkeit zwar auf böſer Abſicht beruht, aber keine 
erhebliche iſt. 

b. Die neue Friſt iſt ebenfalls Inventarfriſt, ſo daß die Vorſchriften der 
§§ 1994 Abſ. 1 Satz 2, 1994 — 2000 anwendbar find. 

c. Die Ergänzung des Inventars iſt als theilweiſe Inventarerrichtung an? 
zuſehen und unterliegt deshalb der Vorſchrift der §§ 2001 ff. 

d. Beſchwerde über die Gewährung oder Ablehnung der neuen Inventar⸗ 
friſt Fr. § 77 (zu $$ 1993 ff.). 

e. Die Gewährung der neuen Friſt durch das Nachlaßgericht greift der Ent⸗ 
ſcheidung des Prozeßgerichts darüber, ob die unbeſchränkte Haftung des 
Erben zur Zeit der Gewährung bereits eingetreten war, nicht vor. Be⸗ 
weispflichtig für das Vorliegen der Vorausſetzungen des Abſ. 2 iſt der⸗ 
jenige, der Rechte hieraus herleitet. 

II. Verletzung der Auskunftspflicht. 

1. Die Auskunftspflicht iſt begründet durch 82003 Abſ. 2 und erſtreckt 
ſich auf die Ertheilung der zur Aufnahme des Inventars erforderlichen 
Auskunft. Die Verweigerung oder Verzögerung nicht erforderlicher Auskunft 
iſt demnach unſchädlich. 5 

2. Die Vorſchrift iſt vorſichtig anzuwenden, da nicht jede Verweigerung 

einer Auskunft über einen einzelnen Punkt oder eine vorübergehende Wer 
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§ 2006. Der Erbe hat auf Verlangen eines Nachlaßgläubigers 
vor dem Nachlaßgerichte den Offenbarungseid dahin zu leiſten: 
daß er nach beſtem Wiſſen die Nachlaßgegenſtände ſo voll⸗ 
ſtändig angegeben habe, als er dazu im Stande ſei. 
Der Erbe kann vor der Leiſtung des Eides das Inventar vervoll⸗ 
ſtändigen. 


6. Offenbarungspflicht d. 
Erben. 


Verweigert der Erbe die Leiſtung des Eides, ſo haftet er dem 


Gläubiger, der den Antrag geſtellt hat, unbeſchränkt. Das Gleiche 
gilt, wenn er weder in dem Termine noch in einem auf Antrag 
des Gläubigers beſtimmten neuen Termin erſcheint, es ſei denn, daß 
ein Grund vorliegt, durch den das Nichterſcheinen in dieſem Termine 
genügend entſchuldigt wird. 

Eine wiederholte Leiſtung des Eides kann derſelbe Gläubiger oder 
ein anderer Gläubiger nur verlangen, wenn Grund zu der Annahme 
beſteht, daß dem Erben nach der Eidesleiſtung weitere Nachlaßgegen⸗ 
ſtände bekannt geworden ſind. 


gerung oder Verſäumung eines einzelnen Termins die Anwendung des Abſ. 1 

Satz 2 begründen ſoll. Es wird eine der ſtillſchweigenden Zurücknahme des 

Antrags auf Inventaraufnahme gleichkommende Verweigerung der Auskunft 

in Bezug auf die geſammte Thätigkeit des Beamten oder doch auf einen 

weſentlichen Theil derſelben vorausgeſetzt (Prot. V S. 755 f.). 

§ 2006. 1. Zuſtändigkeit und Verfahren. 

a. Die R erfolgt vor dem Nachlaßgerichte (§§ 1960 ff.; vgl. auch 
EG. Art. 147 Abſ. 2); ſie iſt Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

b. Nach der allgemeinen Vorſchrift FrG. § 15 find die Vorſchriften der 
CPO. über das Verfahren bei der Abnahme von Eiden (CO. 88 478 
bis 488) entſprechend anzuwenden. Für einen nicht voll geſchäftsfähigen 
Erben iſt der geſetzliche Vertreter nach allgemeinen Grundſätzen zur Eides⸗ 
leiſtung berufen. Mangels anderweiter Beſtimmung ſind die einſchlägigen 
Fragen ebenſo wie bei dem Offenbarungseid der CPO. zu beurtheilen. 
Vgl. Wilmowski⸗Levy zu CRD $ 711 (a. F.) Note 3. 

c. Eine beſondere Vorſchrift enthält FrG. § 79. 

FG. 5 79. Verlangt ein Nachlassgläubiger von dem Erben die Leistung 
des im $2006 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorgesehenen Offenbarungseides, 
so kann die Bestimmung des Termins zur Leistung des Eides sowohl von dem 
Nachlassgläubiger als von dem Erben beantragt werden. Zu dem Termine sind 
beide Theile zu laden. Die Anwesenheit des Gläubigers ist nicht erforderlich. 


2. Der Anſpruch auf Leiftung des Offenbarungseids. 
a. Berechtigt, den Offenbarungseid zu verlangen iſt jeder Nachlaßgläubiger, 
nicht nur derjenige, auf deſſen Antrag die Inventarfriſt geſetzt iſt. 
b. Die Eidespflicht iſt nicht davon abhängig, daß die Annahme mangelnder 
Sorgfalt der Inventaraufſtellung begründet iſt, vgl. § 260 Abſ. 2. 
3. Der Inhalt des Eides. 
Der Eid bezieht ſich nur: 
à. auf die vollſtändige Angabe der zur Zeit des Erbfalls vorhandenen 
Nachlaßgegenſtände ($ 2001); 
D. auf die Nadlakaftiva. 
4. Vervollſtändigung des Inventars. f 
a. Handelt es ſich um eine Unvollſtändigkeit der in § 2005 Abſ. 1 bezeich⸗ 
neten Art, ſo iſt bereits unbeſchränkte Haftung eingetreten. 
b. Handelt es ſich um eine Unvollſtändigkeit anderer Art, ſo findet § 2005 
Abſ. 2 Anwendung. 
D. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 31 


7. Haftung des zu meh⸗ 
reren Erbtheilen bes 
rufenen Erben. 
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§ 2007. Iſt ein Erbe zu mehreren Erbtheilen berufen, jo be⸗ 
ſtimmt ſich ſeine Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten in An⸗ 


ſehung eines jeden der Erbtheile ſo, wie wenn die Erbtheile ver⸗ 


ſchiedenen Erben gehörten. In den Fällen der Anwachſung und 
des § 1935 gilt dies nur dann, wenn die Erbtheile verſchieden be⸗ 
ſchwert ſind. 


5. Nichtleiſtung des Eides. 

a. Die Verweigerung des Eides kann ſowohl durch ausdrückliche, wie durch 
ſtillſchweigende Erklärung dem Gerichte gegenüber erfolgen; ſie ſetzt 
begrifflich ein rechtlich wirkſames (§§ 104 ff., 106, 114) Verhalten gegen⸗ 
über dem Gerichte (§ 130 Abſ. 3) voraus. Vgl. Wilmowski⸗Levy zu 
§ 429 CPO. a. F. Die Verweigerung kann natürlich auch durch einen 
Bevollmächtigen des Erben wirkſam erklärt werden (FrG. § 13). 

b. Der Verweigerung des Eides he gleich das Nichterſcheinen in zwei 
Terminen, deren letzterer indeß auf Antrag des Gläubigers be⸗ 
ſtimmt ſein muß (§ 2006; vgl. FrG. § 79). Der Entſchuldigungsbeweis 
liegt dem Erben ob. Das Nichterſcheinen eines nicht voll geſchäftsfähigen 
Erben wird den Verluſt der en nicht herbeiführen können. 

e. Die Wirkungen der Nichtleiſtung des Eides find in § 2006 erſchöpfend 
geregelt. Es beſteht keine Klage und kein prozeſſuales Zwangsverfahren 
auf e en Die Folge der Nichtleiſtung iſt unbeſchränkte Haftung 
gegenüber dem die Eidesleiſtung verlangenden Gläubiger (vgl. § 2013), 
natürlich nur in En derjenigen von mehreren Forderungen, auf 
Grund deren er das Verfahren betreibt. Bezüglich der anderen Forde⸗ 
rungen ſteht er wie ein anderer Gläubiger und muß, um die unbe⸗ 
ſchränkte Erbenhaftung wegen derſelben herbeizuführen, ein beſonderes 
Eidesleiſtungsverfahren betreiben. 

d. Ob Verweigerung oder Nichtleiſtung des Eides mit der Wirkung des 
Abf. 3 vorliegt, insbeſondere ob ein entſchuldigtes Ausbleiben vorliegt, 
iſt im Streitfalle von Fall zu Fall durch das Prozeßgericht zu ent⸗ 
ſcheiden. So auch OLG. A 118, Seuff. 57 67. 

e. Die Eidesweigerung hat in denjenigen Fällen, in welchen die beſchränkte 
Haftung unabhän 19 von der Inventarerrichtung iſt, nicht die Wirkung 
des § 2006, vgl. § 2000. 

6. Wirkung der Eidesleiſtung. 

a. Die Eidesleiſtung begründet keine formelle Wahrheit nach Maßgabe der 
CPO. § 463 Abſ. 1. Der ah ee unterliegt nicht den Beſchrän⸗ 
kungen aus ERD. § 463 Abi. 2. Vgl. auch zu bg. 

b. (Abſ. 4.) Die Vorſchrift über die wiederholte Eidesleiſtung lehnt ſich an 
die Vorſchrift CPO. § 903 Abſ. 1 über den Offenbarungseid in der 
Zwangsvollſtreckung an, 

a. Ob Grund zu der Annahme beſteht, daß dem Erben weitere Nachlaß⸗ 
Bande bekannt geworden find, hat das Nachlaßgericht zu ent: 
ſcheiden. 

ß. Der Beweis für das Vorhandenſein anderweiter Nachlaßgegenſtände 
kann indeß auch ohne das nachträgliche Verfahren vor dem Nachlaß⸗ 
gericht im Prozeſſe gegen den Erben geführt werden, vgl. zu a. 

§ 2007. 1. Wegen der Fälle, in denen ein Erbe zu mehreren Theilen 
berufen ſein kann, vgl. § 1951 Note I. — Anwachſung §§ 2094, 2095. Der 
§ 1935 enthält die Erhöhung des geſetzlichen Erbtheils in Folge Wegfalls 
eines geſetzlichen Erben. 

2. Die Vorſchrift iſt nur auf den Verluſt der beſchränkten Erbenhaftung 
aus den in $$ 1993 ff. behandelten Gründen zu beziehen. Im Uebrigen vgl. 
Wilke zu § 2007. 

3. Vgl. auch §8 1935 und 2095. 
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§ 2008. Iſt eine Ehefrau die Erbin und gehört die Erbſchaft 
zum eingebrachten Gute oder zum Geſammtgute, ſo iſt die Beſtim⸗ 
mung der Inventarfriſt nur wirkſam, wenn ſie auch dem Manne 
gegenüber erfolgt. Solange nicht die Friſt dem Manne gegenüber 
verſtrichen iſt, endigt ſie auch nicht der Frau gegenüber. Die Er⸗ 
richtung des Inventars durch den Mann kommt der Frau zu Statten. 

Gehört die Erbſchaft zum Geſammtgute, ſo gelten dieſe Vor⸗ 
ſchriften auch nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft. 

§ 2009. Iſt das Inventar rechtzeitig errichtet worden, fo wird 
im Verhältniſſe zwiſchen dem Erben und den Nachlaßgläubigern 
vermuthet, daß zur Zeit des Erbfalls weitere Nachlaßgegenſtände 
als die angegebenen nicht vorhanden geweſen ſeien. 


§ 2008. 1. Zu welcher Gütermaſſe eine einer Ehefrau angefallene Erb⸗ 
ſchaft gehört, iſt nach dem einſchlägigen ehelichen Güterrechte zu beurtheilen. 
§ 2008 bezweckt, den Mann dagegen zu ſchützen, daß ſeine Rechte in An⸗ 
ſehung des Frauenvermögens durch Verſäumung einer nur der Frau gegen⸗ 
über beſtimmten Inventarfriſt beeinträchtigt werden. Die Vorſchrift gilt 
auch, wenn der zur Zeit der Beſtimmung der Inventarfriſt beſtehende Güter⸗ 
ſtand erſt nach dem Anfalle der Erbſchaft eingetreten iſt. Die Wirkſamkeit 
einer vor Eintritt des Güterſtandes der Frau — etwa vor ihrer Verhei⸗ 
rathung — geſetzten Inventarfriſt wird durch den Eintritt eines der in § 2008 
erwähnten Güterſtände nicht beeinträchtigt. 

2. Die Erbſchaft gehört zum 
a. eingebrachten Gute in den Fällen der §§ 1363, 1521; 

b. e in den Fällen des § 1438, vgl. auch § 1440 Abſ. 2; 
§§ 1549 ff. 

3. Die Errichtung des Inventars durch den Mann kommt der Frau zu 
Statten, ohne daß ſie es nöthig hat, auf das von dem Manne gelegte In⸗ 
ventar Bezug zu nehmen; vgl. § 2004 Note 1 ba. 

4. Abs. 2 beruht auf der fortdauernden Haftung des Mannes für die Ge⸗ 
ſammtgutsverbindlichkeiten, § 1459. 

§ 2009. 1. Vorausſetzungen der Vermuthung. 

a. Die Errichtung eines Inventars. Ob im einzelnen Falle ein Inventar 
im Sinne des Geſetzes errichtet iſt, muß nach den Zwecken, die mit der 
Inventarerrichtung verfolgt werden, von Fall zu Fall entſchieden werden 
(Prot. V S. 757). Jedenfalls müſſen die Erforderniſſe der S$ 2002 f. 
vorliegen. 

b. Die Rechtzeitigkeit der Errichtung iſt unabhängig von der zwiſchen dem 
Erbfall und der Inventarerrichtung verfloſſenen Zeit und ſtets vorhanden, 
wenn der Erbe nicht wegen Verſäumung der Inventarfriſt die Beſchrän⸗ 
kung der Haftung verloren hat (vgl. $$ 1994 ff.). 

2. Die Bedeutung der Vermuthung. > 
a. Die Vermuthung gilt nur im Verhältniſſe zwiſchen dem Erben und dem 

Nachlaßgläubiger und zwar für und gegen einen jeden von ihnen. Sie 

gilt nicht im Verhältniſſe zwiſchen dem Erben und dem Erbſchaftsbeſitzer 

(§ 2027), zwiſchen Vorerben und Nacherben (§ 2127), zwiſchen Erbſchafts⸗ 

käufer und Verkäufer (§ 2374). 0 8 
Die Vermuthung geht nur dahin, daß nicht andere Nachlaßgegenſtände 

als die angegebenen vorhanden geweſen ſind; ſie geht nicht dahin, daß 

die angegebenen Gegenſtände auch wirklich zum Nachlaſſe gehören, unbe⸗ 
ſchadet einer gegen den Erben aus der im Inventar aufgeſtellten Be⸗ 
hauptung etwa ſich ergebenden thatſächlichen Vermuthung. 

€. Die Rechtsvermuthung des § 2009 bezieht ſich nicht auf die Werthangabe 
G 2001 Abſ. 2). 


= 
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8. Ehefrau als Erbin. 


9. Vermuthung d. Boll 
ſtändigkeit des recht 
zeitig errichteten In 
ventars. 
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10. Oeffentlichkeit d. In⸗ § 2010. Das Nachlaßgericht hat die Einſicht des Inventars 


ventars. 


11. Sonderregelung. 


a. Fiskus als geſetz⸗ 
licher Erbe. 


b. Nachlaßpfleger und 


Nachlaßverwalter. 


12. Bedeutung der unbe⸗ 


ſchränkten 
haftung. 


Er ben⸗ 


Jedem zu geſtatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht. 

§ 2011. Dem Fiskus als geſetzlichem Erben kann eine Inven⸗ 
tarfriſt nicht beſtimmt werden. Der Fiskus iſt den Nachlaßgläubigern 
gegenüber verpflichtet, über den Beſtand des Nachlaſſes Auskunft zu 
ertheilen. 

§ 2012. Einem nach den §8 1960, 1961 beſtellten Nachlaß⸗ 
pfleger kann eine Inventarfriſt nicht beſtimmt werden. Der Nach⸗ 
laßpfleger iſt den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, über den 
Beſtand des Nachlaſſes Auskunft zu ertheilen. Der Nachlaßpfleger 
kann nicht auf die Beſchränkung der Haftung des Erben verzichten. 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für den Nachlaßverwalter. 

§ 2013. Haftet der Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten unbe⸗ 
ſchränkt, fo finden die Vorſchriften der §§ 1973 bis 1975, 1977 bis 
1980, 1989 bis 1992 keine Anwendung; der Erbe iſt nicht berech⸗ 
tigt, die Anordnung einer Nachlaßverwaltung zu beantragen. Auf 
eine nach $ 1973 oder nach $ 1974 eingetretene Beſchränkung der 


3. Die Widerlegung der Vermuthung (vgl. CPO. $ 292) wird nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß das Inventar eſthwoten iſt (vgl. $ 2006 Note 7). 
2010. 1. Vgl. FrG. 88 34, 78; GO. § 11. 

J. Gegen die Ablehnung des Geſuchs auf Geſtattung der Einſichtnahme 
iſt Beſchwerde gemäß FrG. § 19 zuläffig. 

8 2011. 1. Satz 1 bezweckt den Schutz des Fiskus als geſetzlichen Erben 
(vgl. $ 1936 und Bemerkungen daſelbſt). Daraus, daß dem Fiskus als ge⸗ 
ſetzlichem Erben eine Inventarfriſt nicht beſtimmt werden kann, folgt, daß 
er das Recht der unbeſchränkten Haftung auch nicht durch Verſäumung der 
Inventarfriſt verlieren kann. Bei Zwangsvollſtreckungen muß der Fiskus wie 
jeder andere Erbe feine beſchränkte Haftung gemäß CPO. §§ 781, 785 gel⸗ 
tend machen. Eines diesbezüglichen Vorbehalts im Urtheile bedarf es hierzu 
aber nicht, CPO. § 780 Abf. 2 (Zitelvorb. Note IX). 

2. Die Auskunftspflicht des Satz 2 richtet ſich des Näheren nach § 260; 
der Anſpruch auf Auskunftsertheilung iſt im Prozeſſe geltend zu machen. 
Die Nichtertheilung der Auskunft kann einen Schadenserſatzanſpruch nach 
allgemeinen Grundſatzen (vgl. § 283 und CPO. $ 893) hervorrufen, bewirkt 
aber nicht, wie die Verweigerung des Offenbarungseids im Falle des 
§ 2006, den Verluſt der beſchränkten Haftung gegenüber dem andrängenden 
Gläubiger. 

§ 2012. 1. Der Nachlaßpfleger ($$ 1960 ff.) und der Nachlaßverwalter 
($$ 1975, 1981 ff.) würden an ſich als Vertreter des Erben in Anſehung des 
al als berechtigt erachtet werden können, mit Wirkung für die Perſon 
des Erben die Inventarfriſt ablaufen zu laſſen oder auf ſeine beſchränkte 
Haftung zu verzichten. Durch § 2012 wird dieſes Ergebniß im Intereſſe 
des Erben ausgeſchloſſen. Dementſprechend beſtimmt CPO. § 780 Abf. 2 
(Titelvorb. Note IX), daß die Beſchränkung der Haftung in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen den Erben ſelbſt dann nicht ausgeſchloſſen wird, wenn 
ihre Geltendmachung in dem gegen einen Nachlaßverwalter oder einen 
anderen Nachlaßpfleger ergangenen Urtheile nicht vorbehalten iſt. g 

2. Der in CPO. § 780 Abi. 2 (Titelvorb. Note IX) in gleicher Weiſe wie 
Nachlaßverwalter und Nachlaßpfleger erwähnte Teſtamentsvollſtrecker bedurfte 
der Erwähnung in § 2012 nicht, weil er nach den ihm zugewieſenen Befug⸗ 
niſſen 90 nicht in der Lage iſt, den Erben perſönlich zu verpflichten. 
Vgl. §§ 2205 ff. 
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Haftung kann ſich der Erbe jedoch berufen, wenn ſpäter der Fall des 
§ 1994 Abſ. 1 Satz 2 oder des § 2005 Abſ. 1 eintritt. 

Die Vorſchriften der 88 1977 bis 1980 und das Recht des Erben, 
die Anordnung einer Nachlaßverwaltung zu beantragen, werden nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß der Erbe einzelnen Nachlaßgläubigern 
gegenüber unbeſchränkt haftet. 


§ 2013. I. (Abſ. 1.) Unbeſchränkte Haftung gegenüber allen Gläubi⸗ 
gern (§§ 1994 Abſ. 1 Satz 2, 2005 Abſ. 1). 

1. Nachlaß verwaltung und Nachlaßkonkurs. 
a. Das Antragsrecht. 

a. Der Erbe verliert das Recht, die Anordnung der Nachlaßverwaltung 
zu beantragen. Das Antragsrecht auf Eröffnung des Nachlaßkon⸗ 
kurſes, obwohl für ihn zwecklos, wird ihm belaſſen (vgl. KO. §§ 216, 
217, vor $ 1975), um nicht von der Entſcheidung der zuweilen 
ſchwierigen Frage, ob unbeſchränkte Haftung eingetreten iſt, die Kon⸗ 
kurseroffnung abhängig zu machen. . 

8. Das Antragsrecht der Nachlaßgläubiger wird durch den Eintritt der 
un beſchränkten Haftung nicht berührt. Ihr Intereſſe an Nachlaß⸗ 
verwaltung oder Nachlaßkonkurs beſteht darin, den Erben und deſſen 
ſonſtige Gläubiger von dem Nachlaſſe fernzuhalten. Vgl. § 1981 

2 


Abſ. 2. 
b. Wirkungen der Nachlaßverwaltung und des Nachlaßkonkurſes nach Ein⸗ 
tritt unbeſchränkter Erbenhaftung. 
a. Von den mit der Anordnung der Nachlaßverwaltung oder Eröffnung 
des Nachlaßkonkurſes verbundenen Wirkungen fallen fort: 

au. das Recht des Erben, ſich während der Nachlaßverwaltung oder 
des Nachlaßkonkurſes oder nach Beendigung des Nachlaßkonkurſes 
durch Vertheilung der Maſſe oder durch e 180 auf die 
Beſchränkung feiner Haftung zu berufen (§§ 1975, 1989); 

PP. die Rückgängigmachung der Aufrechnung, welche ein Nachlaßgläu⸗ 
biger gegen eine nicht zum Nachlaſſe gehörende Forderung des 
Erben oder ein Nichtnachlaßgläubiger gegen eine zum Nachlaſſe 
gehörende Forderung vorgenommen hat, § 1977. War eine Auf⸗ 
rechnung gemäß $ 1977 unwirkſam geworden und tritt alsdann 
die unbeſchränkte Haftung des Erben ein, ſo wird die Aufrechnung 
wieder wirkſam; 

J. die Verantwortlichkeit und der Aufwendungsanſpruch des Erben 
gegenüber den Nachlaßgläubigern (59 19781980). Der Erbe 
haftet mit ſeinem geſammten Vermögen für die Schulden; er iſt 
aus der Verwaltung des Nachlaſſes den Gläubigern ebenſowenig 
verantwortlich oder in Anſehung der Aufwendungen erſtattungs⸗ 
berechtigt, wie dies irgend ein Schuldner ſeinen Gläubigern gegen⸗ 
über auf Grund der Verwaltung ſeines Vermögens tt; 

88. der Mangel der Paſſivlegitimation des Erben (81984 Abſ. 1 
Satz 2) bzw. die Unzuläſſigkeit des Zugriffs auf das Vermögen 
des Erben (KO. § 14); denn von dem Eintritte der unbeſchrankten 
Haftung ab handelt es ſich um einen Anſpruch nicht allein gegen 
den Nachlaß, ſondern auch gegen den Erben perſonlich. Der 
Glaubiger geht gegen den Erben nicht als Gläubiger des Nach⸗ 
laſſes, ſondern als perſönlicher Glaubiger des Erben vor. Aller⸗ 
dings hat das gegen den Erben perſönlich erwirkte Urtheil dem 
Nachlaßverwalter bzw. dem Konkursverwalter gegenüber keine 
Wirkung. 

6. Von den Wirkungen der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes 
bleiben trotz Eintritts unbeſchränkter Erbenhaftung beſtehen: 

aa, die Wiederaufhebung der Wirkungen der mit dem Erbfall einge⸗ 
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V. Auſſchiebende Einreden. 


1. Einzeben. § 2014. Der Erbe iſt berechtigt, die Berichtigung einer Nachlaß⸗ 

. Dreimonatseimrede. perbindlichkeit bis zum Ablaufe der erſten drei Monate nach der An⸗ 
nahme der Erbſchaft, jedoch nicht über die Errichtung des Inventars 
hinaus, zu verweigern. 


tretenen Vereinigung § 1976. Der Erbe kann alſo im Nachlaß⸗ 
konkurſe die ihm gegen den Erblaſſer zuſtehenden Forderungen 
geltend machen; 

66. die Verfügungsbeſchränkung des Erben in Anſehung der Nachlaß⸗ 
bzw. der Konkursmaſſe, § 1984, KO. §§ 6, 7, 8. 

J. Beim Nebeneinanderbeſtehen des Konkurſes über das Vermögen des 
unbeſchränkt haftenden Erben und des Nachlaßkonkurſes gewährt KO. 
§ 234 (vor § 1975) den Gläubigern des Erben Schutz gegen die Nach⸗ 
laßgläubiger, welche in beiden Verfahren als Konkursgläubiger auf⸗ 
treten können. 

2. Die Einrede der Unzulänglichkeit des Nachlaſſes aus 
88 1990-1992 ſteht dem unbeſchränkt haftenden Erben nicht zu. 

3. Die aufſchiebenden Einreden der $$ 2014, 2015 ſtehen dem un: 
beſchränkt haftenden Erben nicht zu § 2016. 

4. Gläubigeraufgebot und Säumniß des Gläubigers. 

a. Dem unbeſchränkt haftenden Erben ſteht das Antragsrecht für das Gläu⸗ 
bigeraufgebot nicht zu, CPO. § 991 (zu §§ 1970 ff.). 

b. Die Beſchränkung der Erbenhaftung auf die Bereicherung gegenüber dem 
ausgeſchloſſenen oder 171 fünf Jahre nach dem Erbfalle hervortretenden 
Glaubiger (88 1973, 1974) wird nach Eintritt der unbeſchränkten Haftung 
nicht mehr neu erworben, bleibt aber, wenn fie vorher erworben war, be: 
ſtehen. Planck zu § 1989 Note 4 wendet dieſe Regelung auch auf den 

all des § 1989 an. ; 

5. Die Zwangsverſteigerung des Nachlaßgrundſtücks kann von 
dem unbeſchränkt haftenden Erben nicht beantragt werden (Zw. $ 175 Abſ. 2). 

6. Konvaleszenz der Verfügungen des Erblaſſers über Gegenſtände 
des Erben § 185 Abſ. 2. 

7. Trotz des Eintritts unbeſchränkter Haftung kann ſich ein Miterbe dem 
anderen Miterben und ein Nacherbe dem Vorerben gegenüber auf die Ber 
ſchränkung der Haftung berufen, §§ 2063, 2144. 

II. Unbeſchränkte Haftung gegenüber einzelnen Gläubigern. 

Haftet der Erbe nur einzelnen Gläubigern gegenüber unbeſchränkt 
(Titelvorb. IV 2), ſo liegt der Fall, daß der Erbe für die Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten, d. h. für die Nachlaß verbindlichkeiten ſchlechthin unbeſchränkt haftet, 
nicht vor. Die Rechtsſtellung des Erben zu den ſonſtigen Glaubigern wird 
dadurch nicht berührt, daß er einzelnen gegenüber unbeſchränkt haftet. In 
Abſ. 2 wird zur Vermeidung von Zweifeln hervorgehoben, daß die Anwend⸗ 
barkeit der 8$ 1977 — 1980 in dieſem Falle nicht ausgeſchloſſen wird (vgl. 
hierzu Planck zu § 2013 Note 3). Daß die Anwendbarkeit der ſonſtigen in 
Abſ. 1 erwähnten Vorſchriften nicht ausgeſchloſſen wird, ergiebt ſich daraus, 
daß Abſ. 1 den Fall des Abſ. 2 nicht trifft. 


Zu 68 2014 ff. Zweck der aufſchiebenden Einreden. 

Der Erbe iſt bis zum Verluſte des Rechtes, die Erbſchaft auszuſchlagen 
(88 1942 ff.), gegen das Andrängen der Nachlaßgläubiger gemäß § 1958 ge’ 
ſchützt. Durch die aufſchiebenden Einreden der §§ 2014 f. wird dem Erben 
auch noch nach Annahme der Erbſchaft Zeit gegeben, ſich über die Verhält⸗ 
niſſe des Nachlaſſes aufzuklären. Er bedarf dieſer Aufklärung, um ſich in 
ſachgemäßer Weiſe entſcheiden zu können, wie er ſich den Nachlaßgläubigern 
geasn nen zu verhalten hat, ob er insbeſondere mit der Berichtigung der 
kachlaßverbindlichkeiten ſelbſtändig vorgehen kann oder ob er die Anord- 
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§ 2015. Hat der Erbe den Antrag auf Erlaſſung des Aufge⸗ 
bots der Nachlaßgläubiger innerhalb eines Jahres nach der Annahme 
der Erbſchaft geſtellt und iſt der Antrag zugelaſſen, ſo iſt der Erbe 
berechtigt, die Berichtigung einer Nachlaßverbindlichkeit bis zur Be⸗ 
endigung des Aufgebotsverfahrens zu verweigern. 

Der Beendigung des Aufgebotsverfahrens ſteht es gleich, wenn der 
Erbe in dem Aufgebotstermine nicht erſchienen iſt und nicht binnen 
zwei Wochen die Beſtimmung eines neuen Termins beantragt oder 
wenn er auch in dem neuen Termine nicht erſcheint. 

Wird das Ausſchlußurtheil erlaſſen oder der Antrag auf Erlaſſung 
des Urtheils zurückgewieſen, ſo iſt das Verfahren nicht vor dem Ab⸗ 
lauf einer mit der Verkündung der Entſcheidung beginnenden Friſt 
von zwei Wochen und nicht vor der Erledigung einer rechtzeitig ein⸗ 
gelegten Beſchwerde als beendigt anzuſehen. 


nung der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes zu beantragen hat 
(vgl. 88 1978 ff., 1991, Titelvorb. Note VIII). 

§ 2014. 1. Der Gläubiger, welcher die Berechtigung der Dreimonats⸗ 
einrede leugnet, hat nachzuweiſen, daß nach der Annahme der Erbſchaft 

($ 1943) drei Monate verſtrichen find (§§ 187 Abs 1, 188). Er iſt auch 

erforderlichen Falles dafür beweispflichtig, daß ein Inventar errichtet, d. h. 

bet dem Nachlaßgericht eingereicht iſt ($ 1993). Der Gläubiger kann mög: 

licherweiſe durch frühzeitige Erwirkung der Beſtimmung einer Inventarfriſt 

die Dreimonatsfriſt abkürzen, vgl. $ 1994 Note 12 d. 

2. Die rechtliche Natur und die Wirkung des dem Erben ge— 
währten Schutzes. 

a. Die Wirkung der Einrede iſt eine materiell⸗rechtliche, insbeſondere kommt 
der Erbe durch die Nichtberichtigung der Verbindlichkeit nicht in Verzug, 
vgl. OLG. 2 388, namentlich auch wegen der Prozeßkoſten 3 434. 

b. Die Einrede hemmt nur die Verpflichtung des Erben zur nme. 


Dagegen hemmt die Einrede prozeßrechtlich weder die klageweiſe Be⸗ 
langung noch die Verurtheilung des Erben. Die Einrede hindert nur 


die Durchführung der Zwangsvollſtreckung (Auszahlung des Geldes, Ver⸗ 


ſteigerung der gepfändeten Sache) und gehört deshalb auch zu denjenigen 
Einreden, welche die Verjährung des Anſpruchs, dem ſie gegenüber ſtehen, 
nicht hemmen, § 202 Ab}. 2. 

PO. 5 305. Durch die Geltendmachung der dem Erben nach den 
§§ 2014, 2015 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zustehenden Einreden wird eine 
unter dem Vorbehalte der beschränkten Haftung ergehende Verurtheilung des 
Erben nicht ausgeschlossen. 5 . 

Das Gleiche gilt für die Geltendmachung der Einreden, die im Halle der 
Jortgesetzten Gütergemeinschaft dem überlebenden Ehegatten nach dem & 1489 
Abs. 2 und den $$ 2014, 2015 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zustehen. 

CPO. 8782. Der Erbe kann auf Grund der ihm nach den $$ 2014, 
2015 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zustehenden Einreden nur verlangen, dass 
die Zwanysvollstreckung für die Dauer der dort bestimmten Fristen auf solche 
Massregeln beschränkt wird, die zur Vollziehung eines Arrestes zulässig sind, 
Wird vor dem Ablaufe der Frist die Eröffnung des Nachlasskonkurses bean- 
tragt, so ist auf Antrag die Beschränkung der Zwangsvollstreckung auch nach 
dem Ablaufe der Frist aufrechtzuerhalten, bis über die Eröffnung des Konkurs- 
Verfahrens rechtskräftig entschieden. ist. . 

$ 783. In Ansehung der Nachlassgegenstände kann der Erbe die Beschrän- 
ung der Zwangsvollstreckung nach $ 782 auch gegenüber den Gläubigern ver- 
langen, die nicht Nachlassgläubiger sind, es sei denn, dass er für die, Nach- 
lassverbindlichkeiten unbeschränkt haftet. 


b. Einrede des bean⸗ 
tragten Gläubiger⸗ 
aufgebots. 
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2. Repliken. 
a. Unbeſchräntte 


§ 2016. Die Vorſchriften der SS 2014, 2015 finden keine An⸗ 


Erbenhaftung. wendung, wenn der Erbe unbeſchränkt haftet. 


b. Gegenſtändliche 


Sicherung der For⸗ A 


derung. 


Das Gleiche gilt, ſoweit ein Gläubiger nach § 1971 von dem 
ufgebote der Nachlaßgläubiger nicht betroffen wird, mit der Map: 


gabe, daß ein erſt nach dem Eintritte des Erbfalls im Wege der 
Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung erlangtes Recht ſowie 
eine erſt nach dieſem Zeitpunkt im Wege der einſtweiligen Verfügung 
erlangte Vormerkung außer Betracht bleibt. 


3. Sondervorſchrift bei 


§ 2017. Wird vor der Annahme der Erbſchaft zur Verwaltung 


Nachlaßpflegſchaft. des Nachlaſſes ein Nachlaßpfleger beftellt, fo beginnen die im $ 2014 
und im $ 2015 Abſ. 1 beſtimmten Friſten mit der Beſtellung. 


§ 2015. 1. Die Einrede des beantragten Gläubigeraufgebots gewährt 


dem Erben die zur Ermittelung des Schuldenſtandes erforderliche Zeit. 
Gegenüber der Einrede, zu deren Begründung die Stellung und Zulaſſung 
des Aufgebotsantrags durch den Erben oder einen Miterben (S$ 1970 ff., 
CPO. §§ 947, 997) zu behaupten iſt, wird der Gläubiger nachzuweiſen haben, 
daß die Annahme der Erbſchaft früher als ein Jahr vor der Zulaſſung des 
Antrags (CPO. § 947) erfolgt iſt. Die Befriſtung dieſer Einrede ſoll mit 
Rückſicht darauf, daß die Zuläſſigkeit des Aufgebotsverfahrens einer zeit⸗ 
lichen Schranke nicht unterliegt, der mißbräuchlichen Verwendung der Ein⸗ 
rede zu Verſchleppungszwecken entgegentreten. 


2. Daß die Einrede nicht mehr beſteht, weil das Aufgebotsverfahren be⸗ 


endigt iſt, iſt Replik des Gläubigers und ihre Vorausſetzungen deshalb von 


ih 


m zu beweiſen. 


a. Abſ. 2 iſt auch der neuen Faſſung von CO. § 952 Abſ. 2 gegenüber 


6. 


richtig. Da ein Antrag, welcher vor dem Aufgebotstermine ſchriftlich ge⸗ 
ſtellt oder zum Protokolle des Gerichtsſchreibers erklärt worden iſt, einem 
in der Sitzung geſtellten Antrage gleichgeachtet wird, muß nothwendiger 
Weiſe beim Vorliegen eines Antrags der erſteren Art, das Erſcheinen 
des Antragſtellers in der Sitzung fingirt werden. 


„(Abf. 3.) Die zweiwöchige Friſt des Abſ. 3 entſpricht der Friſt zur Ein⸗ 


legung der ſofortigen Beſchwerde gegen den Zurückweiſungsbeſchluß ſowie 
gegen die Beſchränkungen und Vorbehalte, welche dem Ausſchlußurtheile 
beigefügt find (CPO. §§ 952 Abſ. 4, 577 Abſ. 2). 

Erſcheint der Antragſteller in der Sitzung, ohne Anträge zu ſtellen, ſo 
gilt er nach CPO. § 333 als nicht erſchienen. 

3. Rechtliche Natur und die Wirkung der Einrede § 2014 Note 2. 

§ 2016. 1. Abſ. 1 verſagt die aufſchiebenden Einreden der $$ 2014, 2015 


bei Nachlaß verbindlichkeiten, für die der Erbe unbeſchränkt haftet. Gleich⸗ 
gültig iſt, ob der Verluſt der Beſchränkung allen oder nur einzelnen Nach⸗ 
laßgläubigern gegenüber eingetreten iſt. 


2. Abſ. 2 verſagt die Einreden bei den gegenſtändlich geſicherten Forde⸗ 


rungen, vgl. § 1967 Note IV 2a. Vgl. auch KO. $ 221 (vor § 1975). Ins: 
beſondere fällt z. B. hierunter der Anſpruch des Vermiethers auf Exmiſſion 
des Miethers § 1971, KO. § 43. 


§ 2017. 1. Daß die Einreden der §§ 2014 ff. auch dem Nachlaßpfleger 


und dem Leſtamentsvollſtrecker zuſtehen, welche beide nur die Rechte des 
Erben wahrnehmen, iſt als ſelbſtverſtändlich unausgeſprochen geblieben. Das 
von dem Nachlaßpfleger oder dem Teſtamentsvollſtrecker erwirkte Aufgebot 
(CPO. § 991) wirkt auch zu Gunſten des Erben, es begründet die Einrede 
für den Erben, andererſeits kann auch der Teſtamentsvollſtrecker und Nach⸗ 
laßpfleger jede dem Erben zuſtehende Einrede geltend machen. 


2. Der Nachlaßpfleger ift geſetzlicher Vertreter des Erben, d. h desjenigen, 


von dem ſich herausſtellt, daß er Erbe iſt. Er beantragt das Aufgebot als 
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Dritter Titel. 
Erbſchaftsanſpruch. 


8 2018. Der Erbe kann von Jedem, der auf Grund eines ihm 1. Eebſchaftsanſpruch des 
in Wirklichkeit nicht zuſtehenden Erbrechts etwas aus der Erbſchaft 1. Perausgabeanſpruch 
nut hat (Erbſchaftsbeſitzer), die Herausgabe des Erlangten ver⸗ . Parteren. 
angen. 


geſetzlicher Vertreter und macht die dadurch dem Erben entſtehende Einrede 
aus § 2015 als deſſen geſetzlicher Vertreter geltend. Den einzigen Unter⸗ 
ſchied, daß die Friſten nicht mit der Annahme der Erbſchaft, ſondern mit 
der Beſtellung des Pflegers beginnen, bringt § 2017 zum Ausdrucke. 
3. Daß die Friſt mit der Beſtellung des Pflegers beginnt, gilt nicht nur 
für den Pfleger, ſondern auch für den Erben. Der Erbe, welcher die Erb: 
ſchaft von ſeinem geſetzlichen Vertreter übernimmt, muß den Ablauf der 
Friſt, ſoweit dieſer gegen den geſetzlichen Vertreter erfolgt iſt, gegen ſich 
gelten laſſen. 
1. Ohne die beſonderen Vorſchriften der §§ 2018 ff. würde ſich das “Sorbemerkung zum 
n des Erben zu dem Erbſchaftsbeſitzer folgendermaßen ge⸗ 3. Titel. 
ſtalten: 
3. Der Erbe könnte gegen denjenigen, der ſein Erbrecht beſtreitet, beim 
Vorliegen der in EPD. § 256 gegebenen Vorausſetzungen die Feſtſtel⸗ 
lungsklage auf Anerkennung feines Erbrechts erheben. 
b. Der Erbe wäre darauf angewieſen, die einzelnen auf ihn als Theile der 
Erbſchaft übergegangenen Rechte ($ 1922) mittelſt der einzelnen aus ihnen 
e rden Klageanſprüche (Singularklagen) geltend zu machen, vgl. 


e. Der Erbſchaftsbeſitzer würde in Anſehung der einzelnen von ihm be⸗ 
ſeſſenen Erbſchaftsſachen nach den für den Eigenthumsanſpruch geltenden 
1 , e 

* unfts⸗ oder Dffe A n ir 

nicht Def ie. ffenbarungspflicht des Erbſchaftsbeſitzers würde 

2. Durch die Aufnahme des Erbſchaftsanſpruchs (hereditatis petitio) als 
eines einheitlich zu beurtheilenden ee (vgl. 92018 Fr 2) 
wird eine dem beſonderen zwiſchen dem Erben und Erbſchaftsbeſitzer beſtehen⸗ 
den Rechtsverhältniſſe mehr entſprechende Regelung eingeführt. 

3. Es wird eine beſondere Offenbarungspflicht nicht nur dem Erbſchafts⸗ 
beſitzer, ſondern auch dem Beſitzer von Erbſchaftsſachen und den Hausge⸗ 
noſſen des Erblaſſers auferlegt ($$ 2027 f.). 

S 2018. 1. Der Erbſchaftsanſpruch (hereditatis petitio) ſetzt 

einen Streit darüber, wer Erbe ift, voraus. f 

a. Kläger fordert mit der Behauptung, daß er der wahre Erbe ſei, von dem 
Beklagten — dem Erbſchaftsbeſitzer —, welcher ebenfalls Erbe zu ſein be⸗ 
hauptet, oder von demjenigen, der von dem Erbſchaftsbeſitzer die Erb⸗ 
ſchaft erworben hat ($ 2030), Herausgabe desjenigen, was Beklagter aus 
der Erbſchaft erlangt hat. Vgl. § 812 Note B J. Anſpruch des wirk⸗ 
lichen Erben gegen den Beſitzer eines unrichtigen Erbſcheins § 2362. 

b. Die Vorausſetzungen des Erbſchaftsanſpruchs können auch gegeben ſein, 
wenn ein Streit zwiſchen dem Vorerben und dem Nacherben darüber be⸗ 
ſteht, ob der Fall der Nacherbfolge eingetreten iſt, vgl. § 2139. 

2. Die Klage iſt eine Univerſalklage. 4 n 

Das, was von dem Beklagten aus der Erbſchaft erlangt iſt, wird als ein 
einheitlicher Vermögensinbegriff betrachtet (§ 90 Note III 4 aß). Geklagt 
wird nicht, wie beim Eigenthumsanſpruche (vgl. § 985 Note 3a) auf Heraus: 
gabe der einzelnen Gegenſtände, ſondern auf Herausgabe derſelben als 
“geilen der Erbſchaft, vgl. §§ 2019, 2022. 


b. Umfang. 
a. Surrogation. 
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8 2019. Als aus der Erbſchaft erlangt gilt auch, was der Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erbſchaft erwirbt. 
Die Zugehörigkeit einer in ſolcher Weiſe erworbenen Forderung 


zur Erbſchaft hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, 


wenn er von der Zugehörigkeit Kenntniß erlangt; die Vorſchriften 
der 88 406 bis 408 finden entſprechende Anwendung. 


3. Klage. 

8. Ai aut nur nachzuweiſen, daß er Erbe ift (gleichgültig, ob geſetz⸗ 
licher Erbe, Teſtaments⸗, Vertragserbe, Miterbe § 1922 Abſ. 2) und was 
der Erbſchaftsbeſitzer zu irgend einer Zeit aus der Erbschaft erlangt hat. 
en Nachweiſe gegenüber muß Beklagter den Wegfall der Bereicherung 

eweiſen. 

b. Der Erbſchaftsanſpruch iſt nach allgemeinen Grundſätzen übertragbar, ſo 
daß auch der Erbe des Erben, ſowie ſein Singularſucceſſor, dem der 
Erbſchaftsanſpruch abgetreten iſt (3. B. der Erbſchaftskäufer), als Kläger 
auftreten können. 

e. Der Klageantrag muß nach CRD. § 253 Ziffer 2 eine beſtimmte Angabe 
derjenigen Gegenſtände, deren Herausgabe verlangt wird, enthalten. 
Nach CPO. § 254 (zu § 261) kann bei Verbindung der Klage auf Her⸗ 
ausgabe mit der Klage auf Vorlegung eines Vermögensverzeichniſſes 
und auf Leiſtung des Offenbarungseides (89 260, 2027) die beſtimmte 
Angabe der herauszugebenden Gegenſtande vorbehalten bleiben. 

4. Gerichtsſtand für den Erbſchaftsanſpruch CPO. § 27. 

$ 2019. 1. Außer den in $ 2019 erwähnten Surrogaten (vgl. Note 2) 
gehören zu dem aus der Erbſchaft Erlangten insbeſondere: 

a. die im Beſitze des Erblaſſers zur Zeit des Erbfalls befindlich geweſenen 
Sachen (vgl. § 857; § 812 Note BIN), 

b. Gegenſtände, welche auf Grund eines zur Erbſchaft gehörenden Rechtes 
oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines 
Erbſchaftsgegenſtandes erworben werden. Die Nichterwähnung dieſer 
Gegenſtande in § 2019 (vgl. mit §§ 2041, 2111) erklärt ſich daraus, daß 
ſich die Herausgabepflicht in Anſehung derſelben ſchon aus den hier an? 
wendbaren Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung ($ 818 
Abſ. 1) ergiebt. 

2. (Abſ. 1.) Die Surrogation des $ 2019 tritt mit dinglicher Wirtung 
ein. Es beſteht nicht nur ein Anſpruch des Erben gegen den Erbſchafts⸗ 
beſitzer auf Uebertragung der Surrogate, ſondern dieſe Surrogate werden 
unmittelbar mit der Vornahme derjenigen Handlung des Erbſchaftsbeſitzers, 
welche, wenn ſie von dem Erben vorgenommen würde, den Rechtserwerb in 
ſeiner Perſon begründen würde, Beſtandtheil der Erbſchaft. Dies iſt von 
beſonderer Wichtigkeit wegen des demnach dem Erben im Konkurſe des Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzers zuſtehenden Ausſonderungsrechts. Iſt die zum Zwecke der 
Befriedigung eines zur Erbſchaft gehörigen Anſpruchs an den Erbſchafts⸗ 
beſitzer gemachte Leiſtung dem Erben gegenüber wirkſam, ſo iſt das Ge 
leiſtete mit Mitteln der Erbſchaft — Befreiung des Schuldners von der For- 
derung — erworben. Iſt dagegen die Leiſtung dem Erben gegenüber un? 
wirkſam (vgl. Abſ. 2), ſo beſteht die Forderung des Erben fort und das 
Geleiſtete fällt nicht in die Erbſchaft (Prot. Bd. VI S. 316). Inwieweit in 
ſolchem Falle dem Leiſtenden gegen den Erbſchaftsbeſitzer Anſprüche aus der 
ungerechtfertigten Bereicherung zuſtehen, richtet ſich nach NS debe 

3. (Abſ. 2.) Gutgläubige Dritte, welche von dem Erbſchaftsbeſttzer zu del 
Erbſchaft gehörige Surrogate erwerben, ſind, ſoweit bewegliche Sachen oder 
Grundſtücke in Frage ſtehen, durch die allgemeinen Vorſchriften über den 
Schutz gutgläubigen Erwerbes geſchützt (vgl. Abſchnittvorb. vor $ 104 Note 50% 
Bezüglich der Forderungen wird das Prinzip der §§ 406 — 408 auf ben er 
der Surrogation übertragen. Die entſprechende Anwendung dieſer Bor 
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§ 2020. Der Erbſchaftsbeſitzer hat dem Erben die gezogenen 
Nutzungen herauszugeben; die Verpflichtung zur Herausgabe erſtreckt 
ſich auch auf Früchte, an denen er das Eigenthum erworben hat. 

§ 2021. Soweit der Erbſchaftsbeſitzer zur Herausgabe außer 
Stande iſt, beſtimmt ſich ſeine Verpflichtung nach den Vorſchriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung. 

§ 2022. Der Erbſchaftsbeſitzer iſt zur Herausgabe der zur Erb⸗ 
ſchaft gehörenden Sachen nur gegen Erſatz aller Verwendungen ver⸗ 
pflichtet, ſoweit nicht die Verwendungen durch Anrechnung auf die 
nach $ 2021 herauszugebende Bereicherung gedeckt werden. Die für 
den Eigenthumsanſpruch geltenden Vorſchriften der 88 1000 bis 1003 
finden Anwendung. 

Zu den Verwendungen gehören auch die Aufwendungen, die der 
Erbſchaftsbeſitzer zur Beſtreitung von Laſten der Erbſchaft oder zur 
Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten macht. 

Soweit der Erbe für Aufwendungen, die nicht auf einzelne Sachen 
gemacht worden ſind, insbeſondere für die im Abſ. 2 bezeichneten 
Aufwendungen, nach den allgemeinen Vorſchriften in weiterem Um⸗ 
fang Erſatz zu leiſten hat, bleibt der Anſpruch des Erbſchaftsbeſitzers 
unberührt. 

§ 2023. Hat der Erbſchaftsbeſitzer zur Erbſchaft gehörende Sachen 
herauszugeben, ſo beſtimmt ſich von dem Eintritte der Rechtshängig⸗ 
keit an der Anſpruch des Erben auf Schadenserſatz, wegen Verſchlech⸗ 
terung, Unterganges oder einer aus einem anderen Grunde eintreten⸗ 
den Unmöglichkeit der Herausgabe nach den Vorſchriften, die für das 
Verhältniß zwiſchen dem Eigenthümer und dem Beſitzer von dem 
Eintritte der Rechtshängigkeit des Eigenthumsanſpruchs an gelten. 

Das Gleiche gilt von dem Anſpruche des Erben auf Herausgabe 


ſchriften hat in der Weiſe zu geſchehen, daß an die Stelle des bisherigen 
Gläubigers der Erbſchaftsbeſitzer, an die Stelle des neuen Gläubigers der 
Erbe tritt. 

$ 2020. 1. Die Nutzungen (88 99, 100) fallen dem Erben nicht dinglich 
an; vielmehr iſt der gutgläubige Erbſchaftsbeſitzer (ogl. SS 2023— 2025) nur 
zur Herausgabe verpflichtet. Der gutgläubige Erbſchaftsbeſitzer kann alſo 
nicht nur ſeine Verwendungen einſchließlich der Gewinnungskoſten (§ 102) 
in Abzug bringen ($ 2022), ſondern auch einwenden, daß er aus den Nutz⸗ 
ungen nicht mehr bereichert ſei ($ 2021). 

2. Zum zweiten Halbſatz vgl. $$ 955; 987 ff., 993. 

§ 2021. Ungerechtfertigte Bereicherung ogl. SS 812 ff., insbeſondere § 818. 
5 2022. 1. Die Vorſchrift des $ 2022 bezieht fi} nur auf den gutgläu⸗ 
digen Erbſchaftsbeſitzer bis zur Rechtshängigkeit (vgl. 88 2023, 2024). 

2. Der gutgläubige Erbſchaftsbeſitzer kann Erſatz aller (auch der nicht 
nothwendigen oder den Werth erhöhenden, vgl. 89 994— 996) Verwendungen 
beanſpruchen. Als Verwendung gilt namentlich auch (Abſ. 2) die Tilgung 
einer Nachlaßverbindlichkeit, ſelbſt wenn ſie erſt für den Erben aus dem 
Erbfall entſtanden ift ($ 1967 Abſ. 2). f N 
N 3. Inſoweit die Verwendungen nicht durch die Bereicherung gedeckt wer⸗ 
en, ſteht dem Erbſchaftsbeſitzer ein Zurückbehaltungsrecht zu. Wegen der 
Geltendmachung des Verwendungsanſpruchs vgl. 8 1000-1008. 


8. Nutzungen. 


c. Uebergang in den 
Bereiherungsans 
ſpruch. 


d, Gegenanſpruch wegen 
Verwendungen. 


e. Einfluß der Rechts⸗ 
hängigkeit. 
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oder Vergütung von Nutzungen und von dem Anſpruche des Erb⸗ 

ſchaftsbeſitzers auf Erſatz von Verwendungen. 

b Einf e Se § 2024. Iſt der Erbſchaftsbeſitzer bei dem Beginne des Erb⸗ 
ſchaftsbeſtgerz. ſchaftsbeſitzes nicht in gutem Glauben, fo haftet er jo, wie wenn der 

Anſpruch des Erben zu dieſer Zeit rechtshängig geworden wäre. Er⸗ 

fährt der Erbſchaftsbeſitzer ſpäter, daß er nicht Erbe iſt, fo haftet 

er in gleicher Weiſe von der Erlangung der Kenntniß an. Eine 
weitergehende Haftung wegen Verzugs bleibt unberührt. 

Grlangung d. Grh- § 2025. Hat der Erbſchaftsbeſitzer einen Erbſchaftsgegenſtand 

darch e ſtrafbare durch eine ſtrafbare Handlung oder eine zur Erbſchaft gehörende Sache 

ee eee durch verbotene Eigenmacht erlangt, ſo haftet er nach den Vorſchriften 
über den Schadenserſatz wegen unerlaubter Handlungen. Ein gutgläu⸗ 
biger Erbſchaftsbeſitzer haftet jedoch wegen verbotener Eigenmacht nach 
dieſen Vorſchriften nur, wenn der Erbe den Beſitz der Sache bereits 
thatſächlich ergriffen hatte. 

§ 2023. 1. Durch die Faſſung: „hat der Erbſchaftsbeſitzer zur Erbſchaft 
gehörende Sachen herauszugeben“ wird klargeſtellt, daß ſich die Be⸗ 
ſtimmung des $ 2023 nur auf den dinglichen Theil des Erbſchaftsanſpruchs 
bezieht. Die anwendbaren Vorſchriften enthalten 
a. zu Abſ. 1 38558 
b. zu Abſ. 2 §§ 987, 994 Abs. 2, 995, 996. 

2. Für den Bereicherungsanſpruch (§ 2021) kommen von der Rechtshängig⸗ 
keit ab die §§ 818 Abſ. 4, 291, 292, 987 ff. zur Anwendung. 

2024. 1. Die Vorſchrift überträgt (im Gegenſatze zu $ 819) die Grund⸗ 
ſätze des er ober ver ($ 990) auf den Erbſchaftsanſpruch, gleichviel 
ob derſelbe dinglicher oder perſönlicher Natur iſt. 

a. Der Erbſchaftsbeſitzer iſt bei dem Beginne des Erbſchaftsbeſitzes 
nicht im guten Glauben ($ 932 Abf. 2), wenn ihm bekannt war oder in 
Folge grober Fahrlaſſigkeit unbekannt war, daß die Erbſchaft ihm nicht 
angefallen iſt. Im Uebrigen vgl. zu § 932 Note 4. 

b. Zu einer ſpäteren Zeit beſteht eine Erkundigungspflicht des Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzers nicht. Es iſt poſitive Kenntniß — nicht bloß Kennen 
müſſen — des Rechtsmangels erforderlich. 

2. Verzugswirkungen treten gegen den gutgläubigen Erbſchaftsbeſitzer nicht 
ein. Der Anſpruch gegen dieſen ift erſchöpfend in §§ 2020 ff. geregelt. Pal. 
§ 990 Note 2. Gegen den ſchlechtgläubigen Erbſchaftsbeſitzer kann die Ver⸗ 
zugswirkung namentlich in ſeiner Schadenserſatzpflicht aus § 286 beſtehen. 

§ 2025. 1. Die Vorſchrift bezieht ſich nicht nur auf den Erwerb von 

Nachlaßſachen (§ 90), ſondern auch auf die Erlangung von Nachlaßgegen⸗ 

ſtänden überhaupt. Die Erlangung muß durch den Erbſchaftsbeſitzer als 

ſolchen, d. h. auf Grund eines ihm in Wirklichkeit nicht zuſtehenden Erb⸗ 

rechts erfolgt ſein. 8 

2. Im Falle einer ſtrafbaren Handlung tritt Haftung gemäß § 823 ff. ein. 

3. Verbotene Eigenmacht (§ 858) liegt, da nach § 857 der Beſitz auf den 
Erben kraft Geſetzes übergeht, immer vor, wenn der Erbſchaftsbeſitzer ohne 
Zuſtimmung des Erben Sachen aus dem Nachlaß an ſich genommen hal, 
gleichviel ob der Erbe bereits thatſächlich von dem Nachlaſſe Beſitz ergriffen 
hatte oder nicht. Die Haftung des gutgläubigen ($ 2024 Note 1a) Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzers wegen verbotener Eigenmacht ſoll auf Grund des § 2029 
nur eintreten, wenn der Erbe den Beſitz der Sache bereits thatſächlich er 
griffen hatte. 5 

4. Daß die Haftung wegen verbotener Eigenmacht auf Grund des 8 2029 
nur bei Vorliegen von Verſchulden eintritt, ergiebt ſich aus der Verweiſung auf 
die Vorſchriften über Schadenserſatz wegen unerlaubter Handlungen ($$ 823 ff.). 


* 
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§ 2026. Der Erbſchaftsbeſitzer kann ſich dem Erben gegenüber, 
ſolange nicht der Erbſchaftsanſpruch verjährt iſt, nicht auf die Er⸗ 
ſitzung einer Sache berufen, die er als zur Erbſchaft gehörend im 
Beſitze hat. 

§ 2027. Der Erbſchaftsbeſitzer iſt verpflichtet, dem Erben über 
den Beſtand der Erbſchaft und über den Verbleib der Erbſchafts⸗ 
gegenſtände Auskunft zu ertheilen. 

Die gleiche Verpflichtung hat, wer, ohne Erbſchaftsbeſitzer zu ſein, 
eine Sache aus dem Nachlaß in Beſitz nimmt, bevor der Erbe den 
Beſitz thatſächlich ergriffen hat. 

§ 2028. Wer ſich zur Zeit des Erbfalls mit dem Erblaſſer in 
häuslicher Gemeinſchaft befunden hat, iſt verpflichtet, dem Erben auf 
Verlangen Auskunft darüber zu ertheilen, welche erbſchaftliche Ge⸗ 
ſchafte er geführt hat und was ihm über den Verbleib der Erbſchafts— 
gegenſtände bekannt iſt. 

Beſteht Grund zu der Annahme, daß die Auskunft nicht mit der 
erforderlichen Sorgfalt ertheilt worden iſt, ſo hat der Verpflichtete 
auf Verlangen des Erben den Offenbarungseid dahin zu leiſten: 

daß er feine Angaben nach beſtem Wiſſen jo vollſtändig ge- 
macht habe, als er dazu im Stande ſei. 

Die Vorſchriften des § 259 Abſ. 3 und des $ 261 finden An— 
wendung. 


§ 2026. 1. Der Erbſchaftsanſpruch verjährt gemäß $$ 194 ff., 195 in 
dreißig Jahren. Die Erſitzung der einzelnen Sachen würde ſich nach 
0 937 ff. in zehn Jahren vollenden. § 2026 ſchließt aus, daß der Erb⸗ 
chaftsbeſitzer gegenüber dem unverjährten Erbſchaftsanſpruche ſich auf die 
Erſitzung der einzelnen Sachen berufen kann. 

2. Die Beſchränkung des § 2026 bezieht ſich nur auf das Verhältniß des 
Erbſchaftsbeſitzers zum Erben, nicht zu Dritten. Dieſen gegenüber unterliegt 
die Erſitzung den gewöhnlichen Vorſchriften. 

3. Die zu Gunſten eines Erbſchaftsbeſitzers verſtrichene Erſitzungszeit 
kommt dem Erben zu Statten, § 944. 


$ 2027. 1. Auskunftspflicht, Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eids § 260. Vgl. hinſichtlich des durch Erbſchein legitimirten Nichterben 

2362 Abf. 2. 

2. Die Auskunftspflicht über den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände um⸗ 
aßt nicht nur den örtlichen, ſondern auch den wirthſchaftlichen Verbleib und 
ommt fomit auf die Rechenſchaftspflicht des § 259 hinaus. f 

3. Ueber die Verbindung des Anſpruchs auf Auskunftserkheilung und 
Offenbarung mit der Klage auf Herausgabe CPO. § 254 (zu § 261). 

4. Abſ. 2 vgl. § 857. 

8 2028. 1. Vgl. wegen dieſer Auskunftspflicht NG. 8 165. Die Aus⸗ 

zunfts⸗ bzw. Offenbarungspflicht eines Hausgenoſſen wird dadurch nicht aus⸗ 

Seaoffen, daß derſelbe Miterbe iſt, vgl. RA. 2 79, KG. Jahrb. 22 D 17, 
e 


1 2. Die Bezugnahme auf § 259 Abſ. 3 ſchließt die Eidespflicht bei Ange⸗ 
egenheiten von geringer Bedeutung aus; § 261 giebt Vorſchriften über die 
Zuſtändigkeit des Gerichts (vgl. hierzu BayObLG. Or. 2190, Seuff. 56 281), 
bdoer die Abnahme des Offenbarungseids und über die Koſten; vgl. auch 
ei § 261 die Vorſchrift CPO. § 889 und FrG. § 163. 


b. Einwendung der 
Erſitzung einzelner 
Erbſchaftsſachen. 


2. Anſpruch d. Erben auf 
Auskunftsertheilung 
a. gegen den Erb⸗ 

ſchaftsbeſitzer; 


b. gegen d. Sachbeſitzer; 


c. gegen die Hausge⸗ 
noſſen d. Erblaſſers. 
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‚ Singetanfprile bes § 2029. Die Haftung des Erbſchaftsbeſitzers beſtimmt ſich auch 


Kat gegenüber den Anſprüchen, die dem Erben in Anfehung der einzelnen 
Erbſchaftsgegenſtände zuſtehen, nach den Vorſchriften über den Erb⸗ 
ſchaftsanſpruch. 


Veräußerung d. Erb- § 2030. Wer die Erbſchaft durch Vertrag von einem Erbſchafts⸗ 
beten chats beſitzer erwirbt, ſteht im Verhältniſſe zu dem Erben einem Erbſchafts⸗ 
beſitzer gleich. 
Anspruch des verns- § 2031. Ueberlebt eine für todt erklärte Perſon den Zeitpuntt, 
Leb nt oder ohne der als Zeitpunkt ihres Todes gilt, ſo kann ſie die Herausgabe 
. ihres Vermögens nach den für den Erbſchaftsanſpruch geltenden 
1 Vorſchriften verlangen. Solange der für todt Erklärte noch lebt, 
wird die Verjährung ſeines Anſpruchs nicht vor dem Ablauf eines 
Jahres nach dem Zeitpunkte vollendet, in welchem er von der Todes- 
erklärung Kenntniß erlangt. 
Das Gleiche gilt, wenn der Tod einer Perſon ohne Todeserklärung 
mit Unrecht angenommen worden iſt. 


Vierter Titel. 
Mehrheit von Erben. 


$ 2029. 1. Wenn der Erbe, der die Wahl zwiſchen Erbſchaftsklage und 
Einzelklagen in Anſehung der einzelnen Gegenſtände hat, die Einzelklage 
anſtellt, ſo hat, ohne daß es einer diesbezüglichen Einwendung des Be 
klagten bedarf, die Beurtheilung nach den Vorſchriften über den Erbſchafts⸗ 
anſpruch einzutreten. Hieraus ergiebt ſich aber nicht ein ſelbſtändiges, von 
Amtswegen ſich geltend machendes Unterſuchungsrecht des Gerichts. Viel⸗ 
mehr iſt die Vorſchrift des § 2029 nur anwendbar, wenn der durch die An? 
führungen der Parteien dem Gericht unterbreitete Thatbeſtand ergiebt, daß 
die Vorausſetzungen des Erbſchaftsanſpruchs vorliegen (vgl. Titelvorb. vor 
§ 186 Note 40). 

2. Gutgläubiger Erwerb von einem durch Erbſchein legitimirten Nicht 
erben § 2366. 


8 2030. Erwerb einer Erbſchaft durch Kauf oder ſonſtigen Vertrag vgl. 
88 2371 ff., 2385. 

§ 2031. 1. Todeserklärung 88 13 ff. Pgl. wegen des Schutzes Dritter 
und bei Ertheilung eines Erbſcheins § 2370. 

a. Unter § 2031 fallen nur die Fälle, in denen der für todt Erklärte den 
anzunehmenden Todeszeitpunkt (§ 18) überlebt. Iſt er bereits früher ge 
ſtorben, jo hat der wahre Erbe den Erbſchaftsanſpruch aus SS 2018 ff. 

b. Die Hemmung der Verjährung tritt nur dem für todt Erklärten ſelbſt, 
nicht auch feinen Erben gegenüber ein („jo lange er lebt“). Wegen der 
Erſitzung vgl. § 2026. 

2. Fälle der Annahme des Todes einer Perſon ohne Todesertlärung 
können vorkommen in Folge unrichtiger Sterbeurkunden, aber auch ohne 
ſolche namentlich, wenn Verſchollenheit vorliegt und die Verhältniſſe des 
Nachlaſſes, der etwa nur aus Mobilien beſteht, eine Todeserklärung en! 
behrlich erſcheinen laſſen. Auch der Fall, daß das Todeserklärungsurtheil 
in Folge Anfechtungsklage aufgehoben wird, iſt unter Abſ. 2 zu rechnen 
ERD. §§ 957 f., 973 ff. 4 

Vorbemerkung zum Die allgemeine Vorſchrift des $ 1922 Abſ. 2, nach welcher auf den Anthel 
4. Titel. eines Miterben (Erbtheil) die ſich auf die Erbſchaft beziehenden Vorſchrifte 

Anwendung finden, wird im vierten Titel nach zwei Richtungen ergänzt 

1. Die §§ 2032—2057 regeln das Gemeinſchaftsverhältniß, in welches DI 


m 


II. 


— 
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I. Rochtsverhältniß der Erben unter einander. 


§ 2032. Sinterläßt der Erblaſſer mehrere Erben, jo wird der 
Nachlaß gemeinſchaftliches Vermögen der Erben. 

Bis zur Auseinanderſetzung gelten die Vorſchriften der 88 2033 
bis 2041. 

§ 2033. Jeder Miterbe kann über feinen Antheil an dem Nach⸗ 
laſſe verfügen. Der Vertrag, durch den ein Miterbe über ſeinen 
Antheil verfügt, bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 

Ueber ſeinen Antheil an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden kann 
ein Miterbe nicht verfügen. 


Erben zu einander treten. Bis zur Auseinanderſetzung ($$ 2042 ff.) beſteht 
Gemeinſchaft zur geſammten Hand ($$ 2038, 2040; vgl. Titelvorb. 
vor § 705 Note 4). Der Zweck, welchem die Gemeinſchaft dient, iſt die Be⸗ 
richtigung der Nachlaßſchulden. Die Erbengemeinſchaft hat die Beſonderheit, 
aß der Miterbe zwar auch nicht über ſeinen Antheil an den einzelnen 
Nachlaßgegenſtänden, wohl aber über ſeinen Antheil an der Gemein⸗ 
chaft verfügen kann (ogl. § 2033 Note 1), daß den anderen Miterben in⸗ 
hr ein geſetzliches Vorkaufsrecht in Anſehung dieſes Antheils zuſteht. 
gl. §§ 2033 ff. 

2. Die 88 20582063 regeln das Verhältniß zwiſchen dem Erben und den 
Nachlaßgläubigern auf der Grundlage der geſammtſchuldneriſchen Haftung. 
8 2032. 1. Die Vorſchrift des § 2032 ſchließt für die Erhspjemeinigoit 
die Anwendung der allgemeinen Vorſchrift des § 741 (Gemeinſchaft nach 
ruchtheilen) aus. 

90 n Vermögen der Miterben vgl. § 718 und § 741 
ote 12. 

3. Die Eintragung im Grundbuch als Erbengemeinſchaft vgl. GO. § 48. 

86 Fe der Miterben § 857; Beſitzſchutz der Miterben gegen einander 


5. Auskunfts⸗ und Offenbarungspflicht des Miterben, der mit dem Erb⸗ 
laſſer zur Zeit des Erbfalls ſich in häuslicher Gemeinſchaft befand § 2028. 
2033. 1. Die bei den anderen Fällen der Gemeinſchaft zur geſammten 

Hand (§§ 719, 1442, 1471) ausgeſchloſſene Möglichkeit der Verfügung über 
den Antheil als ſolchen iſt mit Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe der 
Erbengemeinſchaft gewährt. 1 

2. Erforderniß vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung zur Verfügung 
des geſetzlichen Vertreters eines Miterben über den Antheil an der Erbſchaft 
§§ 1643 Abi. 1, 1822 Ziff. 1. N 

3. Mit der Uebertragung des Erbtheils tritt der Erwerber an die Stelle 
des Miterben und kann z. B. (KF. Jahrb. 22 A 50 auch die Ertheilung des 
Erbſcheins beantragen. Die Uebertragung des Erbtheils hat dingliche Wir⸗ 
jung auch in Anſehung der einzelnen Nachlaßgegenſtände, jo daß für deren 
ebertragung, z. B. Auflaſſung des Grundſtücksantheils, kein Platz iſt. Vgl. 
2. OL. 2 242. Uebrigens iſt die dingliche Verfügung über die Geſamm⸗ 
erbſchaft durch den Einzelerben nicht zugelaſſen (§ 2374). N 
4. Die Vorſchrift des § 2033 Abſ. 1 Satz 2 betrifft nur die Form des 
dinglichen Vertrags, während für den obligatoriſchen Vertrag § 2371, 2385 
maßgebend ſind. 

5. Zwangsvollſtreckung 

a. in den Antheil CP. § 859 Abſ. 2 (zu § 719); vgl. RG. 49 405 und 
F 2059 Note J 2 ag; 

». in den Nachlaß CPO. § 747. 

O. 8747. Zur Zwangsvollstreckung in einen Nachlass ist, wenn mehrere 
en ben vorhanden sind, bis zur Theilung ein gegen alle Erben ergangenes Ur- 
teil erforderlich. 


1. Die Erbengemeinſchaft 
bis zur Auseinander⸗ 
ſetzung. 


a. Verfügung über den 
Antheil an 
a. dem Nachlaſſe; 


5. den einzelnen 
Nachlaßgegen⸗ 
ſtänden. 


b. Vorkaufsrecht der 
Miterben bei Ver⸗ 
kauf des Antheils. 


a. Ausübungsfriſt. 


F. Ausübung. 


7. Haftung d. An⸗ 
theilskäufers. 


§. Weitere Ueber⸗ 


tragung. 


o. Verwaltung des 
Nachlaſſes. 
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§ 2034. Verkauft ein Miterbe feinen Antheil an einen Dritten, 
ſo ſind die übrigen Miterben zum Vorkaufe berechtigt. 

Die Friſt für die Ausübung des Vorkaufsrechts beträgt zwei 
Monate. Das Vorkaufsrecht iſt vererblich. 

§ 2035. Iſt der verkaufte Antheil auf den Käufer übertragen, 
ſo können die Miterben das ihnen nach § 2034 dem Verkäufer 
gegenüber zuſtehende Vorkaufsrecht dem Käufer gegenüber ausüben. 
Dem Verkäufer gegenüber erliſcht das Vorkaufsrecht mit der Ueber⸗ 
tragung des Antheils. 

Der Verkäufer hat die Miterben von der Uebertragung unverzüg⸗ 
lich zu benachrichtigen. 

§ 2036. Mit der Uebertragung des Antheils auf die Miterben 
wird der Käufer von der Haftung für die Nachlaß verbindlichkeiten 
frei. Seine Haftung bleibt jedoch beſtehen, ſoweit er den Nachlaß⸗ 
gläubigern nach den §§ 1978 bis 1980 verantwortlich iſt; die Vor⸗ 
ſchriften der SS 1990, 1991 finden entſprechende Anwendung. 

§ 2037. Ueberträgt der Käufer den Antheil auf einen Anderen, 
fo finden die Vorſchriften der SS 2033, 2035, 2036 entſprechende 
Anwendung. 

§ 2038. Die Verwaltung des Nachlaſſes ſteht den Erben ge⸗ 
meinſchaftlich zu. Jeder Miterbe iſt den anderen gegenüber ver⸗ 
pflichtet, zu Maßregeln mitzuwirken, die zur ordnungsmäßigen Ver⸗ 
waltung erforderlich ſind; die zur Erhaltung nothwendigen Maßregeln 
kann jeder Miterbe ohne Mitwirkung der anderen treffen. 


6. In Anſehung des Antheils an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden iſt 
der Miterbe nicht verfügungsberechtigt, ſomit weder Hypothekbeſtellung mit 
dem Antheil eines Nachlaßgrundſtücks (vgl. § 1114 Note 7), noch Zwangs⸗ 
vollſtreckung in den Antheil an der einzelnen Sache, vgl. KG. Jahrb. 20 A 
85, Seuff. 56 38. 


§ 2034. 1. Vgl. Vorb. zu §8 504 ff. Daſelbſt auch Note II über Anz 
wendbarkeit der Vorſchriften über den obligatoriſchen Vorkauf (§§ 504 ff.) 
auf das Vorkaufsrecht der Miterben. 

2. Kein Vorkaufsrecht beim Verkaufe des Antheils an einen Miterben. 
Vgl. auch § 312 Abs. 2 (Vertrag bei Lebzeiten des Erblaſſers). 

3. Das Vorkaufsrecht ſteht nicht einzelnen Miterben zu, ſondern nur 
den übrigen Miterben gemeinſchaftlich. 

4. Kein Vorkaufsrecht im Falle der Zwangsvollſtreckung und des Kon⸗ 
kurſes, ſondern nur im Falle des Verkaufs (vgl. § 512). 

5. Die Ausübungsfriſt (vgl. $ 510) läuft von der Mittheilung ab. 

6. Die Vererblichkeit des Vorkaufsrechts iſt eine Abweichung von § 514. 

§ 2035. 1. Die Uebertragung erfolgt durch die rechtsgeſchäftliche Ver⸗ 
fügung in der in § 2033 Abſ. 1 Satz 2 vorgeſchriebenen Form. 

2. (Abſ. 2.) Die Mittheilung des Käufers erſetzt diejenige des Verkäufers 
§ 510 Abſ. 1. 

§ 2036. Die Haftung des Käufers für die Nachlaßverbindlichkeiten be⸗ 
ruht auf §§ 2382 f. 

8 2037. $ 2033: Erforderniß gerichtlicher oder notarieller Beurkundung 
des weiteren Uebertragungsvertrags. 
.$ 2035: Ausübung des den Miterben zuſtehenden Vorkaufsrechts gegen⸗ 
über dem ſpäteren Erwerber. 

$ 2036: Vgl. §§ 2385 Abſ. 1, 2382, 2383. 
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Die Vorſchriften der §§ 743, 745, 746, 748 finden Anwendung. 
Die Theilung der Früchte erfolgt erſt bei der Auseinanderſetzung. 
Iſt die Auseinanderſetzung auf längere Zeit als ein Jahr ausge⸗ 
ſchloſſen, jo kann jeder Miterbe am Schluſſe jedes Jahres die 
Theilung des Reinertrags verlangen. 

§ 2039. Gehört ein Anſpruch zum Nachlaſſe, fo kann der Ver⸗ 
pflichtete nur an alle Erben gemeinſchaftlich leiſten und jeder Mit⸗ 
erbe nur die Leiſtung an alle Erben fordern. Jeder Miterbe kann 
verlangen, daß der Verpflichtete die zu leiſtende Sache für alle 
Erben hinterlegt oder, wenn ſie ſich nicht zur Hinterlegung eignet, 
an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer abliefert. 

§ 2040. Die Erben können über einen Nachlaßgegenſtand nur 
gemeinſchaftlich verfügen. 

Gegen eine zum Nachlaſſe gehörende Forderung kann der Schuldner 
nicht eine ihm gegen einen einzelnen Miterben zuſtehende Forderung 
aufrechnen. 

§ 2041. Was auf Grund eines zum Nachlaſſe gehörenden 
Rechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Ent⸗ 
ziehung eines Nachlaßgegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft 
erworben wird, das ſich auf den Nachlaß bezieht, gehört zum Nach⸗ 
laſſe. Auf eine durch ein ſolches Rechtsgeſchäft erworbene Forderung 
findet die Vorſchrift des 2019 Abſ. 2 Anwendung. 


$ 2038. 1. Gemeinſchaftliche Verwaltung (vgl. § 744) erfordert Einſtim⸗ 
migkeit der Miterben. Vgl. indeß die Zuläſſigkeit von Mehrheitsbeſchlüſſen 
nach Abſ. 2 in Verbindung mit § 745. 
2. Die zitirten Paragraphen betreffen: 
§ 743: Früchte und Gebrauch. 
F 745: Stimmenmehrheitsbeſchlüſſe. 
§ 746: Bindende Regelung der Verwaltung und Nutzung. 
$ 748: Laſten und Koſten. 
3. Berechtigung der einzelnen Miterben zur Beantragung des Nachlaß: 
konkurſes KO. § 217. 


§ 2039. 1. Vgl. § 432 und RG. 20 318 f. 

ans §§ 372 ff., 383; Beſtellung des Verwahrers FrG. § 165 
(zu § 431). 

3. ft ein Miterbe zugleich Nachlaßſchuldner, fo gelten 88 2039 ff. eben⸗ 
falls. Es iſt nur die Beſonderheit, daß der Zweck der Erbengemeinſchaft 
lediglich in der Befriedigung der Nachlaßgläubiger beſteht und daß der 
Ueberſchuß antheilweiſe den Miterben zuſteht (vgl. $$ 2046 f.; Titelvorb. 
Note I). Dementſprechend werden die Miterben die von ihnen dem Nach⸗ 
laſſe geſchuldeten Leiſtungen nur inſoweit zu bewirken bzw. ſicherzuſtellen 
haben, als dies zur Tilgung der Nachlaßverbindlichkeiten erforderlich iſt oder 
ſoweit die geſchuldeten Leiſtungen den Betrag des dem Miterbenſchuldner zu⸗ 
kommenden Antheils übersteigen; vgl. hierzu OL. 3 172 und den ähnlichen 
Fall § 1985 Note I 2b. — Bei der Auseinanderſetzung der Miterben iſt 
dem Miterben⸗Schuldner der von ihm geſchuldete Betrag zuzüglich der etwa 
geſchuldeten Zinſen anzurechnen. 


5 8 2040. Val. § 747. Zu Abſ. 2 vgl. §§ 719 Abſ. 2, 1442 Abſ. 2, 1471 
bſ. 2. 


§ 2041. Vgl. § 718 Abſ. 2, § 1473. 
H. Neumann, Handausgabe des BOB, II. 3. Aufl. 32 


d. Legitimation d. Mit⸗ 
erben in Anſehung 
der Nachlaßforde⸗ 
rungen. 


e. Verfügung über 
Nachlaßgegenſtände. 


f. Surrogations⸗ 
prinzip. 


2. Auseinanderſetzung. 
a. Zeit der Auseinan⸗ 
der ſetzung. 
a, Allgemein. 


498 Fünftes Buch. Erbrecht. II. Abſchn. Rechtl. Stellung d. Erben. 


8 2042. Jeder Miterbe kann jederzeit die Auseinanderſetzung 
verlangen, ſoweit ſich nicht aus den §8 2043 bis 2045 ein Anderes 
ergiebt. 

Die Vorſchriften des § 749 Abſ. 2, 3 und der §§ 750 bis 758 
finden Anwendung. 


8 2042. 1. Abſ. 1 vgl. § 749 Abſ. 1. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß die 
Auseinanderſetzung lediglich gegenüber dem eine ſolche verlangenden Mit⸗ 
erben geſchieht. Die übrigen Miterben ſetzen alsdann die Erbengemeinſchaft 
unter ſich fort. Vgl. hierzu OLG. 4 119. — Gerichtsſtand CPO. $ 27. 

2. Die in Abſ. 2 zitirten Vorſchriften: 

8 749 Abf. 2, 3: Beſchränkte Wirkſamkeit vertragsmäßiger Ausſchlie⸗ 
ßung der Auseinanderſetzung. 

§ 750: Die Vereinbarung der Ausſchließung tritt im Zweifel beim 
Tode eines Miterben außer Kraft. 

8 751: Wirkſamkeit der Vereinbarung, daß die Aufhebung der Ge⸗ 
meinſchaft ausgeſchloſſen ſein ſoll, gegen den Sondernachfolger. 
Pfändung des Antheils. 

88 752—754: Die Theilung. 

Ss 755, 756: Die Berichtigung der Schulden. 

§ 757: Gegenſeitige Gewährleiſtung bei der Naturaltheilung. 

$ 758: Unverjährbarkeit des Anſpruchs auf Aufhebung der Gemeinſchaft. 

3. Erforderniß vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung eines durch einen 
Vormund geſchloſſenen Erbauseinanderſetzungsvertrags § 1822 Ziffer 2. Vgl. 
auch im Falle ausländiſcher Vormundſchaft FrG. § 97. 

4. Auseinanderſetzung durch einen Teſtamentsvollſtrecker § 2204. 

5. Auseinanderſetzungsverfahren vor dem Nachlaß gerichte Frcß $$ 86 98, 
192. Wegen a . 1 — Auseinanderſetzung vgl. zu § 1471. 
Preussen AG. 3. $rG. Artt. 19— 28. 

FG. 5 66. Hinterlässt ein Erblasser mehrere Erben, so hat das Nachlass- 
gericht auf Antrag die Auseinandersetzung in Ansehung des Nachlasses zwischen 
den Betheiligten zu vermitteln, sofern nicht ein zur Bewirkung der Auseinander- 
setzung berechtigter Testamentsvollstrecker vorhanden ist. 

Antragsberechtigt ist jeder Miterbe, der Erwerber eines Erbtheils, sowie der- 
jenige, welchem ein Pfandrecht oder ein Niessbrauch an einem Erbtheile zusteht. 

87. In dem Antrage sollen die Betheiligten und die Theilungsmasse be- 
zeichnet werden. 

Hält das Gericht vor der Verhandlung mit den Betheiligten eine weitere Auf- 
klärung für angemessen, so hat es den Antragsteller zur Ergänzung des An- 
trags, insbesondere zur Angabe der den einzelnen Betheiligten in Ansehung des 
Nachlasses zustehenden Ansprüche, zu veranlassen. Es kann dem Antragsteller 
auch die Beschaffung der Unterlagen aufgeben. 

$ 58. Einem abwesenden Betheiligten kann, wenn die Voraussetzungen der 
Abwesenheitspflegschaft vorliegen und eine Pflegschaft über ihn nicht bereits an- 
hängig ist, für das Auseinandersetzungsverfahren von dem Nachlassgericht ein 
Pfleger bestellt werden. Für die Pflegschaft tritt an die Stelle des Vormund- 
schaftsgerichts das Nachlassgericht. 

889. Das Gericht hat den Antragsteller und die übrigen Betheiligten, diese 
unter Mittheilung des Antrags, zu einem Verhandlungstermine zu laden. Die 
Ladung durch öffentliche Zustellung ist unzulässig. Die Ladung soll den Hin- 
weis darauf enthalten, dass ungeachtet des Ausbleibens eines Betheiligten über 
die Auseinandersetzung verhandelt werden würde und dass, falls der Termin 
vertagt oder ein neuer Termin zur Fortsetzung der Verhandlung anberaumt 
werden sollte, die Ladung zu dem neuen Termin unterbleiben könne. Sind 
Unterlagen fur die Auseinandersetzung vorhanden, so ist in der Ladung zu 


aan dass die Unterlagen auf der Gerichtsschreiberei eingesehen werden 
Önnen. 
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$90. Die Frist zwischen der Ladung und dem Termine muss mindestens 
zwei Wochen betragen. 

Diese Vorschrift findet auf eine Vertagung sowie auf einen Termin zur Fort- 
setzung der Verhandlung keine Anwendung. In diesen Fällen kann die Laduny 
der zu dem früheren Termine geladenen Betheiligten durch die Verkündung des 
neuen Termins ersetzt werden. 

§ 91. Treffen die erschienenen Betheiligten vor der Auseinandersetzung eine 
Vereinbarung über vorbereitende Massregeln, insbesondere über die Art der 
Theilung, so hat das Gericht die Vereinbarung zu beurkunden. Das Gleiche 
gin, wenn nur ein Betheiligter erschienen ist, in Ansehung der von diesem ge- 
machten Vorschläge. 

Sind die Betheiligten sämmtlich erschienen, so hat das Gericht die von ihnen 
getroffene Vereinbarung zu bestätigen. Dasselbe gilt, wenn die nicht erschienenen 
Betheiligten ihre Zustimmung zu gerichtlichem Protokoll oder in einer öffentlich 
beglaubigten Urkunde ertheilen. 

Ist ein Betheiligter nicht erschienen, so hat das Gericht, sofern er nicht nach 
Abs. 2 Satz 2 zugestimmt hat, ihm den Inhalt der Urkunde, soweit dieser ihn 
betrifft, bekannt zu machen und ihn gleichzeitig zu benachrichtigen, dass er die 
Urkunde auf der Gerichtsschreiberei einsehen und eine Abschrift der Urkunde 
‚fordern könne. Die Bekanntmachung muss den Hinweis darauf enthalten, dass 
wenn der Betheiligte nicht innerhalb einer von dem Gerichte zu bestimmenden 
Frist die Anberaumung eines neuen Termins beantrage oder wenn er in dem 
neuen Termine nicht erscheine, sein Einverständniss mit dem Inhalte der Ur- 
kunde angenommen werden würde. Beantragt der Betheiligte rechtzeitig die 
Anberaumung des neuen Termins und erscheint er in diesem Termine, so ist 
die Verhandlung fortzusetzen. Anderenfalls hat das Gericht die Vereinbarung 
zu bestätigen. 

$ 92. War im Falle des $ 91 der Betheligte ohne sein Verschulden ver- 
hindert, die Anberaumung eines neuen Lermins rechtzeitig zu beantragen oder 
in dem neuen Termine zu erscheinen, so ist ihm auf Antrag von dem Gerichte 
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ertheilen, wenn er binnen zwei 
Wochen nach der Beseitigung des Hindernisses die Anberaumung eines neuen 
Termins beantragt und die I Halvachen, weiche die Wiedereinsetzung begründen, 
glaubhaft macht. Eine Versäumung, die in dem Verschulden eines Vertreters 
ihren Grund hat, wird als eine unverschuldete nicht angesehen. Nach dem 
Ablauf eines Jahres, von dem Ende der versäumten Frist an gerechnet, kann 
die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt werden. 

$93. Sobald nach Lage der Sache die Auseinandersetzung stattfinden kann, 
hat das Gericht einen Auseinanderseizungsplan anzufertigen. Sind die erschie- 
nenen Betheiligten mit dem Inhalte des Planes einverstanden, so hat das Ge- 
richt die Auseinandersetzung zu beurkunden Sind die Betheiligten sämmtlich 
erschienen, so hat das Gericht die Auseinandersetzung zu bestätigen; dasselbe 
gilt, wenn die nicht erschienenen Betheiligten ihre Zustimmung zu gerichtlichem 
‚Protokoll oder in einer öffentlich beglaubigten Urkunde ertheilen. 

Ist ein Betheiligter nicht erschienen, so hat das Gericht nach $ 91 Abs. 3 
zu verfahren. Die Vorschriften des $ 92 finden entsprechende Anwendung. 

894 Is vereinbart, dass eine Vertheilung durch das Loos geschehen soll, 
so wird das Loos, sofern nicht ein Anderes bestimmt ist, für die nicht er- 
schienenen Betheiligten von einem durch das Gericht zu besiellenden Vertreter 
gezogen. . 8 

895. Ergeben sich bei den Verhandlungen Streitpunkte, so ist ein Protokoll 
darüber aufzunehmen und das Verfahren bis zur Erledigung der Streitpunkte 
auszusetzen. Soweit bezüglich der unstreitigen Punkte die Aufnahme einer Ur- 
kunde ausführbar ist, hat das Gericht nach den SS 91, 93 zu verfahren. 

$96. Gegen den Beschluss, durch welchen eine vorgängige Vereinbarung 
oder eine Auseinandersetzung bestätigt, sowie gegen den Beschluss, durch welchen 
über den Antrag auf Wıedereinseizung in den vorigen Stand entschieden wird, 
findet die sofortige Beschwerde statt. Die Beschwerde gegen den Bestätigungs- 
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8. Unbeftimmtheit 5 2043. Soweit die Erbtheile wegen der zu erwartenden Geburt 
der Erbipeile. eines Miterben noch unbeſtimmt find, iſt die Auseinanderſetzung bis 
zur Hebung der Unbeſtimmtheit ausgeſchloſſen. 

Das Gleiche gilt, ſoweit die Erbtheile deshalb noch unbeſtimmt 
ſind, weil die Entſcheidung über eine Ehelichkeitserklärung, über die 
Beſtätigung einer Annahme an Kindesſtatt oder über die Genehmigung 

einer vom Erblaſſer errichteten Stiftung noch ausſteht. 
e § 2044. Der Erblaſſer kann durch letztwillige Verfügung die 
% Aluseinanderſetzung in Anſehung des Nachlaſſes oder einzelner Nach⸗ 
laßgegenſtände ausſchließen oder von der Einhaltung einer Kündi⸗ 
gungsfriſt abhängig machen. Die Vorſchriften des § 749 Abſ. 2, 3, 


beschluss kann nur darauf gegründet werden, dass die Vorschriften über das 
Verfahren nicht beobachtet seien. 

897. Eine voryängige Vereinbarung sowie eine Auseinandersetzung ist nach 
dem Eintritte der Rechtskraft des Bestätigungsbeschlusses für alle Betheiligten 
in gleicher Weise verbindlich wie eine vertragsmässige Vereinbarung oder Aus- 
einandersetzung. 

Bedarf ein Betheiligter zur Vereinbarung oder zur Auseinandersetzung der 
Genehmigung des Vormundschaftsgerichts, so ist, wenn er im Inlande keinen 
Vormund, Pfleger oder Beistand hat, für die Ertheilung oder die Verweigerung 
der Genehmigung an Stelle des Vormundschaftsgerichts das Nachlassgericht 
zuständig. 

$ 98. Aus einer vorgängigen Vereinbarung sowie aus einer Auseinander- 
setzung findet nach dem Eintrüte der Rechtskraft des Bestätigungsbeschlusses 
die Zwangsvollstreckung statt. Die Vorschriften der $$ 795, 797 der Civü- 
prozessordnung finden Anwendung. 

FG. $ 192. Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach 
welchen, wenn die Auseinandersetzung in Ansehung eines Nachlasses nicht 
binnen einer bestimmten Frist bewirkt ist, das Nachlassgericht die Auseinander- 
setzung von Amtswegen zu vermitteln hat; auf die Auseinandersetzung finden 
die Vorschriften der $$ && bis 98 Anwendung. 


6. Auseinanderſetzung bezüglich einer Hypothek⸗, Grund⸗ oder Rentenſchuld 
vgl. GO. § 37. 

GO. $ 37. Soll bei einer zu einem Nachlasse gehörenden Hypothek, Grund- 
schuld oder Rentenschuld einer von mehreren Erben als neuer Gläubiger einge- 
tragen werden, so genügt zum Nachweise der Erofolge und der Eintragungs- 
bewilligung der Erben ein Zeugniss des Nachlassgerichts. 

Das Zeugniss darf nur ausgestellt werden, wenn die Voraussetzungen ‚für die 
Ertheilung eines Erbscheins vorliegen und die Erklärungen der Erben vor dem 
Nachlassgerichte zu Protokoll gegeben oder durch üffentliche oder öffentlich be- 
glaubigte Urkunden nachgewiesen sind. 

7. Verſteigerung eines Nachlaßgrundſtücks theilungshalber Zw. $$ 180 ff. 
(zu § 753.). 

8 2043. 1. Abſ. 1 vgl. § 1923 Abſ. 2; vgl. auch § 1963. 

2. Ehelichkeitserklärung $ 1733. — Annahme an Kindesſtatt § 1753; 
Stiftung § 84. 

3. Solange die Ungewißheit befteht, kann auch in Anſehung der dadurch 
betroffenen Miterben ein Erbſchein gemäß § 2353 nicht ertheilt werden, vgl. 
§ 2353 Note 3ba. Die etwa erforderlich werdenden Verfügungen tönnen 
durch einen gemäß § 1960 zu beſtellenden Pfleger getroffen werden, vgl. 
Note 1a zu § 1960 und KG. Jahrb. 22 A 65. 5 

4. Beim Ausſtehen der Entſcheidung über eine nach den Landesgeſetzen 
erforderliche Genehmigung des Erbſchaftserwerbes durch eine juriſtiſche Per⸗ 
ſon oder durch Religioſe. EG. Artt. 86, 87. 
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der 88 750, 751 und des $ 1010 Abſ. 1 finden entſprechende 
Anwendung. 

Die Verfügung wird unwirkſam, wenn dreißig Jahre ſeit dem 
Eintritte des Erbfalls verſtrichen ſind. Der Erblaſſer kann jedoch 
anordnen, daß die Verfügung bis zum Eintritt eines beſtimmten 
Ereigniſſes in der Perſon eines Miterben oder, falls er eine Nach⸗ 
erbfolge oder ein Vermächtniß anordnet, bis zum Eintritte der 
Nacherbfolge oder bis zum Anfalle des Vermächtniſſes gelten ſoll. 
Iſt der Miterbe, in deſſen Perſon das Ereigniß eintreten ſoll, eine 
juriſtiſche Perſon, jo bewendet es bei der dreißigjährigen Friſt. 

§ 2045. Jeder Miterbe kann verlangen, daß die Auseinander⸗ 
ſetzung bis zur Beendigung des nach § 1970 zuläſſigen Aufgebots⸗ 
verfahrens oder bis zum Ablaufe der im § 2061 beſtimmten An⸗ 
meldungsfriſt aufgeſchoben wird. Iſt das Aufgebot noch nicht 
beantragt oder die öffentliche Aufforderung nach $ 2061 noch nicht 
erlaſſen, ſo kann der Aufſchub nur verlangt werden, wenn unver⸗ 
züglich der Antrag geftellt oder die Aufforderung erlaſſen wird. 

§ 2046. Aus dem Nachlaſſe find zunächſt die Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten zu berichtigen. Iſt eine Nachlaßverbindlichkeit noch nicht 
fällig oder iſt ſie ſtreitig, ſo iſt das zur Berichtigung Erforderliche 
zurückzubehalten. 

Fällt eine Nachlaßverbindlichkeit nur einigen Miterben zur Laſt, 
ſo können dieſe die Berichtigung nur aus dem verlangen, was ihnen 
bei der Auseinanderſetzung zukommt. 

Zur Berichtigung iſt der Nachlaß, ſoweit erforderlich, in Geld 
umzuſetzen. 

§ 2047. Der nach der Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten 
verbleibende Ueberſchuß gebührt den Erben nach dem Verhältniſſe 
der Erbtheile. 

Schriftſtücke, die ſich auf die perſönlichen Verhältniſſe des Erb⸗ 
laſſers, auf deſſen Familie oder auf den ganzen Nachlaß beziehen, 
bleiben gemeinſchaftlich. 

§ 2044. 1. Abſ. 1 vgl. § 2042. — $ 1010 Abſ. 1 macht die Wirkſamkeit 
des in Anſehung eines Grundſtücks angeordneten Theilungsverbots gegenüber 
dem Sondernachfolger eines Miterben von grundbuchlicher Eintragung des 
Verbots abhängig. Ob den Miterben die Verpflichtung, ſich gegenſeitig die 
Eintragung des Theilungsverbots zu bewilligen, auferlegt iſt, iſt Aus⸗ 
legungsfrage 

2. Abs. 2 vgl. 59 2109; 2162 f.; 2210. 

3. Die Anordnung des Erblafſers iſt der Konkursmaſſe des Miterben 
gegenüber unwirkſam. KO. § 16 Abſ. 2 (zu § 7510). 

$ 2045. 1. Das Gläubigeraufgebot hat über die Wirkungen des § 1973 
hinaus bei einer Mehrheit von Erben die Wirkung des § 2060 Ziffer 1. 
Vgl. auch CRD. § 997 (zu SS 1970 ff.). 

2. Unverzüglich § 121. 

§ 2046. Val. 85 2042 Abſ. 2, 755; 733 Abſ. 1; 1967, 2058. — Die 
Vorſchrift des § 2046 begründet nur Anſprüche der Miterben gegen einander. 

8 2047. 1. Zu Abſ. 1 vgl. $$ 734, 1476. — Grundbuchlicher Nachweis 
der Ueberweiſung einer zum Nachlaſſe gehörenden Hypothek, Grund⸗ oder 
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§ 2048. Der Erblaſſer kann durch letztwillige Verfügung An⸗ 
ordnungen für die Auseinanderſetzung treffen. Er kann insbeſondere 
anordnen, daß die Auseinanderſetzung nach dem billigen Ermeſſen 
eines Dritten erfolgen ſoll. Die von dem Dritten auf Grund der 
Anordnung getroffene Beſtimmung iſt für die Erben nicht verbindlich, 
wenn ſie offenbar unbillig iſt; die Beſtimmung erfolgt in dieſem 
Falle durch Urtheil. 

§ 2049. Hat der Erblaſſer angeordnet, daß einer der Miterben 
das Recht haben ſoll, ein zum Nachlaſſe gehörendes Landgut zu 
übernehmen, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß das Landgut zu 
dem Ertragswerth angeſetzt werden ſoll. 

Der Ertragswerth beſtimmt ſich nach dem Reinertrage, den das 
Landgut nach ſeiner bisherigen wirthſchaftlichen Beſtimmung bei 
ordnungsmäßiger Bewirthſchaftung nachhaltig gewähren kann. 

§ 2050. Abkömmlinge, die als geſetzliche Erben zur Erbfolge 
gelangen, ſind verpflichtet, dasjenige, was ſie von dem Erblaſſer bei 
deſſen Lebzeiten als Ausſtattung erhalten haben, bei der Ausein⸗ 
anderſetzung unter einander zur Ausgleichung zu bringen, ſoweit nicht 
der Erblaſſer bei der Zuwendung ein Anderes angeordnet hat. 

Zuſchüſſe, die zu dem Zwecke gegeben worden ſind, als Einkünfte 


Rentenſchuld an einen Miterben zwecks Eintragung GO. § 37 (au 8 2046 
Note 6). 

2. (Abſ. 2.) Bezüglich der in Abſ. 2 bezeichneten Schriftſtücke bleibt die 
Gemeinſchaft — natürlich vorbehaltlich anderweiter Vereinbarung — be⸗ 
ſtehen. Wie mit den gemeinſchaftlichen Schriftſtücken weiter zu verfahren 
iſt, beſtimmt ſich nach $ 745 Abi. 2. 

§ 2048. 1. Der Erblaſſer kann auf Grund des Satz ! auch ein ſchieds⸗ 
richterliches Verfahren für die bei der Auseinanderſetzung hervortretenden 
Streitpunkte anordnen, vgl. CPO. § 1048. 

2. Billiges Ermeſſen eines Dritten vgl. § 319; vgl. auch § 2065, ferner 
RS. 21 190. 

3. In eine Theilungsanordnung kann auch ein Vermächtniß (Vorausver⸗ 
mächtniß vgl. § 2150) gekleidet fein. 

4. 52306 des Pflichttheilsberechtigten durch eine Theilungsanord⸗ 
nung § 2306. 

5. Im Erbſchein iſt die Theilungsanordnung nicht zu berückſichtigen, vgl. 
Abſchnittvorb. vor § 2353 Note 1. Die Theilungsanordnung dahin, daß ein 
Miterbe einen beſtimmten Gegenſtand, z. B. ein Grundſtück, erhalten ſoll 
(ogt. § 2049), hat lediglich obligatoriſche Wirkſamkeit, fo daß zur Uebereignung 
des Grundſtücks an den Berechtigten die Auflaſſung erforderlich iſt, KG. 
Jahrb. 22 A S. 301. 


§ 2049. 1. Im Zweifel fol als Uebernahmepreis der Ertragswerth im 
Gegenſatze zu dem Verkaufswerth angeſetzt werden. Die Vorſchrift iſt eine 
agrarpolitiſche; fie will den Uebernehmer eines Landguts begünſtigen, da 
der Ertragswerth regelmäßig nicht unerheblich hinter dem Verkaufswerthe 
zurückbleibt. Vgl. hierzu § 2312 Note 2. 

2. Zur Berechnung des Ertragswerths vgl. EG. Art. 137, wo auch wegen 
der Landesgeſetzgebung zu vergleichen. 

3. Verhältniß zum Pflichttheilsrechte. s 
a. un eines Pflichttheilsberechtigten durch eine Theilungsanord⸗ 

nung 306. 
b. Berechnung des Pflichttheils § 2312. 
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verwendet zu werden, ſowie Aufwendungen für die Vorbildung zu 
einem Berufe ſind inſoweit zur Ausgleichung zu bringen, als ſie das 
den Vermögensverhaltniſſen des Erblaſſers entſprechende Maß über⸗ 
ſtiegen haben. 

Andere Zuwendungen unter Lebenden ſind zur Ausgleichung zu 
bringen, wenn der Erblaſſer bei der Zuwendung die Ausgleichung 
angeordnet hat. 

§ 2051. Fällt ein Abkömmling, der als Erbe zur Ausgleichung 
verpflichtet ſein würde, vor oder nach dem Erbfalle weg, ſo iſt wegen 
der ihm gemachten Zuwendungen der an feine Stelle tretende Ab⸗ 
kömmling zur Ausgleichung verpflichtet. 

Hat der Erblaſſer für den wegfallenden Abkömmling einen Erſatz⸗ 


§ 2050. 1. Maßgeblichkeit des Willens des Erblaſſers für 

die Ausgleichungspflicht. . 

a. Der Wille des Erblaſſers iſt, ſoweit nicht durch das Pflichttheilsrecht 
(8 2316 Abſ. 3) Beſchränkungen begründet werden, dafür entſcheidend, ob 
eine Ausgleichungspflicht des Empfängers einer unter Lebenden erfolgten 
Zuwendung begründet oder nicht begründet fein foll. § 2050 enthält 
lediglich eine beim Fehlen abweichender Beſtimmungen dem anzunehmen⸗ 
den Willen des Erblaſſers entſprechende Dispoſitivvorſchrift. 

b. Der Erblaſſer kann (vorbehaltlich § 2316 Abſ. 3) auch nach der Zuwen⸗ 
dung beſtimmen, daß die Ausgleichung nicht ſtattfinden ſoll; ob er auch 
einſeitig durch nachträgliche Anordnung die Ausgleichungspflicht begrün⸗ 
den kann, iſt beſtritten, aber jedenfalls inſoweit zu bejahen, als auch ohne 
den anzurechnenden Betrag dem Abkömmlinge der Pflichttheil belaſſen iſt. 

e. Zuwendungen an einen Abkömmling, der erſt nach erfolgter Zuwendung 
die Eigenſchaft eines geſetzlichen Erben des Zuwendenden erlangt $ 2053 

ne 2. Zuwendungen an Erſatzerben § 2053 Abſ. 1. 
2. (Abſ. 1.) Die ausgleichungspflichtigen Perſonen. 
Ausgleichungspflichtig ſind 18 RB 
a. der eu ln 13 5 5 ar insbeſondere alfo 
e 1 Shegatte, werden von der Ausgleichungspflicht nicht be⸗ 
rührt, vgl. § 2055 Abf. | Satz 2; . 

b. Abkömmlinge, welche als geſetzliche Erben ($$ 1924 ff.) zur Erbfolge 
gelangen, nicht alſo der Teſtaments- oder Vertragserbe. Teſtamentariſche 
Anordnung der geſetzlichen Erbfolge § 2052. 

3, Umfang der Ausgleichungspflicht. 

a. Ausſtattung § 1624. Wer die Ausſchließung der Ausgleichungspflicht 
behauptet, iſt hierfür beweis pflichtig. 8 

b. (Abſ 2.) Daß und inwieweit die Zuſchüſſe, die als Einkünfte verwendet 
zu werden beſtimmt ſind (z. B. Taſchengelder, Unterhaltsbeiträge) und die 
aufgewendeten Ausbildungskoſten, das den Vermögensverhältniſſen des 
Erblaſſers entſprechende Maß überſteigen, hat der die Ausgleichungspflicht 
in Anſpruch Nehmende zu beweiſen. Nicht entſcheidend iſt, ob die Zu⸗ 
ſchüſſe oder Aufwendungen aus den Einnahmen oder aus dem Stamm⸗ 
vermögen des Erblaſſers entnommen wurden; immerhin kann die Ent⸗ 
nahme aus dem Stammvermögen ein Anzeichen für die Ueberſteigung 
des entſprechenden Maßes bilden. g g 

c. (Abf. 3.) In Anſehung anderer Zuwendungen iſt der die Ausgleichungs⸗ 
pflicht Behauptende für die Anordnung beweispflichtig. Hat der Erb⸗ 
laſſer für die einzelnen Abkömmlinge ein Konto eingerichtet, ſo wird die 
Belaſtung des Kontos als Ausgleichungsanordnung, die Verbuchung auf 
ein anderes, z. B. das Haushaltskonto des Erblaſſers als Ausſchließung 
der Ausgleichungspflicht aufzufaſſen ſein. 


F. Wegfall eines 
ausgleichungs⸗ 
pflichtigen Ab 
kömmlinges. 


7. 
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erben eingeſetzt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß dieſer nicht mehr 
erhalten ſoll, als der Abkömmling unter Berückſichtigung der Aus⸗ 
gleichungspflicht erhalten würde. 

Aalener ige 8 2052. Hat der Erblaſſer die Abkömmlinge auf dasjenige als 

geſezlichens erb- Erben eingeſetzt, was fie als geſetzliche Erben erhalten würden, oder 

folge. hat er ihre Erbtheile ſo beſtimmt, daß ſie zu einander in demſelben 
Verhältniſſe ſtehen wie die geſetzlichen Erbtheile, ſo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß die Abkömmlinge nach den §§ 2050, 2051 zur 
Ausgleichung verpflichtet ſein ſollen. 


Nach dem em. § 2053. Eine Zuwendung, die ein entfernterer Abkömmling vor 


3 dem Wegfalle des ihn von der Erbfolge ausſchließenden näheren Ab⸗ 


en Em⸗kömmlinges oder ein an die Stelle eines Abkömmlinges als Erſatz⸗ 
erbe tretender Abkömmling von dem Erblaſſer erhalten hat, iſt nicht 
zur Ausgleichung zu bringen, es ſei denn, daß der Erblaſſer bei der 
Zuwendung die Ausgleichung angeordnet hat. 
Das Gleiche gilt, wenn ein Abkömmling, bevor er die rechtliche 
Stellung eines ſolchen erlangt hatte, eine Zuwendung von dem Erb- 
laſſer erhalten hat. 


108 . — 1. (Abſ. 1.) Wegfall eines geſetzlichen Erben (val. § 1935 

Note 2). 

a. Fälle des Eintritts eines entfernteren Abkömmlinges an Stelle des Weg⸗ 
fallenden § 1924 Note 3. 

b. Gleichgültig iſt für die Anwendung des Abſ. 1, ob der (als Erbe weg⸗ 
fallende) Empfänger der ausgleichungspflichtigen Zuwendung ein Vor⸗ 
fahre des eintretenden Abkömmlinges des Erblaſſers iſt oder nicht. Die 
Ausgleichungspflicht tritt z. B. auch dann ein, wenn der Enkel des Erb⸗ 
laſſers, nach dem Tode ſeines die Verwandtſchaft mit dem Erblaſſer ver⸗ 
mittelnden Vaters (vgl. § 2053), nach Empfang einer ausgleichungspflich⸗ 
tigen Zuwendung wegfällt und an ſeine Stelle ſeine Geſchwiſter treten. 

e. Iſt der Eintretende auch, abgeſehen von dem Wegfalle des Empfängers 
der Zuwendung, geſetzlicher Erbe des Erblaſſers, ſo wird er gegen die 
nachtheiligen Folgen, der ihn nach $ 2051 Abſ. 1 treffenden Ausgleichungs⸗ 
pflicht durch § 1935 geſchützt. (Im Falle des § 2052 vgl. 2095.) — Bei 
teſtamentariſcher Erbfolge vgl. § 2095. 

d. Mehrere an die Stelle des Empfängers tretende Abkömmlinge ſind nach 
Verhältniß der ihnen in Folge des Wegfalls zugefallenen Erbtheile aus⸗ 
gleichungspflichtig. 

e. Zuwendungen an den eintretenden entfernteren Abkömmling § 2053. 

f. Vgl. auch § 2327 Abſ. 2 Berückſichtigung von Schenkungen an den Pflicht⸗ 
theilsberechtigten bei Ergänzung des Pflichttheils wegen Schenkungen. 

2. (Abſ. 2.) Erſatzerbe. 

a. Die Auslegungsregel des Abſ. 2 wendet dem Erſatzerben die aus der 
Ausgleichungspflicht eines anderen Abkömmlinges ſich für den wegfallen⸗ 
den Abkömmling ergebenden Vortheile nicht zu. Der Erſatzerbe ſoll im 
Zweifel nicht mehr erhalten als der Wegfallende, daß er nicht weniger 
erhalten ſoll, iſt nicht gejagt. (Vgl. Prot. V S. 892, VI S. 340.) 

b. Zuwendungen an den als Erſatzerben miterbenden Abkömmling § 2053. 

§ 2052. 1. Vgl. § 2050 Note 2b, § 2051 Note 1c. 

2. Sind die Erbtheile nur für einzelne Abkömmlinge nach dem geſetzlichen 
Verhältniſſe, für andere anders beſtimmt, ſo findet § 2052 nur auf die 
erſteren Anwendung (Jacubezky, Bemerkungen S. 338). 

§ 2053. 1. 8 2053 iſt wohl dahin zu verſtehen, daß auch eine Zuwen⸗ 
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§ 2054. Eine Zuwendung, die aus dem Geſammtgute der all⸗ 
gemeinen Gütergemeinſchaft, der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder der 
Fahrnißgemeinſchaft erfolgt, gilt als von jedem der Ehegatten zur 
Hälfte gemacht. Die Zuwendung gilt jedoch, wenn ſie an einen Ab⸗ 
kömmling erfolgt, der nur von einem der Ehegatten abſtammt, oder 
wenn einer der Ehegatten wegen der Zuwendung zu dem Geſammt⸗ 
gut Erſatz zu leiſten hat, als von dieſem Ehegatten gemacht. 

Dieſe Vorſchriften finden auf eine Zuwendung aus dem Geſammt⸗ 

gute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſprechende Anwendung. 
8 2055. Bei der Auseinanderſetzung wird jedem Miterben der 
Werth der Zuwendung, die er zur Ausgleichung zu bringen hat, 
auf ſeinen Erbtheil angerechnet. Der Werth der ſämmtlichen Zu⸗ 
wendungen, die zur Ausgleichung zu bringen find, wird dem Nach⸗ 
laſſe hinzugerechnet, ſoweit dieſer den Miterben zukommt, unter denen 
die Ausgleichung ſtattfindet. 

Der Werth beſtimmt ſich nach der Zeit, zu der die Zuwendung 
erfolgt iſt. 
dung, die ein an die Stelle eines Abkömmlinges als Erſatzerbe tretender 
Abkömmling vor dem Wegfalle des ihm vorgehenden Abkömmlinges von 
dem Erblaſſer erhalten hat, nur zur Ausgleichung zu bringen iſt, wenn die 
Ausgleichung angeordnet iſt. — Iſt die Zuwendung erſt nach dem Wegfalle 
des näheren bzw. des vorgehenden Abkömmlinges erfolgt, ſo iſt die Aus⸗ 
. nach §§ 2050, 2052 zu beurtheilen. 

2. Abf. 2 betrifft die Zuwendungen, welche die durch Legitimation ($ 1719 
Note III 2, § 1736) oder Annahme an Kindesſtatt (§ 1757) zu Abkömm⸗ 
lingen (vgl. § 1924 Note 1) gewordenen Erben vor Erlangung der recht⸗ 
lichen Stellung eines Abkömmlinges des Erblaſſers von dieſem erhalten haben. 

§ 2054. Vgl. die entſprechende Vorſchrift im Pflichttheilsrechte (Schenkung 
aus dem Geſammtgute) 2331. Im Einzelnen zu vgl. für die allgemeine 
Gütergemeinſchaft § 1465, Errungenſchaftsgemeinſchaft § 1538, Fahrniß⸗ 
gemeinſchaft 8 1549, fortgeſetzte Gütergemeinſchaft SS 1483 ff. 

§ 2055. 1. Die Ausgleichung erfolgt unter den Ausgleichungspflichtigen 
(§ 2050). Sind ausgleichungspflichtige (58 2050, 2051) und nicht aus⸗ 
gleichungspflichtige Miterben vorhanden, ſo wird zunächſt der Erbtheil der 
Nichtausgleichungspflichtigen auf Grundlage des thatſächlichen Nachlaſſes 
feſtgeſtellt und von dieſem abgerechnet. Der Reſt iſt der unter die aus⸗ 
gleichungspflichtigen Miterben unter Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht 
zu vertheilende Nachlaß. 5 . . h 

2. Beifpiel: A hinterläßt als geſetzliche Erben ſeine Frau und ſeine drei 
ausgeſtatteten Kinder M, N, O. 


Der thatſächliche Nachlaß betragt . 14000 
Der Sh el 5 Frau betragt „. ($ 1931) mit 3500 
Verbleibt für die ausgleichungspflichtigen Kinder ein 
CCC ae 0 10 500 
Ausgleichungspflichtige Zuwendungen haben erhalten: 

in Söhe voe n 1000 

N. u" N En > 1500 

r 2000 

Sa. 4500 


Der durch die Ausgleichungswerthe erhöhte, der Auseinanderſetzung der 
Ausgleichungspflichtigen zu Grunde zu legende Nachlaß beträgt 10 500 4500 
15 000. Hiervon entfallen auf jedes Kind ½ mit je 5000, auf welchen 
Betrag es ſich ſeinen ausgleichungspflichtigen Empfang anzurechnen hat. 


e. Zuwendung der 
Ehegatten aus d. 
Geſammtgute. 


b. Vewirkung d. Aus⸗ 
gleichung. 
G. Berechnung und 
Bewerthung. 
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8. nne, ders, F 2056. Hat ein Miterbe durch die Zuwendung mehr erhalten, 

Gero als ihm bei der Auseinanderſetzung zukommen würde, ſo iſt er zur 

Herauszahlung des Mehrbetrags nicht verpflichtet. Der Nachlaß 

wird in einem ſolchen Falle unter die übrigen Erben in der Weiſe 

getheilt, daß der Werth der Zuwendung und der Erbtheil des Mit- 

erben außer Anſatz bleiben. | 

e ofknbarumgspfige § 2057. Jeder Miterbe iſt verpflichtet, den übrigen Erben auf 

Verlangen Auskunft über die Zuwendungen zu ertheilen, die er nach 

den §§ 2050 bis 2053 zur Ausgleichung zu bringen hat. Die Vor⸗ 

ſchriften der SS 260, 261 über die Verpflichtung zur Leiſtung des 
Offenbarungseids finden entſprechende Anwendung. 


II. Rechtsverhältuiß zwiſchen den Erben und den Nachlaßgläubigern. 


1. anz der ceſammt⸗ § 2058. Die Erben haften für die gemeinſchaftlichen Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten als Geſammtſchuldner. 


Demnach erhält M 5000 — 1090 = 4000 6 
N 5000 — 1500 = 3500 | zuſammen 10 500. 
0 5000 — 2000 — 3000 

3. Iſt die Ausgleichung bei der Auseinanderſetzung unterblieben, jo kann N 
der Anſpruch aus der ungerechtfertigten Bereicherung bis zur Höhe des dem 
Ausgleichungspflichtigen aus dem Nachlaſſe zu viel Gezahlten (vgl. $ 2056) | 
begründet fein. 

§ 2056. Für die richtige Anwendung des § 2056 (vgl. Küntzel bei Gruchot 
41 616 ff.) iſt zunächſt gemäß § 2047 das Verhältniß der Erbtheile der ein⸗ 
zelnen Miterben zu einander feſtzuſtellen. 

Beiſpiel: Nachlaß 28 000. Geſetzliche Erben ſind Sohn 4, die Enkel X 
und Y von des Erblaſſers vorverſtorbenem Sohne B. X bat eine ausglei⸗ 
chungspflichtige Zuwendung in Höhe von 12000 erhalten. 

Das Verhältniß der Erbtheile iſt nach § 1924: 

Aa X 00 Y Aa: 
u 0 
Nach $ 2055 würde X erhalten 28000 ＋ . eee e ar 
bereits durch die Zuwendung von 12000 um 2000 mehr erhalten hat, als 
ihm zukommen würde, ſo wird gemäß § 2056 der Nachlaß unter die übrigen 
Erben in der Weiſe getheilt, daß der Werth der Zuwendung und der Erb⸗ 
theil des X außer Anſatz bleiben. Die Theilung unter die übrigen Erben 
1110 gemäß § 2047 in dem Verhältniß ihrer Erbtheile, alſo vorliegend 
wie 2:1. Dieſes Verhältniß wird dadurch, daß X mit feinem Erbtheil 
außer Betracht bleibt, nicht berührt. Es ändert ſich nur der Nenner, nicht 
der Zähler des Jedem der beiden Anderen gebührenden Bruchtheils der Erb⸗ 
ſchaft, ſtatt “ erhält 4% und Y ½ ftatt /. Es erhält alſo im Beiſpiels⸗ 
falle von dem Nachlaſſe 
IN Hase e 
Mur © eee 
23 000,00 
§ 2057. Vgl. zu $$ 260, 261 und daſelbſt CPO. § 889; FrG. $$ 163, 79. 
Ju Ss 2058 ß. A. Die Haftung der Miterben im Allgemeinen. £ 
J. Als leitender Grundſatz beſtimmt § 1922 Abſ. 2, daß auf den An⸗ 
theil eines Miterben (Erbtheil) die ſich auf die Erbſchaft beziehenden Vor⸗ 
ſchriften Anwendung finden. Demnach ſind auch in der Frage der Haftung 
der Miterben für die Nachlaßverbindlichkeiten die für den Einzelerben ge⸗ 
gebenen Vorſchriften ($$ 1967 ff.) in der Weiſe anwendbar, daß an Stelle 
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des Erben der Miterbe, an Stelle der Erbſchaft der Erbtheil, an Stelle des 

Nachlaſſes der Antheil am Nachlaſſe (vgl. § 2033) tritt, ſoweit ſich aus den 

beſonderen Vorſchriften der §8 2058 ff. nicht ein Anderes ergiebt. 

II. Ausſcheidende Fälle. 

Für die Darſtellung der Haftung der einzelnen Miterben für die ge⸗ 
meinſchaftlichen Nachlaßverbindlichkeiten ſcheiden zwei Fälle aus: 

1. die Haftung eines Miterben für eine nicht gemeinſchaftliche, ſon⸗ 
dern ihm allein obliegende Nachlaßverbindlichkeit (z. B. für ein ihm perſön⸗ 
lich auferlegtes Vermächtniß, vgl. § 2058 Note 1b). Die allgemeinen Vor: 
Schriften der SS 1967 ff. werden für dieſen Fall nur berührt durch §§ 2062, 
2063, KO. § 235 (vor § 1975), CPO. § 997 (zu $$ 1970 ff.); 

2. die gegen ſämmtliche Miterben gemeinſchaftlich ſich richtenden An⸗ 
ſprüche auf Befriedigung aus dem ungetheilten Nachlaſſe, vgl. § 2059 Abf. 2. 

B. Die Haftung des einzelnen Miterben für gemeinſchaftliche Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten. 

J. Allgemeiner Inhalt der Vorſchriften. 

1. Die beſonderen Vorſchriften der §§ 2058 ff. haben einen 
doppelten Zweck. Sie regeln einerſeits das aus der Mehrheit der Schuldner 
ſich ergebende Schuldverhältniß zwiſchen dem Gläubiger und den einzelnen 
Miterben (zu II) und ergänzen andererſeits die von der Beſchränkung der 
Erbenhaftung auf den Nachlaß handelnden Vorſchriften ($$ 1975 ff.) für den 
beſonderen Fall der Beſchränkung der Schuldenhaftung des Miterben auf 
ſeinen Antheil an dem Nachlaſſe (zu III). 

2. Die für die Anwendung der Vorſchriften auf den einzelnen 
Fall gebotene Frageſtellung geht dahin: 

a. Haften die einzelnen Miterben für die gemeinſchaftliche Nachlaßverbind⸗ 
lichkeit geſammtſchuldneriſch oder iſt ihre Haftung antheilmäßig getheilt? 

b. Haftet der einzelne Miterbe, gleichgültig ob er Geſammtſchuldner oder 
Theilſchuldner iſt, für ſeine Verbindlichkeit beſchränkt oder unbeſchränkt? 

3. Beide Fragen ſind ſtreng von einander zu ſcheiden und un⸗ 
abhängig von einander zu beantworten, wenn ſich auch Berührungspunkte 
zwiſchen ihnen finden. 

a. Im Falle des § 2059 Abi. 1 Satz 2 iſt der Eintritt der Unbeſchränkbar⸗ 
keit der Haftung eines Miterben Vorausſetzung für ſeine Einrede der 
Theilung der Haftung; in § 2059 Abſ. 1 Satz 1 iſt für die Frage der 
Theilung der Haftung kein Raum (vgl. Note III 1). N 

b. In den Fällen des § 2060 Ziffer 1 bis 3 iſt die Theilung der Haftung 
an Thatbeſtände geknüpft, welche zugleich für die Beſchränkung der Haf⸗ 
tung erheblich ſind. Vgl. § 2060 Note 1 2. 

II. Geſammtſchuldneriſche Haftung. Theilung der Haftung der ein⸗ 
zelnen Miterben. 0 . | 

1. Der Grundſatz geſammtſchuldneriſcher Haftung des ein: 
zelnen Miterben ($ 2058). * u x 
a Bis zur Theilung des Nachlaſſes findet grundſätzlich geſammt⸗ 

ſchuldneriſche Haftung ſtatt. Der Miterbe, welchem noch die Beſchrank⸗ 

barkeit ſeiner Grbenhaftung zuſteht, it durch die Vorſchrift des § 2059 

Abi, 1 Satz 1 über die Beſchränkung der Haftung geſchutzt; dem unbe⸗ 

ſchränkbar haftenden Erben ſteht die Einrede der Theilung nach § 2059 

Abi, 1 Satz 2 zu. 85 l 0 5 
b. Nach der Theilung des Nachlaſſes bleibt es ſchlechtweg bei der ge⸗ 

ſammtſchuldneriſchen Haftung, wenn nicht die Ausnahmen der §§ 2060, 

2061 vorliegen. 8 EM . 5 . 

2. Theilung der Haftung für die Nachlaß verbindlichkeiten 
nach Maßgabe der Erbtheile tritt ein 
a. kraft Einrede nach § 2059 Ab. 1 Satz 25 N 
b. kraft Geſetzes nach der Theilung des Nachlaſſes, wenn die Thatbeſtände 

der $$ 2060, 2061 vorliegen. 


89 2058 ff. 
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3. Rückgriff des Miterben unter einander $$ 426, 2042, 755, 756. — 
Vertheilung der Pflichttheilslaſt unter die Miterben § 2320. 

4. Prozeſſuale Geſtaltung vgl. zu IV. 

III. Beſchränkung der Haftung der einzelnen Miterben auf ihren An⸗ 
theil am Nachlaſſe. 

1. Eine grundſätzliche Verſchiedenheit zwiſchen der beſchränkten 
Haftung eines Einzelerben und eines Miterben beſteht darin, daß 
bis zur Theilung des Nachlaſſes nach § 2059 die Haftung des Miterben, 
welcher das Recht der Beſchränkbarkeit nicht verloren hat, ſich ohne Weiteres 
(d. h. — vgl. Titelvorb. vor § 1967 Note III 2 — ohne Herbeiführung von 
Nachlaßkonkurs oder Nachlaß verwaltung) auf ſeinen Antheil am Nachlaſſe 
beſchränkt, auch wenn in demſelben eine zur Deckung der Koſten des Nachlaß⸗ 
konkurſes oder der Nachlaßverwaltung genügende Maſſe ($ 1990) vorhanden 
iſt. Der geſetzgeberiſche Grund für dieſe Regelung liegt darin, daß der 
Nachlaß in Folge der an ihm beſtehenden Gemeinſchaft zur en Hand 
(8$ 2038 ff.) an ſich ſchon eine dem Vermögen der einzelnen Miterben gegen: 
über ſelbſtandige Maſſe bildet; vgl. Titelvorb. vor § 1967 Note III 2 a. 

2. Anwendbarkeit der allgemeinen Vorſchriften über die Be— 
ſchränkung der Erbenhaftung. 

Im Uebrigen gelten die Vorſchriften über die Beſchränkung der Haftung 
des Einzelerben auch für die Beſchränkung der Haftung des Miterben mit 
folgenden Abweichungen bzw. Ergänzungen: 

a. Aufgebot der Nachlaßgläubiger. 

x. Antragsberechtigung jedes Miterben CPO. § 991 (zu 88 1970 ff.). 

3. Der von einem Miterben geſtellte Antrag und das von ihm erwirkte 
Ausſchlußurtheil kommt, unbeſchadet der Vorſchriften über die unbe⸗ 
ſchränkte Haftung ($ 2013) auch den anderen Miterben zu Statten. 
ERO. § 997 (zu §§ 1170 ff.). 

7. Erweiterung der Wirkung des Ausſchlußurtheils § 2060 Ziffer 1. 

b. Beſchränkung der Haftung der Erben. 

a. Nachlaßverwaltung kann von den Erben nur gemeinſchaftlich beantragt 
werden; fie iſt ausgeſchloſſen, wenn der Nachlaß getheilt iſt. Vgl. 
$ 2062 und Bemerkungen daſelbſt. 

8. Nachlaßkonkurs. 

a. Ein Zwangsvergleich kann nur auf Vorſchlag aller Erben ge 
ſchloſſen werden, KO. § 230 Abſ. 1 (vor § 1975). Ueber einen 
Erbtheil findet ein Konkursverfahren nicht ſtatt (KO. § 235, vor 
81975). 

BB. Auch noch nach Theilung des Nachlaſſes kann Nachlaßkonkurs ſtatt⸗ 
finden (KO. § 216 Abſ. 2, vor § 1975) und zwar ſowohl auf An⸗ 
trag eines Nachlaßgläubigers als eines Miterben (vgl. KO. § 217, 
vor § 1975). Die getheilte Maſſe iſt in dieſem Falle wiederher⸗ 
zuſtellen. Die Verantwortlichkeit der Miterben dem Nachlaß⸗ 
gläubiger gegenüber richtet ſich nach §§ 1978 bis 1980 und bezieht 
ſich auch auf die durch die Theilung etwa herbeigeführte Ver⸗ 
minderung des Nachlaſſes. Nach Theilung des Nachlaſſes iſt, in⸗ 
ſofern unter Berückſichtigung der Erſatzanſprüche gegen die Mit⸗ 
erben aus §§ 1978 ff. genügende Maſſe zur Deckung der Konkurs⸗ 
koſten vorhanden iſt, der Nachlaßkonkurs das einzige Mittel zur 
Verwirklichung der beſchränkten Erbenhaftung (vgl. § 2060 Note 
II 3b). Ausnahme für Anſprüche aus Vermächtniſſen und Auf: 
lagen § 1992. 

J. Die Einrede der Unzulanglichkeit aus § 1990. 
aa. Vor Theilung des Nachlaſſes greift für den beſchränkt haftenden 

Erben, auch bei unzulänglicher, die Konkurskoſten nicht deckender 
Maſſe § 2059 Abſ. 1 Satz I Platz (vgl. Note III I). 

BB. Nach Theilung des Nachlaſſes find die $$ 1990 ff. anwendbar, wenn 

die Koſten für den an ſich zuläſſigen Nachlaßkonkurs ſich nicht in 
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der Maſſe befinden (vgl. Note 6), ferner, wenn die Ueberſchuldung 
nur auf Vermächtniſſen und Auflagen beruht G 1992). 

c. Inventarerrichtung. Unbeſchränkte Haftung der Erben ($$ 1993 ff.). 

a. Die Inventarfriſt iſt jedem Erben ſelbſtändig zu ſetzen; fie braucht 
nicht nothwendig für alle Miterben einheitlich zu laufen. 

8. Inventarerrichtung durch einen Miterben kommt den anderen Mit: 
erben, ſoweit nicht ihre Haftung unbeſchränkt iſt, zu Statten, § 2063 
Abſ. 1. 

Verhältniß der Miterben unter einander in Anſehung der unbeſchränkten 
Haftung § 2063 Abſ. 2. 

d. Die aufſchiebenden Einreden ($$ 2014 f.) ſtehen den einzelnen Miterben 
unter denſelben Vorausſetzungen wie dem Einzelerben zu. 

a. Die Inventarerrichtung durch einen Miterben kommt nach § 2063 
Abſ. 1 den anderen Miterben nur zu Statten, gereicht ihnen aber 
nicht zum Nachtheil. Durch das von einem Miterben gelegte Inventar 
wird deshalb die den anderen Miterben an ſich noch zuſtehende auf⸗ 
ſchiebende Einrede nicht ausgeſchloſſen, vgl. § 2014. 

6. Die Einrede des beantragten Gläubigeraufgebots (§ 2015) wird durch 
den von einem Miterben rechtzeitig geſtellten Aufgebotsantrag für 
alle Miterben gewahrt (CRD. § 997, zu §§ 1170 ff.). 

IV. Prozeſſuale Geſtaltung. 

1. Von grundlegender Bedeutung iſt auch für die prozeſſuale Ge⸗ 
ſtaltung der Miterbenhaftung, die Unterſcheidung der Beſchränkung 
der Haftung auf den Nachlaß von der Theilung der (grundjäglich ge⸗ 
ſammtſchuldneriſchen) Haftung. 

a. Die Geltendmachung der Beſchränkung der Haftung gehört ebenſo wie 
bei einem Einzelerben nicht in den Hauptprozeß, ſondern in die Zwangs⸗ 

vollſtreckungsinſtanz, für welche ſie dem beklagten Miterben, ohne daß es 

eines von ſeiner Seite geſtellten Antrags bedarf, vorzubehalten iſt, ſofern 
nicht ein den Verluſt der Beſchränkbarkeit begründender Thatbeſtand be⸗ 

hauptet und erforderlichen Falles erwieſen iſt. Vgl. Titelvorb. vor § 1967 

Note III I und Note IX. 

b. Die Geltendmachung der Theilung der Haftung iſt nicht der Zwangs⸗ 
vollſtreckung vorbehalten; ſie muß vielmehr wie ſonſtige den Anſpruch 
ſelbſt betreffende Einwendungen in dem Hauptprozeſſe rechtzeitig zur Ver⸗ 
meidung ihrer Ausſchließung (vgl. CPO. § 767) erfolgen. Vgl. indeß zu 2a. 

2. Die einzelnen Klagen, Einreden und Repliken. 

a. Klage gegen den Miterben als ſolchen ohne Anführung von That⸗ 
ſachen, welche den Verluſt der Beſchränkbarkeit begründen. 
Val. die abweichende Anſicht von Eccius, Gruchot 43 S. 801 ff. 

Die Verurtheilung des Beklagten erfolgt unter Vorbehalt der Geltend⸗ 
machung der Beſchränkung feiner Haftung; vgl. Titelvorb. vor § 1967 
Note III 1 und Note IX . r 4 
a. Diefer Vorbehalt verweiſt die Frage, ob der Beklagte noch beſchränk⸗ 

bar haftet oder ob feine Haftung eine unbeſchränkte iſt, in die Zwangs⸗ 
vollſtreckungsinſtanz (Widerſpruchsklage gemäß CRD. SS 780, 781, 785 
Fitelvorb. vor § 1967 Note IX) Je nach der Beantwortung dieſer 
Frage findet § 2059 Abſ. 1 Satz 1 oder Satz 2 Anwendung. In 
dieſem Falle iſt die Einrede der Theilung ($ 2059 Ab. 1 Satz 2) die 
Folge der unbeſchränkten Haftung und deshalb zuzulaſſen, ſelbſt 
wenn der Verluſt der Beſchränkbarkeit der Haftung ſchon vor dem 
Urtheile des Hauptprozeſſes eingetreten war. Vgl Note 1b und 13 a. 
— Gegenüber der Widerſpruchsklage hat der Glaubiger einzuwenden 
und zu beweiſen, daß die Theilung des Nachlaſſes erfolgt iſt, der 
Schuldner demgegenüber zu behaupten und zu beweiſen, daß die die 
Theilung der Haftung gemäß §§ 2060, 2061 begründenden Thatbe⸗ 
ftände vorliegen. Vgl. indeß Eccius, Gruchot 43 S. 817. 


88 2055 ff. 


2. Theilung der Haftung: 
a. bis zur Tbeilung 


des Nachlaſſes; 
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§ 2059. Bis zur Theilung des Nachlaſſes kann jeder Miterbe 
die Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten aus dem Vermögen, 
das er außer ſeinem Antheil an dem Nachlaſſe hat, verweigern. 
Haftet er für eine Nachlaßverbindlichkeit unbeſchränkt, ſo ſteht ihm 
dieſes Recht in Anſehung des ſeinem Erbtheil entſprechenden Theiles 
der Verbindlichkeit nicht zu. 

Das Recht der Nachlaßgläubiger, die Befriedigung aus dem 
ungetheilten Nachlaſſe von ſämmtlichen Miterben zu verlangen, 
bleibt unberührt. 


8. Die Einwendungen der Theilung aus §§ 2060, 2061 müſſen, ſoweit 
ihre Vorausſetzungen ſchon vor dem Urtheil oder dem Ablaufe der 
Einſpruchsfriſt (vgl. CPO. § 767) eingetreten find, im Hauptprozeſſe 
geltend gemacht werden. Als Einwendungen gegen den im Urtheile 
feſtgeſtellten Anſpruch unterliegen ſie den prozeſſualen Beſchränkungen 
aus CPO. $ 767. 

b. Klage gegen den Miterben als ſolchen mit der Behauptung eines 
die unbeſchränkte Haftung begründenden Thatbeſtandes. 

Wird dieſer Thatbeſtand erwieſen, ſo iſt für den Vorbehalt der Geltend⸗ 
machung der beſchränkten Haftung kein Raum. Beklagter muß die bis 
zur Erlaſſung des Urtheils bzw. bis zum Ablaufe der Einſpruchsfriſt 

(vgl. CPO. $ 767) ihm erwachſenen Einwendungen, welche die Theilung 

der Haftung begründen ($$ 2059 Abſ. 1, Satz 2, 2060, 2061) rechtzeitig 

vorbringen. Auf die den feſtgeſtellten Anſpruch betreffenden diesbezüg⸗ 

lichen Einwendungen findet die prozeſſuale Beſchränkung aus CPO. § 767 

Anwendung. 

3. Gerichts ſtan d CPO. §§ 27, 28. 

$ 2058. 1. Der Grundſatz des § 2058 bezieht ſich nur auf die gemein: 
ſchaftlichen Nachlaßverbindlichkeiten. 

a. Nachlaßverbindlichkeiten §§ 1967 ff. 

b. Zu den gemeinſchaftlichen Nachlaßverbindlichkeiten gehören alle ererbten 
Schulden des Erblaſſers, ferner der Pflichttheilsanſpruch (§ 2303). Nicht 
gemeinſchaftlich ſind die einem einzelnen Erben auferlegten Vermächtniſſe 
und Auflagen (vgl. Vorb. Note A II I). 

2. Geſammtſchuldneriſche Haftung (§§ 421 ff.) iſt die Regel; fie 
tritt ſtets dann ein, wenn nicht die Vorausſetzungen der getheilten Haftung 
nach §§ 2059, 2060, 2061 vorliegen. Vgl. hierzu Bord. zu §§ 2058 ff. Note 
B II I und 3. 

§ 2059. I. (Abſ. 1.) Haftung der einzelnen Miterben bis zur Thei⸗ 
lung des Nachlaſſes. 

1. Die Vorſchrift des § 2059 regelt die Haftung der Miterben 
bis zur Theilung. 

a. Wer behauptet, daß die Theilung erfolgt ſei, iſt hierfür beweispflichtig. 
(Vgl. Zur Auslegung Bd. 1) AM. Eccius, Gruchot 43 ©. 817. 

b. Ob Theilung des Nachlaſſes vorliegt, iſt von Fall zu Fall zu beurtheilen. 
Eine Vermuthung der Theilung beſteht nicht; rechtlich iſt der Nachlaß zu⸗ 
nächſt ungetheilt. Die Theilung kann erfolgt ſein, obwohl einzelne Ge⸗ 
genſtände noch ungetheilt ſind, andererſeits kann die Theilung einzelner 
Nachlaßgegenſtände bereits ſtattgefunden haben, ohne daß die Theilung 
des Nachlaſſes ſchon vollzogen iſt. Vgl. DSG. 11 204, OTr. 35 404, Str. 
Arch. 47 13. — Das Rechtsverhältniß in Anſehung einzelner ungetheilt 
gebliebener Gegenſtände vgl. § 2047 Abſ. 2, RG 21 252 ff. 

2. Der einzelne Miterbe haftet nach § 2058 grundſätzlich als Geſammt⸗ 
ſchuldner (88 421 ff.). Durch § 2059 Abſ. 1 wird jedem Miterben die Ein⸗ 
rede der Theilung der Haftung gewährt. Die Einrede der Theilung, obwohl 
an ſich unabhängig von der Frage der beſchränkten Haftung (vgl. Vorb. zu 
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§ 2060. Nach der Theilung des Nachlaſſes haftet jeder Mit⸗ 
erbe nur für den ſeinem Erbtheil entſprechenden Theil einer Nach⸗ 
laßverbindlichkeit: 

1. wenn der Gläubiger im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſen ift; 
das Aufgebot erſtreckt ſich inſoweit auch auf die im § 1972 
bezeichneten Gläubiger ſowie auf die Gläubiger, denen der 
Miterbe unbeſchränkt haftet; 
wenn der Gläubiger feine Forderung ſpäter als fünf Jahre 
nach dem im $ 1974 Abſ. 1 beſtimmten Zeitpunkte geltend 
macht, es ſei denn, daß die Forderung vor dem Ablaufe der 
fünf Jahre dem Miterben bekannt geworden oder im Aufge⸗ 
botsverfahren angemeldet worden iſt; die Vorſchrift findet keine 
Anwendung, ſoweit der Gläubiger nach § 1971 von dem Auf⸗ 
gebote nicht betroffen wird; 

3. wenn der Nachlaßkonkurs eröffnet und durch Vertheilung der 

Maſſe oder durch Zwangsvergleich beendigt worden iſt. 


>} 


88 2058 ff. Note B 12), ift hier dennoch in Abhängigkeit davon gebracht, ob 

der einzelne Miterbe beſchränkt oder unbeſchränkt haftet. 

a. Abſ. 1 Satz! behandelt, wie der Vergleich mit Satz 2 ergiebt, den Fall 
des beſchränkt haftenden Miterben. 

a. Die Einrede der getheilten Haftung wird durch den Vorbehalt der 
Geltendmachung der beſchränkten Haftung gedeckt. Vgl. Vorb. zu 
88 2058 ff. Note IV. 

8. Der Verweiſung auf den Antheil am Nachlaß entſpricht die in CPO. 
§ 859 zugelaſſene Pfändbarkeit dieſes Antheils. Die Pfändung des 
Antheils begründet regelmäßig kein Verkaufsrecht. Die Veräußerung 
kann aber von dem Vollſtreckungsgericht angeordnet werden (CPO. 
9.857 Abs. 5); ſolchen Falles muß der Gerichtsvollzieher zum gericht⸗ 
lichen oder notariellen Abſchluſſe des Veräußerungsvertrags (vgl. 
§ 2033, 2371, 2385) ermächtigt werden (vgl. Cp O. § 822). AM. 
Eceius, Gruchot 43 S. 805 ff. Der regelmäßige Inhalt des Pfän⸗ 
dungsrechts an einem Erbtheil iſt nicht ausdrücklich geregelt, dürfte 
ſich aber aus der entſprechenden Anwendung des § 1258 ergeben. 
Das Recht des Pfändungsgläubigers auf Beantragung der gericht⸗ 
lichen Auseinanderſetzung ergiebt ſich aus FrG. § 86 Abſ. 2 (zu 
§ 2042), verbunden mit CPO. § 804. 

b. Abſ. 1 Satz 2 regelt den Fall, daß der Miterbe das Recht, ſich auf die 
Beſchränkung der Haftung zu berufen, ſei es allgemein, ſei es dem be⸗ 
treffenden Gläubiger gegenüber, verloren hat, vgl. Titelvorb. vor § 1967 
Note IV. Wegen der Geltendmachung im Prozeſſe vgl. Titelvorb. vor 
§ 1967 Note IX. 80 3 
II. (965.2) Vollſtreckung in den ungetheilten Nachlaß. 

1. Vollſtreckung auf Grund eines gegen die ſämmtlichen Mit⸗ 

Se. erwirkten Titels. Vgl. §§ 2033 Abſ. 2, 2040, CPO. § 747 (zu 
033). 

2. Vollfcecung auf Grund eines gegen den Teſtamentsvollſtrecker erwirkten 

Titels CRD. § 748 (zu § 2213). 5 

3. Wegen der Geltendmachung des Pflichttheilsanſpruchs vgl. zu § 2319. 
8 2060. 1. Theilung der Haftung (vgl. Vorb. zu SS 2058 ff. Note B II). 
J. Grundſätzlich haftet jeder Miterbe nach der Theilung des Nachlaſſes 
als Geſammtſchuldner gemäß 5 2058. Durch § 2060 werden gewiſſe Ein⸗ 
wendungen gegeben, bei deren Vorliegen eine quotenmäßige Theilung der 
Haftung nach Maßgabe der Erbtheile eintritt. 


b. nach der Theilung 


des Nachlaſſes. 


5 2060. 
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a. Wenn es auch im Intereſſe des beklagten Miterben liegt, daß der That: 
beſtand der Einwendungen dem Prozeßgerichte vorgetragen wird, ſo iſt 
dennoch nicht, wie bei civilrechtlichen Einreden, eine Geltendmachung des 
Rechtes durch den Beklagten erforderlich, vielmehr iſt § 2060 auch anzu⸗ 
wenden, wenn einer der in demſelben aufgeführten Thatbeſtände ſich aus 
den klägeriſchen Anführungen ergiebt. 

b. Bei Nichtberückſichtigung der Einwendungen aus § 2060 in dem Urtheile 
findet CPO. § 767 Anwendung. Der Beklagte kann die im Hauptprozeſſe 
verſäumten Einwendungen nicht mehr vorbringen. Dieſelben werden auch 
durch den Vorbehalt der Geltendmachung der beſchränkten Haftung nicht 
gedeckt, vgl. Vorb. zu §§ 2058 ff. Note IV. 

2. Die einzelaen Einwendungen, welche nach § 2060 die Theilung 
der Haftung bewirken, ſtimmen im Weſentlichen mit den Thatbeſtänden 
(§§ 1973, 1974, 1989) überein, an welche der Eintritt der außergewöhnlichen 
Beſchränkung der Erbenhaftung gegenüber ſäumigen Glaubigern geknüpft iſt 
(gl. Titelvorb. vor § 1967 Note V). Indeß haben dieſe Thatbeſtände in An⸗ 
ſehung der Theilung der Haftung eine durchaus ſelbſtändige Funktion und 
die ihnen in § 2060 beigelegte Wirkung auch dann, wenn ihnen in Anſehung 
der Beſchränkung der Haftung eine Wirkung deshalb nicht zukommt, weil 
zur Zeit ihres Eintritts die Haftung des Miterben bereits eine unbeſchränkte 
geworden tft ($ 2013) oder weil wegen der Natur der Verbindlichkeit die 
haftungsbeſchränkende Wirkung des Aufgebots auf ſie nicht erſtreckt wird 
($ 1972). 

a. Ausſchließung im Aufgebotsverfahren §§ 1970 ff., 1973. 

a. Die dem Ausſchlußurtheile beigelegte Wirkung der Haftungstheilun 
erſtreckt ſich auch auf die Pflichttheilsrechte, Vermächtniſſe und Auf⸗ 
lagen, welche durch das Aufgebot in Anſehung der Haftungsbeſchrän⸗ 
kung nach § 1972 nicht betroffen werden. 

8. Die Androhung des Rechtsnachtheils der eintretenden Theilung der 

Haftung hat gemäß CPO. § 997 in dem Aufgebote zu erfolgen. 
+. Die Wirkung des Aufgebots tritt in Anſehung einer ausgeſchloſſenen 
Forderung auch dann ein, wenn ſie dem Erben bekannt geworden iſt. 
Es ſoll der Streit, ob eine Verbindlichkeit einzelnen oder allen Mit⸗ 
erben bekannt war, abgeſchnitten werden. 

b. Fünfjährige Säumniß des Nachlaßgläubigers vgl. § 1974. In § 1971 
(vgl. § 1974 Abſ. 3) wird die Aufgebotswirkung für gewiſſe gegenſtänd⸗ 
lich geſicherte Anſprüche ausgeſchloſſen. 

6. Eröffnung des Nachlaßkonkurſes und Beendigung deſſelben durch Verthei⸗ 
lung der Maſſe oder Zwangsvergleich, vgl. § 1989. 

d. Privataufgebot $ 2061. 

3. Recht jedes Miterben auf Aufſchiebung der Auseinanderſetzung bis nach 
Erlaſſung des Ausſchlußurtheils § 2045. 

4. Sonderregelung für den Pflichttheilsanſpruch § 2319. 

II. Beſchräukung der Haftung. 

1. Nachdem auf Grund der Vorſchriften über die Theilung der Haftung 
ermittelt iſt, ob der einzelne Miterbe geſammtſchuldneriſch oder nur antheilig 
nach Maßgabe ſeines Erbtheils haftet, gelangen die Vorſchriften über die 
Beſchränkung der Erbenhaftung zur Anwendung. a 

2. Nach Theilung des Nachlaſſes ſind als Mittel der Durchführung der 
beſchränkten Haftung (vgl. Titelvorb. vor § 1967 Note III 2) nur gegeben 
Nachlaßkonkurs (§ 1975, KO. § 216 Abſ. 2 vor $ 1975) und die Einrede der 
Unzulänglichkeit aus §§ 1990, 1992. Nicht zuläſſig iſt nach erfolgter Thei⸗ 
lung die Nachlaßverwaltung ($ 2062). j 

3. Die einzelnen Fälle geſtalten ſich folgendermaßen: 

a. Der geſammtſchuldneriſche Miterbe kann haften 1 8 
a. unbeſchränkt. Dann haftet er für die Geſammtverbindlichteiten mit 

ſeinem ganzen Vermögen; 2 1 h 
2. beſchränkt. Dann haftet er für die Geſammtverbindlichteiten, indeß 
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§ 2061. Jeder Miterbe kann die Nachlaßgläubiger öffentlich 
auffordern, ihre Forderungen binnen ſechs Monaten bei ihm oder 
bei dem Nachlaßgericht anzumelden. Iſt die Aufforderung erfolgt, 
fo haftet nach der Theilung jeder Miterbe nur für den ſeinem Erb- 
theil entſprechenden Theil einer Forderung, ſoweit nicht vor dem Ab⸗ 
laufe der Friſt die Anmeldung erfolgt oder die Forderung ihm zur 
Zeit der Theilung bekannt iſt. 

Die Aufforderung iſt durch den Deutſchen Reichsanzeiger und durch 
das für die Bekanntmachungen des Nachlaßgerichts beſtimmte Blatt 
zu veröffentlichen. Die Friſt beginnt mit der letzten Einrückung. 
Die Koſten fallen dem Erben zur Laſt, der die Aufforderung erläßt. 

§ 2062. Die Anordnung einer Nachlaßverwaltung kann von 
den Erben nur gemeinſchaftlich beantragt werden; ſie iſt ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der Nachlaß getheilt iſt. 


nur mit dem Nachlaß in den Fällen der $$ 1975 f., 1990, 1992; auf 
die Bereicherung in den Fällen der §§ 1973, 1974, 1989. 
b. Der antheilig haftende Miterbe haftet für die dem Bruchtheile, zu wel⸗ 
chem er Erbe iſt, entſprechende Quote der Nachlaßverbindlichkeit 
a. unbeſchränkt. Dann haftet er für den Betrag dieſer Quote ſchlechthin 
mit ſeinem ganzen Vermögen; 
8. beſchränkt, wie zu aß. 

an. In den Fällen zu § 2060 Ziff. 1 und 2 wird regelmäßig anthei⸗ 
lige Haftung und Beſchränkung auf die Bereicherung (5 1973 f.) 
zuſammentreffen. Dies braucht aber keineswegs immer der Fall 
zu ſein; ſo iſt dieſe Beſchränkung der Haftung ausgeſchloſſen in 
den Fällen des § 1972, ferner in den Fällen, in denen zwar 
un; nicht aber (gemäß $ 2013) Beſchränkung der Haftung 
eintritt. 

BB. Der Fall des § 2060 Ziff. 3 ſetzt regelmäßig voraus, daß der vor 
der Theilung eröffnete und gemäß Ziff. 3 erledigte Nachlaßkon⸗ 
kurs einen Ueberſchuß ergeben hat, deſſen Theilung erfolgt iſt. 
Alsdann ſollen die Miterben für die bei der Vertheilung der Maſſe 
oder dem Zwangsvergleiche (in Folge von Säumniß, Nichtanmel⸗ 
dung im Konkurſe) nicht berückſichtigten Nachlaßverbindlichkeiten 
nur antheilig haften. Die Beſchränkung richtet ſich nach § 1989. 
Aber auch wenn der Nachlaßkonkurs nach der mangels der Vor⸗ 
ausſetzungen der $$ 2060, 2061 die Geſammthaftung aufrecht: 
erhaltenden Theilung des Nachlaſſes ſtattfindet, gelangt Ziff. 3 
zur Anwendung. Die hiergegen geltend gemachten Bedenken er⸗ 
ledigen ſich durch die Erwägung, daß durch den nach der Theilung 
eröffneten Nachlaßkonkurs der Nachlaß, wie er im ungetheilten 
Zuftande war, wiederhergeſtellt wird (vgl. Vorb. zu §§ 2058 ff. 
Note B III 2 b f). 

III. Prozeſſuale Geſtaltung vgl. Vorb. zu 89 2058 ff. Note B IV. 

$ 2061. 1. Bei der privaten Aufforderung kommt es im Gegenſatze zu 
dem gerichtlichen Aufgebote ($$ 1970 ff., 2060 Ziff. 1) für die Theilung der 
Haftung darauf an, daß die Forderung dem einzelnen Miterben zur Zeit 
der Theilung des Nachlaſſes nicht bekannt tft. 2 5 

2. Die von einem Miterben erfolgte Aufforderung iſt für alle Miterben 
wirkſam. 

3 Recht des einzelnen Miterben auf Hinausſchiebung der Auseinander⸗ 
ſetzung bis zum Ablaufe der in § 2061 beſtimmten Anmeldungsfriſt § 2045. 


§ 2062. 1. Antragsberechtigung. 
Die Anordnung der Nachlaßverwaltung kann beantragt werden: 
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8, Oeffentliche Aufforde⸗ 
rung der Nachlaßgläu⸗ 
biger zur For derungs⸗ 
anmeldung. 


4. Nachlaßverwaltung. 


5. Beſchränkung d. Erben⸗ 
haftung. 


Vorbemerkung zum 
III. Abſchnitt. 
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§ 2063. Die Errichtung des Inventars durch einen Miterben 
kommt auch den übrigen Erben zu Statten, ſoweit nicht ihre Haftung 
für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt iſt. 

Ein Miterbe kann ſich den übrigen Erben gegenüber auf die Be⸗ 
ſchränkung ſeiner Haftung auch dann berufen, wenn er den anderen 
Nachlaßgläubigern gegenüber unbeſchränkt haftet. 


Dritter Abſchnitt. 
Teſtament. 


a. von den Miterben (vgl. $ 1981 Abſ. 1). 

a. Der Antrag kann von den Miterben nur gemeinſchaftlich geſtellt wer- 
den ($ 2062). 

ß. Gegenſeitige Mitwirkungspflicht der Miterben, wenn die Beantragung 
der Nachlaßverwaltung durch eine ordnungsmäßige Verwaltung ge⸗ 
boten wird ($ 2038); 

b. von einem Gläubiger gemäß § 1981 Abſ. 2. 

2. Unzuläſſigkeit der Nachlaß verwaltung nach Theilung des 

Nachlaſſes. 

a. Die Nachlaßverwaltung nach Theilung des Nachlaſſes iſt nicht zugelaſſen, 
weil die Miterben für Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten und ihre 
on Sicherung ſorgen können und follen, bevor der Nachlaß ge: 
theilt iſt. 

b. Im Ful der Ueberſchuldung des Nachlaſſes iſt der Nachlaßkonkurs auch 
noch nach der Theilung des Nachlaſſes zuläſſig. Vgl. hierzu Vorb. zu 
§§ 2058 ff. Note III 2bß. 

3. Nachlaß verwaltung in Anſehung eines Erbtheils. 

a. Aus dem Prinzipe des $ 1922 Abſ. 2 würde ſich die Zuläſſigkeit einer 
Nachlaßverwaltung in Anſehung eines Erbtheils ergeben; ſie iſt nicht 
ausdrücklich, wie der Nachlaßkonkurs über einen Erbtheil, durch eine dem 
§ 235 KO. entſprechende Vorſchrift ausgeſchloſſen. Die Beantwortung 
der Frage, ob die Nachlaß verwaltung hinſichtlich eines Erbtheils zuläſſig 
oder auf Grund entſprechender Anwendung des § 235 KO. unzuläſſig iſt, 
iſt der Rechtſprechung und der Rechtswiſſenſchaft überlaſſen worden (vgl. 
Prot. V S. 869, VI S. 343). 

b. Als Erſatz für die Nachlaßverwaltung auf Antrag eines Gläubigers 
($ 1981 Abſ. 2) tritt die Pfändung des Erbtheils (CRD. § 859 Abſ. 2) 
ein. Vgl. § 2059 Note 1243. Auch kann eine Pfändung der auf den 
Antheil des Miterben während der Dauer der Erbengemeinſchaft ent⸗ 
fallenden Früchte (vgl. § 2038 Abſ. 2) erwirkt werden. 

§ 2063. Vgl. Vorb. zu §§ 2058 ff. Note B III 2 und ferner zu Abſ. 1 

89 2004, 2013; zu Abſ. 2 vgl. § 2144 Abſ. 3. 


I. Der dritte Abſchnitt enthält das Teſtamentsrecht. Wegen des Verhält⸗ 
niſſes der gewillkürten Erbfolge zur geſetzlichen, ferner wegen des Umfanges 
der Teſtirfreiheit vgl. Vorb. zu §§ 1937 bis 1941. 

II. Einzelbeſtimmungen über den zuläſſigen Inhalt eines Teſtaments. 
Vgl. Vorb. Note 2 zu §§ 1937 bis 1941. 

1. Aus dem Gebiete des Erbrechts. 

a. Erbeinſetzung § 1937. Vgl. dazu §§ 2087 ff. ’ 0 

b. Ausſchließung eines e Erben ohne anderweite Erbeinſetzung 
§ 1938; vgl. indeß § 2303 (flichttheilsanſpruch). 

c. Einſetzung eines Erſatzerben § 2096. 

d. Einſetzung eines Nacherben §§ 2100 ff., 2136, 2137. 

e. Geftattung, mehrere Erbtheile zum Theil anzunehmen, zum Theil abzu⸗ 
lehnen § 1951 Abi. 3. 
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Erſter Titel. 
Allgemeine Vorſchriften. 


§ 2064. Der Erblaſſer kann ein Teſtament nur perſönlich 
errichten. 

§ 2065. Der Erblaſſer kann eine letztwillige Verfügung nicht 
in der Weiſe treffen, daß ein Anderer zu beſtimmen hat, ob ſie 
gelten oder nicht gelten ſoll. 

Der Erblaſſer kann die Beſtimmung der Perſon, die eine Zu⸗ 
wendung erhalten ſoll, ſowie die Beſtimmung des Gegenſtandes der 
Zuwendung nicht einem Anderen überlaſſen. 


1. Ausſchließung der Anwachſung unter den eingeſetzten Erben oder Ver⸗ 
mächtnißnehmern §§ 2094 Abſ. 3, 2158. 

5 Vermächtnißanordnung $$ 1939, 2147 fl. 
Gewährung des Vorranges für ein Vermachtniß oder eine Auflage vor 


anderen Beſchwerungen § 2189. 
i. Anordnungen über den Dreißigſten § 1969. 
k. Auflage $$ 1940, 2192 ff. 5 
J. Ausſchließung oder Einſchränkung der Erbauseinanderſetzung § 2044. 
m. Anordnungen für die Auseinanderſetzung der Miterben SS 2048 f. 
n. Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers SS 2197 ff. 
0. Widerruf eines Teſtaments § 2254. 
P. a vertragsmäßiger Verfügungen von Todeswegen gemäß §§ 2291, 
7. 


d. Pflichttheilsentziehung § 2336; in guter Abſicht § 2338. 
2. Aus dem Gebiete des Familienrechts. 
a. Anerkennung der Ehelichkeit eines Kindes § 1598 Abſ. 3. 
b. Verwaltungsanordnungen des Vermögenszuwenders in Abänderung ge⸗ 
ſetzlicher Vorſchriften 
2. Sir eheligen Güterrechts §§ 1369, 1440, 1486, 1526, 1549, 1553 
ß. der elterlichen Gewalt $$ 1638, 1651, 1909, 1917; 
+. des Vormundſchaftsrechts $$ 1803, 1909, 1917. 
©. 81687 f des Vaters über einen der Mutter zu beſtellenden Beiſtand 
d. Hieſchliezung vormundſchaftsgerichtlicher Anordnung über Inventari⸗ 
ſirung in Anſehang des Muttererbtheils § 1640 Abſ. 2. 
e. Letztwillige Verfügungen in Anſehung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
1 Folder, 1 1 8 1518. 
. mundſchaftsrecht. 
ek Ausſchließung, Befreiung eines Vormundes, Gegenvor⸗ 
mundes $$ 1776 f., 1782, 1797, 1852 ff. 1792. 
5 Anordnungen en Pen Familienrath 88 1858 ff. 
. Sonſtige Vorſchriften. £ 8 . 
a. Sn des Siltungsgeſchafts mittelſt letztwilliger Verfügung § 83. 
b. Letztwillige Beſtimmung des Leiſtungsempfängers bei einem Vertrag über 
die Leiſtung an einen Dritten § 332. 
S 2064. 1. Die Vorſchrift ſchließt nicht nur Vertretung, d. h. Vertretung 
im Willen, ſondern auch die Vertretung in der Erklärung aus. Bei der 
Errichtung einer letztwilligen Verfügung iſt für die Verwendung jeglicher 
Mittelsperſon, mag ſie Vertreter im Willen oder Bote ſein, kein Raum. 
Welche Handlungen für die Errichtung einer letztwilligen Verfügung weſent⸗ 
= oh von dem Verfügenden perſönlich vorzunehmen find, ergeben 
ie §§ 2231 ff. 
2. Aeſtrfaſſatett §§ 2229 f. 
33 * 


1. Unzuläſſigkeit der Ver⸗ 
tretung. 
a. in der Erklärung 
des Willens. 
b. im Willen. 


2. Auslegungsregeln. 
a. „Gefetzliche Erben“. 


b. „Verwandte“ und 
„nachſte Verwandte“. 


Zu 88 2066 fl. 
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§ 2066. Hat der Erblaſſer ſeine geſetzlichen Erben ohne nähere 
Beſtimmung bedacht, ſo ſind diejenigen, welche zur Zeit des Erbfalls 
ſeine geſetzlichen Erben ſein würden, nach dem Verhältniß ihrer ge⸗ 
ſetzlichen Erbtheile bedacht. Iſt die Zuwendung unter einer auf⸗ 
ſchiebenden Bedingung oder unter Beſtimmung eines Anfangstermins 
gemacht und tritt die Bedingung oder der Termin erſt nach dem Erb⸗ 
fall ein, ſo ſind im Zweifel diejenigen als bedacht anzuſehen, welche 
die geſetzlichen Erben ſein würden, wenn der Erblaſſer zur Zeit des 
Eintritts der Bedingung oder des Termins geſtorben wäre. 

§ 2067. Hat der Erblaſſer feine Verwandten oder ſeine nächſten 
Verwandten ohne nähere Beſtimmung bedacht, ſo ſind im Zweifel 
diejenigen Verwandten, welche zur Zeit des Erbfalls ſeine geſetzlichen 
Erben ſein würden, als nach dem Verhältniß ihrer geſetzlichen Erb⸗ 
theile bedacht anzuſehen. Die Vorſchrift des § 2066 Satz 2 findet 
Anwendung. 


§ 2065. 1. Unter $ 2065 fällt auch die in das bloße Wollen eines 
Dritten geſtellte Poteſtativbedingung, nicht hingegen die Beſtimmung, daß 
ein Dritter als Schiedsrichter oder nach Art eines ſolchen entſcheiden ſolle, 
ob eine von dem Erblaſſer angeordnete Bedingung eingetreten ſei. Ob in 
ſolchen Fällen richterliche Nachprüfung zuläffig ſein ſoll, iſt Auslegungsfrage. 
Vgl. Strieth. Arch. 31 4 ff. Nicht ausgeſchloſſen wird durch § 2065, daß der 
Erblaſſer dem von ihm einer beſtimmten Perſon vermachten Rechte nur eine 
beſchränkte, vom Willen eines Anderen abhängige und ſo bedingte Fort⸗ 
exiſtenz giebt. Vgl. RG. IW. 1900 S. 7655. 

2. Einſchränkungen des in § 2065 enthaltenen Prinzips: 

a. Beſtimmung der Perſon des Vermächtnißnehmers oder des Auflage: 
empfängers durch einen Anderen §§ 2151, 2193. 

b. 99 2159 f. des Gegenſtandes des Vermächtniſſes durch einen Anderen 

c. Beſtimmung der Perſon des Teſtamentsvollſtreckers $$ 2198 ff. 

1. Für die Auslegungsregeln der $$ 2066 ff. ift es von beſonderer Wich⸗ 
tigkeit, darauf zu achten, daß ſie wie alle Auslegungsregeln nur im 
Zweifel gelten. Hat ihre Anwendung im einzelnen Falle ein ſo unbefrie⸗ 
digendes Ergebniß, daß feſtzuſtellen iſt, der Erblaſſer habe dieſen Willen 
unzweifelhaft nicht gehabt, jo entfällt damit auch die, Anwendbarkeit der 
Auslegungsregeln. Vgl. RG. IW. 1900 S. 8125. 

2. Die §§ 2066—2072 geben einzelne Auslegungsregeln für Fälle, in 
denen die Perſon des Bedachten nicht durch unmittelbaren Hinweis, ſondern 
durch die Angabe von Merkmalen bezeichnet iſt. 

3. Nicht ausgeſchloſſen iſt eine Bezeichnung des⸗Bedachten mittelſt Um: 
ſchreibung, z. B. durch Angabe von Eigenſchaften deſſelben oder des Zweckes 
der Zuwendung. 

4. Die unrichtige Bezeichnung der Perſon des Bedachten berührt die Gül⸗ 
tigkeit der Anordnung nicht, wenn des Erblaſſers wirklicher Wille ſich er⸗ 
mitteln läßt. Vgl. §§ 133, 2084. 8 

5. Für die Zwecke der Auslegung des Willens des Erblaſſers können auch 
außerhalb des Teſtaments liegende Umſtände verwendet werden. Vgl. RG. 
IW. 1899 S. 755%, 

8 2066. 1. Im Falle des § 2066 ſollen die Berufenen im Zweifel nach 
den Regeln der geſetzlichen Erbfolge (§§ 1924 ff.) und nicht etwa ſchlechthin 
nach Köpfen theilen. , 

2. Auslegungsregeln über Ausgleichungspflicht, wenn die Abkömmlinge 
auf ihren geſetzlichen Erbtheil berufen ſind, vgl. § 2052. 
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§ 2068. Hat der Erblaſſer feine Kinder ohne nähere Beſtimmung 


c. „Kinder des Erb⸗ 
ers“ 


bedacht und iſt ein Kind vor der Errichtung des Teſtaments mit (Abkemmlkenge 1 
Hinterlaſſung von Abkömmlingen geſtorben, fo iſt im Zweifel anzu- verſtorbenen Kindes.) 


nehmen, daß die Abkömmlinge inſoweit bedacht ſind, als ſie bei der 
geſetzlichen Erbfolge an die Stelle des Kindes treten würden. 


§ 2069. Hat der Erblaſſer einen feiner Abkömmlinge bedacht 


und fällt dieſer nach der Errichtung des Teſtaments weg, ſo iſt im 
Zweifel anzunehmen, daß deſſen Abkömmlinge inſoweit bedacht ſind, 
als ſie bei der geſetzlichen Erbfolge an deſſen Stelle treten würden. 

§ 2070. Hat der Erblaſſer die Abkömmlinge eines Dritten ohne 
nähere Beſtimmung bedacht, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die⸗ 
jenigen Abkömmlinge nicht bedacht ſind, welche zur Zeit des Erbfalls 
oder, wenn die Zuwendung unter einer aufſchiebenden Bedingung 
oder unter Beſtimmung eines Anfangstermins gemacht iſt und die 
Bedingung oder der Termin erſt nach dem Erbfall eintritt, zur Zeit 
des Eintritts der Bedingung oder des Termins noch nicht erzeugt ſind. 

§ 2071. Hat der Erblaſſer ohne nähere Beſtimmung eine Klaſſe 
von Perſonen oder Perſonen bedacht, die zu ihm in einem Dienſt⸗ 
oder Geſchäftsverhältniſſe ſtehen, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß 
diejenigen bedacht ſind, welche zur Zeit des Erbfalls der bezeichneten 
Klaſſe angehören oder in dem bezeichneten Verhältniſſe ſtehen. 

§ 2072. Hat der Erblaſſer die Armen ohne nähere Beſtimmung 
bedacht, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die öffentliche Armen⸗ 


3. Maßgebender Zeitpunkt iſt: 

a. bei Berufung der geſetzlichen Erben ohne weiteren Zuſatz (Satz 1) der 
Zeitpunkt des Erbfalls ($ 1922); 

b. bei Berufung unter aufſchiebender Bedingung ($ 158 Abſ. 1) oder An⸗ 
fangstermin ($ 163) der Zeitpunkt des Eintritts. Häufigſter Fall ift die 
Beſtimmung, daß die Zuwendung nach dem Tode einer beſtimmten Perſon, 
insbeſondere des Ehegatten, an die Verwandten des Erblaſſers fallen ſoll. 

8 2067. 1. Die Auslegungsregel des § 2067 lehnt die Auslegung ab, 
a. daß die Gradesnähe ($ 1589) entſcheiden ſolle. Vgl. SS 1924 ff. 

b. daß alle dem Erblaſſer verwandten Perſonen zu gleichen Theilen erben 
ollen. 

2 Ob der Ausdruck „Verwandte“ im einzelnen Falle völlig die Bedeutung 
von geſetzlichen Erben haben ſoll, insbeſondere ob auch der Ehegatte ein⸗ 
begriffen iſt. muß die Auslegung des Einzelfalls ergeben; ebenſo, ob im 
Einzelfalle unter der Bezeichnung „Verwandte“ nach dem Willen des Erb⸗ 
laſſers Verſchwägerte (§ 1590) mitbegriffen ſein ſollen. 

$ 2068. Vgl. $ 1924 Abſ. 3. Vgl. ferner $ 1589 Note 4 bß. 

§ 2069. 1. Der Auslegung des § 2069 liegt die Annahme einer Erſatz⸗ 
berufung ($$ 2096, 2190) zu Grunde. Eine Konſequenz dieſer Beſtimmung 
iſt die Vorſchrift des § 2107. 

2. Die Vorſchrift kann anwendbar werden, auch wenn der Bedachte nicht 

A nude Todes, ſondern aus einem anderen Grunde wegfällt (vgl $ 1935 

ote 2). 

8 2070. 1. Dieſe Auslegungsregel bezieht ſich nur auf Abkömmlinge 
einer fremden Perſon; die Abkömmlinge eines Kindes des Erblaſſers ſind 
zugleich auch ſeine Abkömmlinge. 

2. Bal. § 2066 Satz 2. 

§ 2071. Sonderbeſtimmung bei Einſetzung der Armen § 2072. 


Abkömmlinge eines nach⸗ 


verſtorb. Abtömmlings.) 


d. Abkömmlinge eines 
Dritten. 


e Klaſſe von Perſonen. 


f. „Die Armen“. 


g. Auf mehrere Berfonen 
peſſende Bezeichnung 
des Bedachten. 


h. Bedingte Zuwen⸗ 


ngen. 
d. Aufſchiebende Be⸗ 
dingung. 


F. Willkürliches Thun 
od. Unterlaſſen bes 
Bedachten als Be⸗ 
dingung. 


Ju 588 20742076. 
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kaſſe der Gemeinde, in deren Bezirk er ſeinen letzten Wohnſitz gehabt 
hat, unter der Auflage bedacht iſt, das Zugewendete unter Arme zu 
vertheilen. \ 

§ 2073. Hat der Erblaſſer den Bedachten in einer Weiſe be- 
zeichnet, die auf mehrere Perſonen paßt, und läßt ſich nicht ermitteln, 
wer von ihnen bedacht werden ſollte, ſo gelten ſie als zu gleichen 
Theilen bedacht. 

§ 2074. Hat der Erblaſſer eine letztwillige Zuwendung unter 
einer aufſchiebenden Bedingung gemacht, ſo iſt im Zweifel anzuneh⸗ 
men, daß die Zuwendung nur gelten ſoll, wenn der Bedachte den 
Eintritt der Bedingung erlebt. 

§ 2075. Hat der Erblaſſer eine letztwillige Zuwendung unter 
der Bedingung gemacht, daß der Bedachte während eines Zeitraums 
von unbeſtimmter Dauer etwas unterläßt oder fortgeſetzt thut, ſo iſt, 
wenn das Unterlaſſen oder das Thun lediglich in der Willkür des 
Bedachten liegt, im Zweifel anzunehmen, daß die Zuwendung von 
der auflöſenden Bedingung abhängig ſein ſoll, daß der Bedachte die 
Handlung vornimmt oder das Thun unterläßt. 


& 2072. 1. Auflage §§ 2192 ff. Die Berechtigung, die Vollziehung der 
Auflage zu fordern, iſt in § 2194 geregelt. 

2. Sind mehrere letzte Wohnſitze vorhanden ($ 7 Abſ. 2), fo greift 
§ 2073 ein. 

§ 2073. 1. Vorausſetzungen der Anwendbarkeit der in § 2073 gegebenen 
Auslegungsregel ſind, 
a. daß nicht ein gegentheiliger Wille des Erblaſſers erhellt; 
b. daß die verſuchte Ermittelung des nach dem wahren Willen des Erblaſſers 

Bedachten ergebnißlos iſt; 

e. daß einer der Mehreren der Bedachte ift („wer von ihnen“). Es muß 
alſo feſtſtehen, 

a. daß jede einzelne der in Betracht gezogenen Perſonen perſönlich mit 
der Bezeichnung von dem Erblaſſer auch gemeint ſein kann. Es 
iſt alſo z. B. die Bezeichnung des Bedachten mit ſeinem (vielleicht 
verbreiteten) Familiennamen nur auf ſolche Träger des Namens 
zu beziehen, zu welchen perſönliche Beziehungen des Erblaſſers ob- 
walteten. 

6. daß der wirklich Gemeinte ſich unter den Mehreren befindet. 

N Unfittliher und unerlaubter Inhalt einer Bedingung vgl. 98 134, 

„139. 

2. Veſchränkungen in Anſehung bedingter und befriſteter Verfügungen vgl. 
$$ 2109, 2162 f. 

§ 2074. 1. Die Frage, ob nach dem Willen des Erblaſſers der Bedach te 
den Eintritt eines beigefügten Anfangstermins erlebt haben müſſe, iſt der 
Auslegung des Einzelfalls überlaſſen; die Beurtheilung wird ſich verſchieden 
geſtalten, je nachdem die Zeitbeſtimmung für die Entſtehung des Rechtes 
oder aber lediglich für die Erfüllung Bedeutung haben ſoll. 

2. Widerruf unter Bedingung vgl. Mot. V S. 25. 

§ 2075. Die Auslegungsregel deutet die aufſchiebende Bedingung in 
eine auflöſende um. Der Fall des § 2075 liegt nur vor, wenn die Bedin⸗ 
gung auf ein während eines unbeſtimmten Zeitraums fortgeſetztes Thun 
oder Unterlaſſen geſtellt iſt (3. B. auf Lebenszeit), nicht aber wenn der Zeit⸗ 
raum beſtimmt iſt. Eine Bedingung, ſich drei Jahre eines gewiſſen Thuns 
zu enthalten, fällt nicht unter die Auslegungsregel des § 2075. 
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§ 2076. Bezweckt die Bedingung, unter der eine letztwillige Zu⸗ 
wendung gemacht iſt, den Vortheil eines Dritten, ſo gilt ſie im Zweifel 
als eingetreten, wenn der Dritte die zum Eintritte der Bedingung 
erforderliche Mitwirkung verweigert. 


7. Bedingung z. Vor⸗ 
theile eines Dritten. 


2077. Eine letztwillige Verfügung, durch die der Erblaſſer ſeinen 3. Zuwendungen unter 


Ehegatten bedacht hat, iſt unwirkſam, wenn die Ehe nichtig oder wenn 
fie vor dem Tode des Erblaſſers aufgelöſt worden iſt. Der Auflöfung 
der Ehe ſteht es gleich, wenn der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes 
auf Scheidung wegen Verſchuldens des Ehegatten zu klagen berechtigt 
war und die Klage auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft erhoben hatte. 

Eine letztwillige Verfügung, durch die der Erblaſſer ſeinen Ver⸗ 
lobten bedacht hat, iſt unwirkſam, wenn das Verlöbniß vor dem Tode 
des Erblaſſers aufgelöſt worden iſt. 

Die Verfügung iſt nicht unwirkſam, wenn anzunehmen iſt, daß 
der Erblaſſer ſie auch für einen ſolchen Fall getroffen haben würde. 


Ehegatten u. Verlobten 
bei Auflöſung ꝛc. der 
Ehe od. d. Verlöbniſſes. 


2078. Eine letztwillige Verfügung kann angefochten werden, 4 Anfechtbarkeit lettwill 


ſoweit der Erblaſſer über den Inhalt ſeiner Erklärung im Irrthume 
war oder eine Erklärung dieſes Inhalts überhaupt nicht abgeben 
wollte und anzunehmen iſt, daß er die Erklärung bei Kenntniß der 
Sachlage nicht abgegeben haben würde. 

Das Gleiche gilt, ſoweit der Erblaſſer zu der Verfügung durch 
die irrige Annahme oder Erwartung des Eintritts oder Nichteintritts 
eines Umſtandes oder widerrechtlich durch Drohung beſtimmt worden iſt. 

Die Vorſchriften des § 122 finden keine Anwendung. 


§ 2076. Vgl. bei Verträgen zu Gunſten Dritter § 333. 
§ 2077. 1. Ehegatten. 
a. Aung de he 991 2 a. 
b. Auflöſung der Ehe oder Aufhebung der ehelichen Gemeinſcha 2 
theil vgl. § 1931 Note 2b. 5 f san e e e 
e. Erhebung der Klage auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft; vgl. die entſprechende Regelung für das geſetzliche Erbrecht 
in § 1933 und Note 2 daſelbſt. 
2. Verlobte vgl. §§ 1297 ff., insbeſondere § 1301 (Brautgeſchenke). 
3. Sonderregelung für gemeinſchaftliches Teſtament und Erbvertrag 
58 2268, 2279. 


1. Die 8$ 2078—2083 geben eine Sonderregelung für die Anfechtbar⸗ 
keit von letztwilligen Verfügungen wegen Willensmängel. Der Hauptunter⸗ 
ſchied zwiſchen dieſer Regelung und den Vorſchriften des allgemeinen Theiles 
§§ 119 ff.) beſteht in einer ſtrengeren Durchführung des Willensdogmas, 
vol. zu § 2078 Note 1. 5 

2. Unberührt durch die Vorſchriften der $$ 2078 ff. bleibt die Geltung 
der 88 116118, ſoweit dieſe Vorſchriften ihrem Inhalte nach auch für 
letztwillige Verfügungen anwendbar find (vgl. zu ©): 

a. Nichtberückſichtigung der Mentalreſervation § 116 Satz 1; 

b. Nichtigkeit der nicht ernſtlich gemeinten, in der Erwartung, daß der 
Mangel der Ernſtlichkeit nicht verkannt werde, abgegebenen Willenser⸗ 
tlärung § 118; N 800 

e. §§ 116 Satz 2, 117 find nur für empfangsbedürftige Willenserklärungen 
gegeben und ſomit auf letztwillige Verfügungen nicht anwendbar. 


Verfüg. wegen Willens⸗ 
mangels des Erblaſſers. 
a. Anfechtungsgründe. 
a. Irrthum und 
Drohung. 


Zu SS 2078 fl. 


3. Unbeabſichtigte 
Uebergehung eines 
Pflichttheilsberech⸗ 
tigten. 
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8 2079. Eine letztwillige Verfügung kann angefochten werden, 
wenn der Erblaſſer einen zur Zeit des Erbfalls vorhandenen Pflicht: 
theilsberechtigten übergangen hat, deſſen Vorhandenſein ihm bei der 
Errichtung der Verfügung nicht bekannt war oder der erſt nach der 
Errichtung geboren oder pflichttheilsberechtigt geworden iſt. Die An⸗ 
fechtung iſt ausgeſchloſſen, ſoweit anzunehmen iſt, daß der Erblaſſer 
auch bei Kenntniß der Sachlage die Verfügung getroffen haben würde. 


3. Die Vorſchriften des § 122 finden gemäß § 2078 Abſ 3 weder auf 
den Fall des § 2078 noch auf den Fall des § 118 Anwendung. Der in 
§ 122 ferner erwähnte Fall des § 119 kommt für letztwillige Verfügungen 
nicht in Betracht. 

4. Die Geltendmachung der Nichtigkeit geſchieht durch Feſtſtellungsklage 
auf Anerkennung der Nichtigkeit bzw. durch Leiſtungsklage auf Herſtellung 
des in Folge der Nichtigkeit der Rechtslage entſprechenden Zuſtandes. Die 
gewöhnliche Verjährungsvorſchrift gilt für dieſe Anſprüche. 

8 2078. J. (Abſ. 1.) Irrthum des Erblaſſers. 

1. Irrthum über den Inhalt der Erklärung und Irrthum 
über die Erklärungshandlung (vgl. § 119 Note 1a und b) macht die 
Erklärung anfechtbar. Der Unterſchied zu § 119 liegt darin, daß es nicht 
auf die objektive Beurtheilung, ob der Erblaſſer die Erklärung bei ver⸗ 
ſtändiger Würdigung des Falles, ſondern nur auf die ſubjektive 
Beurtheilung, ob der Erblaſſer die Erklärung bei Kenntniß der Sachlage 
aba En haben würde, ankommt (vgl. Vorb. zu $$ 2078 ff. Note 1). 

Abf. een des Erblaſſers im Beweggrunde (vgl. $ 119 Note 1a 
255 

a. Irrthum im Beweggrunde macht die letztwillige Verfügung ebenſo an: 
fechtbar, wie der zu 1 aufgeführte Irrthum. Die Beſtimmung des Abſ. 2 
will die Anfechtbarkeit ausſprechen für den Fall, daß der Erblaſſer, durch 
die poſitive Vorſtellung von dem Eintritt oder Nichteintritt eines in der 

Vergangenheit, Gegenwart oder Zukunft liegenden Ereigniſſes zu der 

letztwilligen Verfügung beſtimmt worden iſt und dieſe Vorſtellung ſich 

als irrig herausſtellt (Prot. V S. 51). Vgl. RG. 50 238, JW. 1902 Beil. 
S. 215 (Verheirathung des Erblaſſers nach der Teſtamentserrichtung). 
b. Ob ſich die irrige Annahme oder Erwartung aus der letztwilligen Ver⸗ 
fügung ſelbſt oder aus anderen Umſtänden ergiebt, iſt gleichgültig. 
e. Sonderfall: Unkenntniß des Erblaſſers über das Vorhandenſein eines 

Pflichttheils berechtigten § 2079. 

3. Die Vorſchriften über Betrug (§ 123) und über Irrthum in Eigen: 
ſchaften einer Perſon oder einer Sache ($ 119 Abſ. 2) kommen neben 
der umfaſſenden Anfechtbarkeit (Abſ. I und 2) für die letztwilligen Verfügungen 
als Beſonderheiten nicht mehr in Betracht. 

4. Unrichtige Bezeichnung einer Perſon oder eines Gegenſtandes be: 
Fe l an ſich nicht die Gültigkeit der letztwilligen Verfügung; § 133 
greift ein. 

II. Widerrechtliche Drohung (vgl. § 123 Note 2) macht die letztwillige 
Verfügung anfechtbar, nicht nichtig. 

III. Die Anfechtung. 

1. Die Anfechtbarkeit erſtreckt ſich nur auf den durch den Irrthum 
betroffenen Theil der Verfügung („ſoweit“). Die Wirkung der Theilanfech⸗ 
tung auf die Verfügung im Ganzen iſt nach § 2085 zu beurtheilen. 

2. Anfechtungsberechtigter § 2080, Anfechtungserklärung § 2081, Anfech⸗ 
tungsfriſt § 2082. 

§ 2079. 1. Die Vorſchrift regelt einen Sonderfall des Irrthums im 
Beweggrunde ($ 2078 Abſ. 2) und fest voraus Uebergehung, d. h. völlige 
Unterlaſſung jedweder Zuwendung (RG. 50 238, JW. 1902 Beil. S. 215) 
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$ 2080. Zur Anfechtung iſt derjenige berechtigt, welchem die 
Aufhebung der letztwilligen Verfügung unmittelbar zu Statten kommen 
würde. 

Bezieht ſich in den Fällen des § 2078 der Irrthum nur auf eine 
beſtimmte Perſon und iſt dieſe anfechtungsberechtigt oder würde ſie 
anfechtungsberechtigt ſein, wenn ſie zur Zeit des Erbfalls gelebt hatte, 
ſo iſt ein Anderer zur Anfechtung nicht berechtigt. 

Im Falle des § 2079 ſteht das Anfechtungsrecht nur dem Pflicht⸗ 
theilsberechtigten zu. 

§ 2081. Die Anfechtung einer letztwilligen Verfügung, durch die 
ein Erbe eingeſetzt, ein geſetzlicher Erbe von der Erbfolge ausge⸗ 
ſchloſſen, ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt oder eine Verfügung ſolcher 
Art aufgehoben wird, erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nach⸗ 


laßgerichte. 


eines zur Zeit des Erbfalls vorhandenen Pflichttheilsberechtigten 
(§§ 2303 ff.). Wegfall deſſelben (vgl. § 1935 Note 2) beſeitigt die Anwend⸗ 
barkeit des § 2079. 
2. Die Nichtkenntniß des Vorhandenſeins eines Pflichttheilsberechtigten 
Bar beruhen auf Nichtkenntniß der Geburt oder auf fälſchlicher Annahme 
es Todes. 
3. Nachträgliche Erlangung der Pflichttheilsberechtigung kann — außer dem 
Falle ſpäterer Geburt — eintreten: 
a. durch Legitimation des unehelichen Kindes von Seiten ſeines Vaters 
($$ 1719, 1736); 
b. durch Annahme an Kindesſtatt § 1757. 
N) 5 
— eilweiſe Anfechtung der letztwilli erfü 14 5 
9 2078 Note 15 . fechtung tztwilligen Verfügung („ſoweit“), vgl 
5. Perſon des Anfechtungsberechtigten § 2080 Abſ. 3. 


§ 2080. 1. Der Grundſatz, daß anfechtungsberechtigt Jeder iſt, dem die 
Aufhebung der letztwilligen Verfügung 9 1 §§ 2341, 
2345) zu Statten kommt, erleidet in Abſ. 2 und 3 Einſchränkungen. 

2. Die Anfechtung kommt auch demjenigen zu Statten, deſſen durch die 
letztwillige Verfügung gehinderter Rechtserwerb nicht auf erbrechtlichen, ſon⸗ 
dern auf anderen etwa auf familienrechtlichen Vorſchriften beruht, z. B. wenn 
die letztwillige Verfügung den Erwerb der ehelichen oder elterlichen Nutz⸗ 
nießung (88 1369, 1638) hindert oder das Recht aus der geſetzlichen Be: 
rufung zur Vormundſchaft ($$ 1776 ff.) en . 

3. Wirkung der Anfechtung iſt gemäß § 142 Nichtigkeit von Anfang an. 

2081. 1. Von der Regel, daß die Anfechtung gegenüber dem Anfech⸗ 
. durch formloſe Anfechtungserklärung erfolgt ($ 143 Abſ. 1, 4), 
enthält § 2081 Aue 
„die Erbeinſetzun a - 
die a he geſetzlichen Erben von der Erbfolge (§ 1938); 
„die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers $ 2197; 
den Widerruf einer der zu a—c bezeichneten Verfügungen $$ 2254, 2257; 
. (Abi. 3) die Verfügungen, durch die ein Recht für einen anderen nicht 

begründet wird (Auflage $ 1940). Ohne dieſe Vorſchrift würde es an 

einem Anfechtungsgegner fehlen (vgl. § 143 Abſ. 4). 

2. Abſ 2 Vgl. § 1957 Abſ. 2. h ö 

3. In Anſehung der in § 2081 unerwähnt gebliebenen Verfügungen von 
Todes wegen bleibt es bei der Regel des § 143 Abſ. 4. Insbeſondere iſt alſo 
die Anordnung eines Vermächtniſſes von dem Beſchwerten dem Vermächtniß⸗ 


Sr 


| 
b. Anfechtungsberech⸗ 
tigter. | 


o. Anfechtung. 
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Das Nachlaßgericht ſoll die Anfechtungserklärung demjenigen mit⸗ 
theilen, welchem die angefochtene Verfügung unmittelbar zu Statten 
kommt. Es hat die Einſicht der Erklärung Jedem zu geſtatten, der 
ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht. 

Die Vorſchrift des Abf. 1 gilt auch für die Anfechtung einer letzt⸗ 
willigen Verfügung, durch die ein Recht für einen Anderen nicht 
begründet wird, insbeſondere für die Anfechtung einer Auflage. 

d. Anfechtungsſfriſt. 8 2082. Die Anfechtung kann nur binnen Jahresfriſt erfolgen. 

Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Anfechtungs⸗ 
berechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntniß erlangt. Auf den 
Lauf der Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften 
der SS 203, 206, 207 entſprechende Anwendung. 

Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit dem Erbfalle dreißig 
Jahre verſtrichen ſind. 

e. unbefristete Einrede § 2083. Iſt eine letztwillige Verfügung, durch die eine Ver⸗ 
der Anfechtbarkeit. pflichtung zu einer Leiſtung begründet wird, anfechtbar, fo kann der 
Beſchwerte die Leiſtung verweigern, auch wenn die Anfechtung nach 
§ 2082 ausgeſchloſſen iſt. 
. Auslegung im Sinne § 2084. Laßt der Inhalt einer letztwilligen Verfügung verſchie⸗ 
der Aufrechterzaktung dene Auslegungen zu, jo iſt im Zweifel diejenige Auslegung vorzu⸗ 
ziehen, bei welcher die Verfügung Erfolg haben kann. 
5. Unmirtjamteiteingelner § 2085. Die Unwirkſamkeit einer von mehreren in einem Teſta⸗ 
v mehrer, Verfügungen. ment enthaltenen Verfügungen hat die Unwirkſamkeit der übrigen 
Verfügungen nur zur Folge, wenn anzunehmen iſt, daß der Erb⸗ 
laſſer dieſe ohne die unwirkſame Verfügung nicht getroffen haben 
würde. 


nehmer gegenüber, der Widerruf einer Vermächtnißanordnung von dem Ver⸗ 
mächtnißnehmer dem Beſchwerten gegenüber anzufechten. 


§ 2082. 1. Wegen der Ausſchlußfriſt vgl. N 124 und Titelvorb. vor $ 186 
Note 4. — Wirkſamwerden der Anfechtungserklarung $ 130. 
2. Friſtberechnung §§ 187 Abſ. 1, 188. 
3. Die in Bezug genommenen Vorſchriften betreffen: 
§ 203: Stillſtand der Rechtspflege, höhere Gewalt; 
§ 206: Vertretungsbedürftige ohne Vertreter; 
§ 207: Anfechtung von Seiten eines Erben des Anfechtungsberech⸗ 
tigten oder gegenüber einem Erben des Anfechtungsgegners. 

4. In Abſ. 3 wird nicht unterſchieden, ob die letztwillige Verfügung ver⸗ 
kündet wurde oder nicht, ſondern es wird die Friſt ſtets vom Erbfall ab 
gerechnet. 

§ 2083. 1. Vgl. $$ 821, 853 und § 194 Note 4 c. 

3. Die Vorſchrift iſt nur zu Gunſten des Beſchwerten gegeben, bezieht 
ſich mithin nicht auf die Erbeinſetzung, ſondern nur auf die anfechtbar an⸗ 
geordneten Vermächtniſſe und Auflagen. (Vgl. die Terminologie der 
§§ 2147 ff.) 

§ 2084. Die Vorſchrift iſt dahin zu verſtehen, daß wenn einerſeits eine 
Auslegung möglich iſt, nach welcher die letztwillige Verfügung hinfällig 
werden würde, und andererſeits eine Auslegung, nach welcher dieſelbe auf 
recht erhalten werden kann, der letzteren der Vorzug zu geben iſt (Prot. V 
S. 43, 44). Val. auch §§ 133, 140, 2101 Note 1. 

$ 2085. 1. Vgl. S 139; vgl. auch §§ 1161, 2195. 
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§ 2086. Iſt einer letztwilligen Verfügung der Vorbehalt einer s. 
Ergänzung beigefügt, die Erganzung aber unterblieben, ſo iſt die 
Verfügung wirkſam, ſofern nicht anzunehmen iſt, daß die Wirkſamkeit 
von der Ergänzung abhängig ſein ſollte. 


Zweiter Titel. 
Erbeinſetzung. 


§ 2087. Hat der Erblaſſer ſein Vermögen oder einen Bruch-. 
theil ſeines Vermögens dem Bedachten zugewendet, ſo iſt die Ver⸗ 
fügung als Erbeinſetzung anzuſehen, auch wenn der Bedachte nicht 
als Erbe bezeichnet iſt. 

Sind dem Bedachten nur einzelne Gegenſtände zugewendet, ſo iſt 
im Zweifel nicht anzunehmen, daß er Erbe ſein ſoll, auch wenn er 
als Erbe bezeichnet iſt. 

§ 2088. Hat der Erblaſſer nur einen Erben eingeſetzt und die 2. 
Einſetzung auf einen Bruchtheil der Erbſchaft beſchränkt, ſo tritt in 
Anſehung des übrigen Theiles die geſetzliche Erbfolge ein. 

Das Gleiche gilt, wenn der Erblaſſer mehrere Erben unter Be⸗ 
schränkung eines jeden auf einen Bruchtheil eingeſetzt hat und die 
Bruchtheile das Ganze nicht erſchöpfen. 


2. Anwendungsfälle zu §§ 2078 Note III I, 2079 Note 4, 2235 Abſ. 2. 
3. Wird durch die Anfechtung die geſammte letztwillige Verfügung be⸗ 
ſeitigt, ſo tritt geſetzliche Erbfolge ein. Zur Geltendmachung des Erbrechts 
gegenüber dem Erbſchaftsbeſitzer dient der Erbſchaftsanſpruch §§ 2018 ff. 

$ 2086. Eine ſich als unvollendet darſtellende Willenserklärung, welche 
durch Auslegung nicht zu vervollſtändigen iſt, iſt unwirkſam. Vorſchriften, 
Gerste 11 1 1 eee in § 154 gegebenen, beſtehen für letztwillige 

& 2087. 1. Die Vorſchrift giebt eine dem 8 133 entſprechende Auslegungs⸗ 
regel, wann eine Erbeinſetzung (vgl. SS 1922, 1937) und wann eine Ver⸗ 
n ($ 1939) vorliegt. — Ueber andere Auslegungsregeln vgl. 
§§ 2066 ff. Re 

8 (Abſ. 2) Vgl. als Beiſpiel K. OLG. 2 233, 3 380. Zählt der Erb: 
laſſer die einzelnen Gegenſtände in der Meinung auf, damit den ganzen 
Nachlaß zu erſchöpfen, ſo will er regelmäßig Erbeinſetzung. 

3. Nichtig iſt eine Erbeinſetzung, inhalts deren von dem Erblaſſer einem 
Dritten die Beſtimmung der Perſon des Erben oder des Gegenſtandes, Dee 
der Quote des Erbtheils übertragen wird, § 2065 Ab}. 2. 


§. 2088. 1. Die Zulaſſung der geſetzlichen Erbfolge neben der teſtamen⸗ 
tariſchen bedeutet die Ablehnung des Satzes nemo pro parte testatus pro 
parte intestatus decedere potest. Wegen der Annahme der Erbſchaft bei 
Verſchiedenheit der Berufungsgründe § 1951. Iſt ein geſetzlicher Erbe auf 
einen Bruchtheil der Erbſchaft gemäß Abj. eingeſetzt, ſo iſt es Auslegungs⸗ 
frage, ob er in Anſehung des übrigen Theiles an der geſetzlichen Erbfolge 
theilnehmen ſoll oder nicht, vgl. DLG. 2 114. 5 

2. (Abf. 2.) Wollte der Erblaſſer, daß die eingeſetzten Erben die ganze 
Erbſchaft erhalten ſollen, hat er ſich aber bei Aufſtellung der Quoten ver⸗ 
rechnet, fo greift § 2089 ein. 

3. Geſetzliche Erbfolge $$ 1924 ff. >60, 

4. Ausſchließung eines einzelnen Vermögensgegenſtandes von der Erbſchaft 
gilt als Vermächtniß an die geſetzlichen Erben § 2149. 


Vorbehalt einer Er⸗ 
ganzung. 


Unmaßgeblichkeit der 
Bezeichnung oder Nicht⸗ 
bezeichnung als Erbe. 


Einſetzung auf Bruch⸗ 

t zeile der Erbſchaft. 

a. Das Ganze nicht er⸗ 
ſchöpfende Bruchtheile. 
a. Pro parte testatus, 

pro parte intes- 
tatus. 
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4 Erhöbung b. rug. § 2089. Sollen die eingeſetzten Erben nach dem Willen des 
Geben. einigen Erblaſſers die alleinigen Erben fein, fo tritt, wenn jeder von ihnen 
auf einen Bruchtheil der Erbſchaft eingeſetzt iſt und die Bruchtheile 
das Ganze nicht erſchöpfen, eine verhältnißmäßige Erhöhung der 
Bruchtheile ein. 
b. Das Ganze überfiei- § 2090. Iſt jeder der eingeſetzten Erben auf einen Bruchtheil 
gende Brüchtheile. der Erbſchaft eingeſetzt und überſteigen die Bruchtheile das Ganze, 
ſo tritt eine verhältnißmäßige Minderung der Bruchtheile ein. 
e, Mehrere erben opne § 2091. Sind mehrere Erben eingeſetzt, ohne daß die Erbtheile 
Being Bruch beſtimmt find, To find fie zu gleichen Theilen eingeſetzt, ſoweit ſich 
nicht aus den §§ 2066 bis 2069 ein Anderes ergiebt. 
a. ginſezung ber Grben § 2092. Sind von mehreren Erben die einen auf Bruchtheile, 
Kock mie bci ohne die anderen ohne Bruchtheile eingeſetzt, jo erhalten die letzteren den 
freigebliebenen Theil der Erbſchaft. 

Erſchöpfen die beſtimmten Bruchtheile die Erbſchaft, ſo tritt eine 
verhältnißmäßige Minderung der Bruchtheile in der Weiſe ein, daß 
jeder der ohne Bruchtheile eingeſetzten Erben ſo viel erhält wie der 
mit dem geringſten Bruchtheile bedachte Erbe. 


$ 2089. 1. Val. $ 2088 Abſ. 2, § 2092 Abſ. 1. — Die Theilung des Reſt⸗ 
bruchtheils unter die Eingeſetzten erfolgt nach Verhältniß der für die Ein⸗ 
zelnen beſtimmten Bruchtheile, nicht nach Köpfen. 

2. Anwendbarkeit der Vorſchrift bei Vermächtniß deſſelben Gegenſtandes 
nach Bruchtheilen § 2157. 

§ 2090. 1. Vorausſetzung für die Anwendbarkeit der Dispoſitivvorſchrift 
des § 2090 iſt, daß der Erblaſſer nicht ein Anderes gewollt hat, wie z. B. 
in dem Falle anzunehmen iſt, daß der Erblaſſer in einer ſpäteren Verfügung 
einen Erbtheil beſtimmt hat, nachdem er früher über die ganze Erbſchaft verfügt 
hatte. Beiſpiel: Der Erblaſſer, welcher früher A, B, C auf je ½ eingeſetzt hatte, 
ſetzt in einem ſpäteren Teſtament den D auf / ein. Nach dem Willen des 
Erblaſſers wird zu theilen fein: D 1, der Reſt von „/ Mi unter A, B, C 
zu vertheilen. Es erhalten alſo A, B, C je /¼8 — 22/15, D hs: 

2. Vgl. auch § 2092 Abf. 2. 

3. Anwendbarkeit der Vorſchrift bei Vermächtniß deſſelben Gegenſtandes 
nach Bruchtheilen § 2157. 

S 2091. 1. Die $$ 2066 —2069 behandeln die Einſetzung der geſetzlichen 
Erben, der Verwandten, der Kinder ohne nähere Beſtimmung. 

2. Anwendbarkeit der Vorſchrift bei Vermächtniß deſſelben Gegenſtandes 
an Mehrere § 2157. 

3. Sind Mehrere in der Weiſe berufen, daß nur der Eine oder der 
Andere Erbe fein fol, fo iſt der Auslegung völlige Freiheit zu geben. Die 
Auslegungsregel des E. 1 § 1769 Abs. 1 iſt nicht aufgenommen. Regelmäßig 
wird die disjunktive Erbeinſetzung Berufung des ſpäter Benannten als Er⸗ 
ſatzerben bedeuten (vgl. Seufferts Archiv Bd. 17 Nr. 150). Möglicherweiſe 
wollte der Erblaſſer durch die zweite Benennung die erſtere rückgängig machen 
oder aber es bringt die Faſſung zum Ausdrucke, daß der Erblaſſer mit 
ſeinem Willen noch nicht fertig war, in welch letzterem Falle Nichtigkeit an⸗ 
zunehmen iſt (vgl. Prot. V S. 24). 

S 2092. 1. Die Dispoſitivvorſchrift des § 2092 gilt auch bei Vermächtniß 
deſſelben Gegenſtandes an Mehrere, § 2157. 

2. Beiſpiel zu Abſ. 2. Eingeſetzt ſind A auf J½, B auf und C ohne 
Quotenangabe. 0 ſoll nach § 2092 Abſ. 2 ebenjoviel erhalten wie A, A er 
hält die Hälfte von dem, was B erhält. Demnach erhalt A 1 Theil = 1 
B 2 Theile = ½, C 1 Theil = . 
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§ 2093. Sind einige von mehreren Erben auf einen und den⸗ 
ſelben Bruchtheil der Erbſchaft eingeſetzt (gemeinſchaftlicher Erbtheil), 
ſo finden in Anſehung des gemeinſchaftlichen Erbtheils die Vor⸗ 
ſchriften der §s 2089 bis 2092 entſprechende Anwendung. 

§ 2094. Sind mehrere Erben in der Weiſe eingeſetzt, daß ſie 
die geſetzliche Erbfolge ausſchließen, und fällt einer der Erben vor 
oder nach dem Eintritte des Erbfalls weg, ſo wächſt deſſen Erbtheil 
den übrigen Erben nach dem Verhältniß ihrer Erbtheile an. Sind 
einige der Erben auf einen gemeinſchaftlichen Erbtheil eingeſetzt, ſo 
tritt die Anwachſung zunächſt unter ihnen ein. 

Iſt durch die Erbeinſetzung nur über einen Theil der Erbſchaft 
verfügt und findet in Anſehung des übrigen Theiles die geſetzliche 
Erbfolge ftatt, fo tritt die Anwachſung unter den eingeſetzten Erben 
nur ein, ſoweit ſie auf einen gemeinſchaftlichen Erbtheil eingeſetzt ſind. 

Der Erblaſſer kann die Anwachſung ausſchließen. 


8 2093. 1. Ein gemeinſchaftlicher Erbtheil liegt z. B vor bei der An⸗ 
ordnung: A ſoll die Hälfte, B, C und D die andere Hälfte haben. Vgl. 
auch die 58 2094, 2098 Abſ. 2. 

9. Ob aus der Einſetzung Mehrerer unter einer Geſammtbezeichnung der 
auf Einſetzung der Mehreren auf einen gemeinſchaftlichen Erbtheil gerichtete 
Wille des Erblaſſers zu entnehmen iſt, iſt der Auslegung des einzelnen 
5 li z. B. A, B und die Kinder meines Bruders C ſollen meine 

rben fein. 

3. Anwendbarkeit der Vorſchriften bei Vermächtniß deſſelben Gegenſtandes 
an Mehrere § 2157. 

5 2094. I. Fälle des Wegfalls eines eingeſetzten Erben (vgl. $ 1935). 

Wegfall vor dem Erbfalle kann herbeigeführt werden: 

a. durch den Tod des als Erben Eingeſetzten § 1923; 

b. durch letztwillige Verfügung dahin, daß die in einem früheren Teſtament 
erfolgte Einſetzung widerrufen wird; 

e. durch Erbverzicht § 2352. 
2. Wegfall nach dem Erbfalle kann herbeigeführt werden: 

a. durch Ausſchlagung § 1953; 

b. durch Erbunwürdigkeitserklärung $ 2344; 

€ durch Verſagung der ſtaatlichen Genehmigung an einen Erben, der als 

Religioſer derſelben nach vorbehaltenem Landes rechte bedarf. EG. Artt. 87 

Abſ. 2, 86 Saz 2. 1 

II. Erbfolge beim Wegfall eines eingeſetzten Erben. n 

1. Wenn ein eingeſetzter Erbe wegfällt, ſo iſt dafür, was mit dem frei 
werdenden Erbtheile geſchehen ſoll, der Wille des Erblaſſers maßgebend. 

2. Zunächſt tritt der als Erſatzerbe Berufene bzw. wenn der Wegfallende 
ein Abkömmling des Erblaſſers iſt, deſſen Abkömmlinge (nach Maßgabe der 
geſetzlichen Erbfolge) ein, $$ 2099, 2069. 

3. Anwachſung. 2 
a. Von Anwachſung ſpricht das BGB. nur in Anſehung der auf Verfügung 

von Fodeswegen ($$ 2094, 2279) beruhenden Erbfolge, während bei der 

geſetzlichen Erbfolge (vgl. § 1935) von einer Erhohung des Erbtheils ge⸗ 
ſprochen wird. 
b. (Abf. 1.) > 8 ß 
a. Die Einſetzung mehrerer Erben ſchließt die geſetzliche Erbfolge aus, 
ca. wenn ihre Einſetzung ſchlechthin erfolgt iſt, ohne auf einen Bruch⸗ 
theil beſchränkt zu fein ($ 2088 Abſ. I); r 
68. wenn die Einſetzung auf Bruchtheile, welche das Ganze erſchöpfen 
(§ 2088 Abſ. 2) oder überſteigen (§ 2090), erfolgt iſt. 


e. Gemeinſchaftlicher 
Erbtheil. 


3. Anwachſung. 

a. Vorausſetzung. 

b. Wirkung. (Gemein⸗ 
ſchaftlicher Erbtheil.) 


e. Ausſchließung. 
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an ee en 8 2095. Der durch Anwachſung einem Erben anfallende Erb⸗ 
durch d ung theil gilt in Anſehung der Vermächtniſſe und Auflagen, mit denen 
dieſer Erbe oder der wegfallende Erbe beſchwert iſt, ſowie in An⸗ 

ſehung der Ausgleichungspflicht als beſonderer Erbtheil. 
4. Einfesung eines Gr § 2096. Der Erblaſſer kann für den Fall, daß ein Erbe vor 
Dr oder nach dem Eintritte des Erbfalls wegfällt, einen Anderen als 


Erben einſetzen (Erſatzerbe). 


8. Gemeinſchaftlicher Erbtheil § 2093. 
Beifpiel: Eingeſetzt find 
A auf ¼, B auf ¼, C auf ½, D, E, F auf /. 
an. Fällt F fort, fo erhalten D und E den gemeinſchaftlichen Erbtheil 


der ¼. 
88. Fallen E und F fort, fo erhält D ?/,. 
1. Fallen D, E und F fort, erhalten A, B, C je ¼. 
C. (Abſ. 2.) 

a. Zum Theil Erbfolge auf Grund einer Verfügung von Todeswegen, 

zum Theil geſetzliche Erbfolge § 2088. 

6. Gemeinſchaftlicher Erbtheil § 2093. 

Beiſpiel: Eingeſetzt ſind 
A auf ½, B und C zuſammen auf ¼; für das letzte Drittel 
gilt geſetzliche Erbfolge. 

au. Fällt 0 fort, jo wächſt ſein Theil dem B an, jo daß A und B je 
1/, erhalten und in Anſehung des letzten Drittels die geſetzliche 
Erbfolge eintritt. 

BB. Fällt außer C (vgl. aa) A fort, fo erhält B ſein Drittel (vgl. ac), 
während in Anſehung der beiden anderen Drittel die geſetzliche 
Erbfolge eintritt. 

d. (Abſ. 3.) Wird die Anwachſung durch den Erblaſſer ausgeſchloſſen, jo 
tritt in Anſehung des frei werdenden Theiles die geſetzliche Erbfolge ein. 

Wirkungen der Anwachſung § 2095. 

Recht des Nacherben in Anſehung des dem Vorerben anwachſenden Erb: 

theils § 2110. 

7 Verhältniß zum Erbſchaftskäufer § 2373. 

. Anwachſung bei Vermächtniſſen §§ 2158f. 

§ 2095. 1. Dieſe Schutzvorſchriſt (vgl. $ 1935 Note 1b, §§ 2161, 2192) 
iſt geboten mit Rückſicht auf die Unzuläſſigkeit der Ausſchlagung des an⸗ 
wachſenden Erbtheils, $$ 1950, 1951. 

2. Ausgleichungspflicht §§ 2050 ff. 

3. Schuldenhaftung § 2007. 

9 2 nu die entſprechende Vorſchrift für Anwachſung bei Vermächtniſſen 
) 2159. 

§ 2096. 1. Gründe für den Wegfall des Erben vgl. § 2094 Note I. 

2. Der Erſatzerbe iſt ebenfalls Erbe; der Anfall an ihn gilt als mit dem 
Erbfall erfolgt § 1953. 

3. Dem Erſatzerben (als Erben) kann (Mangels einer geſetzlichen Be⸗ 
ſchränkung) ein weiterer Erſatzerbe ſubſtituirt werden. Der Satz substitutus 
substituto est substitutus instituto iſt als in der Logik begründet nicht 
ausdrücklich ausgeſprochen. Der Satz substitutus substituto substitutus 
huie quoque censetur qua instituto iſt als bedenklich nicht aufgenommen. 
Die Auslegung des einzelnen Falles muß entſcheiden. 

4. Eintritt der Abkömmlinge eines als Erben eingeſetzten, aber wegfallen⸗ 
den Abkömmlinges des Erblaſſers $ 2069. Die Abkömmlinge eines zur Zeit 
der Teſtamentserrichtung kinderloſen Abkömmlinges des Erblaſſers treten 
an die Stelle ihres vor dem Erblaſſer wegfallenden Parens und ſchließen 
ſomit den dieſem beſtimmten Erſatzerben aus. Vgl. die entſprechende Vor⸗ 
ſchrift für die Nacherbſchaft § 2107. 


— 
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$ 2097. Iſt Jemand für den Fall, daß der zunächſt berufene 
Erbe nicht Erbe ſein kann, oder für den Fall, daß er nicht Erbe 
ſein will, als Erſatzerbe eingeſetzt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, 
daß er für beide Fälle eingeſetzt iſt. 

§ 2098. Sind die Erben gegenfeitig oder find für einen von 
ihnen die übrigen als Erſatzerben eingeſetzt, ſo iſt im Zweifel an⸗ 
zunehmen, daß ſie nach dem Verhältniß ihrer Erbtheile als Erſatz⸗ 
erben eingeſetzt ſind. 

Sind die Erben gegenſeitig als Erſatzerben eingeſetzt, ſo gehen 
Erben, die auf einen gemeinſchaftlichen Erbtheil eingeſetzt ſind, im 
Zweifel als Erſatzerben für dieſen Erbtheil den anderen vor. 

§ 2099. Das Recht des Erſatzerben geht dem Anwachſungs⸗ 
rechte vor. 

Dritter Titel. 


Einſetzung eines Nacherben. 


$ 2100. Der Erblaſſer kann einen Erben in der Weiſe einſetzen, 
daß dieſer erſt Erbe wird, nachdem zunächſt ein Anderer Erbe ge: 
worden iſt (Nacherbe). 


5. Auslegungsregel, wenn der Erſatzerbe an die Stelle eines ausgleichungs⸗ 
pflichtigen Abkömmlinges tritt, $ 2051 Abſ. 2. 

6. Die Einſetzung als Nacherbe enthält im Zweifel auch die Einſetzung 
als Erſatzerbe, $ 2102 Abſ. 1. Iſt zweifelhaft, ob Einſetzung als Nacherbe 
5 2102 Abf. 2. gewollt iſt, ſo iſt Einſetzung als Erſatzerbe anzunehmen, 

7. Behandlung des einem Erſatzerben gewordenen Anfalls 
a. bei der Nacherbſchaft § 2110; 

b. bei dem Erbſchaftskauf § 2373. 
2097. Anwendbarkeit des § 2097 auſ die Einſetzung eines Erſatzver⸗ 
uche § 2190. s . Per 

8 2098. 1. Unterſchied zwiſchen dieſer Art der Berufung und der An: 
wachſung vgl. § 2007. er 

2. Die Auslegungsregel $ 2098 ift nicht anwendbar, wenn 
a. nur einige der Erben für einen oder mehrere der Miterben als Erſatz⸗ 

erben berufen ſind; h , 

b. wenn neben Miterben ein Nichterbe als Erſatzerbe berufen iſt. 3 

3. Ob der als Erſatzerbe für einen Miterben eingeſetzte Erbe, welcher den 
ihm unmittelbar zugewendeten Erbtheil ausſchlägt, den Erſatzerbtheil an⸗ 
nehmen kann, vgl. § 1951. Kant: 

s £ bende auf die Einſetzung eines Erſatzvermächtnißnehmers 
§ 2190. 

§ 2099. 1. Vgl. § 2094 Note 112. N 
s a Anwendbarkeit auf die Einſetzung eines Erſatzvermächtnißnehmers 
§ 2190. 

1. Zweck der Nacherbſchaft. 8 
„Das Inſtitut der Nacherhſchaft erſetzt die fideikommiſſariſche Subſtitution 
des bisherigen Rechtes. (Auslegung des ſogen. Berliner Teſtaments alten 
Rechtes bei einem nach 1900 eingetretenen Erbfall als Anordnung einer 
Nacherbſchaft, KG. Jahrb. 20 A 228 ff.; vgl. auch OLG. 3 223.) Hauptan⸗ 
wendungsfälle der Nacherbſchaft: 

a. Der Erblaſſer will ſeine geſetzlichen Erben (Kinder oder ſonſtige Ver⸗ 
wandte) nicht ausſchließen, die Vortheile der Erbſchaft aber für beſtimmte 


a. Einſetzung, wenn der 
Erftberufene nicht 
Erbe ſein will oder 
kann. 


b. Miterben als Erſatz⸗ 
er ben. 


c. Verhältniß zum An⸗ 
wachſungsrecht. 


I, Fuläſſigkeit und Begriff. 


Zu 58 2100 fi. 


II. Einſetzung. 
1. Auslegungsregeln. 
a. Erbeinfegung einer 
z. Z. d. Erbfalls 
a. noch nicht erzeug⸗ 
ten Perſon. 
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8 2101. Iſt eine zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugte 
Perſon als Erbe eingeſetzt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß ſie 
als Nacherbe eingeſetzt iſt. Entſpricht es nicht dem Willen des Erb⸗ 
laſſers, daß der Eingeſetzte Nacherbe werden ſoll, ſo iſt die Ein⸗ 
ſetzung unwirkſam. 


Zeit einem Anderen, z. B. ſeinem Ehegatten zuwenden, ohne ihn den 
Beſchränkungen zu unterwerfen, welche mit der Anordnung eines Nieß⸗ 
brauchs an der Erbſchaft verbunden find (vgl. $ 1089). Insbeſondere 
kann der Erblaſſer feinem Ehegatten die Vortheile der Erbſchaft ſichern, 
das Vermögen aber zugleich ſei ner Familie erhalten wollen. 

b. Der Erblaſſer will eine zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugte Perſon 
zum Erben einſetzen (3. B. die Deſzendenz einer beſtimmten Perſon 
7 1923; Pflegſchaft für einen noch nicht erzeugten Nacherben 


c. Der Erblaſſer beſorgt, der zunächſt berufene Erbe werde der Familie 
828585 gen nicht erhalten (Enterbung in guter Abſicht), vgl. 


2. Die rechtliche Stellung des Vorerben. 

a. Der Vorerbe iſt von dem Eintritte des Erbfalls bis zum Eintritte des 
Falles der Nacherbfolge wirklicher Erbe, vgl. §§ 2100, 2139. 

b. Dem Vorerben kommt während der Dauer der Vorerbſchaft Ade 
die Stellung zu, die er als Erbe haben würde, wenn die Nacherbfolge 
nicht angeordnet wäre. Er iſt daher Eigenthümer der Nachlaßſachen und 
auch im Uebrigen berechtigt und verpflichtet wie jeder Erbe ($ 2112). 
Zur Sicherung der Rechte des Nacherben iſt jedoch das Recht des Vor⸗ 
erben gewiſſen Beſchränkungen unterworfen ($$ 2113 ff.). In Fallen, in 
welchen der Erblaſſer das Intereſſe des Nacherben in den Vordergrund 
ſtellen und den Vorerben im Weſentlichen auf die Nutzungen der Erb⸗ 
ſchaft beſchränken will, empfiehlt es ſich, an Stelle der Anordnung einer 
Nacherbſchaft den Nacherben als Erben einzuſetzen und dem Vorerben den 
Nießbrauch an der Erbſchaft zu vermachen ($ 1089). 

0. Der Nacherbe hat während der Dauer der Vorerbſchaft ſchon ein regel⸗ 
mäßig vererbliches Recht auf den Anfall der Erbſchaft bei Eintritt des 
Falles der Nacherbfolge (§ 2108 Abſ. 2). 

d. Bis zum Eintritte des Falles der Nacherbfolge beſteht zwiſchen dem Vor⸗ 
und Nacherben ein Legalſchuldverhältniß, auf welches die Vorſchriften des 
zweiten Buches anwendbar find, vgl. Vorb. zum II. Buche Note 2. 

e. ee der Prozeßführung und Zwangsvollſtreckung vgl. zu $$ 2112, 
21155 

3. Anwendbarkeit von Vorſchriften über die Nacherbſchaft auf das Nach⸗ 

vermächtniß § 2191. 

4. Beſchränkung des Pflichttheilsberechtigten durch eine Vorerbſchaft oder 

eine Nacherbſchaft § 2306. 

5. Berückſichtigung der Nacherbſchaft im Erbſcheine § 2363. 
6. Leſtamentsvollſrecker zur Wahrnehmung der Rechte des Nacherben 92222. 
7. Pfleger für den noch nicht erzeugten Nacherben § 1913 Satz 2. 


§ 2100. 1. Der zunächſt eingeſetzte Erbe iſt der Vorerbe (vgl. §§ 2111, 
2112 u. a. m.). 

2. Die Nacherbfolge kann an einen beſtimmten Zeitpunkt oder eine Be⸗ 
dingung (Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes) geknüpft ſein (vgl. § 2105). 

3. Der Nacherbe wird mit dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge Erbe 
kraft Geſetzes § 2139. . 

4. Die Einſetzung eines Nacherben kann auch in Anſehung eines Bruch⸗ 
theils der Erbſchaft erfolgen (vgl. § 1922 Abſ. 2), jo daß der Vorerbe zu 
einer Quote Erbe, zu einer anderen Quote Vorerbe iſt. Vgl. KG. Jahrb. 
22 A 316, OLG. 3 223. 
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Das Gleiche gilt von der Einſetzung einer juriſtiſchen Perſon, die 
erſt nach dem Erbfalle zur Entſtehung gelangt; die Vorſchrift des 
§ 84 bleibt unberührt. 

§ 2102. Die Einſetzung als Nacherbe enthält im Zweifel auch 
die Einſetzung als Erſatzerbe. 

Iſt zweifelhaft, ob Jemand als Erſatzerbe oder als Nacherbe ein⸗ 
geſetzt iſt, ſo gilt er als Erſatzerbe. 

§ 2103. Hat der Erblaſſer angeordnet, daß der Erbe mit dem 
Eintritt eines beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes die Erbſchaft 
einem Anderen herausgeben ſoll, ſo iſt anzunehmen, daß der Andere 
als Nacherbe eingeſetzt iſt. 

§ 2104. Hat der Erblaſſer angeordnet, daß der Erbe nur bis 
zu dem Eintritt eines beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes Erbe 
ſein ſoll, ohne zu beſtimmen, wer alsdann die Erbſchaft erhalten 
ſoll, ſo iſt anzunehmen, daß als Nacherben diejenigen eingeſetzt ſind, 
welche die geſetzlichen Erben des Erblaſſers ſein würden, wenn er 
zur Zeit des Eintritts des Zeitpunkts oder des Ereigniſſes geſtorben 
wäre. Der Fiskus gehört nicht zu den geſetzlichen Erben im Sinne 
dieſer Vorſchrift. 

§ 2105. Hat der Erblaſſer angeordnet, daß der eingeſetzte Erbe 
die Erbſchaft erſt mit dem Eintritt eines beſtimmten Zeitpunkts oder 
Ereigniſſes erhalten ſoll, ohne zu beſtimmen, wer bis dahin Erbe 
ſein ſoll, ſo ſind die geſetzlichen Erben des Erblaſſers die Vorerben. 

Das Gleiche gilt, wenn die Perſönlichkeit des Erben durch ein erſt 
nach dem Erbfall eintretendes Ereigniß beſtimmt werden ſoll oder wenn 
die Einſetzung einer zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugten Perſon 


§ 2101. 1. Zu Abſ. 1 vgl. $ 1923. Vgl. ferner Note zu $ 140 und 
§ 2084. Daß die Auslegungsregel des § 2101 5 Willen des rblaſſers 
nicht entſpreche, iſt gegenüber dem Inhalte des § 2101 zu beweiſen. 

2. Zu Abſ. 2. Die nach dem Tode des Stifters genehmigte Stiftung kann 
in Anſehung der Zuwendungen des Stifters, nicht eines Dritten gemäß 
§ 84 Erbe werden. — Für Vermächtniſſe vgl. $$ 2178 f. 

3. Wegen des in den Fällen des § 2101 berufenen Vorerben vgl. § 2105. 

4. Ueber den Zeitpunkt des Eintritts der Nacherbfolge in den Fällen des 
§ 2101 beſtimmt § 2106 Abſ. 2. 

5. Pflegſchaft für einen noch nicht erzeugten Nacherben § 1913, Teſtaments⸗ 
vollſtrecker zur Wahrnehmung der Rechte des Nacherben § 2222. 

F 2102. 1. Die allgemeinen Vorſchriften des 8 2102 werden in Anſehung 
einer noch nicht erzeugten (bzw. noch nicht zur Entſtehung gelangten juriſti⸗ 
ſchen) Perſon durch § 1923 eingeſchränkt. Vgl. indeß für die Stiftung des 
Erblaſſers § 84. 

2. Erſatzerbe § 2096. 

8 2103. 1. Die Umdeutung ($ 140) der Anordnung ſetzt voraus, daß 
die Herausgabepflicht erſt mit dem Eintritt eines beſtimmten Zeitpunkts oder 
Ereigniſſes eintreten ſoll, ſo daß der Nächſtberufene die Erbſchaft erſt 71 
Zeit behalten und nicht ſofort herausgeben ſoll. Vgl. auch 8 2136 Note 1 2. 

2. Die Herausgabepflicht braucht ſich nur auf einen Bruchtheil der Erb⸗ 
ſchaft zu beziehen, vgl. § 2100 Note 4. 

§ 2104. 1. Geſetzliche Erben §§ 1924 ff. 

2. Zu Satz 2 vgl. § 1936 Note 1. 

H. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 34 


F. noch nicht be⸗ 
ſtehenden juriſt. 
Perſon. 


b. Nacher be auchErſatz⸗ 
erbe. 


c. Nacherbe od. Erſatz⸗ 
er be. 


2. Dispoſitivvorſchrif⸗ 
ten 


a. Anordnung, die Erb⸗ 
ſchaft herauszugeb. 


b. Auflöſend bedingte 
oder }befriftete Erb⸗ 
einſetzung. 


c. Aufſchiebend beding⸗ 
te od. befriſtete Er b⸗ 
einſetzung. 


| 
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oder einer zu dieſer Zeit noch nicht entſtandenen juriſtiſchen Perſon 
als Erbe nach $ 2101 als Nacherbeinſetzung anzuſehen iſt. 

a. geitpuntt des ein- § 2106. Hat der Erblaſſer einen Nacherben eingeſetzt, ohne den 
folge daß bes Av. Zeitpunkt oder das Ereigniß zu beſtimmen, mit dem die Nacherbfolge 
n eintreten joll, fo fällt die Erbſchaft dem Nacherben mit dem Tode 

des Vorerben an. 

Iſt die Einſetzung einer noch nicht erzeugten Perſon als Erbe 
nach § 2101 Abſ. 1 als Nacherbeinſetzung anzuſehen, jo fallt die 
Erbſchaft dem Nacherben mit deſſen Geburt an. Im Falle des 
§ 2101 Abſ. 2 tritt der Anfall mit der Entſtehung der juriſtiſchen 
Perſon ein. 

. Ginfegung eines § 2107. Hat der Erblaſſer einem Abkömmlinge, der zur Zeit 
Flüge neden der Errichtung der letztwilligen Verfügung keinen Abkömmling hat 
ee ran oder von dem der Erblaſſer zu dieſer Zeit nicht weiß, daß er einen 

Abkömmling hat, für die Zeit nach deſſen Tode einen Nacherben be⸗ 
ſtimmt, ſo iſt anzunehmen, daß der Nacherbe nur für den Fall ein⸗ 
geſetzt iſt, daß der Abkömmling ohne Nachkommenſchaft ſtirbt. 

IN. Erfordernifider Existenz § 2108. Die Vorſchriften des § 1923 finden auf die Nach⸗ 
tell der Raberbfelg. erhfolge entſprechende Anwendung. m 
dd des Stirbt der eingeſetzte Nacherbe vor dem Eintritte des Falles der 
en od des Nacherbfolge, aber nach dem Eintritte des Erbfalls, ſo geht fein 

Recht auf ſeine Erben über, ſofern nicht ein anderer Wille des Erb⸗ 

laſſers anzunehmen iſt. Iſt der Nacherbe unter einer aufſchiebenden 

Bedingung eingeſetzt, ſo bewendet es bei der Vorſchrift des § 2074. 


§ 2105. 1. Geſetzliche Erben $$ 1924 ff. Der unter der von dem Erb⸗ 
laſſer als Bedingung gemeinten Einſchränkung si volet Eingeſetzte wird ſomit 
Nacherbe, bis er ſeinen Willen, Erbe ſein zu wollen, erklärt (Mot. V S. 18). 

2. Zu Abſ. 2 vgl. § 2101. 

§ 2106. 1. (Abſ. 1.) Vererblichkeit des Rechtes des Nacherben kann ſchon 
vor dem Anfall eintreten, § 2108 Abſ. 2. 

2. (Abſ. 2.) Iſt die noch nicht erzeugte (bzw. noch nicht zur Entſtehung 
ne juriſtiſche) Perſon als Nacherbe — nicht als Erbe — berufen, jo 
iſt Abſ. 2 nicht anwendbar, vielmehr iſt der unter Berückſichtigung des 
Abs.! zu ermittelnde Wille des Erblaſſers entſcheidend. 

§ 2107. 1. Vgl. § 2069 und § 2096 Note 4. 

2. Nachkommenſchaft im Sinne des § 2107 iſt nur die in einem rechtlich 
anerkannten, nach der väterlichen Seite durch eheliche Geburten begründeten 
Verwandſchaftsverhältniſſe zu dem Erblaſſer ſtehende Nachkommenſchaft, alſo 
z. B. nicht ein angenommenes Kind des Abkömmlinges vgl. § 1763. Vgl. 
§ 1589 Note 4. Vorb. zu §§ 1924 ff. Note 2. 

§ 2108. 1. (Abſ. 1.) Die entſprechende Anwendung des $ 1923 ergiebt für 
die Nacherbfolge die Vorſchriften: Nacherbe kann nur werden, wer zur Zeit 
des Eintritts des Falles der Nacherbfolge lebt. Wer zur Zeit des Eintritts 
des Falles der Nacherbfolge noch nicht lebt, aber bereits erzeugt war, gilt 
als vor dieſem Zeitpunkte geboren. Im Uebrigen vgl. zu $ 1923. 

2. (Abſ. 2 Satz 1.) Bei der ſchlechthin erfolgten Einſetzung zum Nacherben 
geht nach der dispoſitiven Vorſchrift des $ 2108 Abſ. 2 das Recht auf die 
Nacherbfolge auf den Erben des als Nacherben Eingefegien über, wenn dieſer 
zwar nicht den Eintritt des Falles der Nacherbfolge, wohl aber den Erbfall 
($ 1922) erlebt hat. Dieſe Vorſchrift umfaßt auch den Fall, daß ein erſt 
nach dem Eintritte des Erbfalls erzeugter und geborener Nacherbe vor 
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$ 2109. Die Einſetzung eines Nacherben wird mit dem Ablaufe W. Feu Beihräntung 


von dreißig Jahren nach dem Erbfall unwirkſam, wenn nicht vorher 
der Fall der Nacherbfolge eingetreten iſt. Sie bleibt auch nach dieſer 
Zeit wirkſam: 

1. Wenn die Nacherbfolge für den Fall angeordnet iſt, daß in 
der Perſon des Vorerben oder des Nacherben ein beſtimmtes 
Ereigniß eintritt, und derjenige, in deſſen Perſon das Ereigniß 
eintreten ſoll, zur Zeit des Erbfalls lebt; 

2. wenn dem Vorerben oder einem Nacherben für den Fall, daß 
ihm ein Bruder oder eine Schweſter geboren wird, der Bruder 
oder die Schweſter als Nacherbe beſtimmt iſt. 

Iſt der Vorerbe oder der Nacherbe, in deſſen Perſon das Er⸗ 

eigniß eintreten ſoll, eine juriſtiſche Perſon, ſo bewendet es bei der 
dreißigjährigen Friſt. 


dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge ſtirbt. Die Vererblichkeit kann in 

dieſem Falle erſt mit der Geburt eintreten. Vgl. § 1923 Note B II 2a in 

Verbindung mit § 2108 Abſ. 1. 

§ 2109. I. Die Regel. 

Die Bindung des nachgelaſſenen Vermögens ſoll regelmäßig den Zeit⸗ 
raum von 30 Jahren (als eines durchſchnittlichen Menſchenlebens) nicht über⸗ 
dauern. Innerhalb dieſer Friſt iſt die Zahl der zuläſſigen Nacherbfolgefälle 
nicht beſchränkt (vgl. Note II 2). Nach dem die Ausnahmen beherrſchenden 
Prinzipe (vgl. Prot. V S. 240) werden nach dem Ablaufe von 30 Jahren 
nur Ereigniſſe berückſichtigt, welche in der zur Zeit des Erbfalls lebenden 
Generation der Betheiligten eintreten, wobei auf Seiten der Bedachten 
air 2) zu dieſer Generation auch die nachgeborenen Geſchwiſter gerechnet 
werden. 

II. Die Ausnahmen. 

1. SU Tec 
a. Zu den Ereigniſſen, die in der Perſon Jemandes eintreten können, ge- 

hört namentlich der Tod des Betreffenden. 

b. Durch die Beſchränkung, daß derjenige, in deſſen Perſon das Ereigniß 
eintreten ſoll, zur Zeit des Erbfalls ſchon leben muß, wird verhindert, 
daß die Bindung die Dauer des Lebens eines zur Zeit des Erbfalls be⸗ 
reits lebenden Menſchen überdauern kann. Indeß gilt auch im Sinne 
der Vorſchrift des § 2109 ein zur Zeit des Erbfalls vorhandener nasciturus 
als vor dem Erbfalle geboren, § 1923 Note B II 2a 4. Bgl. auch unter 
Note 2. 

C. Beiſpiele: t 
a. Beim Tode des zur Zeit des Erbfalls lebenden oder doch ſchon er⸗ 

zeugten Vorerben A ſoll B Nacherbe werden. Die Beſtimmung wird 
nicht dadurch unwirkſam, daß A nach Ablauf von 30 Jahren nach 
dem Erbfalle noch lebt. 

8. Die Beſtimmung, daß B Nacherbe werden ſoll, wenn er das 75. Lebens⸗ 
jahr erlebt oder wenn ihm ein Sohn geboren wird ꝛc., wird nicht 
dadurch unwirkſam, daß dieſe Ereigniſſe ſich erſt nach Ablauf von 
30 Jahren nach dem Todesfalle zutragen. 

2. Ziffer 2. Beiſpiel (vgl. Rüger Sächſ. Archiv Bd. 9 S. 436): Erben 
ſollen die Kinder meines Bruders mit Einſchluß der erſt nach meinem Tode 
geborenen ſein. Die zur Zeit des Todes noch nicht Erzeugten konnen nur 
als Nacherben in Betracht kommen ($$ 1923 Abſ. 1, 2101). Nach Ziff. 2 
wird die Wirkſamkeit der Nacherbfolge nicht dadurch beeintrachtigt, daß die 
Geburt eines oder mehrerer der Kinder erſt in die Zeit nach Ablauf von 
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Wirkſamekeit einer 
Uacherbeinſetzung. 


V. Umfang des Rechtes des 
Nacherden. 13 
1. Anwachſung. N 
Vorausvermächtniß. 


2. Surrogation. 


VI. Rechtsverhaltniß 
zwiſchen Dor- und 
Hakherben. 

1. Verfügungsrecht der 
Norerhen. 
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§ 2110. Das Recht des Nacherben erſtreckt ſich im Zweifel auf 
einen Erbtheil, der dem Vorerben in Folge des Wegfalls eines Mit⸗ 
erben anfällt. 

Das Recht des Nacherben erſtreckt ſich im Zweifel nicht auf ein 
dem Vorerben zugewendetes Vorausvermächtniß. 

§ 2111. Zur Erbſchaft gehört, was der Vorerbe auf Grund 
eines zur Erbſchaft gehörenden Rechtes oder als Erſatz für die Zer⸗ 
ſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines Erbſchaftsgegenſtandes 
oder durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erbſchaft erwirbt, ſofern 
nicht der Erwerb ihm als Nutzung gebührt. Die Zugehörigkeit einer 
durch Rechtsgeſchäft erworbenen Forderung zur Erbſchaft hat der 
Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, wenn er von der 
Zugehörigkeit Kenntniß erlangt; die Vorſchriften der 88 406 bis 
408 finden entſprechende Anwendung. 

Zur Erbſchaft gehört auch, was der Vorerbe dem Inventar eines 
erbſchaftlichen Grundſtücks einverleibt. 

§ 2112. Der Vorerbe kann über die zur Erbſchaft gehörenden 
Gegenſtände verfügen, ſoweit ſich nicht aus den Vorſchriften der 
§§ 2113 bis 2115 ein Anderes ergiebt. 


30 Jahren nach dem Erbfalle fällt. (Die Erbeinſetzung einer Anzahl von 
Geſchwiſtern, von denen mehrere erſt nach dem Tode des Erblaſſers erzeugt 
ſind, iſt zugleich ein Beiſpiel für eine mehrfache Nacherbfolge; jedes der nach⸗ 
geborenen Geſchwiſter, welches zunächſt nur als Nacherbe in Betracht kam, 
erlangt gegenüber jedem einzelnen der nach ihm geborenen Geſchwiſter die 
Stellung eines Vorerben. 

III. Entſprechende Vorſchriften SS 2044, 2162 f., 2210. 


§ 2110. 1. (Abſ. 1.) Erhöhung § 1935, Anwachſung § 2094. Vgl. die 
abweichende Vermuthung beim Erbſchaftskaufe § 2373. 

2. (Abſ. 2.) Voraus vermächtniß § 2150. Vgl. die gleiche Auslegungsregel 
beim Erbſchaftskaufe § 2373. 

2111. 1. e vgl. §§ 1370, 1381, 2019, 2041. 

Zu Abſ. 1 Satz 2 vgl. § 2019 Note 3. Für die Anwendung der §§ 406 
bis 408 iſt an Stelle des bisherigen Gläubigers der Vorerbe, an Stelle des 
neuen Gläubigers der Nacherbe zu ſetzen. 

3. 30 f als Nutzungen ($ 100) dem Vorerben gebührt, ergiebt ſich aus 
89 2130 ff. 

4. Einverleibung von Grundſtücksinventar, vgl. $$ 588 Abſ. 2, 1048, 1378. 

5. Sobald durch die Surrogation die Zugehörigkeit der Surrogate zu der 
Erbſchaft eingetreten ift, find für dieſelben die Vorſchriften der §§ 2112 ff. 
maßgebend, inſonderheit iſt Geld gemäß § 2119 zu behandeln. 

§ 2112. 1. Das dem Vorerben grundſätzlich zuſtehende (vgl. Titelvorb. 
Note 2 a und b) Verfügungsrecht erleidet nur die in §§ 2113—2115 ent⸗ 
haltenen Einſchränkungen, unbeſchadet der Verantwortlichkeit des Vorerben 
für ſachgemäße Verwaltung gegenüber dem Nacherben. 

2. Nach den §§ 2113—2115 ſteht dem Vorerben — mit Ausnahme von 
unentgeltlichen Verfügungen § 2113 Abſ. 2 — insbeſondere die freie Ver⸗ 
fügung zu in Anſehung 
a. von beweglichen Sachen, 5 
b. von Forderungen und Rechten, welche weder zu den in § 2113 Abſ. 1 

noch § 2114 genannten gehören. Wegen der Inhaberpapiere ꝛc. und 

Staatsſchuldbuchforderungen vgl. $$ 2116 ff. 
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§ 2113. Die Verfügung des Vorerben über ein zur Erbſchaft 
gehörendes Grundſtück oder über ein zur Erbſchaft gehörendes Recht 
an einem Grundſtück iſt im Falle des Eintritts der Nacherbfolge in⸗ 
ſoweit unwirkſam, als ſie das Recht des Nacherben vereiteln oder 
beeinträchtigen würde. 

Das Gleiche gilt von der Verfügung über einen Erbſchaftsgegen⸗ 
ſtand, die unentgeltlich oder zum Zwecke der Erfüllung eines von 
dem Vorerben ertheilten Schenkungsverſprechens erfolgt. Ausge⸗ 
nommen ſind Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer 
auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird. 

Die Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung. 


c. Zur Frage, ob der Vorerbe ohne die Zuſtimmung des Nacherben zur 
Ausſchlagung einer dem — während des Laufes der Ausſchlagungsfriſt 
verſtorbenen ($$ 1943, 1952) — Erblaſſer angefallenen Erbſchaft befugt 
iſt, vgl. Mot. V S. 494; Prot. V S. 618. 

3. Der Erblaſſer ($ 2130) kann den Vorerben zwar von gewiſſen Beſchrän⸗ 
kungen oder Verpflichtungen befreien (vgl. $$ 2136, 2137). Er kann aber 
die Stellung des Vorerben nicht erſchweren; will er dem Vorerben weniger 
Rechte einräumen, als das Geſetz ihm giebt, ſo ſteht anſtatt der Anordnung 
0 95 die Beſtellung eines Nießbrauchs an der Erbſchaft zu Ge⸗ 

ote (§ 1089). 

4. Die Prozeßführung ift keine Verfügung im Sinne des BGB. (vgl. 
Abſchnittvorb. vor § 104 f. Note 5d). 

Die CcßO. enthält eine Anzahl Sonderbeſtimmungen. 

a. Unterbrechung des Verfahrens bei Eintritt des Falles der Nacherbfolge 
CRD. § 242 (zu § 2139). 

b. Wirkſamkeit des Urtheils, Der Nacherbe iſt nicht Rechtsnachfolger des 
Vorerben, vielmehr find beide Rechtsnachfolger des Erblaſſers (vgl. §§ 2100, 
2139). An ſich wirkt ſomit das zwiſchen dem Vorerben und einem Dritten 
ergangene Urtheil nicht gegenüber dem Nacherben (vgl. CRD. § 325). 
Cop O. § 326 legt in Abſ. 1 gewiſſen Urtheilen Wirkſamkeit für den Nach⸗ 
erben bei, d. h. ſolchen Urtheilen, welche zu Gunſten des Vorerben er⸗ 
gangen find. Abſ. 2 des § 326 CPO. bezieht ſich auf die der Verfügung 
des Vorerben unterworfenen Gegenſtände, vgl. §§ 2112—2115. 

CPO. 8 326. Ein Urtheil, das zwischen einem Vorerben und einem Dritten 
über einen gegen den Vorerben als Erben gerichteten Anspruch oder über einen 
der Nacherhfolge unterliegenden Gegenstand ergeht, wirkt, sofern es vor dem 
Eintritte der Nacherbfolge rechtskräftig wird, für den Nacherben. 

Ein Urtheil, das zwischen einem Vorerben und einem Dritten über einen der 
Nacherbfolge unterliegenden Gegenstand ergeht, wirkt auch gegen den Naucherben, 
sofern der Vorerbe befugt ist, ohne Zustimmung des Nacherben über den Gegen- 
stand zu verfügen. 

e. Zwangsvollſtreckung CPO. $$ 728, 730, 750. 

CPO. $ 128. Ist gegenüber dem Vorerben ein nach $ 326 dem Nacherben 
gegenüber wirksames Urtheil ergangen, so finden auf die Ertheilung einer voll- 
streckbaren Ausfertigung für und gegen den Nacherben die Vorschriften des $ 727 
[3u $ 868] entsprechende Anwendung. . 

Das Gleiche gilt, wenn gegenüber einem Testamentsvollstrecker ein nach $ 327 
(zu § 2212] dem Erben gegenüber wirksames Urtheil ergangen ist, für die Er- 
theilung einer vollstreckbaren Ausfertigung für und gegen den Erben. Eine voll- 
streckbare Ausfertigung kann gegen den ‚Erben ertheilt werden, auch wenn die 
Verwaltung des Testamentsvollstreckers noch besteht. 


2. Verfügungsbeſchrän⸗ 
kungen. 

a. Verfügungen über 
Nachlaßgrundſtücke 
und Liegenſchafts⸗ 
rechte. 


b. Schenkungen. 


c. Schutz gutgläubiger 
Dritter.] 
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§ 2113. I. Dem Verfügungsrechte des Vorerben entzogene Gegenſtände 
und Geſchäfte. 

Das dem Vorerben grundſätzlich und unbeſchränkt in § 2112 zugeſprochene 
Verfügungsrecht erfährt in § 2113 Einſchränkung in Anſehung von 

1. Verfügungen über die zu der Erbſchaft gehörigen Grund: 
ftüde und Rechte an Grundſtücken. 

Zu den Verfügungen (Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5) gehören nur 
die den dinglichen Rechtsſtand ändernden Rechtsgeſchäfte, insbeſondere alſo 
9 2 955 Vermiethung und Verpachtung (vgl. Bord. zu 88 571-579; ferner 

135). 

a. Den Grundſtücken ſtehen gleich das Erbbaurecht ($ 1017) ſowie gewiſſe 

landesgeſetzliche Immobiliarrechte (EGG. Artt. 63, 68, 196). 

b. Rechte an Grundſtücken: 

a. Dienſtbarkeiten ($$ 1018 ff., 1030 ff., 1090 ff.); 

6. Vorkaufsrecht ($$ 1094 ff.); 

J. Reallaſten ($$ 1105 ff.); 

6. Hypotheken, Grund: und Rentenſchulden vgl. zu § 2114. 

2. Unentgeltliche Verfügungen vgl. §§ 516 ff., 518. Pflicht⸗ und 
Anſtandsſchenkungen § 534. 

3. Verfügungen von Todeswegen in Anſehung der zur Vorerbſchaft 
ge ben Gegenſtände ſind unwirkſam, weil bei der bis zum Tode des 

orerben dauernden Vorerbſchaft in dem Momente ſeines Todes die Vorerb⸗ 
ſchaft dem Nacherben anfällt, alſo nicht mehr zum Vermögen des Vorerben 

gehört, vgl. §§ 2139, 1922. 

II. Rechtliche Natur der Verfügungsbeſchränkung des Vorerben. 

Die Verfügungsbeſchränkung des § 2113 entſpricht der durch die dingliche 
Gebundenheit bei bedingter Verfügung ($ 161), nicht der durch ein zu Gunſten 
einer beſtimmten Perſon beſtehendes Veräußerungsverbot hervorgerufenen 
Verfügungsbeſchränkung. Vgl. §§ 135 Note 4 a, 161 Note 2. 

1. Abjolute Unwirkſamkeit der ohne Zuſtimmung des Nacherben 
G 185 Abſ. 1; daſelbſt Note 4b) vorgenommenen Verfügung. Anſpruch des 
Vorerben auf Ertheilung der Zuſtimmung $ 2120. 

2. Konvaleszenz der unwirkſamen Verfügung ($ 185 Abſ. 2; daſelbſt 
Note 4b). Konvaleszenz tritt alſo namentlich dann ein, wenn der Nacherbe 
unbeſchränkt haftender Erbe des Vorerben wird. 

III. Entſprechende Anwendbarkeit der Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, 
welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten. Vgl. § 816 Note 1. 

1. Verfügungen über Grundſtücke und grundbuchliche Rechte. 
a. Schutzvorſchrift GO. § 52. 

GO. 852. Bei der Eintragung eines Vorerben ist zugleich das Recht des 
Nacherben und, soweit der Vorerbe von den Beschränkungen seines Verfügungs- 
rechts befreit ist, auch die Befreiung von Amtswegen einzutragen. 

Wegen der in GO. § 52 erwähnten Befreiungen von den Beſchrän⸗ 

kungen des Verfügungsrechts vgl. §§ 2136 f. 

b. Bei Eintragung des Vorerben ohne das Recht des Nacherben hat der 
Nacherbe den Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs. Vgl. §8 894 ff. 
und Bemerkungen daſelbſt. — Eintragung eines Widerſpruchs von 
1 (SD. § 54) oder auf Antrag vgl. § 899 und Bemerkungen 

aſelbſt. 

c. Bei Eintragung einer als Nacherben nicht beſtimmten Perſon an Stelle 
der beſtimmten ſteht mit Rückſicht auf die vielfachen rechtlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Vor⸗ und Nacherben auch dem Vorerben der Berich⸗ 
tigungsanſpruch zu. Vgl. KG. OLG. 2 258. 

2. Bei (in Folge der Gutgläubigkeit des Erwerbers) wirkſamer Vornahme 
unentgeltlicher Verfügungen über liegenſchaftliche Rechte oder Fahrniß 
(88 932 ff.) ſeitens des Vorerben hat der Nacherbe (vgl. $ 816 Abſ. 1 Satz 2) 
neben feinem Erſatzanſpruche gegen den Vorerben ($ 2130) die Bereicherungs⸗ 
anſprüche aus SS 816 Abſ. 1 Satz 2. 
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§ 2114. Gehört zur Erbſchaft eine Hypothekenforderung, eine 
Grundſchuld oder eine Rentenſchuld, ſo ſteht die Kündigung und die 
Einziehung dem Vorerben zu. Der Vorerbe kann jedoch nur ver⸗ 
langen, daß das Kapital an ihn nach Beibringung der Einwilligung 
des Nacherben gezahlt oder daß es für ihn und den Nacherben 
hinterlegt wird. Auf andere Verfügungen über die Hypotheken⸗ 
forderung, die Grundſchuld oder die Rentenſchuld finden die Vor⸗ 
ſchriften des $ 2113 Anwendung. 

§ 2115. Eine Verfügung über einen Erbſchaftsgegenſtand, die 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder 
durch den Konkursverwalter erfolgt, iſt im Falle des Eintritts der 
Nacherbfolge inſoweit unwirkſam, als ſie das Recht des Nacherben 
vereiteln oder beeinträchtigen würde. Die Verfügung iſt unbeſchränkt 
wirkſam, wenn der Anſpruch eines Nachlaßgläubigers oder ein an 
einem Erbſchaftsgegenſtande beſtehendes Recht geltend gemacht wird, 
das im Falle des Eintritts der Nacherbfolge dem Nacherben gegen⸗ 
über wirkſam iſt. 


IV. Befreiung des Vorerben durch den Erblaſſer in Anſehung der in 
§ 2113 Abf. 1 enthaltenen Beſchränkung iſt zugelaffen (SS 2136, 2137). In 
Anſehung des Abſ. 2 vgl. § 2138 Abſ. 2. 

§ 2114. 1. Hypotheken⸗, Grund: und Rentenſchulden. 

a. au: Kündigung (vgl. $$ 1141, 1193) iſt der Vorerbe (aktiv und paffiv) 
egitimirt. 

b. Zur Einziehung, d. h. zur Einklagung iſt der Vorerbe ſelbſtändig aktiv 
legitimirt, indeß mit der aus Satz 2 ſich ergebenden Einſchrankung hin⸗ 
ſichtlich des Klageantrags (Hinterlegung §8 372 ff.). Auf andere Ver⸗ 
fügungen über dieſe Rechte, alſo insbeſondere auf Abtretung, Aufhebung 
(Löſchungsbewilligung KG. Jahrb. 22 A S. 315), Quittungsertheilung, Ber 
richtigung des Grundbuchs mit Rückſicht auf die durch die Erbfolge etwa 
eingetretene Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht 
und Belaſtung (vgl. $ 2143 Note 2) findet § 2113 Anwendung. Es iſt 
deshalb zu einer wirkſamen Vornahme dieſer Verfügungen die Einwilli⸗ 
gung des Nacherben erforderlich ($ 2113 Note II ). 

c. Verpflichtung des Nacherben zur Ertheilung der erforderlichen Einwilli⸗ 

ung § 2120. 

d. de des Vorerben von der aus § 2114 fich ergebenden Beſchrän⸗ 
kung durch den Erblaſſer § 2136. — 

2. Andere Forderungen, zu denen insbeſondere die rückſtändigen und 
fälligen Hypotheken⸗, Grund⸗ und Rentenſchuldzinsforderungen gehoren (vgl. 
$8 1158, 1159, 1178), unterliegen der freien Verfügung des Vorerben, vgl. 
§ 2112 Note 1 u. 2. 

§ 2115. 1. (Satz 1.) Unwirkſame Verfügungen im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung. 

1. Wegen des Begriffs der Verfügung, die im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, der Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt, 
vgl. Abſchnittvorb. vor $ 104 Note 5 b. g 

2. Nach 8 2115 ſollen die aus der Perſon des Vorerben im Wege der 
Zwangsvollſtreckung, der Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter 
vorgenommenen Verfügungen mit Ausnahme der in Satz 2 bezeichneten 
(vgl. Note II) dem Nacherben gegenüber unwirkſam ſein. Unter § 2115 
fallen auch ſolche Verfügungen, welche von dem Vorerben ſelbſt (vgl. § 2113), 
unbeſchadet der dem Nacherben zuſtehenden Sicherungs⸗ und Erſatzanſprüche 
(88 2127 ff., 2130), rechtsgeſchäftlich wirkſam vorgenommen werden konnen. 


d. Kündigung u. Ein⸗ 
ziehung von Hypo⸗ 
theken⸗, Grund⸗ u. 
Rentenſchulden. 


e. Verfügung im 
Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ꝛc. od. 
durch den Konkurs⸗ 
verwalter. 


3. Behandlung der zur 
Erbſchaft gehörenden 
Werthpapiere. 

a. Hinterlegung. 
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§ 2116. Der Vorerbe hat auf Verlangen des Nacherben die 
zur Erbſchaft gehörenden Inhaberpapiere nebſt den Erneuerungs⸗ 
ſcheinen bei einer Hinterlegungsſtelle oder bei der Reichsbank mit der 
Beſtimmung zu hinterlegen, daß die Herausgabe nur mit Zuſtim⸗ 
mung des Nacherben verlangt werden kann. Die Hinterlegung von 
Inhaberpapieren, die nach § 92 zu den verbrauchbaren Sachen ge⸗ 
hören, ſowie von Zins⸗, Renten⸗ oder Gewinnantheilſcheinen kann 
nicht verlangt werden. Den Inhaberpapieren ſtehen Orderpapiere 
gleich, die mit Blankoindoſſament verſehen ſind. 

Ueber die hinterlegten Papiere kann der Vorerbe nur mit Zuſtim⸗ 
mung des Nacherben verfügen. 


Der dem § 2115 zu Grunde liegende geſetzgeberiſche Gedanke iſt der, daß es 
ein Mißbrauch des dem Vorerben zum Zwecke des Genuſſes und der Ver⸗ 
waltung der Erbſchaft gewährten Verfügungsrechts wäre, wenn die Gläubiger 
des Vorerben es für ihre Zwecke ausbeuten dürften. Vgl. übrigens $ 161. 

3. Prozeſſuale Folgeſätze. 

CPO. 5 773. Ein Gegenstand, der zu einer Vorerbschaſt gehört, soll nicht 
im Wege der Zwangsvollstreckung veräussert oder überwiesen werden, wenn die 
Veräusserung oder die Üeberweisung im Falle des Eintritts der Nacherbfolye 
nach $ 2115 des Bürgerlichen Gesetzbuchs dem Nacherben gegenüber unwirksam 
ist. Der Nacherbe kann nach Massgabe des $ 771 |Xitelvorb. vor § 985] 


Widerspruch erheben. 
KO. 5 1286. Ist der Gemeinschuldner Vorerbe, so darf der Verwalter die 


zur Erbschaft gehörigen Gegenstände nicht veräussern, wenn die Veräusserung 
im Falle des Kintritts der Nacherbfolge nach $ 2115 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs dem Nacherben gegenüber unwirksam ist. i 


4. Ueber die Rechtslage bei Durchführung der Zwangsvollſtreckung vgl. 
$ 816 Note IV. 8 e eee 
5. Sicherung des Nacherben bei Ueberſchuldung des Vorerben § 2128. 

II. (Satz 2.) Wirkſame Verfügungen im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung. 

1. Ausgenommen von der Regel des Satz 1, alſo wirkſam, find die Zwangs⸗ 
vollſtreckungsakte, mittelſt deren geltend gemacht wird: 

a. eine Nachlaßverbindlichkeit (vgl. $ 1967); 

b. ein Recht an einem Nachlaßgegenſtande, das im Falle des Eintritts der 
Nacherbfolge dem Nacherben gegenüber wirkſam iſt. Hiermit find ſolche 
von dem Vorerben beſtellte dingliche Rechte gemeint, aus welchen der 
Nacherbe ſich ſelbſt die Zwangsvollſtreckung gefallen laſſen müßte, wenn 
ſie nicht ſchon gegen den Vorerben durchgeführt wäre, z. B. aus einem an 
einer beweglichen Sache von dem Vorerben beſtellten Pfandrecht (§ 2112) 
oder aus einer mit Zuſtimmung des Nacherben an dem Nachlaßgrund⸗ 
ſtücke beſtellten Hypothek. 

2. Wer die Wirkſamkeit der Zwangsvollſtreckung behauptet, hat die Vor⸗ 
ausſetzungen der Ausnahmevorſchrift des Satz 2 zu beweiſen. 
3. Von der aus $ 2115 ſich ergebenden Beſchränkung kann der Erblaſſer 

den Vorerben nicht befreien, § 2136. 


§ 2116. 1. Die Hinterlegungspflicht tritt nur auf Verlangen des 

Nacherben ein. 

a. Kommt der Vorerbe mit Erfüllung feiner Hinterlegungspflicht in Verzug, 
fo haftet er für Zufall gemäß § 287; vgl. indeß daſelbſt Note 2. 

b. Der Nacherbe kann auf Hinterlegung klagen; über die prozeſſuale Lage, 
wenn der Vorerbe von feinem Rechte aus § 2117 Gebrauch macht, vgl. 
§§ 251 Note 5, 262 Note 1. 
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§ 2117. Der Vorerbe kann die Inhaberpapiere, ſtatt ſie nach 
8 2116 zu hinterlegen, auf feinen Namen mit der Beſtimmung um⸗ 
ſchreiben laſſen, daß er über ſie nur mit Zuſtimmung des Nacherben 
verfügen kann. Sind die Papiere von dem Reiche oder einem 
Bundesſtaat ausgeſtellt, ſo kann er ſie mit der gleichen Beſtimmung 
in Buchforderungen gegen das Reich oder den Bundesſtaat um⸗ 
wandeln laſſen. 

§ 2118. Gehören zur Erbſchaft Buchforderungen gegen das 
Reich oder einen Bundesſtaat, ſo iſt der Vorerbe auf Verlangen des 
Nacherben verpflichtet, in das Schuldbuch den Vermerk eintragen zu 
laſſen, daß er über die Forderungen nur mit Zuſtimmung des Nach⸗ 
erben verfügen kann. 

§ 2119. Geld, das nach den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirthſchaft dauernd anzulegen iſt, darf der Vorerbe nur nach den 
für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften anlegen. 

8 2120. Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung, insbeſondere 
zur Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten, eine Verfügung er⸗ 
forderlich, die der Vorerbe nicht mit Wirkung gegen den Nacherben 
vornehmen kann, ſo iſt der Nacherbe dem Vorerben gegenüber ver⸗ 
pflichtet, ſeine Einwilligung zu der Verfügung zu ertheilen. Die 
Einwilligung iſt auf Verlangen in öffentlich beglaubigter Form zu 
erklären. Die Koſten der Beglaubigung fallen dem Vorerben zur Laſt. 


2. Andere Falle der Hinterlegungspflicht vgl. §§ 1082, 1084, 1392, 1814. 
Zu den Inhaberpapieren (§§ 793 ff.) gehören nicht die Legitimationspapiere 
(vgl. § 808), alſo insbeſondere nicht die Sparkaſſenbücher. Daß im ein⸗ 
zelnen Falle die Papiere verbrauchbare Sachen ſind, hat, ſofern nicht der 
4 5 ft fd Nen e „ if der Vorerbe zu beweiſen, z. B. 
alſo, daß ſie für den Betrieb eines zum Nachlaſſe gehö ü 
(ogl. $ 92 Note 2) beftimmt find. 3 chlaſſe gehörenden Bankgeſchafts 

3. Die bei der Hinterlegung getroffene Beſtimmung, daß die Herausgabe 
nur mit Zuſtimmung des Nacherben verlangt werden kann, hat die Wirkung, 
daß der Nacherbe eine dieſer Beſtimmung entgegen erfolgte Rücknahme nicht 
gelten zu laſſen braucht, 11 5 Prot. VI S. 93, $ 1819 Note 1. 

4. (Abſ. 2.) Verfügungsbeſchränkung vgl. § 1819. Verpflichtung des Nach⸗ 
erben zur Ertheilung der Zuſtimmung $ 2120. 5 

5. Befreiung des Vorerben von der Beſchränkung des § 2116 durch den 
Erblaſſer § 2136. 

8 2117. 1. Val. § 2116 Note 1, 3, $ 1815. 

3. Befreiung des Vorerben von der Beſchränkung des § 2117 durch den 
Erblaſſer § 2136. 

2118. 1. Vgl. $ 1816. 5 

3 Befreiung des Vorerben von der Beſchränkung des § 2118 durch den 
Erblaſſer § 2136. 

2119. 1. Vgl. $$ 1807, 1808. 

3 Befreiung des Narben von der Beſchränkung des § 2119 durch den 
Erblaſſer § 2136. 

S 2120. 1. Die die Zuſtimmung des Nacherben erfordernden Verfügungen 
vgl. 88 2113, 2114, 2116 Abſ. 2, 2117, 2115. | 

2. Der Anſpruch ift klagbar; der Vorerbe iſt für die Erforderlichkeit der 
Se ung im Intereſſe ordnungsmäßiger Verwaltung beweispflichtig. Vgl. 
§§ 1379, 1447. 


b. Umſchreibung auf d. 
Namen. 
Umwandlung in 
Buchforderungen d. 
Reiches od. Staates. 


c. Vermerk der Ver⸗ 
fügungsbeſchrän⸗ 
kung im Schuld⸗ 
buche des Reiches 
oder Staates. 


4. Anlegung v. Geldern. 


5. Mitwirkungspflicht d. 
Nacher ben. 


— . .2eä —— — 
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6. geſtſeuung der erb- § 2121. Der Vorerbe hat dem Nacherben auf Verlangen ein 
e Verzeichniß der zur Erbſchaft gehörenden Gegenſtände mitzutheilen. 
Das Verzeichniß iſt mit der Angabe des Tages der Aufnahme zu 
verſehen und von dem Vorerben zu unterzeichnen; der Vorerbe hat 

auf Verlangen die Unterzeichnung öffentlich beglaubigen zu laſſen. 

Der Nacherbe kann verlangen, daß er bei der Aufnahme des Ver⸗ 
zeichniſſes zugezogen wird. 

Der Vorerbe iſt berechtigt und auf Verlangen des Nacherben ver⸗ 
pflichtet, das Verzeichniß durch die zuſtändige Behörde oder durch 
einen zuſtändigen Beamten oder Notar aufnehmen zu laſſen. 

Die Koſten der Aufnahme und der Beglaubigung fallen der Erb- 
ſchaft zur Laſt. 

b. Zuſtand. 8 2122. Der Vorerbe kann den Zuſtand der zur Erbſchaft ge⸗ 
hörenden Sachen auf ſeine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen 
laſſen. Das gleiche Recht ſteht dem Nacherben zu. 

7. ee 5 § 2123. Gehört ein Wald zur Erbſchaft, fo kann ſowohl der 

a. Wälder. Vorerbe als der Nacherbe verlangen, daß das Maß der Nutzung 
und die Art der wirthſchaftlichen Behandlung durch einen Wirth⸗ 
ſchaftsplan feſtgeſtellt werden. Tritt eine erhebliche Aenderung der 
Umſtände ein, ſo kann jeder Theil eine entſprechende Aenderung des 
Wirthſchaftsplans verlangen. Die Koſten fallen der Erbſchaft zur Laſt. 

b. Bergwerke. Das Gleiche gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere auf Gewin⸗ 
nung von Bodenbeſtandtheilen gerichtete Anlage zur Erbſchaft gehört. 

goſten und Lasten der § 2124. Der Vorerbe trägt dem Nacherben gegenüber die ge⸗ 

wöhnlichen Erhaltungskoſten. 

Andere Aufwendungen, die der Vorerbe zum Zwecke der Erhaltung 
von Erbſchaftsgegenſtänden den Umſtänden nach für erforderlich halten 
darf, kann er aus der Erbſchaft beſtreiten. Beſtreitet er ſie aus 
ſeinem Vermögen, ſo iſt der Nacherbe im Falle des Eintritts der 
Nacherbfolge zum Erſatze verpflichtet. 

b. Andere Verwen- § 2125. Macht der Vorerbe Verwendungen auf die Erbſchaft, 

. die nicht unter die Vorſchrift des § 2124 fallen, ſo iſt der Nacherbe 


& 2121. 1. Vgl. § 1035 Note 5, ferner $ 2215. — Form § 129. 

2. Die Zuſtändigkeit der Behörde beſtimmt ſich nach Landesrecht. 

3. Abſ. 4 betrifft nur das Verhältniß zwiſchen dem Vorerben und dem 
Nacherben, vgl. § 1967 Note II 2. 

4. Von der Verzeichnißpflicht kann der Vorerbe durch den Erblaſſer nicht 
befreit werden, § 2136. 

§ 2122. 1. Vgl. §§ 1034, 1372 Abſ. 2. — Die Feſtſtellung dient der 
Beweisſicherung in Anſehung des Herausgabeanſpruchs des § 2130. 

2. Verfahren vgl. FrG. § 164 (zu § 1034). 

3. Von der Verpflichtung, die Feſtſtellung des Zuſtandes durch den Nach⸗ 
erben zu dulden, kann der Vorerbe nicht befreit werden, § 2136. 

§ 2123. Vgl. $ 1038. Befreiung des Vorerben von der ſich aus § 2123 
ergebenden Beſchränkung durch den Erblaſſer § 2136. 

§ 2124. 1. Verwendungsanſpruch vgl. 88 256 f. und Bemerkungen da⸗ 
ſelbſt (Gruppe A Note II 9). Vgl. ferner $$ 1041, 1043. 

2. Zurückbehaltungsrecht des Vorerben §§ 273f. 

3. Beſchränkung der Haftung des Erben auf den Nachlaß § 2144. 


Er bſchaft. 
a. Erhaltungskoſten. 
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im Falle des Eintritts der Nacherbfolge nach den Vorſchriften über 
die Geſchäftsführung ohne Auftrag zum Erſatze verpflichtet. 

Der Vorerbe iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er eine zur 
Erbſchaft gehörende Sache verſehen hat, wegzunehmen. 

§ 2126. Der Vorerbe hat im Verhältniſſe zu dem Nacherben e. Außerordentliche 
nicht die außerordentlichen Laſten zu tragen, die als auf den Stamm⸗ eee 
werth der Erbſchaftsgegenſtände gelegt anzuſehen ſind. Auf dieſe 
Laſten finden die Vorſchriften des $ 2124 Abſ. 2 Anwendung. 

$ 2127. Der Nacherbe iſt berechtigt, von dem Vorerben Aus⸗ g. Sicherung des Nach⸗ 
kunft über den Beſtand der Erbſchaft zu verlangen, wenn Grund zu dere h nei Beloraniß 
der Annahme beſteht, daß der Vorerbe durch ſeine Verwaltung die e e Dis 
Rechte des Nacherben erheblich verletzt. e 

§ 2128. Wird durch das Verhalten des Vorerben oder durch v. Sicherheitsleiſtungs⸗ 
feine ungünſtige Vermögenslage die Beſorgniß einer erheblichen Ver⸗ Pfiht des Vorerben. 
letzung der Rechte des Nacherben begründet, ſo kann der Nacherbe 
Sicherheitsleiſtung verlangen. 

Die für die Verpflichtung des Nießbrauchers zur Sicherheitsleiſtung . Sequeſtration ſtatt 
geltenden Vorſchriften des § 1052 finden entſprechende Anwendung. Sccherheitsleiſtung. 


§ 2125. 1. (Abſ. 1.) Verwendungsanſpruch. 

a. Verwendungsanſpruch des Geſchäftsführers ohne Auftrag vgl. §§ 256, 
257 (Gruppe B Nr. 7), ferner §§ 683 ff. Der Vorerbe kann demnach für 
Verwendungen, welche weder zu den gewöhnlichen Erhaltungskoſten (§ 2124 
Abſ. 1) gehören, noch den Umſtänden nach als zur Erhaltung von Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtänden erforderlich gehalten werden durften ($ 2124 Abſ. 2), 
Erſatz nur verlangen, wenn die Aufwendungen dem Intereſſe und dem 
wirklichen oder muthmaßlichen Willen des Nacherben entſprechen ($ 683); 
ſonſt hat er nur den Bereicherungsanſpruch, § 684. 

b. Beſchränkung der Haftung des Nacherben auf den Nachlaß § 2144. 

2. (Abſ. 2.) Wegnahmerecht. Vgl. § 258 und Bemerkungen daſelbſt. 
§ 2126. 1. Vgl. §§ 995, 1047, 1385 Ziff. 1. Zu den außerordentlichen 

Laſten, welche als auf den Stammwerth gelegt anzuſehen ſind, gehören auch 

die durch den Erblaſſer auferlegten Vermächtniſſe und Auflagen (vgl. Prot. V 

S. 132). 

2. eln hinſichtlich der nicht unter $2126 fallenden Laſten $ 103. 
§ 2127. 1. Vgl. $ 1374. — Die Auskunftspflicht des Vorerben entſpricht 

911958250 des Beauftragten (§ 666). Die Offenbarungspflicht ergiebt ſich 

aus $ 260. 

2. een des Vorerben e Erblaſſer von der aus § 2127 für 

ihn ſich ergebenden Verpflichtung § E . a 

8 & 2128. 1. Abſ. 1 entſpricht den $$ 1051, 1391. — Sicherheitsleiſtung 
232 ff. p 

5 Mech die Uebertragung des § 1052 wird die Einſetzung eines unter 

Aufſicht des Gerichts ſtehenden Verwalters zugelaſſen, wenn der Vorerbe 

nicht nach rechtskräftiger Verurtheilung innerhalb einer von dem Prozeß⸗ 

gericht im Urtheile (vgl. CPO. § 255) oder nachträglich geſetzten Friſt die 

Sicherheitsleiſtung bewirkt. Vgl. hierzu im Uebrigen die Bemerkungen zu 

§ 1052, wo für die entſprechende Anwendung ſtatt Nießbraucher Vorerbe 

und ſtatt Eigenthümer Nacherbe zu leſen iſt. Wegen der materiell⸗recht⸗ 

lichen Wirkungen § 2129. , 

3. Anſpruch des Nacherben auf Herausgabe eines dem Vorerben ohne Er⸗ 

wähnung der Nacherbſchaft ertheilten Erbſcheins 92363. 

4. Befreiung des Vorerben von der Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung 

durch den Erblaſſer § 2136. 
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a. Berfügungsbe⸗ § 2129. Wird dem Vorerben die Verwaltung nach den Vor⸗ 
1 ſchriften des 8,1052 entzogen, fo verliert er das Recht, über Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtände zu verfügen. 
8. Schutz dritter Die Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von einem 
Gutgläubiger. Nichtberechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung. Für die 
zur Erbſchaft gehörenden Forderungen iſt die Entziehung der Ver⸗ 
waltung dem Schuldner gegenüber erſt wirkſam, wenn er von der 
getroffenen Anordnung Kenntniß erlangt oder wenn ihm eine Mit⸗ 
theilung von der Anordnung zugeſtellt wird. Das Gleiche gilt von 
der Aufhebung der Entziehung. 

10. Rechtsverhältniſſe bei § 2130. Der Vorerbe iſt nach dem Eintritte der Nacherbfolge 
ae er Nac verpflichtet, dem Nacherben die Erbſchaft in dem Zuſtande herauszu⸗ 
a. Derbe pflicht d. geben, der ſich bei einer bis zur Herausgabe fortgeſetzten ordnungs⸗ 

5 5 mäßigen Verwaltung ergiebt. Auf die Herausgabe eines landwirth⸗ 

ſchaftlichen Grundſtücks findet die Vorſchrift des § 592, auf die Her⸗ 
ausgabe eines Landguts finden die Vorſchriften der §§ 592, 593 
entſprechende Anwendung. 

b. Rechenſchaftspflicht. Der Vorerbe hat auf Verlangen Rechenſchaft abzulegen. 

e, Sorgfalt. § 2131. Der Vorerbe hat dem Nacherben gegenüber in Anſehung 
der Verwaltung nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in 
eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. 


$ 2129. 1. Die Entziehung tritt mit der as des Entziehungs⸗ 
beſchluſſes in Wirkſamkeit (vgl. § 1052 Note 3, CPO. § 329); die zuläſſige 
e Beſchwerde (CPO. § 793) hat keine aufſchiebende Wirkung (ERD. 
§ 572). 


2. Zu den Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, gehören (vgl. $ 816 Note I) insbeſondere auch die 
Vorſchriften der $$ 406—408, betreffend die Leiſtung des Schuldners an den 
bisherigen Gläubiger; der gutgläubige Schuldner einer hypothekariſch nicht 
ee Forderung (vgl. $$ 2113 f.), welcher dem Vorerben zahlt, iſt alſo 

eſchützt. 

4 3. Die Verfügungsbeſchränkung beſteht zu Gunſten des Nacherben, ſo daß 
eine Verfügung trotz Vorhandenſeins des gerichtlichen Verwalters wirkſam 
iſt, wenn ſie mit Zuſtimmung des Nacherben erfolgt oder einer der ſonſtigen 
Konvaleszenzfälle des § 185 Abſ. 2 vorliegt. 


§ 2130. 1. Verwaltungspflicht des Vorerben. 

Durch § 2130 Abſ. 1 wird eine Verwaltungspflicht des Vorerben be: 
gründet, für deren Nichtbeobachtung er verantwortlich iſt (95 280, 2131), 
ogl. § 591 Note 1. Befreiung des Vorerben von der Verwaltungspflicht durch 
den Erblaſſer § 2136. 

2. Herausgabepflicht des Vorerben. 

a. Beſtreitet der Vorerbe feine Herausgabepflicht, weil er das Recht des 
Nacherben leugnet, dann ſind die Vorausſetzungen des Erbſchaftsanſpruchs 
(88 2018 ff.) gegeben. 

b. Verzugshaftung des Vorerben § 287; Prozeß haftung § 292. 

e. Veränderung und Verſchlechterung § 2132. 

d. Zurückbehaltungsrecht des Vorerben §§ 273 f. Vgl. indeß für den Fall 
der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes KO. §§ 231, 223 (vor § 1975). 

e. Fruchtgewinnungskoſten § 102. 

f. Auseinanderſetzung wegen der Früchte und der Laſten SS 101, 103. 

3. Rechenſchafspflicht § 259. Befreiung des Vorerben von der Rechen⸗ 
ſchaftspflicht durch den Erblaſſer § 2136. 
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§ 2132. Veranderungen oder Verſchlechterungen von Erbſchafts⸗ 
ſachen, die durch ordnungsmäßige Benutzung herbeigeführt werden, 
hat der Vorerbe nicht zu vertreten. 

$ 2133. Zieht der Vorerbe Früchte den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirthſchaft zuwider oder zieht er Früchte deshalb im Ueber⸗ 
maße, weil dies in Folge eines beſonderen Ereigniſſes nothwendig 
geworden iſt, ſo gebührt ihm der Werth der Früchte nur inſoweit, 
als durch den ordnungswidrigen oder den übermäßigen Fruchtbezug 
die ihm gebührenden Nutzungen beeinträchtigt werden und nicht der 
Werth der Früchte nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirth⸗ 
ſchaft zur Wiederherſtellung der Sache zu verwenden iſt. 

§ 2134. Hat der Vorerbe einen Erbſchaftsgegenſtand für ſich 
verwendet, ſo iſt er nach dem Eintritte der Nacherbfolge dem Nacherben 
gegenüber zum Erſatze des Werthes verpflichtet. Eine weitergehende 
Haftung wegen Verſchuldens bleibt unberührt. 

§ 2135. Hat der Vorerbe ein zur Erbſchaft gehörendes Grund⸗ 
ſtück vermiethet oder verpachtet, fo finden, wenn das Mieth- oder Pacht⸗ 
verhältniß bei dem Eintritte der Nacherbfolge noch beſteht, die Vor⸗ 
ſchriften des $ 1056 entſprechende Anwendung. 

§ 2136. Der Erblaſſer kann den Vorerben von den Beſchrän⸗ 
kungen und Verpflichtungen des § 2113 Abſ. 1 und der SS 2114, 
2116 bis 2119, 2123, 2127 bis 2131, 2133, 2134 befreien. 


wa 9175 § 277. Der Erblaſſer kann den Vorerben von der in 
8 2186 vorgeſehenen Verantwortlichkeit gegenüber dem Nacherben nicht befreien, 


3. 1. Vgl. die Regelung der übermäßigen Fruchtziehung, welche 
durch ordnungswidrige Wirthſchaft 955 durch e (Bird. 
bruch, Schneebruch u. dgl.) herbeigeführt wird, beim Nießbrauch $ 1039. Im 
Falle ordnungswidriger Wirthſchaft vgl. ferner $$ 2128 f. 

2% 1 von den Fällen des § 2133 regelt ſich die Fruchtvertheilung 

nach | 5 
5 Abweichende Regelung durch den Erblaſſer § 2136. 

S 2134. 1. Der Stammwerth der Erbſchaft ſoll dem Nacherben zukommen. 
2. Haftung wegen Verſchuldens vgl. §§ 2131, 277, 280. 

3. Befreiung des Vorerben von der Erſatzpflicht durch den Erblaſſer § 2136. 
5 2135. Vgl. §§ 1056, 1423. 

§ 2136. I. Abänderung der geſetzlichen Regelung der Nacherbſchaft 

durch den Erblaſſer. 4 
1. Der Erblaſſer kann den der Anordnung einer Nacherbſchaft 

innewohnenden geſetzlichen Inhalt abändern in dem Sinne 

a. einer größeren Beſchränkung des Vorerben nur inſoweit, als 
ein Erbe überhaupt durch Auflagen u. f. w. beſchränkt werden kann: 

b. einer größeren Befreiung des Vorerben in den Grenzen des 
§ 2136 (vgl. zu II 1). Der Erblaſſer kann den Vorerben von allen oder 
von einzelnen der in 8 2136 aufgeführten Beſchränkungen oder Verpflich⸗ 
tungen befreien. Im Falle der Befreiung von allen Beſtimmungen wird 
das Vorliegen der Fälle des 1 8 anzunehmen ſein. Dieſe Anord⸗ 
nung der Befreiungen des § 2136 liegt auch in der Einſetzung des Nach⸗ 
erben auf den Ueberreſt ($ 2137 Abſ. 1) oder in der Anordnung, daß 
der Vorerbe zu freier Verfügung über die Erbſchaft berechtigt ſein ſoll 
($ 2137 Abſ. 2). 


d. Veränderungen und 
Verſchlechterungen. 


e. Ordnungswidrige 
oder übermäßige 
Fruchtziehung. 


1. Wertherſatz für ver⸗ 
brauchte Sachen. 


g. Vermiethung oder 
Verpachtung von 
Nachlaßgrundſtilcken 
durch den Vorerben. 


11. Befreiung des Vor⸗ 
erben durch den Erb⸗ 
laſſer. 

a. Umfang zuläſſiger 
Befreiung. 
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b. Nacherbſchaft auf 
ben Ueberxeſt. 


§ 2137. Hat der Erblaſſer den Nacherben auf dasjenige einge⸗ 


ſetzt, was voneder Erbſchaft bei dem Eintritte der Nacherbfolge übrig 


ſein wird, ſo gilt die Befreiung von allen im § 2136 bezeichneten 
Beſchränkungen und Verpflichtungen als angeordnet. 


c. Vorerbe mit Be⸗ 
rechtigung zur freien 


Das Gleiche iſt im Zweifel anzunehmen, wenn der Erblaſſer be⸗ 


hung ſtimmt hat, daß der Vorerbe zur freien Verfügung über die Erbſchaft 
berechtigt ſein ſoll. 


2. Der Erblaſſer kann durch Anordnung einer Nacherbſchaft den Nacherben 


nicht ungünſtiger ſtellen, als dies durch $ 2136 zugelaſſen iſt (vgl. zu II 2). 
Will er den Nacherben ungünſtiger ſtellen, ſo kann er dies nur durch An⸗ 
ordnung eines Vermächtniſſes oder einer Auflage des Inhalts, daß an den 
Nachbedachten, ohne daß er Nacherbe wird, die Erbſchaft oder Theile derſelben 
herausgegeben werden ſollen. Vgl. indeß §§ 2103, 2137 Note 2. 


3. Berückſichtigung der Befreiungen bei der Eintragung der Nacherbſchaft 


in das Grundbuch GO. § 52 (zu $ 2113). Berückſichtigung der Befreiung 
im Erbſcheine § 2363. 


II. Die zuläſſigen Befreiungen. 
1. Der Vorerbe kann befreit werden: 


a. von der Verfügungsbeſchränkung in Anſehung der zur Erbſchaft gehörigen 


a 


b. 


0. 


Grundſtücke und Rechte an Grundſtücken, § 2113 Abſ. 1, einſchließlich des 
Erforderniſſes der Mitwirkung des Nacherben bei Einziehung von Hypo⸗ 
theken⸗, Grund- und Rentenſchulden ($ 2114); 


. von der Verpflichtung, Werthpapiere zu hinterlegen (§ 2116) oder ander: 


weit ſicher zu ſtellen ($$ 2117, 2118) und von der mit dieſen Maßnahmen 
verbundenen Verfügungsbeſchränkung § 2116 Abſ. 2. Hat eine Hinter⸗ 
legung ꝛc. ſtattgefunden, obwohl der Nacherbe gemäß §§ 2136 f. von der 
Verpflichtung dazu befreit iſt, ſo tritt eine Verfügungsbeſchränkung aus 
§ 2116 Abſ. 2 nicht ein, vgl. § 1853 Note 2; a 
921 5 Verpflichtung zur mündelmäßigen Anlegung von Erbſchaftsgeldern 


von der Verpflichtung, einen Wirthſchaftsplan 95 die Nutzung eines 


5 


Waldes oder eines Bergwerkes aufzuſtellen § 212 


von der Verpflichtung zur Ertheilung von Auskunft ($ 2127) und zur 


Beſtellung von Sicherheit (88 2128 f.); 


. von der Verpflichtung zur Rechenſchaftsablegung, von der Vertretung von 


Verſchulden (§§ 2130, 2131), von der Verpflichtung zur Erſtattung von 
übermäßig gezogenen Früchten (§ 2133) ſowie von der Verpflichtung zum 
Erſatze des Werthes verbrauchter Erbſchaftsgegenſtände (§ 2134). 

2. Der Vorerbe kann nicht befreit werden: 

von der Verfügungsbeſchränkung in Anſehung unentgeltlicher Verfügungen 
§ 2113 Abſ. 2; 

von der Verfügungsbeſchränkung in Anſehung der aus ſeiner Perſon 
vorgenommenen Zwangsvollſtreckungsakte § 2115. Es kann alſo das dem 
Vorerben durch den Erblaſſer gemäß $$ 2136 f. eingeräumte Recht der 
freien Verfügung über die Nachlaßgegenſtände von den Glaubigern des 
Vorerben nicht gepfändet und ausgeübt werden (vgl. Prot. V ©. 153); 


von der Verpflichtung, ein Vermogensverzeichniß aufzuſtellen (§ 2121) 


und die Feſtſtellung des Zuſtandes der Erbſchaftsſachen durch den Nach⸗ 
erben zu dulden (§ 2122). Beide Mittel dienen zur etwaigen Durch⸗ 
führung des Schadenserſatzanſpruchs aus § 2138 Abſ. 2. 


d. Wegen der Verfügungen von Todeswegen vgl. § 2113 Note 13. 


$ 2137. 1. 2gl. § 2136. Berückſichtigung der Befreiung bei Eintragung 


des Vorerben und des Nacherben im Grundbuche GO. $ 52 (zu § 2113), im 
Erbſcheine $ 2363. 


2. Eine Anordnung, welche nur befagt, daß der Erbe einem Anderen bei 


— ————— •—ä—ä d 
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§ 2138. Die Herausgabepflicht des Vorerben beſchrankt ſich in 
den Fällen des § 2137 auf die bei ihm noch vorhandenen Erbſchafts⸗ 
gegenſtände. Für Verwendungen auf Gegenſtände, die er in Folge 
dieſer Beſchränkung nicht herauszugeben hat, kann er nicht Erſatz ver⸗ 
langen. 

Hat der Vorerbe der Vorſchrift des § 2113 Abſ. 2 zuwider über 
einen Erbſchaftsgegenſtand verfügt oder hat er die Erbſchaft in der 
Abſicht, den Nacherben zu benachtheiligen, vermindert, ſo iſt er dem 
Nacherben zum Schadenserſatze verpflichtet. 


Eintritt eines beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes dasjenige, was von 

der Erbſchaft noch übrig ſein wird, herauszugeben habe, kann eine nach § 2137 

zu beurtheilende Nacherbeinſetzung enthalten (vgl. § 2103). Es kann indeß 

ar Anordnung auch als Auflage oder Vermächtniß gewollt fein. Vgl. § 2136 
ote J 2. 


S 2138. 1. Heraus gabepflicht. a 
a. Abſ. 1 Satz 1 tritt in Fällen des $ 2137 an die Stelle des § 2130. 

b. Die Herausgabepflicht erſtreckt ſich nur auf die bei dem Vorerben 
(nicht auf die überhaupt noch) vorhandenen Erbſchaftsgegenſtände. Da⸗ 
bei iſt indeß das in § 2111 zum Ausdrucke gebrachte Surrogations⸗ 
prinzip zu berückſichtigen. 

e. Eine Haftung für die Bereicherung iſt abgelehnt. Der Vorerbe hat des⸗ 
halb nicht (unbeſchadet der Erſatzpflicht aus Abſ. 2) dasjenige herauszu⸗ 
geben oder zu erſetzen, was er z. B. zur Bezahlung ſeiner bereits vor 
dem Erbfalle kontrahirten Schulden verbraucht hat. Es wird von Fall 
zu Fall durch Verfolgung der Vermögenswerthe in ihren verſchiedenen 
Wandelungen und Geſtaltungen feſtzuſtellen ſein, ob ein beſtimmter Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtand oder fein Surrogat ($ 2111) in dem Vermögen des 
Vorerben noch vorhanden iſt. 

2. Verwendungs anſpruch des Vorerben. 

Abſ. 1 Satz 2 beſchränkt den Erſtattungsanſpruch des Vorerben aus $$ 2124 
bis 2126 in Anſehung der Verwendungen, welche auf diejenigen Gegenſtände 
gemacht find, die in Folge der in Abſ. 1 (gegenüber dem $ 2130, vgl. 
zu La) erfolgten Beſchränkung der Her ausgabepflicht nicht her⸗ 
auszugeben ſind. Der Erſtattungsanſpruch des Vorerben bleibt alſo be⸗ 
ſtehen, wenn der Gegenſtand, auf welchen die Verwendung gemacht iſt, aus 
einem anderen Grunde nicht herauszugeben iſt, z. B. weil er durch Zufall 
untergegangen iſt. Vgl. Prot. V S. 156. 

3. (Abſ. 2.) Scha denserſatzanſpruch. 

a. Unentgeltliche Verfügungen. 8 . m 5 

Die Vorſchrift des § 2138 Abſ. 2 läßt die Verfügungsbeſchränkung des 

Vorerben in Anſehung unentgeltlicher Verfügung (§ 2113 Ab}. 2; vgl. 

§ 2136 Note II 2 a) unberührt. Die unter § 2113 Abſ. 2 fallenden Ver⸗ 

fügungen ſind alſo im Falle des Eintritts der Nacherbſchaft unwirkſam. 

Durch § 2138 Abſ. 2 wird dazu dem Nacherben noch ein Schadenserſatz⸗ 

anſpruch (vgl. § 1456) gegen den Vorerben ohne Rückſicht auf den Grad 

des in der Ueberſchreitung feiner Befugniſſe liegenden Verſchuldens (vgl. 

88 2131, 2136, 2137) gegeben. 

b. Vorſätzliche Schädigung des Nacherben, vgl. § 1456. ö 

e. Der Schadenserſatzanſpruch (§ 249 ff.) iſt nur ſoweit begründet, als die 
unentgeltliche Verfügung bezw. die abſichtliche Verminderung die Urſache 
des Schadens iſt, vgl. §8 249 Note 2, 287 Note 2. 

d. Der entſcheidende Zeitpunkt für den Werth iſt der der Herausgabe (Prot. V 
S. 157). 


d. Geſtaltung d. Rechts⸗ 
verhältniſſes. 
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VII. Eintritt der Uachert⸗ § 2139. Mit dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge hört 
1 1 des Erb- der Vorerbe auf, Erbe zu fein, und fällt die Erbſchaft dem Nach⸗ 
rechts des Vorerben erben an. 


5 5 Ae § 2140. Der Vorerbe ift auch nach dem Eintritte des Falles 


2. Verfügungen des gut der Nacherbfolge zur Verfügung über Nachlaßgegenſtande in dem 
gläubigen Vorer ben 8 1 5 n 5 8 
nach Eintritt der Rach gleichen Umfange wie vorher berechtigt, bis er von dem Eintritte 


erbfolge. 

§ 2139. I. Der Fall der Nacherbfolge. 

1. Vorausſetzungen des Eintritts. 

Wann und unter welchen Vorausſetzungen der Fall der Nacherbfolge ein⸗ 
tritt und wie die Perſon des Nacherben ſich beſtimmt, ergiebt ſich aus der 
die Nacherbſchaft anordnenden Verfügung des Erblaſſers in Verbindung mit 
der Vorſchrift der §§ 2100 ff. 

2. Der Eintritt der Nacherbfolge mit der Wirkung des § 2139 erfolgt 
kraft Geſetzes (vgl. $$ 1922, 1942), ohne daß es der Uebergabe der Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtände bedarf. 

3. Die Wirkungen des § 2139 treten nur mit dem Eintritte des Falles 
der Nacherbfolge ein. Sie konnen nicht im Wege der rechtsgeſchäftlichen 
Vereinbarung zwiſchen Vor⸗ und Nacherben herbeigeführt werden. Eine auf 
Herbeiführung dieſer Wirkungen gerichtete Vereinbarung kann nur obliga⸗ 
toriſche Wirkung in der Weiſe haben, daß die Parteien A verpflichten, den 
Zuſtand herzuſtellen, welcher vorhanden ſein würde, wenn der Fall der 
Nacherbfolge eingetreten ware (vgl. §§ 2371 ff., 2385). 

II. Die Wirkung des Eintritts der Nacherbfolge. 

1. Der Vorerbe bört auf, Erbe zu ſein (Ablehnung des Satzes 
semel heres, semper heres). Der Satz, daß der Vorerbe aufhört, Erbe zu 
ſein, erfährt gewiſſe Einſchränkungen: 

a. Schutzvorſchrift zu Gunſten des gutgläubigen Vorerben § 2140. 

b. Weitere Haftung des Vorerben für die Nachlaßverbindlichkeiten § 2145. 

c. Im Nachlaßkonkurſe bleiben gemäß KO. § 231 (vor $ 1975) gewiſſe für 
den Erben gegebene Vorſchriften auch nach dem Eintritte der Nacherb⸗ 
folge für den Vorerben in Geltung. 

2. Die Erbſchaft fällt dem Nacherben an. 

a. Anfall iſt nicht endgültiger Erwerb der Erbſchaft (vgl. $$ 1922 f., 2108). 
Die Vorſchriften über Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft finden 
Anwendung 88 1942 ff. Der Beginn der Ausſchlagungsfriſt beſtimmt 
ſich nach § 1944, wobei indeß zu berückſichtigen, daß gemaß § 2139 der 
Anfall (§ 1944 Abſ. 2) an den Nacherben erſt mit dem Eintritte des 
Falles der Nacherbſchaft erfolgt. Vgl. im Uebrigen zu § 2142. 

b. Das Recht des Nacherben iſt unabhängig von dem Rechte des Vorerben. 
Der Nacherbe iſt nicht Rechtsnachfolger des Vorerben (CPO. § 326, vgl. 
mit CPO. § 325; EBD. § 728 vgl. mit CRD. § 727). 

6. Anſpruch auf Herausgabe des dem Vorerben ertheilten Erbſcheins an 
das Nachlaßgericht § 2363 Note 3. 

3. Prozeſſuale Vorſchriften. 

a. Unterbrechung des Verfahrens CPO. § 242. 

CPO. 5 242. Tritt während des Rechtsstreits zwischen einem Vorerben und 
einem Dritten über einen der Nacherbfolge unterliegenden Gegenstand der Fall 
der Nacherbfolge ein, so finden, sofern der Forerbe befugt war, ohne Zustim- 
mung des Nacherben über den Gegenstand zu verfügen, hinsichtlich der Unter- 
brechung und der Aufnahme des Verfahrens die Vorschriften des $ 239 ent- 
sprechende Anwendung. 

b. Wirkſamkeit des Urtheils CPO. $ 326 (zu § 2112). 

e. Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel CPO. § 728 (zu § 2112). 

d. Wegen der Wirkſamkeit des don dem Vorerben geſtellten Antrags auf 
Gläubigeraufgebot und des von ihm erwirkten Ausſchlußurtheils zu 
Gunſten des Nacherben CPO. § 998 (zu §§ 1970 ff.). 
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Kenntniß erlangt oder ihn kennen muß. Ein Dritter kann ſich auf 
dieſe Berechtigung nicht berufen, wenn er bei der Vornahme eines 
Rechtsgeſchäfts den Eintritt kennt oder kennen muß. 

§ 2141. Iſt bei dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge die 
Geburt eines Nacherben zu erwarten, ſo finden auf den Unterhalts⸗ 
anſpruch der Mutter die Vorſchriften des § 1963 entſprechende An⸗ 
wendung. 

§ 2142. Der Nacherbe kann die Erbſchaft ausſchlagen, ſobald 
der Erbfall eingetreten iſt. 

Schlägt der Nacherbe die Erbſchaft aus, ſo verbleibt ſie dem Vor⸗ 
erben, ſoweit nicht der Erblaſſer ein Anderes beſtimmt hat. 

§ 2143. Tritt die Nacherbfolge ein, ſo gelten die in Folge des 
Erbfalls durch Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit oder von 
Recht und Belaſtung erloſchenen Rechtsverhältniſſe als nicht erloſchen. 


§ 2140. Vgl. die entſprechend geregelten Falle $ 674 und Note 6 daſelbſt. 


§ 2141. Vgl. zu § 1963. 
§ 2142. 1. Ausſchlagung und Annahme der Nacherbſchaft. 
a. Ausſchlagung der Nacherbſchaft. f a mM 
Abſ. 1 ergiebt ſich wohl ſchon aus § 1946. Die Vorſchrift entſpricht 
dem Abſ. 2 des § 1832 E. I. Dieſe Vorſchrift begründete eine Abwei⸗ 
chung von dem (dem jetzigen § 1946 entſprechenden) § 2033 E. Durch 
die ſpätere Aenderung des § 2033 E.] iſt § 2142 Abſ. 1 wohl über⸗ 
flüſſig geworden. Dieſe Abweichung bezweckte, bereits vor dem Eintritte 
des Falles der Nacherbfolge die Möglichkeit zu ſchaffen, daß 
4. der durch Einſetzung eines Vorerben beſchränkte Pflichttheilsberechtigte 
105 1982300 ausſchlägt und ſeinen Pflichttheilsanſpruch geltend macht 
gl.“ > 
8. Vor⸗ und Nacherbe ſich über einen etwaigen Verzicht des Nacherben 
auf die Nacherbſchaft einigen können. (Ein Vertrag über das nach⸗ 
erbſchaftliche Recht iſt nach Eintritt des Erbfalls, aber vor Eintritt 
des Falles der Nacherbfolge nicht unzuläſſig, § 312.) 

b. Die Annahme der Nacherbſchaft kann gemäß § 1946 ebenfalls vor Ein: 

tritt der Nacherbfolge, aber nach Eintritt des Erbfalls ($ 1922) erfolgen. 
2. Die Dispoſitivvorſchrift des Abſ. 2. 

a. Die Vorſchrift gilt nur für den Fall der Ausſchlagung der Nacherbfolge, 
nicht auch für die ſonſtigen Fälle des Wegfalls des Nacherben, vgl. § 1935 
Note 2; RG. JW. 1899 S. 150 . — Vgl. übrigens bei Tod des Nach⸗ 
erben vor dem Eintritte der Nacherbfolge § 2108 Abſ. 2. 

b. Bei Anfechtung des Erbſchaftserwerbes wegen Erbunwürdigkeit des Nach⸗ 
erben, welche übrigens erfolgen kann, ſobald die Erbſchaft dem Vor⸗ 
erben angefallen iſt (§ 2340 Abſ. 2), finden die $$ 2340 ff. 2344 An: 
wendung. 


$ 2143. 1. Vgl. § 1976. u 

3. Die Fiktion der Aufhebung der durch die Vereinigung eingetretenen 
Wirkung des Erlöſchens wirkt ex tunc. Die Rechte behalten an ſich, d. h. 
ſoweit nicht anderweit eingetretene Thatbeſtände (Beſitzverluſt, Löſchung, vol. 
indeß § 2114 Note Ib) dies ausſchließen, den alten Rang. Eine Verjäh⸗ 
rung der nunmehr wieder auflebenden alten Forderungen des Erblaſſers 
gegen den Vorerben kann während der Dauer der Vereinigung nicht einge⸗ 
treten ſein, da der Verjährung nur unterliegt das — während der Kon⸗ 
fuſionslage nicht vorhanden geweſene — Recht, von einem Anderen ein 
Thun oder ein Unterlaſſen zu verlangen G 194). 

H. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 35 


3. 


*. 


5. 


Unterhaltsanſ. run d. 
Mutter vor der Her 
burt des Nacherben. 


. Zeit und Wirkung der 


Ausſchlagung der 
Nacherbſchaft. 


Aufhebung d. in der 
Perſon des Vorerben 
eingetretenen Ver⸗ 
einigung. 


6. Nachlaßverbindlichkeit. 
a. Haftung des Nach⸗ 
erben, 
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$ 2144. Die Vorſchriften über die Beſchränkung der Haftung 
des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten gelten auch für den Nach⸗ 
erben; an die Stelle des Nachlaſſes tritt dasjenige, was der Nach⸗ 
erbe aus der Erbſchaft erlangt, mit Einſchluß der ihm gegen den 
Vorerben als ſolchen zuſtehenden Anſprüche. 

Das von dem Vorerben errichtete Inventar kommt auch dem Nad)- 
erben zu Statten. 

Der Nacherbe kann ſich dem Vorerben gegenüber auf die Beſchrän⸗ 
kung ſeiner Haftung auch dann berufen, wenn er den übrigen Nach⸗ 
laßgläubigern gegenüber unbeſchränkt haftet. 


$ 2144. Die Haftung des Nacherben für die Nachlaßverbindlichkeiten 
folgt aus $$ 1967, 2100, 2139. Die Vorſchriften des zweiten Titels des 
zweiten Abſchnitts (§§ 1957— 2017) finden nicht entſprechende, ſondern un⸗ 
mittelbare Anwendung, ſoweit nicht beſondere Abänderungsvorſchriften ein⸗ 
greifen. Die Anwendung der Vorſchriften geſtaltet ſich folgendermaßen: 
1. Das Aufgebot und Säumniß der Nachlaßgläubiger (88 1970 ff.). 
3. Im Falle der Nacherbfolge kommen der von dem Vorerben geſtellte Auf⸗ 
gebotsantrag und das von ihm erwirkte Ausſchlußurtheil auch dem Nach⸗ 
erben zu Statten, CPO. § 998 (zu $$ 1970 ff.). Andererſeits kann der 
Nacherbe, wenn von dem Vorerben ein Ausſchlußurtheil noch nicht er⸗ 
wirkt iſt, auch ſelbſtändig nach Eintritt der Nacherbfolge das Aufgebots⸗ 
verfahren betreiben, CPO. § 991 (zu SS 1970 ff.). Ein wiederholtes Auf: 
gebotsverfahren dürfte nicht zuläſſig fein, vgl. Begrundung zu CPO. 
§ 998. (§ 836 00 d. E.) 
b. Die fünfjährige Säumniß eines Nachlaßgläubigers ($ 1974) ſteht der 
Ausſchließung im Aufgebotsverfahren gleich. Demnach würde die Wir⸗ 
fünf einer bereits während der Dauer der Vorerbſchaft ſtattgehabten 
fünfjährigen Säumniß endgültig auch dem Nacherben zu Gute kommen; 
andererſeits ſchließt die dem Vorerben gegenüber erfolgte Geltendmachung 
oder die dieſem innewohnende Kenntniß der Nachlaßverbindlichkeit nicht 
aus, daß die dem Nacherben gegenüber ſtattfindende, vom Eintritte der 
Nacherbfolge ab zu berechnende fünfjährige Säumniß die aus § 1974 
ſich ergebende Wirkung zu Gunſten des Nacherben äußert. Die Anmel⸗ 
dung in dem von dem Vorerben betriebenen Aufgebotsverfahren (vgl. 
Sr 75 § 1974) ſchließt indeß auch die Berufung des Nacherben auf 
§ 1974 aus. 
2. Die Beſchränkung der Haftung des Nacherben (S 1975 ff.). 
Die Vorſchriften erleiden für die Anwendung auf die Nacherbfolge eine 
Abänderung nur in dem einen in § 2144 Abſ. 1 hervorgehobenen Punkte, 
daß an die Stelle des Nachlaſſes dasjenige tritt, was der Nacherbe aus der 
Erbſchaft erlangt, mit Einſchluß der ihm gegen den Vorerben als ſolchen 
zuſtehenden Anſprüche. 
3. Was der Nacherbe zu erlangen berechtigt ift, ergiebt ſich unter Berück⸗ 
0 6 der nach § 2111 eintretenden Surrogation aus §§ 2130 ff., 
137. 


b. Die Anſprüche gegen den Vorerben als ſolchen ſind die aus der Nicht⸗ 
erfüllung bzw. nicht ordnungsmäßigen Erfüllung ſeiner Herausgabepflicht 
ſowie aus rechtswidrigen Verfügungen ſich ergebenden Schadenserſatzan⸗ 
ſprüche (nal. 88 2130 ff., 2138). Wegen Hinzurechnung der Anſpruche zu 
dem Nachlaſſe vgl. §8 1978, 1988 Abſ. 2, 1982 Note La. 

3. Inventarerrichtung. Unbeſchränkte Haftung des Erben 

($$ 1993 ff.). . 

a. Auch für die Inventarpflicht und die unbeſchränkte Haftung ſind Vorerbe 
und Nacherbe ſelbſtändig zu beurtheilende Perſonen. Der in der Perſon 
des Vorerben eingetretene Verluſt der beſchränkten Haftung (vgl. Titel⸗ 
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& 2145. Der Vorerbe haftet nach dem Eintritte der Nacherb⸗ 
folge für die Nachlaßverbindlichkeiten noch inſoweit, als der Nacherbe 
nicht haftet. Die Haftung bleibt auch für diejenigen Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten beſtehen, welche im Verhältniſſe zwiſchen dem Vorerben 
und dem Nacherben dem Vorerben zur Laſt fallen. 

Der Vorerbe kann nach dem Eintritte der Nacherbfolge die Be⸗ 
richtigung der Nachlaßverbindlichkeiten, ſofern nicht ſeine Haftung 
unbeschränkt iſt, inſoweit verweigern, als dasjenige nicht ausreicht, 
was ihm von der Erbſchaft gebührt. Die Vorſchriften der 88 1990, 
1991 finden entſprechende Anwendung. 


vorb. vor § 1967 Note IV) berührt den Nacherben nicht. Der Nacherbe 

hat vielmehr ſelbſtändig das Recht der Inventarerrichtung (§ 1993). 

Auch für die Inventarerrihyung tritt gemäß Abſ. an die Stelle des 

Nachlaſſes dasjenige, was der Nacherbe aus der Erbſchaft erlangt ein⸗ 

ſchließlich der ihm gegen den Vorerben als ſolchen zuſtehenden Anſprüche 

(vgl. Note 2). Ebenſo ift dem Nacherben ſelbſtändig eine Inventarfriſt 

zu ſetzen (§ 1994). Die Verſäumung der Inventarfriſt (§ 1994) oder die 

ſonſtigen Verſtöße gegen die Inventarpflicht ($$ 2005, 2006) bringen in 
feiner Perſon die Wirkungen des Verluſtes der unbeſchränkten Haftung 
allen oder einzelnen Nachlaßgläubigern gegenüber hervor. 

b. Als Beſonderheit ſchreibt Ab}. 2 vor, daß das von dem Vorerben er⸗ 
richtete Inventar auch dem Nacherben zu Statten kommt. Vgl. hierzu 
die Bemerkungen zu § 2004. 

e. (Abſ. 3.) Die Vorſchrift entſpricht dem § 2063 und beruht auf der Er⸗ 
wägung, daß der Vorerbe, aus deſſen Hand der Erbe den Nachlaß er⸗ 
hält, ſich ſelbſt über den Beſtand des Nachlaſſes vergewiſſern kann. 

8 2145. 1. Die Regel, daß der Vorerbe mit dem Eintritte der 
Nacherbfolge aufhört, für die Nachlaßverbindlichkeiten zu haf⸗ 
ten, ergiebt ſich daraus daß er nach § 2139 aufhört, Erbe zu ſein. Ihm 
ſteht gegen ein ihn als Vorerben verurtheilendes Urtheil fortab die den feſt⸗ 
geſtellten Anſpruch ſelbſt betreffende Einwendung, daß er aufgehört habe, 
Erbe zu fein, gemäß CPO. § 767 zu. 

2. Ausnahmen von der Regel (zu 1) ſtellt $ 2145 auf. Der Vor⸗ 
erbe haftet nach dem Eintritte der Nacherbfolge für die Nachlaß verbindlich⸗ 
keiten, * 

a. inſoweit, als der Nacherbe nicht haftet. Daß und inwieweit der Nacherbe 
nicht haftet, hat der Nachlaßgläubiger zu beweiſen. Die Fälle ſind: 

3. Der Nacherbe haftet nicht für diejenigen Vermachtniſſe und Auflagen, 
welche dem Vorerben perſönlich von dem Erblaſſer auferlegt find. 

g. Wenn der Vorerbe unbeſchränkt, der Nacherbe aber beſchrankt haftet, 

bleibt der Vorerbe in Anſehung der Differenz zwiſchen dem Betrage 
des Anſpruchs und dem aus dem Nachlaß auf ihn entfallenden Be⸗ 
trag verhaftet. 3 5 . 

+, Wenn der Nachlaß in der Hand des Vorerben vermindert iſt, die auf 
den Nachlaß beſchränkte Haftung des Vorerben alſo eine umfaſſendere 
iſt als die beſchränkte Haftung des Nacherben, bleibt der Vorerbe für 
den Unterſchied verhaftet. Wenn der Nacherbe unbeſchränkt haftet, 
wird der Vorerbe, auch wenn er ſelbſt unbeſchrankt haftet, mit dem 
Eintritte der Nacherbfolge frei. 

b. welche im Verhältniſſe zwiſchen dem Vorerben und dem Nacherben dem 
Vorerben zur Laſt fallen, vgl. SS 2124—2126. Vgl. ferner $$ 1088 f. 
und § 1388. 8 
3. (Abſ. 2.) Geltendmachung der beſchränkten Haftung durch den 

Vorerben in den Fällen feiner nach Eintritt der Nacherbfolge ausnahms⸗ 

weiſe fortdauernden Haftung. 


35˙* 


h. Haftung des Vor⸗ 
erben. 


| 
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e Unzeigepfigt des § 2146. Der Vorerbe iſt den Nachlaßglaubigern gegenüber 
ae der Naglaß⸗ verpflichtet, den Eintritt der Nacherbfolge unverzüglich dem Nachlaß⸗ 
gläubiger. gericht anzuzeigen. Die Anzeige des Vorerben wird durch die An⸗ 

zeige des Nacherben erſetzt. 
Das Nachlaßgericht hat die Einſicht der Anzeige Jedem zu geſtatten, 
der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht. 


Vierter Titel. 


Vermächtniß. 
1. Die Peron des Be- § 2147. Mit einem Vermächtniſſe kann der Erbe oder ein Ver⸗ 
1 mächtnißnehmer beſchwert werden. Soweit nicht der Erblaſſer ein 


Anderes beſtimmt hat, iſt der Erbe beſchwert. 


a. Der Vorerbe iſt nach Eintritt der Nacherbfolge nicht mehr Erbe ($ 2139). 
Er kann fortab weder die Nachlaßverwaltung ($ 1981) noch den Nachlaß⸗ 
konkurs, KO. $$ 217, 231 (vor $ 1975), beantragen. Er bleibt für die 
Geltendmachung ſeiner beſchränkten Haftung auf die Einrede aus § 1990 
beſchränkt. Dieſe Einrede ſteht ihm aber nach $ 2145 Abſ. 2 auch zu, 
wenn die beſonderen Vorausſetzungen des § 1990 (Mangel an Maſſe) 
oder des § 1992 (Anſprüche aus Vermächtniſſen oder Auflagen) nicht vor⸗ 
liegen. 

b. We Vorerben gebührt aus der Erbſchaft alles, was er nach §§ 2130, 
2138 nicht verpflichtet iſt, an den Nacherben herauszugeben. 

e. Für die Anwendung der §§ 1990, 1991 und der in dem letzten erwähnten 
88 1978, 1979 iſt anſtatt „Erbſchaft“, „das, was ihm aus der Erbſchaft 
gebührt“ und für „Erbe“, „Vorerbe“ zu ſetzen. 

$ 2146. 1. Die Vorſchrift bezweckt, den Glaubigern möglichſt bald Kenntniß 
von der für ſie erheblichen Thatſache des Eintritts der Nacherbfolge zu geben. 
Unterlaſſung unverzüglicher ($ 121) Anzeige macht den Vorerben (oder wenn 
die Nacherbfolge mit dem Tode des Vorerben eintritt, deſſen Erben) den Nach⸗ 
laßgläubigern gegenüber ſchadenserſatzpflichtig. 

2. Ein Nachlaßſchuldner, welcher nach Eintritt der Nacherbfolge dem Vor⸗ 
erben zahlt, befreit ſich nicht, ſofern nicht der Fall des § 2140 (unverſchuldete 
Unkenntniß des Vorerben und des Schuldners von dem Einkritte der Nach— 
erbfolge) vorliegt. 

Zu 88 2197 fl. 1. Nach der Begriffsbeſtimmung des § 1939 iſt das Vermüchtniß die 
Zuwendung eines Vermögensvortheils von Todeswegen durch Teſtament 
(8 1939) oder Erbvertrag ($ 1941) an einen Anderen, ohne ihn als Erben 
einzuſetzen, alſo ohne ihn auf das Ganze oder einen Bruchtheil der Erb⸗ 
ſchaft (§ 1922) zu berufen. 

Der Vermögensvortheil kann auch in der Befreiung von einer Schuld oder 
in der Sicherung von Vermögensrechten (Anerkennung einer Verbindlichkeit, 
Bürgſchaft, Pfandrecht ꝛc.) oder in dem Verzicht auf ſolche Sicherungsmittel 
beſtehen. 

Das Vermächtniß begründet eine Beſchwerung, keine Beſchränkung 
des Erben, vgl. § 2306; im Erbſcheine wird das Vermächtniß nicht erwahnt, 
vgl. Titelvorb. vor § 2553 Note 1. 

2. Durch das Vermächtniß wird ein Anſpruch auf Le iſtung des 
vermachten Gegenſtandes begründet ($ 2174). 

a. Das Vindikationslegat, Inhalts deſſen das vermachte Recht ſelbſt dem Be⸗ 
dachten mit dinglicher Wirkung kraft Geſetzes anfällt oder die vermachte 
Befreiung des Bedachten von einer Verbindlichkeit oder Belaſtung un⸗ 
mittelbar eintritt, iſt vom BGB. nicht aufgenommen. Will der Erblaſſer 
den Vermächtnißnehmer gegen eine Vereitelung ſeines Rechtes durch den 
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§ 2148. Sind mehrere Erben oder mehrere Vermächtnißnehmer 
mit demſelben Vermächtniſſe beſchwert, ſo ſind im Zweifel die Erben 
nach dem Verhältniſſe der Erbtheile, die Vermächtnißnehmer nach 
dem Verhältniſſe des Werthes der Vermächtniſſe beſchwert. 

§ 2149. Hat der Erblaffer beſtimmt, daß dem eingeſetzten Erben 
ein Erbſchaftsgegenſtand nicht zufallen ſoll, ſo gilt der Gegenſtand 
als den geſetzlichen Erben vermacht. Der Fiskus gehört nicht zu 


den geſetzlichen Erben im Sinne dieſer Vorſchrift. 


Erben ſichern, ſo iſt die Einſetzung eines Teſtamentsvollſtreckers das ge⸗ 
eignete Mittel ($$ 2197 ff.). 

b. In Fällen, in denen für den Bedachten kein Anſpruch auf Leiſtung be⸗ 
gründet werden ſoll, liegt ein Vermächtniß nicht vor. Es kann Auflage 
(vgl. $ 1940) vorliegen. 

e. Kein Vermächtniß liegt vor, wenn der Erblaffer eine Zuwendung von 
einer Leiſtung an einen Dritten abhängig gemacht hat, z. B. A ſoll Erbe 
ſein, wenn er der Armenkaſſe eine gewiſſe Summe giebt. Die Leiſtung 
des A an die Armenkaſſe erfolgt nicht auf Grund einer Vermächtniß⸗ 
anordnung, ſondern conditionis implendae causa. 

3. Terminologie. 

a. Der Beſchwerte iſt der Erbe oder Vermächtnißnehmer, welcher mit einem 
Vermächtniſſe beſchwert wird (vgl. § 2147). 

b. Der Vedachte oder Vermächtnißnehmer iſt derjenige, für den die Zuwen⸗ 
dung beſtimmt ift, bezw. für den der Vermächtnißanſpruch ($ 2174) ber 
gründet wird. 

c. Vorausvermächtniß vgl. § 2150. 

4. Geſetzliche Vermächtniſſe. 

Die für Vermächtniſſe geltenden Vorſchriften gelten auch für 
a. den Voraus des überlebenden Ehegatten (§ 1932); 

b. den Dreißigſten (§ 1969). 

6. Vgl. auch EG. Art. 139. 

5. Unzuläſſigkeit eines Vertrags über ein Vermächtniß aus dem 
Nachlaß eines noch lebenden Dritten § 312. 

6. Beſchwerung eines Pflichttheils berechtigten mit einem Ver⸗ 
mächtniſſe § 2306. 

S 2147. 1. Wer nichts aus dem Nachlaſſe von Todeswegen erhält, kann 
nicht mit Vermächtniſſen beſchwert werden. Jeder Erbe (Vor- und Nacherbe), 
der geſetzliche, der Teſtaments⸗ und der Vertragserbe kann beſchwert werden, 
letzterer natürlich unbeſchadet ſeiner vertragsmäßigen Rechte, § 2289. 

2. Pflichttheilsberechtigter als Beſchwerter § 2306. 

3. Anwendbarkeit der Vorſchrift des § 2147 auf Auflagen § 2192. 

$ 2148. 1. Die mehreren mit demſelben Vermächtniſſe Beſchwerten haften, 
wenn die Leiſtung theilbar iſt, antheilsweiſe $ 420, bei untheilbarer Leiſtung 
als Geſammtſchuldner § 431. \ 

2, § 2148 bezieht fih nur auf den Fall, daß einzelne Erben beſchwert 
ſind. Sind alle Erben beſchwert, was auch der Fall iſt, wenn kein Be⸗ 
ſchwerter bezeichnet ift, vgl. § 2147 Satz 2, fo greifen die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über die Haftung der Miterben ein ($$ 1967 Abſ. 2, 2058 ff.). 

3. Anwendbarkeit der Vorſchrift des § 2148 auf Auflagen § 2192. 

§ 2149. 1. In dem in $ 2149 behandelten Falle, welcher nicht den Fall 
mitumfaßt, daß eine über einen Gegenſtand vorbehaltene letztwillige Ver⸗ 
fügung (vgl. $ 2086) unterblieben ift, ſoll der einzelne Gegenſtand den geſetz⸗ 
lichen Erben ($$ 1924 ff.) mit Ausſchluß des Fiskus (ogl. § 1936 Rote 1) als 
Vermächtniß zufallen. Iſt ein anderer geſetzlicher Erbe als der Fiskus nicht 
vorhanden, jo ift kein aus der Vermächtnißanordnung Berechtigter vorhanden, 
die Anordnung alſo unwirkſam. 


2. Mehrere Beſchwerte. 


3. Dem eingeſetzt. Erben 
vorenthaltene Erb 
ſchaftsgegenſtände. 


4. Vorausvermächtniß. 


5. Zuläſſige Ergänzun⸗ 
gen der Vermächtniß⸗ 


anordnung. 


a. Die Perſon des 


dachten. 
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§ 2150. Das einem Erben zugewendete Vermachtniß (Voraus⸗ 
vermächtniß) gilt als Vermächtniß auch inſoweit, als der Erbe ſelbſt 
beſchwert iſt. 
$ 2151. Der Erblaſſer kann Mehrere mit einem Vermächtniß 
in der Weiſe bedenken, daß der Beſchwerte oder ein Dritter zu be- 


de Stimmen hat, wer von den Mehreren das Vermächtniß erhalten ſoll. 


a. Beſtimmung durch 
den Beſchtwerten, 


Die Beſtimmung des Beſchwerten erfolgt durch Erklärung gegen⸗ 


od einen Seiten über demjenigen, welcher das Vermächtniß erhalten ſoll; die Be⸗ 


wer v. mehrerern 
Bedachten d. Ver⸗ 


ſtimmung des Dritten erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Be⸗ 


mächtnißnehmer ſchwerten. 


ſein ſoll. 


Kann der Beſchwerte oder der Dritte die Beſtimmung nicht treffen, 
ſo ſind die Bedachten Geſammtgläubiger. Das Gleiche gilt, wenn 
das Nachlaßgericht dem Beſchwerten oder dem Dritten auf Antrag 
eines der Betheiligten eine Friſt zur Abgabe der Erklärung beſtimmt 
hat und die Friſt verſtrichen iſt, ſofern nicht vorher die Erklärung 
erfolgt. Der Bedachte, der das Vermächtniß erhält, iſt im Zweifel 
nicht zur Theilung verpflichtet. 


2. Im Falle der Nichtverfügung über einen Bruchtheil der Erbſchaft vgl. 
$$ 2088 f.; vgl. auch $$ 2104 f. 

S 2150. 1. Zwei Fälle find zu unterſcheiden (vgl. Förſter⸗Cccius § 252). 
a. Nur die anderen Miterben des bedachten Miterben find beſchwert; dann 

unterſcheidet ſich der Fall nicht von dem Vermächtniß an einen ſonſtigen 

Dritten. Der Bedachte erhält ſeinen Erbtheil und dazu den Anſpruch 

G 2174) aus dem Vermächtniß, um deſſen Betrag ſich die Erbtheile der 

andern Miterben mindern. 

b. Der Bedachte ſelbſt iſt mitbeſchwert; die Erbmaſſe, mithin auch der Erb⸗ 
theil des Bedachten, mindert ſich um den Betrag des Vermächtniſſes, 
das er als Voraus aus der Erbſchaft zu fordern hat ($ 2174). Das 
BGB. erkennt dieſes Rechtsverhältniß an — im Gegenſatze zum gemeinen 
Rechte, nach welchem er den Betrag, um den ſich ſein Erbtheil mindert, 
nicht als Vermächtnißnehmer, ſondern als Erbe erhält. Der Erbe, der 
mit einem Vorausvermächtniſſe bedacht iſt, ſoll in Anſehung des Gegen⸗ 
ſtandes oder Betrags, bezüglich deſſen ſein Erbtheil und das Vermächtniß 
ſich decken, zu dem ihm als Erben zuſtehenden Rechte noch die Vortheile 
hinzubekommen, welche ihm die Stellung als Vermächtnißnehmer bietet. 
Solche Vortheile beſtehen: 

a. gegenüber den Miterben, inſofern der Vermächtnißnehmer dem Erben 
überhaupt vorgeht. Der Erbe behält nur das, was nach Berichtigung 
der Vermächtniſſe noch übrig bleibt; 

8. gegenüber den übrigen Vermächtnißnehmern, inſofern das Voraus⸗ 
vermächtniß den damit bedachten Miterben den ſonſtigen Vermächtniß⸗ 
5 719550, gleichſtellt (vgl. KO. § 226 Ab. 2 Ziffer 5 und Abſ. 3, vor 
9 1975); 

gegenüber dem Nacherben § 2110 Abſ. 2; 

d. gegenüber dem Erbſchaftskäufer § 2373; 

e. gegenüber den Nachlaßgläubigern, inſoweit fie mit ihren Anſprüchen 
den Vermächtnißnehmern nicht vorgehen ($$ 1973, 1974, 1989). 

2. Das Vorausvermächtniß kann auch in einer Handlung beſtehen, wenn 
dieſelbe mit den Kräften des Nachlaſſes geleiſtet werden ſoll. Beiſpiel: die 
auf dem Grundſtücke eines der Miterben für einen Dritten haftende Hypothet 
ſoll abgelöſt werden (DFr. II 276; Rehbein Entſch. 2 495). 

§ 2151. 1. Abſ. 1 enthält eine Einſchränkung des in § 2065 Abſ. 2 zum 
Ausdrucke gelangten Prinzips. 


— 
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8 2152. Hat der Erblaſſer Mehrere mit einem Vermächtniß in 
der Weiſe bedacht, daß nur der Eine oder der Andere das Ver⸗ 
mächtniß erhalten ſoll, ſo iſt anzunehmen, daß der Beſchwerte be⸗ 
ſtimmen ſoll, wer von ihnen das Vermächtniß erhält. 

§ 2153. Der Erblaſſer kann Mehrere mit einem Vermächtniß 
in der Weiſe bedenken, daß der Beſchwerte oder ein Dritter zu be⸗ 
ſtimmen hat, was jeder von dem vermachten Gegenſtand erhalten 
ſoll. Die Beſtimmung erfolgt nach § 2151 Abſ. 2. 

Kann der Beſchwerte oder der Dritte die Beſtimmung nicht treffen, 
ſo ſind die Bedachten zu gleichen Theilen berechtigt. Die Vorſchrift 
des $ 2151 Abſ. 3 Satz 2 findet entſprechende Anwendung. 

2154. Der Erblaſſer kann ein Vermächtniß in der Art an- 
ordnen, daß der Bedachte von mehreren Gegenſtänden nur den einen 
oder den anderen erhalten ſoll. Iſt in einem ſolchen Falle die 
Wahl einem Dritten übertragen, fo erfolgt ſie durch Erklärung ge— 
genüber dem Beſchwerten. 


— —— 

a. Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des 5 2151 iſt, daß der Bedachte 
aus dem beſchränkten Kreiſe der mehreren von dem Erblaſſer 
bedachten Perſonen zu beſtimmen iſt; 3. B. der Erblaſſer bedenkt 
ſeine Verwandten, Dienſtboten ꝛc. mit dem Zulage, daß der Vermachtniß⸗ 
nehmer beſtimmt werden ſolle. 

b. Die Beſtimmung des Vermächtnißnehmers durch den Beſchwerten oder 
einen Dritten ſchlechthin, ohne Beſchränkung der Wahl unter Mehreren 
iſt nichtig, § 2065 Abſ. 2. 

2. (Abſ 2.) Mit dem Wirkſamwerden der Erklärung gegenüber dem 
Anderen ($$ 130 ff.) iſt die Perſon des Bedachten jo beſtimmt, wie wenn die 
getroffene Beſtimmung von dem Erblaſſer unmittelbar ausgegangen wäre. 
a. Die Unwiderruflichkeit der wirkſam gewordenen Beſtimmung ergiebt ſich 

aus allgemeinen Grundſätzen, vgl. § 130 Note B. 

b. Ob eine richterliche Nachprüfung (vgl. § 319) der Wahl, wenn gewiſſe 
Bedingungen geſtellt find (3. B. der Würdigſte, der Bedürftigſte) zuläſſig 
ſein ſoll, iſt dem Willen des Erblaſſers zu entnehmen. j 

3. Geſammtgläubiger §§ 428 ff. Die Auslegungsregel, daß der Empfänger 
nicht zur Theilung verpflichtet fei, iſt aufgenommen mit Rückſicht auf $ 430. 

4. Friſtbeſtimmung durch das Nachlaßgericht (ogl. zu SS 1960 ff.). 

FG. 880. Gegen eine Verfügung, durch die nach den SS 2151, 21553 bis 
2155, 21924, 2193 und dem $ 2198 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs dem 
Beschwerten oder einem Drüten eine Frist zur Erklärung bestimmt wurd, findet 
die sofortige Beschwerde statt. 

§ 2152. Der Fall des $ 2152 iſt ein Unterfall des § 2151 Abſ. I. Es ſoll 
der Beſchwerte beſtimmen, wer von Mehreren der Bedachte ſein ſoll. Für 
die Art der Beſtimmung und für den Fall des Unterbleibens der Beſtim⸗ 
mung finden ſonach die Vorſchriften des § 2151 Abſ. 2, 3 Anwendung. 

$ 2153. 1. Die Vorſchrift enthält — ebenſo wie § 2152 eine Ein⸗ 
ſchränkung des in § 2065 Abſ. 2 enthaltenen Prinzips in Anſehung des Ge⸗ 
genſtandes der Zuwendung. Bgl. RG. 30 287. 

2. Die Verweiſung auf § 2151 Abſ. 2 beſagt, daß die Beſtimmung ſeitens 
des Beſchwerten durch Erklärung gegenüber dem Bedachten (§ 130), die Be⸗ 
nun feitens des Dritten durch Erklärung gegenüber dem Beſchwerten 
erfolgt. 

3. 9( Abl 2.) Die Verweiſung auf § 2151 Abſ. 3 Satz 2 ergiebt, daß, wenn 

die durch das Nachlaßgericht gemäß § 2151 Abſ. 3 geſetzte Friſt fruchtlos 

verſtrichen iſt, die Bedachten zu gleichen Theilen berechtigt ſind. 


3. Alternative Be⸗ 
nennung des Be⸗ 
dachten. 


b. Die Vertheilung d. 
Mehreren vermach⸗ 
ten Gegenſtandes. 


c. Die Beſtimmung d 
Gegenſtandes. 
a. Wahlvermächt⸗ 
niß. 
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Kann der Dritte die Wahl nicht treffen, ſo geht das Wahlrecht 
auf den Beſchwerten über. Die Vorſchrift des § 2151 Abſ. 3 Satz 2 
findet entſprechende Anwendung. 

J. Gattungsver⸗ $ 2155. Hat der Erblaſſer die vermachte Sache nur der Gattung 
* nach beſtimmt, fo iſt eine den Verhältniſſen des Bedachten ent- 

ſprechende Sache zu leiſten. 

Iſt die Beſtimmung der Sache dem Bedachten oder einem Dritten 
übertragen, ſo finden die nach § 2154 für die Wahl des Dritten 
geltenden Vorſchriften Anwendung. 

Entſpricht die von dem Bedachten oder dem Dritten getroffene 
Beſtimmung den Verhältniffen des Bedachten offenbar nicht, jo hat 
der Beſchwerte fo zu leiſten, wie wenn der Erblaſſer über die Be— 
ſtimmung der Sache keine Anordnung getroffen hätte. 

7. Beftimmung der § 2156. Der Erblaſſer kann bei der Anordnung eines Ver⸗ 
ballgen Ermeſſen mächtniſſes, deſſen Zweck er beſtimmt hat, die Beſtimmung der 
m Leiſtung dem billigen Ermeſſen des Beſchwerten oder eines Dritten 
Zweckes. überlaſſen. Auf ein ſolches Vermächtniß finden die Vorſchriften der 

ss 315 bis 319 entſprechende Anwendung. 


8 2154. J. Auf das Wahlvermächtniß, deſſen Zuläſſigkeit mit Rückſicht 
auf § 2065 Abſ. 2 beſonders hervorgehoben iſt, finden die Vorſchriften über 
die Alternativobligation ($$ 262— 265) Anwendung, fo daß im Zweifel der 
Beſchwerte wahlberechtigt iſt und das Wahlrecht bei Säumniß des Beſchwerten 
bis zur Zwangsvollſtreckung auf den Bedachten übergeht ($ 264). 

2. Das Wahlrecht kann durch den Erblaſſer auch dem Bedachten über⸗ 
tragen werden. In ſolchem Falle wird gemäß F 242 die Vorlegung der 
Sachen zwecks Auswahl zum Inhalte des Schuldverhältniſſes gehören. Legt 
der Beſchwerte nicht alle Sachen vor, ſo wird der Bedachte unter Umſtänden 
die getroffene Wahl wegen Irrthums oder Betrugs nach den allgemeinen 
Vorſchriften (§§ 119 ff.) anfechten konnen. 

3. (Abſ. 2.) Die Bezugnahme auf $ 2151 Abſ. 3 Satz 2 ergiebt, daß, 
wenn die dem Dritten bzw dem Beſchwerten gemäß § 2151 Abſ. 3 geſetzte 
Friſt fruchtlos verſtrichen iſt, das Wahlrecht auf den Beſchwerten übergeht. 
Auf dieſe Alternativobligation finden dann §§ 262 ff. Anwendung, vgl. 
Note 1, 

4. Wegen der Gewährleiſtung beim Wahlvermächtniſſe vgl. § 2182 Note 1. 

5. Anwendbarkeit der Vorſchrift des § 2154 auf Auflagen § 2192. 

§ 2155. 1. Nach § 2155 kommt für das Gattungsvermächtniß als Maß⸗ 
ſtab in erſter Linie das Bedürfniß des Bedachten zur Anwendung. Erſt 
wenn 5 hieraus kein Anhalt ergiebt, bleibt es bei der allgemeinen Regel 
des § 243, wonach eine Sache von mittlerer Art und Güte zu leiſten iſt. 

2. (Abſ. 2.) Die Verweiſung auf § 2154 ergiebt: 

a. Die dem Bedachten oder einem Dritten übertragene Wahl erfolgt durch 
Erklärung gegenüber dem Beſchwerten. 

b. Kann der Bedachte oder der Dritte die Wahl nicht treffen oder iſt die 
von dem Nachlaßgerichte gemäß § 2151 Abſ. 3 geſetzte Friſt fruchtlos 
verſtrichen, ſo geht das Wahlrecht auf den Beſchwerten über. 

3. (Abſ. 3.) Vgl. § 319. — Abſ. 1 wird anwendbar. 

4. Gewährleiſtung bei Gattungsvermächtniſſen §8 2182 Abf. 1, 2183. 

5. Anwendbarkeit der Vorſchrift des § 2155 bei Auflagen § 2192. 

§ 2156. 1. Die Vorſchrift iſt nur anwendbar, wenn der Zweck des 
Vermächtniſſes beſtimmt iſt. — Vgl. auch RG. JW. 1901 S. 856*. 

2. Bei Auflagen vgl. zu $$ 2192, 2193. 
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S 2157. Iſt Mehreren derſelbe Gegenſtand vermacht, ſo finden 
die Vorſchriften der §§ 2089 bis 2093 entſprechende Anwendung. 
8 2158. Iſt Mehreren derſelbe Gegenſtand vermacht, jo wächſt, 
wenn einer von ihnen vor oder nach dem Erbfalle wegfällt, deſſen 
Antheil den übrigen Bedachten nach dem Verhältniß ihrer Antheile 
an. Dies gilt auch dann, wenn der Erblaſſer die Antheile der 
Bedachten beſtimmt hat. Sind einige der Bedachten zu demſelben 
Antheile berufen, ſo tritt die Anwachſung zunächſt unter ihnen ein. 

Der Erblaſſer kann die Anwachſung ausſchließen. 

$ 2159. Der durch Anwachſung einem Vermächtnißnehmer an⸗ 
fallende Antheil gilt in Anſehung der Vermächtniſſe und Auflagen, 
mit denen dieſer oder der wegfallende Vermächtnißnehmer beſchwert 
iſt, als beſonderes Vermächtniß. 

§ 2160. Ein Vermächtniß iſt unwirkſam, wenn der Bedachte 
zur Zeit des Erbfalls nicht mehr lebt. 

Ss 2161. Ein Vermächtniß bleibt, ſofern nicht ein anderer Wille 
des Erblaſſers anzunehmen iſt, wirkſam, wenn der Beſchwerte nicht 
Erbe oder Vermächtnißnehmer wird. Beſchwert iſt in dieſem Falle 
derjenige, welchem der Wegfall des zunächſt Beſchwerten unmittelbar 
zu Statten kommt. 

S 2162. Ein Vermächtniß, das unter einer aufſchiebenden Be⸗ 
dingung oder unter Beſtimmung eines Anfangstermins angeordnet 
iſt, wird mit dem Ablaufe von dreißig Jahren nach dem Erbfall 


§ 2157. Durch die dispoſitive Vorſchrift des § 2157 werden die Theilungs⸗ 
gründſätze, welche bei der Erbeinſetzung gelten, auf den Fall übertragen, 
daß Mehrere mit einem und demſelben Gegenſtand ohne oder ohne aus- 
909 Theilbeſrimmung bedacht find. Vgl. im Uebrigen zu §§ 2089 bis 

S 2158. 1. Vgl. § 2094. 

2. Gründe des Wegfalls eines Bedachten: 

a. Tod des Bedachten vor dem Erblaſſer $ 2160; 

b. Ausſchlagung § 2180; _ 

6. Erbunwürdigkeit § 2345; ; 

d. Verzicht auf die Zuwendung durch Vertrag des Vermächtnißnehmers mit 
dem Erblaſſer § 2352; * 

e. Widerruf der Zuwendung an einen der Bedachten durch letztwillige Ver⸗ 
fügung § 2259. 

3. Das Recht eines Erſatzvermächtnißnehmers geht dem Anwachſungsrechte 
vor, §§ 2190, 2099. 

$ 2159. Vgl. zu § 2095. 

§ 2160. 1. Vgl. § 1923 Abſ. 1; bei bedingter Zuwendung § 2074. 

J. Vermächtniß an einen noch nicht Lebenden § 2178. 

S 2161. 1. Val. § 2085. „Zu Statten kommen“ iſt lediglich im Rechts⸗ 
ſinne zu verſtehen, ohne Rückſicht darauf, ob mit dem in Folge des Weg⸗ 
falls des zunächſt Beſchwerten eintretenden erbſchaftlichen Erwerb ein wirth⸗ 
ſchaftlicher Vortheil verbunden iſt oder nicht. 

2. Wegen der Haftung des demnächſt Beſchwerten $ 2187 Ab}. 2; vgl. auch 
§§ 1935 Note 1b, 209. . 

3. Anwendbarkeit der Vorſchrift des § 2161 auf Auflagen § 2192. 

4. Einfluß eines ſpäteren Erbvertrags § 2289 Note 1a. 


6. Gemeinſchaftliches Ver: 
mächtniß. 
a. Beſtimmung der 
Bruchtheile. 
b. Wegfall eines der 
Bedachten. 
a. Anwachſung. 


3. Schutz geg. Nach⸗ 
theile aus der 
Anwachſung. 


7. Die Wirkſamkeit des 
Vermächtniſſes berüh⸗ 
rende Umſtände. 

a. Tod des Bedachten 
vor dem Erbfall. 

b. Wegfall des Ber 
ſchwer ten. 
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unwirkſam, wenn nicht vorher die Bedingung oder der Termin ein⸗ 
getreten tik 
Iſt der Bedachte zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugt oder 
wird ſeine Perſönlichkeit durch ein erſt nach dem Erbfall eintretendes 
Ereigniß beſtimmt, ſo wird das Vermächtniß mit dem Ablaufe von 
dreißig Jahren nach dem Erbfall unwirkſam, wenn nicht vorher der 
Bedachte erzeugt oder das Ereigniß eingetreten iſt, durch das ſeine 
Perſönlichkeit beſtimmt wird. 
3. Ausnahme. § 2163. Das Vermächtniß bleibt in den Fällen des § 2162 
auch nach dem Ablaufe von dreißig Jahren wirkſam: 
1. wenn es für den Fall angeordnet iſt, daß in der Perſon des 
Beſchwerten oder des Bedachten ein beſtimmtes Ereigniß ein⸗ 
tritt, und derjenige, in deſſen Perſon das Ereigniß eintreten 
ſoll, zur Zeit des Erbfalls lebt; 
wenn ein Erbe, ein Nacherbe oder ein Vermächtnißnehmer für 
den Fall, daß ihm ein Bruder oder eine Schweſter geboren 
wird, mit einem Vermächtniſſe zu Gunſten des Bruders oder 
der Schweſter beſchwert iſt. 

Iſt der Beſchwerte oder der Bedachte, in deſſen Perſon das Er⸗ 
eigniß eintreten ſoll, eine juriſtiſche Perſon, ſo bewendet es bei der 
dreißigjahrigen Friſt. 

8. umjang des Vermächt- § 2164. Das Vermächtniß einer Sache erſtreckt ſich im Zweifel 
Ailhabehzr der Sache auf das zur Zeit des Erbfalls vorhandene Zubehör. 
v. Erſaganſoruch weg. Hat der Erblaſſer wegen einer nach der Anordnung des Vermächt⸗ 
Sache dung der niſſes erfolgten Beſchädigung der Sache einen Anſpruch auf Erſatz 
ö der Minderung des Werthes, fo erſtreckt ſich im Zweifel das Ver⸗ 
mächtniß auf dieſen Anſpruch. 


2162. 1. Zu Abſ. 1 vgl. §§ 2109, 2074. 

2. Zu Ab. 2 vgl. § 2178. 

3 2163. Vgl. § 2109. 

2164. 1. Iſt eine individuell beſtimmte Sache vermacht, ſo iſt davon 
auszugehen, daß ſie ſo, wie ſie zur Zeit des Erbfalls beſchaffen iſt, zuge⸗ 
wendet werden ſollte. Es wird nicht auf die Aenderungen (Verbeſſerungen 
oder Verſchlechterungen) geſehen, welche zwiſchen der Anordnung und dem 
Erbfall eingetreten ſind. Vgl. auch § 2182 Note 1. 

2. Zubehör vgl. 88 97, 98; wegen der entſprechenden Vorſchriften § 97 
9 2184 1. — Umfang des Anſpruchs wegen der Früchte und Nutzungen 
> 2184. 

3. (Abſ. 2) In Anſehung des vermachten Gegenſtandes be⸗ 
ſtehende Anſprüche. 

a. Abſ. 2 bezieht ſich auf Anſprüche wegen Beſchädigung der Sache ein: 
ſchließlich des Erſatzanſpruchs des Erblaſſers wegen Verbindung, Ver⸗ 
miſchung oder Vermengung, § 2172 Abſ. 2. 

b. Anſpruch auf Wertherſatz bei Untergang oder Entziehung der Sache 
§ 2169 Abſ. 3. 

€. A e bei Verbindung, Vermiſchung, Vermengung vgl. § 2172 
Abſ. 2. 

d. Anſpruch auf Beſeitigung einer auf dem vermachten Gegenſtande ruhen⸗ 
den Belaſtung § 2165 Abſ. 1 Satz 2. 

4. Sind die dem Erblaſſer zuſtehenden Anſprüche zur Zeit des Erbfalls 
(durch Erfüllung ꝛc. $$ 363 ff.) bereits erloſchen, jo greift § 2173 ein. 


— 
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§ 2165. Iſt ein zur Erbſchaft gehörender Gegenſtand vermacht, 
ſo kann der Vermächtnißnehmer im Zweifel nicht die Beſeitigung der 
Rechte verlangen, mit denen der Gegenſtand belaſtet iſt. Steht dem 
Erblaſſer ein Anſpruch auf die Beſeitigung zu, ſo erſtreckt ſich im 
Zweifel das Vermächtniß auf dieſen Anſpruch. 

Ruht auf einem vermachten Grundſtück eine Hypothek, Grundſchuld 
oder Rentenſchuld, die dem Erblaſſer ſelbſt zuſteht, ſo iſt aus den 
Umſtänden zu entnehmen, ob die Hypothek, Grundſchuld oder Renten⸗ 
ſchuld als mitvermacht zu gelten hat. 

8 2166. Sit ein vermachtes Grundſtück, das zur Erbſchaft ge⸗ 
hört, mit einer Hypothek für eine Schuld des Erblaſſers oder für 
eine Schuld belaſtet, zu deren Berichtigung der Erblaſſer dem Schuld- 
ner gegenüber verpflichtet ift, jo iſt der Vermächtnißnehmer im Zweifel 
dem Erben gegenüber zur rechtzeitigen Befriedigung des Gläubigers 
inſomeit verpflichtet, als die Schuld durch den Werth des Grundſtücks 
gedeckt wird. Der Werth beſtimmt ſich nach der Zeit, zu welcher 
das Eigenthum auf den Vermächtnißnehmer übergeht; er wird unter 
Abzug der Belaſtungen berechnet, die der Hypothek im Range vorgehen. 

Iſt dem Erblaſſer gegenüber ein Dritter zur Berichtigung der Schuld 
verpflichtet, ſo beſteht die Verpflichtung des Vermächtnißnehmers im 
Zweifel nur inſoweit, als der Erbe die Berichtigung nicht von dem 
Dritten erlangen kann. 

Auf eine Hypothek der im 8 1190 bezeichneten Art finden dieſe 
Vorſchriften keine Anwendung. 


$ 2165. 1. Die Vorſchrift betrifft nur das Vermächtniß eines zur Erb⸗ 
a Gegenſtandes (nicht das Verſchaffungsvermächtniß 
4. Der Gegenſtand iſt im Zweifel jo, wie er ſich in der Erbſchaft befindet 

(cum suo onere), vermacht; vgl. § 2164 Note 1. 

b. Die Mitvermachung des Beſeitigungsanſpruchs (Abſ. 1 Satz 2) vgl. $ 2164 
Note 5. 

2. Die Vorſchrift des Abſ.! erſtreckt ſich auch auf die in Abſ. 2 erwähnten 
Belaſtungen, inſofern als der Vermachtnißnehmer im Zweifel nicht berechtigt 
ſein Tor, die Befeitigung zu verlangen. Dagegen wird eine Auslegungs⸗ 
regel darüber nicht gegeben, ob das Vermächtniß ſich im Zweifel auf die 
dem Erblaſſer zuſtehende Hypothek (Abſchnittvorb, vor $ 1113 Note B III), 
Grund⸗ und Rentenſchuld (58 1192, 1190, 1177, 1199) erſtreckt. Wenn den 
Umſtänden nicht zu entnehmen iſt, daß das Vermächtniß ſich hierauf bezieht, 
fo gelten dieſe Rechte nicht als mitvermacht, vgl. NS. 23 189. 

3. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf dingliche Belaſtungen. 

a. Miethe und Pachtrechte, welche in Anſehung des vermachten Grund⸗ 
ſtücks beftehen, find im Verhältniſſe des Vermächtnißnehmers zu dem 
Miether oder Pächter nach SS 571 f. zu beurtheilen. Regelmäßig wird 
der Bedachte die Beſeitigung des Mieth⸗ oder Pachtverhältniſſes von dem 
Beſchwerten nicht verlangen können. N 

b. Ob Zurückbehaltungsrechte (vgl. Vorb. zum III. Buche Note CV) in An: 
ſehung des vermachten Gegenſtandes von dem Beſchwerten zu beſeitigen 
ſind, iſt Auslegungsfrage des einzelnen Falles und dürfte regelmäßig zu 
bejahen ſein. 

§ 2166. I. Allgemeine Bedeutung der Auslegungsregel des S 2166. 

1. Nach der Auslegungsregel des 8 2165 hat der Vermächtnißnehmer im 


©, Vermächtniß eines 
belaſteten Gegen⸗ 
ftandes. 
a. Allgemein. 


8. Vermüchtniß 
eines mit einer 
Hypothek belaſte⸗ 
ten Grundſtilckes. 


$ 2166. 
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Zweifel die, dingliche Belaſtung der Vermächtnißſache zu übernehmen. § 2166 
legt das Vermächtniß eines mit einer Hypothek belaſteten Grundſtücks im 
Zweifel, d. h. wenn nicht ein anderer Wille des Erblaſſers erhellt, dahin 
aus, daß der Vermächtnißnehmer dem Erben gegenüber auch zur Berichti⸗ 
gung der der Hypothek zu Grunde liegenden perſönlichen Schuld (vgl. 
$ 1113) des Erblaſſers, welche gemäß § 1967 auf den Erben übergeht, in: 
ſoweit verpflichtet ſein ſoll, als er durch den Werth des Grundſtücks gedeckt 
wird. Das Rechtsverhältniß geſtaltet ſich ähnlich, wie wenn der Vermächt⸗ 
nißnehmer bei dem Erwerbe des Grundſtücks (vgl. §§ 2174, 925) eine Schuld⸗ 
übernahme mit dem Erben vereinbart hätte (vgl. $ 415 und Note 4 daſelbſt). 

2. Die Rechtslage geftaltet ſich bei Anwendung der Aus⸗ 
legungsregel des § 2166 folgendermaßen: 

a. Der Vermächtnißnehmer, welcher nach Auflaſſung des Grundſtücks als 
Eigenthümer gemäß § 1142 zur Befriedigung des Gläubigers befugt iſt 
und gemäß $ 1143 die Forderung nach Maßgabe der Befriedigung er⸗ 
wirbt, kann, inſoweit als er dem Erben gegenüber gemäß § 2166 zur 
Befriedigung des Gläubigers verpflichtet iſt, die Forderung dem Erben 
gegenüber nicht geltend machen. 

b. Befriedigt der Erbe als perſönlicher Schuldner den Gläubiger, jo wird 
die Hypothek nicht nach § 1163 Abſ. 1 Satz 2 von dem Vermächtniß⸗ 
nehmer als Eigenthümerhypothek, ſondern von dem Erben gemäß § 1164 
als Regreßhypothek erworben. 

3. (Abſ. 3.) Die Auslegungsregel des § 2166 gilt auch für Sicherungs⸗ 
hypotheken (§§ 1184 ff.) mit Ausnahme der in § 1190 behandelten Höchſt⸗ 
oder Kautionshypothek. In Anſehung der letzteren iſt durch Auslegung des 
einzelnen Falles zu ermitteln, ob dem Vermächtnißnehmer die dem § 2166 
entſprechende Verpflichtung nach dem Willen des Erblaſſers auferlegt fein 
ſoll oder nicht. 

II. Im Einzelnen. 

1. Die perſönliche Schuld des Erblaſſers kann ſein 
a. eine Schuld des Erblaſſers, für welche dieſer dem Gläubiger gegen— 

über haftet: 5 

3. eine von dem Erblaſſer ſelbſt kontrahirte Verbindlichkeit (z. B. ein 
von ihm aufgenommenes Darlehen, Reſtkaufgeld aus einem von ihm 
kontrahirten Kaufe); 

8. eine von dem Erblaſſer ererbte Schuld (§ 1967); 

J. eine von dem Erblaſſer mit Zuſtimmung des Gläubigers übernont: 
mene Schuld (§§ 414, 415, 416); 

b. eine perſönliche Schuld eines Dritten, zu deren Berichtigung der Erb⸗ 
laſſer dem Schuldner gegenüber verpflichtet iſt. (Hauptfall: Die zwi⸗ 
ſchen dem Schuldner und dem Erblaſſer vereinbarte Schuldübernahme 
wird von dem Gläubiger nicht genehmigt, §§ 414, 415, 416). 

2. Die Verpflichtung des Vermächtnißnehmers gegenüber dem 
Erben. 

a. Der Vermächtnißnehmer iſt dem Erben gegenüber zur rechtzeitigen Be⸗ 
friedigung des Gläubigers inſoweit verpflichtet, als er durch den Werth 
des Grundſtücks gedeckt wird. 

a. Maßgebender Zeitpunkt für die Werthermittelung iſt der Uebergang 
des Eigenthums (§§ 2174, 925). 

3. Die Werthermittelung geſchieht durch Schätzung. Von dem Schätzungs⸗ 
werthe des Grundſtücks ſind die der Hypothek im Range vorgehenden 
Belaſtungen (nach ihrem Nenn- bzw. bei Nießbrauch u. dgl. nach ihrem 
Schaätzungswerthe) abzuziehen. 85 

b. Der Vermächtnißnehmer iſt dem Erben gegenüber zur rechtzeitigen Be⸗ 
friedigung des Gläubigers (val. § 415 Abſ. 3) verpflichtet und hat dafür 
zu ſorgen, daß der Erbe, ſoweit die Verpflichtung des Vermächtnißneh⸗ 
mers reicht (zu a), von dem Gläubiger nicht in Anſpruch genommen 
wird; dies kann er z. B. auch durch eine mit dem Glaubiger vereinbarte 
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$ 2167. Sind neben dem vermachten Grundſtück andere zur Erb⸗ 
ſchaft gehörende Grundſtücke mit der Hypothek belaſtet, fo beſchränkt 
ſich die im 8 2166 beſtimmte Verpflichtung des Vermächtnißnehmers 
im Zweifel auf den Theil der Schuld, der dem Verhältniſſe des Werthes 
des vermachten Grundſtücks zu dem Werthe der ſämmtlichen Grundſtücke 
entſpricht. Der Werth wird nach $ 2166 Abſ. 1 Satz 2 berechnet. 

$ 2168. Beſteht an mehreren zur Erbſchaft gehörenden Grund⸗ 
ſtücken eine Geſammtgrundſchuld oder eine Geſammtrentenſchuld und 
iſt eines dieſer Grundſtücke vermacht, ſo iſt der Vermächtnißnehmer 
im Zweifel dem Erben gegenüber zur Befriedigung des Gläubigers 
in Höhe des Theiles der Grundſchuld oder der Rentenſchuld verpflichtet, 
der dem Verhältniſſe des Werthes des vermachten Grundſtücks zu dem 
Werthe der ſämmtlichen Grundſtücke entſpricht. Der Werth wird nach 
§ 2166 Abſ. 1 Satz 2 berechnet. 

Iſt neben dem vermachten Grundſtück ein nicht zur Erbſchaft ge⸗ 
hörendes Grundſtück mit einer Geſammtgrundſchuld oder einer Ge— 
ſammtrentenſchuld belaſtet, ſo finden, wenn der Erblaſſer zur Zeit des 
Erbfalls gegenüber dem Eigenthümer des anderen Grundſtücks oder 
einem Rechtsvorgänger des Eigenthümers zur Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers verpflichtet iſt, die Vorſchriften des § 2166 Abſ. 1 und des 
§ 2167 entſprechende Anwendung. 


Schuldübernahme bewirken (vgl. § 414). Daß der Vermächtnißnehmer 
für den aus der Nichterfüllung ſeiner Verpflichtung dem Erben entſtehen⸗ 
den Schaden haftet, ergiebt ſich aus § 280. 

e. (Abſ. 2.) Gegenüber der von dem Vermächtnißnehmer zu beweiſenden 
Einwendung, daß ein Dritter dem Erblaſſer gegenüber zur (gänzlichen 
oder theilweiſen) Berichtigung der Schuld verpflichtet iſt, hat der Erbe 
zu beweiſen, inwieweit er die Berichtigung von dem Dritten nicht er⸗ 
langen kann. Die Fälle der Verpflichtung eines Dritten zur Berichtigung 
der Schuld des Erblaſſers können mannigfach ſein, z. B. 

a. Geſammtſchuld; dem Erben als Geſammtſchuldner ſind ſeine Mit⸗ 
ſchuldner regreß pflichtig G 426); 

8. Bürgſchaftsſchuld; dem Erben haftet der Hauptſchuldner ($ 774 
Note 4b); 

+. Vereinbarung einer Schuldübernahme zwiſchen dem Dritten und dem 
Erben, welcher der Gläubiger nicht zugeſtimmt hat G 415 Abſ. 3). 

d. Geſammthypothek vgl. § 2167. 

§ 2167. 1. Val. $ 2166 und Bemerkungen daſelbſt. 

3. § 2167 betrifft den Fall der Geſammihypothek ($ 1132) und findet nur 
Anwendung, wenn andere zur Erbſchaft gehörende Grundſtücke mit⸗ 
haften. Gegenüber der diesbezüglichen, von dem Vermächtnißnehmer zu er⸗ 
hebenden Einwendung hat der Erbe nachzuweiſen, daß das non ihm be⸗ 
hauptete Werthverhältniß der mehreren Grundſtücke obwaltet. Vol. § 2166 
Rote II 20, ferner $ 1172 und Bemerkungen daſelbſt. 

5 2168. I. Geſammtgrundſchuld an mehreren zur Erbſchaft gehörenden 
Grundſtücken. 

1. Nach Abs. 1 iſt in dem Falle, daß eins von mehreren zur Erb⸗ 
ſchaft gehörenden, mit einer Geſammtgrundſchuld oder Geſammtrenten⸗ 
ſchuld (88 1132, 1192, 1199) belaſteten Grundſtücken vermacht iſt, der Ver⸗ 
mächtnifnebmer dem Erben gegenüber im Zweifel nur verpflichtet, die 
Laſt im Verhältniſſe des Werthes des vermachten Grundſtucks zu dem Werthe 
ſämmtlicher verhafteter Grundſtücke zu tragen. Dieſe Vertheilung iſt maß⸗ 


7. 


>» 


Vermächtniß 
eines mit einer 
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9. Vermächtniß eines be- § 2169. Das Vermächtniß eines beſtimmten Gegenſtandes iſt 
Erbschaft gehörensen unwirkſam, ſoweit der Gegenſtand zur Zeit des Erbfalls nicht zur 
N au Erbſchaft gehört, es ſei denn, daß der Gegenſtand dem Bedachten 

wirkſamkeit. auch für den Fall zugewendet ſein ſoll, daß er nicht zur Erbſchaft 
gehört. 
b. n d. Be. Hat der Erblaſſer nur den Beſitz der vermachten Sache, fo gilt 
i im Zweifel der Beſitz als vermacht, es ſei denn, daß er dem Be- 
dachten keinen rechtlichen Vortheil gewährt. 
6 a e Steht dem Erblaſſer ein Anſpruch auf Leiſtung des vermachten 
oder auf Werth Gegenſtandes oder, falls der Gegenſtand nach der Anordnung des 
N Vermächtniſſes untergegangen oder dem Erblaſſer entzogen worden iſt, 
ein Anſpruch auf Erſatz des Werthes zu, fo gilt im Zweifel der An- 
ſpruch als vermacht. 

„Verpflichtung des Zur Erbſchaft gehört im Sinne des Abſ. 1 ein Gegenſtand nicht, 


Erbl . 9 10 1 8 > 
ec e des ver. wenn der Erblaſſer zu deſſen Veräußerung verpflichtet iſt. 


machten Gegen⸗ 
ſtandes. 


E 


gebend, gleichgültig ob der Erbe oder der Vermächtnißnehmer den Gläubiger 

befriedigt. In beiden Fällen greifen $$ 1173 Abſ. 2, 1192 (vgl. § 1173 

Note B) ein, d. h. der Befriedigende erwirbt in Höhe feines Erſatzanſpruchs 

die Grundſchuld an dem Grundſtücke des Anderen als Geſammtgrundſchuld 

mit der auf dem eigenen Grundſtücke haftenden Grundſchuld. 

2. Sind einzelne der mehreren haftenden Grundſtücke an 
verſchiedene Vermächtnißnehmer vermacht, ſo iſt zwar der einzelne 
Vermächtnißnehmer nur dem Erben gegenüber berechtigt oder verpflichtet, 
während ein obligatoriſches Rechtsverhältniß unter den mehreren Vermächt⸗ 
nißnehmern an ſich nicht begründet iſt. Der Erbe iſt indeß Rechtsvorgänger 
des einzelnen Vermächtnißnehmers (§§ 2174, 925); daraus ergiebt ſich die 
Anwendbarkeit der §8 1173, 1192 (val. zu 1 und § 1173 Abſ. 2 Note B). 

II. Geſammtgrundſchuld an dem vermachten und einem nicht zur Erb⸗ 
ſchaft gehörenden Grundſtücke. 

1. Iſt der Erblaſſer dem Eigenthümer des fremden Grundſtücks oder 
einem Rechtsvorgänger des Eigenthümers gegenüber zur Befriedigung des 
Gläubigers nicht verpflichtet, ſo ſcheidet der Erbe mit der Auflaſſung des ver⸗ 
machten Grundſtücks an den Vermächtnißnehmer aus dem durch die Ge⸗ 
ſammtgrundſchuld begründeten Rechtsverhältniſſe zu den Eigenthümern anderer 
mithaftender Grundſtücke endgültig aus. Im Falle der Befriedigung des 
Gläubigers findet § 1173 Anwendung. 

2. Der Erblaſſer ift dem Eigenthümer des anderen mitverhafteten Grund: 
ſtücks oder einem Rechtsvorgänger des Eigenthümers gegenüber zur (gänz⸗ 
lichen oder theilweiſen) Befriedigung des Gläubigers verpflichtet. 

a. Iſt außer dem vermachten Grundſtücke kein weiteres zur Erbſchaft ge: 
hörendes Grundſtück für die Geſammtgrundſchuld mitverhaftet, ſo iſt der 
Vermächtnißnehmer im Zweifel dem Erben gegenüber verpflichtet, deſſen 
dem Eigenthümer des anderen Grundſtücks gegenüber beſtehende Ver⸗ 
pflichtung zur rechtzeitigen Befriedigung des Gläubigers inſoweit zu er⸗ 
füllen, als der Vermächtnißnehmer durch den Werth des Grundſtücks ge⸗ 
deckt iſt, vgl. $ 2166 Abſ. 1. 

b. Sind neben dem vermachten Grundſtücke noch andere zur Erbſchaft ge⸗ 
hörende Grundſtücke mit der Geſammtgrundſchuld belaſtet, ſo beſchränkt 
ſich die zu a beſchriebene Verpflichtung des Vermächtnißnehmers im 
Zweifel auf den Theil der Schuld, der dem Verhältniſſe des Werthes 
des vermachten Grundſtücks zu dem Werthe der ſämmtlichen zum Nach⸗ 
laſſe gehörenden mithaftenden Grundſtücke entſpricht (§ 2167). 
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§ 2170. Iſt das Vermächtniß eines Gegenſtandes, der zur Zeit 
des Erbfalls nicht zur Erbſchaft gehört, nach § 2169 Abſ. 1 wirkſam, 
ſo hat der Beſchwerte den Gegenſtand dem Bedachten zu verſchaffen. 

Iſt der Beſchwerte zur Verſchaffung außer Stande, ſo hat er den 
Werth zu entrichten. Iſt die Verſchaffung nur mit unverhältnißmäßigen 
Aufwendungen möglich, ſo kann ſich der Beſchwerte durch Entrichtung 
des Werthes befreien. 

§ 2171. Ein Vermächtniß, das auf eine zur Zeit des Erbfalls 
unmögliche Leiſtung gerichtet iſt oder gegen ein zu dieſer Zeit be⸗ 
ſtehendes geſetzliches Verbot verſtößt, iſt unwirkſam. Die Vorſchriften 
des § 308 finden entſprechende Anwendung. 


§ 2169. 1. Die dispoſitive Natur der Vorſchrift ergiebt ſich aus dem 

den Grundſatz enthaltenden Abſ. 1. 

a. Vorausgeſetzt wird das Vermächtniß einer beſtimmten Sache. 

b. Wirkſamkeit des Vermächtniſſes einer fremden Sache vgl. § 2170. 

ce. Rückforderungsrecht des Erben, der in Unkenntniß der Nichtzugehörigkeit 

der Sache zur Erbſchaft an den Bedachten geleiſtet hat, vgl. $ 2182 

Note 4. 

2. (Ab, 2) Einen rechtlichen Vortheil kann der Beſitz z. B. durch den 
Uebergang der Verwendungsanſprüche aus 9999 bieten. Vgl. ferner RG. 4261ff. 

3. Abf. 3.) Vgl. § 2164 Abſ. 2. — S 281. 

4. Abſ. 4 trägt der vermuthlichen Willensmeinung des Erblaſſers Rech⸗ 
nung. Die Zuläſſigkeit des Gegenbeweiſes ergiebt Abſ. 1. 

5. Die entſprechende Anwendung der Vorſchrift auf den Fall, daß die 
Begründung eines Rechtes an einem Gegenſtande durch Vermächtniß ange: 
8 1 iſt (vgl. E. 1 § 1852) iſt als ſelbſtverſtandlich erachtet. Prot. V 

S 2170. 1. Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des § 2170 iſt, daß der 
Anordnung der Wille des Erblaſſers zu entnehmen iſt, der Gegenſtand ſolle 
dem Vermächtnißnehmer verſchafft werden; vgl. § 2169 Abſ. 1. — Gewähr⸗ 
leiſtung bei Verſchaſfungsvermachtniß § 2182 Ab). 2. 

— 5 (Abſ. 2.) Befreiunng des Beſchwerten durch Entrichtung des 
erthes. 

a. Unmöglichkeit der Erfüllung vgl. § 275 Note II. 

b. Ueber die dem Beſchwerten wegen unverhältnißmäßiger Aufwendungen 

eingeräumte facultas alternativa vgl. $ 262 Note 1. 

3. Vermächtniß eines dem Bedachten gehörigen Gegenſtandes vgl. Prot. V 
S. 171. 

§ 2171. 1. Urſprüngliche Unmöglichkeit der Leiſtung. 

& Unmöglichkeit ſchlechthin. 2 . 
Die Vorſchrift betrifft den Fall der urſprünglichen Unmöglichteit, 
bzw. Verbotswibrigkeit der . (ogl. 58 308, 309), wobei der ent» 
ſcheidende Zeitpunkt durch den Erbfall, nicht durch die Errichtung der 

Anordnung beſtimmt wird. — Ausnahme für das Vermächtniß einer zur 

Zeit des Erbfalls bereits eingezogenen Forderung § 2173; Vermächtniß 

einer dem Erblaſſer gegen den Erben zuſtehenden Forderung $ 2175. 

b. Hypothetiſche Unmöglichkeit. b ! 

Durch die Bezugnahme auf § 308 (vgl. auch § 309) wird ausgedrückt, 

daß die Unmöglichkeit oder die Verbotswidrigkeit der Leiſtung der Wirk⸗ 

ſamkeit des Vermächtniſſes nicht entgegenſteht, wenn 

a. die Unmöglichkeit gehoben werden oder das Verbot fortfallen kann 
und das Vermächtniß für dieſe Fälle angeordnet iſt. Ver⸗ 
mächtniß einer dem Beſchwerten künftig zufallenden Erbſchaft vgl. 
RG. 35 147; 


e. Verſchaffungsver⸗ 
mächtniß. 


10. Vermächtniß einer 
unmöglichen od. ver⸗ 
botenen Leiſtung. 

a. Allgemein. 


b. Verbindung, Ver⸗ 
miſchung, Verarbei⸗ 


tung der vermachten 


Sache. 


c. Vermächtniß einer 
vor dem Erbfalle 
erfüllten Forderung 
des Erblaſſers. 
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$ 2172. Die Leiſtung einer vermachten Sache gilt auch dann 
als unmöglich, wenn die Sache mit einer anderen Sache in ſolcher 
Weiſe verbunden, vermiſcht oder vermengt worden iſt, daß nach den 
§§ 946 bis 948 das Eigenthum an der anderen Sache ſich auf fie 
erſtreckt oder Miteigenthum eingetreten iſt, oder wenn ſie in ſolcher 
Weiſe verarbeitet oder umgebildet worden iſt, daß nach § 950 der⸗ 
jenige, welcher die neue Sache hergeſtellt hat, Eigenthümer geworden iſt. 

Iſt die Verbindung, Vermiſchung oder Vermengung durch einen 
Anderen als den Erblaſſer erfolgt und hat der Erblaſſer da⸗ 
durch Miteigenthum erworben, ſo gilt im Zweifel das Miteigenthum 
als vermacht; ſteht dem Erblaſſer ein Recht zur Wegnahme der ver⸗ 
bundenen Sache zu, ſo gilt im Zweifel dieſes Recht als vermacht. 

Im Falle der Verarbeitung oder Umbildung durch einen Anderen 
als den Erblaſſer bewendet es bei der Vorſchrift des § 2169 Abi. 3. 

§ 2173. Hat der Erblaſſer eine ihm zuſtehende Forderung ver⸗ 
macht, ſo iſt, wenn vor dem Erbfalle die Leiſtung erfolgt und der 
geleiſtete Gegenſtand noch in der Erbſchaft vorhanden iſt, im Zweifel 


8. bei aufſchiebend bedingter oder befriſteter Vermächtnißanordnung (vgl. 
§ 2177) die Unmöglichkeit oder das Verbot vor Eintritt der Bedingung 
oder des Termins gehoben wird. 

2. Nachträgliche Unmöglichkeit. Die Regelung ergiebt ſich unmittel⸗ 
bar aus 88 275 ff. 

198 a die guten Sitten verſtoßende Vermächtniſſe ſind nach 
$ 138 nichtig. 

5 4. Anwendbarkeit der Vorſchrift des § 2171 auf die Auflage § 2192. 
§ 2172. 1. Die in § 2172 behandelten Fälle ſind: 

a. Die vermachte bewegliche Sache wird als weſentlicher Beſtandtheil mit 
einem Grundſtücke verbunden, § 946. 

b. Die vermachte bewegliche Sache wird mit einer anderen beweglichen 
Sache zu einer einheitlichen Sache dergeſtalt verbunden, daß ſie beide 
weſentliche Beſtandtheile der neuen Sache werden, ohne daß aber die ver⸗ 
machte Sache als Hauptſache anzuſehen iſt, § 947. 

e. Die vermachte bewegliche Sache wird, ohne daß ſte als Hauptſache an⸗ 
zuſehen iſt, mit anderen beweglichen Sachen derart vermiſcht oder ver⸗ 
mengt, daß die Trennung ausgeſchloſſen oder doch mit unverhältniß⸗ 
mäßigen Koſten verbunden wäre, § 948. 

d. Der Werth der mit der vermachten Sache vorgenommenen Verarbeitung 
oder Umbildung iſt nicht erheblich geringer als der Werth der vermachten 
Sache ($ 950). 

2. Iſt in den zu 1 genannten Fällen die Einwirkung auf die 
vermachte Sache erfolgt 

a. von dem Erblaſſer, jo iſt das Vermächtniß unwirkſam. Es liegt 
Entziehung des Vermächtniſſes durch den Erblaſſer vor. Dies insbeſondere 
auch, wenn der Erblaſſer die Sache in der zu 1d bezeichneten Weiſe um⸗ 
gebildet oder verarbeitet hat. Iſt indeß der Stoff erheblich werthvoller, 
ſo wird das Vermächtniß durch die Verarbeitung oder Umbildung über⸗ 
haupt nicht betroffen; 

b. von einem Dritten, ſo tritt an die Stelle der vermachten Sache das 
ſich aus der Einwirkung ergebende Recht: 

3. das Miteigenthum in den Fällen der $$ 947, 948 (Note Ib, c); 

3. das Wegnahmerecht §§ 951, 258; 3 5 

J. 20 Erſatzanſpruch bei Verarbeitung und Umbildung vgl. § 2162 

wo 


— — —— 
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anzunehmen, daß dem Bedachten dieſer Gegenſtand zugewendet ſein 
ſoll. War die Forderung auf die Zahlung einer Geldſumme gerichtet, 
jo gilt im Zweifel die entſprechende Geldſumme als vermacht, auch 
wenn ſich eine ſolche in der Erbſchaft nicht vorfindet. 

§ 2174. Durch das Vermächtniß wird für den Bedachten das 
Recht begründet, von dem Beſchwerten die Leiſtung des vermachten 
Gegenſtandes zu fordern. 

§ 2175. Hat der Erblaſſer eine ihm gegen den Erben zuſtehende 
Forderung oder hat er ein Recht vermacht, mit dem eine Sache oder 
ein Recht des Erben belaſtet iſt, ſo gelten die in Folge des Erbfalls 


§ 2173. 1. Die Vorſchrift enthält in Anlehnung an den § 2169 Abſ. 3 

eine Ausnahme von der Vorſchrift des § 2171. 

2. Iſt eine Forderung des Beſchwerten oder des Dritten vermacht, ſo 
finden $$ 2169 Abſ. 1, 2170 Anwendung. 

§ 2174. 1. Der Vermächtnißnehmer hat (auch im Falle des Voraus⸗ 
vermächtniſſes § 2130) lediglich einen obligatoriſchen Anſpruch gegen den 

Beſchwerten auf Leiſtung des Vermächtnißgegenſtandes. Das ſog. Vindikations⸗ 

legat, kraft deſſen die dingliche Rechtsänderung ipso jure eintritt, iſt nicht 

aufgenommen. Vgl. Titelvorb. Note 2a. 
2. Der Anſpruch aus dem Vermächtniſſe richtet ſich gegen den Beſchwerten. 

Unwirkſamkeit des Vermächtniſſes kommt ſomit dem Beſchwerten zu Gute. 

3. Auf den Anſpruch auf Leiſtung finden die allgemeinen Vorſchriften des 
allgemeinen Theiles (Anſpruchsverjährung 88 194 ff.) ſowie des zweiten 

Buches Anwendung. 

a. Wegen der Koſten der Erfüllung vgl. zu § 242 Note 3. 

b. Wer die auf den Erwerb des Vermächtniſſes gelegte Staatsſteuer zu 
RE, hat, iſt den ſteuerrechtlichen Vorſchriften zu entnehmen, vgl. $ 449 
Note 1. 

4. Sicherung des Vermächtnißnehmers. 

a. Der Erblaſſer kann die Sicherung des Vermächtnißnehmers in erſter 
En durch Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers ($$ 2197 ff.) be⸗ 
wirken. 

b. Der Vermächtnißnehmer kann ſeinen Anſpruch nur nach den allgemeinen 
Vorſchriften ſichern, 8 
4, wenn der Anſpruch auf Einräumung oder Aufhebung eines Rechtes 

an einem Grundſtück oder an einem das Grundſtück belaſtenden 
Rechte oder auf Aenderung des Inhalts oder des Ranges eines 
ſolchen Rechtes gerichtet iſt, durch Erwirkung einer Vormerkung, 


883 ff.; N 17 
8. 17 nach den Grundſätzen des Arreſtes und der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung, CPO. §§ 916 ff., 985. rn 0 
5. Dles Bec nahe des Erben aus Vermächtniſſen gehört zu den Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten. 
a. Wegen der auf den Vermächtnißanſpruch anwendbaren Vorſchriften vgl. 
zu $ 1967 Note II Ia. . $ 
b. Kürzung des Vermächtnißanſpruchs mit Rückſicht auf das Pflichttheils⸗ 
recht 59 2306, 2318, 2322, 2323. 
e. Haftung des Vorerben nach dem 1 Nacherbfolge wegen der 
ihm perſönlich auferlegten Vermädtnifie 5 5. . 
d. ng 4 mit En Untervermächtniſſe beſchwerten Vermächtniß⸗ 
nehmers vgl. § 2186. . 
6. Anfechtbarkeit des Anſpruchs aus dem Vermüchtniſſe wegen Erbun⸗ 
würdigkeit § 2345. 5 
7. Gerichtsſtand der Erbſchaft für die Geltendmachung des Vermächtniß⸗ 
anſpruchs CRD. $ 27. 
H. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 36 


11. Rechtsverhältniſſe 
zwiſchen d. Beſchwer⸗ 
ten und d. Bedachten. 

a. Vermächtnißan⸗ 
ſpruch. 

b. Vereinigung i. Folge 
des Erbfalls gilt in 
Anſehung des Ver⸗ 
mächtniſſes als nicht 
erfolgt. 
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durch Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht und 
Belaſtung erloſchenen Rechtsverhältniſſe in Anſehung des Vermächt⸗ 
niſſes als nicht erloſchen. 

e Anfall des ver- § 2176. Die Forderung des Vermächtnißnehmers kommt, unbe⸗ 

F ſchadet des Rechtes, das Vermächtniß auszuſchlagen, zur Entſtehung 

(Anfall des Vermächtniſſes) mit dem Erbfalle. 

4. bei auffeiebend. § 2177. Iſt das Vermächtniß unter einer aufſchiebenden Be⸗ 
befriſteten Ber dingung oder unter Beſtimmung eines Anfangstermins angeordnet 
mächtniſſe. und tritt die Bedingung oder der Termin erſt nach dem Erbfall ein, 

fo erfolgt der Anfall des Vermächtniſſes mit dem Eintritte der Be— 
dingung oder des Termins. 

8. Vermächtniß an S 2178. Iſt der Bedachte zur Zeit des Erbfalls noch nicht er⸗ 
ertengte aber nic zeugt oder wird feine Perſönlichkeit durch ein erſt nach dem Erbfall 
beftimmtePerfon. eintretendes Ereigniß beſtimmt, jo erfolgt der Anfall des Vermacht⸗ 

niſſes im erſteren Falle mit der Geburt, im letzteren Falle mit dem 
Eintritte des Ereigniſſes. 


3 2175. 1. Vermächtniß einer dem Erblaſſer gegen den Erben 
tehenden Forderung. 
Die Forderung gilt trotz der durch den Erbfall an ſich eintretenden Ver⸗ 
einigung nicht als erloſchen (vgl. §§ 1976, 2143, 2377), indeß nur in 
Anſehung des Vermächtniſſes (relatives Nichterlöſchen) Es bleiben 
alſo auch die akzeſſoriſchen Rechte (Bürgſchaft, Pfandrecht) in Anſehung 
des Vermächtniſſes beſtehen. In anderen Beziehungen bewirkt die Ver⸗ 
einigung das Erlöſchen der Forderung, die insbeſondere alſo als er⸗ 
loſchen nicht mehr von dem Glaubiger des Erben gepfändet werden kann. 
b. Die Forderung iſt, ebenſo wie die gegen einen Dritten beſtehende For⸗ 
derung, an den Vermächtnißnehmer abzutreten. Ein Uebergang kraft 
Geſetzes findet nicht ſtatt (vgl. § 2174). 
€. Beſtreitet der Erbe die Forderung, fo kann 

a. der Erbe gegenüber der Klage des Vermächtnißnehmers auf Abtretung 
das Nichtbeſtehen der Forderung und damit die Unwirkſamkeit des 
n ($ 2169 Abſ. 1, vgl. indeß § 2170 Abſ. 1) geltend 
machen; 

ß. der Vermächtnißnehmer zugleich mit dem Anſpruch auf Abtretung 
den Anſpruch auf Anerkennung des Beſtehens oder bei Fälligkeit der 
Forderung den Anſpruch auf Leiſtung verbinden (vgl. Wilke zu § 2174 
Note 14). 

2. Bei Vermächtniß eines anderen Rechtes des Erblaſſers, 
welches in Folge des Erbfalls durch Vereinigung aufgehoben wird, findet 
das zu 1 Geſagte entſprechende Anwendung. 

§ 2176. 1. Vgl. § 1942 (Anfall der Erbſchaft) und die Bemerkungen da⸗ 
ſelbſt. Von dem Anfall ab iſt der Vermächtnißanſpruch nach allgemeinen 
Grundſätzen vererblich. 

2. Anfall und Erwerb des Vermächtniſſes ſind unabhängig von dem Er⸗ 
werbe der Erbſchaft ſeitens des eingeſetzten Erben (vgl. § 2161). Geltend⸗ 
19610 des Vermächtnißanſpruchs vor Annahme der Erbſchaft vgl. SS 1958, 
1961. 

3. Fälligkeit des Vermächtniſſes §§ 271, 2181. 

8 2177. Vgl. §8 158 ff., 163, 2074, 2171, §§ 2162f. 

§ 2178. 1. Der zur Zeit des Erbfalls bereits Erzeugte, aber noch nicht 
Geborene gilt auch in Anſehung des Vermächtnißanfalls als ſchon vor dem 
Erbfalle geboren (vgl. § 1923 Note B II 2 ag). Der Anfall erfolgt alſo, wenn 
es zu einer lebenden Geburt kommt, mit dem Erbfalle. Ebenſo bei der 


zu 
a. 
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§ 2179. Für die Zeit zwiſchen dem Erbfall und dem Anfalle 
des Vermächtniſſes finden in den Fällen der SS 2177, 2178 die Vor⸗ 
ſchriften Anwendung, die für den Fall gelten, daß eine Leiſtung unter 
einer aufſchiebenden Bedingung geſchuldet wird. 

§ 2180. Der Vermächtnißnehmer kann das Vermächtniß nicht 
mehr ausſchlagen, wenn er es angenommen hat. 

Die Annahme ſowie die Ausſchlagung des Vermächtniſſes erfolgt 
durch Erklärung gegenüber dem Beſchwerten. Die Erklärung kann 
erſt nach dem Eintritte des Erbfalls abgegeben werden; ſie iſt un⸗ 
wirkſam, wenn ſie unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung 
abgegeben wird. 

Die für die Annahme und die Ausſchlagung einer Erbſchaft 
geltenden Vorſchriften des § 1950, des § 1952 Abſ. 1, 3 und des 
§ 1953 Abſ. 1, 2 finden entſprechende Anwendung. 


von dem Stifter bedachten Stiftung, welche erſt nach dem Tode des 
Stifters genehmigt wird; vgl. $ 84 und Note 2 daſelbſt. 

2. Wegen der in $ 2178 erwähnten Fälle vgl. §§ 2162 f. 

§ 2179. 1. Vgl. §§ 158 ff., insbeſondere $ 160; ferner Titelvorb. vor 
$ 158 Note IA. 

2. Wahrnehmung der Rechte durch einen den unbekannten Betheiligten zu 

beſtellenden Pfleger, § 1913. 

§ 2180. 1. Die Ausſchlagung des Vermächtniſſes. 

a. Keine Ausſchlagungsfriſt (§ 1944). — Vgl. Friſtſetzung gegenüber dem 
mit einem Vermächtniſſe bedachten Pflichttheilsberechtigten § 2307 Abſ. 2. 

b. Kein Formzwang. Die Ausſchlagung iſt dem Beſchwerten gegenüber zu 
u 130 ff.) und kann auch ſtillſchweigend erfolgen (vgl. § 130 

ote AI 2). 

c. Die vor dem Eintritte des Erbfalls (§ 1922) abgegebene Ausſchlagungs⸗ 
erklärung iſt unwirkſam (vgl. A I abgeg ſchlagung 

d. Unzuläſſigkeit von Bedingung oder Zeitbeſtimmung (val. Titelvorb. vor 
§ 158 Note 12). 

2. Die in Bezug genommenen Vorſchriften. 

a. § 1950: Unwirkſamkeit der Beſchränkung der Annahme oder der Aus⸗ 
ſchlagung auf einen Theil des Vermächtniſſes (vgl. indeß zu b). — Im 
Falle der Anwachſung (vgl. § 2158 f.) kann, wie fi) aus §§ 1950, 2180, 
2159 ergiebt, der anwachſende Theil nicht beſonders angenommen oder 
ausgeſchlagen werden. Schutz für den Vermächtnißnehmer bietet § 2159. 
Von mehreren äußerlich unabhängig von einander und ohne erkennbaren 
innerlichen Zuſammenhang angeordneten Vermächtniſſen kann das eine 
angenommen, das andere ausgeſchlagen werden. Iſt das eine der 
mehreren Vermächtniſſe beſchwert, ſo wird das freie Vermächtniß allein 
nur angenommen werden können, wenn ſich aus dem Willen des Erb⸗ 
laſſers die Zuläſſigkeit einer ſolchen Auswahl ergiebt. Vgl. Prot. V 
29. 


b. § 1952 Abſ. 1, 3: Das Recht des Vermächtnißnehmers, das Vermächtniß 
auszuſchlagen, iſt vererblich. Von mehreren Erben des Vermächtniß⸗ 
nehmers kann jeder den ſeinem Erbtheil entſprechenden Theil des Ver⸗ 
mächtniſſes ausſchlagen. . 8 g 

e. § 1953 Abſ. 1, 2: Wird das Vermächtniß ausgeſchlagen, jo gilt der 
Anfall an den Ausſchlagenden als nicht erfolgt. Das Vermächtniß fällt 
demjenigen an, welcher berufen ſein würde, wenn der Ausſchlagende zur 
Zeit des Erbfalls ($ 1922) nicht gelebt hätte. Der zweite Halbſatz des 
9 6 05 Abſ. 2: „der Anfall gilt als mit dem Erbfall erfolgt“ — muß 
ür die entſprechende Anwendung durch die §§ 2176-2179 erſetzt werden. 
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7. Rechtsverhältniß 
in den Fallen 
$$ 2177, 2178. 
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$ 2181. Iſt die Zeit der Erfüllung eines Vermächtniſſes dem 
freien Belieben des Beſchwerten überlaſſen, ſo wird die Leiſtung im 
Zweifel mit dem Tode des Beſchwerten fällig. 

$ 2182. Iſt eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache ver⸗ 
macht, ſo hat der Beſchwerte die gleichen Verpflichtungen wie ein 
Verkäufer nach den Vorſchriften des § 433 Ab. 1, der $$ 434 bis 
437, des § 440 Abſ. 2 bis 4 und der 8§ 441 bis 444. 

Dasſelbe gilt im Zweifel, wenn ein beſtimmter nicht zur Erbſchaft 
gehörender Gegenſtand vermacht iſt, unbeſchadet der ſich aus dem 
§ 2170 ergebenden Beſchränkung der Haftung. 

Iſt ein Grundſtück Gegenſtand des Vermächtniſſes, ſo haftet der 
Beſchwerte im Zweifel nicht für die Freiheit des Grundſtücks von 
Grunddienſtbarkeiten, beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten und 
Reallaſten. 


3. Die rechtliche Natur der Ausſchlagung und die Ausſchlagung 
durch die Ehefrau, den geſetzlichen Vertreter, den Gemeinſchuldner vgl. 5 1942 
Note II 2 und 3. 

$ 2181. 1. Die Vorſchrift iſt eine den beſonderen Verhältniſſen des Ver⸗ 
mächtniſſes angepaßte Ergänzung der allgemeinen Vorſchrift des § 271. 
Eine Anwendung der Vorſchrift auf das Recht der Schuldverhaltniſſe im 
Uebrigen iſt nicht zuläſſig. — Vermächtnißanſpruch gegen einen beſchwerten 
Vermächtnißnehmer § 2186. 

2. Anwendbarkeit der Vorſchrift des § 2181 auf die Auflage § 2192. 

§ 2182. 1. Bei dem Vermächtniß eines zum Nachlaſſe gehören: 
den beſtimmten Gegenſtandes findet Gewährleiſtung nicht ſtatt, vgl. 
8 2164 Note 1. Das Gleiche gilt auch bei dem Wahlvermächtniſſe nach 
Konkretiſirung des Schuldverhältniſſes (§ 263 Abſ. 2). Iſt die Wahl auf 
Sachen, welche zum Nachlaſſe gehören, beſchränkt, die gewählte Sache aber 
Be l. dann ſtand dieſe Sache nicht zur Wahl, ſo daß von Neuem zu 
wählen iſt. 

2. Für das Gattungsvermächtniß (vgl. § 2155) iſt die Gewähr⸗ 
leiſtung durch die dispoſttive Vorſchrift des Abſ. 1 entſprechend der den 
Schenker eines erſt zu erwerbenden Gegenſtandes treffenden Haftung ($ 525 
Abſ. 2) geregelt. Wegen Abſ. 3 vgl. zu b. Die in Bezug genommenen 
Vorſchriften betreffen: 

a. F 433 Abſ. 1: Pflicht zur Uebergabe und Rechtsverſchaffung. 
b. §§ 434—437: Umfang der Rechtsverſchaffungspflicht. Die Vorſchrift des 
8436, nach welcher in Anſehung leines der Gattung nach beſttamten) 

Grundſtücks nur die Haftung des Beſchwerten für die Freiheit des 

Grundſtücks von öffentlichen Abgaben und von anderen offentlichen zur 

Eintragung in das Grundbuch nicht geeigneten Laſten ausgeſchloſſen 

wird, erfährt durch § 2182 Abſ. 3 zu Gunſten des Beſchwerten die Er⸗ 

weiterung, daß er im Zweifel auch nicht für die Freiheit des Grund⸗ 
ſtücks von Grunddienſtbarkeiten ($$ 1018 ff.), beſchränkten perſonlichen 

Dienſtbarkeiten ($$ 1090 ff.) und Reallaſten ($$ 1106 ff.) zu haften hat. 
X 9442 Abſ. 2—4, § 441: Eviktionsprinzip bei beweglichen Sachen. 

§ 442: Beweislaſt des Vermächtnißnehmers für den von ihm behaupteten 
Rechtsmangel. 

e. § 443: Eine abweichende Vereinbarung über die Gewährleiſtung zwiſchen 
dem Beſchwerten und Bedachten iſt nichtig bei Argliſt des Beſchwerten. 

Daß von dem Erblaſſer anderweite Beſtimmungen getroffen werden 


mn 


können, ergiebt ſich aus der dispofitiven Natur des § 2182 Abſ. 1. 
f. § 444: Auskunftspflicht des Beſchwerten. 
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§ 2183. Iſt eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache ver⸗ 
macht, ſo kann der Vermächtnißnehmer, wenn die geleiſtete Sache 
mangelhaft iſt, verlangen, daß ihm an Stelle der mangelhaften 
Sache eine mangelfreie geliefert wird. Hat der Beſchwerte einen 
Fehler argliſtig verſchwiegen, ſo kann der Vermächtnißnehmer ſtatt 
der Lieferung einer mangelfreien Sache Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangen. Auf dieſe Anſprüche finden die für die Ge⸗ 
währleiſtung wegen Mängel einer verkauften Sache geltenden Vor⸗ 
ſchriften entſprechende Anwendung. 

§ 2184. Iſt ein beſtimmter zur Erbſchaft gehörender Gegenſtand 
vermacht, ſo hat der Beſchwerte dem Vermächtnißnehmer auch die 
ſeit dem Anfalle des Vermächtniſſes gezogenen Früchte ſowie das 
ſonſt auf Grund des vermachten Rechtes Erlangte herauszugeben. 
Für Nutzungen, die nicht zu den Früchten gehören, hat der Be⸗ 
ſchwerte nicht Erſatz zu leiſten. 


3. Auf das Verſchaffungsvermächtniß G 2170) iſt die Regelung 
des Abs. 1, 3 durch die Auslegungsregel des Abſ. 2 übertragen, unhe⸗ 
ſchadet der Beſtimmung des § 2170 Abi. 2, inhalts deren der Beſchwerte, 
wenn die Verſchaffung unmöglich oder doch nur mit unverhältnißmäßigen 
Aufwendungen möglich iſt, nur zum Wertherſatze verpflichtet iſt. 

4. Die en zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von 
Nichtberechtigten herleiten, finden auf den Erwerb des Vermächtniß⸗ 
nehmers Anwendung. 

a. Vgl. dazu § 816 und Bemerkungen daſelbſt. 

b. Das Rückforderungsrecht des Erben, welcher in Unkenntniß des fremden 
Eigenthums und der dadurch bewirkten Unwirkſamkeit der Vermächtniß⸗ 
85 512 ff (vgl. §§ 2169 Abſ. 1, 2170) geleiſtet hat, richtet ſich nach 
§ 2183. 1. Eine Gewährleiſtung für Mängel einer beſtimmten Sache 

9 8 nicht ſtatt; fie iſt vermacht, fo wie fie beſchaffen iſt (vgl. § 2164 

ote 1). 

2. Nr die Gewährleiſtung wegen Mängel der nur der Gattung 
nach beſtimmten Sache kann bei dem Vermächtniſſe die Wandelung oder 
Minderung mangels einer Gegenleiſtung nicht in Betracht kommen. 

a. Nach § 2183 ift gegeben: 5 i n 
a. der Anſpruch auf Nachlieferung einer mangelfreien Sache (vgl. § 480 
Abi. 1); 5 
R. N des Beſchwerten der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung (vgl. §§ 480 Abſ. 2, 463 Satz 2 
b. Auf dieſe beiden Anſprüche finden die für die Gewahrleiſtung wegen 
Mängel einer verkauften Sache geltenden Vorſchriften ($$ 459 ff.) ent 
ſprechende Anwendung. 2 
4. Entſcheidender Zeitpunkt und Umfang der Haftung $ 458. 
ß. Vgl. die in § 480 Abf. I zitirten Paragraphen und die Bemerkungen 
bei § 480. 
J. Bei Miehmängeln ſind die beſonderen Vorſchriften der SS 481 ff. zu 
berückſichtigen. 

§ 2184. 1. Die dispofitive Vorſchrift des § 2184 bezieht ſich nur auf 
beſtimmte zur Erbſchaft gehörende Sachen (vgl. auch § 2164). Nach Eintritt 
des Verzugs oder der Rechtshängigkeit greifen die allgemeinen Vorſchriften 
§§ 284 ff. 291 ff., andererſeits bei Annahmeverzug $$ 293 ff. ein. 

2. Nach § 2184 beſteht eine Verpflichtung des Beſchwerten zur Herausgabe 
der ſeit dem Anfalle des Vermächtniſſes (SS 2176—2178) gezogenen Früchte 


F. wegen Mängel der 
Sache. 


g. N ſeit 
emAnfalle des Ber⸗ 
mächtniſſes. 
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h. Nach dem Erbſaue 8 2185, Iſt eine beſtimmte zur Erbſchaft gehörende Sache ver⸗ 
701 af dle Sache macht, ſo kann der Beſchwerte für die nach dem Erbfall auf die 
m Lerwen⸗ Sache gemachten Verwendungen ſowie für Aufwendungen, die er 

j nach dem Erbfalle zur Beſtreitung von Laſten der Sache gemacht 
hat, Erſatz nach den Vorſchriften verlangen, die für das Verhältniß 
zwiſchen dem Beſitzer und dem Eigenthümer gelten. 

12. Bela nee § 2186. Iſt ein Vermächtnißnehmer mit einem Vermächtniß 
mit Vermächtniß oder oder einer Auflage beſchwert, ſo iſt er zur Erfüllung erſt dann ver⸗ 
Auflage a pflichtet, wenn er die Erfüllung des ihm zugewendeten Vermächtniſſes 

zu verlangen berechtigt iſt. 

b. Unsulängtigteits- § 2187. Ein Vermächtnißnehmer, der mit einem Vermächtniß 
3 oder einer Auflage beſchwert iſt, kann die Erfüllung auch nach der 

Annahme des ihm zugewendeten Vermächtniſſes inſoweit verweigern, 

als dasjenige, was er aus dem Vermächtniß erhält, zur Erfüllung 

nicht ausreicht. 

Tritt nach § 2161 ein Anderer an die Stelle des beſchwerten Ver⸗ 
mächtnißnehmers, ſo haftet er nicht weiter, als der Vermächtniß⸗ 
nehmer haften würde. 

Die für die Haftung des Erben geltenden Vorſchriften des § 1992 
finden entſprechende Anwendung. 

e. Kürzungseinrede d. § 2188. Wird die einem Vermächtnißnehmer gebührende Leiſtung 
mer auf Grund der Beſchränkung der Haftung des Erben, wegen eines 
eee Pflichttheilsanſpruchs oder in Gemäßheit des § 2187 gekürzt, So 

N kann der Vermächtnißnehmer, ſofern nicht ein anderer Wille des 

Erblaſſers anzunehmen iſt, die ihm auferlegten Beſchwerungen ver- 

hältnißmäßig kürzen. 

(8 99), ſowie des ſonſt auf Grund des vermachten Rechtes Erlangten. 

Iſt das hiernach Herauszugebende nicht mehr vorhanden, ſo liegt Unmög⸗ 

lichkeit der Erfüllung vor. Iſt dieſe Unmöglichkeit von dem Beſchwerten zu 

vertreten (88 275 ff.), ſo iſt er erſatzpflichtig (8 280]; hat er die Früchte ver⸗ 
braucht, jo baftet er auf die Bereicherung gemäß SS 812 ff. 

3. Eine Verpflichtung zur Fruchtziehung beſteht vor Eintritt von Verzug 
oder Rechtshängigkeit nicht, von da ab vgl. SS 284 ff., 292, 293 ff. 

4. Nutzungen, die nicht zu den Früchten gehören, § 100. 

5. Erſatz der auf die Fruchtgewinnung verwendeten Koſten § 102. 

$ 2185. 1. Verwendungsanſpruch vgl. §§ 256 f. 

J. Vorſchriften über das Verhältniß zwiſchen dem Eigenthümer und dem 
Beſitzer SH 94 ff. 

a. Bei der entſprechenden Anwendung dieſer Vorſchriften iſt „Beſitzer“ durch 
„Beſchwerter“, „Eigenthümer“ durch „Bedachter“ zu erſetzen. 

b. Als der Zeitpunkt der geſteigerten Haftung (59 994 Abſ. 2, 990) wird, 
abgeſehen von dem Falle der Rechtshängigkeit, der Zeitpunkt anzusehen 
ſein, in welchem der Beſchwerte Kenntniß davon erlangt, daß die Sache 
dem Bedachten herauszugeben ift (vgl. §§ 1978, 1979, 1991, 1992). Vgl. 
hierzu Wilke zu § 2185 Note 4. 

§ 2186. J. Dal. SS 271, 2181. 

3. Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers, der für Ausführung des Unter⸗ 
vermächtniſſes ſorgt § 2223. 

§ 2187. Für die beſchränkte Haftung des beſchwerten Vermachtnißnehmers 
gelten nach CO. § 786 die Vorſchriften CPO. 5$ 780 Abſ. 1, 781, 785 
(Titelvorb. vor § 1967 Note IX). 
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§ 2189. Der Erblaſſer kann für den Fall, daß die dem Erben 
oder einem Vermächtnißnehmer auferlegten Vermächtniſſe und Auf⸗ 
lagen auf Grund der Beſchränkung der Haftung des Erben, wegen 
eines Pflichttheilsanſpruchs oder in Gemäßheit der §§ 2187, 2188 
gekürzt werden, durch Verfügung von Todeswegen anordnen, daß ein 
Vermächtniß oder eine Auflage den Vorrang vor den übrigen Be⸗ 
ſchwerungen haben ſoll. 

$ 2190. Sat der Erblaſſer für den Fall, daß der zunächſt Be⸗ 
dachte das Vermächtniß nicht erwirbt, den Gegenſtand des Vermächt⸗ 
niſſes einem Anderen zugewendet, ſo finden die für die Einſetzung 
eines Erſatzerben geltenden Vorſchriften der SS 2097 bis 2099 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


13. Vorrangsanordnung 
für ein Vermächtniß. 


14. Erſatzberufung eines 
Vermächtnißnehmers. 


§ 2191. Hat der Erblaſſer den vermachten Gegenſtand von einem 15. Nachvermüchtniß. 


nach dem Anfalle des Vermächtniſſes eintretenden beſtimmten Zeit⸗ 
punkt oder Ereigniß an einem Dritten zugewendet, ſo gilt der erſte 
Vermächtnißnehmer als beſchwert. 

Auf das Vermächtniß finden die für die Einſetzung eines Nach⸗ 
erben geltenden Vorſchriften des § 2102, des § 2106 Abſ. 1, des 
$ 2107 und des § 2110 Abſ. 1 entſprechende Anwendung. 


8 2188. 1. Kürzung auf Grund der Beſchränkung der Haftung des Erben 
§§ 1975 ff., 1992, 1991 Abſ. 4. 
Et wegen einer Pflichttheilslaſt oder eines Pflichttheilsanſpruchs 


$ 2189. Vgl. zu $$ 2188. — Wirkſamkeit der Vorran sanordnung im 
Nachlaßkonkurſe KO. § 226 Abſ. 3 Satz 2 (vor § 1975). i T 


8 2190. 1. Nach $ 2097 gilt die für die Fälle, daß der Erſtbedachte die 
Zumendung nicht erwerben kann oder nicht erwerben will, angeordnete 
Erſatzberufung im Zweifel für beide Fälle. 

2. § 2098 giebt Auslegungsregeln für den Fall gegenſeitiger Erſatzberufung 
mehrerer Bedachter. 

3. Nach $ 2099 geht das Recht des Erſatzberufenen dem Anwachſungs⸗ 
rechte (§§ 2158 f.) vor. 


8 2191. Die für das Nachvermächtniß (die ſog. fideikommiſſariſche Sub⸗ 
ſtitution in Anſehung eines Vermächtniſſes) in Bezug genommenen Vor⸗ 
ſchriften haben für die entſprechende Anwendung folgenden Inhalt: 

8 2102: Die Nachberufung tft im Zweifel auch Erſatzberufung. Im Zweifel 
liegt Erſatzberufung vor. 5 

§ 2106 Abi. 1: Die Nachfolge tritt mangels Beſtimmung eines Zeitpunkts 
oder Ereigniſſes mit dem Tode des Erſtbedachten ein. 

8 2107: Iſt von dem Erblaſſer einem Abkömmlinge, der zur Zeit der 
Teſtamentserrichtung nach Kenntniß des Erblaſſers kinderlos iſt, ein Nach⸗ 
vermächtnißnehmer beſtimmt, ſo iſt anzunehmen, daß dieſe Anordnung nur 
für den Fall getroffen iſt, daß der Abkömmling ohne Nachkommenſchaft ver⸗ 


ſtirbt. 


. 2110 Abf. 1: Das Nachvermächtniß erſtreckt ſich im Zweifel auf den 
an Fate Wegfalls eines Mitvermächtnißnehmers eintretenden Zuwachs (vgl. 


58). 


1. Anwendbare Vor⸗ 


ſchriften. 


2 Zuläffigfeit der De 
ſtimmung h. Leiſtungs⸗ 
empfänger 3 durch den 
Beſchwerten od. durch 


einen Dritten. 
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. Fünfter Titel. 
| Auflage. 

$ 2192. Auf eine Auflage finden die für letztwillige Zu⸗ 
wendungen geltenden Vorſchriften der SS 2065, 2147, 2148, 2154 
bis 2156, 2161, 2171, 2181 entſprechende Anwendung. 

8 2193. Der Erblaſſer kann bei der Anordnung einer Auflage, 
deren Zweck er beſtimmt hat, die Beſtimmung der Perſon, an welche 
die Leiſtung erfolgen ſoll, dem Beſchwerten oder einem Dritten über⸗ 
laſſen. 


§ 2192. 1. Nach der in S 1940 gegebenen Begriffsbeſtimmung iſt die 

Auflage eine Anordnung von Todeswegen (vgl. 98 1941, 2278, 2279), durch 

welche der Erblaſſer den Erben (Vor: oder Nacherben, den Einzelerben, alle 

oder einen einzelnen Miterben) oder einen Vermächtnißnehmer zu einer Lei⸗ 
ſtung verpflichtet, ohne einem Anderen ein Recht auf dieſe Leiſtung zuzu⸗ 
wenden (vgl. § 2081). Die Auflage begründet eine Beſchwerung. nicht eine 

Beſchränkung des Erben (vgl. $ 2306), in dem Erbſcheine wird ſie nicht er⸗ 

wähnt, vgl. Abſchnittvorb. vor § 2353 Note 1. 

2. Wegen des Rechtes, die Vollziehung der Auflage zu fordern, vgl. § 2194. 
3. Die Verbindlichkeit des Erben aus der Auflage iſt Nachlaßverbindlich⸗ 
keit (88 1967 ff.) und unterliegt ſomit den Vorſchriften Über die Beſchräntung 
der Haftung. Wegen der beſchränkten Haftung des mit einer Auflage be⸗ 

ſchwerten Vermächtnißnehmers vgl. SS 2186 bis 2188. 

4. Die entſprechende Anwendung der in Bezug genommenen Vorſchriften: 

a. § 2065 Abſ. 1 ſchließt aus, daß die Beſtimmung, ob die angeordnete 
Auflage gelten oder nicht gelten ſoll, durch einen Dritten getroffen wird. 
Wegen des Abſ. 2 § 2065 vgl. zu § 2193 Note 1. 

b. § 2147: Mit einer Auflage kann der Erbe oder ein Vermächtnißnehmer 
beſchwert werden. Soweit nicht der Erblaſſer ein Anderes beſtimmt hat, 
iſt der Erbe beſchwert. 

c. $ 2148: Sind mehrere Erben oder mehrere Vermachtnißnehmer mit der⸗ 
ſelben Auflage beſchwert, ſo ſind im Zweifel die Erben nach dem Ver⸗ 
hältniſſe der Erbtheile, die Vermächtnißnehmer nach dem Verhältniſſe des 
Werthes der Vermüchtniſſe beſchwert. 

d. § 2154 regelt den durch §8 2154, 2192 zugelaſſenen Fall, daß der Erb: 
laſſer eine Auflage in der Art anordnet, daß der Beſchwerte nur zu einer 
von mehreren Leiſtungen verpflichtet ſein ſoll. 

e. § 2155 regelt den durch §8 2155, 2192 zugelaſſenen Fall, daß der Erb⸗ 
laſſer die auf Grund der Auflage zu leiſtende Sache nur der Gattung 
nach beſtimmt hat. Die zu leiſtende Sache ſoll den Verhältniſſen deſſen, 
an den die Leiſtung erfolgen ſoll, entſprechen. An Stelle des „Be⸗ 
dachten“ iſt für die entſprechende Anwendung des § 2155 der „Klager 
zu ſetzen (vgl. § 2193). 

. § 2156 regelt den durch 89 2156, 2192 zugelaſſenen Fall, daß der Erb: 
laſſer bei Anordnung einer Auflage, deren Zweck er beſtimmt hat, die 
Beſtimmung der Leiſtung dem billigen Ermeſſen des Beſchwerten oder 
eines Dritten überlaſſen hat. Vgl. auch § 2193. 

ea 8 2161: Fortdauernde Wirkſamkeit einer Auflage beim Wegfalle des Be⸗ 
chwerten. 

h. § 2171: Unwirkſamkeit einer Auflage, die auf eine zur Zeit des Erbfalls 
unmögliche Leiſtung gerichtet iſt oder gegen ein zu dieſer Zeit beſtehendes 
Verboksgeſetz verſtöͤßt Hypothetiſche Unmöglichkeit. 

i. § 2181: Fälligkeit der in das freie Belieben des Beſchwerten geſtellten 
Erfüllungszeit. 

5. Beſchwerung eines Pflichttheilsberechtigten mit einer Auflage § 2306. 
6. Auflage unter Lebenden $$ 525 ff.; 330. 
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Steht die Beſtimmung dem Beſchwerten zu, ſo kann ihm, wenn 
er zur Vollziehung der Auflage rechtskräftig verurtheilt iſt, von dem 
Kläger eine angemeſſene Friſt zur Vollziehung beſtimmt werden; nach 
dem Ablaufe der Friſt ift der Kläger berechtigt, die Beſtimmung zu 
treffen, wenn nicht die Vollziehung rechtzeitig erfolgt. 

Steht die Beſtimmung einem Dritten zu, ſo erfolgt fie durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem Beſchwerten. Kann der Dritte die Beſtim⸗ 
mung nicht treffen, ſo geht das Beſtimmungsrecht auf den Beſchwerten 
über. Die Vorſchrift des § 2151 Abſ. 3 Satz 2 findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung; zu den Betheiligten im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift gehören der Beſchwerte und diejenigen, welche die Vollziehung 
der Auflage zu verlangen berechtigt ſind. 

$ 2194. Die Vollziehung einer Auflage können der Erbe, der 
Miterbe und derjenige verlangen, welchem der Wegfall des mit der 
Auflage zunächſt Beſchwerten unmittelbar zu Statten kommen würde. 
Liegt die Vollziehung im öffentlichen Intereſſe, jo kann auch die zu—⸗ 
ſtändige Behörde die Vollziehung verlangen. 


§ 2193. Nach der durch § 2192 ausdrücklich für anwendbar erklärten 

Vorſchrift des § 2065 Abſ. 2 würde der Erblaſſer die Beſtimmung der Perſon, 

an welche die durch die Auflage angeordnete Leiſtung erfolgen joll, ſowie 

die Beſtimmung des Gegenſtandes der Zuwendung nicht einem Anderen 
überlaſſen können. Während die Vorſchrift des § 2065 Abſ. 2 für den 

Fall, daß der Zweck der Auflage beſtimmt tit, bezüglich der Beſtim⸗ 

mung des Gegenſtandes durch §§ 2192, 2156 abgeſchwächt wird, ſchränkt 

§ 2193 dieſelbe für den gleichen Fall bezüglich der Beſtimmung der Per⸗ 
ſönlichkeit des Empfängers ein. 
1. Beſtimmung des Auflageempfängers durch den Beſchwerten. 

a. Kläger iſt derjenige, der nach § 2194 die Vollziehung der Auflage zu 
verlangen berechtigt iſt, oder der Teſtamentsvollſtrecker gemäß SS 2203, 
2208 Abſ. 2, 2223. 

b. Der Klagantrag kann nur auf Vollziehung der Auflage ohne Beſtimmung 
eines beſtimmten Empfängers gerichtet werden. Der Kläger kann nach 
CPO. § 255 Abſ. 2 indeß verlangen, daß die Friſt zur Vollziehung der 
Auflage im Urtheil geſetzt wird. j 

©. Nach dem Ablaufe der Friſt (ogl. Titelvorb. vor $ 186 Note 4 d,) er: 
folgt die Beſtimmung von Seiten des Klägers durch Erklärung gegen: 
über dem Beſchwerten (vgl. Abſ. 3 Satz 1). 

2. Beſtimmung durch einen Oritten. 

a. Wirkſamwerden der Beſtimmung §§ 130 ff. 4 

b. Das Beſtimmungsrecht des Dritten geht auf den Beſchwerten über, 

a. (Abſ. 3 Satz 2) wenn der Dritte die Beſtimmung nicht treffen kann, 
vgl. § 19; 7 > 5 

8. 45755 Satz 3) nach fruchtloſem Ablaufe der Friſt (§ 2151 Abſ. 3 
Satz 2), welche das Nachlaßgericht dem Dritten zur Abgabe der Er⸗ 
klärung auf Antrag des Beſchwerten oder eines die Vollziehung der 
Auflage zu verlangen Berechtigten (5 2194) beſtimmt hat. Sofortige 
Beſchwerde gegen die Friſtbeſtimmung des Nachlaßgerichts Fr. § 80 
Gu § 2151). 8 

e. Iſt 1 des Dritten gemäß b auf den Beſchwerten 
übergegangen und giebt dieſer die erforderliche Erklärung nicht ab, ſo 
findet § 2193 Abſ. 2 Anwendung. 

$ 2194. 1. Die Perſon des Klage berechtigten. 
a. Die Vorſchrift des § 2194 trägt dem Umſtande Rechnung, daß nach der 


1. Klageberechtigte. 


4. Folgen der Unwirk⸗ 
ſamkeit einer Auflage. 


5. Von dem Beſchwerten 
zu vertretende Un⸗ 
möglichkeit der Voll⸗ 
ziehung. 


Vorbemerkung zu m 
6. Titel. 
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& 2195, Die Unwirkſamkeit einer Auflage hat die Unwirkſam⸗ 
keit der unter der Auflage gemachten Zuwendung nur zur Folge, 
wenn anzunehmen iſt, daß der Erblaſſer die Zuwendung nicht ohne 
die Auflage gemacht haben würde. 

§ 2196. Wird die Vollziehung einer Auflage in Folge eines 
von dem Beſchwerten zu vertretenden Umſtandes unmöglich, ſo kann 
derjenige, welchem der Wegfall des zunächſt Beſchwerten unmittelbar 
zu Statten kommen würde, die Herausgabe der Zuwendung nach 
den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung inſoweit fordern, als die Zuwendung zur Vollziehung der 
Auflage hätte verwendet werden müſſen. 

Das Gleiche gilt, wenn der Beſchwerte zur Vollziehung einer 
Auflage, die nicht durch einen Dritten vollzogen werden kann, rechts⸗ 
kräftig verurtheilt iſt und die zuläſſigen Zwangsmittel erfolglos gegen 
ihn angewendet worden ſind. 


Sechſter Titel. 
Teſtamentsvollſtrecker. 


Begriffsbeſtimmung der Auflage (§ 1940) demjenigen, an den die Leiſtung 

erfolgen ſoll, kein Recht auf die Leiſtung zugewendet iſt. 

p. Außer den in § 2194 Bezeichneten iſt der Teſtamentsvollſtrecker gemäß 

§§ 2203, 2208 Abſ. 2, 2223 legitimirt. 

Als zuſtändig iſt diejenige Neichs⸗, Landes⸗, Gemeinde-, Kirchen⸗Behorde 

anzujehen, welche nach der Behördenverfaſſung zur Wahrnehmung des im 

einzelnen Falle betheiligten öffentlichen Intereſſes berufen iſt. Vgl. 

RG. 19 257 und Begründung des Pr. AG. z. BGB. hinter Art. 17 d. 

Entw. — Ueber die Landesgeſetzgebung vgl. zu § 525; wo in der Zuſam⸗ 

menſtellung daſelbſt zwei Paragraphen zitirt ſind, bezieht ſich der einge⸗ 

klammerte auf § 2194. 

d. Auf mehrere Berechtigte findet der $ 428 entſprechende Anwenduug. 

e. Die Klageberechtigten des § 2194 ſind nach § 2193 Abſ. 2, 3 auch zur 
Herbeiführung der dem Beſchwerten oder einem Dritten überlaſſenen Ber 
ſtimmung der Perſon des Auflageempfängers berechtigt. 

2. Wegen der auf den erlangten Vortheil beſchränkten Haftung des Be 
ſchwerten vgl. zu § 2192 Note 3. — Kürzungseinrede wegen einer Pflicht⸗ 
theilslaſt oder eines Pflichttheilsanſpruchs § 2318; vgl. auch 2188. 

3. Fälligkeit $$ 271, 2181, 2192. 

§ 2195. Vgl. die allgemeine Vorſchrift des § 2085. 

§ 2196. 1. Vgl. § 527 und Bemerkungen daſelbſt. 1 

J. Die zuläffigen Zwangsvollſtreckungsmaßregeln vgl CPO. $$ 888, 890. 

3. Ein Anſpruch auf das Intereſſe wegen Nichterfüllung (vgl. §§ 280, 
283, EBD. § 893) beſteht nicht, da ein für ſich forderungsberechtigter Glau⸗ 
biger nicht vorhanden iſt (SS 1940, 2194). 

1. Die Zuläſſigkeit der Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers bedeutet 
eine Erweiterung der Teſtirbefugniß des Erblaſſers (vgl. Vorb. zu $$ 1937 
bis 1941 Note 2). Der Erblaſſer kann aber nicht durch die Anordnung der 
Teſtamentsvollſtreckung die Vorſchriften über die Nachlaßverwaltung und den 
Nachlaßkonkurs außer Anwendung ſetzen, ſondern höchſtens dem Erben auf 
legen (vgl. § 2306), die bezüglichen Anträge dem Teſtamentsvollſtrecker zu 
überlaſſen. — Durch den Nachlaßkonkurs oder die Nachlaßverwaltung werden 
die Befugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers eingeſchränkt; ihm bleiben nur die⸗ 
jenigen Rechte, welche ſonſt dem Erben neben dem Verwalter zuſtehen würden 


C. 
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(Beſchwerderecht, Rechenſchaftsanſprüche ꝛc.). Nach Beendigung des Verfahrens ene Ai zum 


kann das unbeſchränkte Recht des Teſtamentsvollſtreckers wieder wach werden. 

— Vgl. das Verhältniß des Vormundes des Erben zum Teſtamentsvollſtrecker 

§ 1909 Note 122. 

2. Charakteriſtiſch für das Inſtitut des Teſtamentsvollſtreckers iſt, daß die 
Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers nicht nur den Erben obligatoriſch dem 
Teſtamentsvollſtrecker gegenüber bindet, ſondern eine dingliche Wirkung hat 
und (unbeſchadet der entſprechenden Anwendbarkeit der Vorſchriften zu Gunſten 
derjenigen, die Rechte von Nichtberechtigten ableiten) Dritten gegenüber wirk⸗ 
ſame Verfügungsbeſchränkungen des Erben hervorbringt ($ 2211). 

3. Das Vorhandenſein eines Teſtamentsvollſtreckers begründet eine Be⸗ 
ſchränkung des Erben (vgl. in Anſehung des Pflichttheilsberechtigten $ 2306). 
Der Inhalt dieſer Beſchränkung beſtimmt ſich nach dem Willen des Erb⸗ 
laſſers innerhalb der durch die geſetzlichen Vorſchriften gezogenen Grenzen. 
a. Der Erblaſſer kann dem Teſtamentsvollſtrecker zuweiſen: 

a. die Ausführung ſeiner letztwilligen Anordnungen, die Auseinander⸗ 
ſezung der Miterben und die zu dieſem Zwecke erforderliche Verwal⸗ 
sung des Nachlaſſes (§§ 2203, 2205 bis 2208); vgl. auch §§ 2222, 
95 23; 

3. lediglich die Verwaltung des Nachlaſſes als Selbſtzweck G 2209), 3. B. 
aus Rückſichten der Enterbung in guter Abſicht ($ 2338). 

b. Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker nicht von den demſelben 
dem Erben gegenüber obliegenden Verpflichtungen über das in § 2220 
beſtimmte Maß hinaus befreien. 

4 Der Leſtamentsvollſtrecker (vgl. auch KG. Jahrb. 22 A 59, 24 A 106) 
ift weder geſetzlicher Vertreter des Erben noch des Erblaſſers. Er vertritt 
den Nachlaß (§§ 2207 f.) kraft feines Amtes. Vgl. § 2202; Prot. V S. 296, 
299; RG. 32 152 ff. Der Teſtamentsvollſtrecker hat kraft eigenen Rechtes 
die Anordnungen des Erblaſſers zur Ausführung zu bringen. Das BGB. 
(ogl. Prot. VI S. 348) ſchließt ſich der in dem Beſchluſſe der vereinigten 
Civilſenate des Reichsgerichts vom 13. Januar 1890 (AG. 25 292) zum 
Ausdrucke gekommenen Rechtsanſchauung an, daß die Anordnung einer 
Teſtamentsvollſtreckung in ihrer Wirkſamkeit nicht davon abhängig iſt, daß 
ein Dritter an der Aufrechterhaltung der Beſchränkung ein Intereſſe hat. 
Der Teſtamentsvollſtrecker kann demnach auch die von dem Erblaſſer im 
Intereſſe des Erben getroffenen Anordnungen gegen den Willen des 
Erben durchſetzen Vgl. auch zu § 2204 Note 2. 

5. Berückſichtigung des Teſtamentsvollſtreckers im Erbſchein § 2364: Legi⸗ 
timation des Teſtamentsvollſtreckers durch Zeugniß des Nachlaßgerichts Dritten 
gegenüber § 2368, dem Grundbuchamte gegenüber GO. § 36 (zu 88 2355 ff.). 
Dem Leſtamentsvollſtrecker ſteht die Befugniß zu, die Ertheilung eines Erb⸗ 
ſcheins zu beantragen, vgl. KG. Jahrb. 22 58. 

6. Teſtamensvollſtrecker und Nachlaßgericht. . a 

Eine Mitwirkung des Nachlaßgerichts bei der Teſtamentsvollſtreckung findet 
nur in den geſetzlich vorgeſehenen Fällen ſtatt, insbeſondere hat das Nach⸗ 
laßgericht nicht etwa dem Teſtamentsvollſtrecker gegenüber eine Aufſicht nach 
Art des Vormundſchaftsgerichts in Vormundſchaftsſachen (vgl. indeß § 2227 
Entlaſſungsbefugniß auf Antrag). ö ‚ , 

a. Das Nachlaßgericht kann zur Mitwirkung berufen ſein bei 
a. Ernennung $$ 2198 Abſ. 2, 2200; 

3. Annahme, Ablehnung oder Kündigung des Amtes §§ 2202 Abſ. 2, 
2226; 4 

7. Außerkraftſetzung von Anordnungen des Erblaſſers § 2216 Abſ. 2; 

6. Meinungsverſchiedenheit mehrerer Teſtamentsvollſtrecker § 2224; 

e. Entlaſſung des Teſtamentsvollſtreckers auf Antrag eines Betheiligten 

2227; 


. Ertheilung eines Zeugniſſes über die Ernennung § 2368; 
1. Sicherung des Nachlaſſes vgl. § 1960 Note I 1b ß. 
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1. Anordnung der Tee § 2197. Der Erblaſſer kann durch Teſtament einen oder mehrere 
mentovollſtteckung. Feſtamentsvollſtrecker ernennen. 
1. Ernennung des Zeft- Der Erblaſſer kann für den Fall, daß der ernannte Teſtaments⸗ 
mentsnonftreder® vollſtrecker vor oder nach der Annahme des Amtes wegfällt, einen 
anderen Teſtamentsvollſtrecker ernennen. 


b. Das Nachlaßgericht hat insbeſondere nicht einzugreifen in 
a. die Verwaltung des Nachlaſſes, vgl. OLG. 3 382; 

3. die Streitigkeiten zwiſchen dem Erben oder ſonſtigen Betheiligten einer⸗ 
ſeits und dem Leſtamentsvollſtrecker andererſeits. Die Entſcheidung 
hat nöthigen Falles im gewöhnlichen Prozeßwege zu erfolgen; 

7. die Vermittlung der Erbenauseinanderſetzung, wenn der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker zur Bewirkung der Auseinanderſetzung berechtigt iſt (vgl. 
§ 2204 Note 1). 

7. Teſtamentsvollſtrecker im Prozeſſe vgl. zu SS 2212 ff. 

8. Konkursrechtliche Vorſchriften. 

a. Recht des Teſtamentsvollſtreckers zur Beantragung des Nachlaßkonkurſes 
KO. § 217 (vor § 1975). Rechtsſtellung des Teſtamentsvollſtreckers im 
Konkurſe vgl. zu 1. 

b. Verbindlichkeiten aus den Rechtsgeſchäften des Teſtamentsvollſtreckers ſind 
Maſſeſchulden, KO. § 224 Ziff. 5 (vor § 1975). 

c. Inwieweit die Anſprüche des Teſtamentsvollſtreckers aus ſeiner Geſchäfts⸗ 
führung Maſſeſchulden ſind, KO. § 224 Ziff. 6 (vor 1 1975). 

d. Bei Konkurs über das Vermögen des Teſtamentsvollſtreckers vgl. $ 2227. 
9. Grundbuchliche Vorſchriften. Schiffsregiſter. 

a. Legitimation des Teſtamentsvollſtreckers geſchleht ausſchließlich durch 
Zeugniß des Nachlaßgerichts, GO. § 36 (Abſchnittvorb. vor F 2358). 
S Vorſchrift für das Schiffsregiſter FrG. § 107 Abſ. 2 (u 
$ 1259). 

b. Eintragungen auf Grund der Bewilligung eines Teſtamentsvollſtreckers 
oder auf Grund eines gegen dieſen vollſtreckbaren Titels ohne vorherige 
Eintragung des Erben HD. § 41 (Abſchnittvorb. vor § 873 Note A II . 
Entſprechend für das Schiffsregiſter Fr®. § 111 (zu § 1259). 

c. Eintragung des Teſtamentsvollſtreckers GO. § 53 (zu $ 894). Entſprechend 
für das Schiffsregiſter FrGG. § 118 (zu § 1259). 

10. Strafrechtlicher Schutz gegen untreue Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker StGB. § 266 Ziffer ! (Abſchnittvorb vor § 1773 Note B VIII), 
wo ſie Vollſtrecker letztwilliger Verfügungen heißen. 

2197. 1. Vgl. die Titelvorbemerkung. 

J. Die Ernennung kann nur durch Teſtament, nicht auch durch Erbver⸗ 
trag (§ 2278 Abſ. 2) geſchehen. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß die Ernennung 
letztwillig, d. h. ſtets widerruflich in einem Erbvertrag erfolgt (§ 2299). 
Das Teftament braucht einen weiteren Inhalt als die Anordnung der Leſta⸗ 
mentsvollſtreckung nicht zu haben; alsdann tritt die Teſtamentsvollſtreckung 
neben der geſetzlichen Erbfolge ein. 

Ueber den Fall, daß der teſtamentariſch berufene, durch Ernennung eines 
Teſtamentsvollſtreckers beſchränkte Erbe, die Erbſchaft aus dem Teſtament 
ausſchlägt und als geſetzlicher Erbe annimmt, vgl. § 1948 Note Ib. 

3. Die Beſtimmung der Perſon des Teſtamentsvollſtreckers kann durch 
den Erblaſſer einem Dritten oder dem Nachlaßgericht (8 2198) oder dem 
Teſtamentsvollſtrecker (vgl. § 2199) überlaſſen bleiben. Auch eine juriſtiſche 
Perſon (nicht aber eine Behörde, vgl. Wilke zu $ 2197 Note 5) kann zum 
Teſtamentsvollſtrecker ernannt werden. Vgl. § 2210 in Verbindung mit 
§ 2163 Abſ. 2. 

4. Mehrere Teſtamentsvollſtrecker § 2224. 

5. Anfechtung der die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers enthalten⸗ 
den letztwilligen Verfügung § 2081 Abſ. 1. 
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§ 2198. Der Erblaſſer kann die Beſtimmung der Perſon des 
Teſtamentsvollſtreckers einem Dritten überlaſſen. Die Beſtimmung 
erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte; die Erklärung 
iſt in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. 

Das Beſtimmungsrecht des Dritten erliſcht mit dem Ablauf einer 
ihm auf Antrag eines der Betheiligten von dem Nachlaßgerichte be⸗ 
ſtimmten Friſt. 

§ 2199. Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker ermäch⸗ 
tigen, einen oder mehrere Mitvollſtrecker zu ernennen. 

Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker ermächtigen, einen 
Nachfolger zu ernennen. 

Die Ernennung erfolgt nach $ 2198 Abſ. 1 Satz 2. 

§ 2200. Hat der Erblaſſer in dem Teſtamente das Nachlaß⸗ 
gericht erfucht, einen Teſtamentsvollſtrecker zu ernennen, fo kann das 
Nachlaßgericht die Ernennung vornehmen. 

Das Nachlaßgericht ſoll vor der Ernennung die Betheiligten hören, 
wenn es ohne erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnißmäßige 
Koſten geſchehen kann. 


6. Unwirkſamkeit der Ernennung bei Verletzung des Pflichttheils des als 
Erben berufenen Pflichttheilsberechtigten § 2306; vgl. indeß § 2338. 

7. (Abſ. 2.) Vgl. § 2096. Der Erblaſſer kann mehrere Erſatzmänner — 
ohne Beſchränkung auf eine beſtimmte Zahl — beſtimmen. 

§ 2198. 1. Die Vorſchrift bildet eine Ausnahme von $ 2065. 

2. Beglaubigte Form vgl. § 129. — Erklärung gegenüber (F 130 Abi. 3) 
dem Nachlaßgerichte (vgl. zu 88 1960 ff.). Den Intereſſenten iſt Einſicht in die 
Erklärung zu gewähren, 28. 

. (Abi. 2.) Vgl. § 2202 Abſ. 3. Sofortige Beſchwerde des Dritten gegen 
die Friſtſetzung FrO. § 80 (zu § 2151). 

4. Das Beſtimmungsrecht des Dritten erſchöpft ſich mit der Ausübung. 
Iſt das Beſtimmungsrecht gemäß Abſ. 3 erloſchen, ohne daß von demſelben 
Gebrauch gemacht ift, fo iſt die Anordnung der Teſtamentsvollſtreckung ebenſo 
unwirkſam, wie wenn fie ohne Beſtimmung der Perſon des Vollſtreckers er⸗ 
folgt. Es empfiehlt ſich bei Abfaſſung des Teſtaments, für alle Fälle in 
dem Teſtamente das Erſuchen an das Nachlaßgericht gemäß § 2200 zu richten. 

§ 2199. 1. Abgeſehen von den beſonderen Fällen des § 2199, kann der 
Teſtamentsvollſtrecker ſein Amt nicht einem Dritten übertragen, wohl aber 
kann der Teſtamentsvollſtrecker für einzelne Geſchafte Vertreter beſtellen. Es 
ergiebt ſich dies aus dem Begriffe der Verwaltung, vgl. §§ 2218 Abſ. 1, 664. 

2. (Abſ. 3.) Die Ernennung erfolgt durch öffentlich beglaubigte Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte ($ 2198 Abi. 1 Satz 2); den Intereſſenten iſt 
Einſicht in die Erklärung zu gewähren, § 2228. 

$ 2200. 1. Als „Betheiligter“ gilt Jeder, der ein rechtliches Intereſſe 
an der Teſtamentsvollſtreckung hat (Prot. V S. 251). 

2. Sofortige Beſchwerde FrG. § 81. N 

EG. 5 61. Gegen eine Verfügung, durch die von dem Nachlassgericht ein 
Testamentsvollstrecker ernannt oder einem zum . 'estamentsvollstrecker Ernannten 
eine Frist zur Erklürung über die Annahme des Amtes bestimmt wird, findet 
die sofortige Beschwerde statt. re 

Das Gleiche gilt von einer Verfügung, durch die eın Testamentsvollstrecker 
gegen seinen Willen entlassen wird. 


3. Gegen die die Ernennung ablehnende Verfügung findet die Beſchwerde 
gemäß Fr&. $ 20 ftatt. 


2. Beſtimmung d. Perſon 
durch einen Dritten. 


3. Ernennung von Mit⸗ 
vollſtreckern u. Nach⸗ 
folgern durch den 
Teſtamentsvollſtrecker. 


4. Ernennung durch das 
Nachlaßgericht. 


5. Unwirkſamkeit der Er⸗ 
nennung wegen Un⸗ 
fähigkeit des Er 
nannten. 


II. Beginn und Annahme 
des Amtes. 


III. Rechtsſtellung des 
Ceſtamentsvollſtreckers. 
1. Regelm Aufgaben. 
a. Ausführung des 
Teſtamentes. 
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§ 2201. Die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers iſt unwirk⸗ 
ſam, wenn er zu der Zeit, zu welcher er das Amt anzutreten hat, 
geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt oder nach 
§ 1910 zur Beſorgung feiner Vermögensangelegenheiten einen Pfleger 
erhalten hat. 

§ 2202. Das Amt des Teſtamentsvollſtreckers beginnt mit dem 
Zeitpunkt, in welchem der Ernannte das Amt annimmt. 

Die Annahme ſowie die Ablehnung des Amtes erfolgt durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem Nachlaßgerichte. Die Erklärung kann erſt nach 
dem Eintritte des Erbfalls abgegeben werden; ſie iſt unwirkſam, wenn 
ſie unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung abgegeben wird. 

Das Nachlaßgericht kann dem Ernannten auf Antrag eines der 
Betheiligten eine Friſt zur Erklärung über die Annahme beſtimmen. 
Mit dem Ablaufe der Friſt gilt das Amt als abgelehnt, wenn nicht 
die Annahme vorher erklärt wird. 

§ 2203. Der Teſtamentsvollſtrecker hat die letztwilligen Ver⸗ 
fügungen des Erblaſſers zur Ausführung zu bringen. 


4. Den Intereſſenten iſt Akteneinſicht und Ertheilung von Abſchriften zu 
gewähren, Fr®. § 78 (Vorb. zu §§ 1960 ff.), $ 85 (Abſchnittvorb. vor $ 2353). 

$ 2201. 1. Der Zeitpunkt, in welchem das Amt nach dem Willen 
des Erblaſſers anzutreten iſt, ift entſcheidend. Nach dieſem Zeitpunkt 
eintretender Wegfall der Hinderungsgründe läßt die Ernennung nicht wieder 
wirkſam werden. 

2. Geſchäftsunfähigkeit § 104; beſchränkte Geſchäftsfähigkeit SS 106, 114. 

In § 1910 wird die Gebrechlichkeitspflegſchaft geregelt. N 

8 2% Eintritt eines Unfähigkeitsgrundes $ 2225; vgl. auch 

§ 2202. 1. Die Erklärung der Annahme und der Ablehnung. 

a. Die Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte (§ 130 Abſ. 3) kann auch 
ſtillſchweigend erfolgen. Eine Bethätigung des Annahmewillens, welche 
nicht gegenüber dem Nachlaßgericht erfolgt, iſt indeß keine Annahme. 

b. e er von Bedingung und Zeitbeſtimmung vgl. Titelvorb. vor $ 158 

ote 2. 
6. Akteneinſicht der Intereſſenten § 2228. 
2. Die Friſtbeſtimmung. 

3. Das Antragsrecht ſteht den Betheiligten zu (vgl. § 2200 Note 1). Zu 
denſelben gehört auch der neben einem Anderen ernannte Teſtaments⸗ 
vollſtrecker (Mot.). 

b. Sofortige Beſchwerde gegen die Friſtbeſtimmung des Nachlaßgerichts 
Fr. § 81 (zu § 2200). 

3. Eine Annahmepflicht des Ernannten beſteht an ſich nicht. 

a. Eine Annahmepflicht kann aber durch einen nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen zu beurtheilenden Vertrag zwiſchen dem Erblaſſer oder den Erben 
und dem Ernannten über die zukünftige Uebernahme des Amtes be⸗ 
gründet fein. Vgl. indeß § 671; § 675 Note 3 b. 

b. Die Uebernahme des Amtes kann auch einem Bedachten als Auflage 
($$ 2192 ff.) auferlegt werden. 
$ 2203. 1. Dem Teſtamentsvollſtrecker ſteht nicht nur die Aufſicht über 

die Ausführung der letztwilligen Verfügung, ſondern die Ausführung ſelbſt 

zu. Soweit dies nach dem Willen des Erblaſſers oder der Natur der zu 
bewirkenden Leiſtung nicht der Fall iſt, greift ſein Aufſichtsrecht gemäß 
§ 2208 Abſ. 2 ein. 
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§ 2204. Der Teſtamentsvollſtrecker hat, wenn mehrere Erben 
vorhanden ſind, die Auseinanderſetzung unter ihnen nach Maßgabe 
der §§ 2042 bis 2056 zu bewirken. 

Der Teſtamentsvollſtrecker hat die Erben über den Auseinander⸗ 
ſetzungsplan vor der Ausführung zu hören. 

$ 2205. Der Teſtamentsvollſtrecker hat den Nachlaß zu ver⸗ 
walten. Er iſt insbeſondere berechtigt, den Nachlaß in Beſitz zu 
nehmen und über die Nachlaßgegenſtände zu verfügen. Zu unent⸗ 
geltlichen Verfügungen iſt er nur berechtigt, ſoweit ſie einer ſittlichen 
Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprechen. 


2 Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem Teſtamentsvollſtrecker und dem 
Erben über die Auslegung und Gültigkeit des Teſtaments konnen durch 
Feſtſtellungsklage nach allgemeinen Grundſätzen zur Entſcheidung gebracht 
werden (gl. Prot. V S. 269 f). Die Befugniß, das Teſtament mit Ver⸗ 
bindlichkeit für den Erben auszulegen, kann dem Teſtamentsvollſtrecker nicht 
beigelegt werden (vgl. § 2065). r 

3. Der Teſtamentsvollſtrecker iſt zwar nicht verpflichtet, dem Erben von 
der beabſichtigten Erfüllung von Vermächtniſſen, Auflagen und ſonſtigen 
Nachlaßverbindlichkeiten Anzeige zu machen. Er wird ſich aber zur Vermei⸗ 
dung von Regreßanſprüchen in zweifelhaften Fallen der Zuſtimmung des 
Erben verſichern oder über die Verbindlichkeit gegen ſich unter Streitverkün⸗ 
dung an den Erben erkennen laſſen. Vgl. auch NS. 32 152 ff. Vgl. ferner 
wegen Vertretung von ſchuldhaftem Rechtsirrthum § 276 Note 1. 

4. Nachſuchung der ſtaatlichen Genehmigung einer vom Erblaſſer ange⸗ 
ordneten Stiftung durch den Teſtamentsvollſtrecker § 83. 

5. Die dispoſitive Natur der Vorſchrift des § 2203 ergiebt ſich aus § 2208. 

$ 2204. 1. Nur wenn der Teſtamentsvollſtrecker zur Auseinanderſetzung 
der Miterben nicht berechtigt iſt (88 2208, 2209, 2222, 2223), kann auf An⸗ 
trag gemäß Frch. § 86 (zu § 2042) die vermittelnde Thätigkeit des Nachlaß⸗ 
gerichts eingreifen. 

2. Der Leſtamentsvollſtrecker iſt auch dann nicht verpflichtet, von den 
Auseinanderſetzungsgrundſätzen der $$ 2042 bis 2056 abzuweichen, wenn die 
Miterben einig find (vgl. Titelvorb. Note 4). Die Beachtlichkeit der Theilungs⸗ 
anordnungen des Erblaſſers ergiebt ſich aus § 2048. Naturlich kann ſich der 
Teſtamentsvollſtrecker in allen Fällen mit den Betheiligten über eine von 
den Anordnungen des Erblaſſers abweichende Auseinanderſetzung einigen. 

3. Die Auseinanderſetzungsbefugniß umfaßt die Befugniß, den einzelnen 
Miterben die ihnen beſtimmten Gegenſtände zum Zwecke der Auseinander⸗ 
ſetzung zu übertragen. Prot. V ©. 274 

4. Schuldhafter Verſtoß des Teſtamentsvollſtreckers gegen die ſich aus 
vr ergebenden Verpflichtungen begründet Schadenserſatzpflicht gemäß 
§ 2219. 

5. Ueber den Fall, daß der Teſtamentsvollſtrecker bei der Auseinander- 
ſetzung zugleich als Miterbe in Betracht kommt, KG. Jahrb. 24 A 106. 

8 2205. 1. Die dem Verwaltungsrechte des Teſtamentsvollſtreckers unter⸗ 
liegenden Gegenſtände ſind der Verfügungsbefugniß des Erben entzogen, 
§ 2211]. Rechtsgeſchäftliche Verfügungen, wie Aufrechnungserklarungen, Kün⸗ 


digungen ꝛc., find dem Teſtamentsvollſtrecker gegenüber vorzunehmen (vgl. 


$ 388 Note 2). N 

2. Der Teſtamentsvollſtrecker ift zu Verfügungen über die Nachlaßgegen⸗ 
fände (vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5) mit alleiniger Ausnahme un⸗ 
entgeltlicher Verfügungen (vgl. § 1803) befugt. Vgl. indeß die Zulaſſtgkeit 
einſchränkender Anordnungen des Erblaſſers § 2208. 

3. Die Pflicht zu ordnungsmäßiger Verwaltung und zur Berückſichtigung 
von Verwaltungsanordnungen des Erblaſſers ſowie zur Beſitzergreifung 


b. Auseinanderſetzung 
der Miterben. 


2. Verwaltung. Beſtitz. 
Verfügungsbefugniß. 


3. Verpflichtungsbefug⸗ 


niß. 
a. Kauſale Beſchrän⸗ 
kung. 


Einwilligungspflicht 


des Erben. 


In 88 2206 fl. 
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§ 2206. Der Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt, Verbindlich⸗ 
keiten für den Nachlaß einzugehen, ſoweit die Eingehung zur ord⸗ 
nungsmäßigen Verwaltung erforderlich iſt. Die Verbindlichkeit zu 
einer Verfügung über einen Nachlaßgegenſtand kann der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker für den Nachlaß auch dann eingehen, wenn er zu der 
Verfügung berechtigt iſt. 

Der Erbe iſt verpflichtet, zur Eingehung ſolcher Verbindlichkeiten 
ſeine Einwilligung zu ertheilen, unbeſchadet des Rechtes, die Be⸗ 
ſchränkung ſeiner Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten geltend 
zu machen. 


8 2216. — Verpflichtung zur Ueberlaſſung von Gegenſtänden an den Erben 

zur freien Verfügung § 2217. 

4. Der Teſtamentsvollſtrecker, welcher auf Grund des § 2205 beſitzt, iſt 
unmittelbarer Beſitzer, der Erbe ($ 857) mittelbarer Beſitzer. Hiernach iſt 
der den Betheiligten zustehende Beſitzſchutz zu beurtheilen, vgl. §§ 868 ff. 

5. Befugniß des (verwaltenden) Teſtamentsvollſtreckers zur Beantragung 
des Nachlaßkonkurſes KO. § 217 (vor § 1975). Vgl. hierzu Titelvorb. Note 
1 und 7. 

6. Zur Beantragung des Gläubigeraufgebots iſt der Teſtamentsvollſtrecker 
891 970 f der Annahme der Erbſchaft berechtigt, CPO. 8 991 (Vorb. zu 
N ). 

557 Prozeßführung und Zwangsvollſtreckung vgl. § 2213. 

1. Die Vertretungsmacht des Teſtamentsvollſtreckers zur Eingehung von 
Verbindlichkeiten für den Nachlaß beſtimmt ſich umfänglich nach dem Willen 
des Erblaſſers. Er darf nichts vornehmen, was dem Willen des Erblaſſers 
widerſpricht, z. B. alſo nicht entgegen dem Willen des Erblaſſers von einem 
von dieſem gegebenen Verſprechen zurücktreten, RG. 46 300. 

2. Die dispoſitiven Vorſchriften, welche den nicht erkennbaren Willen des 
Erblaſſers ergänzen ($$ 2206 — 2209), machen den Umfang der Vertretungs⸗ 
macht abhängig von den dem Teſtamentsvollſtrecker im einzelnen Falle ge⸗ 
ftellten Aufgaben (vgl. Titelvorb. Note 3a). 

a. Der Teſtamentsvollſtrecker, welchem die Verwaltung lediglich zur Er⸗ 
reichung ſeiner ſonſtigen Aufgaben (§§ 2203 f.) zuſteht, iſt in der Ein: 
gehung von Verbindlichkeiten kauſal beſchränkt (§ 2206). Seine Vertre⸗ 
tungsmacht kann nach dem Willen des Erblaſſers eine erweiterte (§ 2207) 
oder eine noch beſchränktere (§ 2208) ſein. 

b. Der Teſtamentsvollſtrecker, dem die Verwaltung als Selbſtzweck aufge⸗ 
tragen iſt, hat, abgeſehen von Schenkungsverſprechen, im Zweifel eine 
unbeſchränkte Vertretungsmacht (58 2209, 2207). 

3. Für die Beurtheilung der von dem Teſtamentsvollſtrecker unter Ueber⸗ 
ſchreitung ſeiner Vertretungsmacht kontrahirten Verbindlichkeiten greifen die 
§§ 177 ff. (Vertretung ohne Vertretungsmacht) ein. Gegen den Erben kann 
ein Bereicherungsanſpruch aus §§ 812 ff. begründet ſein (vgl. § 1399 Abſ. 2, 
§ 1455 und Bemerkungen daſelbſt). 

4. Die Verbindlichkeiten aus dem von einem Teſtamentsvollſtrecker vor⸗ 
genommenen Rechtsgeſchäfte ſind im Nachlaßkonkurſe Maſſeſchulden, KO. § 224 
Ziffer 5 (vor § 1975). 5 

§ 2206. J. Die Vertretungsmacht des Teſtamentsvollſtreckers 
zur Eingehung von Verbindlichkeiten iſt regelmäßig (vgl. Vorb. 

zu §§ 2206 ff.) vorhanden 1 

a. ſoweit die Eingehung von Verbindlichkeiten zur ordnungsmaßigen Ver⸗ 
waltung erforderlich iſt. Die dem Gläubiger obliegende Beweislaſt wird 
im Anſchluß an ROH. 13 226, 21 307, RG. 4 65 dahin zu beſchränken 
ſein, daß er die Erforderlichkeit habe annehmen konnen. Vgl. § 49 Note 2 
und HGB. § 149; 
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§ 2207. Der Erblaſſer kann anordnen, daß der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker in der Eingehung von Verbindlichkeiten für den Nachlaß 
nicht beſchränkt ſein ſoll. Der Teſtamentsvollſtrecker iſt auch in einem 
ſolchen Falle zu einem Schenkungsverſprechen nur nach Maßgabe 
des § 2205 Satz 3 berechtigt. 

§ 2208. Der Teſtamentsvollſtrecker hat die in den 8 2203 bis 
2206 beſtimmten Rechte nicht, ſoweit anzunehmen iſt, daß ſie ihm 
nach dem Willen des Erblaſſers nicht zuſtehen ſollen. Unterliegen 
der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers nur einzelne Nachlaß⸗ 
gegenſtände, ſo ſtehen ihm die im § 2205 Satz 2 beſtimmten Be⸗ 
fugniſſe nur in Anſehung dieſer Gegenſtände zu. 

Hat der Teſtamentsvollſtrecker Verfügungen des Erblaſſers nicht 
ſelbſt zur Ausführung zu bringen, ſo kann er die Ausführung von 
dem Erben verlangen, ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers 
anzunehmen iſt. 


b. für die Eingehung von Verbindlichkeiten zur Verfügung über einen ſeinem 
Verfügungsrecht unterliegenden Nachlaßgegenſtand. Da der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker unbeſchränkt zu Verfügungen gegen Entgelt befugt tft (§ 2205), 
iſt er auch zur Eingehung von Verbindlichkeiten, welche auf die Verfügung 
über Nachlaßgegenſtände e ſind, mit Ausnahme von Schenkungs⸗ 
verſprechen (§ 2205 Satz 2) berechtigt. 

2. (Abſ. 2.) Die Verpflichtung des Erben zur Ertheilung der 
Einwilligüng. 

a. Die Verpflichtung des Erben zur Ertheilung der Einwilligung (vgl. 
88 182 ff.) bezweckt die Sicherung des Dritten und des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers (vgl. § 2203 Note 3), wenn zweifelhaft iſt, ob nach Abſ. 1 die 
Vertretungsmacht des Teſtamentsvollſtreckers begründet iſt. 

b. Die ertheilte Einwilligung iſt, weil der Erbe nach dem zu Grunde liegen⸗ 
N ee e zur Ertheilung verpflichtet iſt, nicht widerruflich, 
§ 183. Val. au . 

6. (Abſ. 2. Die Beſchränkung der Haftung des Erben ergiebt ſich aus 
§§ 1967 ff., 2058 ff. 8 . 

3. Abweichende Anordnungen des Erblaſſers über die Vertretungsmacht 
des Teſtamentsvollſtreckers SS 2207, 2208, 2209. 

> 2207. 1. Val. Vorb. zu SS 2206 ff. Note 2a und b. 

5 7 mit der alleinigen Mugabe der Verwaltung beſtellte Teſtaments⸗ 
vollſtrecker hat nach § 2209 Satz 2 im Zweifel die Ermächtigung aus $ 2207. 
3. Der Leſtamentsvollſtrecker bleibt trotz der durch § 2207 nach 1 5 
ihm gegebenen Vertretungsmacht dem Erben gegenüber zur ordnungsgemäßen 
Verwaltung verpflichtet, $$ 2216, 2220. 

8 2208. 1. Gegenüber der Regelvorſchrift der SS 2203 —2206 iſt der⸗ 

jenige, welcher eine Beſchränkung des Teſtamentsvollſtreckers behauptet, be⸗ 

weispflichtig dafür, daß und inwieweit dem Teſtamentsvollſtrecker das Recht 

vorenthalten iſt, 3 2 70 1 

u. die letztwillige Verfügung des Erblaſſers auszuführen ($ 2203); einem jo 
beſchränkten Seftamentövollfteadter jest regelmäßig das Aufſichtsrecht ges 
mäß $ 2208 Abſ. 2 zu (ogl. Note 3); { 

b. ER der Miterben au bewirken ($ 2204); l 

e. den Nachlaß zu verwalten und in Beſitz zu nehmen ſowie über die Nach⸗ 
laßgegenſtände entgeltlich zu verfügen ($ 2205); — 

d. Verbindlichkeiten einzugehen, welche durch eine ordaungsmäßige⸗ Verwal⸗ 
tung erfordert werden oder auf eine entgeltliche Verfügung über Nach⸗ 
laßgegenſtände gerichtet find ($ 2206). 
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b. Erweiterung d. Ver⸗ 
pflichtungsbefugniß 
durch den Erblaſſer. 


4. Einſchränkung der ge⸗ 
ſetzlichen Aufgaben u. 
Befugniſſe des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers d. d. 
Erblaſſer. 


5. Lediglich verwaltender 
Teſtamentsvollſtrecker. 
a. Zuläſſigkeit. 


b. Rechtsſtellung. 


. Zeitl. Veſchränkung. 


6. Verfügungsbeſchräukg. 
des Erben. 
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§ 2209. Der Erblaſſer kann einem Teſtamentsvollſtrecker die 
Verwaltung des Nachlaſſes übertragen, ohne ihm andere Aufgaben 
als die Verwaltung zuzuweiſen; er kann auch anordnen, daß der 
Teſtamentsvollſtrecker die Verwaltung nach der Erledigung der ihm 
ſonſt zugewieſenen Aufgaben fortzuführen hat. Im Zweifel iſt an⸗ 
zunehmen, daß einem ſolchen Teſtamentsvollſtrecker die im § 2207 
bezeichnete Ermächtigung ertheilt iſt. 

§ 2210. Eine nach § 2209 getroffene Anordnung wird un⸗ 
wirkſam, wenn ſeit dem Erbfalle dreißig Jahre verſtrichen ſind. Der 
Erblaſſer kann jedoch anordnen, daß die Verwaltung bis zum Tode 
des Erben oder des Teſtamentsvollſtreckers oder bis zum Eintritt 
eines anderen Ereigniſſes in der Perſon des einen oder des anderen 
fortdauern ſoll. Die Vorſchrift des § 2163 Abſ. 2 findet entſprechende 
Anwendung. 

§ 2211. Ueber einen der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers 
unterliegenden Nachlaßgegenſtand kann der Erbe nicht verfügen. 

Die Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung. 


2. Der Teſtamentsvollſtrecker, welchem gemäß Note 1 nachgewieſen iſt, daß 
ſeiner Verwaltung nicht der ganze Nachlaß, ſondern nur einzelne Nachlaß 
gegenſtände unterliegen, hat das Recht zum Beſitz und zur Verfugung (vgl 
8 2205 Satz 2) nur in Anſehung dieſer Gegenſtände. 

§ 2209. 1. Die Uebertragung der Verwaltung an den Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker ohne Zumeifung anderer Aufgaben oder die Anordnung der Fort- 
dauer feiner Verwaltung für die Zeit nach Erledigung der ihm ſonſt zuge? 
wieſenen Aufgaben kann bezwecken (vgl. § 2210), 

a. dem Erben die Verwaltung vorzuenthalten (z. B. § 2338 Abſ 1 Satz 2); 

b. dem Teſtamentsvollſtrecker die Verwaltung zuzuweiſen (3. B. mit Rückſicht 
auf ſeine Stellung als Familienoberhaupt, wenn etwa Vater und Kinder 
zuſammen erben). 

2. Die dem lediglich verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker zuſtehende Ber 
fügungsmacht ergiebt ſich: 

a. für Verfügungen über Nachlaßgegenſtände aus § 2205; 
b. für die Eingehung von Verbindlichkeiten aus §§ 2209 Satz 2, 2207. 

3. Ueber das Verhältniß, wenn das Vermögen einem Bevormundeten oder 
unter elterlicher Gewalt Stehenden zugewendet, die Verwaltung aber einem 
Teſtamentsvollſtrecker übertragen und zugleich angeordnet iſt, daß dem Ge⸗ 
walthaber oder dem Vormunde die Verwaltung nicht zuſtehen ſoll, vgl. zu 
§ 1909 Note 12e. 

$ 2210. 1. Vgl. wegen der zeitlichen Beſchränkung der lediglich zum 
Zwecke der Verwaltung des Nachlaſſes angeordneten Teſtamentsvollſtreckung 
88 2109, 2162, 2163; 2338 Abſ. 1 Satz 2. 

2. Wenn der Erbe oder der Teſtamentsvollſtrecker, in deſſen Perſon das 
die Teſtamentsvollſtreckung beendigende Ereigniß eintreten ſoll (Satz 2), eine 
juriſtiſche Perſon ift, bleibt die Teſtamentsvollſtreckung nicht länger als 
dreißig Jahre nach dem Erbfalle wirkſam (§ 2163 Abſ. 2). 

§ 2211. 1. Welche Nachlaßgegenſtände dem Verfügungsrechte des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers unterliegen, ergiebt ſich aus $$ 2205, 2208 Abſ. 1, 2217. 

2. Die den Erben nach § 2211 treffende Verfügungsbeſchränkung iſt eine 
abſolute, gegen Jedermann wirkſame. Vgl. § 135 Note de. 

3. Verfugung des Erben mit Zuſtimmung des Leſtamentsvollſtreckers; 
Konvaleszenz § 185 Note 4b. 


III. Abſchnitt. Teſtament. 6. Titel. Teſtamentsvollſtrecker. 579 


§ 2212. Ein der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unter⸗ 
liegendes Recht kann nur von dem Teſtamentsvollſtrecker gerichtlich 
geltend gemacht werden. 

§ 2213. Ein Anſpruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, kann 
ſowohl gegen den Erben als gegen den Teſtamentsvollſtrecker gericht⸗ 
lich geltend gemacht werden. Steht dem Teſtamentsvollſtrecker nicht 
die Verwaltung des Nachlaſſes zu, ſo iſt die Geltendmachung nur 
gegen den Erben zuläſſig. Ein Pflichttheilsanſpruch kann, auch wenn 
dem Teſtamentsvollſtrecker die Verwaltung des Nachlaſſes zuſteht, nur 
gegen den Erben geltend gemacht werden. 

Die Vorſchrift des § 1958 findet auf den Teſtamentsvollſtrecker 
keine Anwendung. 

Ein Nachlaßgläubiger, der ſeinen Anſpruch gegen den Erben geltend 
macht, kann den Anſpruch auch gegen den Teſtamentsvollſtrecker dahin 
geltend machen, daß dieſer die Zwangsvollſtreckung in die feiner Ver⸗ 
waltung unterliegenden Nachlaßgegenſtände dulde. 


4. (Abſ. 2.) Wegen der Vorſchrift zu Gunſten derjenigen, welche Rechte 
von einem Nichtberechtigten herleiten, vgl. die Bemerkungen zu § 816. Der 
Teſtamentsvollſtrecker kann der Gefahr, daß ein Gutgläubiger von dem Erben 
erwirbt, durch Eintragung der Teſtamentsvollſtreckung in das Grundbuch, 
GO. § 53 (zu § 894) bzw. in das Schiffsregiſter, Zr. § 118 (zu $ 1259) 
begegnen. 

§ 2212. 1. Die Aktivlegitimation zur Geltendmachung eines der Verwal⸗ 
tung des Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden (85 2205, 2208 Abſ. 1, 2217) 
Rechtes (mittelſt Klage oder Widerklage) ſteht der Vorſchrift des § 2211 ent⸗ 
ſprechend nur dem Leſtamentsvollſtrecker unter Ausſchluß des Erben zu. 

2. Der Feſtamentsvollſtrecker hat die Aktivlegitimation kraft feines Amtes 
und kraft eigenen Rechtes (vgl. Titelvorb. Note 4); er iſt nicht Vertreter des 
Erben. Daß ein zwiſchen dem Teſtamentsvollſtrecker und einem Dritten er⸗ 
gangenes Urtheil für und gegen den Erben wirkſam iſt, iſt deshalb aus⸗ 
drücklich in EMO. § 327 ausgeſprochen. 

CPO. 827 Ein Urtheil, das zwischen einem Testamentsvollstrecker und 
einem Dritten über ein der Verwaltung des Testamentsvollstreckers unterliegendes 
Recht ergeht. wirkt für und gegen den Erben. 5 F 

Das Gleiche gilt von einem Urtheile, welches zwischen einem Testamentsvoll- 
Strecker und einem Dritten über einen gegen den Nachlass gerichteten Anspruch 
ergeht, wenn der Testamentsvollstrecker zur Führung des Rechtsstreits be- 
rechtigt ist. 

3. Ertheilung der für und gegen den Erben vollſtreckbaren Ausfertigung 
eines er dem Veſtamentzvollſrecker ergangenen, nach CPO. § 327 dem 
Erben gegenüber wirkſamen Urtheils CP». § 728 Abſ. 2 (zu § 2112). 

4. Prozeſſe des Erblaſſers. 

a. Aufnahme eines durch den Tod des Erblaſſers unterbrochenen Verfahrens 
bei Vorhandenſein eines zur Führung des Rechtsſtreits berechtigten Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers CPO. § 243. 5 1 

b. Ertheilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung eines für oder gegen den 
Erblaſſer ergangenen Urtheils für oder gegen den Teſtamentsvollſtrecker 
CPO. § 749. 

8 2213. 1. Prozeſſuale Vorſchriften. 

A. Das gegen den Teſtamentsvollſtrecker über ein ſeiner Verwaltung unter⸗ 
liegendes Recht oder über einen gegen den Nachlaß gerichteten Anſpruch 
ergangene Urtheil iſt gegen den Erben wirkſam, END. § 327 (zu § 2212). 
Ertheilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung des gegen den Teſtaments⸗ 
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7. Prozeßführung. 
4. Aktivprozeſſe. 


b. Paſſioprozeſſe. 
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en e 2214. Gläubiger des Erben, die nicht zu den Nachlaßgläu⸗ 
laßgläubiger. bigern gehören, können ſich nicht an die der Verwaltung des Teſta⸗ 


mentsvollſtreckers unterliegenden Nachlaßgegenſtände halten. 


52 ergangenen Urtheils gegen den Erben CPO. § 728 Abf. 2 (zu 

2112). 

b. Den Vorſchriften des § 2213 entſprechen die Vorſchriſten CPO. § 748. 
Vgl. Pr. IJMBl. 1900 S. 22 ff. 

CPO. 8 74. Unterliegt ein Nachlass der Verwaltung eines Testaments- 
vollstreckers, so ist zur Zwangsvollstreckung in den Nachlass ein gegen den 
Testamentsvollstrecker ergangenes Urtheil erforderlich und genügend. 

Steht dem Testamentsvollstrecker nur die Verwaltung einzelner Nachlassgegen- 
stände zu, so ist die Zwangsvollstreckung in diese Gegenstände nur zulässig, 
wenn der Erbe zu der Leistung, der Testamentsvollstrecker zur Duldung der 
Zwangsvollstreckung verurtheilt ist. 

Zur Zwangsvollstreckung wegen eines Pflichtheilsanspruchs ist im Falle des 
Abs. I wie im Falle des Abs. 2 ein sowohl gegen den Erben als gegen den 
Testamentsvollstrecker ergangenes Urtheil erforderlich. 


e. Die Verurtheilung des Teſtamentsvollſtreckers zur Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in die ſeiner Verwaltung unterliegenden Nachlaßgegenſtände 
wird dadurch erſetzt, daß er die Zwangsvollſtreckung in einer gerichtlichen 
oder notariellen Urkunde Dun: CRD. § 794 Abſ. 2. 

d. Der Teſtamentsvollſtrecker kann die Beſchränkung der Erbenhaftung auch 
geltend machen, wenn ein diesbezüglicher Vorbehalt in dem Urtheile nicht 
enthalten iſt, CPO. § 780 Abſ. 2 (Zitelvorb. vor § 1967 Note IX). 

2. (Abſ. 2.) Die Nichtanwendbarkeit des § 1958 ergiebt, daß auch 
vor der Annahme der Erbſchaft ſeitens des Erben ein gegen den Nachlaß 
ſich richtender Anſpruch dem Teſtamentsvollſtrecker gegenüber gerichtlich wel: 
tend gemacht werden kann. Vgl. § 1958 Note II. 1 

3. Führung von Prozeſſen über Erbrecht und Pflichttheils— 
recht. Vgl. RG. 9 208, 16 139, 32 152. 

a. Bezüglich des Erbrechts ift eine Vorſchrift nicht gegeben und damit dem 
Teſtamentsvollſtrecker die Legitimation zur Führung von Streitigkeiten, 
deren unmittelbarer Gegenſtand das Erbrecht ſelbſt iſt, nicht ertheilt. 
Für dieſe Streitigkeiten ergiebt ſich die Aktiv- und Paſſivlegitimation 
aus den §§ 2018 ff. — Andererſeits wird die nach ſonſtigen Vorſchriften 
begründete Legitimation des Teſtamentsvollſtreckers nicht dadurch beein⸗ 
trächtigt, daß in dem Rechtsſtreite die Frage des Erbrechts einen In⸗ 
cidentſtreitpunkt bildet. Der Teſtamentsvollſtrecker iſt in ſolchem Falle 
auch zur Prozeßführung über das Erbrecht mit der Maßgabe befugt, daß 
die Entſcheidung nur unter den Parteien und nur in Anſehung des An⸗ 
ſpruchs, über den entſchieden iſt (CPO. § 322), wirkſam iſt. Beiſpiel: 
Der beklagte Teſtamentsvollſtrecker, welcher auf Rechnungslegung belangt 
iſt, beſtreitet, daß der Kläger Erbe iſt. Vgl. Prot. V S. 300. 

b. Für das Pflichttheilsrecht ergiebt ſich die Entſcheidung unmittelbar aus 
§ 2213 Abſ. 1 Satz 3, Abſ. 3, CRD. § 748 Abſ. 3. Auch den Anſpruch 
auf Auskunftsertheilung hat der Pflichttheilsberechtigte nicht gegenüber 
dem Teſtamentsvollſtrecker, ſondern nur gegenüber dem Erben, RG. 50 
224, SW. 1902 Beil. S. 216. 

4. Berechtigung des Teſtamentsvollſtreckers zum Antrag auf 
Erlaſſung des Aufgebots der Nachlaßgläubiger tritt nach erfolgter 
Erbſchaftsannahme ein, CPO. § 991 Abſ. 3 (zu §§ 1970 ff.). 

5. Die konkursrechtlichen Vorſchriften vgl. zu Titelvorb. Note 7. 

§ 2214. Vgl. die entſprechenden Vorſchriften für die Nachlaß verwaltung 
§ 1984 und CO $ 784 Abſ. 2 (zu § 1975). Für den Teſtamentsvollſtrecker 
beſteht neben § 2214 keine weitere Vorſchrift. Die Verſchiedenheit der 

Regelung beruht darauf, daß der Nachlaßverwalter Vertreter des Erben iſt, 


III. Abſchnitt. Teſtament. 6. Titel. Teſtamentsvollſtrecker. 581 


§ 2215. Der Teſtamentsvollſtrecker hat dem Erben unverzüglich 
nach der Annahme des Amtes ein Verzeichniß der ſeiner Verwaltung 
unterliegenden Nachlaßgegenſtände und der bekannten Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten mitzutheilen und ihm die zur Aufnahme des Inventars 
ſonſt erforderliche Beihülfe zu leiſten. 

Das Verzeichniß iſt mit der Angabe des Tages der Aufnahme zu 
verſehen und von dem Teſtamentsvollſtrecker zu unterzeichnen; der 
Teſtamentsvollſtrecker hat auf Verlangen die Unterzeichnung öffentlich 
beglaubigen zu laſſen. 

Der Erbe kann verlangen, daß er bei der Aufnahme des Ver⸗ 
zeichniſſes zugezogen wird. 

Der Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt und auf Verlangen des 
Erben verpflichtet, das Verzeichniß durch die zuſtändige Behörde oder 
durch einen zuſtändigen Beamten oder Notar aufnehmen zu laſſen. 

Die Koften der Aufnahme und der Beglaubigung fallen dem Nach⸗ 
laſſe zur Laſt. 

§ 2216. Der Teſtamentsvollſtrecker iſt zur ordnungsmäßigen Ver⸗ 
waltung des Nachlaſſes verpflichtet. 

Anordnungen, die der Erblaſſer für die Verwaltung durch letzt⸗ 
willige Verfügung getroffen hat, ſind von dem Teſtamentsvollſtrecker 
zu befolgen. Sie können jedoch auf Antrag des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers oder eines anderen Betheiligten von dem Nachlaßgericht 
außer Kraft geſetzt werden, wenn ihre Befolgung den Nachlaß er⸗ 
heblich gefährden würde. Das Gericht ſoll vor der Entſcheidung ſo⸗ 
weit thunlich die Betheiligten hören. 


während der Teſtamentsvollſtrecker feine Rechtsſtellung kraft eigenen Rechtes 

(vgl. FTitelvorb. Note 4) hat. Der zur Zwangs vollſtreckung in den Nachlaß 

erforderliche Titel gegen den Teſtamentsvollſtrecker (CO. § 748) iſt den 

Gläubigern des Erben, die nicht Nachlaßgläubiger ſind, gemäß § 2214 

verſagt. 
$ 2215. 1. Verzeichnißpflicht des Teſtamentspollſtregers. 

a, Die Mittheilung des Verzeichniſſes hat unverzüglich ($ 121) zu er⸗ 
folgen, eine Aufforderung des Erben hat der Teſtamentsvollſtrecker nicht 
abzuwarten, a 

b. Das Verzeichniß hat die der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unter: 
liegenden Nachlaßgegenſtände und die ihm bekannten Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten zu enthalten. 

©. Im Uebrigen vgl. zu § 2121. E 

2. Pflicht des Teſtamentsvollſtreckers, die zur Inventarauf— 

nahme erforderliche Beihülfe zu leiſten. 5 

a. Der Erbe hat das zur Erhaltung der beſchränkten Erbenhaftung dienende 
Inventar ($ 1994 Abſ. 1 Satz 2) zu errichten. Das vom Leſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker errichtete Inventar iſt ohne die Bezugnahme des Erben ($ 2004 
Note ) hierzu nicht ausreichend. 

b. Für den Inhalt und die Aufnahme des Inventars durch den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker gelten nicht die für das Nachlaßinventar in §§ 2001— 2003 
gegebenen Vorſchriften. i 
3. Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker von den ihm nach § 2215 

obliegenden Verpflichtungen nicht N N ö 
4. Haftung des Teſtamentsvollſtreckers bei Nichterfüllung feiner Verpflich⸗ 

tungen § 2220. 


8. Rechtsverhaltniß zwi⸗ 
ſchen Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker und Erben. 
a. Verzeichnißpflicht 

des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers. 


b. Verwaltungspflicht 
des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers. 


0. Herausgabepflicht des 
Teſtamentsvollſtreckers 
wahrend der Dauer 
ſeines Amtes. 


d. Anwendbarkeit von 
Vorſchriften über 
den Auftrag. 
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$ 2217. Der Teſtamentsvollſtrecker hat Nachlaßgegenſtände, deren 
er zur Erfüllung ſeiner Obliegenheiten offenbar nicht bedarf, dem 
Erben auf Verlangen zur freien Verfügung zu überlaſſen. Mit der 
Ueberlaſſung erliſcht ſein Recht zur Verwaltung der Gegenſtände. 

Wegen Nachlaßverbindlichkeiten, die nicht auf einem Vermächtniß 
oder einer Auflage beruhen, ſowie wegen bedingter und betagter 
Vermächtniſſe oder Auflagen kann der Teſtamentsvollſtrecker die Ueber⸗ 
laſſung der Gegenſtände nicht verweigern, wenn der Erbe für die 
Berichtigung der Verbindlichkeiten oder für die Vollziehung der Ver⸗ 
mächtniſſe oder Auflagen Sicherheit leiſtet. 

§ 2218. Auf das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker und dem Erben finden die für den Auftrag geltenden 
Vorſchriften der SS 664, 666 bis 668, 670, des § 673 Satz 2 
und des $ 674 entſprechende Anwendung. 

Bei einer länger dauernden Verwaltung kann der Erbe jährlich 
Rechnungslegung verlangen. 


& 2216. 1. Der Teſtamentsvollſtrecker iſt verpflichtet, den Nachlaß zu 
verwalten und zwar ordnungsmäßig zu verwalten. Was eine ord⸗ 
nungsmäßige Verwaltung erfordert, iſt von Fall zu Fall nach den geſammten 
Umſtänden zu beurtheilen. Der Teſtamentsvollſtrecker, welchem überhaupt 
eine Vermögensverwaltung zuſteht (vgl. $ 2208), kann von der Pflicht, dieſe 
Verwaltung ordnungsmäßig zu führen nicht befreit werden, § 2220. 

2. Zu Abſ. 2 vgl. §§ 1803 Abſ. 2, 1847. 

3. Beſchwerde gegen die Verfügung des Nachlaßgerichts FrG. §§ 19, 20; 
en eines jeden von mehreren Teſtamentsvollſtreckern Fr. § 82 
zu § 2224). 

§ 2217. 1. Mit dem Erlöſchen des Verwaltungsrechts erliſcht auch das 
Recht zum Beſitze der Nachlaßgegenſtände und zur Verfügung über dieſelben 
(8 2205) ſowie die Legitimation zur Führung von Rechtsſtreitigkeiten (58 2211 ff.) 
in Anſehung der dem Erben zur freien Verfügung überlaſſenen Gegenſtände. 

2. Sicherheitsleiſtung $$ 232 ff. 

3. Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker von der Verpflichtung 
aus § 2217 befreien, § 2220. 

§ 2218. 1. Die in Bezug genommenen Vorſchriften betreffen: 

§ 664: Der Leſtamentsvollſtrecker darf im Zweifel die Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckung nicht einem Dritten übertragen. Iſt die Uebertragung geſtattet 
(vgl. auch § 2199 Note 1), jo hat er nur ein ihm bei der Uebertragung zur 
Laſt fallendes Verſchulden zu vertreten. Das Verſchulden eines Gehülfen 
hat er im gleichen Umfange zu vertreten wie eigenes Verſchulden G 278), 
doch kann anderweite Beſtimmung getroffen werden und namentlich auch 
von vornherein Haftung wegen Vorſatzes des Gehülfen erlaſſen werden, 
§ 278 Satz 2. 

§ 666: Auskunftspflicht des Teſtamentsvollſtreckers gegenüber dem Erben. 
f N 15 : Pflicht zur Herausgabe des aus der Teſtamentsvollſtreckung Er⸗ 
angten. 

§ 668: Zinspflicht bei eigennütziger Verwendung von Geld. 

§ 670: Aufwendungen. Aufwendungen des Teſtamentsvollſtreckers als 
Maſſeſchulden KO. § 224 Ziffer 6 (vor § 1975). 

8 673 Satz 2: Beim Tode des Teſtamentsvollſtreckers (vgl. $ 2225) iſt ſein 
Erbe zur Anzeige, erforderlichenfalls zu Fürſorge verpflichtet. 

§ 674: Schutz des gutgläubig fein erloſchenes Amt fortführenden Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers. 
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$ 2219. Verletzt der Teſtamentsvollſtrecker die ihm obliegenden 
Verpflichtungen, ſo iſt er, wenn ihm ein Verſchulden zur Laſt fallt, 
für den daraus entſtehenden Schaden dem Erben und, ſoweit ein 
Vermächtniß zu vollziehen iſt, auch dem Vermächtnißnehmer verant⸗ 
wortlich. 

Mehrere Teſtamentsvollſtrecker, denen ein Verſchulden zur Laſt 
fällt, haften als Geſammtſchuldner. 

§ 2220. Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker nicht von 
den ihm nach den 88 2215, 2216, 2218, 2219 obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen befreien. 

§ 2221. Der Teſtamentsvollſtrecker kann für die Führung ſeines 
Amtes eine angemeſſene Vergütung verlangen, ſofern nicht der Erb- 
laſſer ein Anderes beſtimmt hat. 


2. Die Rechenſchafts⸗ und Offenbarungspflicht ergiebt ſich aus 88 666, 259. 

3. Die aus S 2218 ſich ergebenden Verpflichtungen des Leſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers können von dem Erblaſſer nicht auggeſchlöſen werden, § 2220. 

§ 2219. 1. Verſchulden § 276; Vertretung von Rechtsirrthum vgl. da⸗ 
ſelöſt Note 1. 

2. (Ab. 2.) Vgl. §§ 53, 1833. — Die geſammtſchuldneriſch haftenden 
(9421 ff.) Teſtamentsvollſtrecker haben unter einander den Rückgriff gemaß 
§ 426. Sit der eine von ihnen nur wegen Verſäumung der Aufſichtspflicht, 
der andere aber für die Schadenszufügung unmittelbar verantwortlich, ſo 
kann die entſprechende Anwendung des $ 1833 Abſ. 2 oder des § 840, 
nicht aber die unmittelbare Anwendung des § 840 Abſ. 2 in Frage kommen, 
dgl. Bemerkungen zu 8 1833. 

3. Keine Befreiung von der Haftung aus § 2219 durch den Erblaſſer. 

§ 2220. Nach § 2220 kann der Erblaſſer den Teſtamentsvollſtrecker nicht 
befreien von der Verpflichtung zur 

1. Aufnahme und Mittheilung des Nachlaßverzeichniſſes ſowie zur Leiſtung 
der zur Inventarerrichtung erforderlichen Beihülfe § 2215; 

2. ordnungsmäßigen Verwaltung $ 2216; 

5. Auskunftsertheilung, Nedenihaftsableyung und Leiſtung des Offen⸗ 
barungseids und von den ſonſtigen dem Auftragsverhältniß in § 2218 
entnommenen Pflichten Der hierbei von dem Teſtamentsvollſtrecker zu 
vertretende Grad von Sorgfalt kann vermindert werden, vgl. § 2218 
Note 1 zu § 664; a 

4. Haftung fur Verſchulden gemäß $ 2219. 

§ 2221. 1. Die anderweite Beſtimmung des Erblaſſers iſt maßgebend, 
gleichgültig ob eine Vergütung ausgeſchloſſen oder in anderer als der in 52221 
vorausgeſetzten Weiſe beſtimmt iſt. Wenn der als Teſtamentsvollſtrecker Cr: 
nannte mit der diesbezüglichen Anordnung des Erblaſſers nicht einverſtanden 
iſt, mag er das Amt nicht annehmen. 

2. Ob eine dem Teſtamentsvollſtrecker von dem Erblaſſer gemachte Zu⸗ 
wendung einen Anſpruch auf Vergütung ausſchließen ſoll, iſt Auslegungs⸗ 
frage für den einzelnen Fall. 

3. Der dem Leſtamentsvollſtrecker durch Anordnung des Erblaſſers oder 
gemäß $ 2221 zustehende Anſpruch 0 weder Vermächtniß noch, inſoweit die 
angeordnete Vergütung die — ac enheit nicht überſchreitet, eine auf Frei⸗ 
gebigkeit beruhende Nachlaßver indlichkeit. Dies iſt erheblich für die Rang⸗ 
ordnung im Konkurſe. Vgl. KO. § 226 (vor $ 1975); vgl. ferner $ 2235 
Note 2. Bei Uebermäßigkeit der zugewendeten Vergütung kann Freigebigkeit 
(ogl. Titelvorb. vor § 516 Note 4) und ein verſchleiertes Vermächtniß vor: 
liegen, auch Verletzung von Pflichttheilsrechten in Frage kommen. 


2. 


— 


E 


Haftung des Teſta⸗ 


mentsvollſtreckers 
für Verſchulden. 


. Befreiende Anord⸗ 


nungen des Erb⸗ 
laffers. 


Vergütung. 
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e ee § 2222. Der Erblaſſer kann einen Teſtamentsvollſtrecker auch 

a haft. zu dem Zwecke ernennen, daß dieſer bis zu dem Eintritt einer an- 
geordneten Nacherbfolge die Rechte des Nacherben ausübt und deſſen 
Pflichten erfüllt. 

10. zeſtamnentsvollſtrecker § 2223. Der Erblaſſer kann einen Teſtamentsvollſtrecker auch 

ps zu dem Zwecke ernennen, daß dieſer für die Ausführung der einem 


nehmers. Vermächtnißnehmer auferlegten Beſchwerungen ſorgt. 
11. Mehrere Teftaments- § 2224. Mehrere Teſtamentsvollſtrecker führen das Amt gemein- 
n ſchaftlich; bei einer Meinungsverſchiedenheit entſcheidet das Nachlaß⸗ 


gericht. Fällt einer von ihnen weg, ſo führen die Uebrigen das Amt 
allein. Der Erblaſſer kann abweichende Anordnungen treffen. 
Jeder Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt, ohne Zuſtimmung der 
anderen Teſtamentsvollſtrecker diejenigen Maßregeln zu treffen, welche 
zur Erhaltung eines der gemeinſchaftlichen Verwaltung unterliegen— 
den Nachlaßgegenſtandes nothwendig ſind. 
IV, eee er; § 2225. Das Amt des Teſtamentsvollſtreckers erliſcht, wenn er 
Unfüßſgkeit ſtirbt oder wenn ein Fall eintritt, in welchem die Ernennung nach 
§ 2201 unwirkſam ſein würde. 


4. Inwieweit durch den Anſpruch des Teſtamentsvollſtreckers eine Maſſe⸗ 
ſchuld im Nachlaßkonkurſe begründet wird, iſt nach KO. § 224 Ziffer 6 (vor 
§ 1975) zu beurtheilen. 

§ 2222. 1. Recht des Nacherben §9 21272129; als Verpflichtung des 
Nacherben ergiebt ſich aus § 2120 die Pflicht zur Ertheilung gewiſſer Ein⸗ 
willigungen. 

2. Vgl. wegen der Wahrnehmung der Rechte eines noch nicht vorhandenen 
oder unbekannten Nacherben durch einen Pfleger §§ 1912, 1913. 


8 2223. Vgl. 88 2147, 2186 ff. 


§ 2224. 1. Gemeinſchaftliche Amtsführung vgl. § 1797 (mehrere Vor⸗ 
münder). — Von der geſetzlichen Regelung abweichende Anordnungen des 
Erblaſſers ſind im Zeugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers (§ 2368) anzugeben, 
KG. Jahrb. 22 A S. 269. 

2. Entſcheidung von Meinungsverſchiedenheiten durch das Nachlaßgericht 
Froh. § 82, vgl. zu 6, ferner § 1797 Note 1d; DLG. 1196. 

3. Die Beſtimmung eines Erſatzmanns für einen wegfallenden Teſtaments⸗ 
vollſtrecker kann insbeſondere auch nach Maßgabe der §§ 2197 bis 2200 er⸗ 
folgen. 

4. Zu Abſ. 2 vgl. §§ 744 Abſ. 2, 2038 Abſ. 1 Satz 2. 

5. Geſammtſchuldneriſche Haftung der mehreren Teſtamentsvollſtrecker 
§ 2219 Abſ. 2. 

6. FG. 882. Führen mehrere Jestamentsvollstrecker das Amt gemeinschaft- 
lich, so steht gegen eine Verfügung, durch die das Nachlassgericht Anordnungen 
des Erblassers für die Verwaltung des Nachlasses ausser Kraft setzt oder be! 
einer Meinungsverschiedenheit zwischen den Testamentsvollstreckern entscheidet, 
Jedem Testamentsvollstrecker die Beschwerde selbständig zu. 

Auf eine Verfügung, durch die bei einer Meinungsverschiedenheit zwischen den 
Testamentsvollstreckern über die Vornahme eines Rechtsgeschäfts das Nachlass- 
gericht entscheidet, finden die Vorschriften des $ 53 [zu $ 1357] und des 
$60 Abs. 1 Nr. 6 entsprechende Anwendung. 

Die Berweifungen auf FrG. §§ 53, 60 Abſ. 1 Nr. 6 bringen zum Aus⸗ 
drucke, daß die Verfügung des Nachlaßgerichts, gegen welche die ſofortige 
Beſchwerde ſtattfindet, erſt mit Rechtskraft in Wirkſamkeit tritt, daß das 
Gericht aber bei Gefahr im Verzuge die ſofortige Wirkſamkeit anordnen kann. 
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§ 2226. Der Teſtamentsvollſtrecker kann das Amt jederzeit kün⸗ 
digen. Die Kündigung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nach⸗ 
laßgerichte. Die Vorſchriften des § 671 Abſ. 2, 3 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

$ 2227. Das Nachlaßgericht kann den Teſtamentsvollſtrecker auf 
Antrag eines der Betheiligten entlaſſen, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt; ein ſolcher Grund iſt insbeſondere grobe Pflichtverletzung 
oder Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Geſchäftsführung. 

Der Teſtamentsvollſtrecker ſoll vor der Entlaſſung wenn thunlich 
gehört werden. 

8 2228. Das Nachlaßgericht hat die Einſicht der nach $ 2198 
Abf. 1 Satz 2, § 2199 Abſ. 3, § 2202 Abſ. 2, § 2226 Satz 2 
abgegebenen Erklärungen Jedem zu geſtatten, der ein rechtliches In⸗ 
tereſſe glaubhaft macht. 


8 2225. 1. Kraft Geſetzes eintretende Erlöſchungsgründe. 
a. Tod des Teſtamentsvollſtreckers. 
4. Das Amt des Teſtamentsvollſtreckers ift nicht vererblich. 
3. Die Anzeige- und Fürſorgepflicht des Erben des Teſtamentsvollſtreckers 
ergiebt ſich aus 88 2218, 673 Satz 2. 
b. Eintritt eines der Gründe des § 2201 in der Perſon des Leſtaments⸗ 
vollſtreckers. 
a. Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit § 104. 
3. Eintritt beſchränkter Geſchäftefähigkeit § 114. 
J. Gebrechlichkeitspflegſchaft $ 1910. 
0. Eintritt einer auflöſenden Bedingung oder eines Endtermins SS 158, 163. 

2. Gutgläubige Fortführung des erloſchenen Amtes durch den 
bisherigen Teſtamentsvollſtrecker N 2218, 674. 

3. Kraftloswerden des dem Teſtamentsvollſtrecker ertheilten gerichtlichen 
Zeugniſſes § 2368. 

J. Nicht kraft Geſetzes eintretender Erlöſchungsgrund it insbeſondere 
Konkurs des Teſtamentsvollſtreckers, vgl. § 2227 Note 2. 

§ 2226. J. Mit dem Wirkſamwerden der dem Nachlaßgerichte gegenüber 
abgegebenen, an eine Form nicht gebundenen Erklärung des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers (§ 130 Abſ. 3) erliſcht das Amt. Kündigung iſt Rücktritt fur die 
Zukunft, vgl. Titelvord. vor 9 346 Note II. — Kraftloswerden des dem 
Teſtamentsvollſtrecker ertheilten gerichtlichen Zeugniſſes $ 2368. 

2. Die freie Kündbarkeit tritt auch beim Vorliegen eines Vertrags (vgl. 
5 2202 Note 3a, § 675) ein. Vgl. $ 675 Note? b. * nr 

3. Die Verweiſung auf $ 671 Abi. 23 betrifft die unzeitige Kündigung. 
8 5 09 Intereſſenten iſt Einſicht der Kündigungserklarung zu geſtatten 

2228. 

8 2227. 1. Die Entlaſſung findet nicht, wie im Vormundſchaftsrechte, 
von Amtswegen, ſondern nur auf Antrag eines Betheiligten ſtatt. 

2. Wichtige Gründe können insbeſondere Konkurs oder ſonſtiger Ver⸗ 
mögensverfall oder Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte oder ſonſtige ehren⸗ 
rührige Beſtrafungen ſein. N 5 N 

3. Sofortige Beſchwerde gegen die Verfügung des Gerichts, durch welche 
die, Entlaſſung ausgeſprochen wird, Fr. Fs! Abs. 2 (u S 2200). Gegen 
88 ablehnende Verfügung findet die gewöhnliche Beſchwerde gemäß Fr. 
§§ 19, 20 ſtatt. 

4. Akteneinſicht der Intereſſenten Fr. 59 78, 85. 

5. Dem Nachlaßgerichte ſteht eine weitere Aufſicht über die Geſchäfts⸗ 
führung des Teſtamentsvollſtreckers nicht zu. 


2. 


E 


< 


Kündigung ſeitens des 
Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers. 


. Entlaſſung durch das 


Nachlafigericht. 


Akteneinſicht durch die 


Intexreſſenten. 


A. Teftirfähigkeit. 
1. Beſchränkt Geſchäſts⸗ 
fähige. 


2. Wirkung des Entmün⸗ 
digungsantrags. 
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„ Siebenter Titel. 
Errichtung und Aufhebung eines Teſtaments. 


§ 2229. Wer in der Geſchäftsfähigkeit beſchrankt iſt, bedarf 
zur Errichtung eines Teſtaments nicht der Zustimmung ſeines geſetz⸗ 
lichen Vertreters. 

Ein Minderjähriger kann ein Teſtament erſt errichten, wenn er 
das ſechzehnte Lebensjahr vollendet hat. 

Wer wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Truntſucht ent⸗ 
mündigt iſt, kann ein Teſtament nicht errichten. Die Unfähigkeit 
tritt ſchon mit der Stellung des Antrags ein, auf Grund deſſen die 
Entmündigung erfolgt. 


§ 2228. 1. Die in § 2228 erwähnten Erklärungen betreffen: 

a. § 2198 Abſ. 1 Satz 2: die Beſtimmung der Perſon des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers durch den Dritten, welchem dieſe Beſtimmung überlaſſen ift; 

b. § 2199 Abſ. 3: die Ernennung eines Mitvollſtreckers oder eines Nach⸗ 
folgers durch den Teſtamentsvollſtrecker; 

e. 8 2202 Abſ. 2: die Annahme oder Ablehnung des Amtes als Teſtaments⸗ 
vollſtrecker; 

d. 1 Satz 2: die Kündigung des Amtes durch den Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker. 

2. Glaubhaftmachung des Intereſſes Fr. § 15 Abſ. 2. 

3. Einſicht der Gerichtsakten, Ertheilung von Abſchriften Fr. §§ 34, 85. 

§ 2229. I. Die Teſtamentsfühigkeit überhaupt. 

1. Die Errichtung eines Teſtaments, d. i. einer einfeitigen Verfügung 
von Todeswegen (val. § 1937), iſt ein Rechtsgeſchaft und unterliegt als ſolches 
den allgemeinen Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte, insbeſondere über die Ge⸗ 
N ($$ 104 ff.), ſoweit nicht beſondere Vorſchriften eingreifen (val. 

ote 5 

2. Wegen der beſonderen Vorſchriften für Erbverträge § 2275. 

II. Geſchäfts unfähigkeit. 

1. Beſondere Vorſchriften über die Teſtamentsfähigkeit ſind 
nur gegeben in Anſehung der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Perſonen, 
vgl. zu III. Im Uebrigen bleibt es für die Errichtung von Teſtamenten 
einschließlich des Widerrufs derſelben (vgl. $$ 2253 f.) bei den allgemeinen 
Vorſchriften des § 105, wonach nichtig ſind 
a. die Teſtamente Geſchäftsunfähiger ($ 104) und zwar ohne Rückſicht auf 

etwaige während der Dauer der Entmündigung wegen Geiſteskrankheit 
eintretende Geſundung oder lichte Zwiſchenräume; 

b. die Teſtamente, die im Zuſtande der Bewußloſigkeit oder vorübergehen⸗ 
der Störung der Geiſtesthätigkeit errichtet find ($ 105 Abſ. 2). 

2. Der Erwähnung der wegen Geiſteskrankheit Entmündigten bedurfte 
es in Abſ. 3 Satz 1 nicht, weil dieſe als Geſchäftsunfähige G 104 Ziff. 3) 
ſchon an ſich teſtamentsunfähig find (vgl. Note 1a). 

III. Beſchränkte Geſchäftsfühigkeit 

1. Die Minderjährigkeit (§§ 2, 3). 

a. Vor Vollendung des 16. Lebensjahrs (Altersberechnung § 187 Abſ. 2) 
kann der Minderjährige ein Teſtament nicht errichten; das von ihm er⸗ 
richtete Teſtament iſt dauernd nichtig (§ 141). Vgl. auch § 2247 Note 2. 

b. Der über 16 Jahre alte Minderjährige iſt als ſolcher, d. h. ſofern er 
nicht zugleich als Geiſteskranker oder Entmündigter in Betracht kommt, 
zur Errichtung eines Teſtaments fähig. 

a. Er bedarf zur Teſtamentserrichtung nicht der Zuſtimmung ſeines geſetz⸗ 
lichen Vertreters ($$ 107, 2229 Abſ. 1). Einzige Ausnahme bildet der 
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Fall des § 2292 in Verbindung mit § 2290 Abſ. 3. (Aufhebung eines 
Erbvertrags durch gemeinfchaftliches Teſtament.) 

g. Er iſt in den Teſtamentsformen gewiſſen Beſchränkungen unterworfen, 
88 2238 Abſ. 2, 2247; 2240, 2250, 2251; 2238 Abſ. 2. 

2. Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder 
Trunkſucht (§ 114). 

a. In der Zeit nach Eintritt der Unanfechtbarkeit des Entmündigungsbe⸗ 
ſchluſſes bis zur Stellung eines Antrags auf Wiederaufhebung der Ent⸗ 
mündigung (vgl. § 2230) ſind die Entmündigten unfähig zur Errichtung 
eines Leſtaments, behalten aber die Fähigkeit, ein Teſtament ohne Zu⸗ 
ſtimmung ihres Vertreters zu widerrufen (88 2229 Abſ. 1, 2253 ff.). 

b. In der Zeit vor Eintritt der Unanfechtbarkeit und von Stellung des 
Wiederaufhebungsantrags ab vgl. § 2230 und zu RE 

3. Die unter vorläufige Vormundſchaft Geſtellten. (Bgl. zu IV.) 
7 IV. (Abſ. 3 Satz 2.) Antrag anf Entmündigung; Stellung unter vor⸗ 
läufige Vormundſchaft. 

1. Für die Teſtamentsfähigkeit 3 es — anders als für die Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit überhaupt (vgl. § 114) — 9 eichgültig, ob der zu Entmündi⸗ 
gende unter vorläufige Vormundſchaft ($ 1910) geſtellt iſt oder nicht. Es 
kommt nur darauf an, ob auf Grund desjenigen Antrags, mit deſſen Stel⸗ 
lung der Eintritt der Teſtamentsunfähigkeit behauptet wird, die Entmündi⸗ 
gung erfolgt oder nicht erfolgt. 

a. Iſt die Entmündigung erfolgt und der Entmündigungsbeſchluß unan⸗ 
fechtbar geworden, ſo war der Entmündigte ſchon ſeit der Stellung des 
Entmündigungsantrags teſtamentsunfahig (59 2229 Abf. 5, 2280), un: 
6092555 ſeiner fortdauernden Fähigkeit zum Widerruf eines Teſtaments 
§§ 2353 ff.). 

b. Iſt die Entmündigung nicht erfolgt oder der Entmündigungsbeſchluß auf 
Anfechtungsklage aufgehoben worden (CPO. 88 664, 672, 684), jo hat 
der Entmündigungsantrag eine Beeinträchtigung der Teſtamentsfahigkeit 
nicht bewirkt. 

2. Wer wegen eines gegen ihn gerichteten Entmündigungsantrags unter 
vorläufige Vormundſchaft geſtellt ($ 1910), aber nach 1b keſtawentsfahig iſt, 
bedarf zur Errichtung eines Teſtaments nicht der Zuſtimmung des geſetzlichen 
Vertreters, 99 2229, 114. A 

3. Die Vorſchrift des Abſ. 3 Satz 2 bezieht ſich auf alle Fälle, auch auf 
den Fall der wegen Geiſteskrankheit beantragten Entmündigung. Dies 
iſt auch für ſolche Fälle, in denen der zu Entmündigende ſchon gemaß § 104 
Ziff. 2 geſchäftsunfähig iſt, inſofern von Bedeutung, als es nach Satz 2 ge⸗ 
nügt, die Antragsſtellung (anſtatt der Geſchäftsunfähigkeit) für den Zeitpunkt 
der Teſtamentserrichtung nachzuweiſen. 

V. Gehrechliche (8 1910) ſind als ſolche nicht teſtamentsunfahig, wenn 
ſie nur in der Lage ſind, ihren letzten Willen in Gemäßheit der Vorſchriften 
über die Errichtung von Teſtamenten mündlich oder ſchriftlich auszudrücken. 
Die Errichtung mittelſt Zeichenſprache (zu unterſcheiden von Zeichenſchrift 
vgl. § 2231 Note II 2 46) iſt nicht zugelaſſen. . 

1. Auf Taube, welche ſprechen konnen, finden die allgemeinen Vorſchriften 
Anwendung. Dem pflichtgemäßen Ermeſſen des Richters oder Notars iſt 
es überlaffen, wie er ſich dem Erblaſſer gegenüber verſtändlich macht, jet es 
15 Schrift oder Zeichen oder einen Dolmetſcher (vgl. Fr. § 8, EL. 

188 


2. Blinde find nidt beſonders erwähnt; ſie gehören in Anſehung der 
gemöhnlichen Schrift zu den Perſonen, die Geſchriebenes nicht leſen können 
(88 2238, 2247); dies ift indeß nicht der Fall ſoweit es ſich um Blinden⸗ 
ſchrift handelt, welche der Blinde leſen kann, val. zu § 2231 Note II Ib. 

3. Es find thatſächlich nicht in der Lage, ein Teſtament zu 
machen: 


82229. 


3. Teſtamentserrichtung 

a. während ber Anz 
fechtbarkeit desEnt⸗ 
intindigungsbe⸗ 
ſchluſſes. 


b. nach beantragter 
Wiederaufhebung 
der Entmündigung. 


B. Errichtung des Teſta⸗ 
mentes. 


I. Die ordentlichen Teſta— 
mentsformen. 


Zu 89 2231 ff. 
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§ 2230. Hat ein Entmündigter ein Teſtament errichtet, bevor 
der die Entmündigung ausſprechende Beſchluß unanfechtbar geworden 
iſt, ſo ſteht die Entmündigung der Gültigkeit des Teſtaments nicht 
entgegen, wenn der Entmündigte noch vor dem Eintritte der Unan⸗ 
fechtbarkeit ſtirbt. 

Das Gleiche gilt, wenn der Entmündigte nach der Stellung des 
Antrags auf Wiederaufhebung der Entmündigung ein Teſtament 
errichtet und die Entmündigung dem Antrage gemäß wiederaufge⸗ 
hoben wird. 

§ 2231. Ein Teſtament kann in ordentlicher Form errichtet 
werden: 

1. vor einem Richter oder vor einem Notar; 

2. durch eine von dem Erblaſſer unter Angabe des Ortes und 

Tages eigenhändig geſchriebene und unterſchriebene Erklärung. 


a. Taubſtumme, welche nicht ſchreiben können; 

b. Stumme oder aus anderen Gründen am Sprechen verhinderte Perſonen, 
welche minderjährig ſind, oder Geſchriebenes nicht leſen oder nicht ſchreiben 
können ($$ 2238, 2217, 2243). 

§ 2230. 1. Vgl. zu § 2229 Note III 2b und IV la. Ferner § 115. 

2. Friſt für die Anfechtungsklage CPO. §§ 664, 684. 

3. Wiederaufhebung der Entmündigung CPO. $$ 675, 685. 

+. Uebergangsvorſchrift: Anwendbarkeit des § 2230 auf ein Teſta⸗ 
ment, das ein nach dem 1. Januar 1900 verſtorbener Erblaſſer vor dem 

Jahre 1900 errichtet hat. ES. Art. 215 Abi. 2. 

1. Die Teſtamentsformen. 

a. Die ordentlichen Teſtamentsformen (§ 2231) 

a, vor einem Richter oder Notar §§ 2232 bis 2246. 
3. das holographiſche Teſtament §§ 2247, 2248. 

b. Die außerordentlichen Teſtamentsformen: 

9. er Todesgefahr das Teſtament vor dem Vorſteher der Gemeinde 

$ 2249; 

bei Abſperrung des Ortes von Gericht und Notar: 

aa. das Teſtament vor dem Vorſteher der Gemeinde §§ 2250, 2249. 

RB. 922 mündliche vor drei Zeugen zu Protokoll erklärte Teſtament 

§ 2250; 
y. das während einer Seereiſe mündlich vor drei Zeugen zu Protokoll 
erklärte Teſtament § 2251. 
c. Das Teſtament vor einem Reichskonſul: 
a. Bundeskonſulatsgeſetz §§ 16, 17 a (3 286); 
3. Konſulargerichtsbarkeitsgeſetz vom 7. April 1900 § 7 Ziff. 2 (3 291). 

d. Das Militärteſtament nach § 44 des Reichsmilitärgeſetzes vom 2. Mai 
1874 iſt nunmehr auch für die Angehörigen der Kaiſerlichen Marine 
durch EG. Art. 44 zugelaſſen. Vgl. daſelbſt auch das Reichsgeſetz btr. 
die freiwillige Gerichtsbarkeit und andere Rechtsangelegenheiten in Heer 
und Marine vom 28. Mai 1901 (RGBl. S. 185). 

2. Uebergangsbeſtimmung EG. Art. 214 Abſ. 1. 
3. Internationales Privatrecht EG. Art. 11; vgl. auch Art. 24 

Abſ. 3 Satz 2. 

2231. I. Für die Errichtung des Teſtaments vor einem Richter oder 

Notar vgl. §§ 2232 ff. 

II. Das holographiſche Teſtament. 
1. Unzuläſſig iſt das holographiſche Teſtament ($ 2247) 

a. für Minderjährige, nicht auch für ſonſtige beſchränkt Geſchäftsfahige. 
Vgl. §§ 2229, 114, 1910; 


5 
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b. für Perſonen, die Geſchriebenes nicht zu leſen vermögen. Der Grund 92231 
der Leſens unfähigkeit iſt gleichgültig; die Vorſchrift trifft ſowohl in An⸗ 5 
ſehung der gewohnlichen Schrift den Blinden, welcher die Schrift nur 
deshalb nicht leſen kann, weil er ſie nicht ſieht, als auch denjenigen, der 
des Leſens unkundig iſt (vgl. zu 2aß, ferner §§ 2229 Note V 2, 2247 
Note 1). 

2. Formerforderniſſe. 

a. Das Teſtament muß geſchrieben und unterſchrieben ſein. 

a. Aus dem Erforderniſſe der eigenhändigen Schrift des Erblaſſers 
ergiebt ſich, daß das Teſtament handſchriftlich gefertigt ſein muß, 
es darf alſo nicht mechaniſch oder mit der Schreibmaſchine hergeſtellt 


ſein. 

8. Daß die Niederſchrift in einer lebenden Sprache und in den Schrift⸗ 
zeichen einer ſolchen erfolgen muß, iſt nicht vorgeſchrieben. (Vgl. 
KGG. Jahrb. 22 A 49 polniſche Sprache.) Stenographiſche Niederſchrift 
und Verwendung von Blindenſchrift, wenn die Deutung mit genügen: 
N erfolgen kann, erſcheint nicht unzuläſſig. Val. Mot. . 
S. 270. 

b. Das Feſtament muß von dem Erblaſſer eigenhändig geſchrieben ſein. 
Zuſätze von fremder Hand gelten als nicht geſchrieben. Die Gültigkeit 
des Feſtaments wird durch dieſe Zuſätze nicht beeinträchtigt, ſofern nicht 
anzunehmen iſt, daß die Wirkſamkeit von den Zuſätzen abhüngig ſein 
ſollte (vgl. § 2085). Für die Errichtung eines gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ments der Ehegatten vgl. § 2267. i 

€. Unterſchrift ift Namensunterſchrift, vgl. hierzu S 126 Note 1 2. 

d. Angabe des Ortes und des Tages. 

a. Die Angaben muſſen zur Vermeidung der Nichtigkeit ebenfalls 
eigenhändig von dem Erblaſſer geſchrieben fein (ch. Jahrb. 21 A 222, 
DRS. 3 377). Ob fie auch zur Vermeidung der Ungültigkeit des 
Teſtaments richtig ſein müſſen, iſt eine Streitfrage, die vom RG. an⸗ 
ſcheinend im ſtrengen Sinne beantwortet wird. RG. IW. 1902 Beil. 
S. 232. Val. auch RG. JW. 1901 S. 814%, wo Richtigkeit für die 
Datirung ſelbſt verlangt aber dahingeſtellt wird, ob der Teſtaments⸗ 
tert an demſelben Tage wie die Datirung niedergeſchrieben werden 
muß. Nach KG. Jahrb. 24 A 45 (OLG. A 422) iſt das Leſtament nicht 
um deswillen nichtig, weil die Orts und Zeitangabe den thatſächlichen 
Verhältniſſen nicht entſpricht, vielmehr wird eine dem Willen des 
Erblaſſers entſprechende Orts⸗ und Zeitangabe für genugend erachtet, 
es ſei denn, daß der Erblaſſer aus rechtlichen Gründen zu dieſer Zeit 
und an dieſem Orte das Teftament nicht errichten durfte. 

„Gleichzeitigkeit der Niederſchrift des Textes und der des Datums und 

der Unterſchrift iſt nicht erfordert; vielmehr kann die Niederſchrift der 
einzelnen Theile auch an verſchiedenen Tagen geſchehen. Nicht erforderlich 
iſt es ferner, daß die Angabe des Ortes und des Tages vom Erblaſſer 
unterſchrieben ſei; es genügt, daß Ort und Tag vom Erblaſſer der 
Ertlärung eigenhändig beigefügt und zu letzterer in ſolche Beziehung 
geſetzt iſt, daß kein Zweifel darüber beſtehen kann, daß die Beifügung 
Ort und Tag der Teſtamentserrichtung bezeichnen ſoll und bezeichnet. 
RS. Jahrb. 21 A 56, 22 A 49. A 1 . 

e. Die Beweislaſt, daß das Teſtament von dem Erblaſſer herrührt, liegt 
demjenigen ob, der ſich auf das Teſtament beruft. Der Erblaſſer wird 
gut thun, durch Beglaubigung ſeiner Unterſchrift oder durch Zuziehung 
an 1 dieſen Beweis zu ſichern. Vgl. auch § 2248; ferner RS. 7 

92, 12 315 5 8 
3. Zuläſſigkeit amtlicher Verwahrung § 2248. Pflicht des Beſitzers des 

Teſtaments, es nach dem Tode des Erblaſſers an das Nachlaßgericht abzu⸗ 

liefern, § 2259. 8 4. 

4. Wenn das privatſchriftliche Teſtament zum Nachweiſe einer Rechtsnach⸗ 


"a 
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1. Errichtung vorfihter § 2232. Für die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter 
4. Mitwirkende ber- oder vor einem Notar gelten die Vorſchriften der §§ 2233 bis 2246. 


i § 2233. Zur Errichtung des Teſtaments muß der Richter einen 
Gerichtsſchreiber oder zwei Zeugen, der Notar einen zweiten Notar 
oder zwei Zeugen zuziehen. 


folge nicht ausreicht, weil hierzu eine öffentliche oder öffentlich beglaubigte 
Urkunde erfordert wird (vgl. CPO. $ 727, GO. § 36), fo muß ein Erbſchein 
beſchafft werden, vgl. §§ 2353 ff. 

5. Erforderniß der Eröffnung bzw. der Verkündung des holographiſchen 
Teſtaments, auch wenn es offen errichtet iſt, vgl. Note zu §§ 2259 ff. 


§ 2232. 1. Sachliche Zuſtändigkeit. 
a. Reichsrechtlich find für die gerichtliche Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts 
die Amtsgerichte zuſtändig, Fr. § 167. — Für Heer und Marine vgl. 
6 


zu 6. 

b. Die Landesgeſetze können beſtimmen, daß entweder nur die Gerichte oder 
nur die Notare zuſtändig find, ES. Art. 141. Dem Verſtoße gegen eine 
derartige landesgeſetzliche Vorſchrift iſt nicht der Einfluß auf die Gültig⸗ 
keit abgeſprochen, vgl. EG. Art. 151 Satz 2. 

2. Die örtliche Zuſtändigkeit iſt der landesgeſetzlichen Regelung 
überlaſſen. Ein Verſtoß gegen derartige Vorſchriften beeinträchtigt indeß 
nicht die Gültigkeit des Teſtaments, vgl. EG. Art. 151 Satz 2, vgl. auch 
Fr. F 7. 

3. Der Errichtungsakt. 

Die allgemeinen Vorſchriften der Landesgeſetze über die Errichtung ge⸗ 
richtlicher oder notarieller Urkunden (vgl. z. B. Pr. AG. z. Fr®. Artt. 40 ff.) 
bleiben neben den reichsrechtlichen Vorſchriften als ergänzendes Recht in 
Geltung. Ein Verſtoß gegen dieſelben iſt indeß ohne Einfluß auf die 
Gültigkeit des Teſtaments, EG. Art. 151. 

4. Die Vorſchriften des BOB. über die Errichtung des Teſtaments find 
zugleich vorbildlich geweſen für die Vorſchriften, welche in FrG. §§ 167 ff. 
(hinter § 129) über gerichtliche und notarielle Urkunden gegeben ſind. Bei 
den einzelnen Paragraphen iſt auf die entſprechenden Vorſchriften verwieſen. 

5. Von beſonderer Wichtigkeit iſt für Notare $ 2246. (1) 

6. Für Heer und Marine im Felde vgl. Geſetz, btr. die freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit und andere Rechtsangelegenheiten in Heer und Marine vom 28 Mai 1901 
§ 2, abgedruckt bei EG. Art. 44. 


§ 2233. 1. Während bei Teſtamenten die Zuziehung weiterer Perſonen 
durch den Richter oder Notar gemäß $ 2233 zur Vermeidung der Nichtigkeit 
des Teſtaments ſtets ſtattfinden muß, iſt nach FrG. § 169 (hinter § 129) 
für ſonſtige Beurkundungen die Zuziehung nur erforderlich, wenn ein Be⸗ 
theiligter taub, blind, ſtumm oder ſonſt am Sprechen verhindert iſt. 

2. Landesgeſetzlicher Vorbehalt über Zuziehung einer beſonderen, dazu be⸗ 
ſtellten Urkundsperſon (Gerichtsſchöffe ꝛc.) an Stelle des Gerichtsſchreibers 
oder der zwei Zeugen EG. Artt. 149, 151. 

3. Wenn bei der Teſtamentserrichtung gemäß §§ 2232, 2233 zwei Notare 
thätig find, fo wird der eine der beurkundende Notar ($$ 2236, 2237), 
der andere, d. i. der zugezogene, der zweite Notar genannt. Die Vor⸗ 
ſchriften der §§ 2234, 2235 erſtrecken ſich auf beide Notare, während in 
SS 2238, 2243, 2246 naturgemäß nur der beurkundende Notar gemeint iſt. 

4. Gerichtsſchreiber vgl. GVG. § 154 in Verbindung mit den landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften. Für Preußen Geſetz bir. die Dienſtverhältniſſe der 
Gerichtsſchreiber vom 3. März 1879 (GS. S. 99). Nach § 9 dieſes Geſetzes 
kann die Vertretung eines behinderten Gerichtsſchreibers durch eine jede von 
dem Richter berufene (beeidigte oder zu beeidigende) Perſon erfolgen. 
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8 2234. Als Richter, Notar, Gerichtsſchreiber oder Zeuge kann 
bei der Errichtung des Teſtaments nicht mitwirken: 

1. der Ehegatte des Erblaſſers, auch wenn die Ehe nicht mehr 

beſteht; 

2. wer mit dem Erblaſſer in gerader Linie oder im zweiten Grade 
der Seitenlinie verwandt oder verſchwägert iſt. 

8 2235. Als Richter, Notar, Gerichtsſchreiber oder Zeuge kann 
bei der Errichtung des Teſtaments nicht mitwirken, wer in dem 
Teſtamente bedacht wird oder wer zu einem Bedachten in einem Ver⸗ 
hältniſſe der im § 2234 bezeichneten Art ſteht. 

Die Mitwirkung einer hiernach ausgeſchloſſenen Perſon hat nur 
zur Folge, daß die Zuwendung an den Bedachten nichtig iſt. 

§ 2236. Als Gerichtsſchreiber oder zweiter Notar oder Zeuge 
kann bei der Errichtung des Teſtaments nicht mitwirken, wer zu dem 
Richter oder dem beurkundenden Notar in einem Verhältniſſe der im 
§ 2234 bezeichneten Art ſteht. 

§ 2237. Als Zeuge ſoll bei der Errichtung des Teſtaments nicht 
mitwirken: 

1. ein Minderjähriger; 

2. wer der bürgerlichen Ehrenrechte fur verluſtig erklärt it, 
während der Zeit, für welche die Aberkennung der Ehrenrechte 
erfolgt iſt; 

3. wer nach den Vorſchriften der Strafgeſetze unfähig iſt, als 
Zeuge eidlich vernommen zu werden; 

4. wer als Geſinde oder Gehülfe im Dienſte des Richters oder 
des beurkundenden Notars ſteht. 


5 2234. 1. Die Zuwiderhandlung gegen die zwingende Vorſchrift des 
8 2234 bewirkt Nichtigkeit. Vgl. Fr6. § 170 Ziff. 2 u. 3 (hinter § 129). 

2. Die Vorſchrift des § 2234 erſchöpft reichsrechtlich das hier geregelte 
Verhältniß, namentlich kommt die Vorſchrift Fr. 5 6 hierneben nicht mehr 
in Betracht. Weitergehende landesgeſetzliche Ausſchließungsgrunde würden 
zu berückſichtigen ſein; ihre Vernachläſſigung würde indeß Nichtigkeit des 
Teſtaments nicht zur Folge haben, EB. Art. 151... 

3. Verwanbtſchaft und Schwägerſchaft nach Linien und Graden vgl. 
$8 1589, 1590 und Bemerkungen daſelbſt. In der Seitenlinie erſtreckt ſich 
das Hinderniß alſo nur auf voll⸗ und halbbürtige Geſchwiſter und deren 

hegatten. 1 

ig Daß der Erblaſſer nicht ſelbſt als Urkundsperſon mitwirken kann, iſt 
als ſelbſtverſtändlich unausgeſprochen geblieben. 

8 2235. 1. Vgl. Fr. § 171 (hinter S 129). — $2235 findet auch Anz 
wendung, wenn das Leſtament verſchloſſen übergeben wird (vgl. $ 2238). 

2. Bedacht iſt derjenige, dem durch eine Zuwendung von Todeswegen 
ein ſelbſtändiger Anſpruch auf einen Vermögensvortheil erwächſt. Die Er⸗ 
nennung zum Teſtamentsvollſtrecker iſt keine Bedenkung. Vgl. KG. Jahrb. 
24 AT. Als Bedenkung kommen nur in Betracht Erbeinſetzung, Vermächt⸗ 
niß, Auflage. Wenn indeß die dem Teſtamentsvollſtrecker in dem Teſtamente 
geltimmte Vergütung über das angemefjene Maß hinausgeht, vgl. $ 2221 

ote 3. 

3. Die Einwirkung der theilweiſen Nichtigkeit (Abſ. 2) auf das geſammte 
Teſtament ift nach § 2085 zu beurtheilen. 

8 2236. Vgl. SG. $ 172 (hinter $ 129). Zuwiderhandlung gegen § 2236 
macht das Teſtament nichtig. 


a. Unfähigkeits⸗ 
gründe. 
Verwandte ꝛc. des 
Erblaſſers. 


Bedachte u. deren 
Verwandte 2c. 


Verwandte d. Ur⸗ 
kundsperſon. 


F. Untaugl. Zeugen. 


592 Fünftes Buch. Erbrecht. 


b. Die Saucen § 2238.- Die Errichtung des Teſtaments erfolgt in der Weiſe, 
„At rrichtungs daß der Erblaſſer dem Richter oder dem Notar feinen letzten Willen 
mündlich erklärt oder eine Schrift mit der mündlichen Erklärung 
übergiebt, daß die Schrift ſeinen letzten Willen enthalte. Die Schrift 
kann offen oder verſchloſſen übergeben werden. Sie kann von dem 
Erblaſſer oder von einer anderen Perſon geſchrieben ſein. 

Wer minderjährig iſt oder Geſchriebenes nicht zu leſen vermag, 

kann das Teſtament nur durch mündliche Erklärung errichten. 


8 2237. I. Vel. FrG. § 173 (hinter § 129). Die Zuwiderhandlung gegen 
die Soll vorſchrift des § 2237 bewirkt nicht Nichtigkeit. 

II. Die einzelnen Fälle. 

1. Zu den Minderjährigen (§ 2) gehören nicht die für volljährig Er⸗ 
klärten ($ 3). 

2. Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte StGB. § 34 Ziff. 5. 

3. Unfähigkeit zu eidlichen Zeugniſſen StGB. $ 161 (Verurtheilung wegen 
Meineids). 

4. Ob Jemand im Geſindeverhältniſſe ſteht, iſt nach Landesrecht zu be 
urtheilen, EG. Art. 95. 

III. Nichtberückſichtigte Eigenſchaften. 

1. Entmündigte, Gebrechliche, Geiſteskranke. 

Entmündigte und Bevormundete ſind nicht ausgeſchloſſen. Als ſelbſtver⸗ 
ſtändliches Erforderniß iſt unausgeſprochen geblieben, daß die zugezogenen 
Zeugen die Vorgänge, die ſie bezeugen ſollen, wahrnehmen und begreifen 
können, ſo daß des Vernunftsgebrauchs beraubte, blinde, taube oder der 
deutſchen Sprache (vgl. §§ 2240; 2245) unkundige Perſonen ausgeſchloſſen 
erſcheinen (Mot.). 

2. Schreibensunkundige können nicht zugezogen werden, wenn ſie nicht 
mindeſtens ihren Namen ſchreiben können, $ 2242 Abſ. 3. Die für Rechts⸗ 
geſchäſte des Erklärenden gegebene Vorſchrift des § 126, wonach die Unter⸗ 
ſchrift durch gerichtlich oder notariell beglaubigtes Handzeichen erſetzt werden 
kann, bezieht ſich nicht auf Vollziehung des Protokolls durch den Zeugen, 
weil es ſich hier nicht um ein Rechtsgeſchäft des Zeugen handelt. 

3. Ausländer find als ſolche nicht unfähig, als Zeugen zu dienen. Er⸗ 
ſorderniß der Kenntniß der deutſchen Sprache vgl. zu 1. 

4. Frauen können als Zeugen zugezogen werden. 

IV. Landesgeſetzliche Vorſchriften. 

Weitergehende landesgeſetzliche Vorſchriften find nach EG. Art. 151 zu: 
läſſig. Ihre Nichtbeobachtung kann wohl disziplinare Maßnahmen und 
möglicherweiſe auch Schadenserſatzanſprüche gegen den beurkundenden Be⸗ 
amten, nicht aber die Nichtigkeit des Teſtaments nach ſich ziehen. Vgl. EG. 
Art. 151. 

§ 2238. 1. Der normale Fall der Teſtamentserrichtung vor einem Richter 
oder Notar iſt in den §§ 2238—2242 geregelt. § 1243 behandelt dann die 
Verhinderung des Teſtators am Sprechen, §§ 2244 f. die Teſtamentserrichtung 
durch einen der deutſchen Sprache nicht mächtigen Erblaſſer. 

2. Die beiden Arten der normalen Teſtamentserrichtung. 

a. Mündliche Erklärung des Teſtaments vor Richter oder Notar. Für die 
Frage, ob Nicken mit dem Kopfe auf die Frage des Richters oder Notars 
genügend iſt, vgl. RS. 31 225 ff. Dieſe Entſcheidung iſt wohl noch zus 
treffend für den Fall, daß nicht etwa § 2243 eingreift, alſo wenn der 
Teſtator zwar nicht am Sprechen abſolut verhindert iſt, ihm das Sprechen 
aber ſchwer fällt. Vgl. auch DLG. 2 448, Seuff 56 460. 

b. Uebergabe einer offenen oder verſchloſſenen Schrift. Ueber die Begriffe 
der Schrift vgl. § 2231 Note II 2a. Will der Erblaſſer ein holographi⸗ 
ſches Teſtament übergeben, ſo findet nicht § 2238, ſondern § 2248 An⸗ 
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$ 2239. Die bei der Errichtung des Teſtaments mitwirkenden 
Perſonen müſſen während der ganzen Verhandlung zugegen ſein. 
§ 2240. Ueber die Errichtung des Teſtaments muß ein Protokoll 
in deutſcher Sprache aufgenommen werden. 
$ 2241. Das Protokoll muß enthalten: 
1. Ort und Tag der Verhandlung; 
2. die Bezeichnung des Erblaſſers und der bei der Verhandlung 
mitwirkenden Perſonen; 
3. die nach § 2238 erforderlichen Erklärungen des Erblaſſers 
und im Falle der Uebergabe einer Schrift die Feſtſtellung der 
Uebergabe. 


wendung. Vgl. auch § 2256 Note Idc. Auch das durch Uebergabe einer 

verſchloſſenen Schrift gemäß § 2238 errichtete Teſtament tft eine öffent⸗ 

liche Urkunde (vgl. GO, $ 36, CPO. $ 727 u. A.) KG. OLG. 3 221. 

3. Die Vorſchrift des Abſ. 2, daß Minderjährige (vgl. 8 2229 Abſ. 2) und 
diejenigen, die Geſchriebenes nicht zu leſen vermögen, ihr Teſtament nur 
durch mündliche Erklärung errichten konnen (vgl. auch 8 2247), gilt — ent⸗ 
gegen den Bemerkungen Prot. VS. 336 — auch für die außerordentlichen 
Teſtamentsformen ($$ 2249; 2250 Abſ. 1). — Stumme 8 2243. Taubſtumnie, 
die nicht ſchreiben können, vgl. § 2229 Note V 3a. — Blinde gehören in 
Anſehung der gewöhnlichen Schrift zu denen, die Geſchriebenes nicht leſen 
konnen, nicht aber in Anſehung der Blindenſchrift, vgl. § 2229 Note . 2 

§ 2239. 1. Vgl. Fr®. § 174 (hinter 8 129). — Die Vorſchrift iſt nicht 
bloß Ordnungs-, ſondern weſentliche Formvorſchrift, deren Nichtbefolgung 
Nichtigkeit des Teſtaments bewirkt. 

2. Wird die Entfernung einer der mitwirkenden Perſonen erforderlich, ſo 
muß die Verhandlung während ihrer Abweſenheit unterbrochen werden. 

3. Die Vorſchrift des § 2246, welche die Anweſenheit aller Mitwirkenden 
auch während der Verſiegelung und Beſchreibung gebietet, iſt nur Ordnungs⸗ 
wa: deren Nichtbefolgung die Gültigkeit des Teſtaments nicht beein⸗ 
rächtigt. 

$: 40, 1. Val. Fr. § 175 (hinter § 129). Ueber Inhalt und Auf⸗ 
nahme des Protokolls geben die $$ 2241, 2242 eine Anzahl von Muß vor⸗ 
ſchriften, deren Nichtbeobachtung das Teftament nichtig macht. 

2. Die deutſche Sprache als Gerichtsſprache Fr. §H 8, GBG. § 186. 

Teftament Fremdſprachiger 88 2244, 2245. Dieſe Sprachenvorſchriften 
gelten auch für die außerordentlichen Teſtamentsformen der §8 2249—2251. 
Val Os. 3 375 (Nichtigkeit eines vor einem der deutſchen Sprache nicht 
mächtigen Gemeindevorſteher in deutſcher Sprache durch einen Dritten auf⸗ 
98241. 1 s 176 (hinter $ 120) 

§ 2241. 1. l. Fr. § 176 (hinter § 1800 N 
a. Erforderniß richtiger Orts- und Zeitangabe vgl. RIA. 2 119, RG. Jahrb. 

22 D 6, DES. 2 465, wo ein ſpäterer, noch nicht einmal zur Zeit der Be⸗ 
urtheilung eingetretener Tag bezeichnet war. Vgl. auch § 2231 Note II 2d. 
b. Die Bezeichnung der mitwirkenden Perſonen wird durch deren bloße 
Unterſchrift nicht erfeßt. Sachgemäß find dieſe Perſonen in den Text 
des Protokolls nach Namen und Stand in einer ihre Identität außer 
Zweifel ſtellenden Weiſe zu bezeichnen, wenn auch das NG. (50 16, JW. 
1902 S. 14) die thatſächliche Feſtſtellung des Berufungsgerichts zugelaſſen 
hat, daß durch die Bezugnahme des Textes auf die unterzeichneten Ge⸗ 
richtsperſonen („die unterzeichneten Gerichtsperſonen“) in Verbindung 
mit den Unterſchriften nach dem Zuſammenhange des Protokolls die 
„Bezeichnung“ im Sinne der Ziffer 2 ſich ergebe. Vgl. auch KG. Jahrb. 
33 A 168, Os. 4 94, wo die bloße Unterſchrift ohne die Bezugnahme 
im Text als unzureichend erachtet iſt. 
. Neumann, Sandausgabe des B&B. II. 3. Aufl. 38 


F. Anweſenheit der 
Mitwirkenden. 


c. Das Protokoll. 


a Inhalt. 


F. Vorleſung, Ges 
nenmigung, Un⸗ 
ter ſchrift. 


d. Beſondere Fälle. 
a. Stummer od. ſonſt 
am Sprechen ver⸗ 
hindert. Erblaſſer. 
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§ 22427 Das Protokoll muß vorgeleſen, von dem Erblaſſer ge⸗ 
nehmigt und von ihm eigenhändig unterſchrieben werden. Im Pro⸗ 
tokolle muß feſtgeſtellt werden, daß dies geſchehen iſt. Das Protokoll 
ſoll dem Erblaſſer auf Verlangen auch zur Durchſicht vorgelegt werden. 

Erklärt der Erblaſſer, daß er nicht ſchreiben könne, ſo wird ſeine 
Unterſchrift durch die Feſtſtellung dieſer Erklärung im Protokoll erſetzt. 

Das Protokoll muß von den mitwirkenden Perſonen unterſchrieben 
werden. 

§ 2243. Wer nach der Ueberzeugung des Richters oder des 
Notars ſtumm oder ſonſt am Sprechen verhindert iſt, kann das 
Teſtament nur durch Uebergabe einer Schrift errichten. Er muß die 
Erklärung, daß die Schrift ſeinen letzten Willen enthalte, bei der 
Verhandlung eigenhändig in das Protokoll oder auf ein beſonderes 
Blatt ſchreiben, das dem Protokoll als Anlage beigefügt werden muß. 

Das eigenhändige Niederſchreiben der Erklarung ſowie die Ueber⸗ 
zeugung des Richters oder des Notars, daß der Erblaſſer am 
Sprechen verhindert iſt, muß im Protokolle feſtgeſtellt werden. Das 
Protokoll braucht von dem Erblaſſer nicht beſonders genehmigt zu 
werden. 


2. Zu dem ſich aus § 2241 ergebenden Inhalte des Protokolls kommt 
ferner die Feſtſtellung, daß das Protokoll vorgeleſen, von dem Erblaſſer ge⸗ 
nehmigt und von ihm eigenhändig unterſchrieben iſt, ſowie die Vollziehung 
des Protokolls, § 2242. 

3. Vgl. ferner für Teſtamentserrichtung in den beſonderen Fällen der 
Verhinderung am Sprechen und der Fremdſprachigkeit die §§ 22432245. 

4. Die Feſtſtellung der Perſönlichkeit richtet ſich nach den ergänzenden 
Ordnungsvorſchriften FrG. § 176 Abſ. 3 (hinter § 129). 

§ 2242. 1. Vgl. Fr. § 177 (hinter § 129). 

a. Auch die Theile des Protokolls, in welchen ſich die Angaben über Ort und 
Tag der Verhandlung befinden, ſind vorzuleſen und vom Erblaſſer zu ge⸗ 
nehmigen; auch muß im Protokolle — zur Vermeidung der Nichtigkeit 
des Teſtaments — feſtgeſtellt werden, daß dies geſchehen iſt. RG. 50 
215, IW. 1902 Beil. S. 216. 

b. Im Falle der Erklärung des Erblaſſers, nicht ſchreiben zu können, wird 
die Unterſchrift durch die Feſtſtellung dieſer Erklärung erſetzt; die proto⸗ 
kollariſche Feſtſtellung der Schreibensunfähigkeit durch die Urkundsperſon 
iſt weder erforderlich noch genügend, vgl. KG. Jahrb. 20 A 130. Der 
Hinzufügung eines Handzeichens (vgl. § 126 Abſ. 1) bedarf es nicht. Die 
Vorſchrift des Abſ. 2 trifft ſowohl den Fall, daß Jemand des Schreibens 
unkundig iſt, als auch den Fall, daß er durch Krankheit, Verletzung ꝛc. 
in der Lage iſt, nicht ſchreiben zu können. 

2. Der Schluß des Protokolls lautet in Gemäßheit des § 2242: 

„Das Protokoll iſt vorgeleſen, von dem Erblaſſer genehmigt und 
von ihm, wie folgt, eigenhändig unterſchrieben. 
(Unterſchrift des Erblaſſers.) 
Unterſchrift des Richters oder Notars. 
Unterſchrift des Gerichtsſchreibers oder des 
zweiten Notars oder der beiden Zeugen. 

Vgl. Rausnitz D. IZtg. 1899 S. 458. Ueber die Entbehrlichkeit des Wortes 

„eigenhändig“ vgl. KG. Jahrb. 20 A 128. 

§ 2243. 1. Fr. § 178 (hinter § 129). Vorausſetzung iſt nicht wirk⸗ 
liches Stummſein oder eine abſolute Verhinderung am Sprechen, ſondern 
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§ 2244. Erklärt der Erblaſſer, daß er der deutſchen Sprache 
nicht mächtig ſei, ſo muß bei der Errichtung des Teſtaments ein 
vereideter Dolmetſcher zugezogen werden. Auf den Dolmetſcher 
finden die nach den 88 2234 bis 2237 für einen Zeugen geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

Das Protokoll muß in die Sprache, in der ſich der Erblaſſer er⸗ 
klärt, überſetzt werden. Die Ueberſetzung muß von dem Dolmetſcher 
angefertigt oder beglaubigt und vorgeleſen werden; die Ueberſetzung 
muß dem Protokoll als Anlage beigefügt werden. 

Das Protokoll muß die Erklärung des Erblaſſers, daß er der 
deutſchen Sprache nicht mächtig ſei, ſowie den Namen des Dol⸗ 
metſchers und die Feſtſtellung enthalten, daß der Dolmetſcher die 
Ueberſetzung angefertigt oder beglaubigt und ſie vorgeleſen hat. Der 
Dolmetſcher muß das Protokoll unterſchreiben. 


nur die im Protokolle feſtzuſtellende Ueberzeugung des Richters oder Notars 

von dem Vorliegen eines dieſer Hinderungsgründe. Unter § 2243 gehört 

el der Fall, daß dem Teſtator etwa ärztlicherſeits das Sprechen ver⸗ 
oten iſt. 

2. Die Erklärung, daß die übergebene Schrift ſeinen letzten Willen ent⸗ 
halte, hat der ul bei der Verhandlung, alſo in Gegenwart aller 
Mitwirkenden (88 2233, 2239) eigenhändig zu ſchreiben. 

3. Wer nicht ſprechen und nicht ſchreiben kann, kann ein Teftament nicht 
machen. Teſtamentserrichtung mittelſt Geſten oder Zeichen iſt nicht zuge⸗ 
laſſen, vgl. 9 2229 Note V. Ueber Verwendung von Blindenſchrift vgl. in 
deß § 2231 Note II 2a. 

4. Wegen Vorleſung und Vollziehung des Protokolls gilt § 2242; nur 
der beſonderen Genehmigung des Erblaſſers bedarf es nicht. 

5. Iſt der Erblaſſer im Falle des § 2243 der deutſchen Sprache nicht 
mächtig, ſo kommen 58 2244, 2245 in Verbindung mit § 2243 zur An⸗ 
wendung. 

8 2244. 1. Vorausſetzung der Anwendbarkeit. 

a. Nach FrG. § 8, GG. § 186 iſt die Gerichtsſprache die deutſche Sprache 
(vgl. Fr&. §§ 179, 180, hinter $ 129). 8 2244 regelt den Fall, daß der 
Erblaſſer der deutſchen Sprache nicht mächtig iſt und daß andererſeits 
nicht fämmtliche mitwirkenden Perſonen die Sprache, in der ſich der Erb⸗ 
laſſer erklärt, beherrſchen (vgl. $ 2245). 2 \ 

h. Entſcheidend iſt, daß der Erblaſſer erklärt, der deutſchen Sprache nicht 
mächtig zu ſein. Unwahrheit der Erklärung beeinträchtigt nicht die Gül⸗ 
tigkeit des Teſtaments. > n Dreyer 

e. Gegen Mißbrauch ſchützt die Erhöhung der Koſten, wenn ſich ein Be⸗ 
theiligter in einer fremden Sprache erklärt. „gt. Pr. Gerichtskoſtengeſetz 
855: Erhöhung um ein Viertheil, GS. 1899 S. 344). 

2. Die Perſon des Dolmetſchers. 1 7 

Die 2 eines vereidigten, nicht gerade eines gerichtlich ver⸗ 
eldigten Dolmetſchers iſt vorgeſchrieben. Die Regelung des Dolmetſcher⸗ 
weſens iſt der Landesgeſetzgebung überlaſſen. Vgl. für Preußen 6 eſetz 
betr. die Geſchäftsſprache bei Behörden vom 28. Auguſt 1876 (GS. S. 389) 
und Pr. Dolmetſcher⸗Ordnung vom 18. Dezember 1899 (IMBl. S. 856), Pr. 
AG. z. Fr. Art. 86 (Beeidigung durch den Notar in dringenden Fällen); 
Pr. AG. z. BOB. Art. 80 (Beeidigung durch die Urkundsperſon bei Noth⸗ 
teftament). Ueber die Nothwendigkeit, feſtzuſtellen, daß der Eid des funktio⸗ 
nirenden Dolmetſchers die von ihm im einzelnen Falle zu leiſtende Dol⸗ 
metſcherthätigkeit deckt (3. B. daß der zu einer notariellen Verhandlung zuge⸗ 
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§ 2245. Sind ſämmtliche mitwirkende Perſonen ihrer Ver⸗ 
ſicherung nach der Sprache, in der ſich der Erblaſſer erklärt, mächtig, 
ſo iſt die Zuziehung eines Dolmetſchers nicht erforderlich. 

Unterbleibt die Zuziehung eines Dolmetſchers, ſo muß das Proto⸗ 
koll in der fremden Sprache aufgenommen werden und die Erklärung 
des Erblaſſers, daß er der deutſchen Sprache nicht machtig ſei, ſowie 
die Verſicherung der mitwirkenden Perſonen, daß ſie der fremden 
Sprache mächtig ſeien, enthalten. Eine deutſche Ueberſetzung foll 
als Anlage beigefügt werden. 


zogene Dolmetſcher nicht etwa bloß für Uebertragungen vor Gericht beſtellt 

iſt, vgl. KG. OLG. 2 202. 

Für Elſaß⸗Lothringen vgl. OLG. 3 186. 

3. Die rechtliche Behandlung des Dol metſchers. 

a. Der Dolmetſcher iſt nach der Auffaſſung des BGB. das Organ, durch 
welches der Erblaſſer zu den übrigen Mitwirkenden redet. Was der 
Dolmetſcher als den Willen des Erblaſſers mittheilt, wird ſo angeſehen, 
5 wenn es von dem Erblaſſer ſelbſt in deutſcher Sprache erklärt wäre 
(Mot.). 

b. Der Dolmetſcher kann nicht zugleich die Rolle einer der ſonſt bei der 
Teſtamentserrichtung mitwirkenden Perſonen ($ 2233) bekleiden. Vgl. 
Pr. IMBl. 1900 S. 80 f., KG. Jahrb. 21 A 221, OLG. 3 253. 

4. Das Protokoll. 

Das in deutſcher Sprache abzufaſſende Protokoll, welches den Gang des 
Verfahrens erkennen läßt, hat demnach folgenden Inhalt: 

a. Ort und Tag der Verhandlung ($ 2241 Ziffer 1). 

b. Die Bezeichnung des Erblaſſers und der bei der Verhandlung mitwirken⸗ 
den Perſonen, einſchließlich des Dolmetſchers (§§ 2241 Ziffer 2, 
2244 Abſ. 3). 

e. Die durch den Dolmetſcher in deutſcher Sprache wiederzugebende Er⸗ 
6 2244 20 1 daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei 

d. Die nach § 2238 erforderliche Erklärung ($ 2241 Ziffer 3) in der ihr 
durch den Dolmetſcher gegebenen deutſchen Ueberſetzung (§ 2244). 

e. Die Feſtſtellung, daß der Dolmetſcher die dem Protokoll als Anlage bei⸗ 
gefügte Ueberſetzung des Protokolls in die Sprache des Erblaſſers ange: 
fertigt oder, wenn ſie von einem Anderen angefertigt iſt, beglaubigt und 
fie auch vorgeleſen hat ($ 2244 Abſ. 3). 

f. Die Feſtſtellung ($ 2242), daß das (deutſche) Protokoll vorgeleſen, von 
dem Erblaſſer (durch den Mund des Dolmetſchers) genehmigt und von 
ihm eigenhändig unterſchrieben iſt, wobei bei Schreibensunkunde die 
Unterſchrift durch die Feſtſtellung der Erklärung, daß der Erblaſſer nicht 
ſchreiben kann, erſetzt wird (§ 2242). 

g. Die Unterſchrift der mitwirkenden Perſonen (§ 2242 Abſ. 3) einſchließlich 
des Dolmetſchers ($ 2244 Abſ. 3). 

5. Iſt der Fremdſprachige nach der Ueberzeugung des Richters ſtumm oder 
ſonſt am Sprechen verhindert, ſo ergiebt ſich das Verfahren unter weiterer 
Berückſichtigung des § 2243. 

§ 2245. 1. In $ 2245 wird der Fall geregelt, daß der Erblaſſer der 
deutſchen Sprache nicht mächtig iſt (vgl. Abſ. 2), ſämmtliche Mitwirkende aber 
(vgl. $ 2233) die Sprache des Erblaſſers beherrſchen. Entſcheidend iſt die 
Verſicherung der Mitwirkenden. Unrichtigkeit dieſer Erklärung beeinträchtigt 
nicht die Gültigkeit des Teſtaments, ſondern kann gegebenen Falles Schadens⸗ 
erſatzanſprüche nach allgemeinen Grundſätzen begründen (§§ 823 ff.). 

2. Das in der fremden Sprache aufzunehmende Protokoll hat den ſich 
aus §§ 2241, 2242 (bzw. 2243) ergebenden Inhalt. Das fremdſprachige 
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3 2246. Das über die Errichtung des Teſtaments aufgenommene 
Protokoll ſoll nebſt Anlagen, insbeſondere im Falle der Errichtung 
durch Uebergabe einer Schrift nebſt dieſer Schrift, von dem Richter 
oder dem Notar in Gegenwart der übrigen mitwirkenden Perſonen 
und des Erblaſſers mit dem Amtsſiegel verſchloſſen, mit einer das 
Teſtament naher bezeichnenden Aufſchrift, die von dem Richter oder 
dem Notar zu unterſchreiben iſt, verſehen und in beſondere amtliche 
Verwahrung gebracht werden. 

Dem Erblaſſer ſoll über das in amtliche Verwahrung genommene 
Teſtament ein Hinterlegungsſchein ertheilt werden. 


Protokoll iſt maßgebend. Daß die deutſche Ueberſetzung beizufügen iſt, iſt 
lediglich unweſentliche Ordnungsvorſchrift. 

3. Iſt der Erblaſſer ſtumm oder ſonſt am Sprechen verhindert, ſo ergiebt 
ſich Verfahren und Protokoll aus § 2243 in Verbindung mit § 2245. 

§ 2246. 1. Die Teſtamentserrichtung iſt beendet, wenn alle für dieſelbe 
in 88 2238—2245 beſtimmten Erforderniſſe vorliegen. Ein Verſtoß gegen 
die Ordnungsvorſchrift des $ 2246 beeinträchtigt nicht die Gültigkeit des 
Teſtaments, Rc. Jahrb. 24 4 88. 

2. Die Ordnungsvorſchrift des § 2246 beſtimmt, wie mit dem fertigen 
Teſtamente zu verfahren iſt. Danach darf der beurkundende Richter 
oder der Notar nicht etwa das fertiggeſtellte Teſtament dem 
Erblaſſer auf ſein Verlangen aushändigen, jondern hat das: 
ſelbe in der ſich aus ſeinem pflichtgemäßen Verhalten ergeben⸗ 
den Zeit und Art (3. B. auch durch die Poſt, vgl. K Bl. 1900 S. 80, OLG. 
1294) in die beſondere amtliche Verwahrung gelangen zu laſſen 
(vgl. § 2256). Auch die Zuſtimmung oder der Wille des Erblaſſers kann 
den Richter oder Notar von der Befolgung der Sollvorſchrift des § 2246 
nicht entbinden (vgl. D. Igtg. 1900 S. 522). 

3. Unterſchied von Siegel und Stempel vgl. Pr. JMBl. 1900 S. 45. Vgl. 
auch KG. Jahrb. 20 A 14. 

4. Die Regelung der amtlichen Verwahrung, ſowie die G. 9200. des 
Hinterlegungsſcheins iſt der Landesgeſetzgebung überlaſſen. Fr. 200. Die 
amtliche Verwahrung von Teſtamenten und Erbverträgen erfolgt durch die 
Amtsgerichte, in Bayern nur durch die Notare. 

Preussen AG. z. BGB. Art. 81. 8-Altenb. Ac. z. B HB. 99 143140. 
Ge RS. Jahrb. 20 | 8.-Kob- G. AG. z. BGB. Art. 53, V. 
262, 21 225, Os. 2 3 7 16. 
Anhalt AG. z. BGB. Art. 69. 
Schw.-Rd. 915 0 BGB. Artt. 189, 


35 
Bayern Notariatsgeſ. Art. 1 (Ro⸗ 


tare). | B 

dae B. l. A. d. BGB. 88 49, Sehne Sd. A. J. B. Art. 62. 
ie ss Waldeck Ac. z. BOB. Art. 43. 
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Baden Fr. §§ 52, 53. | Heuss j. L. AG. z. BGB. 88 138, 139. 
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2. Holographiſches Test- § 2247. Wer minderjährig iſt oder Geſchriebenes nicht zu leſen 
eee vermag, kann ein Teſtament nicht nach $ 2231 Nr. 2 errichten. 
„ e ng. § 2248. Ein nach $ 2231 Nr. 2 errichtetes Teſtament iſt auf 
Verlangen des Erblaſſers in amtliche Verwahrung zu nehmen. Die 
Vorſchrift des §S 2246 Abſ. 2 findet Anwendung. 
II. Außerordentliche Ceſta-. § 2249. Iſt zu beſorgen, daß der Erblaſſer früher ſterben werde, 
1. Velen nahen als die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter oder vor 
Errichtung vor dem einem Notar möglich iſt, fo kann er das Teſtament vor dem Vor⸗ 
Gemeindevorſteher. ſteher der Gemeinde, in der er ſich aufhält, oder, falls er ſich in dem 
Bereich eines durch Landesgeſetz einer Gemeinde gleichgeſtellten Ver⸗ 
bandes oder Gutsbezirkes aufhält, vor dem Vorſteher dieſes Ver⸗ 
bandes oder Bezirkes errichten. Der Vorſteher muß zwei Zeugen 
zuziehen. Die Vorſchriften der §§ 2234 bis 2246 finden Anwendung; 
der Vorſteher tritt an die Stelle des Richters oder des Notars. 
Die Beſorgniß, daß die Errichtung eines Teſtaments vor einem 
Richter oder vor einem Notar nicht mehr möglich ſein werde, muß 
im Protokolle feſtgeſtellt werden. Der Gültigkeit des Teſtaments 
ſteht nicht entgegen, daß die Beſorgniß nicht begründet war. 


§ 2247. J. Der Blinde, welcher die Blindenſchrift leſen und en 
kann, wird in Anſehung eines in ſolcher Schrift von ihm ſelbſt gefertigten 
Teſtaments nicht unter § 2247 fallen. Vgl. § 2231 Note II 1 b. 

2. Ein holographiſches Teſtament ($ 2231 Ziffer 2), welches dem § 2247 
zuwider errichtet iſt, iſt nichtig. Die nach dem Fortfalle des Unzuläſſigkeits⸗ 
grundes erfolgende Beſtätigung iſt als Neuvornahme zu beurtheilen (vgl. 
§ 141). Die auf die alte Niederſchrift geſetzte Erklärung, daß ihr Inhalt 
als das Teſtament des Erblaſſers gelten ſolle, iſt hierzu nicht ausreichend. 
Vgl. die ausdrückliche Vorſchrift in § 2267. 

§ 2248. 1. Die geſetzliche Regelung der amtlichen Verwahrung ein⸗ 
ſchließlich der in § 2246 Abſ. 2 vorgeſchriebenen Ertheilung eines Hinter: 
legungsſcheins iſt der Landesgeſetzgebung überlaſſen, vgl. § 2246 Note 4. 

Durch die amtliche Verwahrung, welche nur dem Zwecke ſicherer Verwah⸗ 
rung dient, wird das Privatteſtament weder zu einer öffentlichen Urkunde 
noch auch ſeine Echtheit erwieſen. Abgeſehen von dem Falle des Verdachts 
einer Teſtamentsunterſchiebung oder eines ſonſtigen Mißbrauchs iſt das Ge: 
richt nicht befugt, den Nachweis zu erfordern, daß das zur Verwahrung 
überſandte Teſtament auch von dem als Teſtator Bezeichneten herrührt, KG. 
Jahrb. 20 A 259, RIA. 1 146, Seuff. 57 109. 

2. Die Rückgabe des holographiſchen Teſtaments aus der amtlichen Ver: 
wahrung, welche auf jederzeitiges Verlangen des Erblaſſers an dieſen ſelbſt 
zu erfolgen hat, gilt nicht als Widerruf, vgl. § 2256 Abi. 3. 

§ 2249. J. An Stelle der außerordentlichen Teſtamentsform des § 2249 
wird häufig das holographiſche Teſtament des § 2131 Ziff. 2 zur Anwendung 
gelangen. 

2. Als Urkundsperſon iſt berufen: 

a. reichs rechtlich: 

a. Der Vorſteher der Gemeinde, in der ſich der Erblaſſer aufhält. Außer⸗ 
halb feines Gemeindebezirks iſt der Vorſteher nicht als Urkundsperſon 
zu erachten; die vor ihm erfolgte Teſtamentserrichtung wäre nichtig. 
Die Vorſchrift Fr. $ 7 iſt trotz der Beſtimmung, daß der Vorſteher 
an die Stelle des Richters tritt, auf dieſen Fall wohl nicht anzu⸗ 
wenden. Vgl. Pr. G. ü. d. FrG. Art. 39. 
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§ 2250. Wer ſich an einem Orte aufhält, der in Folge des 
Ausbruchs einer Krankheit oder in Folge ſonſtiger außerordentlicher 
Umſtände dergeſtalt abgeſperrt iſt, daß die Errichtung eines Teſta⸗ 
ments vor einem Richter oder vor einem Notar nicht möglich oder 
erheblich erſchwert iſt, kann das Teſtament in der durch den §224 
Abſ. 1 beſtimmten Form oder durch mündliche Erklärung vor drei 
Zeugen errichten. 

Wird die mündliche Erklärung vor drei Zeugen gewählt, ſo muß 
über die Errichtung des Teſtaments ein Protokoll aufgenommen 
werden. Auf die Zeugen finden die Vorſchriften der § 2234, 
2235 und des § 2237 Nr. 1 bis 3, auf das Protokoll finden die 
Vorſchriften der Ss 2240 bis 2242, 2245 Anwendung. Unter Zu⸗ 
ziehung eines Dolmetſchers kann ein Teſtament in dieſer Form nicht 
errichtet werden. 


Als Vorſteher iſt auch der Vertreter des Gemeindevorſtehers inner⸗ 
halb ſeiner Vertretungsbefugniſſe anzuſehen (Mot.) 

8. Ob andere Verbände den Gemeinden gleichgeſtellt ſind, iſt nach Lan⸗ 
desrecht zu beurtheilen; für Preußen iſt das nicht der Fall. 

. Ob ein Gutsbezirk der Gemeinde gleichgeſtellt iſt, entſcheldet das Lan⸗ 
desrecht; für Preußen hinſichtlich der ſelbſtändigen Gutsbezirke bejaht 
(AG. z. BGB. Art. 80). 

5. Zur Frage, ob eine der deutſchen Sprache nicht mächtige Urkundsperſon 
überhaupt befähigt iſt, ein Teſtament aufzunehmen, vgl. OLG. 3 519. 

b. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für die Vorſchriften, nach welchen im 
Falle des 8 2249 an Stelle des Vorſtehers oder neben demſelben eine 
andere amtlich beſtellte Perſon zuſtändig iſt, EG. Art. 150; vgl. für Preußen 
AG. z. BOB. Art. 80 Mi. 2. 

g. Die Errichtung des Teſtaments. Vgl. Anweiſung des Preuß. 
Juſtizminiſters und des e des Innern betr. die Errichtung von 
Teſtamenten vor dem Gemeinde- oder Gutsvorſteher vom 23. Juni 1900 
(Pr. JMBl. 1900 Nr. 32). 

a. Die Urkundsperſon (vgl. zu 2) muß zwei Zeugen hinzuziehen; der Erſatz 
der zwei Zeugen durch eine etwa vorhandene zweite Urkundsperſon im 
Sinne der Note 2 (vgl. § 223%) iſt nicht zugelaſſen. 

h. Wegen der Anwendung der 58 2234— 2246 vgl. zu dieſen Paragraphen. 
Insbeſondere alſo iſt das aufgenommene Protokoll nebſt Anlagen ver⸗ 
ſchloſſen und verfiegelt gemäß § 2246 zu ber beſonderen amtlichen Ver⸗ 
wahrung zu bringen. Für Preußen vgl. AG, z. BOB. Art. 8192 Ziff. 3. 
Wegen Rückgabe des Teftaments vgl.“ 2256. l 

6. Feſtſtellung der Beſorgniß im Protokoll (Abf, 2) iſt Muß vorſchrift. Die 
Feſtſtellung muß die Beſorgniß, daß die Errichtung eines Teſtaments vor 
einem Richter oder einem Notar nicht mehr möglich ſein werde, zum 
Gegenſtand haben. Cs genügt nicht z. B. die Feſtſtellung, daß der Erb⸗ 
laſſer durch Krankheit verhindert ſei, das Bett oder das Haus zu ver⸗ 
laſſen. Auch die Beſorgniß einer weſentlichen Erſchwerung, namentlich 
Vertheuerung der Teſtamentserrichtung, iſt nicht genügend (D. I3tg. 1901 
S. 280). In NO. JW. 1902 Beil. S. 216 wurde die Feſtſtellung der 
Beſorgniß, daß der Tod vor der Ankunft des Richters (nicht auch des 
Notars) eintreten könnte nur deßhalb für ausreichend erachtet, weil der 
nächſte Notar ſeinen Amtsſitz am Gerichtsſitze hatte. 

4. Das gemäß § 2249 errichtete Teſtament iſt eine öffentliche Urkunde im 
Sinne des § 415 EPD. ſowie BO. § 36 Abſ. 1, KG. Jahrb. 24 A 88. 

5. Zeitliche Beſchränkung der Gültigkeit des außerordentlich errichteten 
Teſtaments § 2252. 


2. Verkehrsſperre. 
a, Errichtung gor dem 
Gemeindevorſteher. 


b. Errichtung durch 
mündl. Erklärung 
vor drei Zeugen. 


$ 2250. 
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§ 2250. 1. An Stelle der außerordentlichen Teſtamentsformen des § 2250 
bietet ſich das holographiſche Teſtament des § 2231 Ziff. 2. 


2. Die Vorausſetzungen des § 2250 find von demjenigen zu be⸗ 


weiſen, der auf das gemäß § 2250 außerordentlich errichtete Teſtament Rechte 
ſtützt. Eine den Beweis des objektiven Vorliegens der Vorausſetzungen er⸗ 
ſetzende Feſtſtellung zu Protokoll (§§ 2249 Abſ. 2) iſt in § 2250 nicht zuge: 
laſſen. Abſperrung im Geſundheitsintereſſe vgl. Gef. zur Bekämpfung gemeingef. 
Krankh. v. 30. Juni 1900 (Re Bl. S. 306) §§ 11 ff.; Zulaſſung v. Urkunds⸗ 
perſonen § 14. 


a. 


3. Die beiden in § 2250 zugelafjenen Formen find: 

Die Errichtung vor einer außerordentlichen Urkundsperſon (vgl. zu $ 2249 
Abſ. 1). Auch wenn das Teſtament nach § 2249 auf Grund der Voraus⸗ 
ſetzungen des § 2250 errichtet wird, liegt dennoch ein nach § 2249 er⸗ 
richtetes Teſtament vor (vgl. § 2256). 

1 Errichtung des Teſtaments durch mündliche Erklärung vor drei 
Zeugen. 


Die Anwendung der in Bezug genommenen Vorſchriften auf dieſe 


Teſtamentsform ergiebt: 


a. die Perſon der Zeugen. 

aa. Unfähige Zeugen find: der Ehegatte des Erblaſſers, auch wenn 
die Ehe nicht mehr beſteht, ferner wer mit dem Erblaſſer in ge⸗ 
rader Linie oder im zweiten Grade der Seitenlinie verwandt oder 
verſchwägert iſt. Zuwiderhandlung bewirkt Nichtigkeit des Teſta⸗ 
ments, § 2234. 

38. Untaugliche Zeugen find diejenigen, die in dem Teſtamente 
bedacht werden oder wer zu einem Bedachten in dem Verhältniß 
als Ehegatte ſteht oder ſtand, oder mit einem Bedachten in ge⸗ 
rader Linie oder im zweiten Grade der Seitenlinie verwandt iſt. 
Zuwiderhandlung hat nur zur Folge, daß die Zuwendung an den 
Bedachten nichtig iſt, § 2235. 

. Untaugliche Zeugen find ferner Minderjährige, der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit, als Zeuge eidlich vernommen 
zu werden, Entbehrende. Ordnungsvorſchrift § 2237. 

Protokoll. 

43. Das Protokoll iſt in deutſcher Sprache ($ 2240) abzufaſſen. Von 
wem es abgefaßt wird, ob von dem Erblaſſer ſelbſt oder auch 
von einem als Zeugen Ausgeſchloſſenen, iſt gleichgültig, wenn nur 
einer der Zeugen ſich den Entwurf als Protokoll aneignet. 

23. Das Protokoll muß enthalten: Ort und Tag der Verhandlung, 
die Bezeichnung des Erblaſſers und der Zeugen, die Erklärung 
des letzten Willens durch den Erblaſſer, § 2241. 

77. Das Protokoll muß vorgeleſen, von dem Erblaſſer genehmigt und 
von ihm eigenhändig unterſchrieben werden. Im Protokolle muß 
feſtgeſtellt werden, daß dies geſchehen iſt. Erklärt der Erblaſſer, 
daß er nicht ſchreiben könne, ſo wird ſeine Unterſchrift durch die 
Feſtſtellung dieſer Erklärung im Protokoll erſetzt. § 2242 Abſ. 1, 2. 

Das Protokoll muß von den drei Zeugen unterſchrieben wer? 
den. § 2242 Abſ. 3. 

48. Das Protokoll iſt lediglich eine Privaturkunde. Vgl. § 2231 
Note II 4. 

Fremdſprachigkeit des Erblaſſers. 

Iſt der Erblaſſer der deutſchen Sprache nicht mächtig, ſo kann er 
mangels Zuläſſigkeit der Zuziehung eines Dolmetſchers (vgl. § 2250 
Abſ. 2 Satz 3) vor drei Zeugen nur gemäß $ 2245 teſtiren, wenn die 
drei Zeugen der Sprache. in der ſich der Erblaſſer erklärt, mächtig 
ſind. In dieſem Falle wird das Protokoll in der fremden Sprache 
aufgenommen und muß außer dem Inhalte zu ß die Erklärung des 
Erblaſſers enthalten, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig iſt, 


ro 


— 
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§ 2251. Wer ſich wahrend einer Seereiſe an Bord eines 
deutſchen, nicht zur Kaiſerlichen Marine gehörenden Fahrzeugs außer⸗ 
halb eines inländiſchen Hafens befindet, kann ein Teſtament durch 
mündliche Erklärung vor drei Zeugen nach § 2250 errichten. 

§ 2252. Ein nach § 2249, 8 2250 oder § 2251 errichtetes 
Teſtament gilt als nicht errichtet, wenn ſeit der Errichtung drei 
Monate verſtrichen ſind und der Erblaſſer noch lebt. 

Beginn und Lauf der Friſt ſind gehemmt, ſolange der Erblaſſer 
außer Stande iſt, ein Teſtament vor einem Richter oder vor einem 
Notar zu errichten. 

Tritt im Falle des § 2251 der Erblaſſer vor dem Ablaufe der 
Friſt eine neue Seereiſe an, ſo wird die Friſt dergeſtalt unterbrochen, 
daß nach der Beendigung der neuen Reiſe die volle Friſt von neuem 
zu laufen beginnt. 

Wird der Erblaſſer nach dem Ablaufe der Friſt für todt erklärt, 
ſo behalt das Teſtament ſeine Kraft, wenn die Friſt zu der Zeit, 
zu welcher der Erblaſſer den vorhandenen Nachrichten zufolge noch 
gelebt hat, noch nicht verſtrichen war. 


ſowie die Verſicherung der Zeugen, daß ſie der fremden Sprache 
mächtig ſind. § 2245. 
9. Verhinderung des Erblaſſers am Sprechen. 

Iſt der Erblaſſer ſtumm oder ſonſt am Sprechen verhindert, ſo kann 
er nicht vor drei Zeugen ſein Teſtament errichten. Uebergabe eines 
Schriftſtücks iſt nicht zugelaſſen; § 2243 nicht mitzitirt. 

4. Zeitliche Beſchränkung des in außerordentlicher Form nach § 2250 
errichteten Feſtaments § 2252. 
0 5. Militärteſtament § 44 MilGeſ. vom 2. Mai 1874, vgl. zu EG. 
rt. 44. 

§ 2251. 1. Für Perſonen auf deutſchen Kriegsſchiffen vol. Ech Art. 44. 

2. Ein Deutſcher kann auf einem nicht deutſchen, außerhalb eines inlän⸗ 
diſchen Hafens befindlichen Schiffe außer in der holographiſchen Form auch 
in der durch die Geſetze des Staates, dem das Schiff angehört, vorgeſchrie⸗ 
benen Form teftiren (EG. Art. 11 vgl. mit Ech. Art. 1 Note 11 b). 

3. Megen Errichtung des Teſtaments vor drei Zeugen vgl. § 2250 Note 3b. 

§ 2252. 1. (Abf. 1.) Die Fiktion, daß das Teſtament als nicht errichtet 
gilt, hat Wirkung ex tune. Es wird zugleich die en Wirkung des 
Nothteſtaments gegenüber einem früher errichteten Teſtamente beſeitigt, vgl. 
§§ 2254 Note 2, 2258 Note 3. u 

2. Die Beweislait für die die Hemmung oder Unterbrechung der Friſt 
begründenden Thatbeftände hat derjenige, der ihr Vorliegen behauptet. Ent⸗ 
ſcheidend iſt, ob der Erblaſſer außer Stande iſt, ein Teſtament vor einem 
Richter oder Notar zu errichten. * N 

a. Die Hemmung tritt auch ein, wenn, der Erblaſſer ſich zwar im Inlande 

befindet, aber wegen Krankheit außer Stande iſt, ein Teſtament zu er⸗ 


richten. 5 

b. Auch die Möglichkeit, vor einem mit dem Rechte der Notare ausgeſtatteten 
Konſul oder einem Nichterkonſul des Deutſchen Reichs ein Teſtament zu 
errichten, beſeitigt die Hemmung der Friſt gemäß Abſ. 2. Vgl. Gef. über 
die Bundeskonſulate $ 16 (3 286), Konſulargerichtsbarkeitsgeſetz § 7 Ziff. 2 
3 291). 

€ 55 den 8 2252 kommt nur die Möglichkeit, vor einem deutſchen Richter, 
Notar (oder Konſul) zu teſtiren, in Betracht. 

3. Todeserklärung vgl. 88 13 ff., 14 Abſ. 5. 


3 
ih 


* 


Seeteſtament. Errich⸗ 
tung durch mündliche 
Erklärung vor drei 
Zeugen. 


Zeitlich beſchränkte 
Wirkſamkeit d. außer⸗ 
ordentl. Teſtamen ke. 
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©. Aufhebung letztwilligen § 2253. Ein Teſtament ſowie eine einzelne in einem Teſtament 


1. 
0 Ta * „ 
ie en En: § 2255. Ein Teſtament kann auch dadurch widerrufen werden, 


* 


Verfügungen. enthaltene Verfügung kann von dem Erblaſſer jederzeit widerrufen 
I. Widerruf. 


werden. 

Die Entmündigung des Erblaſſers wegen Geiſtesſchwäche, Ver⸗ 
ſchwendung oder Trunkſucht ſteht dem Widerruf eines vor der Ent⸗ 
mündigung errichteten Teſtaments nicht entgegen. 

Ausbrüdliher Wider⸗ § 2254. Der Widerruf erfolgt durch Teſtament. 


ne We daß der Erblaſſer in der Abſicht, es aufzuheben, die Teſtamentsur⸗ 


nichtung 2c.). kunde vernichtet oder an ihr Veränderungen vornimmt, durch die der 
Wille, eine ſchriftliche Willenserklärung aufzuheben, ausgedrückt zu 
werden pflegt. 
Hat der Erblaſſer die Teſtamentsurkunde vernichtet oder in der 
bezeichneten Weiſe verändert, ſo wird vermuthet, daß er die Auf⸗ 
hebung des Teſtaments beabſichtigt habe. 


§ 2253. 1. Die Widerruflichkeit des Teſtaments wird durch eine ſie aus⸗ 
ſchließende Erklärung des Erblaſſers im Teſtamente nicht beeinträchtigt. Vgl. 
auch $ 2302. 

2. 22915 Widerrufs eines gemeinſchaftlichen Teſtaments der Ehegatten 
vgl. 71. 

3. a den Widerruf eines ſpäteren Teſtaments kann ein etwaiges 
früheres Teſtament wieder wirkſam werden, vgl. § 2258 Abſ. 2. 

4. (Abſ. 2.) Die Vorſchrift des Abſ. 2 in Verbindung mit § 2254 begründet 
eine Ausnahme von § 2229 Abſ. 3. Nach $ 2229 Abi. 1 bedarf der Ent: 
mündigte zur Aufhebung eines vor der Entmündigung errichteten Teſtaments 
nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters. f 


$ 2254. 1. Durch § 2254 wird zum Ausdrucke gebracht, daß ſelbſt in dem 

Falle, daß ſich der Widerruf lediglich auf den Widerruf — ohne poſitive 

Neuregelung — beſchränkt (vgl. § 2258 Note 1), die Teſtamentsform gewahrt 

fein muß. Ausnahmen von der Regel des § 2254 enthalten 88 2259. 2256. 

2. Auch der Widerruf eines formaliſirten Teſtaments kann durch ein 
holographiſches oder durch ein Nothteſtament erfolgen. Für das Nothteſta⸗ 
ment iſt indeß die zeitlich beſchränkte Wirkſamkeit (§ 2252) zu beachten. Mit 
dem Wegfalle der Wirkſamkeit tritt das widerrufene Teſtament wieder in 

Kraft. Vgl. § 2252 Note 1. 

3. W eines Teſtaments in einem Erbvertrage & 2299; vgl. auch 

§ 2289. 

§ 2255. 1. Ob Vernichtung (Zerreißen, Verbrennen ꝛc.) oder eine Ver⸗ 
änderung, durch welche der Aufhebungswille ausgedrückt zu werden pflegt, 

(Durchſtreichen 2c.) vorliegt, iſt Thatfrage. Jedenfalls muß die Einwirkung 

am Originale ſelbſt, nicht an einer Abſchrift vorgenommen ſein. Beim Vor⸗ 

handenſein mehrerer gleichwerthiger Exemplare vgl. RG. 14 184. 

2. Perſönliches Handeln des Erblaſſers. 

a. Der Erblaſſer muß die Vernichtung oder Veränderung der Teſtaments⸗ 
urkunde (z. B. Zerreißen, Verbrennen, Durchſtreichen) vorgenommen 
haben. Daß eine derartige, objektiv feſtgeſtellte Einwirkung auf die Ur⸗ 
kunde von dem Erblaſſer herrührt, muß bewieſen werden. Eine Rechts⸗ 
vermuthung beſteht nicht, jedoch ſpricht, wenn die Einwirkung erfolgt iſt, 
während die Urkunde ſich im Beſitze des Erblaſſers befand, regelmäßig 
eine thatſächtiche Vermuthung für ſeine perſönliche Einwirkung. 

b. Vertretung im Willen iſt ausgeſchloſſen. Der Wille des Erblaſſers 
muß ausgedrückt fein (Abſ. 1). Nicht ausgeſchloſſen aber iſt, daß der 
Erblaſſer zu der Einwirkung ſich eines Dritten als Inſtruments bedient. 
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8 2256. Ein vor einem Richter oder vor einem Notar oder 
nach § 2249 errichtetes Teſtament gilt als widerrufen, wenn die in 
amtliche Verwahrung genommene Urkunde dem Erblaſſer zurückge⸗ 
geben wird. 

Der Erblaſſer kann die Rückgabe jederzeit verlangen. Die Nüd- 
gabe darf nur an den Erblaſſer perſönlich erfolgen. 

Die Vorſchriften des Abſ. 2 gelten auch für ein nach § 2248 
hinterlegtes Teſtament; die Rückgabe iſt auf die Wirkſamkeit des 
Teſtaments ohne Einfluß. 


e. Anders als in § 2255 wird bei nachträglicher ausdrücklicher oder ſtill⸗ 
ſchweigender Genehmigung der ohne Auftrag des Erblaſſers geſchehenen 
Einwirkung auf die Teſtamentsurkunde der Widerrufswille nicht aus der 
Einwirkung ſelbſt, ſondern aus einem ſpäteren Handeln des Erblaſſers 
entnommen. Die Errichtung eines neuen, formnichtigen, inhaltlich von 
dem früheren Teſtament abweichenden Teſtaments iſt eine Handlung, 
welche ihrer rechtlichen Natur nach nicht geeignet iſt, den Widerrufs⸗ 
willen des Erblaſſers in Anſehung des früheren Teſtaments zum Aus⸗ 
drucke zu bringen, RG. 29 329 ff. 

3. Die auf die Aufhebung des Teſtaments gerichtete Abſicht des Erblaſſers 

8 20 Widerlegung der nach Abf. 2 begründeten Vermuthung 
O. § 292. 
ahr eines Exemplars nach Zerſtörung eines anderen Exemplars 

deſſelben Teſtaments kann gegen die Aufhebungsabſicht ſprechen. 

4. Gegenſtand der Aufhebung in der in § 2255 vorgeſehenen Form kann 

ein Teſtament jeder Art ſein, nicht nur ein holographiſches und auge 

gemäß in Händen des Sci befindliches Teſtament der $$ 2250, 2251. 

ſowie das Militärteſtament (R. Mil.Geſ. § 44 zu EG. Art. 44), Sondern auch 

ein Feſtament, welches ſich in amtlicher Verwahrung zu befinden hat, ſofern 
es aus irgend einem Grunde der Einwirkung des Erblaſſers zugänglich wird. 

Vgl. § 2256 Note I 3b. Die Aufhebung gemäß $ 2255 kann ſich auch auf 

einen Theil des Teſtaments beſchränken. 

5. Eine nicht unter § 2255 fallende Einwirkung auf das Xejtament be⸗ 
einträchtiat ſeine Gültigkeit nicht, wenn nur ſein Inhalt und ſeine Rechts⸗ 
beſtändigkeit nach allgemeinen Beweisregeln dargethan wird. 

§ 2256. I. Die nach Rechtsvorſchrift in beſondere amtliche Ver⸗ 
wahrung zu bringenden Teſtamente. N - 

1. Nach geſetzlicher Vorſchrift ſind in beſondere amtliche 
Verwahrung zu bringen (§ 2246): ogg ff. eri 
a. die vor einem Richter oder Notar gemäß §§ 2233 ff. errichteten Leſtamente, 

vgl. § 2246 Note 2. 

b. die vor einer an die Stelle des Richters oder Notars tretenden Urkunds⸗ 
perſon errichteten Teſtamente, 98 2249 Abſ. 1, 2246; 2250 Abſ. 1; Ech. 
Art. 150. 7 
2. Die Rückgabe des Teſtaments. 

a. Der Erblaſſer kann die Rückgabe aus der amtlichen Verwahrung nicht 
etwa von dem beurkundenden Reamten (Note 1) als ſolchem jederzeit 
verlangen. Der beurkundende Beamte hat das Teſtament in die beſon⸗ 
dere Verwahrung gelangen zu laſſen und den Erblaſſer, welcher die 
Zurückgabe verlangt, an die hierfür zuſtändige Stelle zu verweilen (vgl. 
$ 2246 Note 2). n Ben 

b. Die Rückgabe darf nur an den Erblaſſer perſönlich erfolgen, Stellver⸗ 
tretung im Willen und in der thatſachlichen Entgegennahme iſt ausge⸗ 

loſſen. 

> Nei weiter Entfernung des Erblaſſers von dem Orte der Niederlegung 

greifen die Vorſchriften über Rechtshülfe ein. FrG. § 2, GBG. §§ 158 ff. 


3. Zurückgabe aus der 
amtl. Verwahrung. 
a. Das vor Richter, 

Notar oder Ur⸗ 
kundsperſon errich⸗ 
tete Teſtament. 


b. Das holographiſche 
Teſtament. 


4. Widerruf des Wider⸗ 
rufs. 


MH. widerſprechendes ſpäte⸗ 
res Teſtament. 
1. Errichtung. 


2. Widerruf. 
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§ 2257. Wird der durch Teſtament erfolgte Widerruf einer letzt⸗ 
willigen Verfügung widerrufen, ſo iſt die Verfügung wirkſam, wie 
wenn ſie nicht widerrufen worden wäre. 

§ 2258. Durch die Errichtung eines Teſtaments wird ein früheres 
Teſtament inſoweit aufgehoben, als das ſpätere Teſtament mit dem 
früheren in Widerſpruch ſteht. 

Wird das ſpätere Teſtament widerrufen, ſo iſt das frühere Teſta⸗ 
ment in gleicher Weiſe wirkſam, wie wenn es nicht aufgehoben mor: 
den wäre. 


3. Der Erblaſſer muß im Zeitpunkte der Rückgabe mit Rückſicht auf die 
mit dieſer verbundene Wirkung zum mindeſten die zum Widerruf er⸗ 
forderliche Geſchäftsfähigkeit (§§ 2229 f., 2253 Abſ. 2) beſitzen. 

. Ehegatten kann ein gemeinſchaftliches Teſtament nur gemeinſchaftlich 
zurückgegeben werden, § 2272. 

3. Die Wirkung der Rückgabe. 

a. Die Wirkung des Rückgabethatbeſtandes (vgl. zu 2) iſt die Fiktion des 
Widerrufs, ohne Rückſicht darauf, ob der Erblaſſer den Widerrufswillen 
oder einen entgegengeſetzten Willen hat. Dieſe Fiktion iſt indeß erſt 
an die Rückgabe, nicht ſchon an das Rückgabeverlangen des Erblaſſers 
geknüpft. Ueber Anfechtbarkeit der Rückgabe wegen Irrthums oder Drohung 
vgl. Küntzel, Gruchot 41 601. 

bh. Nur die Zurückgabe aus der amtlichen Verwahrung (vgl. Note 2a 
und § 2246 Note 2) 19 die Widerrufswirkung gemäß § 2256. Sit 
ordnungswidrig ein Teſtament von der Urkundsperſon zurückgegeben, ſo 
gilt eine ſolche Rückgabe an ſich nicht als Widerruf. Der Erblaſſer kann 
indeß durch Einwirkung auf die Urkunde gemäß § 2255 den Widerruf 
zum Ausdrucke bringen. Vgl. § 2255 Note 4. 

C. a ein holographiſches Teſtament gemäß § 2238 anftatt gemäß § 2248 
übergeben, jo würde die Rückgabe des Teſtaments aus der amtlichen Ber: 
085 gemäß § 2256 Abſ. 3 zu beurtheilen ſein. Val. Küntzel, Gruchot 

Un 
II. In amtlicher Verwahrung befindliche privatſchriftliche Teftamente. 
1. Iſt ein holographiſches Teſtament gemäß § 2248 zur amtlichen Auf⸗ 
bewahrung übergeben, jo wird es durch die Rückgabe (vgl. zu J 2) in feiner 

Gültigkeit nicht beeinträchtigt. Vgl. hierzu Küntzel, Gruchot Al 602 f. Das: 

ſelbe wird gelten müſſen, wenn ein nach §§ 2250 Abſ. 2, 2251 errichtetes 

Teſtament in amtliche Verwahrung gebracht nnd daraus zurückgegeben ift. 
2. Ueber den Fall, daß ein holographiſches Teſtament gemäß § 2238 über⸗ 

geben iſt, vgl. Note 13 ce. 
§ 2257. 1. Nur der Widerruf des durch Teſtament erfolgten Wider⸗ 

rufs hat die Wirkung des § 2257. Iſt der Widerruf gemäß §§ 2255, 2256 

erfolgt, ſo muß der Erblaſſer, welcher das widerrufene Teſtament wieder in 

Geltung ſetzen will, von Neuem teſtiren. Dabei kann er natürlich das gemäß 

§ 2256 zurückerhaltene Teſtament wieder gemäß § 2238 überreichen. 

2. Der Widerruf des widerrufenen Teſtaments kann auch in den Formen 
der §§ 2255, 2256 erfolgen. 

§ 2258. 1. Im Gegenſatze zu § 2254 (vgl. daſelbſt Note 1) trifft § 2258 
den Fall, daß der Widerruf des Teſtaments nicht der unmittelbare Gegen⸗ 
ſtand der letztwilligen Verfügung iſt, ſondern daß ſich der Widerruf des 
früheren Teſtaments aus dem abweichenden Inhalte des ſpäteren Teſtaments 

im Wege der Auslegung ergiebt. 

2. Die Aufhebung des früheren Teſtaments tritt nur inſoweit ein, als 
das ſpätere Teſtament mit dem früheren in Widerſpruch ſteht. 

a. Wer Aufhebung behauptet, iſt für das Vorhandenſein und den Umfang 
dieſes Widerſpruchs beweispflichtig. 
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§ 2259. Wer ein Teſtament, das nicht in amtliche Verwahrung D. Behandlung des Leſta 
gebracht iſt, im Beſitze hat, iſt verpflichtet, es unverzüglich, nachdem mentes nach dem Kode des 


er von dem Tode des Erblaſſers Kenntniß erlangt hat, an das Nach⸗ 
laßgericht abzuliefern. E 
Befindet ſich ein Teſtament bei einer anderen Behörde als einem 
Gericht oder befindet es ſich bei einem Notar in amtlicher Ver⸗ 
wahrung, ſo iſt es nach dem Tode des Erblaſſers an das Nachlaß⸗ 
gericht abzuliefern. Das Nachlaßgericht hat, wenn es von dem 
Teſtamente Kenntniß erlangt, die Ablieferung zu veranlaſſen. 


§ 2260. Das Nachlaßgericht hat, ſobald es von dem Tode des u. 


Erblaſſers Kenntniß erlangt, zur Eröffnung eines in ſeiner Ver⸗ 
wahrung befindlichen Teſtaments einen Termin zu beſtimmen. Zu 
dem Termine ſollen die geſetzlichen Erben des Erblaſſers und die 
ſonſtigen Betheiligten ſoweit thunlich geladen werden. 

In dem Termin iſt das Teſtament zu öffnen, den Betheiligten zu 


b. Es können, wenn nicht die ausſchließliche Geltung des ſpäteren Teſtaments 
durch ſeinen Inhalt nothwendig gemacht wird, mehrere Teſtamente neben 
einander beſtehen. 

3. (Abs. 2.) Widerruf des ſpäteren Teſtaments SS 2254— 2256. Ungültig⸗ 
e des abändernden Nothteſtaments bei Friſtablauf § 2252, vgl. daſelbſt 
Note 1. 

1 4, Aufhebung des Teſtaments durch einen ſpäter errichteten Erbvertrag 


Die Eröffnung bzw. Verkündung des Teſtaments iſt in allen Fällen er⸗ 
forderlich. Nur auf eröffnete Teſtamente laſſen ſich grundſatzlich Rechtsakte 
gründen. Erforderniß der Verkündung für den Beginn der Ausſchlagungs⸗ 
friſt $ 1944, für die Ertheilung des Erbſcheins vgl. § 2356 Note 106. Dies 
gilt insbeſondere auch für offen errichtete holographiſche Teſtamente, vgl. 
OLG. 2 372. 

§ 2259. 1. (Abſ. 1.) Nicht in amtlicher Verwahrung befind- 
in N. 
a. Es kommen in Betracht: 

a. die holographiſchen Teſtamente des 8 2231 Ziff. 2; vgl. indeß $ 2248; 

6. die Nothteſtamente vor drei Zeugen §§ 2250 Abſ. 2, 2251; 

7. die Militärteſtamente § 44 R. Mil. Geſ. (zu ES, Art. 44). Vgl. indeß 

d t § 44 Ziff. 4. 
b. 0 935 eee kann im Falle des $ 2259 Abs. 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs den Besitzer des Testaments durch Ordnungs- 
strafen zur Ablieferung des Testaments anhalten. „ 

Besteht Grund zu der Annahme, dass Jemand ein Testament im Besitze 
hat, zu dessen Ablieferung er nach 8 2259 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs verpflichtet ist, so kann er von dein Nachlassgerichte zur Leistung des 
Offenbarungseds angehalten werden; die Vorschriften des $ 883 Abs. 2, 3, 
des 8 900 Abs. I und der 88 ., 302, 904 bis 910, 912, 913 der Oivil- 
prozessordnung ‚finden entsprechende Anwendung. 2 
Sdwafrechtlichen Schutz bietet die Vorſchrift, des § 274 StB. über Ur⸗ 
kundenunterdrückung. Schadenserſatz 88 823 ff. 

2. In amtlicher Verwahrung befindliche Teftamente. 

a. Bei Gericht befindliche Teftamente d 2261. 5 

b. Bei anderen Behörden oder bei Notaren in amtlicher Verwahrung be⸗ 
findliche Teſtamente vgl. § 2246 Note 33 Verwahrung des Militärteſta⸗ 
ments bei einer vorgeſetzten Militärbehörde des Erblaſſers R. Mil. Geſ. 
544 Ziff. 4 (EB. Art. 44). 


6. 


Erblaſſers. 
Ablieferung des Teſta⸗ 
mentes von Privaten od. 
nicht richterlichen Be 
hörden an das Nach. 
laßgericht. 


Teſtamentscroſſnung 
1. durch das Nachlaß⸗ 
gericht. 


Zu 59 2259 fl. 
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verkünden und ihnen auf Verlangen vorzulegen. Die Verkündung 

darf im Falle der Vorlegung unterbleiben. 
Ueber die Eroffnung iſt ein Protokoll aufzunehmen. War das 
Teſtament verſchloſſen, ſo iſt in dem Protokolle feſtzuſtellen, ob der 

Verſchluß unverſehrt war. 

2. durch ein anderes § 2261. Hat ein anderes Gericht als das Nachlaßgericht das 
e e Teſtament in amtlicher Verwahrung, ſo liegt dem anderen Gerichte 
die Eröffnung des Teſtaments ob. Das Teſtament iſt nebſt einer 
beglaubigten Abſchrift des über die Eröffnung aufgenommenen Pro⸗ 


3. Die Art und Weiſe der Ablieferung, insbeſondere ob Ueberſendung 
durch die Poſt genügt oder ob perſönliches Ueberbringen angezeigt iſt, iſt 
nach den geſammten Umſtänden, insbeſondere auch nach den entſtehenden 
Koſten und ihrem Verhältniſſe zu dem Nachlaßbeſtande zu beurtheilen. Vgl. 
OLG. 2 374. 

4. Die Koſten der Ablieferung gehören zu den Koſten der Eröffnung, vgl. 
§ 2260 Note 2. 

§ 2260. 1. Die Vorſchrift des § 2260 umfaßt auch die gemäß § 2259 
(vgl. daſelbſt Note la und 2) bei dem Nachlaßgerichte verſchloſſen oder un: 
verſchloſſen eingereichten Teſtamente. Auf das in § 2260 geordnete Ver⸗ 
fahren finden ergänzend die Vorſchriften des FrG.Geſetzes Anwendung. Das 
Nachlaßgericht hat jedes ihm nach dem Tode des Erblaſſers überreichte Schrift⸗ 
ſtück, ſofern es ſich äußerlich als Teſtament darſtellt, zu eröffnen. Unmſtände, 
die ſich nicht aus dem Schriftſtücke ſelbſt ergeben, ſind dabei nicht zu be⸗ 
rückſichtigen, auch wenn fie etwa dafür ſprechen, daß das Schriftſtück nur 
ein Teſtamentsentwurf iſt. In eine ſolche Prüfung hat das Nachlaßgericht 
erſt einzutreten, wenn es ſich um Ertheilung eines Erbſcheins handelt. KG. 
Jahrb. 22 A 261, OLG. 3 379. 

2. Eröffnung gemeinſchaftlicher Teſtamente § 2273, Eröffnung von Erb⸗ 
verträgen § 2300. 

3. Die Koſten der Eröffnung ſind Nachlaßverbindlichkeiten und zwar im 
Nachlaßkonkurſe Maſſeſchulden, KO. § 224 Ziff. 4 (vor § 1975). 

4. Landesgeſetzliche Beſtimmung über Eröffnung lange hinterlegter Teſta⸗ 
mente und Erbverträge. Die Eröffnung erfolgt von Amtswegen, wenn ſich 
das Teſtament ſeit mehr als 54 Jahren (54 ＋ 16 ($ 2229) = 70 Jahre), 
bei den mit einem * verſehenen Staaten ſeit mehr als 50 Jahren in amtlicher 
Verwahrung befindet. 


Preussen AG. z. BGB. § 82. Anhalt AG. z. BGB. Art. 70. 
Bayern US. z. BGB. Art. 108. || Schw.-Rd. AG. z. BGB. Art. 191. 
Not. G. Art. 1. Schw.-Sdh. AGG. z. BGB. Art. 63. 


Sachsen V. z. A. einiger RG. § 17. Waldeck Ac. z BGB. Art. 44. 
G. z. A. einiger RG. Reuss ä. L. AG. z. BGB. § 153. 

Smile || Reuss j. L. AG. z. BGB. §§ 140, 

Württemb. AG. z. BGB. Art. 80. 141. 

Hessen AGG. z. BGB. Art. 133. Seh.- Lippe AG. z. BGB. § 65. 

S.-Weim. AG. z. BGB. §§ 245 bis Lippe AG. z. BGB. § 45. 


247. | Lübeck* As. z. BGB. § 158. 
Braunsch* AG. z. BBB. § 116. Bremen* 2G. z. BGB. § 65. 
S.-Mein. AG. z. BGB. Art. 30 $4. | Hamburg AG. z. BGB. 88 9395 
8.-Allenbd. AG. z. BGB. §§ 146 bis (nur Seefahrensvor⸗ 
148 ſchriften). 


S.-Kob.-G. AGG. z. BGB. Art. 53 $4. | 

5. Das in einer öffentlichen Urkunde enthaltene Teſtament in Verbindung 
mit dem Eröffnungsprotokolle genügt regelmäßig zum Nachweiſe der Erb⸗ 
folge beim Grundbuche, GO. § 36. 
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tokolls dem Nachlaßgerichte zu überſenden; eine beglaubigte Abſchrift 
des Teſtaments iſt zurückzubehalten. 


8 2262. Das Nachlaßgericht hat die Betheiligten, welche bei mu. venachrichtigung der 


der Eröffnung des Teſtaments nicht zugegen geweſen ſind, von dem 
ſie betreffenden Inhalte des Teſtaments in Kenntniß zu ſetzen. 


Vetheiligten. 


8 2263. Eine Anordnung des Erblaſſers, durch die er verbietet, IV. Verbot der Teitamente- 


das Teſtament alsbald nach ſeinem Tode zu eröffnen, iſt nichtig. 


eröffnung. 


S 2264. Wer ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht, tt be⸗ V. Jacen und 


rechtigt, von einem eröffneten Teſtament Einſicht zu nehmen ſowie 
eine Abſchriſt des Teſtaments oder einzelner Theile zu fordern; die 
Abſchrift iſt auf Verlangen zu beglaubigen. 
Achter Titel. 
Gemeinſchaftliches Teſtament. 


§ 2265. Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann nur von Ehe⸗ 
gatten errichtet werden. 


§ 2261. 1. Die Regelung bezweckt, die nicht ungefährliche Verſendung 
einer noch nicht eröffneten Teſtamentsurkunde zu vermeiden. 
2. Wegen der Behandlung gemeinſchaftlicher Leſtamente vgl. § 2273 Note 6. 


§ 2262. 1. Die Nichtbeobachtung der Ordnungsvorſchrift des § 2262 
kann Schadenserſatzpflicht gemäß § 839 begründen. 
= 2. Die „Beteiligten“ find diejenigen, die nach der konkreten Sachlage ein 
Intereſſe an der Mittheilung haben, vgl. RIA. 2 S. 68, KG. Jahrb. 22 D 
S. 8, OG. 2 468. Die Betheiligten können auf die Benachrichtigung ver⸗ 
8 — Ueber das Verhältniß zum Erbſchaftsſteueramt vgl. KG. Jahrb. 
2 . 

3. Den unbekannten Betheiligten kann gemäß § 1913 durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht (etwa auf Erſuchen des Nachlaßgerichts) ein Pfleger be⸗ 
ſtellt werden. 

8 2263. 1. Durch dieſe Vorſchrift ſoll im öffentlichen Intereſſe vermieden 
werden, daß längere Zeit Ungewißheit über die Perſon des Erben beſteht. 

2. Gemeinſchaftliches Teſtament mit Anordnungen für den Eintritt des 
Todes des überlebenden Ehegatten vgl. $ 2273 Note 4. 

8 2264. Vgl. 89 1953 Abſ. 3, 2228. — Fro. 88 34, 78, 85. 

I. Das nur für Ehegatten zugelaſſene ($ 2265) gemeinſchaftliche Teſtament 
iſt eine Zuſammenſetzung zweier einſeitiger letztwilliger Verfügungen (keſta⸗ 
mente) in einem Alte. Es unterſcheidet ſich von dem vorbehaltlos (vgl. 
$ 2293) geſchloſſenen Erbvertrage, welcher eine Bindung des Erblaſſers be⸗ 
gründet, dadurch, daß es zu Lebzeiten e e unbeſchadet der 
Formaliſirung des Widerrufs in SS 2271, 2296, frei widerruflich iſt und 
ſteht im rechtlichen Erfolg im Weſentlichen einem Erbvertrage gleich, bei 
welchem der Erblaſſer ſich den Rücktritt vorbehalten hat; vgl. § 2293. 

2. Die Vorſchriften der §§ 2265 ff. ſind als Ergänzungen der für das 
Teſtament überhaupt geltenden Vorſchriften der 88 2229 ff. zu betrachten. 

3. Verfügungen der Ehegatten über die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft durch 
gemeinſchafkliches deſtament 1516 Abſ. 2. . 

J. Aufhebung eines Erbvertrags unter Ehegatten durch gemeinſchaftliches 
Teſtament $ 2202. n 5 

5. Uebergangsvorſchrift betreffend alte gemeinſchaftliche Teſtamente Ech. 
Art. 214 Abſ. 2. 


§ 2265. 1. Ein gemeinſchaftliches Teſtament, d. h. die gemeinſchaftliche 


1. Zuläſſigkeit nur für 
Ehegatten. 


Vorbemerkung zum 
8. Titel. 


2. Te 
a 


ſtamentserrichtung. 


Nothteſtament. 


. Solograpbifches 


Teſtament. 


3. Auflöfung der Ehe ꝛc. 


10 


r dem Tode eines 


der Ehegatten. 
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§ 2266. Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann nach § 2249 
auch dann errichtet werden, wenn die Vorausſetzung des § 2249 
nur auf Seiten eines der Ehegatten vorliegt. 

§ 2267. Zur Errichtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments nach 
§ 2231 Nr. 2 genügt es, wenn einer der Ehegatten das Teſtament 
in der dort vorgeſchriebenen Form errichtet und der andere Ehegatte 
die Erklärung beifügt, daß das Teſtament auch als ſein Teſtament 
gelten ſolle. Die Erklärung muß unter Angabe des Ortes und 
Tages eigenhändig geſchrieben und unterſchrieben werden. 

§ 2268. Cin gemeinſchaftliches Teſtament iſt in den Fällen des 
§ 2077 feinem ganzen Inhalte nach unwirkſam. 

Wird die Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten aufgelöſt oder 
liegen die Vorausſetzungen des § 2077 Abſ. 1 Satz 2 vor, fo 
bleiben die Verfügungen inſoweit wirkſam, als anzunehmen iſt, daß 
ſie auch für dieſen Fall getroffen ſein würden. 


Errichtung eines Teſtaments in ein und demſelben Errichtungsakte bzw. in 

einer und derſelben Urkunde iſt nur Ehegatten geſtattet. Ein von Nichtehe⸗ 

gatten, insbeſondere alſo auch von Verlobten errichtetes Teſtament iſt nichtig 

G14. nicht dadurch gültig, daß die Eheſchließung nachträglich erfolgt 

($ 141). 

2. Vorausſetzung der Zuläſſigkeit eines gemeinſchaftlichen Teſtaments iſt 
eine im Momente der Teſtamentserrichtung beſtehende gültige Ehe (vgl. 
$8 1323 ff., 1931 Note 2, 2268). — Unwirkſamkeit des Teſtaments mit Rück⸗ 
ſicht auf ſpäter eintretende eherechtliche Vorgänge § 2268 Note 1. 

3. Wegen der Zuläſſigkeit der Aufnahme letztwilliger Verfügungen in einen 
Erbvertrag § 2299. 

§ 2266. Durch $ 2266 wird die außerordentliche Form der Errichtung 
des Teſtaments vor dem Gemeindevorſteher oder einer dieſem gleichgeſtellten 
Urkundsperſon ($ 2249) zugelaſſen, wenn auch nur für die Perſon eines 
der Ehegatten zu beſorgen iſt, daß er früher ſterben werde, als die Er⸗ 
richtung des Teſtaments vor Richter oder Notar möglich iſt. Im Uebrigen 
vgl. zu § 2249. Wegen der zeitlich beſchränkten Gültigkeit eines ſolchen 
Nothteſtaments vgl. § 2252. 

§ 2267. Ohne die Vorſchrift des § 2267 würde jeder der Ehegatten das 
gemeinſchaftliche Teſtament vollſtändig eigenhändig ſchreiben und unterſchreiben 
müſſen; die Vorſchrift befreit von dieſer läſtigen Form, indem es die Be⸗ 
ſtätigungserklärung, welche natürlich auf dieſelbe Urkunde wie das Teſtament 
geſetzt werden muß, für genügend erklärt. Nicht zuläſſig erſcheint die Er⸗ 
richtung in der Art, daß das Teſtament theilweiſe von dem einen und theil⸗ 
weiſe von dem anderen Ehegatten geſchrieben wird; auch nicht, wenn die 
Theilung derart geſchieht, daß jeder die von ihm herrührenden Beſtimmungen 
niederſchreibt. 

§ 2268. 1. Die Fälle des § 2077 find (ohne Rückſicht darauf, ob die 
Ehegatten ſich in dem gemeinſchaftlichen Teſtamente gegenſeitig bedacht haben 
oder nicht): 

a. Nichtigkeit der Ehe §§ 1323 ff, §§ 1330 ff. 

b. Auflöſung der Ehe vor dem Tode des einen der Ehegatten; der Auflöſung 
ſteht es gleich, wenn der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes auf Scheidung 
wegen Verſchuldens des anderen Ehegatten zu klagen berechtigt war und 
die Klage auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
erhoben hatte. Vgl. im Uebrigen zu § 2077 Note 1; ferner zu § 1933. 

2. Die Wirkung der zu 1 aufgeführten Thatbeſtände iſt die Unwirkſamkeit 
der ganzen Verfügung, nicht bloß der wechſelſeitigen (korreſpektiven) Be⸗ 


ſtandtheile des Teſtaments. 
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$ 2269. Haben die Ehegatten in einem gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 


mente, durch das ſie ſich gegenſeitig als Erben einſetzen, beſtimmt, 
daß nach dem Tode des Ueberlebenden der beiderſeitige Nachlaß an 
einen Dritten fallen ſoll, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der 
Dritte für den geſammten Nachlaß als Erbe des zuletzt verſterben⸗ 
den Ehegatten eingeſetzt iſt. 


Haben die Ehegatten in einem ſolchen Teſtament ein Vermächtniß 


angeordnet, das nach dem Tode des Ueberlebenden erfüllt werden 
ſoll, fo iſt im Zweifel anzunehmen, daß das Vermächtniß dem Be⸗ 
dachten erſt mit dem Tode des Ueberlebenden anfallen ſoll. 


a, Im Kalle der Ehenichtigkeit, mag dieſelbe unmittelbar auf Geſetz 


b. 


a. 


(88 1323 ff.) oder auf Anfechtung ($$ 1330 ff.) beruhen, bleibt es ſchlecht⸗ 
hin bei der Unwirkſamkeit des gemeinſchaftlichen Teſtaments, weil in 
beiden Fällen die Ehe ſchon zur Zeit der Teſtamentserrichtung nichtig 
war (vgl. § 1343 Abſ. 2). 

Im Falle der Auflöſung der Ehe oder der Anhängigkeit einer auf Auf⸗ 
löſung der Ehe gerichteten Klage (vgl. zu 1b) behält das wirkſam er⸗ 
richtete Teſtament inſoweit Wirkſamkeit, als anzunehmen iſt, daß die Ver⸗ 
fügungen auch für den Fall der Eheauflöſung getroffen ſein würden (vgl. 
§ 2077 Abſ. 3). Die Beweislaſt hat der die Wirkſamkeit Behauptende. 


8 2269. J. (Abf. 1 Erbeinſetzung eines Dritten. 
Die Auslegungsregel des § 2269 trägt dem Umſtande Rechnung, daß die 


Ehegatten bei ihren gemeinſchaftlichen letztwilligen Verfügungen regel⸗ 

mäßig von der Annahme ausgehen, daß ihr Vermögen ein einheitliches 

ſei. Die Regelung entſpricht der gemeinrechtlichen Praxis des Reichs⸗ 

gerichts RG. 27 150, 38 217. 

Als praktiſche Folgen 5 ſich in den Fällen der Anwendbarkeit 

der Auslegungsregel des § 2269: 

a. der Dritte ift nicht, wie nach ALR. und der Preußiſchen Praxis, Nach⸗ 
erbe in Anſehung des vom Erſtverſtorbenen herrührenden Vermögens 
und (an die Stelle des vorverſtorbenen Ehegatten tretender) Erſatzerbe 
($ 2096) in Anſehung des vom Ra ee e as her⸗ 
rührenden Nachlaſſes, ſondern lediglich Erbe aus dem Willen des 
letztverſtorbenen Ehegatten, deſſen Recht zum Widerrufe des gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamenks nach dem Tode des Erſtverſtorbenen indeß 
gemäß §§ 2271 Abſ. 2, 2270 eingeſchränkt iſt. 5 . 
de Der Dritte ift dem Überlebenden Ehegatten, gegenüber alſo nicht 
wie der Nacherbe (88 2112 ff., 2127 fl.) geſchützt. — Vgl. die nicht 
mehr zutreffende Ent cheidung RO- 41 168 ff. . 

8. Der Anfall an den Dritten erfolgt erſt mit dem Tode des Zweit⸗ 
verſterbenden (vgl SS 1942 ff.). Der Dritte hat vorher kein vererb⸗ 
liches Recht. 0 , 

7. Ein Vertrag über die Erbſchaft iſt nichtig, ſolange der Erblaſſer, d. i. 
der zweitſterbende Ehegatte noch am Leben iſt, Salze 0. 

8. Der Dritte, welcher Mflichttheilsberechtigter iſt, iſt natürlich in der 
Geltendmachung ſeines Pflichttheilsanſpruchs ungehindert. §§ 2303 ff., 
vgl. § 2303 Note 3 a 8. - x > 

2. Der überlebende Ehegatte kann in, Anſehung des gemeinſchaftlichen 
Vermögens die nach $ 23838 zuläſſige 1 des Pflichttheils 
anordnen (Enterbung in guter Abſicht), vgl. § 2271 Abf. 8. 

F. Für die Ecbſchaftsſteuer wird das Verwandtſchaftsverhältniß des 
Dritten zu dem zweitſterbenden Ehegatten zu Grunde gelegt, vgl. 


RG. 38 217. 


„Die Auslegungsregel des $ 2269 ſchließt die letztwillige Regelung im 


Sinne der bisherigen Preußiſchen Praxis, daß der Dritte in Anſehung 
H. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 39 


4. Zuwendungen an 
einen Dritten für den 
Todesfall des über⸗ 
lebenden Ehegatten. 


5. Korreſpektive Verfü⸗ 
gungen. 


6. Einſeitiger Widerruf. 


610 Fünftes Buch. Erbrecht. 


§ 2270. Haben die Ehegatten in einem gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
mente Verfügungen getroffen, von denen anzunehmen iſt, daß die 
Verfügung des einen nicht ohne die Verfügung des anderen getroffen 
ſein würde, ſo hat die Nichtigkeit oder der Widerruf der einen Ver⸗ 
fügung die Unwirkſamkeit der anderen zur Folge. 

Ein ſolches Verhältniß der Verfügungen zu einander iſt im Zweifel 
anzunehmen, wenn ſich die Ehegatten gegenſeitig bedenken oder wenn 
dem einen Ehegatten von dem anderen eine Zuwendung gemacht und 
für den Fall des Ueberlebens des Bedachten eine Verfügung zu 
Gunſten einer Perſon getroffen wird, die mit dem anderen Ehegatten 
verwandt iſt oder ihm ſonſt nahe ſteht. 

Auf andere Verfügungen als Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe oder 
Auflagen findet die Vorſchrift des Abſ. 1 keine Anwendung. 

§ 2271. Der Widerruf einer Verfügung, die mit einer Ver⸗ 
fügung des anderen Ehegatten in dem im $ 2270 bezeichneten Ver⸗ 
hältniſſe ſteht, erfolgt bei Lebzeiten der Ehegatten nach den für den 
Rücktritt von einem Erbvertrage geltenden Vorſchriften des § 2296. 
Durch eine neue Verfügung von Todeswegen kann ein Ehegatte bei 
Lebzeiten des anderen ſeine Verfügung nicht einſeitig aufheben. 

Das Recht zum Widerruf erliſcht mit dem Tode des anderen 


des Nachlaſſes des Erſtverſterbenden Nacherbe und in Anſehung des Nach⸗ 
laſſes des Zweitverſterbenden Erſatzerbe wird, nicht aus. Nur muß dieſer 
Wille gegenüber der Auslegungsregel des § 2269 genügend deutlich zum 
Ausdrucke gebracht werden. Vgl. über die Auslegung des ſog. Berliner 
Teſtaments eines nach dem 1. Januar 1900 verſtorbenen Erblaſſers KG. 
Jahrb. 20 A 228 ff. 
2. (Abſ. 2.) Vermächtnißanordnung. 

a. Anfall des Vermächtniſſes § 2176, vgl. auch §§ 2074, 2177. 

b. Vgl. RG. II 258, 27 150. 

c. Anwendbarkeit des § 2269 auf Verfügungen, welche in einem Erbvertrage 
der Ehegatten getroffen ſind, § 2280. 

§ 2270. 1. Der zwiſchen den gegenfeitig von einander abhängigen (for? 
reſpektiven) Verfügungen beſtehende Zuſammenhang wird in Prot. v ©. 450 
als „Zufammenhang des Motivs“ bezeichnet. 

2. Die Auslegungsregel des Abſ. 2 gilt ſowohl für die Verfügungen, durch 
welche ſich die Ehegatten gegenſeitig bedenken, als auch für diefenigen, 
welche gemeinſchaftlich über den Nachlaß des Ueberlebenden (vgl. § 2269) ge’ 
troffen werden. 

3. Abſ. 1 giebt für Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe und Auflagen (vgl- 
Abf. 3), welche ſich in gegenſeitiger Abhängigkeit befinden, die dispoſttive Vor? 
ſchrift, daß die Nichtigkeit oder der Widerruf (vgl. § 2271) der einen Ber? 
fügung auch die Unwirkſamkeit der anderen (korreſpektiven) Verfügung zur 
Folge haben ſoll. 

(Bf. 3.) Für andere Verfügungen (vgl. Abſchnittvorb. vor § 2064 Note II), 
insbeſondere ſolche familienrechtlichen Charakters (vgl. daſelbſt Note 2), die 
Anordnung einer Teſtamentsvollſtreckung u. A. m. wird nicht ein fo inniger 
Zuſammenhang angenommen, um die Dispoſitivvorſchrift des Abſ. 1 auf IE 
zu erſtrecken. Es bleibt hier vielmehr bei den allgemeinen Vorſchriften über 
die Auslegung und den Einfluß des Irrthums (vgl. § 2078 Abſ. 2). Vgl. 
hierzu Küntzel, Gruchot 41 453. 

4. Entſprechende Regelung für den Erbvertrag vgl. §§ 2298, 2278 Abſ. 2. 

5. Zur Stempelpflichtigkeit in Preußen vgl. RG. 50 308, OLG. 3 384. 
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Ehegatten; der Ueberlebende kann jedoch ſeine Verfügung aufheben, 
wenn er das ihm Zugewendete ausſchlägt. Auch nach der Annahme 
der Zuwendung iſt der Ueberlebende zur Aufhebung nach Maßgabe 
des § 2294 und des § 2336 berechtigt. 

ft ein pflichttheilsberechtigter Abkömmling der Ehegatten oder 
eines der Ehegatten bedacht, ſo findet die Vorſchrift des § 2289 
Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 

§ 2272. Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann nach $ 2256 
nur von beiden Ehegatten zurückgenommen werden. 


$ 2271. 1. Der Widerruf einer korreſpektiven (§ 2270) Verfügung bei 
Lebzeiten beider Ehegatten iſt wie der Rücktritt vom Erbvertrage geregelt. 
Die nicht korreſpektiven Verfügungen ſind frei widerruflich. 

a. Form § 2296 Abſ. 2. Die Erklärung bedarf der gerichtlichen oder nota⸗ 
riellen Erklärung und erfolgt gegenüber dem anderen Ehegatten, §§ 130, 
132 Note 1. — Dieſe Formaliſirung bezweckt, mit Rückſicht auf die tief⸗ 
greifende Folge des Widerrufs ($ 2270) jedem der Ehegatten eine authen⸗ 
kiſche Urkunde über den erfolgten Widerruf in die Hand zu geben. 

b. Perſönliches Handeln: Ausſchließung der Mitwirkung eines Vertreters 
8 2296 Abſ. 1. 0 5 

e. Abſ. Satz 2 ſchließt aus, daß ein Ehegatte bei Lebzeiten des anderen 
durch eine neue Verfügung von Todeswegen einſeitig ſeine Verfügungen 
aufhebt. Zugelaſſen bleibt die Aufhebung der erſten Verfügung in einem 
neuen, von den Ehegatten gemeinſchaftlich errichteten Teſtamente (58 2253 ff. ). 

Der Widerruf in einer letztwilligen Verfügung eines Ehegatten ge⸗ 
nügt zur Aufhebung korreſpektiver Verfügungen eines gemeinſchaftlichen 

Teſtaments auch dann nicht, wenn der andere Ehegatte formlos, d. h. 

nicht in einer Teſtamentsform zugeſtimmt hat. Vgl. zu dieſer Frage und 

zur Auslegung des ganzen Paragraphen Küntzel, Gruchot 41 604 ff. 

d. Die Wirkung des Widerrufs ergiebt ſich aus § 2270. 

2. Widerruf einer korreſpektiven Verfügung nach dem Tode 
eines Ehegatten. 

Abi. 2 bezieht ſich ebenſo wie Abſ. 1 nur auf korreſpektive Verfügungen 
im Sinne des § 2270; andere Verfügungen ſind nach dem Tode des Erſt⸗ 
verſterbenden frei widerruflich. 0 - 

u. Regelmäßige Vorausſetzung des Widerrufs iſt Ausſchlagung des Zuge⸗ 
wendeten. Nach Ablauf der Ausſchlagungsfriſt (8$ 1942 ff.) iſt demnach 
auch das Widerrufsrecht erledigt. Das Recht des Erblaſſers, ſeine eigene 
letztwillige Verfügung zu widerrufen, iſt naturgemäß nicht vererblich. 

b. Ausnahmsweiſe kann der erg g We — der Annahme 
der Zuwendung eine korreſpektive Verfügung widerrufen. 

a. anne dun ſolchen Widerrufs iſt, daß ſich (§ 2294) der bedachte 
Dritte einer Verfehlung ſchuldig gemacht hat, welche den überlebenden 
Ehegatten zur Entziehung des Pflichttheils (8$ 2333 f) berechtigt oder 
berechtigten würde, wenn im Verhältniſſe zu ihm der Dritte pflicht⸗ 
theilsberechtigt wäre. Bean R 

3. Der Widerruf erfolgt durch letztwillige Verfügung (§ 2336 Abſ. 1). 
Wegen des Inhalts und der Vorausſetzungen dieſer Anordnung vgl. 

2336. . 

3. 5 3 ergiebt die Zuläſſiakeit der Beſchränkung des Pflichttheils in 
guter Abſicht ſowohl gegenüber den gemeinſchaſtlichen Abkömmlingen der 
Ehegatten als auch gegenüber den einſeitigen Abkommlingen eines von ihnen. 

4, Uebergangsvorſchrift. Die Bindung des Erblaſſers bei einem vor 
1900 errichteten gemeinſchaftlichen Teſtament iſt nach altem Rechte zu be⸗ 
urtheilen, EG. Art. 214 Abſ. 2. 

2272. 1. Die Bezugnahme auf $ 2256 ergiebt, daß das in amtliche 

39 * 


7. Zurücknahme aus der 
Verwahrung. 
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8. Eröffnung eines ge. § 2273. Bei der Eröffnung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments 

meinschaft. Seftamentes ſind die Verfügungen des überlebenden Ehegatten, ſoweit fie ſich 
ſondern laſſen, weder zu verkünden noch ſonſt zur Kenntniß der 
Betheiligten zu bringen. Von den Verfügungen des verſtorbenen 
Ehegatten iſt eine beglaubigte Abſchrift anzufertigen. Das Teſtament 
iſt wieder zu verſchließen und in die beſondere amtliche Verwahrung 
zurückzubringen. 


Bierter Abſchnitt. 
Erbvertrag. 


Verwahrung genommene gemeinſchaftliche Teſtament, vorausgeſetzt natürlich, 
daß es als gemeinſchaftliches in Verwahrung gebracht iſt (vgl. § 2248), nur 
an die Ehegatten perſönlich und gemeinſchaftlich zurückgegeben werden darf. 

2. Die Wirkung der Rückgabe richtet ſich nach § 2256 Abſ. 1 und Abſ. 3 
je nach der Art des Teſtaments. 

3. Nach dem Tode eines der Ehegatten iſt, wie die Vorſchrift des § 2272 
ergiebt, die Rückgabe überhaupt nicht mehr zuläſſig. 

2273. J. Eröffnung des Teſtaments vgl. § 2260. 

2. Amtliche Verwahrung §§ 2246, 2248 und Bemerkungen daſelbſt. 

Be a an den Ueberlebenden iſt ausgeſchloſſen, § 2272 

ote 3. 

4. Verfügungen, welche die Ehegatten gemeinſchaftlich für den Fall des 
Todes des Zweitſterbenden getroffen haben, find nicht zu verkünden (val. 
§ 2269) Inſoweit folder Inhalt einer Urkunde dem Nachlaßgerichte glaub: 
haft gemacht wird, bedarf es auch nicht der Feſtamentseröffnung. Bay. 
Oberſtes Landesgericht 31. März 1900 (RIA. 1 45, Gruchot 44 873, OLG. 
175). Vgl. indeß RS. Jahrb. 22 A 268, wonach die gemeinſchaftlichen 
Verfügungen ſchlechthin zu verkünden ſind. 

5. Die Verkündung der letztwilligen Verfügungen, welche der überlebende 
Ehegatte für den Fall der Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ge⸗ 
mäß §§ 1512 ff. getroffen hat, wird dadurch nicht beeinträchtigt, daß dieſe 
Verfügungen von beiden en gemeinschaftlich getroffen waren, vgl. 
8 1 Landesgericht 18. Oktober 1900 (Os G. 1 379), Seuff. 56 230, 

A. 1182. 

6. Iſt das Nachlaßgericht für den Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten 
nicht identiſch mit dem das Teſtament verwahrenden und eröffnenden Ge⸗ 
richte, ſo hat das letztere das Teſtament wieder in ſeine eigene „beſondere 
amtliche Verwahrung“ ($ 2246) zu nehmen und an das Nachlaßgericht be⸗ 
glaubigte Abſchrift der letztwilligen Verfügung des verſtorbenen Ehegatten 
zu überſenden, KG. Jahrb. 20 A 262. Nach dem Tode des zweitverſterbenden 
Ehegatten iſt das wiedereröffnete Teſtament gemäß § 2261 zu behandeln. 
KG. Jahrb. 21 A 226. OSG. 2 375. 

7. Hat die vollſtändige Verkündung des gemeinſchaftlichen Teſtaments bei 
dem Tode des erſtſterbenden Ehegatten ſtattgefunden, ſo bleibt für § 2273 
Satz 2 und 3 ſowie für eine nochmalige Verkündung des Teſtaments beim 
Tode des Zweitſterbenden kein Raum, vgl. Seuff. 56 189. 

8. Wenn die letztwilligen Verfügungen des überlebenden Ehegatten ſich 
von denen des verſtorbenen nicht ſondern laſſen und mitverkündet ſind, ſo 
iſt dieſe Verkündung rechtswirkſam. Das Teſtament iſt weder von Neuem 
zu verſchließen, noch wiederum in die amtliche Verwahrung zu bringen. Für 
die Koſtenberechnung iſt der zuſammenzurechnende Werth des Vermögens in 
2 8 zu bringen, über das die Ehegatten Verfügung getroffen. KG. Jahrb. 
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Vorbemerkung zum 1. Nach der allgemeinen Vorſchrift über die Zuläſſigkeit und den Inhalt 
IV. Abſchnittl. des Erbvertrags ($ 1941) kann der Erblaſſer durch den Erbvertrag einen 
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§ 2274. Der Erblaſſer kann einen Erbvertrag nur perſönlich !. Pentek 


ſchließen. 


Keine Vertretung des 
Erblaſſers. 


2275. Einen Erbvertrag kann als Erblaſſer nur ſchließen, wer 2. Grforbernifie in der 


unbeſchränkt geſchaftsfähig iſt. 

Ein Ehegatte kann als Erblaſſer mit ſeinem Ehegatten einen Erb⸗ 
vertrag ſchließen, auch wenn er in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt 
iſt. Er bedarf in dieſem Falle der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen 
Vertreters; iſt der geſetzliche Vertreter ein Vormund, ſo iſt auch die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich. 

Die Vorſchriften des Abſ. 2 gelten auch für Verlobte. 


Erben einſetzen ſowie Vermächtniſſe und Auflagen anordnen. Andere Ver⸗ 
fügungen (Anordnung einer Teſtamentsvollſtreckung, familienrechtliche Be⸗ 
ſtimmungen ꝛc. vgl. Abſchnittvorb. vor § 2064 Note JI 2) können zwar räum⸗ 
lich in einem Erbvertrag, aber nicht als rn ee Beſtandtheile des⸗ 
ſelben getroffen werden, $ 2278. Als Vertragserbe oder als Vermächt⸗ 
2 1 kann ſowohl der andere Vertragſchließende als auch ein Dritter 
t werden. 
2. Ber Erbvertrag begründet eine Bindung des Erblaſſers in, Anſehung: 
a. feiner Verfügungen von Todeswegen, inſoweit als durch dieſelben das 
Recht des vertragsmäßig Bedachten verletzt werden würde, § 2289; an 
Verfügungen, durch welche eine ſolche Verletzung nicht erfolgt, iſt der 
Erblaſſer nicht gebunden; Aa 
b. feines Verhaltens unter Lebenden nur in Gemäßheit der §§ 2286 bis 
2288 


3. Die Vorſchriften der $$ 2274 ff. bezeichnen als Erblaſſer denjenigen 
Vertragſchließenden, welcher mittelſt des Erbvertrags über ſeinen Nachlaß 
oder Theile deſſelben verfügt. 

a. Bei einem wechſelſeitigen Erbvertrage kommen beide Theile als Erblaſſer 
in Betracht; vgl. auch §§ 2278, 2298, 2299. 

b. Inſofern ein Vertragſchließender lediglich als erwerbend, nicht als über 
ſeinen Nachlaß verfügend auftritt, finden auf ihn in Anſehung der Ge⸗ 
ſchäftsfahiakeit (vgl. § 2275) und der Vertretung (vgl. 58 2274, 2276) die 
allgemeinen Vorſchriften (88 104 ff., 164 ff.) Anwendung. 

4. Der Grhnertraa bildet wie Geſetz ($$ 1924 ff.) und Zeftament ($ 1937) 
lediglich einen Grund für die Berufung des Bedachten als Erben oder Ver⸗ 
mächtnißnehmer. Auch auf den Berufungsgrund des Erbvertrags finden die 
allgemeinen Vorſchriften, insbeſondere über die Koeriſtenz von Erblaſſer und 
Erben (§ 1923; vgl. Bemerkungen zu §8 1922, 1923) ſowie über den Anfall 
und das Recht der Ausſchlagung (SS 1942 fl, 2176 ff.) Anwendung; Kd. § 9 
(zu § 1942). Vgl. RG. A 171, ferner 8 2279 Abſ. J. 

5. Von dem Erbvertrage zu unterſcheiden iſt 8 
5 der Vertrag über die Erbſchaft eines lebenden Dritten § 312; 

der Erbverzicht §8 2248 ff.; h 
c. das genen fiche e der Ehegatten. Vgl. §§ 2265 ff. — Wegen 

der für den Erbvertrag zmiſchen, Ehegatten und Verlobten beſtehenden 

Sondervorſchriften vgl. $$ 2275, 2276, 2279, 2280, 2290, 2292. 

6. Uebergangsvorſchrift ES. Artt. 214, 215. . 

§ 2274. 1. Durch die Vorſchrift des § 2274 wird in Uebereinſtimmung 
mit § 2064 die Vertretung (Titelvorb. vor $ 164 Note AI, B II), nicht aber 
die Mitwirkung von Beiſtänden 2c. (vgl. Fr. § 13) ausgeſchloſſen. Vgl. 
ferner Titelvorb. vor § 164 Note F Ziffer 10 ff. 

2. Der nicht als Exblaffer auftretende Vertragſchließende kann durch einen 
Vertreter handeln. Hierüber und über gegenſeitige Erbverträge vgl. Ab⸗ 
ſchnittvorb. Note 3. 


Perfon d. Erblaſſers. 


3. Formoo! 
a. Abſch 


d. Verſchließung und 


rſchriften. 
laß 


Verwahrung. 
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§ 2276. Ein Erbvertrag kann nur vor einem Richter oder vor 
einem Notar bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Theile geſchloſſen 
werden. Die Vorſchriften der SS 2233 bis 2245 finden Anwendung; 
was nach dieſen Vorſchriften für den Erblaſſer gilt, gilt für jeden 
der Vertragſchließenden. 

Für einen Erbvertrag zwiſchen Ehegatten oder zwiſchen Verlobten, 
der mit einem Ehevertrag in derſelben Urkunde verbunden wird, ge— 
nügt die für den Ehevertrag vorgeſchriebene Form. 

§ 2277. Die über einen Erbvertrag aufgenommene Urkunde ſoll 
nach Maßgabe des § 2246 verſchloſſen, mit einer Aufſchrift verſehen 
und in beſondere amtliche Verwahrung gebracht werden, ſofern nicht 
die Parteien das Gegentheil verlangen. Das Gegentheil gilt im 


§ 2275. 1. Die Regel des Abſ. 1 verſagt nicht nur dem Geſchäftsunfähigen 
($ 104), ſondern auch dem in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten ($$ 106, 
114) die Fähigkeit als Erblaſſer (vgl. Abſchnittvorb. Note 3) einen Erb⸗ 
vertrag (vgl. §§ 2229 ff.) zu ſchließen. 

2. Erbverträge zwiſchen Ehegatten und Verlobten. 

a. Die Ausnahme des Abſ. 2 beſteht nicht für Geſchäftsunfähige, ſondern 
nur für beſchränkt Geſchäftsfähige; für dieſe aber ohne Unterſchied, ob 
die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit auf Minderjährigkeit, Entmündi⸗ 
gung oder Stellung unter vorläufige Vormundſchaft (§§ 106, 114) beruht. 

b. Als Vertragſchließender tritt der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Ehe⸗ 
gatte, nicht ſein geſetzlicher Vertreter auf (§ 2275). Die Zuſtimmung des 
geſetzlichen Vertreters richtet ji) nach SS 107 ff., 182 ff. 

e. Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (vgl. §8 1828 ff.) iſt erfor⸗ 
derlich, wenn der geſetzliche Vertreter ein Vormund oder Pfleger (§ 1915) 
iſt, nicht aber, wenn die geſetzliche Vertretung auf der elterlichen Gewalt 
(wgl. §§ 1624 ff., 1684) beruht. 

d. Vorſchriften für Erbverträge unter Ehegatten vgl. Abſchnittvorb. 

ote 50. 

e. Verlobte vgl. § 1297 Note II 2; vgl. ferner §8 2276, 2279, 2290. — 
Gemeinſchaftliches Teſtament der Verlobten iſt nicht zugelaſſen, § 2265. 

§ 2276. 1. Formmangel begründet Nichtigkeit, § 125. 

2. Wegen der Form „bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Theile“ vgl. 
8 128 er 2. — Unzuläſſigkeit der Vertretung vgl. $ 2275 und daſelbſt 
Note 2b. 

3. Die zur Anwendung gelangenden §§ 2233 bis 2245. 

a. Nach § 2233 muß der Richter einen Gerichtsſchreiber oder zwei Zeugen, 
der Notar einen zweiten Notar oder zwei Zeugen hinzuziehen. 

b. Die §§ 2234 bis 2237, welche von den zur Mitwirkung unfähigen oder 
untauglichen Perſonen handeln, gelten nicht nur für die Beziehungen 
zum Erblaſſer, ſondern zu jedem der Vertragſchließenden. 

. 88 2238 f. geben Vorſchriften über den Errichtungsakt ſelbſt. 

. §§ 2240 bis 2242 betreffen das Protokoll. 

§§ 2243 bis 2245 regeln die Fälle, daß einer oder beide Erblaſſer ſtumm 
oder ſonſt am Sprechen verhindert oder der deutſchen Sprache nicht 
mächtig ſind. 

f. Vgl. ferner wegen der allgemeinen landesgeſetzlichen Vorſchriften über 

die Errichtung gerichtlicher oder notarieller Urkunden EG. Art. 151. 

4. (Abſ. 2.) Eheverträge vgl. §§ 1432 ff., 1434. 

5. Nicht zugelaſſen ſind für die Errichtung eines Erbvertrags die holo⸗ 
graphiſche Form (3 2231 Ziffer 2) und die Formen des Nothteſtaments 
($$ 2249 bis 2251). 


emo 


IV. Abſchnitt. Erbvertrag. 615 


Zweifel als verlangt, wenn der Erbvertrag mit einem anderen Ver⸗ 
trag in derſelben Urkunde verbunden wird. 

Ueber einen in beſondere amtliche Verwahrung genommenen Erb⸗ 
vertrag ſoll jedem der Vertragſchließenden ein Hinterlegungsſchein er⸗ 
theilt werden. 

§ 2278. In einem Erbvertrage kann jeder der Vertragſchließen⸗ 
den vertragsmäßige Verfügungen von Todeswegen treffen. 

Andere Verfügungen als Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe und Auf⸗ 
lagen können vertragsmäßig nicht getroffen werden. 

§ 2279. Auf vertragsmäßige Zuwendungen und Auflagen finden 
die für letztwillige Zuwendungen und Auflagen geltenden Vorſchriften 
entſprechende Anwendung. 

Die Vorſchriften des § 2077 gelten für einen Erbvertrag zwiſchen 
Ehegatten oder Verlobten auch inſoweit, als ein Dritter bedacht iſt. 

§ 2280. Haben Ehegatten in einem Erbvertrage, durch den ſie 
ſich gegenſeitig als Erben einſetzen, beſtimmt, daß nach dem Tode des 
Ueberlebenden der beiderſeitige Nachlaß an einen Dritten fallen ſoll, 


—— 

§ 2277. 1. Pal. 8 2246. Als Vertrag, welcher mit einem Erbvertrag in 
derſelben Urkunde verbunden wird, wird namentlich der Ehevertrag G 2276 
Abſ. 2) oder die vertragsmäßige Aufhebung eines früheren Erbvertrags (vgl. 
RG. Jahrb. 20 A 151) in Betracht kommen. 

2. Wegen der Verbindung der Annahme an Kindesſtatt mit dem Erbver⸗ 
trage vgl. $ 1767 Note 2c. 

a Verwahrung und diesbezügliche Landesgeſetzgebung vgl. zu 

§ 2278. 1. Außer den vertra smäßigen Verfügungen können auch letzt⸗ 
willige, d. h. einfeitig jederzeit widerrufliche Verfügungen von Todeswegen 

im Erbvertrage getroffen werden. Auf dieſe finden die Vorſchriften über 

Teſtamente Anwendung 6 2299 Ab}. 2). 

2. In dem Erbvertrage können auch Verfügungen zu Gunſten Dritter ge⸗ 
troffen werden (ogl. $ 2281 Abf. 2). Der bedachte Dritte erwirbt indeß nur 
a Anwartſchaft (vgl. Titelvorb. Note 4), kein gegenwärtiges Recht im Sinne 

es 8 328. 

3. 30 Abſ. 2 vgl. § 2270 Abſ. 3. 

§ 2279. 1. Es finden nach Maßgabe des § 2279 insbeſondere An⸗ 
wendun 0 
a. auf hi vertragsmäßige Erbeinſetzung und auf die vertragsmäßige Ein⸗ 

ſetzung eines Nacherben die 99.2064 ff., 2087 ff; 2100 ff. 

b. auf die vertragsmäßige Vermächtnißanordnung die 5 2064 fl.; 2147 ff.; 

€. auf die vertragsmäßige Auflageanordnung die §§ 2064 ff., 2192 ff. 

2. Vgl. ferner Abſchnitkvorb. Note 4. 

3. (Abſ. 2.) Die entſprechende Anwendung des § 2077 (wo zu vgl.) ergiebt: 
a. Ein zwiſchen Ehegatten oder Verlobten geſchloſſener Erbvertrag iſt un⸗ 

wirkſam, wenn die Ehe nichtig oder vor dem Tode des Erblaſſers auf⸗ 
gelöſt worden iſt. Der Auflöſung der Ehe ſteht die wegen Verſchuldens 
des anderen Ehegatten begründete Erhebung der Klage auf Scheidung 
oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gleich. 

b, Ein Erbvertrag zwiſchen Verlobten iſt unwirkſam, wenn das Verlöbniß 
vor dem Tode des Erblaſſers aufgelöſt worden iſt. 

e. Der Erbvertrag zwiſchen Ehegatten und Verlobten iſt in den vorſtehend 
(zu a und b) bezeichneten Fällen nicht unwirkſam, wenn anzunehmen iſt, 
daß er auch für dieſen Fall abgeſchloſſen ſein würde. 

4. Zu Abſ. 2 vgl. § 2085 und § 2298 Abſ. 1. 


II, Inbalt. 


1. Zuläſſigkeit vertrags⸗ 


E 


mäßiger Verfügungen 
von Todeswegen. 


Anwendbarkeit von 
Vorſchriften uber letzt · 
willige Verfügungen. 


Zuwendungen an 


einen Dritten für den 
Todesfall des über⸗ 
lebenden Gatten. 


III. Anfechtung des Erb⸗ 
vertrags 

1. durch den Erblaſſer. 

a. Anfechtungsgründe. 


b. Anfechtungsgegner. 


c. Vertretung. 


d. Form. 


e. Anfechtungsfriſt. 
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oder ein Vermächtniß angeordnet, das nach dem Tode des Ueber⸗ 
lebenden zu erfüllen iſt, ſo finden die Vorſchriften des § 2269 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

§ 2281. Der Erbvertrag kann auf Grund der §s 2078, 2079 
auch von dem Erblaſſer angefochten werden; zur Anfechtung auf 
Grund des $ 2079 iſt erforderlich, daß der Pflichttheilsberechtigte zur 
Zeit der Anfechtung vorhanden iſt. 

Soll nach dem Tode des anderen Vertragſchließenden eine zu Gun⸗ 
ſten eines Dritten getroffene Verfügung von dem Erblaſſer angefochten 
werden, ſo iſt die Anfechtung dem Nachlaßgerichte gegenüber zu erklären. 
Das Nachlaßgericht ſoll die Erklärung dem Dritten mittheilen. 

§ 2282. Die Anfechtung kann nicht durch einen Vertreter des 
Erblaſſers erfolgen. Iſt der Erblaſſer in der Geſchäftsfähigkeit be⸗ 
ſchränkt, ſo bedarf er zur Anfechtung nicht der Zuſtimmung ſeines geſetz⸗ 
lichen Vertreters. 

Für einen geſchäftsunfähigen Erblaſſer kann ſein geſetzlicher Vertreter 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts den Erbvertrag anfechten. 

Die Anfechtungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung. 

§ 2283. Die Anfechtung durch den Erblaſſer kann nur binnen 
Jahresfriſt erfolgen. 

Die Friſt beginnt im Falle der Anfechtbarkeit wegen Drohung mit 
dem Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage aufhört, in den übrigen 
Fällen mit dem Zeitpunkt, in welchem der Erblaſſer von dem An— 
fechtungsgrunde Kenntniß erlangt. Auf den Lauf der Friſt finden 
die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der §§ 203, 206 ent: 
ſprechende Anwendung. 

Hat im Falle des § 2282 Abſ. 2 der geſetzliche Vertreter den 
Erbvertrag nicht rechtzeitig angefochten, fo kann nach dem Wegfalle 


§ 2280. Aus § 2269 ergiebt ſich die Auslegungsregel, daß im Zweifel 
der Dritte als Erbe des zuletzt verſterbenden Ehegatten eingeſetzt ift, ſowie daß 
das Vermächtniß dem Bedachten erſt mit dem Tode des Ueberlebenden an⸗ 
fallen ſoll; vgl. hierüber zu § 2269. 

§ 2281. 1. Die Befugniß des Erblaſſers, den Erbvertrag wegen Irrthums 
anzufechten, richtet ſich nach den für letztwillige Verfügungen gegebenen, das 
Anfechtungsrecht des Erklärenden gegenüber den allgemeinen Vorſchriften 
($$ 119 ff.) erweiternden Vorſchriften des § 2078, vgl. daſelbſt. 

2. Die Anfechtung wegen Uebergehung eines Pflichttheilsberechtigten § 2079 
wird, wenn der Pflichttheilsberechtigte zur Zeit der Anfechtung (vgl. §§ 2282 f.) 
vorhanden war, durch ſeinen ſpäteren Wegfall nicht beeinträchtigt. 

3. Anfechtungsgegner iſt der andere Vertragſchließende, ſo lange er lebt 
($ 143 Abſ. 1, 2); nach deſſen Tode greift § 2281 Abſ. 2 Platz. 

4. Die Wirkung der Anfechtung ergiebt ſich aus § 142. 

5. Anfechtung durch denjenigen, welchem die Aufhebung des Erbvertrags 
unmittelbar zu Statten kommen würde, § 2285. 

§ 2282. 1. Wegen des höchſtperſönlichen Charakters der Anfechtung vgl. 
§§ 2274, 2275, 2284, 2290, 2296 und Titelvorb. vor $ 164 Note F Ziff. 21. 
2. (Abſ. 2.) Anfechtung ohne die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
iſt unwirkſam, § 1831. 

3. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung vgl. § 2271 Note la. 
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der Geſchäftsunfähigkeit der Erblaſſer ſelbſt den Erbvertrag in gleicher 
Weiſe anfechten, wie wenn er ohne geſetzlichen Vertreter geweſen wäre. 

§ 2284. Die Beſtätigung eines anfechtbaren Erbvertrags kann 
nur durch den Erblaſſer perſönlich erfolgen. Sit der Erblaſſer in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo iſt die Beſtätigung ausgeſchloſſen. 


f. Beſtätigung 


§ 2285. Die im 8 2080 bezeichneten Perſonen können den Erb⸗ 2 durch Erbintereſſenten. 


vertrag auf Grund der Ss 2078, 2079 nicht mehr anfechten, wenn 
das Aufechtungsrecht des Erblaſſers zur Zeit des Erbfalls erloſchen iſt. 


§ 2286. Durch den Erbvertrag wird das Recht des Erblaſſers, IV. Restafteltung d. Etb⸗ 
über fein Vermögen durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden zu verfügen, .. ungen ner 


nicht beſchränkt. 

§ 2287. Hat der Erblaſſer in der Abſicht, den Vertragserben zu 
beeinträchtigen, eine Schenkung gemacht, ſo kann der Vertragserbe, 
nachdem ihm die Erbſchaft angefallen iſt, von dem Beſchenkten die 
Herausgabe des Geſchenles nach den Vorſchriften über die Heraus⸗ 
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern. 

Der Anſpruch verjährt in drei Jahren von dem Anfalle der Erb⸗ 
ſchaft an. 


§ 2283. 1. Wegen der Ausſchlußfriſt vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4. 

2. Abſ. 3 vgl. $ 1340 und Bemerkungen daſelbſt. 

$ 2284. Beſtätigung erfordert keine Form, § 144. Vgl. § 2274. 

§ 2285. 1. Das Recht derjenigen, denen die Aufhebung des Erbvertrags 
unmittelbar zu Statten kommen würde, den Vertrag wegen Irrthums, Dro⸗ 
hung und Uebergehung eines Pflichttheilsberechtigten anzufechten, ergiebt ſich 
aus 88 2279, 2080. Ihr Anfechtungsrecht iſt ausgeſchloſſen, wenn das An⸗ 
fechtungsrecht des Erblaſſers in Folge Friſtablaufs (§ 2283) oder Beſtätigung 
($ 2284) erloſchen iſt. 

2. Das Anfechtungsrecht der in $$ 2285, 2080 e Perſonen iſt 
gegenüber dem Anfechtungsrechte des Erblaſſers inſofern ſelbſtändig, als eine 
Anrechnung der zu Lebzeiten des Erblaſſers zum Theil abgelaufenen Anfech⸗ 
tungsfriſt nicht ſtattfindet. . ’ 

3. Dadurch, daß die Anfechtung wegen Uebergehung eines Pflichttheils⸗ 
berechtigten ($ 2079) nicht mehr zuläſſig iſt, wird der Pflichttheilsanſpruch 
($$ 2303 ff.) des Uebergangenen nicht beeintrachtigt. 

§ 2286. 1. Eine neben den Erbvertrag tretende, obligatoriſche Ver⸗ 
ing des Erblaſſers, über ſein Vermögen unter Lebenben nicht zu ver: 
ügen, iſt zuläſſig § 137 Satz 2. 

2. Ueber ai W einen vor 1900 abgeſchloſſenen Erbvertrag hervor⸗ 
e e Bindung des Erblaſſers entſcheidet das alte Recht, EG. Art. 214 
Abſ. 2. 


& 2287. 1. Der Anſpruch des Vertragserben entſteht erſt mit dem Erb⸗ 
ſchaftsanfalle (§ 1942, gl. ferner Abs. 2 u. § 198). Vorher kann gegen den 
N unter Umſtänden aus § 826 vorgegangen werden. — Vgl. RG. 

175. 

2. Ungerechtfertigte Bereicherung 88 812 ff., wenn der Empfänger den 
Mangel der Schenkung kennt § 819. Ne 

3. Wegen der Abſicht, den ertragserben zu beeinträchtigen vgl. die Judi⸗ 
katur zu KO. § 31 und Anfechtungsgeſetz § 3 (hinter $ 144). 

4. Verjährung §8 194 ff. Perpetutrung der Einrede vgl. zu 5. 

5. Iſt das Schenkungsverſprechen des Erblaſſers noch nicht erfüllt, ſo ſteht 
dem Erben gegen die Klage des Beſchenkten auch nach Ablauf der Verjährungs⸗ 
friſt die Einrede aus § 821 zu. 


Lebenden. 


a. Böswillige Schen⸗ 
kungen. 


b. Böswillige Ver⸗ 
eitelung vertrags⸗ 
mäßig angeordneter 
Ver mächtniſſe. 


2. Verfügungen von 
Todeswegen. 
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§ 2288. Hat der Erblaſſer den Gegenſtand eines vertragsmäßig 
angeordneten Vermächtniſſes in der Abſicht, den Bedachten zu beein⸗ 
trächtigen, zerſtört, bei Seite geſchafft oder beſchädigt, ſo tritt, ſoweit 
der Erbe dadurch außer Stand geſetzt iſt, die Leiſtung zu bewirken, 
an die Stelle des Gegenſtandes der Werth. 

Hat der Erblaſſer den Gegenſtand in der Abſicht, den Bedachten 
zu beeinträchtigen, veräußert oder belaſtet, ſo iſt der Erbe verpflichtet, 
dem Bedachten den Gegenſtand zu verſchaffen oder die Belaſtung zu 
beſeitigen; auf dieſe Verpflichtung finden die Vorſchriften des $ 2170 
Abſ. 2 entſprechende Anwendung. Iſt die Veräußerung oder die 
Belaſtung ſchenkweiſe erfolgt, ſo ſteht dem Bedachten, ſoweit er Erſatz 
nicht von dem Erben erlangen kann, der im $ 2287 beſtimmte An⸗ 
ſpruch gegen den Beſchenkten zu. 

2289. Durch den Erbvertrag wird eine frühere letztwillige 
Verfügung des Erblaſſers aufgehoben, ſoweit ſie das Recht des ver⸗ 
tragsmäßig Bedachten beeinträchtigen würde. In dem gleichen Um⸗ 
fang iſt eine ſpätere Verfügung von Todeswegen unwirkſam, unbe⸗ 
ſchadet der Vorſchrift des § 2297. 

Iſt der Bedachte ein pflichttheilsberechtigter Abkömmling des Erb⸗ 
laſſers, ſo kann der Erblaſſer durch eine ſpätere letztwillige Verfügung 
die nach § 2338 zuläſſigen Anordnungen treffen. 


§ 2288. J. Abſ. 1 handelt von thatſächlichen, Abſ. 2 von rechtlichen Ver⸗ 
Re über den vermachten Gegenſtand. 

. Abſ. 2 iſt nicht auf unentgeltliche Veräußerung oder Belaſtung be 
ſchränkt. Die entſprechende Anwendung des § 2170 Abſ. 2 verpflichtet den 
Erben, welcher zur Verſchaffung des Gegenſtandes oder zur Beſeitigung der 
Belaſtung außer Stande iſt, zur Entrichtung des Werthes. Iſt die Ver⸗ 
ſchaffung oder Beſeitigung nur mit unverhältnißmäßigen Aufwendungen 
möglich, ſo kann ſich der Erbe durch Entrichtung des Werthes befreien. 

§ 2289. 1. Das Verhältniß des Erbvertrags zu früheren 
Verfügungen von Todeswegen. 

Eine bereits vorhandene Verfügung von Todeswegen ſchließt an ſich den 
Abſchluß eines Erbvertrags nicht aus. Das Verhältniß des Erbvertrags zu 
ſolchen früheren, den Erblaſſer bindenden Verfügungen kann unter Wahrung 
der Rechte Dritter im Erbvertrage geregelt werden. Es greifen folgende 
Vorſchriften ein: 

a. Die bereits vorhandene letztwillige Verfügung wird nicht nur aufgehoben, 
wenn und inſoweit der Erbvertrag mit dem Teſtament in Widerſpruch 
ſteht (§ 2258 Abſ. 1), ſondern auch wenn und inſoweit ohne das Vor⸗ 
liegen eines Widerſpruchs das Recht des vertragsmäßig Bedachten (etwa 
durch ihm nicht bekannt geweſene Zuwendungen an Dritte) beeinträchtigt 
werden würde, § 2289 Abſ. 1 Satz 1. Die Vorſchrift des § 2161 kommt 
alſo gegenüber einem ſpäteren Erbvertrage nicht zur Anwendung. 

b. Ein bereits vorhandenes gemeinſchaftliches Teſtament kann nicht durch 
einen ohne Mitwirkung des anderen Ehegatten abgeſchloſſenen Erbver⸗ 
trag aufgehoben werden, § 2271 Abſ. 1 Satz 2. 

e. Ein bereits vorhandener Erbvertrag macht einen ſpäteren Erbvertrag 
inſoweit unwirkſam, als er das Recht des früheren Vertragserben beein’ 
trächtigen würde. § 2289 Abſ. 1 Satz 2. 

2. Spätere Verfügungen von Todeswegen find inſoweit unwirk— 
ſam, als fie das Recht des Vertragserben beeinträchtigen würden ($ 2289 
Abſ. 1 Satz 9. 
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§ 2290. Ein Erbvertrag ſowie eine einzelne vertragsmäßige Ver⸗ 
fügung kann durch Vertrag von den Perſonen aufgehoben werden, 
die den Erbvertrag geſchloſſen haben. Nach dem Tode einer dieſer 
Perſonen kann die Aufhebung nicht mehr erfolgen. 

Der Erblaſſer kann den Vertrag nur perſönlich ſchließen. Iſt er 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er nicht der Zuſtimmung 
ſeines geſetzlichen Vertreters. 

Steht der andere Theil unter Vormundſchaft, ſo iſt die Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich. Das Gleiche gilt, wenn 
er unter elterlicher Gewalt ſteht, es ſei denn, daß der Vertrag unter 
Ehegatten oder unter Verlobten geſchloſſen wird. 

Der Vertrag bedarf der im § 2276 für den Erbvertrag vorge: 
ſchriebenen Form. 

§ 2291. Eine vertragsmäßige Verfügung, durch die ein Vermächt⸗ 
niß oder eine Auflage angeordnet iſt, kann von dem Erblaſſer durch 
Teſtament aufgehoben werden. Zur Wirkſamkeit der Aufhebung iſt 
die Zuſtimmung des anderen Vertragſchließenden erforderlich; die Vor⸗ 
ſchriften des § 2290 Abſ. 3 finden Anwendung. 


Eine Ausnahme bildet die nach § 2289 Abſ. 2 fortdauernde Zuläſſigkeit 
der in guter Abſicht erfolgenden Beſchränkung ($ 2338) des pflichttheilsberech⸗ 
tigten Abkömmlinges trotz eines mit demſelben geſchloſſenen Erbvertrags. 
Die Beſchränkung kann auf die geſammte vertragsmäßige Zuwendung er⸗ 
ſtreckt werden. 
3. Ob die Aufhebung einer früheren letztwilligen Verfügung und die Un⸗ 
wirkſamkeit einer ſpäteren Verfügung auch eintritt, wenn eine Beeinträchti⸗ 
gung des Vertragserben nur deshalb nicht stattfindet, weil der Vertragserbe 
(durch früheren Tod, Ausſchlagung 2c.) wegfällt und deshalb der Erbvertrag 
nicht zur Ausführung gelangt, iſt beſtritten (vgl. Wilke § 2289 Note 2; dazu 
E 1 §§ 1953, 1936). - 
4. Für Erbverträge, welche vor 1900 Fgejchlofjen find, bleibt es bei dem 
alten Rechle, EG. Art. 214 Abſ. 2. 
8 2290. 1, Die Aufhebung eines Erbvertrags kann nur zu Lebzeiten der 
Vertragſchließenden erfolgen. Nach dem Tode des einen von ihnen findet 
auf das Recht des Anderen zur Aufhebung des Vertrags § 2297 Anwendung. 
2. Die Abſchließung des Aufhebungsvertrags. 2 
a. Auf Seiten des Erblaſſers kann der Aufhebungsvertrag nur perſönlich 
durch dieſen geſchloſſen werden (vgl. § 2274). Da der Erblaſſer nur von 
Verbindlichkeiten, nämlich von der Bindung an ſeine Verfügung, frei 
wird, fo bedarf der beſchränkt geichäftsfähige Erblaſſer nicht der Zuſtim⸗ 
mung feines geſetzlichen Vertreters, vgl. S 107. Da der geſchäftsunfähige 
Erblaſſer nicht auftreten kann ($ 105), andererſeits Vertretung ausge 
ſchloſſen iſt, ſo kann ein Aufhebungsvertrag mit ihm überhaupt nicht 
geſchloſſen werden. Einen Ausweg kann unter Umſtänden der Erbverzicht 
des Bedachten bilden, welcher zwischen dieſem und dem geſetzlichen Ver⸗ 
treter des Erblaſſers abgeſchloſſen werden kann (59 2352, 2347 Abſ. 2). 
Vgl. hierzu Küntzel bei Gruchot 41 610. f 

b. Auf Seiten des anderen Theiles iſt Vertretung nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen zuläſſig (vgl. § 2274 Note 2). Wegen des Erforderniſſes vormund⸗ 
ſchafts gerichtlicher Genehmigung SS 1828 ff. 5 

3. Außer der Formvorſchrift des Ab. 4 (vgl, § 2276) kommen in Betracht 
für Eheleute § 2292, und für Aufhebung vertragsmäßiger Verfügungen, 
welche nur Vermächtniſſe und Auflagen, nicht aber eine Erbeinſetzung zum 
Gegenſtande haben, § 2291. 


V. Aufhebung des Erb⸗ 
vertrags. 

1. durch Aufhebungs⸗ 
vertrag. 


2. durch letztwillige Ver⸗ 
fügung mit Zuftims 
mung des anderen 
Theiles. 


3. durch gemeinſchaftl. 
Teſtament der Ehe⸗ 


gatten. 


4. durch Rücktritt des 


Erblaſſers. 
a, Rülcktrittsgründe. 


a. auf Grund eines 


Vor behalts, 


3. wegen Verfehlung 
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Die Zuſtimmungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung; die Zuſtimmung iſt unwiderruflich. 

§ 2292. Ein zwiſchen Ehegatten geſchloſſener Erbvertrag kann 
auch durch ein gemeinſchaftliches Teſtament der Ehegatten aufgehoben 
werden; die Vorſchriften des § 2290 Abf. 3 finden Anwendung. 

§ 2293. Der Erblaſſer kann von dem Erbvertrage zurücktreten, 
wenn er ſich den Rücktritt im Vertrage vorbehalten hat. 

§ 2294. Der Erblaſſer kann von einer vertragsmäßigen Ver: 
fügung zurücktreten, wenn ſich der Bedachte einer Verfehlung ſchuldig 


des Bedachten. macht, die den Erblaſſer zur Entziehung des Pflichttheils berechtigt 


7 N Aufhebung 
d. Gegenverpflich⸗ 
tung, insbeſond. 
beim Verpfrün⸗ 


dungsvertrage. 


oder, falls der Bedachte nicht zu den Pflichttheilsberechtigten gehört, 
zu der Entziehung berechtigen würde, wenn der Bedachte ein Ab- 
kömmling des Erblaſſers wäre. 

§ 2295. Der Erblaſſer kann von einer vertragsmäßigen Ver⸗ 
fügung zurücktreten, wenn die Verfügung mit Rückſicht auf eine rechts⸗ 
geſchaftliche Verpflichtung des Bedachten, dem Erblaſſer für deſſen 
Lebenszeit wiederkehrende Leiſtungen zu entrichten, insbeſondere Unter⸗ 
halt zu gewähren, getroffen iſt und die Verpflichtung vor dem Tode 
des Erblaſſers aufgehoben wird. 


§ 2291. 1. Nach § 2291 können vertragsmäßige Verfügungen (mit Aus: 
nahme der Erbeinſetzung vgl. § 2278 Abſ. 2 in en mit $ 2291) von 
Seiten des Erblaſſers in jeder Teſtamentsform (§§ 2231, 2249 bis 2251) 
aufgehoben werden. 

2. Die Zuſtimmung des anderen Theiles erfordert gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung, § 128. Unwiderruflichkeit vgl. $ 130 Note B und 8 183 Note 1. 
Das Erforderniß vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung zur Zuſtimmung, 
wenn der Zuſtimmende unter Vormundſchaft oder elterlicher Gewalt ſteht, 
richtet ſich nach § 2290 Abſ. 3. 

§ 2292. J. Die Aufhebung kann in jeder für das gemeinſchaftliche Teſta⸗ 
ment zuläſſigen Form, alſo auch holographiſch (§ 2267) geſchehen. 

2. § 2292 in Verbindung mit $ 2290 Abſ. 3 bildet den einzigen Fall, in 
welchem die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters bzw. des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zu einer letztwilligen Verfügung erforderlich iſt. Dieſe Beſtimmung 
. in Anſehung einer minderjährigen Ehefrau praktiſch werden (vgl. 
$ 2229). 

§ 2293. 1. Der Vorbehalt des Rücktritts (vgl. $$ 346 ff.) nimmt dem 
Rechtsgeſchäfte nicht den Charakter eines Erbvertrags. Es iſt, was Form 
und Inhalt anlangt, trotz des vorbehaltenen Rücktritts als Erbvertrag und 
nicht als letztwillige Verfügung zu beurtheilen. 

2. Ausübung des Rücktrittsrechts § 2296. 

3. Der Erbvertrag kann auch bedingt oder befriſtet geſchloſſen werden. 
Die allgemeinen Vorſchriften find maßgebend, 88 158 ff. 

$ 2294. 1. Die in Betracht kommenden Verfehlungen ergeben ſich aus 
§§ 2333 bis 2335. 

2. Nachträgliche Beſchränkung der vertragsmäßigen Zuwendung in guter 
Abſicht § 2289 Abſ. 2. 

3. Die Ausübung des Rücktrittsrechts § 2296. 

§ 2295. 1. Der in § 2295 zugelaſſene, objektiv wirkende Rücktritt von 
dem Erbvertrage betrifft namentlich den mit Rückſicht auf einen ſog. Ver⸗ 
pfründungsvertrag abgeſchloſſenen Erbvertrag. 

2. In anderen Fällen, in denen ein Erbvertrag auf Grund eines gegen⸗ 
ſeitigen Vertrags geſchloſſen worden iſt, kann der Erblaſſer bei ausbleibender 


— — — 
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§ 2296. Der Rücktritt kann nicht durch einen Vertreter er⸗ 
folgen. Iſt der Erblaſſer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo 
bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters. 

Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen 
Vertragſchließenden. Die Erklärung bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 

§ 2297. Soweit der Erblaſſer zum Rücktritte berechtigt iſt, kann 
er nach dem Tode des anderen Vertragſchließenden die vertragsmäßige 
Verfügung durch Teſtament aufheben. In den Fällen des § 2294 
finden die Vorſchriften des § 2336 Abſ. 2 bis 4 entſprechende An⸗ 
wendung. 


§ 2298. Sind in einem Erbvertrage von beiden Theilen ver⸗ v1. 


tragsmäßige Verfügungen getroffen, ſo hat die Nichtigkeit einer dieſer 
Verfügungen die Unwirkſamkeit des ganzen Vertrags zur Folge. 

Iſt in einem ſolchen Vertrage der Rücktritt vorbehalten, ſo wird 
durch den Rücktritt eines der Vertragſchließenden der ganze Vertrag 
aufgehoben. Das Rücktrittsrecht erliſcht mit dem Tode des anderen 
Vertragſchließenden. Der Ueberlebende kann jedoch, wenn er das 
ihm durch den Vertrag Zugewendete ausſchlägt, ſeine Verfügung 
durch Teſtament aufheben. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 und des Abſ. 2 Satz 1, 2 finden 
keine Anwendung, wenn ein anderer Wille der Vertragſchließenden 
anzunehmen iſt. 


§ 2299. Jeder der Vertragſchließenden kann in dem Erbvertrag vr. 


einſeitig jede Verfügung treffen, die durch Teſtament getroffen 
werden kann. 

Für eine Verfügung dieſer Art gilt das Gleiche, wie wenn ſie 
durch Teſtament getroffen worden wäre. Die Verfügung kann auch 
in einem Vertrag aufgehoben werden, durch den eine vertragsmäßige 
Verfügung aufgehoben wird. 


Gegenleiſtung nicht ſchlechtweg zurücktreten, vielmehr wird er in den Prot. V 
S. 411 W 1 von dem anderen Vertragſchließenden 
nach den Grundſätzen über die ungerechtfertigte Bereicherung die Einwilligung 
in die Aufhebung des Erbvertrags zu verlangen; vgl § 812 Note B11. 

$ 2296. 1. Bol. § 2282. — 88 130 ff., 132 Note 1. N 

J. Nach dem Tode des anderen Vertragſchließenden tritt an Stelle des 
ihm gegenüber nicht mehr möglichen Rücktritts die Aufhebung des Erbver⸗ 
trags gemäß § 2297. , 

$ 2297. Nach dem Tode des anderen Vertragſchließenden kann der Ueber⸗ 
lebende von dem Erbvertrage nur abgehen, wenn und jomeit jein Rücktritts⸗ 
recht begründet iſt ($$ 2298, 2294, 2295) und ausſchließlich in der Form 
des Teſtaments (vgl. aber $ 2200). N 

§ 2298. 1. Die Vorſchrift iſt eine dem ſynallagmatiſchen Charakter des 
in 8 2298 vorausgeſetzten Erbvertrags entſprechende Dispoſitivvporſchriſt. 
Vgl. 8 2085; 88 2270, 2271. — Wegen derjenigen Anordnungen, welche nicht 
einen vertragsmäßigen Charakter haben, ſondern nur räumlich mit dem Erb⸗ 
vertrage verbundene letztwillige Verfügungen find, vgl. $ 2299 

2. (Abſ. 2) Satz 3 des Abf. 2 enthält keinen ſelbſtändigen Rechtsſatz, giebt 
eit lediglich eine nähere Begrenzung der in Satz 2 aufgeſtellten Vor⸗ 

rift. 


b. Rücktritt bei Leb⸗ 
zeiten des anderen 
Theiles. 


c. Rücktritt nach dem 
Tode des anderen 
Theiles. 


Gegenſeitſge Erbver⸗ 
träge. 


Letztwillige Verfü⸗ 
gungen in einem Erb⸗ 
vertrage. 
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Wird der Erbvertrag durch Ausübung des Rücktrittsrechts oder 
durch Vertrag aufgehoben, ſo tritt die Verfügung außer Kraft, ſo⸗ 
fern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt. 

III. Eröffnung des Erb- § 2300. Die für die Eröffnung eines Teſtaments geltenden 
* Vorſchriften der SS 2259 bis 2263, 2273 finden auf den Erb⸗ 
vertrag entſprechende Anwendung, die Vorſchriften des $ 2273 Satz 2, 
3 jedoch nur dann, wenn ſich der Erbvertrag in beſonderer amtlicher 
Verwahrung befindet. 

1X. Schenlun auf den § 2301. Auf ein Schenkungsverſprechen, welches unter der Be⸗ 
SR dingung ertheilt wird, daß der Beſchenkte den Schenker überlebt, 
finden die Vorſchriften über Verfügungen von Todeswegen Anwen- 
dung. Das Gleiche gilt für ein ſchenkweiſe unter dieſer Bedingung 
ertheiltes Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntniß der in den 

§§ 780, 781 bezeichneten Art. 

Vollzieht der Schenker die Schenkung durch Leiſtung des zuge— 
wendeten Gegenſtandes, ſo finden die Vorſchriften über Schenkungen 
unter Lebenden Anwendung. 


§ 2299. 1. Die Verfügungen, die überhaupt durch Teſtament getroffen 
werden konnen (vgl. Abſchnittvorb. vor $ 2064 Note II), können auch räumlich 
in dem Erbvertrage getroffen werden. (Vgl. Abſchnittvorb. vor § 2274 Note 1). 

2. Durch die Beſtimmung iſt im gewiſſen Sinne eine Ausnahme von 
$ 2265 zugelaſſen. Vorausſetzung iſt aber ein gültiger Erbvertrag. Iſt der 
Erbvertrag nicht gültig, ſo iſt auch die einſeitige Verfügung jedenfalls dann 
nicht gültig, wenn ſie nicht den für die Errichtung von Teſtamenten vorge⸗ 
ſchriebenen Formen entſpricht. 

3. (Abſ. 2.) Aufhebungsvertrag $ 2290. 

4. Ausübung des Rücktrittsrechts §§ 2293 bis 2296. 


8 2300. Wegen der in Bezug genommenen Vorſchriften vgl. zu den 
einzelnen Paragraphen Hervorzuheben iſt, daß für die Verſchließung und 
Verwahrung des Erbvertrags § 2277 maßgebend iſt. — Wegen der ent⸗ 
ſprechenden Anwendung der in Bezug genommenen Vorſchriften vgl. KG. 
Jahrb. 20 A 151, OSG. 1 295, RG. 48 96, JW. 1901 S. 324, Pr. JMBl. 
1901 S. 121. 

$ 2301. 1. Die Schenkung von Todeswegen oder auf den Todesfall 
wird verſchieden beurtheilt, je nachdem es ſich um ein Schenkungsverſprechen 
Bei eine vollzogene Schenkung handelt. Vgl. § 518 und Bemerkungen 

aſelbſt. 

2. Das Schenkungsverſprechen, welches unter der Bedingung erfolgt, 
daß der Beſchenkte den Schenker überlebt, wird umgedeutet in eine Ver⸗ 
fügung von Todeswegen. 

a. Dieſelbe erfordert ſomit, je nachdem das Verſprechen letztwillig oder ver⸗ 
bindlich abgegeben werden ſoll, die Form eines Teſtaments oder eines 
Erbvertrags. Einerſeits reicht alſo die gewöhnliche Schenkungsform der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung nicht aus, andererſeits genügt 
für die letztwillige Schenkung von Todeswegen die holographiſche ($ 2231 
Ziff. 2) Form. 

b. Die Gleichſtellung des ſchenkungsweiſe ertheilten abſtrakten Schuldver⸗ 
ſprechens und Schuldanerkenntniſſes der $$ 780, 781 mit dem Schenkungs⸗ 
verſprechen entſpricht der Vorſchrift des § 518, woſelbſt zu vergleichen. 

3. Die vollzogene Schenkung von Todeswegen unterſteht den 
Vorſchriften über die Schenkung unter Lebenden (88 516 ff.). Ob dieſelbe 
auf den Pflichttheil des Beſchenkten anzurechnen iſt, iſt Auslegungsfrage 
von Fall zu Fall vgl. $ 2315. 
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§ 2302. Ein Vertrag, durch den ſich Jemand verpflichtet, eine x. Gegen die Teftisfreipeit 
Verfügung von Todeswegen zu errichten oder nicht zu errichten, auf⸗ ne Baer 
zuheben oder nicht aufzuheben, iſt nichtig. 


Fünfter Abſchnitt. 
Pflichttheil. 


§ 2302. J. Der § 2302 bezieht ſich nur auf den obligatoriſchen Vertrag, 
eine Verfügung von Todeswegen zu errichten oder nicht zu errichten, aufzu⸗ 
heben oder nicht aufzuheben. Darunter fällt auch die Verpflichtung zur Ein⸗ 
gehung eines Erbvertrags, nicht aber die Abſchließung eines Erbvertrags 
ſelbſt. Vgl. Prot. Y S. 5. 

2. Die Unzuläſſigkeit eines Strafverſprechens (vgl. RG. 19 232) folgt 
aus 8 344. 


IR Pflichttheilsberechtigte. Vorbemerkung zum 

a. Pflichttheilsberechtigte find ($ 2303) nur: V. Nöſchnilt. 

a. die Abkömmlinge (vgl. § 1589 Note 4) des Erblaſſers; 

ß. die Eltern des Erblaſſers; 

7. der Ehegatte des Erblaſſers. 

Nicht pflichttheilsberechtigt ſind insbeſondere die Großeltern und die 
weiteren Vorfahren des Erblaſſers, ſowie feine Geſchwiſter 
e. Das uneheliche Kind iſt ſeinem Vater gegenüber nicht pflichttheils berechtigt, 

88 2303, 1924, Vorb. zu $$ 1924 bis 1930 Note 2; kann aber in Anfehung 
ſeines Unterhaltsanſpruchs bei dem Tode des Vaters mit dem Betrag 
abgefunden werden, der ihm als Pflichttheil gebühren würde, wenn es 
ehelich wäre § 1712. 

2. Die Größe des Pflichttheils iſt gleichmäßig für alle Falle auf 
die Hälfte des geſetzlichen Erbtheils feſtgeſetzt. Für die Berechnung des 
Pflichttheils iſt derjenige Erbtheil maßgebend, welcher dem Pflichttheils⸗ 
berechtigten bei unverändertem Eintritte der geſetzlichen Erbfolge gebühren 
würde. Es werden demgemäß diejenigen mitgezählt, welche durch letztwillige 
Verfügung ausgeſchloſſen ſind, die Erbſchaft ausgeſchlagen haben oder für 
mung erklärt find ($ 2310). Ausnahme für Erbverzicht ($ 2310 

ab 2). 5 2 

2. Die rechtliche Natur des Pflichttheilsanſpruchs. 

a. Der Pflichttheilsanſpruch iſt nicht als Erbfolgerecht geſtaltet, ſondern in 
Uebereinſtimmung mit der preußiſchen Praxis als ein unentziehbarer 
perſönlicher Anſpruch auf Zahlung eines beſtimmten Werthbetrags aus 
dem Nachlaſſe. Vgl. im Uebrigen zu § 2303 Note 3. (RG. 6 247, 21 272, 
23 224, 228, 229.) 

b. Das BGR. kennt kein formales Notherbenrecht, fondern nur ein mate⸗ 
rielles Pflichttheilsrecht. Durch die Verletzung des Pflichttheilsrechts 
wird nicht die Ungülti keit des Teſtaments, ſondern nur der Anſpruch 
auf Auskehrung des Pflichttheilsbetrags begründet. 1 

6 Der Pflichttheilsanſpruch ſchränkt ſeiner Natur nach die Teſtirfreiheit des 
Erblaſſers ein. Den geſetzlichen Inhalt des Pflichttheilsanſpruchs kann 
der Erblaſſer nicht mindern; er kann insbeſondere den Erben von der 
Auskunfts⸗ und Offenbarungspflicht des § 2314 nicht befreien. Wegen 
des Erbverzichts in n einzelner aus dem Pflichttheilsrechte fol⸗ 

ender Befugniſſe vgl. zu 5. 0 8 

d. Reber — m Wererblichkeit, Uebertragbarkeit, Pfändbarkeit des 
Pflichttheilsanſyruchs vgl. zu $ 2817. N. 

e. Der Pflichttheilsanſpruch begründet eine Nachlaßverbindlichkeit, § 1967. 
u, Wegen der für die Erbenhaftung in Anſehung des Pflichttheilsanſpruchs 

geltenden beſonderen Vorſchriften des BGB. und der KO. vgl. zu 
§ 1967 Note II 1a. 


h. 


1. Pflichttheilsberechtigte. 
Pfligitheiisanfprud des 
von der Erbfolge aus⸗ 


fücht dem Erben den Pflichttheil verlangen. Der Pflichttheil beſteht in 


geſchloſſenen P 
theilsberechtigten. 
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8 2303. Iſt ein Abkömmling des Erblaſſers durch Verfügung 
von Todeswegen von der Erbfolge ausgeſchloſſen, ſo kann er von 


der Hälfte des Werthes des geſetzlichen Erbtheils. 

Das gleiche Recht ſteht den Eltern und dem Ehegatten des Erb: 
laſſers zu, wenn fie durch Verfügung von Todeswegen von der Erb⸗ 
folge ausgeſchloſſen ſind. 


8. Die Geltendmachung des Pflichttheilsanſpruchs geſchieht gegenüber 
dem Erben, nicht gegenüber dem Teſtamentsvollſtrecker $ 2213 Abſ. 1, 
unbeſchadet des Erforderniſſes der Verurtheilung des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß, CPO. 
§ 748 Abſ. 3 (zu § 2213). 

J. Über die Vertheilung der Pflichttheilslaſt unter die von dem Erb⸗ 
laſſer Bedachten §§ 2318 ff. 

4. Entziehung des Pflichttheils. 

a. Als Gründe für die Entziehung des Pflichttheils werden gewiſſe, einzeln 
aufgeführte ſchwere Verfehlungen des Pflichttheilsberechtigten gegen den 
Erblaſſer ſowie die Führung eines ehrloſen oder unſiktlichen Lebens⸗ 
wandels in § 2333 anerkannt. — Anfechtung des Pflichttheilsanſpruchs 
wegen Erbunwürdigkeit des Pflichttheilsberechtigten 8 2345 Abf. 2. 

b. Enterbung in en Abſicht vgl. § 2338. 

c. Unabſichtliche Entziehung des Pflichttheils SS 2079 bis 2081; 2281. 
Verzicht auf das Pflichttheilsrecht durch Vertrag mit dem 

Erblaſſer §§ 2346, 2349 kann auch auf einzelne aus dem Pflichttheilsrechte 

folgende Befugniſſe z. B. den Anſpruch auf Auskunft oder Offenbarung, be⸗ 

ſchränkt werden. Vgl. zu § 2346. 

6. Pflichttheilsrecht bei gütergemeinſchaftlicher Erbfolge 
a. des Ehegatten § 1509; 

b. der Abkömmlinge §§ 1511 ff. 

7. Der Vertrag über den Pflichttheil aus dem Nachlaß eines 
noch lebenden Dritten iſt nichtig, mit Ausnahme des der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung bedürfenden Vertrags unter zukünftigen ge: 
ſetzlichen Erben § 312. 

8. Lan desgeſetzliche Vorbehalte. 

a. Befreiung gewiſſer ritterſchaftlicher Familien von der Beſchränkung durch 
das Pflichttheilsrecht EG. Art. 216. 

b. Pflichttheilsanſpruch des Fiskus oder einer anderen juriſtiſchen Perſon 
in Anſehung des Nachlaſſes einer verpflegten oder unterſtützten Perſon 
EG. Art. 139. 3 

9. Uebergang: Das Pflichttheilsrecht des BGB. findet auf 
alle Erbfalle Anwendung, wenn der Tod des Erblaſſers nach 
dem Beginne des 1. Januar 1900 eingetreten iſt, vgl. EG. Art. 213. 


Naß 2303. 1. Die pflichttheils berechtigten Perſonen (vgl. Worb. 

Note J). 

a. Abkömmlinge des Erblaſſers einſchließlich der Legitimirten und an Kindes⸗ 
ſtatt Angenommenen, vgl. Vorb. zu §§ 1924 ff. Note 2. Wegen der unehe⸗ 
lichen Kinder vgl. Abſchnittvorb. Note 1c. 

b. Eltern des Erblaſſers vgl. $ 1925 Note 1 1. Der Vater, welchem bei der 
Eheſchließung die Nichtigkeit der Ehe bekannt iſt, hat kein Pflichttheils⸗ 
recht gegenüber dem Kinde, § 1701. 

e. Ehegatte des Erblaſſers vgl. § 1933. Inſoweit die Anhängigkeit der 
Klage auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft das 
geſetzliche Erbrecht ausſchließt (vgl. § 1933), entfällt auch der auf eine 
Se des Werthes des geſetzlichen Erbtheils gehende Pflichttheilsan⸗ 
pruch. 


| 
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§ 2304. Die Zuwendung des Pflichttheils iſt im Zweifel nicht 2. 


als Erbeinſetzung anzuſehen. 


2. Die Hinterlaſſungspflicht des Erblaſſers. 

Eine Hinterlaſſungspflicht iſt nicht ausdrücklich ausgeſprochen, ergiebt ſich 
aber daraus, daß für den Fall ihrer Nichterfüllung dem Pflichttheilsberech⸗ 
tigten der Pflichttheilsanſpruch trotz und gegen den Inhalt der Verfügung 
des Erblaſſers zuſteht. 

3. Der Pflichttheilsanſpruch (vgl. Abſchnittvorb. Note 3). 

Der Pflichttheilsanſpruch geſtaltet ſich verſchieden, je nach dem Inhalte der 
von dem Erblaſſer getroffenen Verfügung von Todeswegen. 

a. Der Pflichttheilsanſpruch iſt ein Anſpruch auf Zahlung eines der Hälfte 
des Werthes des geſetzlichen Erbtheils gleichkommenden Betrags, 

a. wenn dem Pflichttheilsberechtigten der Pflichttheil ungerechtfertigter⸗ 
weiſe entzogen iſt (89 2333 bis 2337); 

3. wenn der Pflichttheilsberechtigte von der Erbfolge durch Teſtament 
ausgeſchloſſen iſt, ſei es ohne Einſetzung eines anderen Erben ($ 1938) 
oder durch Einſetzung anderer ihn ausſchließender Erben. 75 Fall 
liegt auch in Anſehung der Kinder, rückſichtlich des Nachlaſſes des 
erſtverſterbenden Elterntheils vor, wenn die Eltern ſich in einem ge⸗ 
meinſchaftlichen Teſtamente gegenſeitig als Erben eingeſetzt und die unter 
die Auslegungsregel des § 2269 fallende Beſtimmung getroffen haben, 
daß der beiderſeitige Nachlaß nach dem Tode des Ueberlebenden an die 
Kinder fallen ſolle, vgl. $ 2306 Note 2e und Wilke Note 4 zu $ 2269. 

Wegen der Fälle, in denen die Uebergehung der Pflichttheilsberech⸗ 
tigten unbeabſichtigt iſt, vgl. $$ 2079 bis 2081, 2281. 

b. ze 55 ſonſtigen Geſtaltungen des Pflichttheilsanſpruchs vgl. $$ 2305 

is 2308. 

c. Der Pflichttheilsberechtigte, welchem der ihm gebührende Bruchtheil der 
Erbſchaft unbeſchränkt und unbeſchwert hinterlaſſen iſt, erlangt nicht durch 
die Ausſchlagung der Erbſchaft einen Pflichttheilsanſpruch. Es kann 
demnach ein ſolcher Pflichttheilsberechtigter nicht von ſeinen Miterben 
Auskehrung ſeines Pflichttheils in Geld fordern, vielmehr hat er ſich den 
Pflichten eines Miterben (SS 2032 ff.) zu unterziehen. 

d. Einwendung der Erbunwürdigkeit des Pflichttheilsberechtigten (5 2345, 
2083). 

4. 995 Pflichttheil des überlebenden Ehegatten (vgl. zu Note Ic). 
a. Der dem Ehegatten zuſtehende Voraus gehört nicht zu ſeinem geſetzlichen 

Erbtheil und bleibt bei der Pflichttheilsberechnung außer Berückſichtigung, 

vgl. 88 1932 Note 3, 1933. I 
b. Der Pflichttheil des überlebenden Ehegatten beträgt: 

a. neben Verwandten der erſten Ordnung (Abkommlingen des Erblaſſers) 
der Erbſchaft; ? 

8. neben Verwandten der zweiten Ordnung (Eltern des Erblaſſers und 
deren Abkömmlingen) ſowie neben Großeltern des Erblaſſers / der 
Erbſchaft. Treffen mit den Großeltern Abkommlinge von Großeltern 
zuſammen, ſo erhält der Ehegatte auch noch die Hälfte des Antheils, 
der nach $ 1926 den Abkommlingen zufallen würde, die andere Halfte 
erhalten dieſe Abkömmlinge; N 

4. wenn weder Verwandte Der erſten oder der zweiten Ordnung noch 
Großeltern vorhanden find, ½ der Erbſchaft. 

6. Wegen der Uebergangsvorſchriften für die zur Zeit des Inkrafttretens 
des BGB. beſtehenden Ehen vgl. EG. Art. 200. 

§ 2304. Die Zuwendung des Pflichttheils ſoll im Zweifel nicht bedeuten, 
daß der ſo Bedachte Erbe in Höhe der Hälfte ſeines geſetzlichen Erbtheils 
ſein ſoll ſondern nur, daß er von dem Erben die Hälfte des durch Schätzung 
($ 2311) zu ermittelnden Werthes ſeines geſetzlichen Erbtheils zu fordern be⸗ 
rechtigt ſein ſoll. 

H. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 3. Aufl. 40 


„Zuwendung d. Pflicht⸗ 
theils. 


3. Pflichttheilsanſpruch bei 
Hinterlaſſung eines zu 
geringen Erbtheils. 


4. Pflichttheilsanſpruch bei 
Erbeinſetzung unter Bes 
ſchränkungen oder Be⸗ 


ſchwerungen. 
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‚ 


§ 2305. Sit einem Pflichttheilsberechtigten ein Erbtheil hinter- 
laſſen, der geringer iſt als die Halfte des geſetzlichen Erbtheils, ſo 
kann der Pflichttheilsberechtigte von den Miterben als Pflichttheil 
den Werth des an der Hälfte fehlenden Theiles verlangen. 

§ 2306. Sit ein als Erbe berufener Pflichttheilsberechtigter 
durch die Einſetzung eines Nacherben, die Ernennung eines Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers oder eine Theilungsanordnung beſchränkt oder iſt 
er mit einem Vermächtniß oder einer Auflage beſchwert, ſo gilt die 
Beſchränkung oder die Beſchwerung als nicht angeordnet, wenn der 
ihm hinterlaſſene Erbtheil die Hälfte des geſetzlichen Erbtheils nicht 
überſteigt. Iſt der hinterlaſſene Erbtheil größer, fo kann der Pflicht⸗ 
theilsberechtigte den Pflichttheil verlangen, wenn er den Erbtheil 
ausſchlägt; die Ausſchlagungsfriſt beginnt erſt, wenn der Pflichttheils⸗ 
berechtigte von der Beſchränkung oder der Beſchwerung Kenntniß 
erlangt. 

Einer Beſchränkung der Erbeinſetzung ſteht es gleich, wenn der 
Pflichttheilsberechtigte als Nacherbe eingeſetzt iſt. 


§ 2305. 1. Die Vorſchrift trifft unmittelbar den Fall, daß dem Pflicht⸗ 
theilsberechtigten nur (vgl. zu 2) ein zu geringer Bruchtheil der Erbſchaft 
unbeſchränkt und unbeſchwert (vgl. zu 3) hinterlaſſen iſt. Iſt er z. B. anſtatt 
auf das ihm gebührende ¼ auf ein ¼ eingeſetzt, jo hat er daneben den 
Anſpruch gegen die Miterben auf Leiſtung des Geldwerths des fehlenden 
Achtels; er iſt aber nicht berechtigt, das ihm hinterlaſſene Achtel wie eine 
Theilleiſtung zurückzuweiſen und das Ganze in Geld zu fordern. 

2. Wenn der Pflichttheilsberechtigte neben dem unzureichenden Erbtheile 
noch mit einem Vermächtniſſe bedacht iſt, ſo greift in Anſehung des Ver⸗ 
mächtniſſes § 2307 Platz. 

3. Wenn der unzureichende Erbtheil beſchränkt oder beſchwert iſt, ſo gilt 
die Beſchränkung oder Beſchwerung als nicht angeordnet gemäß § 2306. 

4. Ueber das Verhältniß eines pflichttheilsberechtigten Miterben zu anderen 

Pflichttheilsberechtigten vgl. § 2319 und Bemerkungen daſelbſt. 


§ 2306. 1. Im Sinne des § 2306 kommen als Beſchränkungen 
oder Beſchwerungen in Betracht: 
a. Einſetzung des Pflichttheilsberechtigten als Vorerben oder als Nacherben 
(Abſ. 2) §§ 2100 ff. Zu Abſ. 2 vgl. § 2142; 
b. Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers §§ 2197 ff.; 
c. Theilungsanordnung § 2048; 
d. Vermächtniß §§ 2147 ff.; 
e. Auflage §§ 2192 ff. 
2. Beſchränkungen und Beſchwerungen im Sinne des $ 2306 
ſind insbeſondere nicht: 
a. (wenn die pflichttheilsberechtigte Perſon eine Ehefrau ift) die Beſtimmung, 
daß das Zugewendete ſein ſoll: 
a. Vorbehaltsgut §§ 1369, 1440, 1486, 1526, 1549. 
ß. Eingebrachtes Gut § 1553 Ziff. 2; 
b. die Beſtimmung, daß das Zugewendete entzogen ſein ſoll der Verwaltung 
oder Nutznießung 
4. des elterlichen Gewalthabers §§ 1638, 1651, 1686, 1909, 1917. 
8. des Vormundes §§ 1909, 1794; 
€. die Beſtimmung, daß das Zugewendete nach Maßgabe beſtimmter An? 
ordnungen des Zuwendenden durch den elterlichen Gewalthaber oder 
Vormund verwaltet werden ſoll, $$ 1639, 1686, 1803, 1917; 
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bedacht, ſo kann er den Pflichttheil verlangen, wenn er das Ver⸗ mächtniſſes 

mächtniß ausſchlägt. Schlägt er nicht aus, ſo ſteht ihm ein Recht auf 

den Pflichttheil nicht zu, ſoweit der Werth des Vermächtniſſes reicht; bei 

der Berechnung des Werthes bleiben Beſchrankungen und Beſchwe⸗ 

rungen der im § 2306 bezeichneten Art außer Betracht. 

Der mit dem Vermächtniſſe beſchwerte Erbe kann den Pflichttheils⸗ 

berechtigten unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Erklarung 

über die Annahme des Vermächtniſſes auffordern. Mit dem Ablaufe 

der Friſt gilt das Vermächtniß als ausgeſchlagen, wenn nicht vorher 

die Annahme erklärt wird. 


§ 2307. ht ein Pflichttheilsberechtigter mit einem Vermächtniſſe 5. pflichttheilsanſpruch bei 
Zuwendung eines Ver⸗ 


d. die Einſetzung eines Erſatzerben an Stelle des Pflichttheilsberechtigten 
oder die Einſetzung des Pflichttheilsberechtigten als Erſatzerben (§ 2096). N 
Im erſten Falle iſt die Erſatzberufung erledigt, wenn der Pflichttheils⸗ 
berechtigte Erbe wird, im anderen Falle iſt, wenn der Erſtberufene Erbe 
eworden iſt, der Pflichttheilsberechtigte nicht Erbe geworden, ſo daß 
2303 anwendbar iſt; 

e, wenn die Ehegatten ſich in einem gegenſeitigen Teſtament oder Erbver⸗ 

trage gegenſeitig als Erben einſetzen, die (gemäß § 2269 auszulegende) 
Beſtimmung, daß der beiderſeitige Nachlaß an die Kinder nach dem Tode 
des Ueberlebenden fallen ſoll, vgl. $ 2303 Note 3a. — Im Falle der 
Nichtanwendbarkeit der Auslegungsregel des 9 2269 (vgl. daſelbſt Note 1 b) 
kann § 2306 anwendbar fein. 

3. Die Wirkung der Beſchränkungen und Beſchwerungen (zu 1) 

iſt eine verſchiedene, je nachdem der damit behaftete, dem Pflichttheilsberech⸗ 

tigten hinterlaſſene Erbtheil die Hälfte des geſetzlichen Erbtheils überfteigt 

oder nicht überſteigt. 

a. Ueberſteigt der hinterlaſſene Erbtheil die Hälfte des geſetzlichen Erbtheils 

nicht, ſo gilt die Beſchränkung und Beſchwerung als nicht angeordnet. 

a. Kommt der fo befreite Erbtheil dem Pflichttheile gleich, fo iſt damit 
dem Pflichttheilsanſpruche genügt ($ 2300). } 

8. Bleibt der jo . Erbtheil hinter dem Pflichttheile zurück, ſo findet 
nunmehr 5 230 Anwendung. n 0 5 
J. Iſt außer dem zu geringen Erbtheile dem Pflichttheilsberechtigten 

noch ein Vermächkniß zugewendet, ſo findet in Anſehung dieſes § 2307 
Anwendung. BR: 27 u. 

b. Iſt der 8 Erbtheil wi ſo greift die der cautela Socini 
enſprechende Regelung des Abſ. J Satz 2 ein. 5 
a. Die Beſtimmung über den Beginn der Ausſchlagungsfriſt, welche 

| jedenfalls nicht vor Verkündung des Teſtaments beginnt (vgl. RS. 

IW. 1902 Beil. S. 232), iſt eine Sondervorſchriſt gegenüber dem 

8 1944 (mal. deſelöſt Note I 30). It die Annahme der Erbſchaft 

vor dem Beginne der Ausſchlagungsfriſt, weil vor Kenntniß von den 

Beſchwerungen erklärt (pal. N 1946), jo bleibt dem Pflichttheilsberech⸗ 

| tigten nur die Möglichkeit (val. § 1943) die Annahme wegen Irrthums 

gemäß $$ 1954, 1957 anzufechten. Die Verſaumung der Ausſchla⸗ 

gungsfriſt (§ 1943) kann nach der Regelung in § 2306 nicht vor Er⸗ 
langung der Kenntniß von den Beſchränkungen eintreten. 

8. Als ſelbſtverſtändlich iſt der Zuſatz weggelaſſen (Prot. VI S. 319) 
daß eine Beſchränkung, welche vor der Ausſchlagung mit allen Wir⸗ 
kungen weggefallen iſt, als von Anfang an nicht vorhanden anzu⸗ 
ſehen iſt. 

5 2307. 1. Iſt der Pflichttheilsberechtigte mit einem Vermächtniſſe ($$ 1939, 
2147 ff.) bedacht, ſo hat er ein Wahlrecht, ob er das Vermächtniß als Er⸗ 
40 * 


6. Anfechtung der Aus⸗ 
ſchlagung wegen Irr⸗ 
thums des Pflichttheils⸗ 
berechtigten Über d. Weg ⸗ 
Fall v. Beſchränkungen ꝛc. 
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§ 2308. Hat ein Pflichttheilsberechtigter, der als Erbe oder 
als Vermächtnißnehmer in der im $ 2306 bezeichneten Art beſchränkt 
oder beſchwert iſt, die Erbſchaft oder das Vermächtniß ausgeſchlagen, 
ſo kann er die Ausſchlagung anfechten, wenn die Beſchränkung oder 
die Beſchwerung zur Zeit der Ausſchlagung weggefallen und der Weg⸗ 
fall ihm nicht bekannt war. 

Auf die Anfechtung der Ausſchlagung eines Vermächtniſſes finden 
die für die Anfechtung der Ausſchlagung einer Erbſchaft geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung. Die Anfechtung erfolgt durch 
Erklärung gegenüber dem Beſchwerten. 


füllung oder Theilerfüllung ſeines Pflichttheilsanſpruchs gelten laſſen will 
oder nicht. 


a. Für feine Entſcheidung iſt insbeſondere von Bedeutung, daß er ſich bei 
der Wahl des Vermächtniſſes nicht nur eine Schätzung des Werthes ſeines 
Pflichttheilsanſpruchs (§ 2311), ſondern auch des Vermächtnißgegenſtandes 
gefallen laſſen muß und daß dazu noch etwaige Beſchränkungen und Be: 
ſchwerungen der in § 2306 (vgl. daſelbſt Note 1) gedachten Art aufrecht 
erhalten bleiben, während andererſeits der Pflichttheilsanſpruch auf eine 
reine Geldleiſtung geht. Die letztere Rückſicht fällt allerdings bei einem 
Geldvermächtniſſe fort, jo daß im Hinblick auf die Vorſchriſten der KO. 
über den Nachlaßkonkurs (vgl. zu b) kaum ein nennenswerther Unter? 
ſchied zwiſchen dem gemäß § 2307 angenommenen — im Uebrigen unbe⸗ 
ſchränkten und e — Geldvermächtniß und dem Pflichttheils⸗ 
anſpruch erſichtlich iſt. 

b. Das Rangverhältniß zwiſchen Vermächtniſſen und Pflichttheilsrechten iſt 
im Allgemeinen derart geregelt, daß die Pflichttheilsrechte den Vorrang 
vor Vermächtniſſen haben (vgl. § 2318, KO. § 226 Abf. 2 Ziff. 4 u. 9 
vor $ 1975). Nur dasjenige Vermächtniß, durch welches nad) $ 2307 das 
Recht des Bedachten auf den Pflichttheil ausgeſchloſſen und erſetzt wird, 
ſteht, ſoweit es den Pflichttheil nicht überſteigt, für den Nachlaßkonkurs 
gn im Range gleich, KO. § 226 Abſ. 3 Satz 1 (por 

). 


2. Die Ausſchlagungserklärung kann auch bezüglich aufſchiebend bedingter 
und befriſteter Vermächtniſſe alsbald nach dem Erbfall ohne Rückſicht darauf, 
ob der Anfall des Vermächtniſſes (§§ 2176 ff.) ſchon erfolgt iſt oder nicht, 
abgegeben werden (§ 2180). Da nach derſelben Vorſchrift eine Ausſchlußfriſt 
für die Abgabe der Ausſchlagungserklärung nicht beſteht, ſo giebt § 2307 
Abſ. 2 zum Zwecke der Beſeitigung eines längeren Schwebezuſtandes das 
Mittel der Friſtſetzung (vgl. hierzu Titelvorb. vor § 186 Note 4). 


3. Die Uebertragbarkeit und Vererblichkeit des Rechtes, gemäß § 2307 an⸗ 
zunehmen oder auszuſchlagen, ergiebt ſich aus § 2317. 


§ 2308. 1. Die Anfechtung der Annahme: und Ausſchlagungserklärung 
wegen Willensmängel erfolgt nach den allgemeinen Vorſchriften, vgl. zu § 195 
und zu § 2180 Note 2. In § 2308 wird die Anfechtung der Ausſchlagung 
auch wegen eines ſich als Irrthum im Beweggrunde darſtellenden Willens⸗ 
mangels zugelaſſen. 

2. Die Anfechtung erfolgt gemäß §§ 1954 f. Die Hervorhebung, daß die 
Anfechtung dem Beſchwerten gegenüber zu erfolgen hat, ſoll nur die aus der 
Bezugnahme auf die Vorſchriften über die Anfechtung der Erbſchaftsaus 
ſchlagung herzuleitende Meinung ausſchließen, als ob auch in Anſehung von 
Vermächtniſſen die Anfechtungserklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte 
(§ 1955) zu erfolgen habe. 
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§ 2309. Entferntere Abkömmlinge und die Eltern des Erblaſſers 7. 
ſind inſoweit nicht pflichttheilsberechtigt, als ein Abkömmling, der ſie 
im Falle der geſetzlichen Erbfolge ausſchließen würde, den Pflicht⸗ 
theil verlangen kann oder das ihm Hinterlaſſene annimmt. 

§ 2310. Bei der Feſtſtellung des für die Berechnung des Pflicht- 8. 
theils maßgebenden Erbtheils werden diejenigen mitgezählt, welche 
durch letztwillige Verfügung von der Erbfolge ausgeſchloſſen ſind oder 
die Erbſchaft ausgeſchlagen haben oder für erbunwürdig erklärt ſind. 
Wer durch Erbverzicht von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen iſt, 
wird nicht mitgezählt. 


2309. 1 Die Vorſchrift des § 2309 verhütet eine Vervielfältigung der 
Pflichttheilslaſt, indem fie Vorſorge trifft, daß der Pflichttheil nicht in dem⸗ 
ſelben Erbſtamme mehrfach zu gewähren iſt. 

2. Die Vorſchrift ergiebt zunächſt, daß entferntere Abkömmlinge und die 
Eltern des Erblaſſers pflichttheilsberechtigt ſind, wenn ein Abkömmling, der 
fie im Falle der geſetzlichen Erbfolge ausſchließen würde, nicht vorhanden iſt. 
Der Fall, daß ein zur Zeit des Erbfalls lebender Abkömmling die entfern⸗ 
teren Abkömmlinge oder die Eltern von der geſetzlichen Erbfolge nicht aus⸗ 
ſchließt, ſo daß der Pflichttheilsanſpruch eines entfernteren Abkömmlings oder, 
wenn auch ein ſolcher nicht vorhanden, der Pflichttheilsanſpruch der Eltern 
gegeben iſt, liegt vor, wenn der Abkömmling nicht zur Erbfolge gelangt, 
weil er 
a. die Erbſchaft ausſchlägt § 1953; 

b. für erbunwürdig erklärt wird § 2344; a 
0. 1 Perſon auf das geſetzliche Erbrecht verzichtet hat §§ 2346, 


d. als Mitglied eines religibſen Ordens ꝛc. die zum Erwerbe von Todes⸗ 
wegen ache ſtaatliche Genehmigung nicht erhält, EG. Artt. 87 Abſ. 2, 
86 Satz 2. 

3. Die Vorschrift des § 2309 verſagt den entfernteren Abkömmlingen und 
den Eltern des Erblaſſers das Pflichttheilsrecht, wenn ein (nicht unter 
Note 22— d fallender) fie von der geſetzlichen Erbfolge ausſchließender Ab⸗ 
kömmling des Erblaſſers zur Zeit des Erbfalls am Leben iſt und den Pflicht: 
theil aus dem Grunde verlangen kann, weil er durch Verfügung von Todes⸗ 
wegen von der Erbfolge ausgeſchloſſen iſt G 2303) oder mit einem zu 
geringen Erbtheile bedacht iſt (8 2305) oder die ihm gemachte Zuwendung 
gemäß 88 2306, 2307 ausgeſchlagen hat. In dieſen Fällen iſt der unmittel⸗ 
dar Pflichttheils berechtigte allein in der Lage, zu entſcheiden, ob er den 
Pflichttheilsanſpruch geltend machen will oder nicht, Stirbt er, ſo geht der 
6 ſeiner Perſon entſtandene Pflichttheilsanſpruch auf ſeine Erben über 
§ 2317). 5 R 8 
2 Wenn zwar ein den entfernteren Abkömmling oder die Eltern des Erb⸗ 
laſſers von der geſetzlichen Erbfolge ausſchließender Abkömmling des Erb⸗ 
laſſers vorhanden iſt, dieſer aber den Pflichttheil nicht zu verlangen be: 
rechtigt ift, weil ihm derſelbe mit Grund entzogen iſt (59 2353 ff), jo find 
ſeine entfernteren Abkömmlinge oder in, Ermangelung ſolcher die Eltern des 
Erblassers pflichttheilsberechtigt. indeß ($ 2309) mit der Einſchränkung, daß 
ihr Pflichttheilsanſpruch inſoweit nicht beſteht, als dem Abkömmlinge trotz 
der Entziehung des söflichttheils etwas (vielleicht ein Erbtheil oder Ver⸗ 
mächtniß von geringerem Werthe als die Pflichttheilsportion darſtellen 
würde) hinterlaſſen und von ihm angenommen iſt. 

8 2310. 1. Die Vorſchrift des § 2310 bezweckt nur, die Berechnung 
des Pflichttheilsbruchtheils zu regeln, keineswegs iſt ſie anwendbar für die 
Frage, ob einer Perſon das Pflichttheilsrecht zuſteht. Vgl. § 2309 Note 2. 


Pflichttheilsrecht ent⸗ 
fernterer Abkömmlinge 
und der Eltern des Erb⸗ 
laſſers. 


Berechnung des Pflicht- 
theils. 


a. Feſtſtellung des maß⸗ 
gebenden Erbtheils. 


b. Feſtſtellung d. Nach⸗ 
ene 

a. Umfang und Zeit⸗ 

punkt d. Schätzung. 
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§ 2311. Der Berechnung des Pflichttheils wird der Beſtand 
und der Werth des Nachlaſſes zur Zeit des Erbfalls zu Grunde ge⸗ 
legt. Bei der Berechnung des Pflichttheils der Eltern des Erb 
laſſers bleibt der dem überlebenden Ehegatten gebührende Voraus 
außer Anſatz. 

Der Werth iſt, ſoweit erforderlich, durch Schätzung zu ermitteln. 
Eine vom Erblaſſer getroffene Werthbeſtimmung iſt nicht maßgebend. 


2. Die Vorſchrift entſpricht der bereits in § 2303 zum Ausdrucke gelangten 
Auffaſſung des Pflichttheils als einer Quote des geſetzlichen Erbtheils, den 
der Pflichttheilsberechtigte bekommen hätte, wenn die geſetzliche Erbfolge in 
voller Reinheit eingetreten wäre. 

a. Deshalb werden (zum Nachtheile des Pflichttheilsberechtigten) auch die? 
jenigen geſetzlichen Erben mitgezählt, welche 
x. durch letztwillige Verfügung ausgeſchloſſen find (§ 1938); 

8. die Erbſchaft ausgeſchlagen haben §§ 1943 ff.; 

J. für erbunwürdig erklärt ſind § 2344; 

5. als Religioſe, die zum Erwerbe von Todeswegen landesgeſetzlich er? 
forderte ſtaatliche Genehmigung nicht erlangt haben (vgl. EG. Artt. 8“ 
Abſ. 2, 86 Satz 2). 

b. Daß die durch Erbverzicht (§§ 2346, 2349) von der Erbfolge Ausgeſchloſſenen 
(zum Vortheile des Pflichttheilsberechtigten) nicht mitgezählt werden, De’ 
ruht im Weſentlichen auf der Erwägung, daß ein Erbverzicht regelmäßig 
nicht ohne eine Gegenleiſtung (Abfindung) erfolgt, und es unbillig ſein 
würde, wenn der Pflichttheilsberechtigte ſich gefallen laſſen müßte, daß 
einerſeits das Vermögen des Erblaſſers durch die Auszahlung der Ab⸗ 
findung gemindert wird und daß andererſeits noch der für die Pflicht 
theilsermittelung maßgebende Erbtheil ſo berechnet wird, als wenn der 
Verzichtende Erbe geworden wäre. Unter Umſtänden laßt ſich die dem 
Pflichttheilsberechtigten günftige Wirkung dieſer Vorſchrift dadurch befeitigen, 
daß an Stelle des Erbverzichts der Auszuſchließende gemäß § 312 Abſ. 2 
ſich obligatorisch zur Uebertragung ſeines Erbtheils auf einzelne oder 
alle Miterben verpflichtet. Vgl. auch § 2316 Abſ. 1. 

3. Die Vorſchrift ift nicht nur anwendbar für die Feſtſtellung des Pflicht? 
theils der Abkömmlinge, ſondern auch des überlebenden Ehegatten (ogl. 
§ 2303 Note 4). 

4. Iſt noch die Geburt eines Miterben zu erwarten, ſo iſt die Feſtſtellung 
der Erbtheile und ſomit auch die des Pflichttheils gemäß § 2043 auszuſetzen 

§ 2311. 1. Die Vorſchrift des § 2311 entſpricht grundſätzlich der Vor⸗ 
ſchrift des § 2001 über den Inhalt des Nachlaßinventars. Der Pflichttheils⸗ 

berechtigte iſt für die Höhe feines Pflichttheilsanſpruchs beweispflichtig . 

Wegen der Auskunfts⸗ und Offenbarungspflicht des Erben § 2314. 

2. Als Pflichttheilsberechtigte, neben denen dem überlebenden Ehegatten 
der Voraus gebührt, kommen gemäß § 1932 nur die Eltern des Erblaſſers 
in Betracht. 

a. Bei der Berechnung des Pflichttheils der Eltern wird der Voraus zu 
Gunſten des Ehegatten außer Anſatz gelaſſen (Abſ. 1 Satz 2). In den 
Fällen, in denen ſich der Nachlaß in dem Voraus erſchöpft, iſt der Pflicht 
theilsanſpruch der Eltern gegenſtandslos. 

b. Bei der Berechnung des Pflichttheils des Ehegatten wird, wie ſich arg 
e contr. aus Abſ. 1 Satz 2 ergiebt, der in § 1932 bezeichnete Voraus al? 
zum Nachlaſſe gehörend mitberechnet. Der Voraus als folder gehört 
nicht zum geſetzlichen Erbtheil und wird deshalb auch bei der Berechnung 
der Pflichttheilsquote des Ehegatten nicht berückſichtigt. Die an ſich zum 
Voraus gehörigen Gegenſtände werden vielmehr ebenſo wie die ſonſtigen 
Nachlaßgegenſtände als Theile der Geſammterbſchaft behandelt. 
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8 2312. Hat der Erblaſſer angeordnet oder iſt nach § 2049 an⸗ 
zunehmen, daß einer von mehreren Erben das Recht haben joll, ein 
zum Nachlaſſe gehörendes Landgut zu dem Ertragswerthe zu über⸗ 
nehmen, ſo iſt, wenn von dem Rechte Gebrauch gemacht wird, der 
Ertragswerth auch für die Berechnung des Pflichttheils maßgebend. 
Hat der Erblaſſer einen anderen Uebernahmepreis beſtimmt, ſo iſt 
dieſer maßgebend, wenn er den Ertragswerth erreicht und den Schätz⸗ 
ungswerth nicht überſteigt. 

Hinterläßt der Erblaſſer nur einen Erben, ſo kann er anordnen, 
daß der Berechnung des Pflichttheils der Ertragswerth oder ein nach 
Abſ. 1 Satz 2 beſtimmter Werth zu Grunde gelegt werden ſoll. 

Dieſe Vorſchriften finden nur Anwendung, wenn der Erbe, der 
das Landgut erwirbt, zu den im § 2303 bezeichneten pflichttheilsbe⸗ 
rechtigten Perſonen gehört. 

§ 2313. Bei der Feſtſtellung des Werthes des Nachlaſſes bleiben 
Rechte und Verbindlichkeiten, die von einer aufſchiebenden Bedingung 
abhängig ſind, außer Anſatz. Rechte und Verbindlichkeiten, die von 
einer auflöfenden Bedingung abhängig ſind, kommen als unbedingte 
in Anſatz. Tritt die Bedingung ein, ſo hat die der veränderten Rechts⸗ 
lage entſprechende Ausgleichung zu erfolgen. 

Für ungewiſſe oder unſichere Rechte ſowie für zweifelhafte Ver⸗ 
bindlichkeiten gilt das Gleiche wie für Rechte und Verbindlichkeiten, 
die von einer aufſchiebenden Bedingung abhangig ſind. Der Erbe iſt 
dem Pflichttheilsberechtigten gegenüber verpflichtet, für die Feſtſtellung 
eines ungewiſſen und für die Verfolgung eines unſicheren Rechtes zu 
ſorgen, ſoweit es einer ordnungsmäßigen Verwaltung entſpricht. 


3, Die Vorſchrift, daß die Werthsermittelung durch Schätzung erfolgt, 
ſchließt ein Recht des Pflichttheilsberechtigten, 1259 Verkauf 5 0 
ſtände zwecks Werthsermittelung (vgl. dagegen 88 753, 2042) oder die Ueber⸗ 
nahme der Gegenſtände zu den Werthan ätzen verlangen zu konnen, aus. 
a. Schätzung iſt nicht erforderlich z. B. bei Baarbeſtänden, ſicheren Forde⸗ 

rungen, kursfähigen Werthen dc. 
b. Schätzung kann auch erforderlich ſein in Anſehung von Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten und Laſten, welche auf Nachlaßgegenſtanden ruhen. 
4. Die Werthbeſtimmung des Erblaſſers iſt ausnahmsweiſe maßgebend 
im Falle des § 2312. 

$ 2312. 1. Nach § 2049 ift im Zweifel anzunehmen, daß das Landgut 
zum Ertragswerth angeſetzt werden ſoll, wenn der Erblaſſer angeordnet hat, 
daß einer der Miterben das Recht haben ſoll, ein zum Nachlaſſe gehörendes 
Landgut zu übernehmen. 

2. Durch die agrarpolitiſche Vorſchrift des 8 2312 (ogl. SS 1515, 2049) 
wird der Erblaſſer hinaus über die allgemeinen Grundſätze des Pflichttheils⸗ 
rechts (wonach er allen Pflichttheilsberechtigten die Hälfte ihres geſetzlichen 
Erbtheils entziehen und ſie Einem zuwenden kann) ermächtigt, auch noch 
den Ertragswerth anſtatt des regelmäßig nicht unbedeutend höheren Schätzungs⸗ 
werths zur Anſetzung vorzuſchreiben. Vgl. über die Bedenklichkeit dieſer 
8 158 Rüger im Sächſ. Archiv für bürgerliches Recht und Praxis Bd. 9 

458 ff. 

3. Hi der Ermittelung des Extragswerths EG. Art. 137. 

4, Pal. die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Anerbenrecht, welchem 
die Vorſchrift des §2312 verwandt iſt, EG. Art. 64. 


H. Anordnung eines 
Uebernahmepreiſes 
für ein Landgut 
durch den Erblaſſer. 


7. Bedingte Rechte u. 
Verbindlichkeiten. 


§. Ungewiſſe und uns 
ſichere Rechte. Jwel⸗ 
ea Verbind⸗ 
lichkeiten. 
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— 
$ 2313. 1. Bedingte Rechte und Verbindlichteiten. 

n. Die Regelung des Abs. 1 Satz 1 bezweckt, dem Pflichttheilsberechtigten 
materiell in Geld ſo viel zuzuweiſen ($ 2303), wie er erhalten haben 
würde, wenn er zu dem dem Pflichttheil entſprechenden Bruchtheil Erbe 
wäre. Als Erbe würde er aber den Betrag einer auflöſend bedingten 
Forderung zunächſt ganz erhalten; eine aufſchiebend bedingte Verbindlich⸗ 
keit würde er als Erbe zunächſt nicht zu erfüllen haben; eine auflöſend 
bedingte Verbindlichkeit würde er ſofort zu erfüllen haben. 

b. Bei Eintritt der Bedingung G 158 ff.) tritt das umgekehrte Verhältniß 
und die Verpflichtung zur Ausgleichung ein. 

4. Inſoweit der Pflichttheilsberechtigte danach noch mehr zu erhalten 
hat, alſo wenn aufſchiebend bedingte Rechte unbedingt werden oder 
auflöfend bedingte Verbindlichkeiten wegfallen, hat der Pflichttheils⸗ 
berechtigte ein Nachforderungsrecht aus dem Grunde des Pflichttheils⸗ 
anſpruchs. 

8. Inſoweſt der Pflichttheilsberechtigte zurückzugewähren hat, alſo wenn 
auſſchiebend bedingte Verbindlichkeiten unbedingt werden oder wenn 
auflöſend bedingte Rechte wegfallen, haftet er aus dem Grunde der 
ungerechtfertigten Bereicherung; feine Haftung beſtimmt ſich nach 
§ 820. 

e. Die beiderſeitigen Anſprüche ſtehen unter der umgekehrten Bedingung 
wie das Recht oder die Verbindlichkeit; ſie ſind alſo bedingt und nach 
158 ff., insbeſondere §§ 160, 162 zu beurtheilen. . 

d. Vermächtniſſe und Auflagen, welche dem Pflichttheilsrecht im Range nach? 
ſtehen (vgl. $ 2318, KO. Ziffer 4 u. 5 vor $ 1975) bleiben bei der 
Feſtſtellung des Werthes des Nachlaſſes unberückſichtigt. 

2. Ungewiſſe oder unſichere Rechte und zweifelhafte Ver- 
bin dlichteiten. 

a. Die ihrem Beſtand und die * Realiſirung nach ungewiſſen und un⸗ 
ſicheren Rechte bleiben zum Nachtheile des Pflichttheilsberechtigten, die 
ihrem Beſtande nach noch zweifelhaften Verbindlichkeiten zu Gunſten des 
Pflichttheilsberechtigten außer Anſatz. Liegt die Unſicherheit oder Un⸗ 
gewißheit nur in Anſehung eines Theiles eines Rechtes oder einer Ver⸗ 
bindlichkeit vor, ſo iſt in Anſehung des anderen Theiles gleich die end: 
gültige in vorzunehmen. Wegen des Ausgleichungsanſpruchs 
vgl. zu I b. 

b. Der Anſpruch des Pflichttheilsberechtigten auf Feſtſtellung eines unge⸗ 
wiſſen und auf die Verfolgung eines unſicheren Rechtes, ſowie die Um⸗ 
wandlung dieſes auf ein Thun gerichteten Anſpruchs (vgl. END. 
§§ 857 ff.) iſt nach den allgemeinen Vorſchriften der §§ 275 ff., 280, 233 
zu beurtheilen. 

. Der Pflichttheilsberechtigte hat nachzuweiſen, daß die Rechtsverfolgung 
einer ordnungsmäßigen Verwaltung entſpricht. 

8. Bei der Erfüllung feiner Verbindlichkeit hat der Erbe für Sorgfalt 
gemäß § 276 zu haften. Vgl. § 1967 Note III 1. — Der Pflicht⸗ 
theilsberechtigte hat das Recht des Beitritts als Nebenintervenient 
Cp. § 66, der Erbe hat das Recht der Streitverkündung. CPO. 
88 72, 68. 

3. Betagte und auf wiederkehrende Handlungen gehende 
Forderungen und Verbindlichkeiten ſind mangels beſonderer Vor⸗ 
ſchriften für die Zwecke der Pflichttheilsberechnung zu ſchätzen ($ 2311). Die 
Vorſchriften der SS 65, 70 KO. find nicht ſchlechthin anwendbar, wenn ſie 
auch in einzelnen Fällen einen geeigneten Schätzungsmaßſtab bieten können. 

4. Ueber die Sicherheitsleiſtung in Anſehung des zwiſchen dem 
Erben und dem Pflichttheilsberechtigten beſtehenden Verhältniſſes iſt eine 
beſondere Regelung nicht erfolgt. Die allgemeinen Vorſchriften finden An⸗ 
wendung. Vgl. Titelvorb. vor § 158 Note J 4. 
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§ 2314. Iſt der Pflichttheilsberechtigte nicht Erbe, fo hat ihm e. Auskunfts- und Ver⸗ 
der Erbe auf Verlangen über den Beſtand des Nachlaſſes Auskunft Eren dſticht des 
zu ertheilen. Der Pflichttheilsberechtigte kann verlangen, daß er bei 
der Aufnahme des ihm nach S 260 vorzulegenden Verzeichniſſes der 
Nachlaßgegenſtände zugezogen und daß der Werth der Nachlaßgegen— 
ſtände ermittelt wird. Er kann auch verlangen, daß das Verzeichniß 
durch die zuſtändige Behörde oder durch einen zuſtändigen Beamten 
oder Notar aufgenommen wird. 

Die Koſten fallen dem Nachlaſſe zur Laſt. 

8 2315. Der Pflichttheilsberechtigte hat ſich auf den Pflichttheil o. Anrechnung von Zu⸗ 
anrechnen zu laſſen, was ihm von dem Erblaſſer durch Rechtsgeſchäft Lebenden aa die 
unter Lebenden mit der Beſtimmung zugewendet worden iſt, daß es teil gemacht find. 
auf den Pflichttheil angerechnet werden ſoll. 

Der Werth der Zuwendung wird bei der Beſtimmung des Pflicht⸗ 
theils dem Nachlaſſe hinzugerechnet. Der Werth beſtimmt ſich nach 
der Zeit, zu welcher die Zuwendung erfolgt iſt. 

It der Pflichttheilsberechtigte ein Abkömmling des Erblaſſers, fo 
findet die Vorſchrift des § 2051 Abſ. 1 entſprechende Anwendung. 


8 2314. 1. In den Fällen, in welchen der Pflichttheilsberechtigte Erbe 
(Miterbe) iſt (vgl. § 2305), hat er nicht nur gemäß $$ 2038, 1993 das Recht, 
ſondern unter Umſtänden zur Vermeidung ſeiner unbeſchränkten Haftung für 
Nachlaßverbindlichkeiten die Pflicht (§ 1994), ſelbſt ein Nachlaßverzeichniß zu 
errichten. 

Ken Fall des § 2314, daß der Pflichttheilsberechtigte nicht 
tbe iſt. 0 
a. Die Vorſchrift iſt insbeſondere auch anwendbar, wenn der Pflichttheils⸗ 
berechtigte als geſetzlicher oder eingeſetzter Erbe wegen der ihm auferlegten 
Beſchränkungen und Beſchwerungen ausſchlägt (§ 2306 Abſ. 1), nicht aber, 
wenn er gemäß § 2305 auf einen zu niedrigen Erbtheil eingeſetzt iſt und 
neben ſeinem Erbtheil einen ergänzenden Pflichttheilsanſpruch that, als⸗ 
dann vgl. zu 1. , 5 N 8. 5 

b. Der Pflichttheilsberechtigte, welcher nicht Erbe iſt, kann in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Nachlaßgläubiger dem Erben eine Inventarfriſt ſetzen laſſen 
($ 1994) und von ihm die Ableiſtung des Offenbarungseids ($ 2006) 
verlangen. Dieſes Verlangen iſt indeß nicht klagbar, vielmehr beſteht 
die Folge der Nichterfüllung dieſer Inventarpflichten gemäß 85 1994, 
2006 lediglich in dem Eintritte der unbeſchrankten Haftung. Dem Pflicht⸗ 
theilsberechtigten wird durch § 2314 dazu der klagbare Anſpruch auf 
alsbaldige (§ 271) Ertheilung der Auskunft und auf Offenbarung (vgl. 
§ 260) gegeben. Paſſiv legitimirt iſt nicht der Teſtamentsvollſtrecker, 
ſondern der Erbe gemäß § 2213, vgl. daſelbſt Note 3b. Dal. $ 1967 
Note III I. — Daß der Erblaſſer den Erben von dieſer Vorſchrift nicht 
befreien kann val. Titelvorb. Note 3 e. — Wegen der Möglichkeit eines 
auf die Beſeitigung der Auskunfts⸗ und Offenbarungspflicht des Erben 
beſchränkten Erbverzichts 5 2846 Vertrags zwiſchen Erblaſſer und Pflicht⸗ 
theils berechtigten vgl. zu § 2346. e 

e. Wegen der Aufnahme des Nachlaßverzeichniſſes vgl. § 2002, ferner FrG. 
§ 164 (zu $ 1034). ö 5 

3. Wenn nach dem Tode eines Ehegatten, der überlebende Ehegatte Vor⸗ 
erbe, die gemeinſchaftlichen unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kinder aber 
Nacherben find, wird, ſolange nicht konkurrirende Intereſſen die Beſtellung 
eines Pflegers erforderlich machen, regelmäßig das gemäß § 1640 dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht einzureichende Verzeichniß genügen (vgl. § 1640 Note 11 bg 
und KG. Jahrb. 20 A 232 f). 
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10. Pugktgeit eines § 2316. Der Pflichttheil eines Abkömmlinges beſtimmt ſich, wenn 
glelchungspflichtigen mehrere Abkömmlinge vorhanden find und unter ihnen im Falle der 
erömmtingen. geſetzlichen Erbfolge eine Zuwendung des Erblaſſers zur Ausgleichung 

zu bringen fein würde, nach demjenigen, was auf den geſetzlichen Erbtheil 
unter Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht bei der Theilung entfallen 
würde. Ein Abkömmling, der durch Erbverzicht von der geſetzlichen 
Erbfolge ausgeſchloſſen iſt, bleibt bei der Berechnung außer Betracht. 

Iſt der Pflichttheilsberechtigte Erbe und beträgt der Pflichttheil nach 
Abſ. ! mehr als der Werth des hinterlaſſenen Erbtheils, fo kann 
der Pflichttheilsberechtigete von den Miterben den Mehrbetrag als 


8 2315. 1. Die Vorſchrift des § 2315 beſtimmt, welche Anrechnungen ſich 
der Pflichttheilsberechtigte auf den als Pflichttheil ermittelten Betrag gefallen 
laſſen muß. Die Regel gilt zunächſt allgemein, gleichgültig ob es ſich um 
einen pflichttheilsberechtigten Aſzendenten, Ehegatten oder Abkömmling han⸗ 
delt. Nur im letzteren Falle, wenn es ſich um den Pflichttheil eines von 
mehreren ausgleichungspflichtigen Abkömmlingen handelt, greift § 2316 Abſ. 4 
abändernd ein. 

2. Der Pflichttheilsberechtigte hat ſich auf den Pflichttheil eine ihm unter 
Lebenden gemachte Zuwendung nur anrechnen zu laſſen, wenn der Erblaſſer 
dies ausdrücklich oder ſtillſchweigend — beſtimmt hat. Ob eine ſtill⸗ 
ſchweigende Beſtimmung dieſer Art vorliegt, iſt auch dann von Fall zu Fall 
nach den Geſammtumſtänden zu entſcheiden, wenn der Erblaſſer dem Pflicht: 
theilsberechtigten eine Schenkung von Todeswegen gemacht und dieſelbe 
unter Lebenden vollzogen hat (vgl. $ 2301), oder wenn die Anrechnung auf 
den Erbtheil (nicht Pflichttheil) von dem Erblaſſer vorgeſchrieben ift. Val. 
Reichstagskomm. Nr. 440 c S. 21. 

3. Beiſpiel für Abſ. 1 u. 2. 

a. Nachlaß 15000. Der Sohn A, welchem 5000 auf den Pflichttheil zuge⸗ 
wendet find, iſt auf den Pflichtteil geſetzt. X iſt Alleinerbe. 
Nach Abſ. 2 wird der Pflichttheil berechnet von 15000 + 5000 = 20000. 
Hiervon beträgt der Pflichttheil / mit 10 000, 


auf welchen Betrag anzurechnen find . 5000, 
111 hat A noch zu erhalten . . . 5000, während den Reſt X 
erhält. 


b. Nachlaß 15000. Der Ehegatte B, welchem unter Lebenden 5000 auf den 
Pflichttheil zugewendet ſind, und der Sohn A, welcher 5000 erhalten hat, 
ſind auf den Pflichttheil geſetzt. X iſt Alleinerbe. 

a. Der Pflichttheil des Ehegatten iſt zu berechnen von 15 000 + 5 000 
20 000. Pflichttheil ($$ 1931, 2303) ¼ = 2500. Da B ſchon 5000 
fort hat, bekommt er nichts aus dem Nachlaſſe. 

6. Pflichttheil des A. 

905 Pflichttheil iſt zu berechnen von einer Maſſe von 15 000 ＋ 5 000 
= 20 000. 
Bei der geſetzlichen Erbfolge würde der Ehegatte / mit 5 000 
erhalten. 
A würde erhalten 20 000 — 5 000 = 15 000. 
Pflichttheil // —= 7500 
hierauf hat er bereits erhalten. 00 
Und erhält no ß, 300 
X erhält 15 000 — 2500 = 12 500. 

4. Abſ. 3 lautet unter entſprechender Einſetzung des § 2051 Abſ. 1: Fällt 
ein Abkömmling, der eine auf den Pflichttheil anzurechnende Zuwendung 
erhalten hat, vor oder nach dem Erbfalle weg, ſo iſt der an ſeine Stelle 
tretende Abkömmling verpflichtet, ſich die Zuwendung auf feinen Pflichttheil 
anrechnen zu laſſen. 
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Pflichttheil verlangen, auch wenn der hinterlaſſene Erbtheil die Hälfte 
des geſetzlichen Erbtheils erreicht oder überſteigt. 

Eine Zuwendung der im § 2050 Abſ. 1 bezeichneten Art kann 
der Erblaſſer nicht zum Nachtheil eines Pflichttheilsberechtigten von 
der Berückſichtigung ausſchließen. 

Iſt eine nach Abſ. 1 zu berückſichtigende Zuwendung zugleich nach 
§ 2315 auf den Pflichttheil anzurechnen, ſo kommt ſie auf dieſen 
nur mit der Hälfte des Werthes zur Anrechnung. 


§ 2316. 1. Die Frage, was ſich ein pflichttheilsberechtigter Abkömmling 
auf den Pflichttheil anrechnen zu laſſen habe, iſt in § 2315 behandelt. In 
§ 2316 wird der in § 2303 Abſ. 1 Satz 2 enthaltene Satz, daß der Pflicht⸗ 
theil in der Hälfte des Werthes des geſetzlichen Erbtheils beſteht, näher dahin 
erläutert, daß unter Abkömmlingen für die Berechnung des Pflichttheils der 
geſetzliche Erbtheil in der Geſtaltung zu Grunde gelegt wird, die er im Falle 
der geſetzlichen Erbfolge unter Berückſichtigung der Einwerfungspoſten nach 
den für die Ausgleichungspflicht geltenden Grundſätzen ($$ 2050 ff.) erhält. 
Die Vorſchrift bezweckt, das, was der Erbe herauszugeben hat, unter die 
pflichttheilsberechtigten Abkömmlinge gerecht zu vertheilen. Die Voraus⸗ 
ſetzung, wenn mehrere Abkömmlinge vorhanden ſind, iſt von denjenigen Ab⸗ 
kömmlingen zu verſtehen, die bei der Beſtimmung des geſetzlichen Erbtheils 
gemäß § 2310 in Betracht kommen. Der Schlußſatz des Abſ. 1: „Ein Ab⸗ 
kömmling, der durch Erbverzicht von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen 
iſt“ deutet auf § 2310, vgl. daſelbſt Note 2 b, hin. Die nachſtehenden Bei: 
ſpiele ſind dem Berichte der Reichstagskommiſſion entnommen. 
I. Nachlaß = 20 000. 
Sohn 1 (8) 8000 Ausſtattung, Sohn 2 (87) 2009 Ausſtattung; A Erbe. 
Nach § 2316 geſtaltet ſich, unter der Vorausſetzung, daß der Erbe A 
ein Fremder iſt, die Berechnung des Pflichttheils für die auf den Pflicht⸗ 
theil e > Sa MO 
2 ) 
8 Erbthell: ee 


2 


= 15 000 — 8000 == 7000. 


00 
ftißttgeit: 3 = 3500. 


8“ Erbtheil: 2 AU = 15 000 — 2000 = 13 000. 
000 
Pflchttheil: 1822 —= 6500. 

Der Erbe A zahlt alfo von den 10 000, die er zur Deckung der ftets 
die Hälfte des Nachlaſſes in Anſpruch nehmenden Pflichttheilslaſt her⸗ 
auszugeben hat, 3500 an Ss’, 6500 an 8“. Ohne den § 2316 erhielten, 
da der Vorempfang alsdann außer Betracht bliebe, 8“ und 8“ als 


20 000 10 000 — 
Pflichttheil je 5000 ( 20.000 _ 10000 5000 Der 8“ wäre da⸗ 


2.2 2 Va 
ich bevorzugt. 
nach erheblich ber de . grachlaß — 20 000. 
8, 8000, 8“ 2000, Sohn 3 (8“) Erbe mit 12 000 Vorempfang. 
Nach 9 2316: 
f 2000 ＋ 12.000 
1 en = 14.000 — 8000 = 6000. 


2 


00 
Pflichtheil: 60. — 3000, 


000 ＋ 2000 ＋ 12 000 
20 000 +8 = er = 14000 — 2000 — 12000. 


8“ Erbtheil: 


11. Der Pflichttheilsan⸗ 
ſpruch. 
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§ 2317. Der Anſpruch auf den Pflichttheil entſteht mit dem 
Erbfalle. 

Der Anſpruch iſt vererblich und übertragbar. 


2 
Pflichttheil:! nn — 6000. 


50 2 2 
20.000 + = 2000 E20 1800 49000 2000. 


8“, Erbtheil: 


20 
Pflichttheil: 20. — 1000. 
8“ zahlt alſo als Pflichttheil 3000 an 8“, 6000 an 8“, während für 
ſeinen Pflichttheil von der Pflichttheilsmaſſe 1000 bleiben. Ohne den 
§ 2316 erhielten S’ und 8“ als Pflichttheil je 3333 1/, 


2 000 (6666 3333 2 „ ) 
Ol 3 


3.2 2 
und 8“ behielte ebenfalls trotz des hohen Vorempfanges 3333 7 als 
Pflichttheil für ſich. 

Hatte in dem gewählten Beiſpiele der Erblaſſer dem 8“ die Anrechnung 
von 2000 Vorempfang zur Pflicht gemacht, ſo würde 8“ nach § 2315 im 
Falle I ſtatt 6500 nur 4500, im Falle II ſtatt 6000 nur 4000 erhalten. Das 
wäre ungerecht gegen 8“, denn der Vorempfang der 2000 iſt zu einer Hälfte 
ſchon berückſichtigt bei der Berechnung des Pflichttheils des 8“; er iſt ganz 
in Rechnung geſtellt bei der Beſtimmung des geſetzlichen Erbtheils und der 
Pflichttheil iſt die Hälfte. Der Vorempfang kann daher nur mit der an⸗ 
deren Hälfte zur Anrechnung kommen. Dies bringt $ 2316 Abſ. 4 zum 
Ausdrucke (RRommsericht 440 c S. 21 f.). 

2. Beiſpiel zu Abſ. 2 (Prot. VI S. 320). 

Nachlaß beträgt 16000. Als Erbe eingeſetzt iſt der Sohn auf 31, die 
zweite Ehefrau auf 1/6. Die Tochter hat ſich anrechnen zu laſſen 8000 und 
iſt ausgeſchloſſen. Die Ehefrau erhält als geſetzlichen Erbtheil / = 4000; 
bleiben 12 000, dazu 8000 conferendum = 20 000; Kindestheil = 10 000; 
Pflichttheil des Sohnes = 5000. 

Der Sohn ift aber auf 15 = 3000 eingeſetzt, kann nach Abſ. 2 über die 
Vorſchrift des § 2305 hinaus noch 2000 verlangen. 

3. Zu den verſchiedenen Streitfragen, zu welchen § 2316 bereits Anlaß 
gegeben, vgl. Küntzel, Gruchot Al 620 bis 638. 


$ 2317. 1. Die Entſtehung des Pflichttheilsanſpruchs. 

a. Der Anſpruch entſteht auch dann mit dem Erbfalle ($ 1922), wenn noch 
ungewiß iſt, wer als Erbe eintreten wird, oder wenn die Ausſchlagung 
einer Zuwendung ($$ 2306, 2307) Vorausſfetzung für die Geldendmachun 
des 55 ttheilsanſpruchs bildet, ſowie in den Fällen der 88 2325 12 
(vgl. § 2332). 

b. Unter keinen Umſtänden entſteht der Pflichttheilsanſpruch vor dem Erb⸗ 
falle. Der Pflichttheilsberechtigte iſt durch die Vorſchriften der §§ 2325 ff., 
ſowie durch die Vorſchriften über die Entmündigung wegen Verſchwen⸗ 
dung 2c. (vgl. § 6) geſchützt. 

6, Der Pflichttheilsanſpruch entſteht kraft Geſetzes mit dem Erbfall, ohne 
daß es einer Annahmeerklärung (vgl. § 1943) bedarf. Die Nichtent⸗ 
ſtehung des Pflichttheilsanſpruchs aus dem Grunde des Erbverzichts 
($ 2346), ſowie der begründeten Entziehung des Pflichttheils (§§ 2333 ff.) 
ſind Einwendungen, deren Nachweis demjenigen obliegt, der den Ver⸗ 
zicht oder die Entziehung geltend macht (vgl. § 2336 Ab}. 3). 

2. Der Inhalt des Pflichttheilsanſpruchs. 

a. Der Inhalt des Pflichttheilsanſpruchs beſtimmt ſich nach den Vorſchriften 

der §§ 2303 ff. Vgl. insbeſondere auch §§ 2313, 2314 und Titelvorb. 
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Note 30 u. 5. Der Anſpruch richtet ſich gegen den Erben als ſolchen 
(vgl. zu c). 

b. Die Verzinslichkeit des Pflichttheils richtet ſich nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften, ſo daß eine vierprozentige Verzinſung mit dem Eintritte des 
Verzugs oder der Rechtshängigkeit ſtattfindet, SS 284 ff., 291. 

c. Der Pflichttheilsanſpruch begründet eine Nachlaßverbindlichkeit ($ 1967 
Abſ. 2), welche den für die Nachlaßverbindlichkeiten überhaupt geltenden 
Vorſchriften (8$ 1976 ff.) unterworfen iſt. Vgl. indeß die für den Pflicht: 
theilsanſpruch geltenden beſonderen Vorſchriften § 1967 Note II Ia. Die 
Beſchränkung der Erbenhaftung kann namentlich von Bedeutung werden, 
wenn bei der Feſtſtellung der Höhe des Pflichttheils von zu hohen 
Schätzungen ausgegangen iſt oder wenn der für den Pflichttheil maß⸗ 
gebende Werth und Beſtand des Nachlaſſes zur Zeit des Erbfalls (vgl. 
§ 2311) ſich nachträglich vermindert hat. Vgl. § 2319 Note II. 

3. Die Geltendmachung des Pflichttheilsanſpruchs. 

a. Paſſiv legitimirt iſt der Erbe, nicht auch der Teſtamentsvollſtrecker (§ 2213); 
letzterer iſt nur auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß zu 
belangen, CPO. § 748 Abſ. 3 (zu § 2213). 

b. Vor Annahme der Erbſchaft (§§ 1958 ff.) ift der Anſpruch, ſelbſt wenn 
ein Teſtamentsvollſtrecker vorhanden iſt (vgl. zu a), nur gegen einen ge: 
mäß $ 1961 zu beſtellenden Nachlaßpfleger geltend zu machen. 

e. Gerichtsſtand für den Pflichttheilsanſpruch CPO. § 27. 

d. Verjährung des Pflichttheilsanſpruchs § 2332. 

e. Im Uebrigen vgl. die für Nachlaßverbindlichkeiten überhaupt beſtehenden 
Vorſchriften (§§ 1967 ff. und daſelbſt § 1967 Note II Ia). 

4. Abſ. 2. Uebertragbarkeit und Vererblichkeit des Pflicht⸗ 
theils anſpruchs. Durch Abſ. 2 wird gegenüber den Vorſchriften CPO. 
§ 852 Abſ. 1 in Verbindung mit BGB. § 400 klargeſtellt, daß der Pflicht 
theilsanſpruch übertragbar und vererblich iſt, auch wenn er nicht durch Ver⸗ 
trag anerkannt oder rechtshängig geworden iſt. 
ie 12 Pfändbarkeit des Pflichttheilsanſpruchs CPO. § 852 
ur. 8832 Abs. 1. Der Pflichttheilsanspruch ist der Pfändung nur unter- 
worfen, wenn er durch Vertrag anerkannt oder rechtshängig geworden ist. 

6. Der Pflichttheilsanſpruch im Konkurſe. 

a. Im Konkurſe des Pflichttheilsberechtigten gehört der Pflichttheilsanſpruch 
zur Konkursmaſſe nur (KO. § 1, CRD. § 852), wenn er zur Zeit der 
Konkurseröffnung durch Vertrag anerkannt oder rechtshängig geworden iſt. 

b. Im Nachlaßkonkurſe. 5 . 1 
a. Anfechtbarkeit der Erfüllung von Pflichttheilsanſprüchen durch den 

Erben aus dem Nachlaſſe vor Eröffnung des Verfahrens KO. § 222, 
228 (vor § 1975). Vgl. auch AnfG. § 3a (hinter § 144). 
3. Rang vor den Vermächtniſſen und d e hinter allen an⸗ 
deren Konkursforderungen KO. § 226 Ab}. 2 Ziffer 4 (vor § 1975). 
1. Zwangsvergleich KD. § 230 (vor § 1975). 

7. Verzicht auf den Pflichttheil. , N 8 
a. Terminologie. Das BGB. unterſcheidet zwiſchen dem Verzicht auf den 

Pflichttheil in dem Sinne des Verzichts auf den bereits gemäß § 2317 

entſtandenen Anſpruch und Verzicht auf das Pflichttheilsrecht durch Ver⸗ 

trag mit dem Erblaſſer (§ 2346). 8 
b. Der perſönlichen Natur des Pflichttheilsanſpruchs (ogl. Note 5) entſprechen 

die Vorſchriften der 88 1406 Ziffer I, 1453 Abſ. 1, nach welchen die Ehe⸗ 
frau, welche in geſetzlichem Güterſtand oder in Gütergemeinſchaft lebt, 
zum Verzicht auf den (angefallenen) Pflichttheil der ehemännlichen Zu⸗ 

ſtimmung nicht bedarf. N 
€. Geſetzliche Vertreter (elterlicher Gewalthaber und Vormund) bedürfen 

zum Verzicht auf den Pflichttheil vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung 

881643 Abſ. 2, 1822 Ziffer 2. (Vgl. auch 8 1822 Ziffer 1 und § 1643 Abſ. 1.) 


$ 2317. 


12, Die Pflichttheilslaſt. 
a. Abwälzung auf Ber- 
mächtniſſe und Auf⸗ 
lagen. 
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$ 2318. Der Erbe kann die Erfüllung eines ihm auferlegten 
Vermächtniſſes ſoweit verweigern, daß die Pflichttheilslaſt von ihm 
und dem Vermächtnißnehmer verhältnißmäßig getragen wird. Das 
Gleiche gilt von einer Auflage. 

Einem pflichttheilsberechtigten Vermächtnißnehmer gegenüber iſt die 
Kürzung nur ſoweit zuläſſig, daß ihm der Pflichttheil verbleibt. 

Iſt der Erbe ſelbſt pflichttheilsberechtigt, ſo kann er wegen der 
Pflichttheilslaſt das Vermächtniß und die Auflage ſoweit kürzen, daß 
ihm ſein eigener Pflichttheil verbleibt. 


$ 2318. 1. Abſ. 1. Durch die dispoſitive Vorſchrift § 2318 Abſ. 1 (vgl. 
$ 2324) wird lediglich die Frage entſchieden, wer in dem Verhaltniſſe zwiſchen 
dem Erben und den Vermächtnißnehmern ſowie den Auflageberechtigten die 
Pflichttheilslaſt zu tragen hat; inwieweit alſo der Erbe den Gegenſtand der 
Vermächtniſſe zur Deckung der Pflichttheilslaſt verwenden und deshalb die 
Vermächtniſſe kürzen kann. Nach Abſ. 1 ſoll der Vermächtnißnehmer die 
Pflichttheilslaſt in dem Verhältniſſe mittragen, in welchem der dem Erben 
verbleibende Reinwerth des Nachlaſſes zu dem dem Vermächtnißnehmer zuge⸗ 
wendeten Werthe ſteht. Er muß alſo inſoweit eine Kürzung des Vermächt⸗ 
niſſes dulden. Beiſpiel: Nachlaß 16000; Erbe Sohn A; Vermächtniſſe 4000; 
Pflichttheil der Ehefrau 2000. 

Die Pflichttheilslaſt iſt zu tragen zu 1¾1 vom Erben, zu 4 = von 


dem Vermächtnißnehmer, jo daß auf die 4000 nur 4000 — — 3500 


zu zahlen find. 

2. (Abſ. 2.) Durch die der Abänderungsbefugniß des Erblaſſers entzogene 
G 2324) Vorſchrift des Abſ. 2 wird das Kürzungsrecht des Erben eingeſchränkt 
gegenüber einem pflichttheilsberechtigten Vermächtnißnehmer. Ihm gegenüber 
iſt die Kürzung nur ſoweit zuläſſig, daß ihm der Pflichttheil verbleibt. Iſt 
ihm von vornherein weniger vermacht, als ſein Pflichttheil beträgt, ſo kann 
ihm überhaupt nichts gekürzt werden. Will er ſich die Verletzung ſeines 
Pflichttheilsrechts nicht gefallen laſſen, jo muß er gemäß $ 2307 verfahren. 

3. (Abſ. 3.) Durch die der Abänderungsbefugniß des Erblaſſers entzogene 
($ 2324) Vorſchrift des Abſ. 3 iſt das Kürzungsrecht des pflichttheilsberechtigten 
Erben ſoweit erweitert, als er durch das Hinzutreten der (einem an⸗ 
deren Pflichttheils berechtigten gegenüber beſtehenden) Pflichttheilslaſt in 
ſeinem Pflichttheilsrechte verletzt werden würde. Die Vorſchrift berechtigt 
nicht etwa den, unabhängig von einer einem anderen Pflichttheilsberechtigten 
gegenüber beſtehenden Pflichttheilslaſt in ſeinem Pflichttheilsrechte verletzten 
Erben, dieſe Verletzung einem Vermächtnißnehmer aufzubürden; will er ſich 
gegen eine ſolche Verletzung überhaupt wehren, ſo muß er nach § 2306 ver⸗ 
fahren. — Vgl. über das dem Abſ.s zu Grunde liegende Prinzip $ 2319 Note 1. 

Beiſpiel: (Vgl. Küntzel gegen Strohal Gruchot A 614f.) 

a. Nachlaß 16 000; Sohn A iſt Erbe und mit 12 000 Vermächtniſſen be⸗ 
laſtet; die ausgeſchloſſene Ehefrau iſt pflichttheilsberechtigt in Höhe von 
2000. Der Erbe hat nach Abf. 1 von dem zur Deckung des Pflicht 
theils erforderlichen Betrage von 2000 zu tragen /, die Vermächtniß⸗ 
nehmer 8/16. Nach Abf. 3 kann der Erbe, welchem ſchon ohne die in An⸗ 
ſehung der Ehefrau beſtehende Pflichttheilslaſt weniger als der Pflicht⸗ 
theil zugewendet ift, auch dieſe */,, auf die Vermächtnißnehmer abwälzen. 

b. Betragen die Vermächtniſſe nur 9800, verbleiben dem Erben alſo, ab⸗ 
geſehen von dem Pflichttheilsanſpruche der Wittwe, 6200 (200 mehr als 
ſein Pflichttheil), jo würde er von den zur Deckung des Pflichttheils der 
Wittwe erforderlichen 2000 nach Abſ. 1 tragen miüjen : — LID, 
nach Abſ. 3 aber nur zu zahlen haben 200, die Vermächtniſſe alſo um 
1800 M. kürzen dürfen. 
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§ 2319. Iſt einer von mehreren Erben ſelbſt pflichttheilsberech⸗ 
tigt, ſo kann er nach der Theilung die Befriedigung eines anderen 
Pflichttheilsberechtigten ſoweit verweigern, daß ihm ſein eigener Pflicht⸗ 
theil verbleibt. Für den Ausfall haften die übrigen Erben. 

§ 2320. Wer an Stelle des Pflichttheilsberechtigten geſetzlicher 
Erde wird, hat im Verhältniſſe zu Miterben die Pflichttheilslaſt und, 
wenn der Pflichttheilsberechtigte ein ihm zugewendetes Vermächtniß 
annimmt, das Vermächtniß in Höhe des erlangten Vortheils zu tragen. 


4. Der Vermächtnißnehmer kann die ihm gegenüber eingetretene Kürzung 
auf die ihm auferlegten Beſchwerungen übertragen, § 2188. 

5. Bei irrthümlicher Uebergehung des Pflichttheilsberechtigten durch den 
Erblaſſer findet nicht § 2318, ſondern § 2079 Anwendung. 

8 2319. I. Der Zweck der Vorſchrift. 

Durch die von dem Erblaſſer nicht abänderliche ($ 2324) Vorſchrift des 
§ 2319 wird ebenſo wie durch die Vorſchriften der $$ 2318 Abſ. 2, 3, 2328 
vorgeſehen, daß nicht derjenige, welchem der Erblaſſer nicht mehr als den 
Pflichttheil zugewendet hat, zur Deckung von Anſprüchen anderweiter Pflicht⸗ 
theilsberechtigter beitragen und alsdann wegen dieſes Beitrags den Pflicht⸗ 
theilsanſpruch ſeinerſeits geltend machen muß. 

II. Die Haftung der Miterben für den Pflichttheilsauſpruch. 

1. Die Haftung der Miterben für den Pflichttheilsanſpruch richtet ſich 
nach den allgemeinen Vorſchriften der § 2058 ff. Vgl. § 2317 Note 2e. 
Ueber die Bedeutung des § 2319 vgl. zu 3. 

Für die Anwendung der allgemeinen Vorſchriften kann der Umſtand, ob 
der Pflichttheilsberechtigte zugleich Miterbe iſt (§ 2305) oder ausſchließlich 
als Forderungsberechtigter ($$ 2306, 2307, 2317, 2325 bis 2328) in Betracht 
kommt, inſofern von Erheblichkeit ſein, als im erſteren Falle eine Berufung 
des Rflichttheilsberechtigten auf den Eintritt unbeſchränkter Erbenhaftung 
ausgeſchloſſen iſt ($ 2063 Abſ. 2). n 

2. Bis zur Theilung des Nachlaſſes finden §§ 2058, 2059 unmittel⸗ 

Anwendung. 15 8 
a. Der Pflichttheilsberechtigte kann Befriedigung feines Pflichttheilsanſpruchs 

(im Falle des § 2305 wegen der Differenz) aus dem ungetheilten Nach⸗ 

laſſe gemäß § 2059 Abſ. 2 verlangen. 

b. Inanſpruchnahme der einzelnen Miterben. } 

x. Der in Anſpruch genommene Miterbe, welcher beſchränkt haftet, kann 
den Pflichttheilsberechtigten auf ſeinen Antheil am ungetheilten Nach⸗ 
laſſe verweiſen; der Pflichttheilsberechtigte kann mittelſt Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in dieſen Antheil das Recht erlangen, die Auseinanderſetzung 
der Miterbengemeinſchaft zu betreiben (vgl. $ 2059 Note 12 aß). 

8. Haftet der in Anſpruch genommene Miterbe unbeſchränkt (vgl. indeß 
zu 1 Abſ. 2), fo kann er, gleichgültig ob er ſelbſt pflichttheilsberechtigt 
iſt oder nicht, in Höhe des ſeinem Erbtheil entſprechenden Antheils 
den Pflichttheilsberechtigten nicht auf den Antheil am Nachlaſſe ver⸗ 
weiſen, ſondern muß in dieſer Höhe aus eigenen Mitteln zahlen 
(§ 2059 Abſ. 1 Sat 2). Der Rückgriffsanſpruch des zahlenden Mit; 
erben iſt den anderen Miterben gegenüber geſichert durch §§ 2042 
Abſ. 2, 755, 756. 

3. Nach der Theilung des Nachlaſſes. 5 N 4 
Ohne die Vorſchrift des § 2319 würde der Pflichttheilsberechtigte von 
jedem einzelnen Miterben, je nachdem die Vorausſetzungen der §§ 2060, 
206] vorliegen oder nicht vorliegen, als Geſammtſchuldner oder Theilſchuldner 
die Bezahlung des Pflichttheilsanſpruchs verlangen konnen. § 2319 giebt 
(vgl. Note I) dem einzelnen Miterben zu den ſonſtigen Einreden (vgl. § 2060 
Note II 3) die Einrede der Verletzung des eigenen Pflichttheilsrechts. 


b. Einrede des einzelnen 
Miterben wegen Ver⸗ 
letzung des eigenen 
Pflichttheils. 


0. Die auf dent dem 
Pflichttheilsberechtig⸗ 
ten entzogenen Erb⸗ 
theile ruhende Uflicht⸗ 
theilslaſt. 
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Das Gleiche gilt im Zweifel von demjenigen, welchem der Erblaſſer 
den Erbtheil des Pflichttheilsberechtigten durch Verfügung von Todes⸗ 
wegen zugewendet hat. 

d. Die auf dem durch § 2321. Schlägt der Pflichttheilsberechtigte ein ihm zugewendetes 


auer einen Dlikten Vermächtniß aus, fo hat im Verhaltniſſe der Erben und der Ver- 


Be machtnißnehmer zu einander derjenige, welchem die Ausſchlagung zu 
laf. Statten kommt, die Pflichttheilslaſt in Höhe des erlangten Vortheils 
zu tragen. 


e. er — § 2322. Iſt eine von dem Pflichttheilsberechtigten ausgeſchlagene 
Vece bei Erbſchaft oder ein von ihm ausgeſchlagenes Vermachtniß mit einem 
onen Zu Vermächtniß oder einer Auflage beſchwert, ſo kann derjenige, welchem 


wendung. die Ausſchlagung zu Statten kommt, das Vermächtniß oder die Auf⸗ 
lage ſoweit kürzen, daß ihm der zur Deckung der Pflichttheilslaſt er⸗ 
ſorderliche Betrag verbleibt. 


§ 2320. J. Durch die Vorſchrift des § 2320 wird die Pflichttheilslaſt im 
Verhältniſſe der mehreren Miterben unter einander (vgl. zu 3) nach 
Maßgabe des vermuthlichen Willens des Erblaſſers vertheilt. 

a. Die Dispoſitivvorſchrift des Abſ. 1 (vgl. § 2324) betrifft den geſetzlichen 
Erben, welcher dadurch, daß der Pflichttheilsberechtigte von der Erbſchaft 
ohne Ernennung eines anderen Erben ausgeſchloſſen wird (§ 1938), an 
die Stelle des ausgeſchloſſenen Pflichttheilsberechtigten tritt. Er hat zu 
tragen: 

a. Die Pflichttheilslaſt, d. i. das auf Grund des Pflichttheilsanſpruchs 
($ 2317) zu Gewährende; * 

B. dasjenige, was auf Grund des den Pflichttheilsanſpruch ganz oder 
theilweiſe ausſchließenden, vom Pflichttheilsberechtigten angenommenen 
Vermächtniſſes (vgl. $ 2307) an den Pflichttheilsberechtigten zu 
ao Wegen des Falles der Ausſchlagung des Vermächtniſſes 
vgl. § 2321. 

b. Die Auslegungsregel des Abſ. 2 betrifft den durch Verfügung von 
Todeswegen berufenen Erben, welchem der Erblaſſer den Erbtheil 
des Pflichttheilsberechtigten zugewendet hat. 

2. Treten an die Stelle verſchiedener Pflichttheilsberechtigten verſchiedene 
Erben gemäß Abſ. 1 oder Abſ. 2, ſo hat jeder Erſatzmann hinſichtlich des zu 
ſeinem Vortheile fortgefallenen Pflichttheilsberechtigten die auf ſeinem Erb⸗ 
theile liegenden Laſten zu tragen. 

3. Der Anſpruch des Pflichttheilsberechtigten wird durch die nur das innere 
Verhältniß der Miterben betreffende Vorſchrift des § 2320 nicht berührt. 
Ihm haften die Miterben gemäß $$ 2058 ff., 2319. 

§ 2321. 1. Der Pflichttheilsberechtigte, der gemäß § 2307 ein ihm zuge⸗ 
wendetes Vermächtniß ausſchlägt, kann ſeinen Pflichttheilsanſpruch gegen die 
Miterben gemäß $$ 2058 ff., 2319 geltend machen. Hieran wird durch § 2321 
nichts geändert. Die dispoſitive (§ 2324) Vorſchrift des § 2321 beſtimmt 
vielmehr lediglich für das Verhältniß der Erben und Vermächtnißnehmer zu 
einander, daß die Pflichttheilslaſt derjenige zu tragen habe, welcher durch 
die Ausſchlagung des Vermächtniſſes von dem Vermächtnißanſpruche befreit 
wird. Nach § 2321 ſoll nur der von dem Gewinnenden durch die Aus⸗ 
ſchlagung erlangte Vortheil mit der Pflichttheilslaſt beſchwert fein, nicht 
aber dasjenige, was ihm ſonſt aus dem Nachlaſſe zugefallen iſt, 

2. Für den feltenen Fall, daß mehrere Vermächtnißnehmer (Vermächtniß⸗ 
nehmer und Untervermächtnißnehmer) ſich unter einander gemäß § 2321 aus⸗ 
einanderzuſetzen haben, wird in Prot. V S. 550 ein Beiſpiel angeführt. 

$ 2322. 1. Der Pflichttheilsberechtigte kann unter Ausſchlagung 
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§ 2323. Der Erbe kann die Erfüllung eines Vermächtniſſes oder 
einer Auflage auf Grund des § 2318 Abſ. ! inſoweit nicht ver⸗ 
weigern, als er die Pflichttheilslaſt nach den §§ 2320 bis 2322 nicht 
zu tragen hat. 

§ 2324. Der Erblaſſer kann durch Verfügung von Todeswegen 
die Pflichttheilslaſt im Verhältniſſe der Erben zu einander einzelnen 
Erben auferlegen und von den Vorſchriften des § 2318 Abſ. 1 
und der §§ 2320 bis 2323 abweichende Anordnungen treffen. 

§ 2325. Hat der Erblaſſer einem Dritten eine Schenkung ge- 
macht, ſo kann der Pflichttheilsberechtigte als Erganzung des Pflicht⸗ 
theils den Betrag verlangen, um den ſich der Pflichttheil erhöht, wenn 
der verſchenkte Gegenſtand dem Nachlaſſe hinzugerechnet wird. 

Eine verbrauchbare Sache kommt mit dem Werthe in Anſatz, den 
ſie zur Zeit der Schenkung hatte. Ein anderer Gegenſtand kommt 
mit dem Werthe in Anſatz, den er zur Zeit des Erbfalls hat; hatte 
er zur Zeit der Schenkung einen geringeren Werth, ſo wird nur dieſer 
in Anſatz gebracht. 

Die Schenkung bleibt unberückſichtigt, wenn zur Zeit des Erbfalls 
zehn Jahre ſeit der Leiſtung des verſchenkten Gegenſtandes verſtrichen 
ſind; iſt die Schenkung an den Ehegatten des Erblaſſers erfolgt, ſo 
beginnt die Friſt nicht vor der Auflöſung der Ehe. 


a. des ihm beſchwert oder beſchränkt hinterlaſſenen, die Hälfte des geſetz⸗ 
lichen Erbtheils überſteigenden Erbtheils (8 2306 Abſ. 1 Satz 2); 

b. des ihm hinterlaſſenen Vermächtniſſes (§ 2307) 

den Pflichttheil verlangen. Nach §§ 2320, 2321 hat im Verhaältniſſe der Be⸗ 
dachten unter einander derjenige, welchem die Ausſchlagung zu Gute kommt, 
die Pflichttheilslaſt in Hohe des erlangten Vortheils zu tragen. Die dis⸗ 
poſitive (§ 2324) Vorſchrift des § 2322 ſtellt klar, daß, wenn die von dem 
Pflichttheilsberechtigten ausgeſchlagene Zuwendung nicht ausreicht, um die 
auf ihr ruhende Milichttheilslaft und die auf ihr ruhenden Beſchwerungen 
(Vermächtniſſe und Auflagen) zu decken, zunächſt die Pflichttheilslaſt aus der 
Zuwendung zu entnehmen iſt und erſt der Ueberreſt zur Deckung der ſonſti⸗ 
gen Beſchwerungen zu verwenden iſt, dieſe Beſchwerungen aber auf den 
Ueberreſt zu kürzen find (vgl. $$ 2187, 2188, 2318). 

8 2323. Nach der dispoſitiven Vorſchrift des $ 2318 Abf. 1 kann der 
Erbe die Erfüllung ihm auferlegter Vermächtniſſe oder Auflagen ſoweit ver⸗ 
weigern, daß die Pflichttheilslaſt von ihm und dem Vermächtnißnehmer ver⸗ 
hälknißmäßig getragen wird. Auf Grund der §§ 2320 bis 2322 kann gegen⸗ 
über dem Erben ein Dritter verpflichtet ſein, die Pflichttheilslaſt zu tragen. 
Ohne die Vorſchrift des § 2323 würde ſich der Vermächtnißnehmer dem Erben 
gegenüber nicht darauf berufen können, daß dieſem ein Dritter nach §§ 2320 
bis 2322 zur Tragung der Pflichttheilslaſt verpflichtet iſt (res inter tertios). 
Aus Billigkeitsrückſichten wird den Vermächtnißnehmern und Auflageberech⸗ 
tigten die Berufung auf dieſes Rechtsverhältniß durch $ 2323 geftattet; ſie 
ſind für die Vorausſetzungen der Replik beweispflichtig. 

$ 2324. Die Vorſchrift ſtellt die dispoſitive Natur der aufgeführten 
Vorſchriften klar. Vgl. zu den einzelnen Paragraphen. Hervorzuheben iſt, 
daß §§ 2318 Abſ. 2, 3 und 2319 von dem Erblaſſer nicht abgeändert werden 
önnen. 

§ 2325. 1. Das BGB. gewährt dem Pflichttheilsberechtigten den Schutz 
nur gegen Schenkungen des Erblaſſers und zwar gegen alle Schenkungen 
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f. Berufung der Ver⸗ 
mächtnißnehmer ac. 
auf $$ 2320 ff. gegen⸗ 
über dem Erben. 


g. Dispoſitive Natur d. 
Vorſchriften. 


13. Ergänzung d. Pflicht⸗ 
theils wegen Schen⸗ 
kungen. 

a. Anſpruch gegen den 
Erben. 


a. Ergänzungsan⸗ 
ſpruch neben dem 
ordentlich. Pflicht: 
theilsanſpruch. 


3. Ergänzungsan⸗ 
ſpruch ohne »r- 
dentlichen Pflicht⸗ 
theilsanſpruch. 


7. Berückſichtigung 
von Schenkungen 
des Erblaſſers an 
den Pflichttheils⸗ 
berechtigten. 
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§ 2326. Der Pflichttheilsberechtigte kann die Erganzung des 
Pflichttheils auch dann verlangen, wenn ihm die Hälfte des geſetz⸗ 
lichen Erbtheils hinterlaſſen iſt. Iſt dem Pflichttheilsberechtigten mehr 
als die Hälfte hinterlaſſen, ſo iſt der Anſpruch ausgeſchloſſen, ſoweit 
der Werth des mehr Hinterlaſſenen reicht. 

§ 2327. Hat der Pflichttheilsberechtigte ſelbſt ein Geſchenk von 
dem Erblaſſer erhalten, ſo iſt das Geſchenk in gleicher Weiſe wie das 
dem Dritten gemachte Geſchenk dem Nachlaſſe hinzuzurechnen und zu: 
gleich dem Pflichttheilsberechtigten auf die Erganzung anzurechnen. 
Ein nach $ 2315 anzurechnendes Geſchenk iſt auf den Geſammtbetrag 
des Pflichttheils und der Ergänzung anzurechnen. 

Iſt der Pflichttheilsberechtigte ein Abkömmling des Erblaſſers, ſo 
findet die Vorſchrift des § 2051 Abſ. ! entſprechende Anwendung. 


(val. indeß $ 2330), welche innerhalb zehn Jahren vor dem Erbfall erfolgt 
ſind, ohne Rückſicht auf ihre Größe und darauf (vgl. § 2287), ob die Schen⸗ 
kung in der Abſicht, den Pflichttheilsberechtigten zu benachtheiligen oder ohne 
ſolche Abſicht gemacht iſt. 

a. Begriff der Schenkung vgl. §§ 516 f. 

b. Inwieweit eine Ausſtattung Schenkung § 1624. 

e. Durch Sitte oder Anſtand gebotene Schenkungen § 2330. 

d. Negotium mixtum cum donatione, Titelvorb. vor $ 516 Note 4, tann 
beſonders in Frage kommen in Anſehung einer beim Erbverzichte 
(88 2346 ff.) gewährten Abfindung. 

e. Schenkung auf den Todesfall fällt, wenn ſie vollzogen iſt, unter 88 2325 ff., 
anderenfalls gilt ſie als Verfügung von Todeswegen § 2301. 


2. Das Recht des Pflichttheils berechtigten richtet ſich zunächſt gegen den 
Erben, welcher für den regelmäßigen Pflichttheilsanſpruch haftet oder haften 
würde, wenn der Pflichttheilsanſpruch nicht in Folge einer Zuwendung 
(5 2305 ff.) ausgeſchloſſen wäre. Gegen den Beſchenkten richtet ſich der An⸗ 
ſpruch nur unter den beſonderen Vorausſetzungen des § 2329. 


3. Berechtigt zur Geltendmachung des Anſpruchs aus 89 2325 ff. ſind die 
zur Zeit des Erbfalls vorhandenen (oder doch wenigſtens erzeugten $ 1928) 
Pflichttheilsberechtigten, auch wenn fie zur Zeit der Schenkung als Pflicht⸗ 
theilsberechtigte noch nicht in Betracht kamen. Dies gilt nicht nur von den 
nach Vornahme der Schenkung Erzeugten und Geborenen, ſondern auch von 
denjenigen Perſonen, welche erſt durch nachträgliche Eheſchließung, Annahme 
an Kindesſtatt oder Legitimation in das Verhältniß eines Pflichttheilsberech⸗ 
tigten zum Erblaſſer gekommen find. 


$ 2326. Die Vorſchrift des § 2326 Satz 2 ftellt klar, daß dem Pflicht- 
theilsberechtigten der außerordentliche Pflichttheilsanſpruch auch dann zuſteht, 
wenn ein ordentlicher Pflichttheilsanſpruch für ihn deshalb nicht begründet 
iſt, weil ihm die Hälfte des geſetzlichen Erbtheils oder mehr unbeſchränkt 
und unbeſchwert hinterlaſſen iſt ($$ 2305, 2306). 


$ 2327. 1. § 2315 betrifft die dem Pflichttheilsberechtigten von dem Erb 
laſſer unter Lebenden mit der Beſtimmung der Anrechnung auf den Pflicht⸗ 
theil gemachte Zuwendung. 

2. (Abſ. 2.) § 2051 Abſ. 1 lautet für die entſprechende Anwendung: Fällt 
ein Abkömmling, der als Pflichttheilsberechtigter eine Anrechnung in Ge 
mäßheit des Abſ. 1 zu dulden verpflichtet fein würde, vor oder nach dem 
Erbfalle weg, jo muß der an ſeine Stelle als Pflichttheilsberechtigter tretende 
Abkömmling ſich die dem Weggefallenen gemachten Geſchenke anrechnen laſſen. 
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§ 2328. Iſt der Erbe ſelbſt pflichttheilsberechtigt, jo kann er 
die Ergänzung des Pflichttheils ſoweit verweigern, daß ihm ſein 
eigener Pflichttheil mit Einſchluß deſſen verbleibt, was ihm zur Er⸗ 
gänzung des Pflichttheils gebühren würde. 

§ 2329. Soweit der Erbe zur Ergänzung des Pflichttheils nicht 
verpflichtet iſt, kann der Pflichttheilsberechtigte von dem Beſchenkten 
die Herausgabe des Geſchenkes zum Zwecke der Befriedigung wegen 
des fehlenden Betrags nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern. Iſt der Pflichttheils⸗ 
berechtigte der alleinige Erbe, ſo ſteht ihm das gleiche Recht zu. 

Der Beſchenkte kann die Herausgabe durch Zahlung des fehlenden 
Betrags abwenden. 

Unter mehreren Beſchenkten haftet der früher Beſchenkte nur in⸗ 
ſoweit, als der ſpäter Beſchenkte nicht verpflichtet iſt. 

§ 2330. Die Vorſchriften der $$ 2325 bis 2329 finden keine 
Anwendung auf Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder 
einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird. 


& 2328. Soweit der Erbe gemäß § 2328 zur Ergänzung nicht verpflichtet 

iſt, greift $ 2329 ein. — Zu 92328 vgl. § 2319 Note J. 

§ 2329. 1. Der Anſpruch gegen den Beſchenkten auf Herausgabe des Ge⸗ 
ſchenkes iſt feiner rechtlichen Natur nach ein Pflichttheilsanſpruch, auf den 
insbeſondere die Vorſchriften über die Entſtehung, Uebertragbarkeit, Vererb⸗ 
lichkeit, Pfändbarkeit (vgl. § 2317), die Entziehung ($$ 2333 ff.), den Gerichts⸗ 
ſtand EPD. § 27 Anwendung finden. Wegen der Sonderregelung des Ver⸗ 
jährungsbeginns vgl. § 2332 Abſ. 2. 

2. Der Pflichttheilsberechtigte hat zur Klagebegründung anzuführen und 
zu beweiſen, daß bzw. inwieweit der Erbe zur Erganzung des Pflichttheils 
nicht verpflichtet iſt. 

a. Es kommt nicht darauf an, ob der an ſich verpflichtete Erbe thatſächlich 
wegen unzureichenden Vermögens (vgl. $ 279) nicht im Stande iſt, die 
Ergänzung zu gewähren, ſondern darauf, ob er dazu verpflichtet iſt. 

b. Nicht verpflichtet iſt der Erbe, N 
a. ſoweit er die Ergänzung gemäß $ 2328 verweigern kann; 
6. ſoweit nach den Vorſchriften über die beſchränkte Erbenhaftung die 

Haftung des Erben auf den Nachlaß beſchränkt iſt und der Nachlaß 
nicht ausreicht. 

e. Iſt 115 Pflach heilaberechtigte ſelber Erbe, ſo greift, wenn er Alleinerbe 
iſt, Abſ. 1 Saß 2 ein; wenn er Miterbe iſt, muß er darlegen, daß und 
inwieweit die Miterben nicht zur Ergänzung verpflichtet find (vgl. § 2319). 
3. Die Herausgabepflicht iſt in Anſehung ihres Umfanges nach den Vor⸗ 

ſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung (vgl. 88 818 ff.) zu beur⸗ 

heilen. Wegen der dem Beſchenkten in Abſ. 2 gewährten facultas alter - 

nativa vgl. $ 262. 8 A > f 8 

4. Mehrere Beſchenkte haften gemäß Abi. 3. — Sämmtliche nach $ 2335 
zu berückſichtigenden Geſchenke werden dem Nachlaſſe hinzugerechnet. Dem 
rüher Beſchenkten muß nachgewieſen werden, daß und inwieweit der ſpäter 
Beſchenkte nicht haftet. It der Beſchenkte nicht verpflichtet, z. B. weil die 

ereicherung weggefallen iſt, ſo tritt Haftung des früher Beſchenkten ein. 

ieſe Haftung tritt nicht ein, wenn der Beſchenkte zwar verpflichtet, aber 

nicht leiſtungsfähig iſt (vgl. Abſ. 3, §§ 818 Abſ. 2, 279). 

9 2330. 1. Vgl. Titelvorb. vor § 516 Note 4 b. 1 

„Wegen der ſonſtigen Arten von Schenkungen, insbeſondere auch wegen 

der Ausſtattung vgl. zu § 2325 Note 1. 

41* 
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d. Schenkung aus $ 2331. Eine Zuwendung, die aus dem Geſammtgute der all: 
aut. der Ghekatten. gemeinen Gütergemeinſchaft, der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder der 
Fahrnißgemeinſchaft erfolgt, gilt als von jedem der Ehegatten zur 
Hälfte gemacht. Die Zuwendung gilt jedoch, wenn ſie an einen 
Abkömmling, der nur von einem der Ehegatten abſtammt, oder alt 
eine Perſon, von der nur einer der Ehegatten abſtammt, erfolgt oder 
wenn einer der Ehegatten wegen der Zuwendung zu dem Geſammt⸗ 
gut Erſatz zu leiſten hat, als von dieſem Ehegatten gemacht. 

Dieſe Vorſchriften finden auf eine Zuwendung aus dem Geſammt⸗ 
gute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſprechende Anwendung. 

14. Verführung d. Pſticht⸗ § 2332. Der Pflichttheilsanſpruch verjährt in drei Jahren von 
theilsänſpruchs. dem Zeitpunkt an, in welchem der Pflichttheilsberechtigte von dem 
Eintritte des Erbfalls und von der ihn beeinträchtigenden Verfügung 
Kenntniß erlangt, ohne Rückſicht auf dieſe Kenntniß in dreißig Jahren 

von dem Eintritte des Erbfalls an. 

Der nach § 2329 dem Pflichttheilsberechtigten gegen den Be 
ſchenkten zuſtehende Anſpruch verjährt in drei Jahren von dem Ein⸗ 
tritte des Erbfalls an. 

Die Verjährung wird nicht dadurch gehemmt, daß die Anſprüche 
erſt nach der Ausſchlagung der Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes 
geltend gemacht werden können. 

15. Entziehung d⸗pflich⸗ § 2333. Der Erblaſſer kann einem Abkömmlinge den Pflicht: 
. Entztehnngsgrunde theil entziehen: 
a. en 1. wenn der Abkömmling dem Erblaſſer, dem Ehegatten oder 
51 anderen Abkömmlinge des Erblaſſers nach dem Leben 
trachtet; 


§ 2331. Vgl. die entſprechende Beſtimmung über die Ausgleichung $ 2054. 


$ 2332. 1. Verjährung $$ 194 ff.; Wirkung § 222. 

2. Beginn der Verjährung des Pflichktheilsanſpruchs 
a. (Abſ. 1) gegen den Erben. 

4. Die Vorſchriſt bezieht ſich ſowohl auf den ordentlichen als auch auf 
den außerordentlichen ($$ 2325 ff.) Pflichttheilsanſpruch. } 

g. Die kurze Friſt beginnt mit Erlangung der Kenntniß von dem Erd’ 
fall und von der den Pflichttheilsberechtigten beeinträchtigendel 
Verfügung. Es genügt einerſeits nicht die Verkündung und es ißt 
andererſeits nicht die Kenntniß von der Beeinträchtigung erforderlich. 
Als Verfügung kommen nicht nur Verfügungen von Todeswegen, 
ſondern für den außerordentlichen Pflichttheilsanſpruch auch d 
Schenkungen unter Lebenden in Betracht. 4 

J. Wegen der doppelten (objektiv und ſubjektiv beſtimmten) Verjährung? 
81 vgl. §§ 852, 1571, 2082. 

b. (Abſ. 2) gegen den Beſchenkten (§ 2329). Ihm gegenüber kommt es auf 
nic Zeitpunkt der von der Schenkung erlangten Kenntniß (vgl. ap) 
nicht an. 

3. Die Vorſchrift des Abſ. 3 über die Hemmung der Verjährung mach 
für die Fälle der $$ 2306, 2307 eine Ausnahme von § 202 Abſ. 1. 

4. Die Vollendung der Verjährung in Fällen, in welchen der Nachlaß 
ohne Vertreter iſt, richtet ſich nach $ 207. Dieſe Vorſchrift it in Mot. 
S. 427, 428 (im Widerſpruche mit Mot. I S. 323) unzutreffend behandell. 
Vgl. Prot. V S. 551. 
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2. wenn der Abkömmling ſich einer vorſätzlichen körperlichen Miß⸗ 
handlung des Erblaſſers oder des Ehegatten des Erblaſſers 
ſchuldig macht, im Falle der Mißhandlung des Ehegatten je⸗ 
doch nur, wenn der Abkömmling von dieſem abſtammt; 

3. wenn der Abkömmling ſich eines Verbrechens oder eines ſchweren 
vorſätzlichen Vergehens gegen den Erblaſſer oder deſſen Ehe⸗ 
gatten ſchuldig macht; 

4. wenn der Abkömmling die ihm dem Erblaſſer gegenüber ge⸗ 
ſetzlich obliegende Unterhaltspflicht böswillig verletzt; 

5. wenn der Abkömmling einen ehrloſen oder unſittlichen Lebens⸗ 
wandel wider den Willen des Erblaſſers führt. 

§ 2334. Der Erblaſſer kann dem Vater den Pflichttheil ent⸗ 

ziehen, wenn dieſer ſich einer der im § 2333 Nr. 1, 3, 4 bezeich⸗ 
neten Verfehlungen ſchuldig macht. Das gleiche Recht ſteht dem 


§ 2333. I. Allgemeines. 7 

J. Die Entziehung des Pflichttheils umfaßt die vollſtändige Ent⸗ 
ziehung, die Hinterlaſſung einer den Pflichttheil nicht erreichenden Zuwen⸗ 
dung, ſowie die Anordnung einer den Pflichttheil verletzenden Beſchwerung 
oder Beſchränkung (vgl. z. B. § 2309 Note 4). 

2. Die Thatbeſtände der Ziff. 1 bis 3 liegen vor, gleichgültig ob 
der Abkömmling als Thäter, Mitthäter, Anſtifter oder Gehüuͤlfe gehandelt 
hat. Bloßes Nichtverhindern genügt nicht; es kann das Nichtverhindern aber 
unter Umſtänden als Mitthäterſchaft ꝛc. ſich darſtellen. Das ſtrafgerichtliche 
514 für den Civilrichter nicht bindend, CPO. § 259, EG. z. CPO. 

iff. 1. 

3. Die in § 2333 aufgeführten Thatbeſtände ſind durch Bezug⸗ 
nahme für erheblich erklärt in 
a. § 1509 Ausſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft; 

b. § 1611 Abs. 2 Beſchränkung des Unterhaltsanſpruchs auf den nothdurf⸗ 
tigen Unterhalt; n n 

e. § 1621 Abſ. 2 Verweigerungsrecht der Eltern gegenüber dem Ausſteuer⸗ 
anſpruche der Tochter; : N f x 

d. §8 2271 Abi. 2, 2294 Aufhebung einer an ſich unwiderruflichen Zuwen⸗ 
dung (Gemeinſchaftliches Teſtament, Erbvertrag). 

4. Erbunwürdigkeit des Pflichttheilsberechtigten § 2345 Abſ. 2. 

5. Beſchränkung des Pflichttheils aus guter Abſicht § 2338. 

II. Die einzelnen Verfehlungen. EHE 

L. Lebensnachſtellung (Note 12 und § 1566). | eo. 

2. Vorſätzliche körperliche Mißhandlung (vgl. StchB. 82297 Ein ſich 
ſchuldig machen liegt im Falle der Nothwehr nicht vor (vgl. $ 227). 

3. Verbrechen (SGB. $ 1 Abf. 1) oder vorſätzliches ſchweres Vergehen 
(SGB. § 1 Abſ. 2) gegen den Erblaſſer (vgl. $ 1680 „an dem Kinde“). — 
Meineld als Verbrechen gegen denjenigen, zu deſſen Nachtheil er geleiſtet, 
vgl. Prot. VI S. 320. — Ob ein Vergehen ſchwer iſt, iſt der richterlichen 
Beurtheilung von Fall zu Fall überlaſſen.— Daß Ehebruch mit dem Che⸗ 
gatten des Erblaſſers ein gegen dieſen gerichtetes Vergehen ift, er iebt ſich 
aus dem Erforderniſſe ſeines Antrags zur Strafverfolgung Steh B. § 172 
Abſ. 2. 

Ah Böswillige (vgl. $ 324 Note 2) Verletzung der Unterhaltspflicht 

$ 1601 ff. 

. 3 eines ehrloſen oder unſittlichen Lebenswandels wider den 
Willen des Erblaſſers (vgl. § 1568, 1666). Beſſerung des Abkömmlinges 
$ 2336 Abſ. 4. 
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Erblaſſer der Mutter gegenüber zu, wenn dieſe ſich einer ſolchen 
Verfehlung ſchuldig macht. 
5 1 dem § 2335. Der Erblaſſer kann dem Ehegatten den Pflichttheil 
eh entziehen, wenn der Ehegatte ſich einer Verfehlung ſchuldig macht, 
auf Grund deren der Erblaſſer nach den §§ 1565 bis 1568 auf 
Scheidung zu klagen berechtigt iſt. 
Das Recht zur Entziehung erliſcht nicht durch den Ablauf der 
für die Geltendmachung des Scheidungsgrundes im 8 1571 be: 
ſtimmten Friſt. 


„Form und Begrün⸗ § 2336. Die Entziehung des Pflichttheils erfolgt durch letzt⸗ 


dung d. Entziehung. willige Verfügung. 
Der Grund der Entziehung muß zur Zeit der Errichtung beſtehen 
und in der Verfügung angegeben werden. 
Beweis d. Grundes. Der Beweis des Grundes liegt demjenigen ob, welcher die Ent⸗ 
ziehung geltend macht. 
Beſſerung des ent. Im Falle des § 2333 Nr. 5 iſt die Entziehung unwirkſam, wenn 
linge. un ſich der Abkömmling zur Zeit des Erbfalls von dem ehrloſen oder 
unſittlichen Lebenswandel dauernd abgewendet hat. 
F § 2337. Das Recht zur Entziehung des Pflichttheils erliſcht 
ö durch Verzeihung. Eine Verfügung, durch die der Erblaſſer die 
Entziehung angeordnet hat, wird durch die Verzeihung unwirkſam. 


§ 2334. Vgl. zu § 2333. Die Beſchränkung des Pflichttheils der Elte rn 
aus guter Abſicht iſt nicht zugelaſſen, vgl. § 2338. 


S 2335. 1. Wegen der Eheſcheidungsgründe vgl. $$ 1565 bis 1568 ff. 

2. Die Verfehlungen, welche verziehen (§ 1570) oder durch prozeſſuale 
Konſumption der Eigenſchaft eines ſelbſtändigen Scheidungsgrundes entkleidet 
find (ogl. § 1573), rechtfertigen nicht die Entziehung des Pflichttheils. 

3. Der überlebende ae hat auch dann keinen Pflichttheilsanſpruch, 
wenn ihm gemäß § 1933 kein geſetzliches Erbrecht zuſteht. 

4. Keine Beſchränkung des dem Ehegatten zukommenden Pflichttheils aus 
guter Abſicht, vgl. § 2338. 

5. Vgl. die entſprechende Regelung für die letztwillige Ausſchließung der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1509. 

6. Wegen ſonſtiger erbrechtlicher Wirkungen des Güterſtandes der vor dem 
Aut 89 5 . geſchloſſenen Ehen vgl. EG. Art. 200; Preuß. AGG. z. BGB. 

vis - 


§ 2336. 1. Die letztwillige Verfügung kann zwar räumlich in einem 
Erbvertrag enthalten ſein (§ 2299), nicht aber als eine den Erblaſſer bindende 
11415 2 Anordnung getroffen werden (§ 2278 Abſ. 2); vgl. auch RG. 

215, 24 172. 

2 Abſ. 2 ſchließt die bedingte Entziehung aus einem zur Zeit der Anord⸗ 
nung noch nicht beſtehenden, bis zum Erbfall etwa eintretenden Grunde aus. 
Nicht ausgeſchloſſen iſt eine auflöſend bedingte Entziehung wegen eines be? 
reits gegebenen Grundes. Wird ein geſetzlicher oder erweislicher (Abſ. 3) 
Grund nicht angegeben, ſo entfällt die Entziehung, auch wenn andere ſie 
rechtfertigende Gründe erwieſen werden könnten, aber nicht angegeben find- 

3. Nach den Mot. ſoll — unbeſchadet der Anfechtbarkeit der Anordnung 
wegen Irrthums § 2078 Abſ. 2 — bei Wegfall des Entziehungsgrundes, ſo⸗ 
fern der Erblaffer nicht ein Anderes beſtimmt hat, der Pflichttheilsberechtigte 
nur Anſpruch auf den Pflichttheil haben. Auslegung der Geſammtumſtände 
von Fall zu Fall dürfte entſcheidend ſein. 
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8 2338. Hat ſich ein Abkömmling in ſolchem Maße der Ver⸗ 
ſchwendung ergeben oder iſt er in ſolchem Maße überſchuldet, daß 
ſein ſpäterer Erwerb erheblich gefährdet wird, ſo kann der Erblaſſer 
das Pflichttheilsrecht des Abkömmlinges durch die Anordnung be⸗ 
ſchränken, daß nach dem Tode des Abkömmlinges deſſen geſetzliche 
Erben das ihm Hinterlaſſene oder den ihm gebührenden Pflichttheil 
als Nacherben oder als Nachvermächtnißnehmer nach dem Verhältniß 
ihrer geſetzlichen Erbtheile erhalten ſollen. Der Erblaſſer kann auch 
für die Lebenszeit des Abkömmlinges die Verwaltung einem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker übertragen; der Abkömmling hat in einem ſolchen 
Falle Anſpruch auf den jährlichen Reinertrag. 

Auf Anordnungen dieſer Art finden die Vorſchriften des § 2336 
Abſ. 1 bis 3 entſprechende Anwendung. Die Anordnungen ſind 
unwirkſam, wenn zur Zeit des Erbfalls der Abkömmling ſich dauernd 
von dem verſchwenderiſchen Leben abgewendet hat oder die den 
Grund der Anordnung bildende Ueberſchuldung nicht mehr beſteht. 


8 2337. 1. Ueber Verzeihung vgl. die Bemerkungen zu $ 1570, vgl. auch 


332. 

0 2. Satz 2 richtet ſich gegen RG. 15 167. 

§ 2338. 1. Allgemeine Bedeutung der Vorſchrift. 

Die Vorſchrift giebt dem Erblaſſer das Recht, im wohlverſtandenen Intereſſe 
des Abkömmlinges und der Familie eine Beſchränkung des Pflichttheilsrechts 
nach Maßgabe des § 2338 anzuordnen. Der Regelung liegt die Auffaſſung 
zu Grunde, daß der künftige Erbtheil eines Menſchen als Grundlage für 
einen geſunden Kredit nicht anzuerkennen iſt und daß die Glaubiger es ſich 
ſelbſt zuzuſchreiben haben, wenn fie ſich in ihren Hoffnungen, aus der Sub: 
ſtanz der ihrem Schuldner in Ausſicht ſtehenden Erbschaft befriedigt zu 
werden, getäuſcht ſehen. 

2. Prozeſſuale ee 

Die Vorſchrift des § 2338 erhält ihre Ergänzung durch die Pfändungs⸗ 
beſchränkung des § 863 CPO. 

CPO. 8863. Ist der Schuldner als Erbe nach $ 2338 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs durch die Einsetzung eines Nacherben beschränkt, so sind die 
Nutzungen der Erbschaft der Pfändung nicht unterworfen, soweit sie zur Er- 
füllung der dem Schuldner seinem Ehegalten, seinem ‚früheren Ehegatten oder 
seinen Verwandten gegenüber gesetzlich obliegenden Unterhaltspflicht und zur 
Bestreitung seines slandesmässigen Unterhalts ‚erforderlich sind. Das Gleiche 
gilt, wenn der Schuldner nach $ 2338 des Bürgerlichen Gesetzbuchs durch die 
Ernennung eines Testamenisvollstreckers beschränkt ist, für seinen Anspruch auf 
den jührlichen Reinertrag. j . 

Die Pfändung ist unbeschränkt zulässig, wenn der Anspruch eines Nachlass- 
gläubigers oder ein auch dem Nacherben oder dem Testamentsvollstrecker gegen- 
über wirksames Recht geltend gemacht wird. 

Diese Vorschriften ‚finden entsprechende Anwendung, wenn der Antheil eines 
Abkömmlinges an dem Gesammigute der fortgesetzten Gütergemeinschaft nach 
§ 1513 Abs, 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs einer Beschränkung der im Abs. 1 
bezeichneten Art unterliegt. 

3. Dauer der Beſchränkung. 

Die Beſchränkung durch Einſetzung der geſetzlichen Erben des Abkömmlinges 
als Nacherben ($ 2100) oder Nachvermächtnißnehmer ($ 2191) bleibt auch 
wirkſam, wenn der Abkömmling den Erblaſſer länger als 30 Jahre überlebt 
(val. 88 2109 Ziff. 1, 2163 Ziff. 1: der Tod des Abkömmlinges iſt ein in 
feiner Perſon eintretendes Ereigniß). 


16. Beſchränkung des 
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Sechſter Abſchnitt. 
Erbunmürdigkeit. 


§ 2339. Erbunwürdig iſt: 

wer den Erblaſſer vorſätzlich und widerrechtlich getödtet oder 
zu tödten verſucht oder in einen Zuſtand verſetzt hat, in Folge 
deſſen der Erblaſſer bis zu ſeinem Tode unfähig war, eine 
Verfügung von Todeswegen zu errichten oder aufzuheben; 
wer den Erblaſſer vorſätzlich und widerrechtlich verhindert hat, 
eine Verfügung von Todeswegen zu errichten oder aufzuheben; 

3. wer den Erblaſſer durch argliſtige Täuſchung oder widerrechtlich 
durch Drohung beſtimmt hat, eine Verfügung von Todeswegen 
zu errichten oder aufzuheben; 

4. wer ſich in Anſehung einer Verfügung des Erblaſſers von 
Todeswegen einer nach den Vorſchriften der SS 267 bis 274 
des Strafgeſetzbuchs ſtrafbaren Handlung ſchuldig gemacht hat. 

Die Erbunwürdigkeit tritt in den Fällen des Abſ. 1 Nr. 3, 4 

nicht ein, wenn vor dem Eintritte des Erbfalls die Verfügung, zu 
deren Errichtung der Erblaſſer beſtimmt oder in Anſehung deren 


— 


1 


4. Auf die Anordnung einer Teſtamentsvollſtreckung ($$ 2197 ff.), 
welche keine andere Aufgaben als die Vermögensverwaltung hat, findet ins⸗ 
beſondere die Vorſchrift der $$ 2209, 2210 Anwendung. Wegen der Wirkung 
der Anordnung vgl. §§ 2211, 2214. 

5. Der Abkömmling kann die Hinterlaſſung des Pflichttheils 
gemäß §§ 2303 ff. verlangen. Er kann nur nicht verlangen, daß beim 
Vorliegen der Vorausſetzungen des § 2338 der Pflichttheil ihm frei von den 
in § 2338 zugelaſſenen Beſchränkungen hinterlaſſen wird. 

6. Fälle ſonſtiger Anwendbarkeit des § 2338. 

Die Anordnung der Beſchränkungen gemäß § 2338 iſt auch zuläſſig in 
Anſehung: 

a. eines pflichttheilsberechtigten Abkömmlinges eines der Ehegatten, welcher 
in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente bedacht iſt, § 2271 Abſ. 3; 

b. eines durch Erbvertrag bedachten pflichttheilsberechtigten Abkömmlinges, 
§ 2289 Abſ. 2; 

e. des Antheils des Abkömmlinges am Geſammtgute der fortgeſetzten Güter: 
gemeinſchaft, vgl. $ 1513 Abſ. 2 und END. § 863 Abi. 3. 

7. Nur pflichttheilsberechtigte Abkömmlinge des Erblaſſers, 
nicht auch ſeine Eltern oder ſein Ehegatte können den Beſchränkungen der 
in § 2338 gedachten Art unterworfen werden. 


1. Die Vorſchriften über die Erbunwürdigkeit (Indignität) ergänzen die 
Vorſchriften über die Anfechtung letztwilliger Verfügungen (§§ 2078 ff.) und 
über die Entziehung des Pflichttheils (58 2333 ff.). Sie find nicht als civil: 
rechtliche Ergänzung des Strafrechts aufzufaſſen (vgl. § 2343), ſondern be: 
handeln die in § 2339 aufgeführten Thatbeſtande lediglich als Eingriffe in 
die Teſtirfreiheit des Erblaſſers, durch welche entweder der Erblaſſer ver: 
hindert wird, ſeinen letzten Willen zu errichten, oder aber eine Ungewißheit 
über den letzten Willen des Erblaſſers herbeigeführt wird oder herbeigeführt 
werden kann (vgl. $ 2339 Abſ. 2). 

2. Eine abſolute Unfahigkeit, Erbe zu werden, kennt das BGB. nicht. Vgl. 
§ 1923 Note B12. 

3. Entſprechende Anwendbarkeit der Vorſchriften bei der gütergemeinſchaft⸗ 
lichen Erbfolge § 1506. 
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die ſtrafbare Handlung begangen worden iſt, unwirkſam geworden 
iſt, oder die Verfügung, zu deren Aufhebung er beſtimmt worden iſt, 
unwirkſam geworden ſein würde. 

8 2340. Die Erbunwürdigkeit wird durch Anfechtung des Erb⸗ 
ſchaftserwerbes geltend gemacht. ® 

Die Anfechtung ift erft nach dem Anfalle der Erbſchaft zulsſſig. 
Einem Nacherben gegenüber kann die Anfechtung erfolgen, ſobald 
die Erbſchaft dem Vorerben angefallen iſt. 

Die Anfechtung kann nur innerhalb der im § 2082 beſtimmten 
Friſten erfolgen. 

§ 2341. Anfechtungsberechtigt iſt Jeder, dem der Wegfall des 
Erbunwürdigen, ſei es auch nur bei dem Wegfall eines Anderen, 
zu Statten kommt. 


§ 2339. 1, Zu Ziffer 1. Hierunter fällt die Tödtung im Duell, 
nicht aber Tödtung in Nothwehr, im Kriege, als Strafvollzug durch den 
Scharfrichter ıc. 

Zu Ziffer 3. Aufhebung einer letztwilligen Verfügung umfaßt nicht 
nur den Widerruf des § 2254, ſondern auch die Aufhebung gemäß §§ 2255, 
3 ee auch die Vorschriften über Anfechtung der letztwilligen Verfügung 
ss 2078 ff. 

51 Ziffer 4. Die in Bezug genommenen Vorſchriften des StGB. be⸗ 
treffen 
a. die Verfälſchung oder fälſchliche Anfertigung und den betrügeriſchen Ge⸗ 

2 * einer Verfügung des Erblaſſers von Todeswegen StGB. §§ 267, 

268; 

b. die Ausfüllung eines mit der Namensunterſchrift, des Erblaſſers ver⸗ 
ſehenen Papiers mit einer Verfügung des Erblaſſers von Todeswegen 
ohne oder gegen feinen Willen StB. $ 269; 

e. den Gebrauch einer falſchen oder verfälſchten Verfügung von Todeswegen 
in Kenntniß der Fälſchung StGB. § 270. 

d. die Fälle der intellektuellen Urkundenfälſchung in Anſehung einer Ver⸗ 
fügung des Erblaſſers von Todeswegen (StGB, 271, 272) und den 
Gebrauch der Fälſchung in Kenntniß derſelben StB 8 273. 

e. die Vernichtung, Beſchädigung, Unterdrückung einer Verfügung des Erb⸗ 
laſſers von Todeswegen in der Abſicht, einem Anderen Nachtheile zuzu⸗ 
fügen StGB. § 274. e A 

2. A6i.2 ſchließt die Erbunwürdigkeit nicht nur für die Fälle aus, in 
denen der Erblaſſer ſelbſt die Wirkſamkeit der letztwilligen Verfügung, zu 
deren Errichtung er beſtimmt worden iſt oder in Anſehung deren eine der 
zu Ziff. 3 und 4 aufgeführten Handlungen begangen worden iſt, beſeitigt 
hat, ſondern auch für die Fälle, in denen die Unwirkſamkeit aus anderen 
Urſachen eingetreten iſt (4. B. Zeitablauf beim Nothteſtamente § 2252, Ab⸗ 
leben des Bedachten vor dem Erblaſſer ꝛc.). Bgl. R. Komm Bericht 440 e 
S. 23. 

2340. 1. Zu Abſ. 2 vgl. $$ 1942, 2142 ABl. 1. 

5 Die A an 125 1 Abſ. 3 in Verbindung mit § 2082 nur 
binnen Jahresfriſt nach dem Zeitpunkt, in welchem der Anfechtungsberechtigte 
(val. § 2341) von dem Anfechtungsgrunde Kenntniß erlangt hat, aber nicht 
melſr nach Ablauf von dreißig Jahren ſeit dem Erbfall erfolgen. Auf die 
einjährige Friſt finden die Hemmungsvorſchriften der SS 203, 206, 207 An⸗ 
wendung. Vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4. 

§ 2341. 1. Vgl. mit § 2080 Abſ. 1. — Nicht nur der unmittelbar Inter⸗ 
eſſirte, ſondern Jeder, der auch nur ein mittelbares Intereſſe an der An⸗ 
fechtung hat, iſt anfechtungsberechtigt, auch wenn er nicht beim Wegfalle des 


2. Geltendmachung der 
Erbunwürdigkeit. 

a. Anfechtung d. Er b⸗ 
ſchaftserwerbs. 


b. Anfechtungsberech⸗ 
tigter. 


d. Anfechtungsklage. 


B. Verzeihung des Erb⸗ 
laſſers. 


4. Wirkung der Erbun⸗ 
wülrdigkeitserklarung. 


II. Erbunwürdigkeit des 
Dermädtnißnebmers u. 
des Pflichithellsberech ⸗ 
ligten. 


Vorbemerkung zum 
VII. Abſchnitt. 
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§ 2342. Die Anfechtung erfolgt durch Erhebung der Anfech⸗ 
tungsklage. Die Klage iſt darauf zu richten, daß der Erbe für 
erbunwürdig erklärt wird. 

Die Wirkung der Anfechtung tritt erſt mit der Rechtskraft des 
Urtheils ein. 

82343. Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer 
dem Erhunwürdigen verziehen hat. 

2344. Iſt ein Erbe für erbunwürdig erklärt, ſo gilt der 
5 an ihn als nicht erfolgt. 

Die Erbſchaft fallt demjenigen an, welcher berufen ſein würde, 
wenn der Erbunwürdige zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte; 
der Anfall gilt als mit dem Eintritte des Erbfalls erfolgt. 

§ 2345. Hat ſich ein Vermächtnißnehmer einer der im § 2339 
Abf. 1 bezeichneten Verfehlungen ſchuldig gemacht, fo iſt der Anſpruch 
aus dem Vermächtniß anfechtbar. Die Vorſchriften der §§ 2082, 2083, 
des § 2339 Abſ. 2 und der §§ 2341, 2343 finden Anwendung. 

Das Gleiche gilt für einen Pflichttheilsanſpruch, wenn der Pflicht⸗ 
theilsberechtigte ſich einer ſolchen Verfehlung ſchuldig gemacht hat. 


Siebenter Abſchnitt. 
Erbuerzicht. 


Erbunwürdigen Erbe werden würde; der Fiskus ift alſo in allen Fällen als 
letzter N Erbe legitimirt. Die Wirkung der Anfechtung tft in § 2344 
geregelt. 

2. Anfechtungsgegner iſt der Unwürdige bzw. fein Univerſalnachfolger. 


§ 2342. 1. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf die Erbunwürdigkeit des 
Erben, nicht auch auf diejenige des Vermächtnißnehmers und des Pflicht⸗ 
theilsberechtigten, vgl. § 2345. 

2. Das Urtheil, welches die Erbunwürdigkeit ausſpricht, muß für und 
gegen Alle wirkſam fein (vgl. § 2344), nicht aber das die Klage abweiſende 
Urtheil. 

§ 2343. Vgl. § 2337. 

§ 2344. Vgl. § 1953; ferner § 2310 Abſ. 1 Satz 1. 

§ 2345. Die Geltendmachung der Erbunwürdigkeit eines Vermächtniß⸗ 
nehmers oder Pflichttheilsberechtigten erfolgt nicht nothwendig im Wege der 
Klage, ſondern auch durch Erklärung gegenüber dem Erbunwürdigen. Die 
Friſt beſtimmt ſich nach § 2082; als Einrede iſt die Anfechtung an eine 
Friſt nicht gebunden § 2083. 

1. Der Erbverzicht und der einen Erbverzicht aufhebende Vertrag (§ 2351) 
ſind Rechtsgeſchäfte von Todeswegen, und zwar Vertrage erbrechtlichen 
Charakters; ihr Gegenſtand iſt nicht ſowohl die Verpflichtung des Verzich⸗ 
tenden, die Erbfolge nicht geltend machen zu wollen, als vielmehr die durch 
den Erblaſſer (unter Zuſtimmung des Verzichtenden) herbeigeführte Aen⸗ 
derung der geſetzlichen (SS 2346 ff.) oder der gewillkürten ($ 2352) Erbfolge. 
Die dem Verzichtenden etwa gewährte Abfindung gehört an ſich nicht zum 
Erbverzichte; ſie bildet für den Verzichtenden nur das Motiv zur Abſchließung 
und iſt als ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft zu beurtheilen. 

2. Unzuläſſigkeit eines Vertrags über den Nachlaß eines noch lebenden 
Dritten vgl. § 312. 

3. Ausſchließung des Erbrechts des an Kindesſtatt angenommenen Kindes 
gegenüber dem Annehmenden im Annahmevertrage § 1767. 
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§ 2346. Verwandte ſowie der Ehegatte des Erblaſſers können I. perzicht auf das gejeh- 
durch Vertrag mit dem Erblaſſer auf ihr geſetzliches Erbrecht ver⸗ 1 * 
zichten. Der Verzichtende iſt von der geſetzlichen Erbfolge ausge⸗ 1 fuaſſigkeit und Wir⸗ 
ſchloſſen, wie wenn er zur Zeit des Erbfalls nicht mehr lebte; er 2 
hat kein Pflichttheilsrecht. ? 

Der Verzicht kann auf das Pflichttheilsrecht beſchrankt werden. 

$ 2347. Zu dem Erbverzicht iſt, wenn der Verzichtende unter 2. Die Abſchließung des 
Vormundſchaft ſteht, die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts . ere lm 
erforderlich; ſteht er unter elterlicher Gewalt, fo gilt das Gleiche, e 
ſofern nicht der Vertrag unter Ehegatten oder unter Verlobten ge⸗ nun 
ſchloſſen wird. 

Der Erblaſſer kann den Vertrag nur perſönlich ſchließen; iſt er A. Erblaſſer. 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er nicht der Zuſtimmung 
ſeines geſetzlichen Vertreters. Iſt der Erblaſſer geſchäftsunfähig, ſo 
kann der Vertrag durch den geſetzlichen Vertreter geſchloſſen werden; 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt in gleichem Umfange 
wie nach Abſ. 1 erforderlich. 


4. Die Vorſchriften gelten entſprechend für den Verzicht eines Abkomm⸗ 
linges auf ſeinen Antheil an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1517. 

5. Uebergangsvorſchrift EB. Art. 217. 

§ 2346. 1. Der Fiskus kann, wie eine Erbſchaft nicht ausſchlagen, ſo 
auch auf dieſelbe nicht verzichten, vgl. § 1952. € 

2. Nicht pflichttHeilsberegtigte Verwandte kann der Erblaſſer, 
ohne daß es eines Erbverzichtsvertrags bedarf, von der Erbſchaft ausſchließen. 
Val. auch § 2352. 

3. Eine Ehefrau bedarf zum Erbverzichtsvertrage weder bei geſetzlichem 
Güterſtande, noch bei Gütergemeinſchaft der Zuſtimmung des Ehemanns, 
weil durch den Erbverzicht nicht über einen der Frau gegenwärtig ſchon ge⸗ 
hörenden Vermögensgegenſtand verfügt wird. Vgl. Note 4a und § 1406 
Note II Iba; $8 1453, 1519, 1549. 

4. Verzicht auf das Pflichttheilsrecht,. 

a. Das BGB. unterſcheidet terminologiſch zwiſchen dem Verzicht auf einen 
Pflichttheil im Sinne des Verzichts auf einen bereits entſtandenen . 
theilsanſpruch ($ 2317; §§ 1643 Abſ. 2, 1822 Ziff. 2) und dem Verzicht 
auf das Pflichttheilsrecht oder einen künftigen Pflichttheil (58 1643 Abſ. 2 
1822 Ziff. 1 ſowie die in Note 3 aufgeführten Paragraphen). Vgl. 
Prot. VI S. 304 Nr. 38, 30. 9 

b. Die Beſchränkung des Erbverzichts auf das hflichttheilsrecht kann be: 
zwecken, dem Erblaſſer die unbeſchränkte Freiheit der Verfügung über 
feinen Nachlaß zu verſchaſſen. Wenn er von dieſer Freiheit nicht dahin 
Gebrauch macht, daß er den Verzichtenden von der Erbſchaft ausſchließt, 
fo bleibt deſſen geſetzliches Erbrecht, beſtehen. a 

5. Einfluß der Ausſchließung eines Miterben von der 1 Erbfolge 
auf den Pflichttheil der anderen Miterben vgl. §§ 2310, 2316. 

8 2347. 1. In § 1822 Ziff. 1 ($ 1643) handelt es ſich um einen Ver⸗ 
trag mit einem Dritten über die Verpflichtung zur Verfügung über den 
künftigen Erbtheil oder Pflichttheil des Mündels ($ 312 Abſ. 2), in § 2347 
um den Erbverzicht gegenüber dem Erblaſſer. 

2. Wegen der Genehmigung durch das Vormundſchaftsgericht vgl. §8 1828 ff. 
— Wegen der Sonderregelung für Ehegatten und Verlobte vgl. $$ 2275 
Abſ. 2, 5; 2290 Abſ. 3. 

3. Wegen der Unzuläſſigkeit der Vertretung vgl. Titelvorb. vor § 164 
Note F Ziff. 25. 


b. Form. 


3. Erſtreckung der Wir⸗ 
kungen auf Abtömm 
linge d. Verzichtenden. 


4. Erbverzicht zu unſten 
eines Anderen. 


5. Aufhebung eines Erb⸗ 
verzichts. 


II. verzicht auf rechtsge⸗ 
ſchaͤftli Zuwendungen 
von Codeswegen. 
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§ 2348. Der Erbverzichtsvertrag bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 

§ 2349. Verzichtet ein Abkömmling oder ein Seitenverwandter 
des Erblaſſers auf das geſetzliche Erbrecht, ſo erſtreckt ſich die Wir⸗ 
kung des Verzichts auf ſeine Abkömmlinge, ſofern nicht ein Anderes 
beſtimmt wird. 

§ 2350. Verzichtet Jemand zu Gunſten eines Anderen auf das 
geſetzliche Erbrecht, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Verzicht 
nur für den Fall gelten ſoll, daß der Andere Erbe wird. 

Verzichtet ein Abkömmling des Erblaſſers auf das geſetzliche Erbrecht, 
ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Verzicht nur zu Gunſten der 
anderen Abkömmlinge und des Ehegatten des Erblaſſers gelten ſoll. 

8 2351. Auf einen Vertrag, durch den ein Erbverzicht aufge⸗ 
hoben wird, findet die Vorſchrift des § 2348 und in Anſehung des 
Erblaſſers auch die Vorſchrift des § 2347 Abſ. 2 Anwendung. 

§ 2352. Wer durch Teſtament als Erbe eingelegt oder mit einem 
Vermächtniſſe bedacht iſt, kann durch Vertrag mit dem Erblaſſer auf 
die Zuwendung verzichten. Das Gleiche gilt für eine Zuwendung, 
die in einem Erbvertrag einem Dritten gemacht iſt. Die Vorſchriften 
der §§ 2347, 2348 finden Anwendung. 


§ 2348. 1. Vgl. $$ 125, 128, 152. 

2. Uebergangsvorſchrift EG. Art. 217. 

3. Internationales Privatrecht EG. Art. 11. 

§ 2349. 1. Durch die Dispoſitivvorſchrift des $ 2349 wird aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen (namentlich für den Fall der Auswanderung) das Prin⸗ 
zip, daß dem entfernteren Abkömmlinge bei Wegfall des zwiſchen ihm und 
dem Erblaſſer ſtehenden Vorfahren ein ſelbſtändiges Erbrecht zuſteht (vgl. 
§ 1924 Note 3), durchbrochen. 

2. Iſt ein Vorfahre des Erblaſſers der Verzichtende, ſo tritt die aus⸗ 
dehnende Vorſchrift des § 2349 nicht ein. Der Erbverzicht des Bruders des 
Erblaſſers bindet regelmäßig deſſen Söhne, hingegen bindet der Erbverzicht 
des Vaters nicht deſſen Abkömmlinge (die Geſchwiſter des Erblaſſers). 

3. Auf Erbverzichte, die vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſen find, findet 
das alte Recht Anwendung, EB. Art. 217. 

§ 2350. 1. Nach der Auslegungsregel des Abſ. 1 ſoll der Erbver⸗ 
zicht unwirkſam ſein, wenn der Dritte nicht Erbe wird, d. h. als Erbe aus 
irgend einem Grunde wegfällt (vgl. $ 1985 Note 2). 

2. Nach der Auslegungsregel des Abſ. 2 in Verbindung mit der⸗ 
jenigen des Abſ. 1 ſoll der Erbvertrag unwirkſam fein, wenn nicht ein an: 
derer Abkömmling des Erblaſſers oder ſein Ehegatte Erbe wird. Es ſoll 
alſo der Verzichtende trotz ſeines Verzichts den Eltern des Erblaſſers, den 
ſonſtigen geſetzlichen Erben und dem Fiskus vorgehen. 

§ 2351. 1. Durch § 2348 wird die gerichtliche oder notarielle Beurkun⸗ 
dung erfordert. 

2. Die Vorſchrift des § 2347 Abſ. 2 betrifft nur den Erblaſſer; für den 
anderen Vertragſchließenden, welcher aus der Aufhebung des Erbverzichts lediglich 
einen rechtlichen Vortheil erlangt, gelten die allgemeinen Vorſchriften (vgl. § 107). 

3. Uebergangsvorſchrift EG. Art. 217. 

§ 2352. Die Vorſchrift dürfte zur praktiſchen Verwendung für Fälle 
kommen, in denen ein Dritter auf die ihm in einem Erbvertrage gemachte 
Zuwendung verzichtet. Für den Vertrag über Verzicht eines der Vertrag⸗ 
ſchließenden iſt $ 2290 maßgebend. Vgl. daſelbſt Note 2a. 
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Achter Abſchnitt. 
Erbſchein. 


1. Der Erbſchein iſt ein von dem Nachlaßgericht ertheiltes Jzägniß einer: 9 


ſeits über das Erbrecht oder über die Größe des Erbtheils eines Miterben, 
andererſeits über das Vorhandenſein oder Nichtvorhandenſein (§ 2365) der 


durch die Einſetzung eines Nacherben (§ 2363) oder eines Teſtamentsvoll⸗ 


ſtreckers (§ 2364) begründeten Beſchränkungen des Erben. Er kann nicht 
nur dem geſetzlichen, ſondern auch dem eingeſetzten Erben ertheilt werden. 
Der Erbſchein gewährt dem Erben nicht eine feſterworbene Rechtsſtellung, 
ſondern enthält nur eine einſtweilige Legitimation, vgl. $ 2361. Dem Erb⸗ 
ſcheine kommt die Vermuthung für die Richtigkeit feines Inhaltes ($ 2365) 
und öffentlicher Glaube zu Gunjten des gutgläubigen Dritten ($ 2366) zu. 
Für die Berückſichtigung fonitiger Beſchränkungen (Theilungsanordnung 
val. §§ 2306, 2048) oder Beſchwerungen (Vermächtniſſe, Auflagen vgl. 
88 2306, 2147 ff., 2192 ff.) iſt in dem Erbſcheine kein Raum, vgl. OLG. 1298. 

2. Die Vorſchriften über den Erbſchein finden auf das dem überlebenden 
Ebegatten auf ſeinen Antrag von dem Nachlaßgericht über die Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft zu ertheilende Zeugniß entſprechende Anwendung, 
81507, $t®. § 85, GO. $ 38. 

3. Die Einſicht in den Erbſchein iſt von dem Nachlaßgerichte Jedem, der ein 
rechtliches Intereſſe glaubhaft macht, zu geſtatten, Fr. § 78 (zu §§ 1960 ff.) 

4. FG. 8 55. Wer ein rechtliches Interesse glaubhaft macht, kann ver- 
langen, dass ihm von dem Gericht eine Ausfertigung des Erbscheins ertheilt 
werde. Das Gleiche gilt in Ansehung der im & 54 Satz 2 [zu § 2361] bezeich- 
neten Zeugnisse sowie in Ansehung der gerichtlichen Verfü 


die Ernennung oder die Entlassung eines 1 estamentsvollstreckers beziehen. 
5. Nachweis der Erbfolge. 


Der Nachweis der Erbfolge kann an ſich durch alle Beweismittel geſchehen 
(vgl. Prot V S. 726 ff., 686; RG. IW. 1900 S. 729, Seuff. 56 94), ſoweit 
nicht beſondere Vorſchriften (vgl. zu a—c) eingreifen, die die Vorlegung 
eines Erbſcheins verlangen. Wenn indeß nach dem Inhalte oder der Natur des 
Schuldverhältniſſes und nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
kehrsſitte ($ 242) dem Schuldner nicht zugemuthet werden kann, ohne die 
Gewißheit — endgültigen Befreiung die Leiſtung zu bewirken, ſo wird 
er die Bewirkung der Leiſtung von der Vorlegung des Erbſcheins abhängig 
machen dürfen. (Dal auch 8 410). Auf eine Leiſtung, welche etwa an eine 
durch Teſtamentsurkunde ſcheinbar ordnungsgemäß als Erbe ausgewieſene 
Perſon im guten Glauben an ihre Erbeneigenſchaft bewirkt wird, kann ſich 
der Schuldner Mangels Anwendbarkeit des $ 2367 dem wahren Erben gegen⸗ 
über nicht berufen, wenn ſich nachträglich die Ungültigkeit oder der Widerruf 
des vorgelegten Teſtaments herausſtellt. Dadurch, daß der Schuldner zur 
Leiſtung an den Nichterben rechtskräftig verurtheilt war, wird in dem Verhältniſſe 
zwiſchen dem Schuldner und dem wahren Erben nichts geändert. — Wegen des 
Einfluſſes des mangelhaften Nachweiſes des Erbüberganges auf das Schuld- 
verhältniß vgl. § 285 Note 3 (Schuldnerverzug), § 372 Note 2 cb (Hinter⸗ 
legungsbefugniß des Gläubigers). Einfluß des erſt nach Klageerhebung 
erfolgenden Nachweiſes auf die Prozeßkoſten CPO. Ss. 

a. Für den Nachweis der Erbfolge beim Grundbuchamte giebt GO. § 36 be⸗ 
ſondere Beſtimmungen. Nach KF. Jahrb. 20 A S. 289 iſt die Beibrin⸗ 
gung des Leſtamente in Ausfertigung oder beglaubigter Abſchrift nicht 
erforderlich, wenn ſich das Teſtament bereits bei den Teſtamentsakten 
(einer anderen Abtheilung deſſelben Amtsgerichts befindet. Das Grund⸗ 
buchamt hat die Teſtamentsakten zum Zwecke der Prüfung des Erbrechts 
einzuſehen und durch einen Vermerk in den Grundakten auf die eine Er: 
gänzung derſelben bildende Teſtamentsakten hinzuweiſen. 


gungen, die sich auf 


orbemerkung zum 
VIII. Abſchniit. 
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1. Erbſchein. § 2353. Das Nachlaßgericht hat dem Erben auf Antrag ein Zeug⸗ 
1 Sonberigen eines niß über fein Erbrecht und, wenn er nur zu einem Theile der Erbſchaft 
berufen iſt, über die Größe des Erbtheils zu ertheilen (Erbſchein). 


GO. 46. Der Nachweis der Erbfolge kann nur durch einen Erbschein 
geführt werden. Beruht jedoch die Erbfolge auf einer Verfügung von Todes- 
wegen, tie in einer Öffentlichen Urkunde enthalten ist, so genügt es, wenn 
an Stelle des Erbscheins die Verfügung und das Protokoll über die Eröffnung 
der Ver/ügung vorgelegt werden; erachtet das Grundbuchamt die Erbfolge 
durch diese Urkunden nicht für nachgewiesen, so kann es die Vorlegung 
eines Erbscheins verlangen. 

Das Bestehen der forigesetaten (fütergemeinschaft sowie die, Befugniss 
eines Testamentsvollstreckers zur Verfügung über einen Nachlassgegenstand 
ist nur auf Grund der in den $$ 1507, 2368 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
vorgesehenen Zeugnisse als nachgewiesen anzunehmen; auf den Nachweis der 
Befuyniss des Testamentsvollstreckers finden jedoch die Vorschriften des Abs. 1 
Satz 2 entsprechende Anwendung. 

b. Nach Fr. § 107 (zu § 1259) gehört GO. $ 36 zu denjenigen Vorſchriften 
der Grundbuchordnung, welche auf das Schiffspfandrecht entſprechende 
Anwendung finden. 

c. Vgl. für die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen Zw. § 17. 

6. Nachweis der Erbfolge beim Reichs ſchuldbuch vgl. Reichsſchuldbuch⸗ 
geſetz § 11, abgedruckt 3 324. 

7. Beſondere Uebergangsvorſchriften bezüglich des Erbſcheins be: 
ſtehen nicht. Nach der allgemeinen Vorſchrift des Art. 213 EG. finden die 
bisherigen Geſetze, einſchließlich der für das Verfahren geltenden (Fr. § 189) 
Anwendung, wenn der Erbfall vor dem 1. Januar 1900 eingetreten iſt. 

8. Internationales Privatrecht vgl. zu § 2369. 

§ 2353. 1. Nachlaßgericht vgl. zu $$ 1960 ff. 

J. Das Antragsrecht ſteht zu: 

a. jedem Erben, ſowohl dem geſetzlichen ($ 2354) als auch dem eingeſetzten 
Erben (§ 2355). Auch der Fiskus als geſetzlicher Erbe kann ſich einen Erb⸗ 
ſchein ausſtellen laſſen, vgl. $ 1964. — Miterben vgl. Note 3 b; der Erwerber 
eines Erbtheils ($ 2033) tritt auch in Anſehung des Antragsrechts an 
die Stelle des Erben, vgl. § 2033 Note 3 und KG. Jahrb. 22 A 59. 

b. jedem Glaubiger des Erben, vgl. Note 5. 

€. dem Teſtamentsvollſtrecker, vgl. KG. Jahrb. 22 A 58 f. 

(. dem geſetzlichen Vertreter eines Antragsberechtigten ſowie dem Ehemann 
als Verwalter des Frauenguts, vgl. KG. Jahrb. 22 A 59. 

3. Der Gegenſtand des Erbſcheins kann ſein: 

a. das Erbrecht eines Einzelerben — oder, 

b. wenn Miterben vorhanden ſind, 

a. die Größe des einzelnen Erbtheils. Solange die Größe ſich nicht feſt⸗ 
ſtellen läßt (vgl. § 2043), kann auch, ſoweit die Größe der Erbtheile 
der Miterben durch die Ungewißheit beeinflußt wird, hierüber ein 
Zeugniß nicht ertheilt werden (vgl. § 2359). Etwa nothwendige Ver⸗ 
fügungen können inzwiſchen durch einen Pfleger getroffen werden, 
vgl. § 1960 Note 14 und KG. Jahrb. 22 A 65, OLG. 3 254. Ein 
Intereſſe kann der Erbe an einem ſolchen Erbſchein, insbeſondere mit 
Rückſicht auf die Theilung der Haftung (§§ 2059 f., 2365) haben. 

8. das Erbrecht aller Miterben (gemeinſchaftlicher Erbſchein) § 2357. 

4. Der Inhalt des Erbſcheins. 

In dem Erbſcheine wird durch das Nachlaßgericht das dem Erben zu⸗ 
ſtehende Erbrecht bzw. die Größe feines Erbtheils bezeugt. Vgl. über die 
Wirkung des Erbſcheins §§ 2365 f. 

9. Antragsrecht eines Gläubigers. 

CRD. §§ 792, 896 (zu § 873). Vgl. GO. 88 14, 40 (zu § 873), Zw. § 17. 

O. 8 70. Bedarf der Gläubiger zum Zwecke der Zwangsvollstreckung 
eines Erbscheins oder einer anderen Urkunde, die dem Schuldner auf Antrag 
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§ 2354. Wer die Ertheilung des Erbſcheins als geſetzlicher Erbe 
beantragt, hat anzugeben: 

1. die Zeit des Todes des Erblaſſers; 

2. das Verhältniß, auf dem fein Erbrecht beruht; 

3. ob und welche Perſonen vorhanden ſind oder vorhanden waren, 
durch die er von der Erbfolge ausgeſchloſſen oder ſein Erbtheil 
gemindert werden würde; 

4. ob und welche Verfügungen des Erblaſſers von Zobeswegen 
vorhanden ſind; 

5. ob ein Rechtsſtreit über ſein Erbrecht anhängig iſt. 

Iſt eine Perſon weggefallen, durch die der Antragſteller von der Erb⸗ 
folge ausgeſchloſſen oder fein Erbtheil gemindert werden würde, ſo hat 
der Antragſteller anzugeben, in welcher Weiſe die Perſonweggefallen iſt. 

§ 2355. Wer die Ertheilung des Erbſcheins auf Grund einer Ver⸗ 
fügung von Todeswegen beantragt, hat die Verfügung zu bezeichnen, 
auf der ſein Erbrecht beruht, anzugeben, ob und welche ſonſtigen Ver⸗ 
fügungen des Erblaſſers von Todeswegen vorhanden ſind, und die im 
5 2354 Abſ. 1 Nr. 1, 5, Abſ. 2 vorgeſchriebenen Angaben zu machen. 

§ 2356. Der Antragſteller hat die Richtigkeit der in Gemäßheit 
des § 2354 Abſ. 1 Nr. 1, 2, Abſ. 2 gemachten Angaben durch 


von einer Behörde, einem Beamten oder einem Notar zu ertheilen ist, so kann 
er die Ertheilung an Stelle des Schuldners verlangen. 

Nach der Begründung zu CPO. $ 792 ſoll es ſich von ſelbſt verſtehen, daß 
wenn der Glaubiger die Ertheilung eines Erbſcheins gemäß $ 792 verlangt, 
er die nach § 2356 erforderliche Verſicherung an Eidesſtatt an Stelle des 
Schuldners abzugeben hat. Die eidesſtattliche Verſicherung findet ihre Er⸗ 
gänzung in den von Amtswegen anzuſtellenden richterlichen Ermittelungen 
($ 2358), wobei nicht ausgeſchloſſen iſt, daß der Erbe (Schuldner) als Zeuge 
zeugeneidlich vernommen wird, vgl. Frcö. § 12. Das an Stelle des Schuld⸗ 
ners (Erben) von dem Gläubiger zu betreibende Verfahren auf Ertheilung 
des Erbſcheins unterſteht — einſchließlich der Beſchwerde — den Vorſchriften 
der Fr®., nicht der CPO. vgl. OL. 1 299. 

8 1 71 1. Die Zeit des Todes braucht, wenn ſie nicht gerade für das 
Erbrecht erheblich iſt, nicht immer mit kalendermaßiger Genauigkeit ange⸗ 
geben zu werden. — Im Falle der Todeserklärung vgl. § 18. 

2. Das Verhältniß, auf dem das geſetzliche Erbrecht beruht, kann ſein 
Verwandtſchaft einſchließlich Legitimation und Annahme an KLindesſtatt 
($$ 1924 ff.), Ehe (8 1931) oder die Stellung als Fiskus ss 1936, 1964, 
vgl. auch ES. Art. 138. — Beweis der Thatſachen vgl. § 2356. 

3. Zu Abf. 2 vgl. § 1935 Note 2 und § 2356 Note 10. 

4. Die Verfügungen von Todeswegen (letztwillige und vertragsmäßige) ſind von 
dem Nachlaßgerichte darauf zu prüfen, ob ſie etwa eine Erbeinſetzung enthalten. 

5. Die Mittheilung eines Rechtsſtreits ſoll dem Nachlaßgerichte Gelegen⸗ 
heit geben, die geltend gemachten Angriffe auf das Erbrecht kennen zu lernen 
und den Gegner zu hören, § 2360. : Fe . 

2355. 1. Der Antrag kann ſich auf eine letztwillige Verfügung oder auf 
einen Erbvertrag ſtützen. In beiden Fallen wird durch Erkheilung des Erbſcheins 
dem Dritten, welcher ſich mit dem Erben einläßt, die Prüfung der Rechtsbe⸗ 
ſtändigkeit ſowie die Auslegung des Teſtaments abgenommen. Bgl. $ 2366. 

2. Dem Nachlaßgerichte ſteht es zu, beim Obwalten von Bedenken gegen 
das geſetzmäßige Zuſtandekommen der Verfügung von Todeswegen die er⸗ 
forderlichen Beweiſe über den Hergang bei der Teſtamentserrichtung zu er⸗ 


a. Antrag 
a. des geſetzlichen 
Erben. 


F. des eingeſetzten 
Erben. 


b. Beweismittel. 
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öffentliche Urkunden nachzuweiſen und im Falle des § 2355 die 
Urkunde vorzulegen, auf der ſein Erbrecht beruht. Sind die Ur⸗ 
kunden nich) oder nur mit unverhältnißmäßigen Schwierigkeiten zu 
beſchaffen, ſo genügt die Angabe anderer Beweismittel. 

In Anzehung der übrigen nach den 88 2354, 2355 erforderlichen 
Angaben hat der Antragſteller vor Gericht oder vor einem Notar 
an Eidesſtatt zu verſichern, daß ihm nichts bekannt ſei, was der 
Richtigkeit ſeiner Angaben entgegenſteht. Das Nachlaßgericht kann 
die Verſicherung erlaſſen, wenn es ſie für nicht erforderlich erachtet. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, ſoweit die Thatſachen 
bei dem Nachlaßgericht offenkundig ſind. 


§ 2356. 1. Durch öffentliche Urkunden (vgl. Co. § 415) ſind 
regelmäßig (vgl. Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 3) zu beweiſen: 

a. die Zeit des Todes des Erblaſſers. 

a. Sterbeurkunde vgl. Perſonenſtandsgeſetz $$ 15, 56 ff., 61 ff. (3 313). 

8. Das die Todeserklärung des Erblaſſers ausſprechende Urtheil § 18. 

CPO. § 970. 
b. das dem Erbrechte zu Grunde liegende Verhältniß des Antragſtellers 
zum Erblaſſer. Bezüglich der Miterben vgl. § 2357. 
a. Geburtsurkunden, Heirathsurkunden vgl. Perſonenſtandsgeſetz SS 15, 
17 ff., 61 ff., 54, (3 313); Legitimation, Annahme an Kindesſtatt vgl. 
Perſonenſtandsgeſetz 98 25, 26; 88 1723, 1750 Abſ. 2, 1741 Satz 2. Bei 
Miterben hat der Antragſteller den Nachweis für jeden derſelben zu 
führen, § 2357. 5 a 

3. Der Fiskus als geſetzlicher Erbe hat die behauptete Staatsangehörig⸗ 
keit in einem Bundesſtaate oder ihren Mangel nach den Grundſätzen 
des öffentlichen Rechtes nachzuweiſen, vgl. $ 1936; Ec. Art. 41, 3 264. 

e. der Wegfall einer Perſon, durch welche der Antragſteller von der Erb⸗ 
folge ausgeſchloſſen oder ſein Erbtheil gemindert werden würde. 

a. Tod der Perſon vor dem Erbfalle vgl. zu la. Eine Todesvermuthung 

ohne Todeserklärung beſteht nach dem BGB. nicht, vgl. $$ 13 ff. 

6. Letztwillige Verfügung, durch welche der Andere von der Erbfolge 
ausgeſchloſſen wird (§ 1938) fällt unter $ 2355. Es genügt deshalb 
die Vorlegung eines holographiſchen Teſtaments oder eines Noth⸗ 
teſtaments, welches mündlich vor drei Zeugen erklärt iſt (vgl. 88 2250 
Abſ. 2, 2251). Vgl. hierüber zu $ 2360 Abſ. 2. Selbſtverſtändlich kann 
die Ertheilung des Erbſcheins nur auf Grund eröffneter bzw. ver⸗ 
kündeter Teſtamente ($$ 2259 ff. erfolgen; dies gilt auch für offen 
errichtete, insbeſondere auch für offene holographiſche Teſtamente, vgl. 
KG. Jahrb. 21 A 61, 22 A 52, OLG. 2 372. 

Erbverzicht § 2348. 

„Ausſchlagung § 1945; vgl. indeß Abſ. 3. 

. Erbunwürdigkeitserklärung § 2342 Abſ. 2. 

. Verſagung der landesgeſetzlich erforderten ſtaatlichen Genehmigung des 
Erbſchaftserwerbes EG. Artt. 86, 87 (Juriſtiſche Perſonen, Religioſe). 
2. Beruht das in Anſpruch genommene Erbrecht auf einer 

Verfügung von Todeswegen, ſo genügt die Vorlegung der Urkunde 

(al. zu 108). Nicht erforderlich iſt, daß das Teſtament in einer öffentlichen 

Urkunde enthalten iſt. Vgl. 58 2231 Ziff. 2, 2250 Abſ. 2, 2251, 2360 Abf. 2. 

a. Es iſt Sache des Erben, dem Nachlaßgerichte die Echtheit des Privat: 
teſtaments nachzuweiſen. 

b. Bei Nothteſtamenten hat das Nachlaßgericht feſtzuſtellen, ob die Wirk⸗ 
ſamkeit des Teſtaments bis zum Tode des nach Ablauf von drei Mo⸗ 
naten nach der Teſtamentserrichtung verſtorbenen Erblaſſers (vgl. § 2252) 
fortgedauert hat. Vgl. § 2358. 


u 0 
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§ 2357. Sind mehrere Erben vorhanden, jo iſt auf Antrag ein 
gemeinſchaftlicher Erbſchein zu ertheilen. Der Antrag kann von 
jedem der Erben geſtellt werden. 

In dem Antrage ſind die Erben und ihre Erbtheile anzugeben. 

Wird der Antrag nicht von allen Erben geſtellt, ſo hat er die 
Angabe zu enthalten, daß die übrigen Erben die Erbſchaft ange⸗ 
nommen haben. Die Vorſchriften des § 2356 gelten auch für die 
ſich auf die übrigen Erben beziehenden Angaben des Antragſtellers. 

Die Verſicherung an Eidesſtatt iſt von allen Erben abzugeben, 
ſofern nicht das Nachlaßgericht die Verſicherung eines oder einiger 
von ihnen für ausreichend erachtet. 


3. Eidesſtattliche Verſicherung. R 
a. Der Inhalt der eidesſtattlichen Verſicherung würde, unbeſchadet einer im 

einzelnen Falle zur Ueberzeugung des Gerichts (§ 2359) erforderlichen 

konkreteren Faſſung, etwa dahin gehen, daß dem Antragſteller nichts be⸗ 

kannt iſt, was der Richtigkeit ſeiner Angaben entgegenſteht 

a. über das gegenwärtige oder frühere Vorhandenſein ſowie über den 
Wegfall von Perſonen, durch welche er von der Erbfolge ausgeſchloſſen 

oder ſein Erbtheil gemindert werden würde, § 2354 Ziff. 3. 

A. über das Vorhandenſein von Verfügungen des Erblaſſers von Todes⸗ 

wegen §§ 2354 Ziff. 4, 2355. 

y. über una eines Rechtsſtreits über das Erbrecht §§ 2354 

Ziff. 5, 2355. 

b. Die Form iſt die notarielle oder gerichtliche Beurkundung. Beglaubi⸗ 

gung der Unterſchrift genügt nicht. 

Der Antragſteller hat die Verſicherung abzugeben; der geſetzliche Ver⸗ 

treter vertritt auch hierbei den von ihm Vertretenen. Die Unzuläſſigkeit 

rechtsgeſchäftlicher Vertretung ergiebt ſich daraus, daß die eidesſtattliche 

Verſicherung kein Rechtsgeſchäft iſt, mithin jedenfalls die SS 164 ff. un⸗ 

mittelbar nicht anwendbar ſind, nach allgemeinen Grundſätzen aber eine 

rechtsgeſchäftliche Vertretung im Gewiſſen nicht anerkannt iſt. 

d. Strafrechtlicher Schutz der eidesſtattlichen Verſicherung StGB. §§ 156, 161. 

4. Entbehrlichkeit des Beweiſes i 
a. Offenkundigkeit (CRD. $ 291) bejeitigt mad) Abi. 3 die Beweispflicht. 

b. Einen geeigneten Fall für den Erlaß der eidesſtattlichen Verſicherung 
nehmen die Mot. an, wenn der Erblaſſer im teſtirunfähigen Alter ge⸗ 
ſtorben ift ($ 2229) und feine Eltern noch leben; indeß iſt der Fall nicht 
ausgeſchloſſen, daß Mädchen unter 16 Jahren bereits uneheliche Nach⸗ 
kommenſchaft haben. Erlaß kann auch angezeigt ſein, wenn die eides⸗ 
ſtattliche Verſicherung bereits von einem oder mehreren Miterben abge⸗ 
geben iſt. 

§ 2357. 1. Ein Miterbe kann die Ertheilung eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Erbſcheins oder aber eines Erbſcheins über ſein Erbrecht und die 
Größe ſeines Erbtheils gemäß § 2353 beantragen. Das letztere wird der 
Miterbe wahlen, wenn er nicht nachweiſen kann, daß die Miterben die Erb⸗ 
ſchaft angenommen haben, § 1943. Die Annahme der Erbſchaft durch den 
Antragſteller bedarf keines Nachweiſes, da ſie, wenn nicht ſchon vorher er⸗ 
folgt, ſtillſchweigend jedenfalls durch die Stellung des Antrags auf Erthei⸗ 
lung des Erbſcheins erklärt wird. 

2. Die Miterben des Antragſtellers ſind an ſich zur Abgabe der eides⸗ 
ſtattlichen Verſicherung nicht verpflichtet (vgl. indeß § 2038). Wird die eides⸗ 
ſtattliche Verſicherung eines weiteren Miterben vom Nachlaßgerichte für er⸗ 
forderlich erachtet, von dem Miterben aber verweigert, ſo braucht das Nach⸗ 
laßgericht, wenn fein Bedenken nicht etwa durch Benennung von Zeugen dc. 
behoben wird, den Erbſchein nicht zu ertheilen (vgl. $$ 2358, 2359). 

H. Neumann, Handausgabe des BGB. II. 8. Aufl. 42 
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8 2358. Das Nachlaßgericht hat unter Benutzung der von dem 
Antragſteller angegebenen Beweismittel von Amtswegen die zur Feſt⸗ 
ſtellung der Thatſachen erforderlichen Ermittelungen zu veranſtalten 
und die geeignet erſcheinenden Beweiſe aufzunehmen. 

Das Nachlaßgericht kann eine öffentliche Aufforderung zur An⸗ 
meldung der anderen Perſonen zuſtehenden Erbrechte erlaſſen; die 
Art der Bekanntmachung und die Dauer der Anmeldungsfriſt be⸗ 
ſtimmen ſich nach den für das Aufgebotsverfahren geltenden Vor⸗ 
ſchriften. 

2359. Der Erbſchein iſt nur zu ertheilen, wenn das Nach⸗ 
laßgericht die zur Begründung des Antrags erforderlichen Thatſachen 
für feſtgeſtellt erachtet. 

$ 2360. Iſt ein Rechtsſtreit über das Erbrecht anhängig, ſo 
ſoll vor der Ertheilung des Erbſcheins der Gegner des Antragſtellers 
gehört werden. 

Iſt die Verfügung, auf der das Erbrecht beruht, nicht in einer 
dem Nachlaßgerichte vorliegenden öffentlichen Urkunde enthalten, ſo 
ſoll vor der Ertheilung des Erbſcheins derjenige über die Gültigkeit 
der Verfügung gehört werden, welcher im Falle der Unwirkſamkeit 
der Verfügung Erbe ſein würde. 

Die Anhörung iſt nicht erforderlich, wenn ſie unthunlich iſt. 
—— 

3. Erbtheil iſt der dem einzelnen Erben zuſtehende Bruchtheil der Erb⸗ 
ſchaft, nicht aber eine beſtimmte Summe oder ein beſtimmter Gegenſtand, 
vgl. § 1922 Note B IV, KG. Jahrb. 20 A 265. 8 

§ 2358. 1. Offizialmaxime vgl. Fr. § 12. 

J. Die öffentliche Aufforderung vgl. CRD. 89 948, 949. Die Anmeldungs⸗ 
friſt beträgt mindeſtens 6 Wochen, § 950. Vgl. Übrigens $ 1965. 

3. Das Nachlaßgericht kann bei obwaltenden Bedenken auch den Hergang 
2 Errichtung der Verfügung von Todeswegen nachprüfen, vgl. § 2355 

ote 2. 

§ 2359. Iſt die rechtliche Wirkung feſtſtehender Thatſachen zweifelhaft, 
ſo Sol nach DES: 1 364 (Hamburg) das Gericht ſich darauf beſchränken, in 
dem Erbſcheine dieſe Thatſachen zu bezeugen und den Betheiligten es über⸗ 
laſſen, die rechtlichen Folgen derſelben im Prozeßwege feſtſtellen zu laſſen, 
während nach OLG. 3 380 (KG.) der Nachlaßrichter der Auslegung zweifel⸗ 
hafter Teſtamente nicht aus dem Wege gehen darf, ſondern fie auszulegen 
und danach zu entſcheiden hat, ob der geſtellte Antrag gerechtfertigt iſt oder 
nicht. Bei fahrläſſiger Ertheilung eines falſchen Erbſcheins haftet der Nach⸗ 
laßrichter dem wahren Erben gemäß § 839. Vgl. indeß daſelbſt Note II 
(error in judicando). 

2360. 1. Die Anhängigkeit des Rechtsſtreits wird regelmäßig dem 
Nachlaßgerichte durch die Angaben des Antragſtellers bekannk, vgl. $ 2354 
Abf 1 Ziffer 5, § 2356 Abi. 2. Uebrigens wird die eine der Prozeßparteien 
regelmäßig ein Intereſſe daran haben, dem Nachlaßgericht Anzeige von dem 
Rechtsſtreite zu machen. Die Ertheilung des Erbſcheins iſt zwar trotz der 
Anhängigkeit eines Rechtsſtreits zugelaſſen, um den Erben gegen die Chikane 
des Klägers zu ſchützen, indeß wird eine beſonders vorſichtige Prüfung durch 
das Nachlaßgericht angezeigt ſein. Vgl. Os. 2 466. 

2. Als nicht in öffentlichen Urkunden enthaltene Verfügungen kommen. in 
Betracht: die holographiſchen Teſtamente des $ 2231 Ziffer 2, die Nothteſta⸗ 
mente vor drei Zeugen $$ 2150, 2151, die Militärteſtamente des § 44 des 
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§ 2361. Ergiebt ſich, daß der ertheilte Erbſchein unrichtig iſt, 
ſo hat ihn das Nachlaßgericht einzuziehen. Mit der Einziehung 
wird der Erbſchein kraftlos. 

Kann der Erbſchein nicht ſofort erlangt werden, ſo hat ihn das 
Nachlaßgericht durch Beſchluß für kraftlos zu erklären. Der Beſchluß 
iſt nach den für die öffentliche Zuſtellung einer Ladung geltenden 
Vorſchriften der Civilprozeßordnung bekannt zu machen. Mit dem 
Ablauf eines Monats nach der letzten Einrückung des Beſchluſſes 
in die öffentlichen Blätter wird die Kraftloserklärung wirkſam. 

Das Nachlaßgericht kann von Amtswegen über die Richtigkeit eines 
ertheilten Erbſcheins Ermittelungen veranſtalten. 


Miles. (vgl. EG. Art. 44). Ferner kann der Fall vorkommen, daß ein 

öffentlich errichtetes Teſtament durch Brand ꝛc. zerſtört und ſeine Exiſtenz 

in anderer Weiſe dargethan iſt. In allen derartigen Fällen empfiehlt ſich, 
wenn die nächſten Intereſſenten nicht gehört werden (Abs. 3), die Veran⸗ 

laſſung einer öffentlichen Aufforderung gemaß § 2358 Abſ. 2. 

§ 2361. 1. Unrichtigkeit des Erbſcheins im Sinne dieſer Vorſchrift 
iſt ſchon anzunehmen, wenn das Nachlaßgericht nach Benutzung der von 
ihm pflichtgemäß angeſtellten Ermittelungen ($ 2358) die Ueberzeugung von 
der Richtigkeit des Erbſcheins nicht mehr hat (vgl RIA. 2 63, RS. Jahrb. 
22 D 12, OsG. 2 256. Unrichtigkeit des Erbſcheins liegt nicht nur vor, 
wenn das bezeugte Erbrecht überhaupt nicht oder nicht in dem bezeugten 
Umfange vorhanden iſt, ſondern auch dann, wenn eine angeordnete 1 5 
erbfolge oder Teſtamentsvollſtreckung in dem Erbſcheine nicht angegeben iſt, 
vgl. 88 2363 f. — Auch ein Erbſchein, der ſich nachträglich aus Rechtsgrün⸗ 
den als unrichtig erweiſt, kann eingezogen werden, OLG. 3 259. 

2. Die Einziehung des Erbſcheins erfolgt auf Grund eines Be⸗ 

ſchluſſes im Wege des landesgeſetzlich für die i Gerichtsbarkeit ge⸗ 

regelten Vollſtreckungsverfahrens, Pr. AG. z. Frch. Arkt. 15 — 17. Bei Er⸗ 
theilung mehrerer Ausfertigungen (vgl. Fr. § 85, Abſchnittvorb.) wird die 

Kraftloſigkeit nur in Anſehung der eingezogenen Exemplare eintreten bzw. die 

Einziehung erſt als vollendet anzuſehen ſein, wenn ſie bezüglich aller Exem⸗ 

plare durchgeführt iſt. Ir. 884 ſchließt die Beſchwerde gegen den auf 

Einziehung gehenden Beſchluß des Nachlaßgerichts nicht aus, vgl. hierzu 

OLG. 2 256. 

3. Die Kraftloserklärung iſt in Anlehnung an die Vorſchrift des 
8 176 Abf. 1 (Kraftloserklärung einer Vollmacht) geregelt. Vgl. EBD. § 204. 
Ein Verſuch der Einziehung braucht der Kraftloserklärung nicht vorauszu⸗ 
gehen und wird bei vorausſichtlicher Erfolgloſigkeit unterbleiben. 

FG. 8 84. Gegen einen Beschluss, durch den ein Erbschein für kraftlos 
erklärt wird, findet die Beschwerde nicht statt. Das Gleiche gilt von einem 
Beschlusse, dure den eines der in den 88 107, 2968 des Bürgerlichen Ce- 
setzbuchs und den S$ 37, 38 der Grundbuchordnung vorgesehenen gerichtlichen 
Zeugnisse für kraftlos erklärt wird. 

4. Vorſichtsmaßregeln für den Verkehr. 

a. Da der Eybſchein mit Einziehung der Ausfertigung kraftlos wird (vgl. 
zu 2. kann eine bloße (einfache oper beglaubigte) Abſchrift für die Legi⸗ 
timation des Erben nicht als genügend anerkannt werden. 

b. Mit Rückſicht auf die Möglichkeit einer Kraftloserklärung wird bei wich⸗ 
tigeren Geſchäften und in Fällen, welche beſondere Vorſicht angezeigt er⸗ 
ſcheinen laſſen, eine nicht über einen Monat alte Feſtſtellung aus den 
Gerichtsakten erfordert werden muſſen, daß ein die Kraftloserklärung 
ausſprechender Beſchluß nicht veröffentlicht iſt (FrG. §§ 34, 78, 85). 

42% 
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b. Aniprüge . wir- § 2362. Der wirkliche Erbe kann von dem Beſitzer eines un- 
a en. richtigen Erbſcheins die Herausgabe an das Nachlaßgericht verlangen. 
nn Pr Derjenige, welchem ein unrichtiger Erbſchein ertheilt worden iſt, 

ertheilung. hat dem wirklichen Erben über den Beſtand der Erbſchaft und über 
den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände Auskunft zu ertheilen. 
3. Srhfhein des Vor- § 2363. In dem Erbſcheine, der einem Vorerben ertheilt wird, 
j iſt anzugeben, daß eine Nacherbfolge angeordnet ift, unter welchen 
Vorausſetzungen ſie eintritt und wer der Nacherbe iſt. Hat der 
Erblaſſer den Nacherben auf dasjenige eingeſetzt, was von der Erb⸗ 
ſchaft bei dem Eintritte der Nacherbfolge übrig ſein wird, oder hat 
er beſtimmt, daß der Vorerbe zur freien Verfügung über die Erb⸗ 
ſchaft berechtigt fein ſoll, jo iſt auch dies anzugeben. 
Dem Nacherben ſteht das im $ 2362 Abſ. 1 beſtimmte Recht zu. 
e § 2364. Hat der Erblaſſer einen Teſtamentsvollſtrecker ernannt, 
mentsvoftreders. ſo iſt die Ernennung in dem Erbſchein anzugeben. 
Dem Teſtamentsvollſtrecker ſteht das im § 2362 Abi. 1 beſtimmte 
Recht zu. 


$ 2362. 1. Der Herausgabeanſpruch ſteht dem wahren Erben (dem Nach⸗ 
erben § 2363 Abſ. 2, dem Leſtamentsvollſtrecker § 2364 Abſ. 2, dem zu Un: 
recht für tobt Angenommenen § 2370 Abſ. 2) gegen den jeweiligen Beſitzer 
als ſolchen, nicht nur gegen denjenigen zu, dem der Erbſchein ertheilt iſt 
vgl. Abi. 2). 

EN einer einſtweiligen Verfügung gemäß CRD. 58 935 ff. wird 
regelmäßig angezeigt ſein. 

2. Die Auskunftspflicht des § 2362 Abſ. 2, welche derjenigen des Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzers (vgl. § 2027 und Bemerkungen dafelbft) entipricht, iſt mit 
Rückſicht darauf feſtgeſetzt, daß der durch Erbſchein als Erbe Legitimirte auch, 
ohne Erbſchaftsbeſitzer zu fein, die Möglichkeit der Verfügung über Erbſchafts⸗ 
gegenftände hat (§§ 2366, 2367). Die Auskunftspflicht umfaßt gemäß § 260 
die Offenbarungspflicht. 

§ 2363. 1. Nacherbſchaft 88 2100 ff. — Der Erbſchein wird dem Vor⸗ 
erben, nicht dem Nacherben ertheilt. Die Aufnahme der die Nacherbſchaft 
betreffenden Angaben dient einerſeits zum Schutze des Nacherben gegen un⸗ 
berechtigte Verfügungen des Vorerben (§§ 2112 ff., 2365 bis 2367), anderer: 
ſeits zur Legitimation des Nacherben als ſolchen. 

2. Nacherbſchaft auf den Ueberreſt § 2137 Abſ. 1; Vorerbe mit freier Wer: 
fügung $ 2137 Abſ. 2. 

3. (Abſ. 2.) Der Anſpruch des Nacherben auf Herausgabe des Erbſcheins 
an das Nachlaßgericht iſt ſowohl im Falle des Eintritts der Nacherbfolge 
begründet als auch, wenn ein falſcher Vorerbe benannt oder die Nacherbſchaft 
übergangen oder in den in § 2363 erwähnten Beziehungen falſch bezeichnet ift. 

4. Einziehung und Kraftloserklärung des Erbſcheins durch das Nachlaß⸗ 
gericht von Amtswegen § 2361. 

5. Die Auskunftspflicht (vgl. § 2362 Abſ. 2) liegt dem Vorerben gemäß 
§ 2127 ob. 

§ 2364. 1. Die in $ 2364 vorgeſchriebene Erwähnung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers in dem Erbſcheine des Erben bezweckt, die durch Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckung regelmäßig (vgl. §§ 2203—2209) begründete Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung des Erben fundbar zu machen (vgl. §§ 23652367). — Wegen des 
hiervon verſchiedenen, dem Teſtamentsvollſtrecker zu ſeiner Legitimation zu 
ertheilenden Zeugniſſes vgl. § 2368. 

2. Nähere Angaben über die — möglicherweiſe dem Wechſel unterworfene, 
vgl. 88 2197 Abſ. 2, 2199 Abſ. 2 — Perſon des Leſtamentsvollſtreckers, ſo⸗ 
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§ 2365. Es wird vermuthet, daß demjenigen, welcher in dem 
Erbſchein als Erbe bezeichnet iſt, das in dem Erbſchein angegebene 
Erbrecht zuſtehe und daß er nicht durch andere als die angegebenen 
Anordnungen beſchränkt ſei. 
2366. Erwirbt Jemand von demjenigen, welcher in einem 


Erbſchein als Erbe bezeichnet iſt, durch Rechtsgeſchäft einen Erb⸗ 


ſchaftsgegenſtand, ein Recht an einem ſolchen Gegenſtand oder die 
Befreiung von einem zur Erbſchaft gehörenden Rechte, ſo gilt zu 
ſeinen Gunſten der Inhalt des Erbſcheins, ſoweit die Vermuthung 
des § 2365 reicht, als richtig, es ſei denn, daß er die Unrichtigkeit 
kennt oder weiß, daß das Nachlaßgericht die Rückgabe des Erbſcheins 
wegen Unrichtigkeit verlangt hat. 


wie über den Inhalt der Teſtamentsvollſtreckung im einzelnen Falle ſind 
in den dem Erden zu ertheilenden Erbſchein nicht aufzunehmen. Die An⸗ 
gabe, daß ein Teſtamentsvollſtrecker vorhanden iſt, bietet einen Hinweis 
darauf, daß das Nähere aus der nike Verfügung des Erblaſſers bzw. 
aus dem dem Seftamentsvollftreder gemäß § 2368 ertheilten Zeugniſſe feſt⸗ 
zuſtellen iſt. 

; 15 Per Aru des Teſtamentsvollſtreckers wegen Herausgabe des Erb⸗ 
ſcheins an das Nachlaßgericht ($ 2362 Abſ. 1) iſt nicht nur bei falſcher Be⸗ 
zeichnung des Erben, ſondern namentlich auch bei Nichtberückſichtigung der 
Leſtamentsvollſtreckung in dem Erbſcheine gegeben. 

4. Einziehung und Kraftloserklärung des Erbſcheins durch das Nachlaß⸗ 
gericht von Amtswegen § 2361. 

§ 2365. 1. Der Erbſchein begründet, wie die Eintragung im Grund: 
buche § 891, die frei widerlegbare (CPO. § 292) Vermuthung dafür, 

a. daß dem im Erbſchein als Erben Bezeichneten das angegebene Erbrecht 
(vgl. §§ 2353, 2357) zuſteht, 

b. daß der bezeichnete Erbe nicht durch andere als die angegebenen Anord⸗ 
nungen ($$ 2363, 2364) beſchränkt iſt. 

2. Die Vermuthung iſt begründet für und gegen Jedermann, insbeſondere 
kann ſich der bezeichnete Erbe auch einem Dritten gegenüber, der ſelbſt Erbe 
zu ſein behauptet, auf dieſe Vermuthun berufen. Wer ſich auf den Inhalt 
des Erbſcheins beruft, iſt in der Vertheidigungslage; ihm muß die Unrichtig⸗ 
keit des Erbſcheins nachgewieſen werden. Der Nachweis dieſer Unrichtigkeit 
ſteht auch dem bezeichneten Erben frei, gegen den etwa auf Grund des 
Erbſcheins vorgegangen wird (vgl. § 2353 Note 5). 

3. Die Regel, daß die durch den Erbſchein begründete Vermuthung frei 
widerlegbar iſt, erleidet eine Einſchränkung durch den dem Erbſchein in 
88 2366, 2367 beigelegten öffentlichen Glauben. f . 

4. Ueber die Bedeutung des Erbſcheins beim Grundbuche, Schiffsregiſter, 
Reichsſchuldbuche vgl. Titelvorb. Note 5 u. 6. Im Uebrigen iſt bei denjenigen 
reichs⸗ oder landesgeſetzlichen Sondergeſetzen zu vergleichen, welche andere 
öffentliche Bücher ꝛc. regeln. h . 

5. Der Erbſchein iſt regelmäßig nicht ausſchließliches Mittel zum Nachweiſe 
der Erbfolge, vgl. hierüber Abſchnittvorb. Note 5 vor $ 2353. Außerdem vgl. 
für Leiſtungen des Nachlaßſchuldners an den Erben § 2367 Note I 1 ba. 

8 2366. I. Der öffentliche Glaube des Erbſcheins. 

Die Regelung, welche der öffentliche Glaube des Erbſcheins in den 
9 2366, 2367 gefunden hat, entſpricht der für das Grundbuch in den §§ 892, 

93 gegebenen. 

1. Geſchützt iſt lediglich der rechts geſchäftliche (entgeltliche oder unent⸗ 
geltliche vgl. zu II) Erwerb. Vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5c. 
Nicht geihügt iſt alſo der Erwerb im Wege der Zwangsvollſtreckung in das 


7. Wirkungen des Erb- 
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#. Sutgläubige, . § 2367. Die Vorſchriften des § 2366 finden entſprechende An⸗ 
na ſonſtiger wendung, wenn an denjenigen, welcher in einem Erbſchein als Erbe 


Rechtsgeſchäfte. bezeichnet iſt, auf Grund eines zur Erbſchaft gehörenden Rechtes 
eine Leiſtung bewirkt oder wenn zwiſchen ihm und einem Anderen 
in Anſehung eines ſolchen Rechtes ein nicht unter die Vorſchrift des 
§ 2366 fallendes Rechtsgeſchäft vorgenommen wird, das eine Ver⸗ 
fügung über das Recht enthält. 


Vermögen. Wegen des Schutzes des Erwerbes, welcher ſich nach CPO. 
§§ 894, 897 durch 398 80 zur Abgabe einer Willenserklärung voll⸗ 
zieht, vgl. CPO. § 898 (zu 8 873 Note B II). 

2. Der Schutz erſtreckt ſich lediglich auf Verfügungen (Abſchnitt⸗ 
vorb. vor § 104 Note 5, vgl. auch § 2367) des im Erbſchein als Erben 
Bezeichneten über Nachlaßgegenſtände. 

a. Der Schutz erſtreckt ſich nicht auf obligatoriſche Rechtsgeſchäfte. 
Die Verpflichtungen, die der im Erbſchein als Erbe Bezeichnete eingeht, 
geht er nicht als Vertreter des wirklichen Erben ein. Er allein iſt dem 
Gegenkontrahenten daraus verantwortlich. Etwaige Erſatzanſprüche gegen 
den wirklichen Erben richten ſich nach dem zwiſchen ihnen beſtehenden 
A uk, etwa Geſchäftsführung ohne Auftrag; vgl. § 1959 
Note II. 

b. Zu den Nachlaßgegenſtänden gehört nicht die Erbſchaft oder der Erbtheil 
als Ganzes. Der Erbſchaftserwerber iſt ſomit nicht auf Grund des § 2366 
geſchützt. Vgl. Abſchnittvorb. vor § 2371 Note 4. 

3. Nur der gutgläubige Erwerber tft geſchützt. Dem Inhalte 
des Erbſcheins gegenüber wird der Schutz des Erwerbers (auch bei beweg⸗ 
lichen Sachen, vgl. § 932 Abſ. 2) lediglich ausgeſchloſſen durch die Kennt⸗ 
niß, nicht ſchon durch Kennenmüſſen 
a. von der Unrichtigkeit des Erbſcheins, vgl. hierzu § 892 Note III; 

b. von dem Verlangen des Nachlaßgerichts, daß der Erbſchein zurückgegeben 
werde, vgl. $ 2361 und zu 4. 

Die Beweislaſt trifft in beiden Beziehungen den wahren Erben. 

4. Vorausſetzung des Schutzes iſt der wirkſame Beſtand (vgl. 
§ 2361) des Erbſcheins in dem Zeitpunkt, in welchem der Erwerb des 
Rechtes oder die et von der Verbindlichkeit vollendet ſein würde, 
wenn dem als Erben Bezeichneten das angegebene Erbrecht wirklich zuſtehen 
würde; vgl. auch CPO. § 897 (zu § 873 Note II B). — Ob der Dritte ſich 
den Erbſchein hat vorlegen laſſen oder überhaupt auch nur von ſeiner 
Exiſtenz Kenntniß hatte, iſt gleichgültig. 

5. Der Schutz beſteht in der Fiktion, daß der Inhalt des Erbſcheins, 
ſoweit die Vermuthung des § 2365 reicht, richtig iſt, d. h. der Dritte darf 
annehmen, daß dem im Erbſchein als Erben Bezeichneten das Erbrecht in 
dem angegebenen Umfange (§§ 2353, 2357) zuſteht und daß er keiner anderen 
en ($$ 2363, 2364) unterworfen iſt, als den im Erbſchein ange⸗ 
gebenen. . 

II. Die Ansgleichungsanſprüche. 

1. Die Vorſchrift des § 2366 gehört zu den Vorſchriften, zu Gunſten der⸗ 
jenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten ableiten, vgl. $ 816 Note J. 

2. Dem wahren Erben ſteht gegen den im Erbſchein als Erben Bezeichneten 
außer den ſonſt etwa begründeten Erſatzanſprüchen 155 823 ff., 677 ff., 687) 
der Bereicherungsanſpruch aus § 816, bzw. der Erbſchaftsanſpruch ($$ 2018 ff.) 
zu; auch hat er einen Bereicherungsanſpruch aus § 816 gegen den Dritten, 
welcher unentgeltlich erworben hat. 

§ 2367. I. Die geſchützten Rechtsgeſchäfte. 

1. Die Fälle des § 2366 (vgl. § 892). . 

a. Der rechtsgeſchäftliche Erwerb eines Nachlaßgegenſtandes, d. h. einer körper: 
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8 2368. Einem Teſtamentsvollſtrecker hat das Nachlaßgericht auf 
Antrag ein Zeugniß über die Ernennung zu ertheilen. Iſt der 
Teſtamentsvollſtrecker in der Verwaltung des Nachlaſſes beſchränkt 
oder hat der Erblaſſer angeordnet, daß der Teſtamentsvollſtrecker in 
der Eingehung von Verbindlichkeiten für den Nachlaß nicht beſchränkt 
ſein ſoll, ſo iſt dies in dem Zeugniß anzugeben. 

Iſt die Ernennung nicht in einer dem Nachlaßgerichte vorliegenden 
öffentlichen Urkunde enthalten, ſo ſoll vor der Ertheilung des Zeug⸗ 
niſſes der Erbe wenn thunlich über die Gültigkeit der Ernennung 
gehört werden. 

Die Vorſchriften über den Erbſchein finden auf das Zeugniß ent⸗ 
ſprechende Anwendung; mit der Beendigung des Amtes des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers wird das Zeugniß kraftlos. 


lichen Sache (8 90) oder eines Rechtes oder eines Rechtes an einem ſolchen 

Gegenſtande vgl. $ 816 Note 12 (88 398, 873, 925, 929 u. |. w.). 

p. Der Erwerb einer Befreiung von einem zum Nachlaſſe gehörenden Rechte 
und zwar entweder von einem Forderungsrecht oder von einem Rechte 
an einer Sache vgl. $$ 362 ff. bis 397, 875 u. ſ. w. 

2. Mer an einen Erben, welcher nicht durch Erbſchein legitimirt iſt, 
leiſtet, thut dies, für den Fall der Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit des 
Teſtaments auf eigene Gefahr, auch wenn er ſich im guten Glauben 
an die Richtigkeit des Teſtaments befindet. 

8. Inwieweit dem Kläger, der als Erbe klagt und dem Beklagten auf 
ſein Verlangen die Erbfolge nicht durch Erbſchein nachgewieſen hat, 
die durch die Unterlaſſung des Nachweiſes entſtandenen Koſten aufzu⸗ 
erlegen ſind, vgl. CPO. § 94. 

2. Die Fälle des 9 2367 (vgl. $ 893). 

a. Die Bewirkung einer Leiſtung auf Grund eines zur Erbſchaft gehörenden 
Rechtes, ohne daß eine Befreiung von dem Rechte eintritt, vgl. $ 893 Note 3. 

b. Verfügungen über ein Recht, welche nicht unter Note la u. b fallen, ſind 
3 B Kündigung, Vorrangseinräumung ꝛc. 

II. Nicht geſchützt iſt die Prozeßführung eines Dritten mit dem in dem 
Erbſchein als Erben Bezeichneten. Vgl. $ 893 Note 2. Wegen ber auf 
Grund des rechtskräftigen Urtheils eingetretenen Verfügungen über Nachlaß⸗ 
gegenſtände gemäß Cp. $$ 894, 897, vgl. § 2366 Note 11. 

2368. 1. Während die in § 2364 vorgeſchriebene Erwähnung des Leſta⸗ 
mentsvollſtrecters im Erbſcheine des Erben der aus dem Vorhandenſein des 
Teſtamentsvollſtreckers ſich ergebenden Verfügungsbeſchränkung des Erben 
gegenüber dem öffentlichen Glauben des Erbſcheins Rechnung trägt, dient 
das dem Teſtamentsvollſtrecker ſelbſt gemäß 8 2368 zu ertheilende Zeugniß 
ſeiner Legitimation Dritten gegenüber. 5 

2. Zur entſprechenden Anwendbarkeit eignen ſich von den Vorſchriften 
über den Erbſchein die folgenden: 

a. §§ 2355 f. über den Antrag auf Ertheilung des Zeugniſſes. 

b. § 2357 Gemeinſchaftliches Zeugniß mehrerer Teſtamentsvollſtrecker. 

© Von den §§ 2358—2361 erleiden Abänderungen: 

a. 8 2360 Abi. 2 durch § 2368 Abi. 2; 

B. § 2361 durch $ 2368 Abſ. 3 zweiter Halbſatz. Die Fälle der Beendi⸗ 
gung des Amtes des Teſtamentsvollſtreckers vgl. zu §§ 2225 bis 2227. 

d. Der Anſpruch des § 2362 auf Herausgabe eines in Anſehung der Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung falſchen Erbſcheins oder eines falſchen Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckerzeugniſſes ſowie auf Auskunftsertheilung kann ſowohl dem Erben 
als auch dem wahren Teſtamentsvollſtrecker gemäß §§ 2362, 2368 Abi. 3 
Halbſatz ! zuſtehen. 


II. Jeugniß d. Teſtaments⸗ 
vollſtreckers. 


III. Bejchränkter (In⸗ 


lands) Erbſchein. 
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§ 2369. Gehören zu einer Erbſchaft, für die es an einem zur 
Ertheilung des Erbſcheins zuſtändigen deutſchen Nachlaßgerichte fehlt, 
Gegenſtände, die ſich im Inlande befinden, ſo kann die Ertheilung 
eines Erbſcheins für dieſe Gegenſtände verlangt werden. 

Ein Gegenſtand, für den von einer deutſchen Behörde ein zur 
Eintragung des Berechtigten beſtimmtes Buch oder Regiſter geführt 
wird, gilt als im Inlande befindlich. Ein Anſpruch gilt als im In⸗ 
lande befindlich, wenn für die Klage ein deutſches Gericht zuſtändig iſt. 


3. Die Uebertragung der Wirkungen des Erbſcheins ($$ 2365 bis 2367) auf 
das Zeugniß des Teſtamentsvollſtreckers ergiebt: 

a. die Vermuthung, daß der in dem Zeugniß als Teſtamentsvollſtrecker Be⸗ 
zeichnete Teſtamentsvollſtrecker iſt und nicht durch andere als die ange⸗ 
gebenen Anordnungen beſchränkt it (vgl. zu 4); 

b. ferner, daß dem Zeugniſſe in Anſehung der in §§ 2366, 2367 bezeichneten 
Rechtsgeſchäfte und im Umfange der Vermuthung zu a öffentlicher Glaube 
zu Gunſten des Dritten zukommt, welchem nicht die Kenntniß der Un⸗ 
richtigkeit oder des auf Rückgabe des Zeugniſſes gerichteten Verlangens 
des Nachlaßgerichts nachgewieſen wird. § 2366. 

4. Abſ. 1 geht bei der Beſtimmung des dem Zeugniſſe zu gebenden In⸗ 
halts davon aus, daß dem Teſtamentsvollſtrecker regelmäßig die in SS 2203, 
2206 eingeräumten Befugniſſe zuſtehen, ſo daß, wenn ſeine Befugniſſe weder 
nach § 2208 eingeengt noch nach §§ 2207, 2209 erweitert find, im Zeugniſſe 
über die Machtbefugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers nichts geſagt zu werden 
braucht. — Sind mehrere Teſtamentsvollſtrecker ernannt und vom Erblaſſer 
hinſichtlich der Führung des Amtes von der geſetzlichen Regelung G 2224) 
abweichende Anordnungen getroffen, ſo iſt dies in dem Zeugniſſe anzugeben. 
RS. Jahrb. 22 A 269. 

5. Ueber den Nachweis der Legitimation des Teſtamentsvollſtreckers vor 
dem Grundbuchamte, vgl. GO. § 36 (Abſchnittvorb. Note 5). 


§ 2369. 1. Nach der Zuſtändigkeitsvorſchrift Fr. § 73 Abſ. 1 und 2 
Gu $$ 1960 ff.) iſt ein deutſches Nachlaßgericht für die Erbſchaft eines Deutſchen 
ſtets und für die Erbſchaft eines Ausländers nur dann nicht vorhanden, wenn 
er zur Zeit des Erbfalls weder Wohnſitz noch Aufenthalt im Inlande hatte. 
Für den Fall und die Zwecke des $ 2369 geben FrG. §§ 73, 4 (zu §§ 1960 ff.) 
die erforderlichen Zuſtändigkeitsvorſchriften. 

2. Das für den Erbfall anwendbare materielle Erbrecht ergiebt ſich aus 
ES. Artt. 25, 28. 

3. Der Erbſchein hat diejenigen Gegenſtände aufzuführen, für welche er 
gilt. Im Uebrigen finden die Vorſchriften, welche für den gewöhnlichen Erb: 
ſchein gelten, in Beſchränkung auf die aufgeführten Gegenſtände, auch auf 
den Erbſchein des § 2369 Anwendung. 

4. Als Gegenſtände, die ſich im Inlande befinden, kommen 
in Betracht: 

3. Räumlich im Gebiete des Deutſchen Reiches (vgl. EG. Art. 1 Note 1 1) 
befindliche körperliche Sachen. 

b. Gegenſtände (Sachen oder Rechte, vgl. § 90), für die von einer deutſchen 
(reichs⸗ oder bundesſtaatlichen) Behörde ein zur Eintragung des Berech⸗ 
tigten beſtimmtes Buch oder Regiſter geführt wird, § 2369 Abs. 2 (Grund⸗ 
buch, Schiffsregiſter, Reichs⸗ oder Staatsſchuldbuch), ferner die Urheber⸗ 
rechte, welche gemäß §§ 31 Abſ. 2, 56 des Geſ. vom 19. Juni 1901 btr. 
das Urheberrecht an den Werken der Literatur und der Tonkunſt (3 357) 
in der Eintragsrolle verzeichnet find. Vgl. ferner § 9 des Gef. vom 
9. Januar 1876 ꝛc.; ferner Patente, Muſterſchutz; Firmenrecht. 

e. Anſprüche, wenn für die Klage aus denſelben ein deutſches Gericht zu⸗ 
ſtändig iſt (§ 2369 Abſ. 2), vgl. CPO. § 23. 
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§ 2370. Hat eine für todt erklärte Perſon den Zeitpunkt über⸗ IV. Untichtige Annahme 


lebt, der als Zeitpunkt ihres Todes gilt, oder iſt ſie vor dieſem Zeit⸗ 
punkte geſtorben, ſo gilt derjenige, welcher auf Grund der Todes⸗ 
erklärung Erbe ſein würde, in Anſehung der in den §§ 2366, 2367 
bezeichneten Rechtsgeſchäfte zu Gunſten des Dritten auch ohne Er⸗ 
theilung eines Erbſcheins als Erbe, es ſei denn, daß der Dritte die 
Unrichtigkeit der Todeserklarung kennt oder weiß, daß die Todes⸗ 
erklärung in Folge einer Anfechtungsklage aufgehoben worden iſt. 

ft ein Erbſchein ertheilt worden, ſo ſtehen dem für todt Er⸗ 
klärten, wenn er noch lebt, die im § 2362 beſtimmten Rechte zu. 
Die gleichen Rechte hat eine Perſon, deren Tod ohne Todeserklärung 
mit Unrecht angenommen worden iſt. 


Neunter Abſchnitt. 
Erbſchaftskauf. 


Zu den deutſchen Gerichten und Behörden gehören auch die deutſchen 
Konſulargerichte und die deutſchen Gerichte in den Schutzgebieten. 

§ 2370. 1. (Abſ. 1.) Schutz Dritter im Falle der Todeser— 
klärung. 

a. Vgl. Todeserklärung §§ 13 ff.; Geſammt⸗(Erbſchafts⸗„Anſpruch des zu Un: 
recht für todt Erklärten gegen den vermeintlichen Erben § 2031. 

b. Durch Abſ. 1 wird der Dritte geſchützt, der ſich mit demjenigen ein⸗ 
gelaſſen hat, welcher Erbe des für todt Erklärten wäre, wenn der nach 
§ 18 Abſ. 2 angenommene Todeszeitpunkt zuträfe. Ohne die Vorſchrift 
des Abſ. 1 würde er der Klage des wirklichen Erben ausgeſetzt und auf 
Erſatz⸗ oder Gewährleiſtungsanſprüche gegen den vermeintlichen Erben 
angewieſen ſein. Ein Schutz des Dritten findet, abgeſehen von den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften über den gutgläubigen Erwerb, außerhalb der Fälle 
der Todeserklärung und der Extheilung eines Erbſcheins nicht ftatt. 

2. (Abſ. 2.) Schutz des irrthümlich für todt Angenommenen. 

Abſ. 2 giebt den Anſpruch auf Herausgabe des falſchen Erbſcheins an das 
Nachlaßgericht (§ 2362) dem noch lebenden vermeintlichen Erblaſſer, gleich⸗ 
gültig ob ſein Tod auf Grund einer Todeserklärung oder ohne ſolche zu 
Unrecht angenommen iſt, vgl. § 2031 Note 2. 

1. Erbſchaftskauf iſt der obligatoriſche Veräußerungsvertrag. Die 
dingliche Uebertragung der Nachlaßgegenſtände muß, ſofern nicht der Ab⸗ 
tretungsvertrag genügt (vgl. zu SS 398, 413) und in dem obligatoriſchen 
Vertrag enthalten iſt, nach Maßgabe der für die einzelnen Gegenſtände be⸗ 
ſtehenden Uebertragungsarten (für Grundſtücke insbeſondere alſo durch Auf⸗ 
laſſung § 925) beſonders bewirkt werden. Für die Uebertragung des Erb: 

ils vgl. i u 2. 

e a 6 1992 Abf. 2 finden die ſic auf bie Cröfhaft hesiehenden Bov- 

schriften auch auf den Erbtheil Anwendung. Für den Erbtheil eines Mit⸗ 

erben kommt aber als Beſonderheit die in § 2033 zugelaſſene Möglichkeit 
dinglicher Verfügung über den Erbtheil als ſolchen in 1 88 0 Wegen des 
den Miterben zuſtehenden geſetzlichen Vorkaufsrechts vgl. SS 2034 ff. 

3. Haftung des Erbſchaftskäufers, welcher vom Erbſchaftsbeſitzer erworben, 
gegenüber dem wahren Erben § 2030. 4 

4. Erbſchaft und Erbtheil als Inbegriff gehören nicht zu den Nachlaß⸗ 
gegenſtänden. Der gutgläubige Erbſchaftskäufer wird deshalb nicht in An⸗ 
ſehung dieſer Geſammtheit, ſondern nur inſoweit geſchützt, als die Voraus⸗ 
ſetzungen des Schutzes in Anſehung der einzelnen Gegenſtände vorliegen, 
vol. § 2366 Note 12 b. 


des Todes einer Perion. 
„Schutz gutgläubiger 
Dritter bei fälſchlicher 
Todeserklärung. 


— 
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Anſpruch des ver⸗ 
meintlichen Erblaſſers 
auf Herausgabe des 
Erbſcheins und auf 
Auskunftsertheilung. 


Vorbemerkung zum 
IX. Albſchnilt. 
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1. pant ben det 8 2371. Ein Vertrag, durch den der Erbe die ihm angefallene 
ee Erbſchaft verkauft, bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 


2. G 
a 


egenſtand d. Kaufes. § 2372. Die Vortheile, welche ſich aus dem Wegfall eines Ver⸗ 


e ee mächtniſſes oder einer Auflage oder aus der Ausgleichungspflicht 


eines Miterben ergeben, gebühren dem Käufer. 


„Im Zweifel nicht § 2373. Ein Erbtheil, der dem Verkäufer nach dem Abſchluſſe 


a ce des Kaufes durch Nacherbfolge oder in Folge des Wegfalls eines 
Miterben anfällt, ſowie ein dem Verkäufer zugewendetes Vorauss 
vermächtniß iſt im Zweifel nicht als mitverkauft anzuſehen. Das 

Gleiche gilt von Familienpapieren und Familienbildern. 


5. Nichtigkeit des vor dem Tode des Erblaſſers über ſeine Erbſchaft von 
Dritten geſchloſſenen Vertrags $ 312. 

6. Die Verſtempelung erfolgt nach dem Preuß. Stempelgeſetz § 10 Abſ. 2 
gemäß Tarifpoſition 32 Abſ. 1. Vgl. KG. Jahrb. 20 A 348. 

8 2371. 1. Gegenſtand des Erbſchaftskaufs als des obligatoriſchen auf 
Uebertragung einer Erbſchaft gerichteten Vertrags iſt eine dem Verkäufer 
bereits angefallene ($ 1942) Erbſchaft. 

a. Erbſchaft (vgl. $ 1922 Note B II I) bedeutet nicht das Erbrecht, fon 
dern den Inbegriff der einzelnen zur Erbſchaft gehörigen Vermögens: 
ſtücke. Der Erbſchaftsläufer wird nicht Univerſalnachfolger der Erblaſſers, 
Fonbech Rechtsnachfolger des Erben in Anſehung der einzelnen Erbſchafts⸗ 
gegenſtände. 3 

b. Daß der Anfall der neräußerten Erbſchaft (5 1942) bereits ſtatt⸗ 
gefunden hat, iſt charakteriſtiſch für den Erbſchaftskauf. Deshalb iſt kein 
Erbſchaftskauf die (nach dem Tode des Erblaſſers gemaß § 312 zuläſſtge) 
Veräußerung einer Erbſchaft durch den Nacherben vor Eintritt der Nach⸗ 
erbfolge § 2139. 

6. Mit Rückſicht auf den eigenthümlichen Kaufgegenſtand ſind für das Ver⸗ 
bältniß der Parteien zu einander gewiſſe Beſonderheiten gegenüber den 
allgemeinen Regeln über den Kauf in den §§ 2371 ff. vorgeſehen, 

d. Der Natur des Erbſchaftskaufs als eines Vertrags auf Uebertragung 
eines Vermögensinbegriffs entſprechend wird die Haftung des Erwerbers 
für die auf dem Vermögen wirthſchaftlich ruhenden Schulden feſtgeſetzt, 
vgl. 88 2382 ff. 

2. Wegen der Form vgl. $$ 128, 152. — Die Formvorſchrift des § 2371 
gilt auch, wenn der Erbſchaftskauf ſich als Handelsgeſchäft darſtellt, vgl. RG. 
JW. 1901 S. 2615. 

3. Erbſchaftsverkauf durch einen Vormund oder elterlichen Gewalthaber 
Abf. . vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung, §§ 1822 Ziffer 1, 1645 
Abſ. 1. 

§ 2372. Die Vorſchrift iſt dispoſitiv. Wegfall eines Vermächtniſſes oder 
einer Auflage vgl. 58 2160, 2162; 2196. — Vortheile, welche ſich aus der 
Ausgleichungspflicht ergeben, vgl. $ 2050. 

§ 2373. Nach der Auslegungsregel des 8 2373 ſollen im Zweifel als 
mitverfauft nicht anzuſehen ſein 

1. der nach dem Abſchluſſe des Kaufvertrags durch Nacherbfolge dem Ver⸗ 
käufer gewordene Anfall (vgl § 2139); 

2. der nach dem Abſchluſſe des Kaufvertrags dem Verkäufer gewordene 
Zuwachs, welcher durch den Wegfall eines Miterben verurſacht wird; gleich⸗ 
gültig iſt, ob der Zuwachs beruht auf: 

a. Erhöhung des geſetzlichen Erbtheils § 1935, 

b. Anwachſung § 2094, 

e. Erſatzberufung § 2096; 

3. das Vorausvermächtniß § 2150; 
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$ 2374. Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer die zur Zeit 
des Verkaufs vorhandenen Erbſchaftsgegenſtände mit Einſchluß deſſen 
herauszugeben, was er vor dem Verkauf auf Grund eines zur Erb⸗ 
ſchaft gehörenden Rechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, Be⸗ 
ſchädigung oder Entziehung eines Erbſchaftsgegenſtandes oder durch 
ein Rechtsgeſchäft erlangt hat, das ſich auf die Erbſchaft bezog. 

8 2375. Hat der Verkäufer vor dem Verkauf einen Erbſchafts⸗ 
gegenſtand verbraucht, unentgeltlich veräußert oder unentgeltlich be⸗ 
laſtet, fo iſt er verpflichtet, dem Käufer den Werth des verbrauchten 
oder veräußerten Gegenſtandes, im Falle der Belaſtung die Werth⸗ 
minderung zu erſetzen. Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der 
Käufer den Verbrauch oder die unentgeltliche Verfügung bei dem 
Abſchluſſe des Kaufes kennt. 

Im Uebrigen kann der Käufer wegen Verſchlechterung, Unter⸗ 
ganges oder einer aus einem anderen Grunde eingetretenen Unmög⸗ 
lichkeit der Herausgabe eines Erbſchaftsgegenſtandes nicht Erſatz 
verlangen. 

§ 2376. Die Verpflichtung des Verkäufers zur Gewährleiſtung 
wegen eines Mangels im Rechte beſchränkt ſich auf die Haftung da⸗ 
für, daß ihm das Erbrecht zuſteht, daß es nicht durch das Recht 
eines Nacherben oder durch die Ernennung eines Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers beſchränkt iſt, daß nicht Vermächtniſſe, Auflagen, Pflichttheils⸗ 
laſten, Ausgleichungspflichten oder Theilungsanordnungen beſtehen 
und daß nicht unbeſchränkte Haftung gegenüber den Nachlaßgläu⸗ 
bigern oder einzelnen von ihnen eingetreten iſt. 

Fehler einer zur Erbſchaft gehörenden Sache hat der Verkäufer 
nicht zu vertreten. 

— — 


4. Familienpapiere und Familienbilder. Dieſe Sachen ſind nur als die 
wichtigſten Stücke, mit denen ein Pietätsintereſſe verbunden iſt, beſonders 
benannt. Es können aus dem gleichen Geſichtspunkt im einzelnen Falle auch 
andere Sachen als nicht mitverkauft anzuſehen fein ($ 157). 

8 2374. 1. Das maßgebende Prinzip iſt, daß der Verkäufer dem Käufer 
das zu gewähren verpflichtet ſein ſoll, was er haben würde, wenn der Käufer 
an Stelle des Verkäufers Erbe geworden wäre (vgl. E. 18 488, Der Ver: 
käufer iſt verpflichtet, dem Käufer die einzelnen zur Erbſchaft gehörigen 
Gegenſtände nach den für dieſelben geltenden Vorſchriften (Uebergabe, Auf: 
laſſung, Abtretung, Indoſſ ament) zu übertragen. i 

2. Wegen des Surrogationsprinzips vgl. die Note zu § 2019. Zu den 
Surrogaten gehören mich die Anſprüche des Erben gegen einen Teſtaments⸗ 
vollſtrecker, Nachlaßpfleger, Miterben oder ſonſtigen Dritten auf Herausgabe 
einer Nachlaßſache. 6 5 

3. Die Verpflichtung zur Auskunftsertheilung, Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides und Herausgabe der Urkunden folgt aus 88 259, 260, 402, 403, 444. 

4. Die dingliche Uebertragun des Erbtheils iſt zugelaſſen in § 2033, 
vgl. Bemerkungen daſelbſt und bſchnittvorb. Note 2 u. 4. 

$ 2375. 1. Die dispofitive Vorſchrift des § 2375 ift Ausfluß des zu $ 2374 
Note! angegebenen Prinzips und bezieht ſich nur auf die Zeit vor Ab⸗ 
ſchluß des Kauſvertrags. 

2. Nach dem Abſchluſſe des Kaufvertrags beſtimmen ſich die Ver⸗ 
pflichtungen des Verkäufers nach den allgemeinen Vorſchriften, vgl. Vorb. 


zu 88 459 ff. 


3. Verpflichtungen des 
Verkäufers. 
a. Herausgabe d. Erb- 
ſchaftsgegenſtände 
u. ihrer Surrogate. 


b. Wertherſatz. 

a. Verbrauch u. un⸗ 
entgeltliche Ver⸗ 
fügungen vor d. 
Verkauf. 


8. Anderweite Ver⸗ 
ringerung. 


c. Gewährleiſtung. 
o. Mängel imRechte. 


#. Mängel der Erb⸗ 
ſchaftsſachen. 
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d. Vereinigung. § 2377. Die in Folge des Erbfalls durch Vereinigung von 
Recht und Verbindlichkeit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen 
Rechtsverhältniſſe gelten im Verhältniſſe zwiſchen dem Käufer und 
dem Verkäufer als nicht erloſchen. Erforderlichen Falles iſt ein 
ſolches Rechtsverhältniß wiederherzuſtellen. 

NN Wen eg gen des § 2378. Der Käufer iſt dem Verkäufer gegenüber verpflichtet, 

Verkäufer gen den die Nachlaßverbindlichkeiten zu erfüllen, ſoweit nicht der Verkäufer 
nach § 2376 dafür haftet, daß fie nicht beſtehen. 


§ 2376. I. Charakter der Vorſchrift. 

Die Pflichten des Erbſchaftsverkäufers richten ſich, wie diejenigen des Ver⸗ 
käufers überhaupt nach den allgemeinen Vorſchriften der §§ 433 ff. Die 
dispoſitive Vorſchrift des § 2376 ergänzt die allgemeinen Vorſchriften, läßt 
dabei aber die Anwendbarkeit der allgemeinen Vorſchriften (vgl. zu II. 3) 
unberührt. 

II. Die Haftung des Verkäufers. 

Die Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers (vgl. $$ 434 ff.) iſt durch § 2376 
dispoſitiv (vgl. zu 3), aber erſchöpfend geregelt. 

1. In Anſehung des Erbrechts als ſolchen hat der Verkäufer 
dafür zu haften, 

a. daß das Erbrecht ihm zuſteht; 

b. daß das Erbrecht nicht beſchränkt oder beſchwert iſt durch: 

a. eine Nacherbſchaft (§§ 2100 ff., insbeſondere vgl. auch § 2104); 
8. die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers ($$ 2197 ff.); 
e. daß das Erbrecht nicht belaſtet iſt mit: 
4. Vermächtniſſen und Auflagen (88 2147 ff., 2192 ff.); 
8. Pflichttheilslaſten ($$ 2303 ff., 2318 ff.); 
J. Ausgleichungspflichten (58 2050 ff.); 
1 : 
6. Theilungsanordnungen G 2048); 

d. daß die Haftung des Verkäufers für die Nachlaßverbindlichkeiten ($$ 2382, 
2383, 2378) weder allgemein noch einzelnen Nachlaßgläubigern gegenüber 
eine unbeſchränkte und unbeſchränkbare geworden iſt. Vgl. Titelvorb. vor 
§ 1967 Note IV. 

2. In Anſehung der einzelnen zu der Erbſchaft gehörenden 
Gegenſtände iſt der Erblaſſer durch die dispoſitive Vorſchrift des § 2376 
befreit von der Haftung für: 

a. Rechtsmängel ($$ 434 ff. Entwehrung 2c.); 

b. (phyſiſche) Mängel der Sache ($S 459 ff). 

3. Die dispoſitive Natur der Vorſchrift und die Anwendbarkeit 
der allgemeinen Vorſchriften ergiebt die Zuläſſigkeit vertragsmäßiger Erweite⸗ 
rung und Beſchränkung der Haftung. Insbeſondere: 

a. Keine Haftung des Verkäufers für Mängel im Rechte (vgl. zu 1), welche 
der Käufer bei Abſchluß des Vertrags gekannt hat G 439). 

b. Zuläſſigkeit der Begründung einer Gewährleiſtungspflicht für Rechts: und 
Sachmängel der einzelnen Nachlaßgegenſtände. Ob der Verkauf auf 
Grund eines über die Erbſchaft aufgenommenen Verzeichniſſes die Ueber⸗ 
nahme der Gewährleiſtung für Rechtsmängel in Anſehung der einzelnen 
Gegenſtände bedeutet, iſt Thatfrage. 

4. Die Haftung des Verkäufers für Argliſt in Anſehung recht⸗ 
licher oder phyſiſcher Mängel richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriften 
§§ 443, 476. 

§ 2377. Anders als in $ 1978 gilt das durch Vereinigung eingetretene 
Erlöſchen von Rechtsverhältniſſen nur im Verhältniſſe des Käufers und des 
Verkäufers als nicht erfolgt. Dieſe Fiktion gilt unter dieſen Parteien zwar 
rückwärts, berührt aber nicht die von Dritten erworbenen Rechte, z. B. Be⸗ 
freiung von Bürgen und Pfändern. Vgl. zu § 1976 Note 1. 
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Hat der Verkäufer vor dem Verkauf eine Nachlaßverbindlichkeit er⸗ 
füllt, ſo kann er von dem Käufer Erſatz verlangen. 

$ 2379. Dem Verkäufer verbleiben die auf die Zeit vor dem Ver⸗ 
kaufe fallenden Nutzungen. Er trägt für dieſe Zeit die Laſten, mit 
Einſchluß der Zinſen der Nachlaßverbindlichkeiten. Den Käufer 
treffen jedoch die von der Erbſchaft zu entrichtenden Abgaben ſowie 
die außerordentlichen Laſten, welche als auf den Stammwerth der 
Erbſchaftsgegenſtände gelegt anzuſehen ſind. . 

S 2380. Der Käufer trägt von dem Abſchluſſe des Kaufes an 
die Gefahr des zufälligen Unterganges und einer zufälligen Ver⸗ 
ſchlechterung der Erbſchaftsgegenſtände. Von dieſem Zeitpunkt an 
gebühren ihm die Nutzungen und trägt er die Laſten. 

8 2381. Der Käufer hat dem Verkäufer die nothwendigen Ver⸗ 
wendungen zu erſetzen, die der Verkäufer vor dem Verkauf auf die 
Erbſchaft gemacht hat. 

Für andere vor dem Verkaufe gemachte Aufwendungen hat der 
Käufer inſoweit Erſatz zu leiſten, als durch fie der Werth der Erb- 
ſchaft zur Zeit des Verkaufs erhöht iſt. 


§ 2378. 1. Die Vorſchrift des 8 2378 betrifft lediglich das obligatoriſche 
Verhältniß zwiſchen dem Erbſchaftskäufer und dem Erbſchaftsverkäufer in 
Anſehung der Nachlaßverbindlichkeiten (§§ 1967 bis 1969). Das Verhältniß 
zu den Nachlaßgläubigern iſt in §§ 2382 f. geregelt. Recht des Erbſchafts⸗ 
verkäufers zur Beantragung des Nachlaßkonkurſes KO. § 232 (vor § 1975). 

2. Nach Abſ. 1 kann der Verkäufer, ſoweit er nicht eine anderweite Ver: 
einbarung oder Kenntniß des Käufers nachweiſt, von dem Käufer nicht ver⸗ 
langen die Erfüllung 
a. von Nachlaß verbindlichkeiten, welche auf Vermächtniſſen, Auflagen oder 

Pflichttheilslaſten beruhen; 
b. von Nachlaßverbindlichkeiten über das Maß hinaus, welches ſich bei Be⸗ 

ſchränkung der Haftung auf den Nachlaß ergiebt. (2) 

3. Die Verpflichtung des Käufers dem Verkäufer gegenüber geht dahin, 
die Nachlaßverbindlichkeiten zu erfüllen, d. h. den Gläubiger rechtzeitig zu be⸗ 
friedigen (vgl. $ 415 Abſ. 3) oder wenigſtens dafür zu ſorgen, daß der Ver⸗ 
käufer von dem Gläubiger nicht in Anſpruch genommen wird. Die Ver⸗ 
pflichtung, den Verkäufer aus der Schuldverbindlichkeit zu ſetzen, liegt dem 
Käufer nicht ob. 4 I 

4. Abi. 2 beruht auf dem zu § 2374 Note 1 bezeichneten Prinzipe. 

5. Die Verpflichtung des Käufers zur Zahlung und Verzinſung des Kauf⸗ 
preiſes ergiebt fi) aus $$ 433 Abi. 2, 452. — Abnahmepflicht des Kaufers, 
8433 Abſ. 2. 

1. Nutzungen $$ 100, 101. — Laſten § 103. 

3 a 2 von der Erbſchaft als ſolcher zu entrichtenden Abgaben gehört 
insbeſondere die Erbſchaftsſteuer. Wegen der auf den Stammwerth gelegten 
außerordentlichen Laſten vgl. § 995 Note 2. 

$ 2380. Als entſcheidender Zeitpunkt für den Uebergang der Gefahr, 
Nutzungen und Laſten wird in Abweichung von § 446 der Zeitpunkt des 
Kaufabſchluſſes feſtgeſetzt. Im Uebrigen vgl. die Bemerkungen zu $ 2379. 

S 2381. 1. (Abſ. 1.) Nothwendige Verwendungen vgl. §§ 994 f. Der 
Verwendungsanſpruch (vgl. § 256 f) des Erbſchafksverkäufers aus § 2381 
iſt ſelbſtändig klagbar und entſpricht den dem Verkäufer in §§ 2374 f. auf⸗ 
erlegten Verpflichtungen. 

2. (Abſ. 2.) Vgl. § 996. 
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Verkaufe. 


Uebergang von Ge⸗ 
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Verkäufers vor dem 
Verkaufe. 


8. Haftung des Käuſers 
für die Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten gegen⸗ 
über den Gläubigern. 
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§ 2382. Der Käufer haftet von dem Abſchluſſe des Kaufes an 
den Nachlaßgläubigern, unbeſchadet der Fortdauer der Haftung des 
Verkäufers. Dies gilt auch von den Verbindlichkeiten, zu deren Er⸗ 
füllung der Käufer dem Verkäufer gegenüber nach den §§ 2378, 
2379 nicht verpflichtet iſt. 

Die Haftung des Käufers den Gläubigern gegenüber kann nicht 
durch Vereinbarung zwiſchen dem Käufer und dem Verkäufer aus⸗ 
geſchloſſen oder beſchränkt werden. 

§ 2383. Für die Haftung des Käufers gelten die Vorſchriften über 
die Beſchränkung der Haftung des Erben. Er haftet unbeſchränkt, ſoweit 
der Verkäufer zur Zeit des Verkaufs unbeſchränkt haftet. Beſchränkt 
ſich die Haftung des Käufers auf die Erbſchaft, ſo gelten ſeine An⸗ 
ſprüche aus dem Kaufe als zur Erbſchaft gehörend. 

Die Errichtung des Inventars durch den Verkäufer oder den 
Käufer kommt auch dem anderen Theile zu Statten, es ſei denn, 
daß dieſer unbeſchränkt haftet. 


3. Der Anſpruch des Verkäufers für die nach Schließung des Kaufes ge⸗ 
machten Verwendungen iſt nach $$ 450, 2380 zu beurtheilen. 

§ 2382. 1. Den Glaubigern gegenüber wird die Haftung des Verkäufers 
wegen der Nachlaß verbindlichkeiten durch den Erbſchaftskauf nicht berührt. 
Der Käufer tritt als ſelbſtändig haftend neben den bisherigen Schuldner 
(val. $ 419). Beide haften als Geſammtſchuldner (§§ 421 ff.). 

2. Bei Verkauf des Erbtheils haftet der Käufer ebenſo, wie wenn er von 
vornherein in Höhe des verkauften Erbtheils Erbe geworden wäre. Bei Aus⸗ 
übung des dem Miterben zuſtehenden Vorkaufsrechts vgl. über die Wieder: 
aufhebung der Haftung § 2036. 

3. Bei Anfechtung eines anfechtbaren Erbſchaftskaufs ift der Erbſchaftskauf 
von Anfang an nichtig (§ 140), ſo daß auch die Haftung des Erbſchaftskäufers 
fortfällt. Relative Anfechtung der Schuldenhaftung gegenüber dem Glaubiger, 
welcher durch Täuſchung den Erbſchaftskauf herbeigeführt hat, § 123 Abi. 2 
Satz 2, vgl. daſelbſt Note Ic. 

2383. 1. Die Vorſchriften über die Beſchränkung der Haftung des 
Erben auf den Nachlaß (88 1975 ff.) gelten auch für den Erbſchaftskäufer 
mit folgenden Beſonderheiten; 

a. In demſelben Umfange, in welchem der Erbe zur Zeit des Erbſchafts⸗ 
kaufs bereits allgemein oder einzelnen Gläubigern gegenüber unbeſchränkt 
haftet (vgl. Titelvorb. vor § 1967 Note IV), haftet auch der Erbſchafts⸗ 
käufer unbeſchränkt Ob ein Irrthum oder eine Täuſchung des Käufers 
den Erbſchaftskauf anfechtbar macht, iſt nach §§ 119 ff. zu beurtheilen, 
val. auch § 2382 Note 3. 

b. Iſt bei dem Abſchluſſe des Kaufvertrags die Haftung des Verkaufers noch 
nicht eine unbeſchränkte, jo hat fortab die Haftung des Käufers und die 
des Verkäufers ihre eigenen Schickſale. Der Eintritt der Vorausſetzungen 
unbeſchränkter Erbenhaftung in der Perſon eines von ihnen wirkt nicht 
zum Nachtheile des Anderen. Umgekehrt aber kommt, die Inventar⸗ 
errichtung des einen dem Anderen zu Statten, vgl. § 2004 Note . 

2. (Abſ. 1 Satz 3.) Die Anſprüche des Käufers aus dem Kaufe, welche 
als zur Erbſchaft gehörend gelten (vgl. § 1978 Abſ. 2), find insbeſondere die 
Anſprüche aus §§ 2374 bis 2377, 2379 ff. 

3. Berechtigung des Käufers und Verkäufers zur Beantragung des Glau⸗ 
bigeraufgebots EBD. § 1000 (zu §§ 1970 ff.). 

4. Stellung des Erbſchaftskäufers und Verkäufers im Nachlaßkonkurſe KO. 

§ 232 (vor § 1975). 
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§ 2384. Der Verkäufer iſt den Nachlaßgläubigern gegenüber 
verpflichtet, den Verkauf der Erbſchaft und den Namen des Käufers 
unverzüglich dem Nachlaßgericht anzuzeigen. Die Anzeige des Ver⸗ 
käufers wird durch die Anzeige des Käufers erſetzt. 

Das Nachlaßgericht hat die Einſicht der Anzeige Jedem zu ge⸗ 
ſtatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht. 


. Verpflichtung d. Ver⸗ 
käufers zur Anzeige 
des Erbſchaftsverkaufs 
beim Nachlaßgerichte. 


8 2385. Die Vorſchriften über den Erbſchaftskauf finden ent- u. Anderweite Verauße⸗ 


ſprechende Anwendung auf den Kauf einer von dem Verkäufer durch 
Vertrag erworbenen Erbſchaft ſowie auf andere Verträge, die auf die 
Veräußerung einer dem Veräußerer angefallenen oder anderweit von 
ihm erworbenen Erbſchaft gerichtet ſind. 

Im Falle einer Schenkung iſt der Schenker nicht verpflichtet, für 
die vor der Schenkung verbrauchten oder unentgeltlich veräußerten 
Erbſchaftsgegenſtände oder für eine vor der Schenkung unentgeltlich 
vorgenommene Belaſtung dieſer Gegenſtände Erſatz zu leiſten. Die 
im 8 2376 beſtimmte Verpflichtung zur Gewährleiſtung wegen eines 
Mangels im Rechte trifft den Schenker nicht; hat der Schenker den 
Mangel argliſtig verſchwiegen, ſo iſt er verpflichtet, dem Beſchenkten 
den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und bei⸗ 
gedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 18. Auguſt 1896. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


8 2384. 1. Schuldhafte Unterlaſſung unverzüglicher ($ 121) Anzeige be⸗ 
gründet Schadenserſatzpflicht gegenüber den Nachlaßgläubigern. 

9. Die Erſatzverbindlichkeit des Erben iſt nicht Nachlaßverbindlichkeit, 
ſondern eine perſönliche Verbindlichkeit des Erben, vgl. § 1967 Note III I. 

8 2385. l. Abf. 1 trägt der Möglichkeit Rechnung, daß eine Erbſchaft 
oder ein Erbtheil Gegenſtand einer Weiterveräußerung (gl. RO. 12 43), 
eines Tauſches oder einer Schenkung tft. Vgl. auch CO. § 1000 Abſ. 2 
(zu §8 1970 ff), KD. § 233 (vor $ 1975). j f N 

2. Abſ. 2 regelt die Haftung des Schenkers einer Erbſchaft in Abweichung 
von der in $ 2375 dem Erbſchaftsverkaufer auferlegten Haftung und bringt 
die Gewährleiſtungspflicht des Schenkers in Uebereinſtimmung mit den Vor⸗ 


ſchriften der §8 523 f. 


rung einer Erbſchaft. 
1. Weiterveräußerung 
einer Erbſchaft. 


2. Schenkung einer Erb⸗ 
ſchaft. 


Anhang zum II. Band. 


Gesetz über die Fürsorgeerziehung Minderjähriger. 
Vom 2. Juli 1900. 
(Ges.-Samml. S. 264 Nr. 29.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. verordnen mit Zu- 
stimmung beider Häuser des Landtags für den Umfang der Monarchie, 
was folgt. 


81. Ein Minderjähriger, welcher das achtzehnte ‚Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, kann der Fürsorgeerziehung überwiesen werden. 

1. wenn die Voraussetzungen des $ 1666 oder des $ 1838 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs vorliegen und die Fürsorgeerziehung erforderlich ist, um die 
Verwahrlosung des Minderjährigen zu verhüten; 

2. wenn der Minderjährige eine strafbare Handlung begangen hat, wegen der 
er in Anbetracht seines jugendlichen Alters strafrechtlich nicht verfolgt werden 
kann. und die Fürsorgeerziehung mit Rücksicht auf die Beschaffenheit der 
Handlung, die Persönlichkeit der Eltern oder sonstigen Erzieher und die 
übrigen Lebensverhältnisse zur Verhütung weiterer sittlicher Verwahrlosung 
des Minderjährigen erforderlich ist; 

3. wenn die Fürsorgeerziehung ausser diesen Fällen wegen Unzulänglichkeit der 
erziehlichen Einwirkung der Eltern oder sonstigen Erzieher oder der Schule 
zur Verhütung des völligen sütlichen Verderbens des Minderjährigen noth- 
wendig ist. 

&2. Die Fürsorgeerziehung erfolgt unter öffentlicher Aufsicht und auf öffentliche 
Kosten in einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungs- oder Besserungsanstalt. 


83. Die Unterbringung zur Fürsorgeerziehung erfolgt, nachdem das Vormund- 
schaftsgericht durch Beschluss das Vorhandensein der Voraussetzungen des $ 1 
unter Bezeichnung der für erwiesen erachteten Thatsachen festgestellt und die Unter- 
bringung angeordnet hat. 


$4. Das Vormundschaftsgericht beschliesst von Amtswegen oder ait, Antrag. 
Zur Stellung des Antrags sind berechtigt und verpflichtet: 
der Landrath, in den Hohenzollernschen Landen der Oberamtmann, in Städten 
mit mehr als 10 000 Einwohnern sowie in den nach $ 28 der Kreisordnung 
fur die Provinz Hannover vom 6. Mai 1884 (Gesetz-Samml. S. 181) den- 
selben gleichgestellten Städten auch der Gemeindevorstand, 
in Stadtkreisen der Gemeindevorstand und der Vorsteher der Königlichen 
Polizeibehörde. 

Vor der Beschlussfassung soll das Vormundschafisgericht, soweit dies ohne er- 
hebliche Schwierigkeit geschehen kann, die Eltern, den gesetzlichen Vertreter des 
Minderjährigen und in allen Fällen den Gemeindevorstand, den zuständigen Geist- 
lichen und den Leiter oder Lehrer der Schule, welche der Minderjährige besucht, 
hören, auch hat, wenn die Beschlussfassung nicht auf Antrag erfolgt, das Vormund- 
schaftsgericht zuvor dem Landrath (Oberamtmanne, Gemeindevorstande, Vorsteher 
der Königlichen Polizeibehörde) unter Mittheilung der Akten Gelegenheit zu einer 
Aeusserung zu geben. 
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Der Beschluss ist dem gesetzlichen Vertreter des Minderjährigen, diesem selbst, 
wenn er das vierzehnte Lebensjahr vollendet hat, dem Landrath (Oberamtmanne, 
Gemeindevorstande, Vorsteher der Königlichen Polizeibehörde) und dem verpflichteten 
‚Kommunalverbande ($ 14) zuzustellen. 

Gegen den Beschluss steht den im Abs. 3 Genannten die sofortige Beschwerde 
zu, dem gesetzlichen Vertreter des Minderjährigen oder diesem selbst jedoch nur 
dann, wenn der Beschluss auf Unterbringung zur Fürsorgeerziehung lautet. Die 
Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. 


§ 5. Bei Gefahr im Verzuge kann das Vormundschaftsgericht eine vorläufige 
Unterbringung des Minderjährigen anordnen. Die Polizeibehörde des Aufenthalts- 
oris hat in diesem Falle für die Unterbringung des Minderjährigen in einer Anstalt 
oder in einer geeigneten Familie zu sorgen. 

Die durch die vorläufige Unterbringung erwachsenden Kosten fallen, sofern die 
Üeberweisung zur Fürsorgeerziehung demnächst endgültig angeordnet wird, dem ver- 
pflichteten Kommunalverbande ($ 14), anderenfalls demjenigen zur Last, welcher die 
Kosten der örtlichen Polizeiverwaltung zu tragen hat. Die Polizeibehörde hat in 
allen Hüllen die durch die vorläufige Unterbringung entstehenden Kosten vorzu- 
schiessen. 

Streitigkeiten über die Angemessenheit der dem Erstattungspflichtigen in Rechnung 
gestellten Vorschüsse der Polizeibehörde entscheidet der Bezirksausschuss im Be- 
'schlussverfahren. Der Beschluss des Bezirksausschusses ist endgültig. 


$6. Hat die im $ 4 angeordnete Anhörung der Eltern oder des gesetzlichen 
Vertreters nicht stattfinden können, so sind dieselben berechtigt, die Wiederaufnahme 
des Verfahrens zu verlangen. 


87. Soweit nicht in diesem Gesetz ein Anderes bestimmt ist, ‚finden auf das ge- 
richtliche Werfahren die allgemeinen Vorschriften über die durch Landesgesetz den 
ordentlichen Gerichten übertragenen ‚Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
Anwendung. 

$8. Die gerichtlichen Verhandlungen sind gebühren- und stempelfrei; die baaren 
Auslagen fallen der Staatskasse zur Last. Ist nach dem Ermessen des Vormund- 
schaftsgerichts die Vernehmung der nach & 4 Abs. 2 zu hörenden Personen erforder- 
lich gewesen, so haben sie Anspruch auf Erstattung der nothwendigen baaren Aus- 
lagen aus der Staatskasse; dies gilt jedoch nicht für die Eltern des Minderjährigen. 

Verträge über die Unterbringung von Zöglingen sind stempelfrei. 

§ 9. Die Ausführung der Fürsorgeerziehung liegt dem verpflichteten Kommunal- 
verband ob ($ 14); er entscheidet darüber, in welcher Weise der Zögling unter- 
gebracht werden soll. Im Falle der Anstaltserziehung ist der Zögling, soweit mög- 
lich, in einer Anstalt seines Bekenntnisses unterzubringen. Im Falle der Famihen- 
erziehung muss der Zögling mindestens bis zum Aufhören der Schulpflicht in einer 
Familie seines Bekenntnisses untergebracht werden. 

Der Kommunalverband hat dem Vormundschaftsgerichte von der Unterbringung 
und von der Entlassung des Zöglinges Mittheilung zu machen. 

Die Ueberführung des Zöglinges liegt der Polizeibehörde des Aufenthaltsorts ob. 


$10. Die Züglinge dürfen nicht in Arbeitshäusern und nicht in Landarmen- 
häusern, in Anstalten, welche für Kranke, Gebrechliche, Idioten, Taubstumme oder 
Blinde bestimmt sind, nur so lange untergebracht werden, als es ihr körperlicher 
oder geistiger Zustand erfordert. g 3 

In Ausführung einer eingeleiteten Fürsorgeerziehung kann die Erziehung in der 
eigenen Familie des Zöglinges unter Aufsicht des Kommunalverbandes widerruflich 
angeordnet werden. 

$11. Für jeden in einer Familie untergebrachten Zögling ist zur Üeberwachung 
seiner Erziehung und Pflege von dem Kommunalverband ein Fürsorger zu bestellen. 
Hierzu können auch Frauen bestellt werden. 

$12. Auf Antrag des verpflichteten Kommunalverbandes kann, unbeschadet der 
Vorschriften des Artikel 78 $ 1 des Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz- 
buche, der Vorstand einer unter staatlicher Aufsicht stehenden Erziehungsanstali vor 
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den nach $ 1776 des Bürgerlichen Gesetzbuchs als Vormünder berufenen Personen 
zum Vormunde der auf Grund der $$ 3 ff. in der Anstalt untergebrachten Zöglinge 
bestellt werden. j 

Das Gleiche gilt für Zöglinge, die unter der Aufsicht des Vorstandes der An- 
stalt in einer von ihm ausgewählten Familie erzogen werden; liegt die Beaufsichti- 
gung der Zöylinge einem von dem verpflichteten Kommunalverbande bestellten Beamten 
ob, so kann dieser auf Antrag des INommunalverbandes statt des Vorstandes der 
Anstalt zum Vormunde bestellt werden. 

Neben dem nach den Vorschriften der Abs. I. 2 bestellten Formund ist ein Gegen- 
vormund nicht zu bestellen. Dem Vormunde stehen die nach $ 1852 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs zulässigen Be/reiungen zu. r 

813. Die Fürsorgeerziehung endigt mit der Mlinderjährigkeit. 

Die frühere Aufhebung der Fürsorgeerziehung erfolgt durch Beschluss des Kom- 
munalverbandes von Amtswegen oder auf Antrag der Eltern oder des gesetzlichen 
Vertreters des Minderjährigen, wenn der Zweck der Fürsorgeerziehung erreicht oder 
die Erreichung des Zweckes anderweit sichergestellt ist. Die Aufhebung kann unter 
Vorbehalt des Widerrufs beschlossen werden. 

Gegen den ablehnenden Beschluss des Kommunalverbandes kann der Antragstelier 
binnen einer Frist von zwei Wochen vom Lage der Zustellung ab die Entscheidung 
des Vormundschaftsgerichts anrufen. Gegen den Beschluss des Vormundschafts- 
gerichts findet die Beschwerde statt. Die Beschwerde des Kommunalverbandes hat. 
aufschiebende Wirkung. 

Ein abgewiesener Antrag dar, vor dem Ablaufe von sechs Monaten nicht erneuert 
werden. 

$ 14. Die Provinzialverbände, in der Provinz Hessen-Nassau die Dezirksver- 
bände der Regierungsbezirke Wiesbaden und Cassel, der Lauenburgische Landes- 
kommunalverband, der Landeskommunalverband der Hohenzollernschen Lande sowie 
der Stadtkreis Berlin sind verpflichtet, die Unterbringung der durch Beschluss des 
Vormundschaftsgerichts zur Fürsorgeerziehung überwiesenen Dlinderjährtgen in einer 
den Vorschriften dieses Gesetzes enisprechenden Weise zu bewirken. Sie haben für 
die Errichtung von Erziehungs- und Besserungsanstalten zu sorgen, soweit es an 
Gelegenheit fehlt, die Zöglinge in geeigneten Familien sowie in öffentlichen, kirch- 
lichen oder privaten Anstalten unterzubringen, auch soweit möthig für ein anger 
messenes Unterkommen bei der Beendigung der Fürsorgeerziehung zu sorgen. 

Zur Unterbringung verpflichtet ist derjenige Kommunalverband, in dessen Gebiete 
der Ort liegt, als dessen Wormundschaftsgericht das Gericht Beschluss gefasst hat. 


$ 15. Die Kosten, welche durch die Ueberführung des Zöglinges in eine Familie 
oder Anstalt, durch die dabei näthige reglementsmässige erste Ausstattung, durch dıe 
Beerdigung des während der ‚Fürsorgeerziehung verstorbenen und durch die KRück- 
reise des aus der Fürsorgeerziehung entlassenen Zöglinges entstehen, fallen dem 
Ortsarmenverband, in welchem er seinen Unterstützungswohnsitz hat, zur Last. Ist 
ein solcher Ortsarmenverband nicht vorhanden, so fallen diese Kosten dem verpflich- 
teten Kommunalverbande (8 14 Abs. 2) zur Last. Die übrigen Kosten des Unter- 
halts und der Erziehung sowie der Fürsorge für entlassene Zöglinge tragen in allen 
Fällen die Kommunalverbände. 

Die Kommunalverbände erhalten zu den nach Abs. I von ihnen zu tragenden 
Kosten aus der Staatskasse einen Zuschuss in Höhe von zwei Driteln dieser Kosten. 
Der Betrag des Zuschusses wird jührlich auf Liquidation der im Vorjahr aufge- 
wendeten Kosten oder im Einverständnisse mit den einzelnen Kommunalverbünden 
periodisch als Bauschsumme von dem Minister des Innern festgesetzt. 


$16. Die Kommunalverbände sind berechtigt, die Erstattung der während der 
Fürsorgeerziehung entstandenen Kosten des Unterhalts eines Zöglinges von diesem 
selbst oder von dem auf Grund des Bürgerlichen Rechtes zu seinem Unterhalte 
Verpflichteten zu fordern. Dieselbe Berechtigung steht den Ortsarmenverbänden hin- 
sichtlich der ihnen nach $ 15 Abs. I zur Last fallenden Kosten zu. 

Für die Erstattungsforderung der Kommunalverbände sind Tarife zu Grunde zu 
legen, welche von dem Minister des Innern nach Anhörung der Kommunalxerbände 
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festgesetzt werden. Die ‚Kosten der allyemeinen Verwaltung der Fürsorgeerziehung, 
des Baues und der Unterhaltuny der von den Kommunalverbänden errichteten An- 
stalten bleiben hierbei ausser Ansatz. 

Wird gegen den Erstattungsanspruck Widerspruch erhoben, so beschliesst darüber 
auf Antrag des Kommunalverbandes oder Ortsarmenverbandes der Bezirksausschuss. 

Der Beschluss ist vorbehaltlich des ordentlichen Rechtswegs endgültig. 

Zwei Drittel der durch die Kommunalverbände von den Erstaitungspjlichtigen 
eingezogenen Beträge sind auf den Beitrag des Staates (S 15 Abs. 2) anzurechnen. 

817. Die Kommunalverbände haben für die Ausführung der Fürsorgeerziehung 
und für die Verwaltung der von ihnen errichteten Erziehungs- und Besserungsan- 
stalten Reglements zu erlassen. 

Die Reglements bedürfen der Genehmigung der Minister des Innern und der 
geistlichen, Unterrichts- “ind Medizinal-Angelegenheiten in Betreff derjenigen Be- 
stimmungen, welche sich auf die Aufnahme, die Behandlung, den Unterricht und die 
Entlassung der Zöglinge beziehen. 

Hinsichtlich der Privatanstalten behält es bei den bestehenden Vorschriften sein 
Bewenden. 

$18. Die gesetzlichen Bestimmungen über die religiöse Erziehung der Kinder 
‚finden auch auf die Fürsorgeerziehung Anwendung. 

819. Wenn schulpflichtige Zöglinge der öffentlichen Volksschule ohne sittliche 
Gefährdung der übrigen die Schule besuchenden Kinder nieht zugewiesen werden 
können, so hat der Kommunalverband dafür zu sorgen, dass diesen Zöglingen 
während des schulpflichtigen Alters der erjorderliche Schulunterricht anderweitig zu 
Theil wird. Im Streitfalle entscheidet der Oberpräsident. 

820. Die zuständigen staatlichen Aufsichtsbehörden der Kommunalverbünde und 
in höherer Instanz der Minister des Innern haben die Oberaufsicht über die zur 
Unterbringung von Zöglingen getroffenen Veranstaltungen zu führen; sie sind befugt, 
zu diesem Zwecke Revisionen vorzunehmen. 

821. Mer, abgesehen von den Fällen der SS 120, 235 des Strafgesetzbuchs. 
einen Minderjährigen, bezüglich dessen das gerichtliche Verfahren auf Unterbringung 
zur Fürsorgeerziehung eingeleitet oder die Unterbringung zur Fürsorgeerziehung an- 
geordnet ist, dem Verfahren oder der angeordneten Fürsorgeerzichung entzieht, oder 
ihn verleitet, sich dem Verfahren oder der Fürsorgeerziehung zu entziehen, oder wer 
ihm hierzu vorsätzlich behülflich ist, wird mit Gefängniss bis zu zwei Jahren und 
mit Geldstrafe bis zu Eintausend Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

Der Versuch ist strafbar. 

822. Der Minister des Innern ist mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt. 

823. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. April 1901 in Kraft. 

Mit dem gleichen Zeitpunkte wird das Gesetz vom 13. März 1878, betreffend die 
Unterbringung verwahrloster Kinder, aufgehoben. 2 

Kommunalserbände, welche zur Zeit des Inkrafttretens dieses (Gesetzes über ge- 
eignete Anstalten nicht in ausreichendem Masse verfügen, sollen bis zum 1. April 
1903 bei der Unterbringung der Zöglinge den im $ 10 Abs. 2 dieses Gesetzes aus- 


gesprochenen Beschränkungen nicht unterliegen. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem 
Königlichen Insiegel. 


Gegeben Wilhelmshaven, den 2. Juli 1900. 
(J. S.) Milhelm. 
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